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DIE  AUFGABEN  UND  DIE  ORGANISATION 
DES  REICHS- VERSICHERUNGSAMTES. 

VON 

Dr.  r.  van  der  borght. 

Das  deutsche  Unfall-Versicherungsgesetz  vom6.  Juli  1884’)  schuf 
für  die  Durchführung  der  Unfall-Versicherung  innerhalb  der  Industrie 
neue,  bisher  unbekannte  Organe,  die  Berufsgenossenschaften,  die 
sich  als  Unternehmerverbände  mit  weitgehenden  Machtvollkom- 
menheiten gegen  ihre  Mitglieder  und  mit  ausgedehnter  Selbstän- 
digkeit gegenüber  den  Behörden  darstellen.  Als  Aufsichtsorgan 
für  diese  eigenartigen  Selbstverwaltungskörper  und  zugleich  als 
oberstes  Organ  in  den  Unfallversicherungs-Angelegenheiten  über- 
haupt wurde  durch  das  genannte  Gesetz  eine  neue  Behörde  in’s 
Leben  gerufen,  die  unter  dem  Namen  »Reichs-Versicherungsamt« 
in  den  wenigen  Jahren  ihres  Bestehens  bereits  zu  grösster  Bedeu- 
tung gelangt  ist. 

Nach  dem  Kommissionsbericht  über  den  ersten  Unfallver- 
sicherungsgesetz-Entwurf (S.  52)  ist  das  Reichs-Versicherungsamt 
»eine  mit  selbständigen  Entscheidungs-  und  Zwangsbefugnissen 
ausgerüstete  Reichsbehörde,  welche  unbeschadet  gewisser  dem 
Bundesrat  übertragener  Funktionen  die  Durchführung  des  Gesetzes 
in  organisatorischer,  administrativer,  verwaltungsgerichtlicher  und 
disziplinarischer  Beziehung  in  letzter  Instanz  hat«.  Durch  diesen, 
vier  verschiedene  Gebiete  umfassenden  Kreis  der  Funktionen  unter- 
scheidet sich  das  Reichs-Versicherungsamt  von  sonstigen  Reichs- 
bezw.  Staatsbehörden  letzter  Instanz.  Ein  weiteres  Unterschei- 
dungsmerkmal ist  darin  gegeben,  dass  im  Reichs- Versicherungs- 
amt »das  berufsmässige  Beamtentum  mit  dem  repräsentativen  und 
dem  Laienelement«  vereinigt  auftritt  ’). 

i)  Im  weiteren  Verlauf  des  Aufsatzes  cilicrl  als:  U.  — 2)  Amll.  Nachr.  des 
R.V.A.  Jahrg.  i.  S,  4. 
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R.  van  der  Borght, 


Das  Reichs-Versicherungsamt  ist  zwar  eine  Behörde  letzter 
Instanz,  aber  nicht  eine  »oberste  Reichsbehördec  von  der  Art 
des  Reichsamts  des  Innern,  des  Reichs-Justizamtes  und  des  Reichs- 
schatzamtes. Vielmehr  gehört  nach  dem  erwähnten  Kommissions- 
bericht (S.  52)  das  Reichs-Versicherungsamt  zum  Ressort  des 
Reichsamtes  des  Innern  und  unterliegt  der  Aufsicht  desselben, 
ähnlich  wie  die  »Reichskommissiont  und  das  »Bundesamt  für 
das  Heimatwesen«.  Aus  diesem  Charakter  des  Reichs- Versiche- 
rungsamtes folgt  auch  die  Einfügung  des  Etats  des  Reichs-Ver- 
sicherungsamtes in  den  des  Reichsamtes  des  Innern. 

Die  Aufsicht  des  Reichsamtes  des  Innern  über  das  Reichs- 
Versicherungsamt  hat  — entsprechend  den  verschiedenartigen 
Aufgaben  des  letzteren  — einen  verschiedenen  Inhalt,  »einen  po- 
sitiven nach  der  Seite  der  administrativen  und  einen  negativen 
nach  der  Seite  der  Aufgaben  der  Rechtsprechung«  ').  Diese  ne- 
gative Aufgabe  der  genannten  Aufsichtsinstanz  (bezw.  des  Reichs- 
kanzlers) geht  dahin,  die  Unabhängigkeit  des  Reichs- Versicherungs- 
amtes  in  bezug  auf  seine  Rechtsprechung  und  seine  verwaltungs- 
gerichtlichen Entscheidungen  zu  sichern.  Niemandem,  auch  dem 
Reichsamt  des  Innern  nicht,  steht  die  Befugnis  zu,  »in  die  Instanz- 
entscheidungen des  Reichs- Versicherungsamtes  einzugreifen  oder 
statt  seiner  selbst  zu  entscheiden«.  (Kommissionsbericht  S.  52.) 

Den  öffentlichen  Behörden  gegenüber  ist  dem  Reichs  Ver- 
sicherungsamt  die  Requisitionsbefugnis  eingeräumt.  Seinem  im 
Vollzüge  des  Gesetzes  ergehenden  Ersuchen  müssen  »die  öffent- 
lichen Behörden«  entsprechen  *). 

Die  vorstehend  kurz  angedeutete  rechtliche  Stellung  des 
Reichsversicherungsamtes  ist  durch  die  späteren  sozialpolitischen 
Gesetze  nicht  geändert  worden,  während  jedes  derselben  die  Auf- 
gaben und  die  Arbeitslast  des  Amtes  wesentlich  erhöhte. 

Von  derartigen  weiteren  Gesetzen  kommen  hier  in  Betracht: 

1)  Das  Gesetz  über  die  Ausdehnung  der  Unfall-  und  Kranken- 
versicherung vom  28.  Mai  1885 

2)  Das  Gesetz,  betreffend  die  Unfall-  und  Krankenversicherung 
der  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Per- 
sonen vom  5.  Mai  1886  *). 

l)  Reg.>Komini»iar,  Dir.  im  Reichsami  des  Innern  Hosse  im  Reichstag,  citiert 
nach  Wocdike’s  Kommentar  zum  Unfall-Vcrsichcrungsgcsctz  vom  6.  Juli  1884.  — 
2)  U.  § loi,  L.U.  § 121,  S.  U.  § 115,  — 3)  Gewöhnlich  kurz  »Ausdehnungsgesetz« 
genannt;  im  weiteren  Verlauf  der  Arbeit  citiert  als ; A.  — 4)  Weiterhin  citiert  als;  L.U. 
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3)  Das  Gesetz,  betreffend  die  Unfallversicherung  der  bei 
Bauten  beschäftigten  Personen  vom  ii.  Juli  1887  *). 

4)  Das  Gesetz,  betreffend  die  Unfallversicherung  der  Seeleute 
und  anderer  bei  der  Seeschiffahrt  beteiligten  Personen  vom  13. 
Juli  1887  •). 

Diese  4 Gesetze  umfassen  in  Verbindung  mit  dem  Gesetz 
vom  6.  Juli  1884  das  gesamte  Gebiet  der  Unfallversicherung,  so- 
weit dieselbe  bereits  reichsgesetzlich  geregelt,  ist.  Bezüglich  der 
Organisation  lehnen  sich  die  genannten  4 Gesetze  alle  — wenn 
auch  in  verschiedener  Weise  — an  den  Grundgedanken  einer 
berufsgenossenschaftlichen  Zusammenfassung  an  , wie  er  in  dem 
Gesetz  vom  6.  Juli  1884  zum  Siege  gelangt  war.  Der  noch  nicht 
geregelte  Rest  der  Unfallversicherung  (für  Handwerker  u.  ähnl.) 
wird  zweifelsohne  ebenfalls  dem  Reichs-Versichcrungsamt  unter- 
stellt werden  und  auf  diese  Weise  neue  Aufgaben  für  dasselbe 
schaffen. 

Inzwischen  ist  durch  das  Reichsgesetz,  betreffend  die  Inva- 
liditäts-  und  Altersversicherung  vom  22.  Juni  1889  *)  das  Thätig- 
keitsgebiet  des  Reichs-Versicherungsamtes  bereits  über  den  Kreis 
der  Unfallversicherung  hinaus  erweitert  w'erden,  wobei  gleichzeitig 
in  den  provinziell  abgegrenzten  Versicherungsanstalten  neue  Ver- 
waltungskörper geschaffen  sind. 

Die  aus  allen  diesen  Gesetzen  entspringenden  Aufgaben  und 
die  im  Hinblick  auf  diese  Aufgaben  geschaffene  Organisation  des 
Reichs- Versicherungsamtes  sollen  in  den  nachstehenden  Ausfüh- 
rungen in  Kürze  besprochen  werden. 

I.  Die  Aufgaben  des  Reichs-Versicherungsamtes. 

Der  Kreis  der  Obliegenheiten  des  Reichs-Versicherungsamtes 
ist  in  den  bezüglichen  Gesetzen  nirgends  im  Zusammenhang  dar- 
gestellt. muss  vielmehr  in  der  Hauptsache  aus  den  in  einzelnen 
Paragraphen  erwähnten  Aufgaben  zusammengestellt  werden  ‘).  Ein 
Teil  der  Aufgaben  wird  in  den  Gesetzen  nicht  ausdrücklich  er- 
wähnt, folgt  aber  aus  der  Natur  und  der  Stellung  der  Behörde 
von  selbst.  Ini  Anschluss  an  den  Kommissionsbericht  (siehe  oben) 

1)  Weiterhin  citiert  als;  B.U.  — 2)  Weiterhin  citiert  als;  S.ü.  — 3)  Weiterhin 
citiert  als;  Inv.  — 4)  Sülche  Zusammenstellungen  linden  sich  i.  B.  in  dem  Kommentar 
von  V.  Woedtke  zum  Unfallvcrsicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1S84,  in  den  Amtl.  Nachr. 
des  Reichs-Vers.-A.  Jahrg.  I,  S,  5,  in  dem  sTaschenkalender  zum  Gebrauche  bei  Hand- 
habung der  Unfall-  und  Krankenversicherungsgesetze«  von  Buschmann  und  Götze  u.  s.  w. 
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teilt  man  die  Aufgaben  des  Reichs- Versicherungsamtes  in  4 Grup- 
pen ein,  nämlich 

a)  organisatorische  Aufgaben, 

b)  administrative  Aufgaben, 

c)  verwaltungsgerichtliche  Aufgaben, 

d)  Aufgaben  der  Exekutiv-  und  Disziplinar-Strafgcwalt. 

Dieser  Einteilung  soll  auch  hier  gefolgt  werden. 

a)  Organisatorische  Aufgaben  des  Reichs-Versiche 
ru  ngsamtes. 

Die  Unfallversicherungsgesetze  legen  dem  Reichs-Versiche- 
rungsamt  die  Pflicht  auf,  die  Durchführung  der  geplanten  Organi 
sation  vorzubereiten , zu  erleichtern , zu  fördern  und  zu  beauf- 
sichtigen. Diese  wenigen  Worte  umschliessen  ein  ungemein  aus- 
gedehntes Arbeitsgebiet. 

Da  die  ganze  Organisation  neu  zu  bilden  war,  so  bestand 
die  erste  Aufgabe  in  der  Beschaffung  der  statistischen 
Unterlagen  für  die  Errichtung  der  Berufsgenossenschaften.  Zu 
dem  Zwecke  wurden  die  Unternehmer  industrieller  Anlagen,  so- 
wie von  Bau-  und  Schiffahrtsbetrieben  verpflichtet,  ihre  Betriebe 
unter  Angabe  der  Art  derselben  und  der  darin  beschäftigten 
Personen  in  bestimmter  Frist  bei  der  unteren  Verwaltungsbehörde 
bezw.  der  Ortspolizeibehörde  des  Heimatshafens  anzunielden. 
Die  Pestsetzung  und  die  Bekanntmachung  dieser  P'rist  war  Auf- 
gabe des  Reichs- Versicherungsamtes  ').  Bei  der  Neuheit  der 
ganzen  Einrichtung  folgte  aus  dieser  Aufgabe  ohne  weiteres,  dass 
das  Reichs- Versicherungsamt  ilen  beteiligten  Unternehmern  und 
Behörden  bezügliche  Anleitungen  gab  und  die  bei  der  Anmel- 
dung und  der  Zusammenstellung  der  Anmeldungen  zu  benützen- 
den P'ormulare  fcstsetzte.  Im  Interesse  richtiger  Verteilung  der 
angemeldeten  Betriebe  auf  die  einzelnen  Betriebszweige  war  es 
ferner  erforderlich,  dass  den  Behörden  durch  eine  Nachweisung 
der  Gruppen,  Klassen  und  Ordnungen  der  Reichs-Berufs-(Gewerbe-) 
Statistik  ein  bestimmter  Anhalt  vom  Reichs-Versicherungsamte 
gegeben  wurde.  Das  so  gewonnene  Material  bildete  den  Stamm 
für  die  Kataster  der  zu  errichtenden  Genossenschaften  in  den  drei 
genannten  Berufsgruppen.  Das  Reichs-Versicherungsamt  musste 
den  Genossenschaftsvorständen  die  Verzeichnisse  der  versiehe- 

I)  U.  § II,  B.U.  § II,  S.U  § 21. 
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rungspflichtigen  Betriebe  mitteilen  ').  In  der  landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung  (L.U.  § 34)  erfolgte  die  Beschaffung  des  ent- 
sprechenden Materials  erst  nach  Bildung  der  Berufsgehossenschaft 
durch  die  Gemeindebehörden.  Im  übrigen  erwuchsen  hier  die 
gleichen  Aufgaben  (lir  das  Reichs- Versicherungsamt,  wie  sie  oben 
angegeben  sind. 

ln  der  Industrie  war  den  Beteiligten  das  Recht  der  Initiative 
bei  Bildung  der  Berufsgenossenschaften  eingeräumt. 
Dieselben  konnten  Anträge  auf  Errichtung  bestimmter  Berufsgenos- 
senschaften einreichen  und  zwar  an  das  Reichs-Versicherungsamt. 
Nach  Lage  der  Dinge  war  auf  eine  ausreichende  Anwendung 
dieses  Rechtes  nicht  zu  rechnen,  wenn  nicht  den  Beteiligten  das 
erforderliche  Material  verschafft  wurde.  Letzteres  war  wiederum 
eine  aus  der  Natur  der  Sache  folgende  Aufgabe  des  Reichs- 
Versicherungsamtes,  welches  zu  dem  Zwecke  47  industriellen  etc. 
Vereinen  das  Material  zur  Verfügung  zu  stellen  sich  genötigt 
sah  ^).  Das  Reichs- Versicherungsamt  hatte  nach  Entgegennahme 
der  Anträge  zunächst  zu  prüfen,  ob  die  geplante  Berufsgenossen- 
schaft leistungsfähig  ist,  und  war  verpflichtet,  wenn  es  die  Leistungs- 
fähigkeit bezweifelte,  die  Entscheidung  des  Bundesrates  einzu- 
holen. Ferner  hatte  das  Reichs  Versicherungsamt  zu  untersuchen, 
ob  die  Anträge  in  der  vorgeschriebenen  Frist  eingereicht  und 
mindestens  von  dem  20.  Teil  derjenigen  Betriebe,  für  welche  die 
Berufsgenossenschaft  gebildet  werden  sollte , oder  von  solchen 
Unternehmern,  die  mindestens  den  10.  Teil  der  in  diesen  Betrie- 
ben vorhandenen  versicherungspflichtigen  Personen  beschäftigen, 
gestellt  waren.  Endlich  musste  das  Reichs-Versicherungsamt  prü- 
fen , ob  nicht  etwa  nach  dem  Anträge  Betriebe  von  der  Berufs- 
genossenschaft ausgeschlossen  werden  sollten,  die  wegen  der  ge- 
ringen Zahl  der  Betriebe  oder  der  Arbei'er  eine  eigene  leistungsfähige 
Berufsgenos.senschaft  nicht  bilden  und  auch  einer  anderen  Berufs- 
genossenschaft zweckmässig  nicht  zugeteilt  werden  konnten.  Die 
Unternehmer  derartiger  Betriebe  waren  gegebenenfalls  vom  Reichs- 
Versicherungsamt  zu  den  zu  pflegenden  Verhandlungen  mit  hin- 
zuzuziehen. Hielt  das  Reichs-Versicherungsamt , bezw.  der  Bun- 
desrat die  geplante  Genossenschaft  für  leistungsfähig  und  waren 
die  erwähnten  formellen  Bedingungen  des  Antrags  erfüllt , so 
musste  das  Reichs-Versicherungsamt  die  beteiligten  Unternehmer 


t)  b-  § 37i  S.U.  § 44.  — z)  Nachr.  d.  R.V.A.  Jahrg.  II.  S.  68. 
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zu  einer  Generalversammlung  einladen  ').  Die  Einladung  erfolgte 
auf  Grund  der  oben  erwähnten  Verzeichnisse  der  Unternehmer. 
Das  Reichs-Versicherungsamt  musste  hierbei  zugleich  die  jedem 
Unternehmer  zustehende  Stimmenzahl  berechnen  und  in  der  Ein- 
ladung bezeichnen.  Das  Reichs- Versicherungsamt  musste  weiter 
durch  einen  besonderen  Vertreter  die  Versammlung  eröffnen,  die 
Wahl  des  Vorstandes  herbeiführen  und  die  Versammlung  bis  zu 
der  erfolgten  Wahl  leiten.  Das  Protokoll  der  Versammlung  war 
dem  Reichs-Versicherungsamt  einzureichen  und  von  diesem  dem 
Bundesrat  vorzulegen  ’).  Um  zu  verhüten,  dass  durch  unzweck- 
mässige Fassung  des  Protokolles  Schwierigkeiten  entstehen , sah 
sich  das  Reichs-Vcrsicherungsamt  genötigt,  ein  bezügliches  Schema 
aufzustellen.  Zur  weiteren  Förderung  der  Sache  hielt  es  das 
Reichs-Versicherungsamt  mit  Recht  für  erforderlich , den  Panla- 
dungen  bestimmte , für  den  Aufbau  der  betreffenden  Genossen- 
schaft prinzipiell  wichtige  Fragen  anzufügen  und  deren  Beratung 
in  der  betreffenden  Generalversammlung  herbeizuführen. 

In  dem  landwirtschaftlichen  Unfallvcrsicherungsgesetz  sind 
Initiativ-Anträge  der  Beteiligten  nicht  vorgesehen.  Statt  dessen 
waren  Vorschläge  der  Landesregierungen  nach  Anhörung  der 
Beteiligten  einzubringen.  Die  Begutachtung  dieser  Vorschläge 
war  ebenso,  wie  die  der  industriellen  Initiativ-Anträge  Sache  des 
Reichs-Versicherungsamtes  ’). 

Die  Beschlüsse  des  Bundesrates  über  die  Errichtung  von 
industriellen  Berufsgenossenschaften , die  ohne  Anträge  der  Be- 
teiligten gebildet  sind , bezw.  über  die  Genehmigung  derartiger 
Anträge  müssen  unter  Bezeichnung  der  Bezirke  und  Industrie- 
zweige , für  welche  die  Berufsgenossenschaften  gebildet  sind, 
durch  den  Reichsanzeiger  veröffentlicht  werden  (U.  § 15.  Abs.  2). 
Während  die  entsprechenden  Veröffentlichungen  im  See-Unfall- 
versicherungsgesetz i;  27  und  im  landwirtschaftlichen  Unfallver- 
sicherungsgesetz § 25  den  Genossenschaftsvorständen  übertragen 
sind,  fehlt  es  in  dem  industriellen  Unfallversicherungsgesetz  an 
einer  bezüglichen  Vorschrift;  es  wurde  deshalb  mit  Recht  ange- 
nommen, dass  das  Reichs-Versicherungsaml  die  Veröffentlichung 
zu  bewirken  habe. 

Betrafen  die  bisher  besprochenen  Obliegenheiten  die  Bildung 
der  Genossenschaften  an  und  für  sich , so  bezieht  sich  eine  wei- 

1)  U.  § 13.  - 2)  U.  § 14.  — 3)  LU.  S iS. 
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tere  Gruppe  auf  die  Errichtung  einer  Verfassung  der  ein- 
zelnen Genossenschaften,  d.  h.  auf  die  Feststellung 
der  Statuten.  Die  Errichtung  des  Statutes  der  Genossen- 
schaft erfolgt  allgemein  durch  die  konstituierende  Generalversamm- 
lung; die  Einladungen  hierzu,  die  Eröffnung  und  die  vorläufige 
Leitung  der  Generalversammlung  in  der  oben  erörterten  Weise, 
sowie  die  1 Icrbeiführung  der  VV^ahl  eines  provisorischen  Genossen- 
schaftsvorstandes ist  wiederum  für  die  Industrie  und  die  Schiff- 
fahrtsbetriebe dem  Reichs-Versicherungsamt  übertragen  worden, 
welches  auch  das  Protokoll  entgegenzunehmen  hat.  Die  gleichen 
•Aufgaben  hat  das  Reichs-Versicherungsamt  hinsichtlich  derjenigen 
landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften,  deren  Bezirk  über  die 
Grenzen  eines  Bundesstaates  hinausgeht  *).  Beim  Vorhandensein 
dieser  Voraussetzung  hat  das  Reichs-Vcrsicherungsamt  ausserdem 
im  Einvernehmen  mit  den  Zentralbehörden  der  beteiligten  Bun- 
desstaaten noch  über  die  Zahl  der  von  der  Gemeindevertretung 
bezw.  Gemeindebehörde  zu  ernennenden  Wahlmänner  Bestimmung 
zu  treffen,  die  Bezirke  für  die  Versammlungen,  in  denen  die 
Wahlmänner  die  zur  konstituierenden  Generalversammlung  der 
landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  zu  entsendenden  Ver- 
treter wählen , festzusetzen  und  die  Wahlordnung  für  die  bezüg- 
liche Wahlversammlung  zu  erlassen  ’). 

An  den  Beratungen  über  die  durch  das  Bauunfall-Versiche- 
rungsgesetz vorgesehenen  Nebenstatuten  hat  das  Reichs-Versiche- 
rungsamt durch  einen  besonderen  Vertreter  ebenfalls  teilzuneh- 
men *).  Nach  dem  Invalidenversicherungsgesetz  sind  die  eben 
genannten  Pflichten  dem  Reichs- V^ersicherungsamt  abgenommen ; 
doch  wird  es  sich  auch  hier  einer  anderen,  im  Gesetz  nicht  aus- 
gesprochenen V'erpflichtung  ebensowenig  entziehen  können , wie 
in  dem  gesamten  Gebiet  der  Unfallversicherung,  der  Ver- 
pflichtung nämlich,  durch  Feststellung  von  Normalstatuten  die 
Errichtung  der  Statuten  nach  Möglichkeit  zu  erleichtern. 

Die  Revision  und  die  Genehmigung  der  von  der  konstituieren- 
den Generalversammlung  (in  der  Unfallversicherung)  bezw.  von 
dem  »Ausschuss«  der  Versicherungsanstalt  (in  der  Invalidenver- 
sicherung) beschlossenen  und  dem  Reichs-Versicherungsamt  ein- 
zureichenden Statuten  ist  Sache  des  Reichs-Versicherungsamtes. 
Versagt  dasselbe  die  Genehmigung  und  wird  hiergegen  in  4 Wo- 

i)  U.  § 16.  S.U.  § 23.  — »)  Uü.  § 21.  — 3)  I..U.  § 20.  — 4)  B.U.  § 20. 
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eben  Beschwerde  beim  Bundesrat  nicht  eingelegt  oder  wird  die 
Beschwerde  vom  Bundesrat  abgelehnt,  so  muss  das  Reichs- Ver- 
sicherungsamt innerhalb  4 Wochen  eine  abermalige  Beschluss- 
fassung herbeiführen,  zu  welchem  Zwecke  in  der  Unfallversicherung 
eine  neue  Generalversammlung  vom  Reichs- Versicherungsamt  ein- 
zuberufen ist.  Kommt  hierbei  ein  Beschluss  nicht  zu  stände  oder 
wird  die  Genehmigung  wiederum  versagt , so  hat  das  Reichs- 
Versicherungsamt  selbst  das  Statut  bezw.  Nebenstatut  zu  erlassen. 
Auch  Abänderungen  des  Statuts  bezw.  Nebenstatuts  bedürfen 
der  Genehmigung  des  Reichs- Versicherungsamtes , gegen  deren 
Versagung  Beschwerde  an  den  Bundesrat  binnen  4 Wochen  zu- 
lässig ist  '). 

Eine  dritte  Gruppe  der  organisatorischen  Obliegenheiten  des 
Reichs- Versicherungsamtes  bezieht  sich  auf  die  Schaffung  ver- 
schiedener Einrichtungen,  die  nach  der  Konstituierung  zur 
Durchführung  der  Versicherung  in  den  Genossenschaften  erforderlich 
erscheinen.  Hierher  gehört  zunächst  die  Bildung  der  Gefahrentarife, 
bei  welcher  das  Reichs-Versicherungsamt  zu  wesentlicher  Mitwir- 
kung berufen  ist.  Für  die  industriellen  Berufsgenossenschaften  ist 
die  Aufstellung  des  Gefahrentarifs  obligatorisch.  Das  Reichs-Ver- 
sicherungsamt setzt  eine  bestimmte  Frist  fest , innerhalb  welcher 
der  Tarif  aufzustellen  und  dem  Reichs- Versicherungsamt  zur  Ge- 
nehmigung zu  unterbreiten  ist.  Wird  die  Frist  versäumt  oder  die 
Genehmigung  versagt  (wogegen  eine  Beschwerde  nicht  statthaft 
ist),  so  hat  das  Reichs-Versicherungsamt  seinerseits  nach  Anhö- 
rung der  mit  der  Aufstellung  betrauten  Genossenschaftsorgane 
den  Tarif  selbst  aufzustellen.  Alle  Abänderungen  des  Tarifs  be- 
dürfen wiederum  der  Genehmigung  des  Reichs-Versicherungs- 
amtes, welchem  zu  dem  Zwecke  das  der  Abänderung  zu  Grunde 
liegende  Verzeichnis  der  Unfälle  vorzulegen  ist  *).  Die  gleichen 
Aufgaben  hat  das  Reichs-Versicherungsamt  auch  gegenüber  den 
landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften ; ausserdem  aber  hat 
hier  das  Reichs-Versicherungsamt  etwaige  Anträge  des  Vorstandes 
oder  Ausschusses,  von  der  Aufstellung  eines  Tarifs  Abstand  zu 
nehmen,  zu  prüfen  und  zu  genehmigen,  kann  aber  die  Geneh- 
migung zurückziehen,  wenn  aus  dem  Verzeichnis  der  Unfälle  her- 
vorgeht, dass  die  Unfallgefahr  in  den  einzelnen  Betrieben  eine 
wesentlich  verschiedene  ist  ’).  ln  der  Unfallversicherung  für  See- 

I)  U.  § 20,  B.U.  § 20,  I,.U.  § 24,  S.U.  § 26,  Inv.  § 56.  — 2)  U.  § 2g.  — 
i)  L U.  § 35- 
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leute  ist  der  Gefahrentarif  nicht  obligatorisch;  deshalb  fällt  hier 
die  Bestimmung  einer  Frist,  sowie  die  eventuelle  Oktroierung 
des  Tarifs  fort.  Wird  aber  ein  Tarif  aufgestellt , so  bedarf  der- 
selbe der  Genehmigung  des  Reichs- Versicherungsamtes;  dasselbe 
gilt  von  den  beschlossenen  Aenderungen , welche  auch  hier  die 
Einreichung  des  Unfallverzeichnisses  nötig  machen  ').  Dass  diese 
sehr  wichtigen  und  umfassenden  Aufgaben  dem  Reichs-Versiche- 
rungsamt  auch  die  — in  den  Gesetzen  nicht  genannte  — Pflicht 
auferlegen , den  Beteiligten  die  verschiedensten  Fingerzeige  und 
Anleitungen  zu  geben,  bedarf  kaum  besonderer  Erwähnung. 

Im  Anschluss  hieran  sei  auch  darauf  hingewiesen , dass  die 
später  (S.  18)  zu  erwähnenden  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  der 
Unfallverhütung  auch  eine  ganze  Reihe  organisatorischer  Arbeiten, 
wie  den  Erlass  einleitender  Rundschreiben , Mitausarbeitung  der 
ersten  Unfallverhütungsvorschriften  u.  dergl.  zur  Folge  gehabt  hat. 

Für  die  Bau-Unfall-Versicherungsanstalten  hat  das  Reichs-Ver- 
sicherungsamt einen  besonderen  Prämientarif  alle  3 Jahre 
nach  Anhörung  des  beteiligten  Genossenschaftsvorstandes  im  Vor- 
aus festzusetzen  und  denselben  mindestens  2 Wochen  vor  dem 
Inkrafttreten  im  Reichs  Anzeiger  und  in  denjenigen  Blättern  zu 
veröffentlichen,  die  zu  den  amtlichen  Bekanntmachungen  der  Zen- 
tral- oder  höheren  Verwaltungsbehörden,  in  deren  Bezirk  der 
Tarif  Geltung  haben  soll,  bestimmt  sind  *), 

Ferner  muss  die  Vereinigung  mehrerer  Genossenschaften  zu 
Rückversicherungs-Verbänden,  die  nach  dem  industriellen 
und  dem  landwirtschaftlichen  Unfall-Versicherungsgesetz  zulässig 
ist,  vom  Reichs- Versicherungsamt  genehmigt  werden’;. 

In  der  Bau-Unfall-Versicherung  kann  entweder  durch  Bestim- 
mung der  Landes-Zentralbehörde  oder  durch  übereinstimmende 
Beschlüsse  mehrerer  Gemeinden  ein  Verband  von  verschiedenen 
Gemeinden  zur  Uebernahme  der  ihnen  erwachsenden  Lasten  ge- 
bildet werden.  Derartige  Gemeindeverbär.de  sind  nicht  von  der 
Genehmigung  des  Reichs- Versicherungsamtes  abhiingig;  doch 
müssen  letzterem  die  bezüglichen  Vereinbarungen  und  Bestim- 
mungen mitgeteilt  werden.  (B.U.  § 30.) 

Zu  der  dritten  Gruppe  gehört  weiter  die  vom  Reichs- Ver- 
sicherungsamt zu  bewirkende  Aufstellung  eines  Formulars  für  das 
jährlich  einzureichende  Verzeichnis  der  Genossenschaftsmitglieder, 


i)  S.U.  § 36.  - 2)  B.U.  § 24  und  § 31.  - 3)  U.  § 30.  L.U.  § 4>- 
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welches  durch  das  Reichs-Versicherungsamt  entgegenzunehmen 
ist.  Oas  Keichs-Versicherungsamt  kann  indes  hiervon  ganz  oder 
teilweise  entbinden  '),  Kerner  kommt  hier  die  Aufstellung  des 
Unfall- Anzeige-Formulars*)  bezw.  der  Unfallbeschreibung  im  Schiffs- 
journal (S.U.  § 57,  Abs.  I ) und  der  Unfallnachweisung  (S.U.  § 57, 
Abs.  2)  in  Betracht.  Endlich  hat  das  Reichs-Versicherungsamt 
noch  Ausfiihrungsbestimniungen  über  die  Erhöhung  des  Kranken- 
geldes durch  den  Betriebsunternehmer  vom  Beginn  der  5.  Woche 
nach  Eintritt  des  Unfalls  bis  zum  Ablauf  der  13.  Woche  zu 
treffen  ’). 

Die  vierte  Gruppe  der  organisatorischen  Aufgaben  des  Reichs- 
Versicherungsanites  bezieht  sich  auf  die  Schaffung  solcher 
Organe  zur  Durchführung  der  Versicherung, 
welche  von  der  Verwaltung  der  Berufsgenos- 
scnschaften  bezw.  (in  der  Invalidenversicherung)  der 
Versicherungsanstalten  nicht  abhängig  sind. 
Als  solche  Organe  kommen  zunächst  die  »Arbeitervertreterc  in 
Betracht,  deren  Funktionen  nach  den  einzelnen  Gesetzen  (U.  § 41, 
A.  § 5,  L.U.  Ü 49,  B.U.  § 35,  S.U.  i;  48,  Inv.  § 48)  nicht  genau 
dieselben  sind. 

Bei  den  industriellen  und  den  Bau-Bcrufsgenossenschaften 
erfolgt  die  Wahl  der  Arbeitervertreter  durch  die  Kranken-  bezw. 
Knappschaftskassen-Vorstände,  wobei  die  zu  wählenden  Arbeiter- 
vertreter auf  bestimmte  Wahlbezirke  zu  verteilen  sind.  Diese 
Verteilung  geschieht  durch  ein  besonderes  Regulativ,  welches  vom 
Reichs-Versicherungsaint  zu  erlassen  ist,  sofern  die  betr.  Genossen- 
schaft bezw.  Sektion  über  die  Grenzen  eines  Bundesstaates  hinaus- 
geht. Hat  das  Reichs-Versicherungsamt  hiernach  das  Regulativ 
erlassen,  so  hat  es  auch  die  Wahl  durch  einen  besonderen  Be- 
auftragten zu  leiten 

Unter  derselben  V'oraussetzung  — mutatis  mutandis  — liegt 
auch  in  der  landwirtschaftlichen  und  See-Unfall-,  sowie  in  der  In- 
validenversicherung dem  Reichs-Versicherungsamt  der  Erlass  der 
Wahlordnung  und  die  Leitung  der  Wahl  durch  einen  Beauftrag- 
ten ob“).  In  der  See-Unfall-Versicherung  hat  das  Reichs-Ver- 
sicherungsamt  ausserdem  noch  diejenigen  Kassen  und  Vereini- 
gungen zu  bestimmen,  deren  Vorstände  wahlberechtigt  sind,  und 

i)  U § 40.  - 2)  F.  § 51,  I..U.  § 55.  S-F  § 59.  - 31  F.  § 5.  Abs.  9.  .S  U. 
§ IO,  Abs.  I.  — 4)  F.  g 43  u.  44,  B.F.  § 35.  — 5)  L.F.  § 51,  S.U.  § 51,  Inv. 
§ 64.  Ziff.  3. 
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die  Zahl  der  bei  der  Wahl  auf  die  einzelnen  Kassen  und  Ver- 
einigunjzcn  entfallenden  Stimmen  festzusetzen  '). 

Das  zweite  hier  in  Betracht  kommende  Organ  sind  die  Schieds- 
gerichte. In  der  Unfallversicherung  wird  deren  Sitz,  sofern  der 
Schiedsgerichtsbezirk  über  die  Grenzen  eines  Bundesstaates  hinaus- 
geht, durchgängig  vom  Reichs-Versicherungsamt  im  Kinvernehmen 
mit  den  beteiligten  Landes-Zentralbehörden  bestimmt ; dieses  hat 
auch  die  Beschlüsse  des  Bundesrates  über  Vermehrung  der 
Schiedsgerichte  vorzubereiten  ’).  Auch  in  der  Invalidenversiche- 
rung bestimmt  unter  der  gleichen  Voraussetzung  das  Keichs- 
Versicherungsamt  die  Sitze  der  Schiedsgerichte,  ausserdem  aber 
auch  deren  Zahl’).  Dass  dem  Reichs-Versicherungsamt  eine 
wesentliche  Mitwirkung  bei  der  Abfassung  der  kaiserlichen  Ver- 
ordnung über  das  Verfahren  vor  den  Schiedsgerichten  (U.  § 50) 
zufiel,  wird  in  dem  Kommentar  von  Woedtke  zum  Unfall- Ver- 
sicherungsgesetz vom  6.  Juli  1884  besonders  hervorgehoben. 

Das  dritte  der  hier  in  Rede  stehenden  Organe  ist  das  Reichs- 
Versicherungsamt  selbst.  Die  Wahl  der  nichtständigen  Mitglieder 
desselben  aus  den  Kreisen  der  .Arbeitgeber  und  der  Arbeitneh- 
mer wird  vom  Reichs-Versicherungsamt  geleitet,  welches  auch 
die  erforderlichen  näheren  Bestimmungen  über  diese  Wahl  trifft  *). 

Das  Entwerfen  der  kaiserlichen  Verordnung  über  die  For- 
men des  Verfahrens  und  den  Geschäftsgang  des  Reichs-Versiche- 
rungsamtes wird  von  Woedtke  (a.  a.  O.)  ebenfalls  zu  den  orga- 
nisatorischen Aufgaben  des  Reichs-Versicherungsamtes  gezählt. 

Eine  weitere  Gruppe  der  organisatorischen  Obliegenheiten 
des  Reichs-Versicherungsamts  erstreckt  sich  auf  die  Abände- 
rung bezw.  Auflösung  derBerufsgenossenschaf- 
t e n.  Nach  der  Errichtung  der  Genossenschaften  kann  der  Be- 
stand derselben  unter  bestimmten  Voraussetzungen  durch  Bundes- 
ratsbeschluss abgeändert  werden.  Die  Vorbereitung  dieser  Be- 
schlüsse ist  Sache  des  Reichs- Versicherungsamtes ’). 

Berufsgenossenschaften,  welche  leistungsunfähig  werden,  kön- 
nen vom  Bundesrat  auf  Antrag  aufgelöst  werden.  Der  Antrag 
ist  von  dem  Reichs- Versicherungsamt  zu  stellen"). 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  noch  erwähnt,  dass,  sofern 
für  Reichs-  bezw.  Staatsbetriebe  das  Reich  oder  ein  Bundesstaat 

0 -S.b'  § 51.  — 2)  U.  §.  46,  § 90.  11  U.  S j6,  L.U.  § 50  S 9S.  s.U.  S 49- 
g 100.  — 3)  Inv.  g 70.  — 4)  Li.  § 87,  I-.ü.  g 95,  S U.  g 97,  B.U.  g 45.  — 
5)  U.  g 31.  § 90,  I..U.  § 42.  8 9*-  — 6)  U.  g 33,  I..U.  8 14,  .S.U  8 42. 
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bezw.  ein  Kommunalverband  oder  eine  öffentliche  Korporation 
an  die  Stelle  der  Berufsgenossenschaft  tritt,  dem  Reichs-Versiche- 
rungsamt initzuteilen  ist,  welche  Behörden  als  Ausführungsbehör- 
den (zur  Wahrnehmung  der  Befugnisse  und  Obliegenheiten  der 
Genossenschaftsversammlung  und  des  Genossenschafts-Vorstandes) 
bezeichnet  worden  sind  '). 

b)  Administrative  Aufgaben  des  Reichs-Ver- 
sicherungsamtes. 

Bei  der  praktischen  Durchführung  der  Unfallversicherung,  die 
im  weitesten  Sinne  der  Aufsicht  des  Reichs-Versicherungsamtes 
unterstellt  ist , bedarf  es  zunächst  möglichster  Klarheit  dar- 
über, wer  und  was  versicherungspflichtig  ist. 
Diese  Klarheit  zu  schaffen , ist  die  erste  Aufgabe  des  Reichs- 
Versicherungsamtes  auf  dem  in  Rede  stehenden  Gebiet  seiner 
Thätigkeit. 

In  dieser  Hinsicht  kommt  zuerst  der  Begriff  »Fabrik«  in  Frage, 
den  das  Unfallvcrsicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884  nirgends  be- 
stimmt erläutert.  § i,  Absatz  1 dieses  Gesetzes  spricht  ganz  all- 
gemein die  Versicherungspflicht  der  »in  Fabriken«  beschäftigten 
Arbeiter  und  Betriebsbeamten  aus;  !;  l,  Abs.  3 und  4 stellen 
gewisse  Kategorien  den  in  § i,  Abs.  I genannten  Betrieben  bezw. 
Fabriken  gleich.  W'elche  Betriebe  aber  »ausserdem  als  F'a- 
briken  im  Sinne  dieses  Gesetzes  anzusehen  sind,  entscheidet  das 
Reichs- Versicherungsamt«  *).  Eine  ähnliche  Verpflichtung  begrün- 
det der  § I,  Abs.  6 des  landwirtschaftlichen  Unfall-Versicherungs- 
gesetzes; hiernach  hat  das  Reichs- V'ersicherungsamt  im  Zweifels- 
falle zu  entscheiden,  »welche  Betriebszweige  im  Sinne  dieses  Ge- 
setzes als  land-  oder  forstwirtschaftliche  Betriebe  anzusehen  sind« 
Das  See-Unfall-Versicherungsgesetz  überträgt  in  § i,  Abs.  4 dem 
Reichs-Versicherungsamt  ebenfalls  die  Pflicht,  in  Zweifelsfallen  zu 
entscheiden , »ob  ein  Betrieb  im  Sinne  dieses  Gesetzes  versiche- 
rungspflichlig  ist.« 

Daneben  hat  das  Reichs-Versicherungsamt  noch  die  Be- 
schlüsse des  Bundesrates,  die  sich  auf  die  Unfall- Versicherungs- 
pflicht erstrecken,  vorzubereiten:  Diese  Beschlüsse  beziehen 

sich  auf 

a)  die  Ausdehnung  der  Versicherungspflicht  auf  solche  Bau- 
I)  A § 2,  Abs.  3,  L.U.  § 102,  B.U.  § 46,  -S.U.  § 102.  — 2)  U.  § 1,  Ab».  5. 
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betriebe,  die  in  § i,  Abs.  2 des  Gesetzes  vom  6.  Juli  1884  nicht 
genannt  sind  *), 

b)  den  Ausschluss  der  Versicherungspflicht  für  solche  unter 
§ I des  Gesetzes  vom  6.  Juli  1884  fallende  Betriebe,  welche  mit 
Unfallgefahr  für  die  darin  beschäftigten  Personen  nicht  verbunden 
sind  ’), 

c)  die  Ausdehnung  der  Versicherungspflicht  auf  solche  See- 
leute, die  nach  § i,  Abs.  2 des  See-Unfall- Versicherungsgesetzes 
nicht  versicherungspflichtig  sind  ’). 

Die  zweite  Gruppe  der  administrativen  Aufgaben  des  Reichs- 
Versicherungsamtes  umfasst  die  Beaufsichtigung  des  ge- 
samten Geschäftsbetriebes  der  Berufsgenossenschaften 
und  Versicherungsanstalten  hinsichtlich  der  Beobachtung  der  ge- 
setzlichen und  statutarischen  Bestimmungen.  Das  Reichs- Ver- 
sicherungsamt hat  das  Recht,  jederzeit  eine  Prüfung  der  Ge- 
schäftsführung einschliesslich  der  Kassenverwaltung  vorzunehmen 
und  ihm  müssen  zu  dem  Zwecke  auf  Erfordern  die  Bücher , Be- 
lege etc.  vorgelegt  werden  ^).  P^s  ist  nicht  möglich , die  Fülle 
der  hierdurch  geschaffenen  Obliegenheiten  bis  in  alle  Einzelheiten 
zu  verfolgen,  da  hierzu  eine  Darlegung  des  gesamten  Geschäfts- 
betriebes der  Genossenschaften  bezw.  Versicherungsanstalten  nötig 
sein  würde.  Es  sei  nur  betont,  dass  sich  aus  der  Aufsichtsfüh- 
rung für  das  Rcichs-Versicherungsamt  die  Notwendigkeit  ergibt, 
in  den  verschiedensten  Richtungen  den  Organen  der  Versiche- 
rung Aufklärungen  und  Anweisungen  zu  geben,  wie  z.  B.  in  Be- 
zug auf  die  Behandlung  der  Unfälle,  das  Verhältnis  zu  Kranken- 
kassen u.  s.  w.  Die  Aufsicht  kann  sich  — wie  gleich  hier  er- 
wähnt werden  soll  — in  der  Unfall-Versicherung  unter  Umständen 
sogar  bis  zur  Führung  der  Geschäfte  selbst  verdichten.  Solange 
nämlich  die  Wahl  der  gesetzlichen  Organe  einer  Genossenschaft 
nicht  zu  Stande  kommt  oder  so  lange  diese  Organe  die  P'rfijilnng 
ihrer  gesetzlichen  oder  statutarischen  Obliegenheiten  verweigern, 
muss  das  Reichs-Versicherungsamt  die  betreffenden  Obliegenheiten 
auf  Kosten  der  Genossenschaft  wahrnchmen  bezw.  durch  Beauf- 
tragte wahrnehmen  lassen  ‘). 

Ein  Teil  der  Aufsichtsbefugnisse  bezw.  der  aus  diesen  folgen- 
den administrativen  (Obliegenheiten  des  Reichs- Versicherungsamtes 

l)  U.  § I,  Abs.  8,  § 90.  — 2)  ü.  g I,  Abs.  7.  g 90.  — 3)  S.U.  g i.  Abs.  5. 
— 4)  U.  § 87,  88,  I..U.  g 95  u.  96,  S.U.  g 97  U,  98,  B ü.  g 45,  Inv.  g 131. 

5)  U.  g 27,  EU.  g 32.  S.U.  g 33 
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ist  in  den  bezüglichen  Gesetzen  noch  des  näheren  erörtert;  denn 
es  finden  sich  eine  ganze  Reihe  von  Vorschriften  , die  auf  das 
Rechnungswesen  im  weitesten  Sinne  Bezug  haben.  Die 
umfassendste  dieser  Bestimmungen  ist  die  des  Invalidenversichc- 
rungsgesetzes  (§  130,  Abs.  2),  wonach  das  Reichs-Versicherungs- 
amt «die  Art  und  Form  der  Rechnungsführungc  bei  den  V'er- 
sicherungsanstalten  regelt,  ln  der  Unfall-Versicherung  fehlt  es 
an  einer  derartigen  Bestimmung.  Aus  der  Stellung  des  Reichs- 
Versicherungsamtes  als  Aufsichtsorgan  über  die  gesamte  Ver- 
waltung der  Berufsgenossenschaften  folgt  indes  von  selbst , dass 
das  Reichs-Versicherungsamt  auch  in  die  Rechnungsführung  der 
Berufsgenossenschafien  einzugreifen  berechtigt  ist.  Dieses  Fin- 
greifen  hat  sich  nicht  lediglich  auf  die  Erteilung  von  Ratschlägen 
zu  erstrecken  , vielmehr  ist  das  Reichs-Vcrsicherungsamt  nach 
seiner  eigenen,  berechtigten  Auffassung  ')  verpflichtet,  »das  Mass 
der  Regelung  der  Kassen-  und  Buchführung  nicht  uneingeschränkt 
dem  Ermessen  der  einzelnen,  vielfach  wechselnden  Vorsitzenden 
oder  gar  dem  Dafürhalten  der  jeweiligen  Genossenschafsbeamten 
zu  überlassen*.  Zu  dem  Zwecke  sind  diejenigen  Punkte  zu  be- 
zeichnen, über  welche  durch  Vorstandsbeschluss  bindende  An- 
ordnung zu  treffen  ist. 

Nach  dem  Invaliden  Versichcrungsgesetz  § 130  sind  weiter 
die  Versicherungsanstalten  verpflichtet,  dem  Reichs-Versicherungs- 
amt nach  dessen  näherer  Anweisung  und  in  den  von  ihm  vor- 
zuschreibenden Fristen  Uebersichten  über  ihre  Geschäfts-  und 
Rechnungsergebnisse  einzureichen.  Die  gleiche  Verpflichtung  ist 
für  die  Unlallversicherungsorgane  im  Gesetz  nicht  direkt  ausge- 
sprochen, folgt  aber  mit  Notwendigkeit  aus  der  dem  Reichs-Ver- 
sicherungsamt auferlegten  Pflicht , alljährlich  über  die  gesamten 
Rechnungsergebnisse  dem  Reichstage  *)  bezw.  diesem  und  dem 
Bundesrat  ’)  zu  berichten.  Mit  diesen  Obliegenheiten  verbindet 
sich  von  selbst  die  Notwendigkeit,  dass  das  Reichs-Vcrsicherungs- 
amt für  die  Nachweisung  der  Rechnungsergebnisse  die  nötigen 
Formulare  und  Anweisungen  feststellt,  und  dass  es,  da  die  Nach- 
weisung der  Rechnungsergebnisse  auch  die  Belastung  durch  Un- 
fälle ersichtlich  machen  müssen,  behufs  Herbeiführung  einer  brauch- 
baren und  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  gearbeiteten  Unfall- 

l)  Amü.  Nachr.  des  R V.A  Jahrg,  V.  .S.  325.  326.  — 2)  U.  § 77.  B.U.  9 43. 
EU.  § S6  - 3)  S.U.  § 89. 
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Statistik  den  Genossenschaftsorganen  die  erforderlichen  Instruktio- 
nen erteilt  und  sich  seinerseits  ebenfalls  mit  umfassenden  unfall- 
statistischen Arbeiten  beschäftigt. 

Auch  in  bezug  auf  die  Beitrags-Berechnung  und  -Erhebung 
hat  das  Reichs- Versicherungsamt  umfangreiche  Aufgaben  zu  er- 
fiillen. 

Die  Berufsgenossenschaften  für  Industrie  und  Landwirtschaft 
und  Seeschiffahrt  können  für  das  erste  Jahr  einen  Beitrag  im 
voraus  erheben , dessen  Höhe  durch  Statut  bestimmt  werden 
kann  *);  da  das  Statut  der  Genehmigung  des  Reichs-V'ersiche- 
rungsamtes  bedarf,  so  hat  dasselbe  indirekt  auch  das  Recht,  die 
Höhe  dieser  Vorschussbeiträge  zu  genehmigen.  Für  die  Bau- 
Unfallversicherung  ist  dieses  Genehmigungsrecht  bezüglich  der 
Vorschussbeiträge  noch  ausdrücklich  ausgesprochen  ’).  Das  Bau- 
Unfall-Versicherungsgesetz  enthält  aus.serdem  noch  folgende  auf 
den  Gegenstand  bezügliche  Vorschriften.  Die  Versicherung  von 
Bauarbeiten , zu  deren  Ausführung,  einzeln  genommen , mehr  als 
6 Arbeitstage  thatsächlich  verwendet  worden  sind , erfolgt  be- 
kanntlich (B.U.  § 2t  litt,  a)  auf  Kosten  des  Unternehmers  gegen 
feste,  im  voraus  bemessene  Beiträge  (Prämien).  Um  die  Berech- 
nung der  von  diesen  Unternehmern  zu  leistenden  Beiträge  zu  er- 
möglichen, haben  dieselben  von  einem  bestimmten  Zeitpunkt  ab 
monatliche  Nachweisungen  der  verwendeten  Arbeitstage  und  der 
von  den  Versicherten  dabei  verdienten  Löhne  und  Gehälter  vor- 
zulegen. Diesen  Zeitpunkt  bestimmt  das  Reichs- Versicherungs- 
amt und  macht  ihn  bekannt ; ausserdem  setzt  dasselbe  das  zu 
benutzende  Formular  für  die  Nachweisungen  fest  ’).  Die  Beiträge 
in  der  Bau-Unfall-Versicherung  .sollen  ausser  den  sonstigen  Lei- 
stungen der  Berufsgenossenschaft  auch  den  Kapitalwert  der  ihr  im 
abgelaufenen  Rechnungsjahre  zur  Last  gefallenen  Renten  decken. 
Die  Grundsätze  für  die  Berechnung  dieses  Kapitalwertes  bestimmt 
das  Reichsversicherungsamt*).  Für  die  Verwaltungskosten  der 
Berufsgenossenschaft  werden  nach  dem  in  Rede  stehenden  Gesetz 
bei  P'eststellung  des  Prämientarifs  (s.  oben)  zu  dem  Kapitalwert 
der  Renten  bestimmte  Zuschläge  gemacht.  Diesen  Zuschlag  be- 
stimmt beim  ersten  Mal  das  Reichs-Versicherungsamt  nach  An- 
hörung des  Genossenschaftsvorstandes;  die  näheren  Bestimmungen 

I)  U.  § IO,  Abs.  4,  L.U.  g 15,  Abs.  3,  .S.U.  § 18,  Abs  3.  — j)  B.L'.  § IO, 
Abs.  3.  — 3)  B.U.  g 22.  — 4)  B.U.  § IO,  Abs.  i. 
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über  die  Berechnung  des  Verwaltungskostenzuschlages  erlässt 
ebenfalls  das  Reichs-Versicherungsamt '). 

Im  Einvernehmen  mit  den  Landes-Zentralbehörden  setzt  das 
Reichs-Versicherungsamt  auch  die  Vergütung  an  die  Gemeinde- 
behörden für  die  Zusendung  der  Auszüge  aus  der  Heberolle  an 
die  Unternehmer  und  die  Einziehung  und  Ablieferung  der  Bei- 
träge fest.  (B.U.  § 25.) 

ln  der  See-Unfallversicherung  kann  das  Statut  vorschreiben, 
da.ss  bei  besonders  gefährlicher  Ladung  oder  bei  Reisen  in  be- 
sonders gefährlichen  Gewässern  höhere  Beiträge  für  die  Dauer 
dieser  Reisen  zu  zahlen  sind.  Enthält  das  Statut  eine  solche  Be- 
stimmung, so  müssen  nähere  Vorschriften  dieserhalb  getroffen 
werden.  Die  Genehmigung  dieser  Vorschriften  und  ihrer  Ab- 
änderung steht  dem  Reichs- Versicherungsamt  zu  ’). 

Weitere  hierher  gehörige  Befugnisse  schafft  das  Invaliden- 
Versicherungsgesetz.  Die  dort  (4j  96)  für  die  erste  Beitragsperiode 
festgesetzten  Beiträge  können  schon  innerhalb  der  ersten  Beitrags- 
periode von  der  Versicherungsanstalt  geändert  werden;  derartige 
Beschlüsse  sind  vom  Reichs- Versicherungsamt  zu  genehmigen  ’). 
Für  die  künftigen  Beitragsperioden  hat  der  Ausschuss  der  Ver- 
sicherung-sanstalt  nach  Anhörung  des  Vorstandes  über  die  Höhe 
der  Beiträge  zu  beschliesscn.  Diese  Beschlüsse  bedürfen  wiederum 
der  Genehmigung  des  Reichs- Versicherungsamtes.  Wenn  die  Bei- 
tragsperiode bis  auf  I Monat  abgelaufen  ist , ohne  dass  ein  ge- 
nehmigter Beschluss  vorliegt,  so  muss  das  Reichs- Versicherungs- 
amt selbst  die  Beiträge  festsetzen  *).  Für  die  Berechnung  der 
Beiträge  bei  solchen  Arbeiten,  bei  denen  die  Zahl  der  thatsäch- 
lich  verwendeten  Arbeitstage  nicht  festge.stellt  werden  kann  (Ak- 
kordarbeiten), kann  die  Versicherungsanstalt  besondere  Bestim- 
mungen erlassen,  die  vom  Reichs-Versicherungsamt  zu  genehmigen 
sind“).  Die  Beitragsentrichtung  erfolgt  in  der  Invalidenversiche- 
rung durch  Marken,  deren  Unterscheidungsmerkmale  und  Gültig- 
keitsdauer das  Reichs-Versicherungsamt  bestimmt*).  Ausserdem 
sind  in  besonderen  F'ällen  noch  Zusatzmarken  zu  verwenden, 
deren  Unterscheidungsmerkmale  ebenfalls  vom  Reichs-Versichc- 
rungsamt  zu  bestimmen  sind  ’). 

Auch  auf  die  Vermögensverwendung  erstrecken  sich  die  Be- 
it n U.  § 24 , Abs  2,  § 31.  — 2)  .S.U.  § 40.  — 3)  Inv.  § 08.  — 4)  Inv. 
§ 97-  — 5)  8 '<»•  — 6)  Inv.  g 99.  — 7)  Inv.  g 121. 
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fugnisse  des  Reichs-Versicherungsamtes.  Nur  mit  dessen  Geneh- 
migung  darf  die  Genossenschaft  in  dringenden  Fällen  die  Zinsen 
bezw.  den  Kapitalbestand  des  Reservefonds  angreifen  und  nach 
seiner  Anordnung  wird  alsdann  die  Wiederergänzung  der  Reserven 
vorgenommen  ').  In  der  Invalidenversicherung  ist  der  Reserve- 
fonds in  der  ersten  Beitragsperiode  auf  eine  bestimmte  Höhe  zu 
bringen  und  darf,  ehe  er  die  vorgeschriebene  Höhe  erreicht,  eben- 
falls nur  mit  Genehmigung  des  Reichs- Versicherungsamtes  in 
dringenden  Fällen  angegriffen  werden.  Wenn  der  Reservefonds 
am  Schluss  der  ersten  Periode  die  vorgeschriebene  Höhe  nicht 
erreicht,  so  ist  das  Fehlende  in  den  nächsten  Perioden  nach 
näherer  Anordnung  des  Reichs-Versicherungsamtes  aiifzubringen  *). 
Auf  der  anderen  Seite  muss  das  Reichs-Versicherungsamt  auch 
seine  Genehmigung  geben,  wenn  die  Genossenschafts-Versamm- 
lung weitere  Zuschläge  zum  Reservefonds  über  die  gesetzlich  be- 
stimmten hinaus  oder  die  Erhöhung  des  Reservefonds  über  den 
doppelten  Jahresbedarf  hinaus  beschliesst,  wozu  sie  jederzeit  be- 
rechtigt ist  ’).  In  der  Invalidenversicherung  kann  die  Erhöhung 
des  Reservefonds  bis  zur  doppelten  Höhe  des  vorgeschriebenen 
Bedarfs  nur  durch  Statutbestimmung  herbeigeführt  werden  *)  und 
unterliegt  insofern  auch  hier  der  Genehmigung  des  Reichs-Ver- 
sichcrungsamtes , als  dasselbe  das  Statut  zu  genehmigen  hat  “). 
In  der  Bau-Unfallversicherung,  in  welcher  die  Vermögensverwal- 
tung der  Versicherungsanstalten  und  der  Berufsgenossenschaften 
im  Prinzip  vollständig  zu  trennen  ist , kann  das  für  die  Zwecke 
der  Versicherungsanstalt  bestimmte  Vermögen  (ausschliesslich 
Reservefonds)  mit  Genehmigung  des  Reichs-Versicherungsamtes 
bei  besonderen  Voraussetzungen  für  die  übrigen  Zwecke  der  Be- 
rufsgenossenschaft verwendet  werden ; letztere  kann  auch  nach 
näherer  Bestimmung  des  Reichs-Versicherungsamtes  von  der  Ver- 
sicherungsanstalt einen  Pauschbetrag  für  den  auf  diese  entfallenden 
Anteil  an  den  allgemeinen  V'erwaltungskosten  erheben  •). 

Aus  dem  praktischen  Bedürfnis  heraus  hat  das  Reichs-Ver- 
sicherungsamt  bezüglich  des  Rechnungswesens  nötig  gehabt,  eine 
Vereinbarung  mit  dem  Reichsbankdirektorium  über  die  Annahme 
offener  Depots  der  Berufsgenossenschaften  herbeizuführen  ’),  so- 
wie die  Beziehungen  der  Berufsgenossenschaften  zur  Post  durch 

I)  ü.  § 18,  Abs.  3,  B.U.  § 13,  Abs  3,  S.U.  § ig,  Abs.  3.  — 2)  Inv.  § 21.  — 
3)  U.  § 18,  Abs.  2,  B.U.  8 13,  Abs.  2,  S.U.  § 19.  — 4)  Inv.  § 21.  — 5)  Inv. 
§ 56.  — 6)  B.U.  § 17-  — 7)  Amt).  Nachr.  d.  R.V.A.  Jahrg.  IV.  S.  277  — 279. 
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eine  besondere  Geschäftsanweisiing  unter  gleichzeitiger  Festsetzung 
der  erforderlichen  Quittungs-  und  Anweisungsformulare  zu  regeln  ') 
Endlich  hat  das  Reichs- Versicherungsamt  gegen  diejenigen  Ge- 
nossenschaften bczw.  Versicherungsanstalten,  welche  mit  der  F>- 
stattung  der  von  der  Post  vorschussweise  geleisteten  und  liiiui- 
dierten  Beträge  im  Rückstände  bleiben  , auf  Antrag  der  Zentral- 
postbchörden  das  Zwangsbeitreibungsverfahren  einzuleiten  •).  Das 
Amt  ist  in  der  Unfallversicherung  befugt , zur  Deckung  der  An- 
sprüche der  Postverwaltung  zunächst  über  bereite  Bestände  der 
beteiligten  Genossenschaftskassen  zu  verfügen;  wenn,  bezw.  soweit 
diese  nicht  ausreichen,  hat  das  Reichs-Versicherungsamt  das  Bei- 
treibungsverfahren gegen  die  Genossenschaftsmitglieder  einzuleiten 
und  bis  zur  Deckung  der  Rückstände  durchzuführen  ’). 

Im  Anschluss  hieran  ist  zu  erwähnen , dass  überhaupt  aus 
der  Invalidenversicherung  für  das  Reichs-Versicherungsamt  grosse 
rechnerische  Arbeiten  (betreffend  Verteilung  der  Renten , Vor- 
schüsse der  Postverwaltung  etc.)  entstehen,  flir  deren  Krledigung 
ein  besonderes  Rechnungsbureau  vom  Reich.s-Versicherungsamt 
einzurichten  ist.  (Inv.  t;  87  u.  ff.) 

Auch  auf  dem  Gebiete  der  Unfallverhütung  hat  das  Reichs- 
Versicherungsamt  wichtige  Obliegenheiten;  ihm  steht  die  Ge- 
nehmigung der  Unfall-Verhütungsvorschriften  zu*)  und  gleichzeitig 
hat  es  darüber  zu  wachen,  dass  die  zur  Teilnahme  an  der  Vor- 
beratung dieser  V orschriften  berufenen  Arbeitervertreter  auch 
wirklich  gehört  werden,  zu  welchem  Zwecke  ihm  die  bezüglichen 
Sektions-  bezw.  Genossenschafts- V'orstands-Protokolle  einzureichen 
sind“).  Selbstverständlich  folgt  hieraus  die  Notwendigkeit,  dass 
das  Reichsversicherungsamt  durch  aufklärende  Rundschreiben  und 
auf  sonstige  Weise  die  beteiligten  Kreise  nach  Möglichkeit  unter- 
stützt, was  auch  in  reichem  Masse  geschehen  ist.  Dass  das  Reichs- 
Versicherungsamt  die  Eidesformel  für  die  Beauftragten  zur  Ueber- 
wachung  der  Betriebe,  die  wesentlich  im  Interesse  der  Unfallver- 
hütung thätig  sein  müssen,  bezw.  für  die  an  deren  Stelle  tretenden 
Sachverständigen,  feststellte,  erwies  sich  aus  praktischen  Rück- 
sichten als  nötig“). 

In  der  Invalidenversicherung  sind  Unfall  bezw.  Krankheits- 

1)  Anitl.  Nachr.  d.  R V.A.  Jahrg.  I . S.  70  und  I,  S.  224  11.  s.  w — 2)  U. 
§ 75,  L.U.  § 84,  .S.ü.  8 87,  Inv.  8 93,  H.ü.  42.  — 3)  U.  § 75,  L.U.  § 84,  S.U. 
8 87,  DU  8 42.  - 4)  U.  § 78.  I-P.  8 87.  S.U  8 90.  - 5)  ö 8 79.  S.U.  89'. 
— 6)  Amtl.  Nachr.  d.  R.V.A.  Jahrg.  I.  .8.  365. 


Digitized  by  Google 


Die  Aufgaben  und  die  Organisation  des  Reiehs-  Versieberungsamtes.  19 

Verhütungs-Vorschriften  nicht  vorgesehen.  Gleichwohl  kann  aus 
anderen  Gründen  eine  Kontrolle  der  Betriebe  nicht  entbehrt  wer- 
den. Die  bezüglichen  Vorschriften,  die  von  den  Versicherung,s- 
anstalten  zu  erlassen  sind,  bedürfen  der  Genehmigung  des  Keichs- 
Versicherungsamtes.  Letzteres  kann  sogar  den  Erlass  solcher 
Kontrollvorschriften  selbst  anordnen  bezw.,  wenn  die  Anordnung 
nicht  befolgt  wird,  die  Vorschriften  seinerseits  erlassen  '). 

In  die  V'erwaltungsthätigkeit  der  Schiedsgerichte  greift 
das  Reichs-Versicherungsamt  in  folgender  Weise  ein.  Nach  § 27 
der  Kaiserlichen  Verordnung,  betreffend  das  Verfahren  vor  den 
Schiedsgerichten  vom  2.  Nov.  1885  hat  das  Reichs-Versicherungs- 
amt  einen  Geschäftsbericht  des  Schiedsgerichtsvorsitzenden  ent- 
gegenzunehmen. Den  Zeitpunkt,  bis  zu  welchem,  und  das  For- 
mular, nach  welchem  der  Bericht  zu  erstatten  ist,  wird  vom  Reichs- 
Versicherungsamt  bestimmt*). 

Ausserdem  hat  das  Reichs-Versicherungsamt  die  Eidesnormen 
für  Schiedsgerichtsbeisitzer  festzustellen  für  nötig  erachtet  ’). 

Endlich  liegt  dem  Reichs- Versicherungsamt  (nach  § 31  der 
Kaiserlichen  Verordnung,  betreffend  die  Formen  des  Verfahrens 
und  den  Geschäftsgang  des  Rcichs-Versicherungsamtes  vom  5.  Aug. 
1885)  ob,  am  Schlüsse  eines  jeden  Jahres  einen  Geschäftsbericht 
über  seine  gesamte  Thätigkeit  an  den  Reichskanzler  einzureichen. 

c)  Verwaltungsgerichtliche  Aufgaben  des  Reichs- 
Versicherungsamtes. 

Für  eine  ganze  Reihe  von  Streitigkeiten,  wie  sie  sich  aus  der 
Unfall-  bezw.  Invaliditäts-Versicherung  ergeben  können , ist  die 
endgültige  Entscheidung  vom  Reichs- Versicherungsamt  zu  fällen, 
welches  hierbei  entweder  als  Beschwerdeinstanz  oder  als  richter- 
liche Instanz  füngiert. 

Von  diesen,  zum  guten  Teil  sehr  wichtigen  Funktionen  des 
Reichs-Versicherungsamtes  beziehen  sich  zunächst  mehrere  auf 
die  Frage  der  V e r s i c h e r u n g s p f I i c h t bezw.  des  Be- 
standes der  Versicherungsorgane. 

Der  Betriebsunternehmer  kann  gegen  seine  Aufnahme  in  das 
Kataster  einer  bestimmten  Berufsgenossenschaft,  sowie  gegen  die 
Ablehnung  seiner  Aufnahme  Beschwerde  an  das  Reichs-Versiche- 
rungsamt einlegen  *).  Falls  der  Betriebsunternehmer  gegen  den 

i)  Inv,  § 126.  — 2)  Vergl,  auch  Amll.  Nachr,  d.  R.V.A.  Jahrg.  V,  S.  2.  — 3)  Anill. 
Nadir,  tl.  R.V.A.  Jahrg.  IV.  S.  284.  —.4)  U.  § 37,  L.U.  § 38  u.  § 46.  S.U-  § 44- 
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ablehnenden  Bescheid  Beschwerde  nicht  einlegt,  so  hat  die  untere 
Verwaltungsbehörde  die  Entscheidung  des  Reichs  Versicherungs- 
anites  herbeizuführen  ').  Auch  in  dem  Falle,  dass  zwei  Genossen- 
schaften in  Streit  über  die  Zugehörigkeit  eines  Betriebes  geraten, 
ist  die  Beschwerde  an  das  Reichs- Versicherungsamt  zulässig.  Die- 
ses entscheidet,  zu  welcher  Genossenschaft  der  Betrieb  bezw. 
ob  er  überhaupt  zu  einer  Genossenschaft  gehört  *).  Wird  ein 
Betrieb  wegen  vorgekommener  Betriebsveränderung  einer  anderen 
Genossenschaft  überwiesen,  so  steht  dem  Betriebsunternehmer  ’) 
bezw.  dem  beteiligten  Genossen.schafts- Vorstande das  Recht  zu, 
die  Entscheidung  des  Reichs-Versichcrungsamtes  einzuholen.  Auch 
in  den  Fällen,  in  denen  anlässlich  der  Anmeldung  von  Unfällen 
für  Betriebe , liir  welche  ein  Mitgliedschein  nicht  erteilt  i.st , ein 
Betrieb  einer  bestimmten  Genossenschaft  überwiesen  wird , kann 
die  Entscheidung  des  Reichs- Versicherungsamtes  durch  die  untere 
Verwaltungsbehörde  angerufen  werden,  sofern  die  Genossenschaft 
gegen  die  Ueberweisung  Einspruch  erhebt  “).  Entstehen  bei  Be- 
standsveränderungen von  Genossenschaften  bezw.  V'ersichcrungs- 
anstalten  Streitigkeiten  in  betreff  der  V'ermögensauseinandersetzung, 
so  sind  diese,  wenn  eine  V'erständigung  nicht  zu  erzielen  ist,  vom 
Reichs- Versicherungsamt  zu  entscheiden  •). 

Hieran  schliesst  sich  die  Entscheidung  der  Streitigkeiten  über 
die  Gültigkeit  der  nach  den  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  voll- 
zogenen Wahlen  in  der  Unfall-\'ersicherung,  einschliesslich  der- 
jenigen der  Arbeitervertreter,  der  Schied.sgerichtsbeisitzer  und  der 
Mitglieder  des  Reichs- Versicherungsamtes ’) ; letzteres  hat  auch 
über  Beschwerden  gegen  die  Entscheidungen  seines  Beauftragten, 
betreffend  die  Gültigkeit  der  Stimmzettel  und  Stimmen  bei  den 
Wahlen  für  das  Schiedsgericht  zu  entscheiden"),  wie  die  bezüg- 
lichen Wahlrcgulative  vom  26.  Sept.  1885  und  vom  4.  Januar 
1888  besagen.  Auch  in  der  Invalidenversicherung  hat  das  Reichs- 
V'ersicherungsamt  Streitigkeiten  über  die  Gültigkeit  derjenigen 
Wahlen  zu  entscheiden , für  welche  es  das  Wahlregulativ  zu  er- 
lassen hat  •).  h'ntstehen  bezüglich  der  Rechte  und  Pflichten  der 
Inhaber  der  besoldeten  und  unbesoldeten  Aemter  der  Genossen- 

')  U.  S 37.  S.U.  § 4^.  — 2)  U.  § 37.  — 3)  I..U.  § 48.  - 4)  L'.  § 38,  .'t.ü. 

§ 46.  — 5^  U.  § 59  und  Motive  dazu  .S.  70,  I..f.  § 64,  .‘3.1.'.  § 68.  — 6)  U. 

8 32,  Abs.  6,  I..U.  § 43,  Abs.  6,  Inv.  § 68.  - 7)  L'.  § 8«),  A.  § 5 , .Abs.  3, 

1-b'-  8 97.  8 99.  8 '04.  — 8)  Amtl.  Nachr.  d.  R V.A.  Jahrn.  I.  .8.  246,  § 20, 

Jahrg.  IV,  S.  42,  § 11.  — 9)  Inv.  § 132,  § 49,  Abs.  4. 
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schäften  bezw.  Versicherungsanstalten  oder  über  die  Auslegung 
der  Statuten  Streitigkeiten,  so  steht  die  endgültige  Entscheidung 
wiederum  dem  Reichs-Versicherungsamt  zu  ‘).  Letzteres  hat  über- 
haupt über  alle  Beschwerden  gegen  die  Organe  der  Berufsge- 
nossenschaften bezw.  Versicherungsanstalten  wegen  Verletzung  der 
gesetzlichen  oder  statutarischen  Vorschriften  zu  entscheiden,  wie 
sich  aus  seinem  bereits  besprochenen  Aufsichtsrecht  von  selbst  ergibt. 

Gegen  die  Person  des  Betriebsrevisors  (Beauftragten)  ist  dem 
Betriebsunternehmer  in  der  industriellen  und  landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung  der  Einspruch  gestattet.  Er  kann  in  diesem 
Falle  einige  geeignete  Personen  bezeichnen,  die  auf  seine  Kosten 
die  erforderliche  Einsicht  in  den  Betrieb  nehmen  etc.  Der  Vor- 
stand ist  nicht  verpflichtet,  die  von  dem  Unternehmer  vorgeschla- 
genen Revisoren  anzunehmen,  befolgt  eine  Verständigung  nicht, 
so  entscheidet  auf  Anrufen  des  Vorstandes  das  Reichs-Versiche- 
rungsamt *).  Die  baaren  Auslagen  der  Betriebs-Revisionen,  die 
im  allgemeinen  zu  den  Verwaltungskosten  gehören,  können  dem 
Betriebsunternehmer  in  dem  P'alle  auferlegt  werden , wenn  er 
durch  Nichterfüllung  seiner  Verpflichtungen  die  Revision  veranlasst 
hat.  Die  diesfallsigen  Beschwerden  des  Betriebsunternehmers  wer- 
den vom  Reichs-Versicherungsamt  entschieden  ’). 

Auch  für  die  aus  Anlass  der  Einschätzung  der  Be- 
triebe in  die  Klassen  des  Gefahrentarifs  entstehenden  Beschwer- 
den ist  das  Reichs-Versicherungsamt  die  oberste  Instanz.  Solche 
Beschwerden,  bei  welchen  es  sich  zum  Teil  mehr  und  mehr  um 
Werte  handelt,  welche  die  Steuerbeträge  der  Unternehmer  über- 
schreiten , sind  zulässig  gegen  die  regelmässige  Veranlagung 
der  Betriebe  überhaupt  *),  gegen  den  aus  Anlass  von  Betriebs- 
änderungen erlassenen  Ein-  bezw.  Abschätzungsbescheid  *),  sowie 
gegen  die  Einschätzung  in  eine  höhere  Gefahrenklasse  wegen  Zu- 
widerhandelns gegen  die  Unfall-Verhütungsvorschriften  '). 

Eine  weitere  Reihe  von  Beschwerden,  über  welche  das  Reiclis- 
Versicherungsamt  entgültig  zu  entscheiden  hat,  bezieht  sich  auf 
die  Beiträge  der  Betriebsunternehmer.  Die  hierher  ge- 
hörigen Beschwerden  sind  folgende:  In  der  industriellen  und  der 
See-Unfallversicherung  kann  der  Betriebsunternehmer  binnen  2 
VV'ochen  nach  der  Zustellung  des  Auszuges  aus  der  Heberolle  beim 

I)  f § 89,  I..Ü.  § 97.  SU.  § 99,  Inv.  § 132.  — 2)  U.  S 83,  L.U  i»  9>.  - 
3)  U.  8 86,  I..U.  § 94.  S U.  8 96-  - 4)  u.  8 28,  I..U.  8 3«  u § 39.  -S.f.  § 38-  - 
5)  U.  8 39.  1-.U.  8 48.  S.U.  § 34  u.  g 47.  — 6)  U.  8 80,  I..U.  g 88,  S U.  § 92. 
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Genossenschafts- Vorstand  W'iderspruch  und  gegen  dessen  ableh- 
nenden Bescheid  Beschwerde  beim  Reichs- Versicherungsamt  er- 
heben, letzteres  jedoch  nur,  wenn  Rechenfehler  vorliegen  oder 
wenn  die  auf  Grund  der  Nachweisungen  des  Betriebsunternehmers 
vorgenommene  Feststellung  der  Lohnsumme  und  der  Gefahren- 
klasse unrichtig  erfolgt  ist  ').  ln  der  landwirtschaftlichen  Unfall- 
versicherung fehlen  die  zuletzt  erwähnten  Beschränkungen,  doch 
ist  hier  noch  eine  Beschwerde  an  den  Genossenschaftsausschuss 
eingeschaltet,  gegen  dessen  Entscheidung  erst  das  Reichs- Ver- 
sicherungsamt anzurufen  ist  *).  ln  der  Bau  - Unfallversicherung 
kann  der  Betriebsunternehmer  gegen  die  Berechnung  seiner  Prä- 
mie bei  unrichtigem  Ansatz  der  Löhne  — falls  diese  nicht  etwa 
wegen  Versäumnis  des  Unternehmers  von  der  Gemeindebehörde 
festgestellt  werden  müssen  - bei  unrichtiger  Anwendung  des 
Gefahrentarifs  oder  Mangels  einer  Verpflichtung  des  Belasteten 
zur  Prämienzahlung  überhaupt  beim  Genossenschaftsvorstande 
Einspruch  erheben.  Gegen  dessen  Entscheidung  hat  er  das  Recht 
der  Beschwerde  bei  der  unteren  Verwaltungsbehörde  und  gegen 
die  Entscheidung  der  letzteren  das  Recht  des  Rekurses  an  das 
Reichs- Versicherungsamt ; der  Rekurs  darf  nur  auf  die  Behauptung 
gestützt  werden,  dass  eine  V'erpflichtung  zur  Prämienentrichtung 
nicht  vorliegt  ’).  Ausserdem  haben  hier  auch  die  Gemeinden,  die 
weiteren  Kommunalverbände  oder  die  Vereinigungen  von  Gemein- 
den wegen  der  ihnen  nach  ij  2i  litt.  6 des  B.U.G.  zufallendcn  und 
nach  der  Bevölkerungsziffer  zu  verteilenden  Lasten  das  Recht  des 
Einspruchs  gegen  die  Beitragsfestsetzung  beim  Genossenschaftsvor- 
stand und  gegen  dessen  Bescheid  das  Recht  der  Beschwerde  an  das 
Reichsversicherungsamt;  letztere  darf  sich  aber  nur  aufRechenfehler 
oder  auf  Irrtümer  bei  Ansatz  der  Bevölkerungsziffer  gründen  *). 

Wenn  weiter  infolge  Zuwiderhandelns  gegen  die  Unfall-Ver- 
hütungsvorschriften dem  Betriebsunternehmer,  der  sich  bereits  in 
der  höchsten  Gefahrenklasse  befindet  und  deshalb  nicht  in  eine 
höhere  Gefahrenklasse  versetzt  werden  kann,  Strafzuschläge  zu 
den  Beiträgen  auferlegt , also  die  Beiträge  erhöht  “)  oder  wenn 
einem  Unternehmer  nach  Massgabe  der  auf  seinen  P'ahrzeugen 
vorgekommenen  Unfälle  periodische  Zuschläge  zu  den  Beiträgen 
auferlegt  werden  *),  so  ist  dagegen  die  Beschwerde  an  das  Reichs- 
Versicherungsamt  zulässig. 

I)  l’.  8 73.  S.L'.  s 83-  — *)  KU.  g 8z  und  § 38,  Abs  3 und  d — 3)  B.U. 
§ 26.  — 4)  B.U.  g 41,  Abs.  3.  - 5)  U.  § So,  1..U.  g 88,  S.U,  § 92.  - 6)  S.U.  g 39. 
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Das  Keichs-Versicherungsamt  ist  auch  die  oberste  Beschwerde- 
instanz in  betreff  der  in  der  Unfall-Versicherung  von  Vorständen 
der  Berufsgenossenschaften  ')  sowie  in  der  Invalidenversicherung 
von  den  Organen  der  Versicherungsanstalten  oder  den  Schieds- 
gerichtsvorsitzenden ’)  erlassenen  Strafverfügungen. 

Des  ferneren  hat  nach  § 44  des  Unfall-Versicherungsgesetzes 
vom  6.  Juli  1884  das  Reichs- V'ersicherungsamt  die  Beschwerden 
der  Arbeiter  Vertreter  gegen  die  Anweisungen  betr.  die 
ihnen  zugebilligten  Entschädigungen  für  bare  Auslagen  und  ent- 
gangenen Arbeitsverdienst  zu  entscheiden,  sofern  der  Bezirk  der 
betr.  Genossenschaft  oder  Sektion  über  die  Grenzen  eines  Bundes- 
staates hinausgeht.  Das  gleiche  gilt  — obwohl  es  im  Gesetz  nicht 
besonders  hervorgehoben  ist  — für  die  entsprechenden  Beschwer- 
den der  Schiedsgerichtsbeisitzer  aus  dem  Arbeiterstande  ’)  und 
dementsprechend  auch  für  die  Beisitzer  der  Schiedsgerichte  in 
der  landwirtschaftlichen  und  See-Unfallversicherung*).  Die  Ver- 
waltung der  Schiedsgerichte  bietet  auch  noch  in  anderen 
Beziehungen  — abgesehen  von  dem  später  zu  erörternden  Mass  der 
von  ihnen  zugebilligten  Entschädigungen  — Anlass  zu  letztinstanz- 
lichen Bescheiden  des  Reichs  - Versicherungsamtes.  Nach  der 
Verordnung  vom  2.  November  1885  betr.  das  Verfahren  vor  den 
Schiedsgerichten  *),  welche  nach  der  Kaiserl.  Verordnung  vom 
13,  Nov.  1887  Art  III  “)  für  das  ganze  Gebiet  der  Unfallversiche- 
■■ung  gilt,"  hat  das  Reichsversicherungsamt  zu  entscheiden: 

1)  Die  Streitigkeiten  über  die  Zuständigkeit  der  Schiedsge- 
richte (a.  a.  Ü.  § 5). 

2)  Die  Beschwerden  von  Zeugen  und  Sachverständigen  über 
die  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  betreffs  der  Weigerung,  sich 
als  Zeuge  oder  Sachverständiger  vernehmen  zu  lassen  fa.  a.  O.  § 17). 

3)  Die  Beschwerden  der  Zeugen  und  Sachverständigen  über 
die  ihnen  zugebilligten  Gebühren  (a.  a.  O.  § 17)  ’). 

4)  Die  Beschwerden  über  den  Geschäftsbetrieb  der  Schieds- 
gerichte (a.  a.  O.  >!  25). 

Die  letzte  (iruppe  der  hierher  gehörigen  Befugnisse  betrifft 
die  zugebilligten  Unterstützungen  bezw.  Entschädi- 

I)  U.  s 106,  L.L'.  s 126,  S.U  8 120  — 2)  Inv.  8 >45-  — 3)  Vergl.  .Anill. 
Nachr  d.  R.V  A.  Jahrg  II,  .S  253,  ZilT.  220,  ü.  8 49  — 4)  l-k'-  8 53.  S.U.  § 54. 
— 5)  Anitl.  Nachr,  d.  R.V.A.  Jahrg.  I,  S.  347  u.  ff.  — 6)  Amll.  Nachr,  d.  R.V.A., 
Jahrg.  III,  S.  361.  — 7 Vergl.  Amll,  Nachr.  d.  R.V.A  Jahrg.  II,  S.  253,  Ziff.  221 
(Enuch.  vom  28.  Sept.  1886). 
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gungeti  der  Versicherten.  Auf  die  Krankenunterstiilzung 
beziehen  sich  die  verwaltungsgcrichtlichen  Befugnisse  des  Reichs- 
Versicherungsamtes  in  der  See-Unfallversicherung;  hier  hat  es 
die  Berufungen  gegen  die  Entscheidung  des  Seemannsamtes  über 
Streitigkeiten  zu  entscheiden,  welche  die  Ansprüche  der  Seeleute 
auf  Krankenunterstützung  in  den  ersten  13  Wochen  nach  dem 
Unfall  bezw.  die  Uebernahme  dieser  Fürsorge  durch  die  Berufs- 
genossenschaft betrelYen  '). 

Sodann  steht  dem  Reichs  - V'ersichcrungsamt  die  Entschei- 
dung über  Beschwerden  zu,  welche  wegen  der  Verteilung  der 
Invaliden-  und  Altersrenten  auf  die  einzelnen  Versicherungsan- 
stalten entstehen  ’). 

Die  am  meisten  besprochenen  richterlichen  Befugnisse  des 
Reichs- Versicherungsamtes  beziehen  sich  auf  die  den  Versicherten 
zustehenden  Unfall-  bezw.  Invaliden  - Entschädigungen.  Hierbei 
kommt  zunächst  der  Fall  in  Betracht,  dass  sich  ein  Unfall  in 
einem  Betriebe  ereignet,  für  welchen  ein  Mitgliedschein  nicht  er- 
teilt ist.  Wird  in  einem  solchen  Falle  von  der  unteren  Ver- 
waltungsbehörde bezw.  der  sonst  zuständigen  Behörde  der  Ent- 
schädigungsanspruch aus  dem  Grunde  abgelehnt,  weil  der  betref- 
fende Betrieb  nicht  als  versicherungspflichtig  'erachtet  wird,  so 
steht  dem  Verletzten  oder  seinen  Hinterbliebenen  die  Beschwerde 
an  das  Reichs-Versicherungsamt  zu  *). 

Wenn  die  Versicherungspflicht  des  Betriebes  nicht  streitig 
ist,  so  ist  die  Berufungsinstanz  das  Schiedsgericht.  Gegen  dessen 
Entscheidung  haben  in  der  Unfallversicherung  der  Verletzte  bezw. 
dessen  Hinterbliebene  und  der  Genossenschafts  Vorstand  das 
Recht  des  Rekurses  an  das  Reichs- Versicherungsamt , und  zwar 
in  allen  Fällen,  in  denen  es  sich  um  Gewährung  dauernder 
Renten  handelt  ohne  jede  Flinschränkung  *).  In  der  Invaliden- 
versicherung tritt  an  Stelle  des  Rekurses  das  Rechtsmittel  der 
Revision.  Diese  kann  gegen  die  Schiedsgerichts-Entscheidungen 
von  dem  Versicherten  und  vom  Vorstand  der  Versicherungsanstalt 
in  den  Fällen  eingelegt  werden,  wenn  die  angefochtene  Entschei- 
dung auf  der  Nichtanwendung  oder  der  unrichtigen  Anwendung 
des  bestehenden  Rechtes  oder  auf  einem  Verstoss  wider  den 
klaren  Inhalt  der  Akten  beruht  oder  wenn  das  Verfahren  an  we- 
il st'.  § 12.  Abs.  2 — 2)  Inv.  § 90,  160.  — 3)  U.  {;  62  , A.  8 S,  L.U. 

§ 67.  § >07.  S-F.  8 70  “nä  § >07.  - 4)  U.  § 63.  B.f.  8 38,  L.U.  § 68,  S.U.  8 71- 
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sentlichen  Mängeln  leidet  ').  Mit  der  Entscheidung  über  den  Re- 
kurs bezw.  die  Revision  findet  die  Thätigkeit  des  Reichs-Vcr- 
sicherungsamtes  ihren  Abschluss,  so  dass  zum  Beispiel  Klagen 
auf  Zurückzahlung  der  infolge  des  Schiedsgerichtsurteils  bezogenen 
Renten  und  dergleichen  beim  Reichs- Versicherungsamt  nicht  an- 
hängig gemacht  werden  können  *). 

dl  Die  Exekutiv-  und  D isz  i p 1 i n a r- S t ra  fg  e w a 1 1 des 
Rei  chs-V  ersieh  er  u ngsamtes. 

ln  der  industriellen  und  landwirtschaftlichen  Unfallversicherung 
kann  das  Reichs- Versicherungsamt  , sofern  der  Bezirk  der  Ge- 
nossenschaft bezw.  Sektion  über  die  Grenzen  eines  Bundesstaates 
hinausgeht,  die  Schiedsgerichtsbeisitzer  bezw.  deren  Stellvertreter 
zur  Uebernahme  und  Wahrnehmung  ihrer  Obliegenheiten  durch 
Geldstrafen  bis  zu  5CX)  Mark  zwingen,  wenn  die  Weigerung  ohne 
gesetzlichen  Grund  erfolgt  ’).  ln  der  industriellen,  landwirtschaft- 
lichen und  See-Unfallversicherung  kann  ferner  das  Reichs-Ver- 
sicherungsamt  die  Beauftragten  (Betriebs-Revisoren)  zur  Erfüllung 
ihrer  Verpflichtungen  gegenüber  den  staatlichen  Eabrik-Aufsichts- 
Beamten  durch  Geldstrafen  bis  zu  100  Mark  anhalten  *).  Sodann 
hat  das  Reichs-Versicherungsamt  das  Recht,  die  Vorstandsmit- 
glieder, Vertrauensmänner,  Beamten  und  sonstigen  Inhaber  der 
Aemter  der  Berufsgenossenschaften  sowie  die  Vorstandsmitglieder 
und  sonstigen  Organe  der  Invaliden  - Versicherungsanstalten  zur 
Vorlage  der  Bücher  etc.  (siehe  oben)  und  überhaupt  zur  Befol- 
gung der  gesetzlichen  und  statutarischen  Verpflichtungen  durch 
Geldstrafe  bis  zu  looo  Mark  zu  zwingen  *).  — 

Die  vorstehend  erörterten  ausgedehnten  Obliegenheiten  des 
Reichs- Versicherungsamtes  gelten  ohne  I-’inschränkung  für  alle 
Berufsgenossenschaften  und  Versicherungsanstalten  , die  dem 
Reichsversicherungsamt  unterstellt  sind.  Neben  dem  Reichs-Ver- 
sicherungsamt können  indess  auch  in  den  einzelnen  Bundesstaaten 
besondere  La  n d es  - V e rs  i ch  e r u ngsä  m te  r errichtet  werden. 
Geschieht  das,  so  übernehmen  diese  einen  Teil  der  l-'unktionen 
des  Reichs  - Versicherungsamtes  für  diejenigen  Berufs  ge- 
nossen schäften  bezw.  V’ersicherungsanstalten,  deren 

l)  Inv.  79  “80.  — 2)  Vergl,  Amll.  Nachr.  «!.  K.V.A.  Jahrg  III,  S,  4tiS, 

ZifT  447  - 3I  L-  g 49.  I-V  g 53-  - 4)  L-.  g 85.  L.U.  g 93.  S.U.  g 95-  - 
5)  U.  g 88  und  89 , L U.  g 96  und  97 , .S.L".  g 98  und  99,  Inv  g 131,  li.U.  § 45. 
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Bezirke  über  das  Gebiet  des  betreffenden  Bundes- 
staates nicht  hinausgehen  (U.  § 92,  B.U.  g 45,  Inv.  g 134) 
bezw.  die  nur  solche  Betriebe  umfassen,  derenSitz  in 
dem  Gebiete  des  betreffenden  Bundesstaates  liegt. 
(L.U.  § loi).  Nur  in  der  Unfallversicherung  der  Seeleute,  die  in 
einer  einzigen  Reichs-Berufsgenossenschaft  erfolgt,  tritt  eine  Ein- 
engung durch  Landesversichcrungsämter  nicht  ein.  Die  Befug- 
nisse, die  auf  die  Landes- V'ersicherungsämter  übergehen,  sind 
nach  den  einzelnen  Gesetzen  übrigens  nicht  ganz  gleichartig. 

In  organisatorischer  Hinsicht  verbleiben  unter  der  eben- 
erwähnten  Voraussetzung  dem  Reichs-Versicherungsamt  die  oben 
näher  besprochenen  Obliegenheiten  mit  Ausnahme  der  folgenden: 

0 Bestimmung  und  Bekanntmachung  der  Frist,  innerhalb  welcher 
nach  Bildung  der  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  das 
Verzeichnis  der  Betriebsunternehmer  aufzustellcn,  ist.  (L.U.  g 34). 

2)  Mitteilung  der  Mitglieder-Verzeichnisse  an  die  Vorstände 
der  industriellen  Berufsgenossenschaften.  (U.  g 37.) 

3)  Berufung,  Eröffnung  und  vorläufige  Leitung  der  konsti 
tuierenden  Generalversammlung  industrieller  Berufsgenossenschaf- 
ten (U.  g 16.) 

4)  Beteiligung  an  der  Beratung  der  Nebenstatuten  für  die 
Bau-Unfall-Versicherungsanstaltcn.  (B.U.  g 20.) 

5)  Genehmigung  der  Statuten , Herbeiführung  erneuter  Be- 
schlussfassung im  Falle  der  Versagung  der  Genehmigung  und 
was  damit  zusammenhängt,  in  der  gesamten  Arbeiterversicherung  ‘). 
(U.  g 20.  B.U.  g 20,  L.U.  g 24,  Inv.  g 56.) 

6)  Genehmigung  des  Gefahrentarifs  in  industriellen  und  land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaflen  und  die  damit  zusammen- 
hängenden Aufgaben.  (U.  g 28,  L.U.  g 35.) 

7)  Genehmigung  des  Prämientarifs  für  die  Bau  - Unfallver- 
.sicherung.  (B.U.  g 24,  g 31.) 

8)  Genehmigung  der  Bildung  von  Rückversichcrungsverbän- 
den  in  der  industriellen  und  landwirtschaftlichen  Unfallversicherung. 

(U.  § 30.  L.U.  § 4'.) 

9)  Entgegennahme  der  Anzeigen  über  Bildung  von  Gemeinde- 
verbänden in  der  Bau-Unfallversicherung.  (B.U.  § 30.) 

10)  Stellung  des  Antrags  auf  Auflösung  leistungsunfähiger 
Berufsgenossenschaften.  (U.  g 33.  L.U.  g 14.) 

l)  Aus.schliesslich  Seeunfallvcrsicherung , für  welche  I.;intles-Vcrsicherungsäintcr 
nicht  bestehen. 
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Die  unter  i — 10  genannten  Befugnisse  gehen  also  eventuell 
auf  die  beteiligten  Landes-Versicherungsäniter  über. 

Wenn  aber  bei  der  unter  8 genannten  Bildung  eines  Rück- 
versicherungsverbandes auch  nur  eine  Berufsgenossenschaft  be- 
teiligt ist,  die  der  Aufsicht  des  Landes-Versicherungsamtes  nicht 
unterstellt  ist,  so  hat  das  Reichs-Versicherungsamt  auch  dann  die 
Genehmigung  zu  erteilen,  wenn  ein  Landes  - Versicherungsamt 
besteht. 

ln  administrativer  Hinsicht  gehen  beim  Eintreffen  der 
gesetzlich  bestimmten  Voraussetzungen  folgende  Obliegenheiten 
auf  die  Landesversicherungsämter  über ; 

1)  Beaufsichtigung  des  gesamten  Geschäftsbetriebes  hinsicht- 

lich der  Beobachtung  der  gesetzlichen  und  statutarischen  Vor- 
schriften mit  dem  Rechte  zu  jederzeitiger  Prüfung  der  Geschäfts- 
führung und  zu  der  Forderung,  die  Bücher  etc.  vorzulegen,  in 
der  industriellen,  landwirtschaftlichen  und  Bau-Unfallversicherung. 
(U.  87  und  88,  L.U.  § 95  und  96,  B.U.  § 45.) 

2)  Wahrnehmung  der  gesetzlichen  und  statutarischen  Oblie- 
genheiten der  Genossenschaftsorgane  in  der  industriellen  und 
landwirtschaftlichen  Unfallversicherung,  falls  die  Wahl  der  Organe 
nicht  zu  Stande  kommt  oder  die  Erfüllung  der  Obliegenheiten 
verweigert  wird.  (U-  § 27,  L.U.  § 32.) 

3)  Genehmigung  der  Vorschussbeiträge,  Feststellung  der 

Grundsätze  für  die  Berechnung  des  Kapitalwertes  der  Renten, 
Bestimmung  des  ersten  Zuschlags  für  V'erwaltungskosten  und  Er- 
lass der  näheren  Bestimmungen  über  die  Berechnung  dieses  Zu- 
schlags in  der  Bau-Unfall-Versicherung  (B.U.  § 10,  § 24,  25). 

4)  Genehmigung  der  Beschlüsse , betreffend  die  Beiträge  für 
die  Invalidenversicherung,  eventuell  Festsetzung  dieser  Beiträge 
(Inv.  § 97  und  98). 

5)  Genehmigung  der  besonderen  Bestimmungen  über  Berech- 
nung der  Beiträge  bei  Akkordarbeitern  in  der  Invalidenversiche- 
rung (Inv.  ij  100). 

6)  Genehmigung  aussergewöhnlicher  Verwendungen  des  Re- 
servefonds (und  was  damit  zusammenhängt)  in  der  industriellen 
Unfall-  und  der  Invalidenversicherung  lU.  S 18,  Abs.  3,  Inv.  S 21). 

7)  Genehmigung  der  Beschlüsse  über  aussergewöhnlichc  Do- 
tierung des  Reservefonds  industrieller  Berufsgenossenschaften  (U. 
i?  18,  Abs.  2). 

8)  Genehmigung  der  V'erwendung  des  V'ennögens  der  Bau- 
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Unfall-Versicherungsanstalten  für  die  Zwecke  der  Berufsgenossen- 
schaften und  Erlass  der  näheren  Bestimmungen , betreffend  den 
Pauschbetrag  der  von  der  Versicherungsanstalt  zu  tragenden  all- 
gemeinen N'erwaltungskosten  (B.U.  § 17). 

9)  Durchführung  des  Zwangsbeitreibungs-Verfahrens  gegen 
säumige  Genossenschaften  (industrielle  und  landwirtschaftliche) 
und  Versicherungsanstalten  (ü.  § 75,  L.U.  § 84,  Inv.  § 93). 

10)  Genehmigung  der  Unfallverhütungsvorschriflen  mit  den 
daraus  folgenden  Aufgaben  in  der  industriellen  und  landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung  iU.  § 78  und  79,  L.U.  § 87)  und 
der  Kontrollvorschriften  in  der  Invalidenversicherung  (Inv.  § 126). 

Die  übrigen  administrativen  Obliegenheiten  verbleiben  dem 
Reichs- Versicherungsamt. 

An  verwaltungsgerichtlichen  Obliegenheiten  werden  dem 
Keichs-Versicherungsamt  durch  die  Landes-Versicherungsämter 
gegebenen  Falles  abgenommen ; 

1)  Entscheidung  von  Katasterbeschwerden  gemäss  U.  § 37, 
L.U.  § 38  und  46. 

2)  Entscheidung  von  Beschwerden  wegen  Ueberweisung  eines 
Betriebes  aus  .Anlass  von  Betriebs  Veränderungen  gemäss  U.  § 38 
und  L U.  § 48  und  aus  Anlass  der  Anmeldung  von  Unfällen  ge- 
mäss L.U.  S 64. 

3)  Entscheidung  von  Vermögensstreitigkeiten  bei  Bestands- 
veränderungen gemäss  U.  § 32,  Abs.  6,  L.U.  § 43,  Abs.  6,  Inv. 
§68. 

4)  Ivntscheidung  von  Streitigkeiten  über  die  Gültigkeit  voll- 
zogener Wahlen,  über  die  Rechte  und  Pflichten  der  Inhaber  der 
Aemter  und  die  Auslegung  der  Statuten  gemäss  U.  § 89,  L.U. 
§ 97- 

5)  Entscheidung  von  Streitigkeiten  über  die  Person  des  Be- 
triebs Revisors  (Beauftragten)  gemäss  U.  § 83 , L.U.  § 91  und 
über  die  Auferlegung  von  Kosten  bei  selbstverschuldeter  Revision 
gemäss  U § 86  und  L.U.  § 94. 

6)  Pmtscheidung  von  Beschwerden  gegen  die  Betriebsein- 
schätzung U.  8 28,  L.U.  § 38  und  L.U.  39,  gegen  den  ICin- 
schätzungsbescheid  aus  AnIa.ss  von  Betriebsänderungen  gemäss 
U.  § 39  und  L.U.  §48  und  gegen  die  Versetzung  in  eine  höhere 
Gefahrenklasse  wegen  Zuwiderhandelns  gegen  die  Unfallverhütungs- 
vorschriften gemäss  U.  § 80  und  L.U.  § 88. 

7)  Entscheidung  von  Beschwerden  der  Unternehmer  gegen 
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die  Höhe  der  Beiträge  gemäss  U.  § 73,  L.U.  § 82  und  L.U.  § 38, 
Abs.  3 — 4 und  gegen  die  Prämienberechnung  gemäss  B.U.  § 26, 
sowie  der  Gemeinden  gegen  ihre  Beiträge  gemäss  B.U.  § 41,  Abs.  3. 

8)  Entscheidung  der  Beschwerden  gegen  Erhöhung  der  Bei- 
träge infolge  Zuwiderhaudelns  gegen  die  Unfallverhütungsvor- 
schriften gemäss  U.  § 80  und  L.ü.  § 88. 

9)  Entscheidung  von  Beschwerden  gegen  die  Strafverfügungen 
der  Vorstände  gemäss  ü.  § 106,  L.U.  § 126  und  Inv.  t;  145. 

10)  Entscheidung  der  Beschwerden  gegen  den  Bescheid  der 
zuständigen  Behörde,  betreffend  Ablehnung  des  Entschädigungs- 
anspruchs wegen  Nichtversicheningspflichtigkeit  des  Betriebes 
gemäss  U.  § 62,  A.  § 8,  L.U.  § 67  und  tj  107. 

n)  Entscheidung  der  Rekurse  gegen  die  Entscheidungen  der 
Schiedsgerichte  gemäss  U.  § 63,  L.U.  § 68,  B.U.  § 38. 

Alle  übrigen  richterlichen  Obliegenheiten  verbleiben  dem 
Reichs- Vcrsichcrungsamt. 

Ist  eine  Berufsgenossenschaft,  welche  der  Aufsicht  des  Rcichs- 
V'ersicherungsamtes  unterstellt  ist,  beteiligt,  so  entscheidet  das 
Reichs-Versicherungsamt  in  den  Eällen 
unter  Ziffer  i und  2 ohne  Einschränkung 

» »3  nur  gemäss  U.  § 32,  Abs.  6 und  L.U.  § 43,  .A.bs.  6 

» » 6 > » L.U.  § 38  und  § 48 

» » 7 » » L.U.  § 38,  Abs.  3 und  4 

> » IO  » » L.U.  § 67 

» » II  » > L.U.  § 68. 

Von  den  Strafbefugnissen  des  Reichs-Versicherungs- 
amtes  endlich  gehen  gegebenen  Ealles  folgende  auf  die  Landes- 
Vcrsicherungsämter  über; 

1)  Verhängung  von  Ordnungsstrafen  gegen  die  Beauftragten 
wegen  Nichterfüllung  ihrer  Verpflichtungen  gegen  die  staatlichen 
Aufsichtsbeamten  gemäss  U.  4?  85  und  L.U.  S 93. 

2)  V'erhängung  von  Ordnungsstrafen  gegen  die  Inhaber  der 
Genossenschaftsämter  wegen  V'erweigerung  der  Vorlage  der  Bücher 
und  wegen  Verletzung  der  gesetzlichen  und  statutarischen  Be- 
stimmungen gemäss  U.  § 88  und  89  und  L.U.  § 96  und  97. 

Landes-V'ersicherungsämter  sind  bis  jetzt  ')  errichtet  für 
Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Mecklenburg- 
Schwerin,  Mecklenburg-Strelitz,  Reuss  ä.  L. 

1)  Anfang  November  l88y. 
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Für  die  Kciclis-  und  Staatsbetriebe  ist  das  Reichs- 
Versicherungsamt  in  der  Unfallversicherung  im  allgemeinen  nicht 
zuständig,  da  dieselben  nicht  zu  den  Berufsgenossenschaften  ge- 
hören ').  Das  gleiche  gilt  von  den  Bauarbeiten  des  Reiches  der 
Bundesstaaten,  der  für  leistungsfähig  erklärten  Kommunalverbände 
oder  anderen  öffentlichen  Korporationen  (B.U.  i;  46.  47).  Für 
gewisse  Kategorien  der  Reichs-  und  Staatsbetriebe  hat  diese  Be- 
stimmung indes  nur  dann  Gültigkeit,  wenn  seitens  der  Reichs- 
regierung bezw.  des  Reichskanzlers  oder  der  Staatsregierung  vor 
der  Bildung  der  Berufsgenossenschaften  nicht  erklärt  worden  ist, 
dass  die  betreffenden  Betriebe  den  Berufsgenossenschaften  ange- 
hüren  sollen’).  Von  dieser  Befugnis  ist  Gebrauch  gemacht 

a)  für  die  für  Staatsrechnung  verwalteten  Baggerci-,  Binnen- 
schiffahrts-,  Flösserei-,  Prahm-  und  Fährbetriebe  im  Königreich 
Preussen , im  Grossherzogtum  Hessen  und  in  Elsass-Lothringen ; 

b)  für  die  für  Staatsrechnung  verwalteten  Baggerei-,  Flösserei-, 
l’rahm-  und  Fährbetriebe  im  Königreich  Bayern ; 

c)  für  die  für  Staatsrechnung  verwalteten  Baggereibetriebe 
im  Königreich  Württemberg,  in  den  Grossherzogtümern  Mecklen- 
burg-Schwerin und  Mecklenburg  Strelitz , in  den  Herzogtümern 
Braunschweig  und  Anhalt  und  in  den  freien  Städten  Lübeck  und 
Bremen  “). 

Diese  Betriebe  gehören  demnach  zu  den  Binnenschiflfahrts- 
Bcrufsgenossenschaften. 

Für  die  übrigen  Reichs-,  Staats  und  Kommunalbetriebe,  so- 
weit sie  unter  die  angeführten  Bestimmungen  fallen,  hat  das  Reichs- 
Versicherungsamt  nur  folgende  Obliegenheiten  : 

a)  Organisatorische. 

I)  Feststellung  des  Unfallanzeigeformulars,  sowie  des  Formu- 
lars für  die  Unfallbeschreibung  und  Unfallnachweisung  in  der  See- 
Unfallversicherung  (U.  § 51,  LU.  § 55,  S.U.  § 57  und  § 59.). 

. 2)  Erlass  der  Ausführungsbestimmungen  über  die  Erhöhung 

des  Krankengeldes  von  der  5.  — 13.  Woche  nach  dem  Unfall  gemäss 
U.  5,  Abs.  9 und  S.U.  § 10,  Abs.  1. 

3)  Bestimmung  des  Sitzes  der  Schiedsgerichte,  sofern  deren 
Bezirk  über  die  Grenzen  eines  Bundesstaates  hinausgeht  (U.  § 46, 
Abs.  3,  A.  § 3 u.  ff.,  B.U.  § 36,  L.U.  § 50,  S.U.  § 49)  ')■ 

1)  A.  § 2 u.  ff.,  § 102  u.  ff,  B.U  § 46  II.  f.,  S.U.  S *02  u.  ff.  — 2^  A. 
5;  2,  Abs.  2,  L.U.  § 109,  -S.U.  102,  Abs.  2.  — 3)  VctrI.  Amt),  Nachr.  <1.  U.V.A. 
Juhrg.  11,  75.  — 4)  Verj'l.  auch  Amtl.  N.^chr.  d.  R V A.  Jahrg.  I,  S.  251. 
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4)  Leitung  der  Wahl  der  nichtständigen  Mitglieder  des 
Reichs-Vcrsicherungsamtes  gemäss  U.  § 87,  Abs.  3,  L.U.  § 95, 
Abs.  4,  R.U.  § 45  und  S.U.  § 97,  Abs.  4. 

5)  Entgegennahme  der  Anzeigen  über  die  zur  Durchführung 
der  V'ersicherung  bestellten  Ausfiihrungsbchörden  gemäss  A.  ij  2, 
Abs.  3,  H.U.  § 46,  L.U.  i;  102,  S.U.  § 102. 

b)  Administrative. 

1)  Entscheidung  bei  Zweifeln  über  das  Vorhandensein  der 
V'ersicherungspflicht  gemäss  U.  ^ Abs.  5,  L.U.  S t,  Abs.  6. 
S.U.  5?  I.  Abs.  4, 

2)  Vorbereitung  der  Bundesr.atsbeschlüsse  über  die  Aus- 
dehnung der  Versicherungspflicht  auf  Personen , die  nach  S.U. 
§ I,  Abs.  2 nicht  versicherungspflichtig  sind,  gemäss  S.U.  ij  1, 
Abs.  5. 

3)  Ivrstattung  der  jährlichen  Nachweisung  über  die  Kechnungs- 
ergebnissc  gemäss  U.  § 77,  L.U.  § 86,  B.U.  § 43,  S.U.  S f*9- 

c)  Verwaltungsgerichtliche. 

Entscheidung  der 

1)  V’ermögcns-Streitigkeiten  bei  Bestandsveränderungen  (Ueber- 
gang  von  Privatbetrieben  in  Reichs-  oder  Staatsverwaliungl  ge- 
mäss U.  § 32  und  L.U.  § 43,  Abs.  6. 

2l  Streitigkeiten  über  die  Gültigkeit  vollzogener  Wahlen  ge- 
mäss A.  § 5,  Abs.  3 und  S.U.  5;  104. 

3)  Berufungen  gegen  die  Entscheidungen  des  Seemannsamtes 
in  bezug  auf  die  Krankenunterstützung  in  den  ersten  13  Wochen 
nach  dem  Unfall  gemäss  S.U.  § 12,  Abs.  3. 

4)  Beschwerden  gegen  den  Bescheid  der  zuständigen  Behörde 
betreffend  Ablehnung  des  Entschädigungsanspruches  wegen  Nicht- 
versicherungspflichtigkeit  des  Betriebes  gemäss  A.  8,  L.U.  § 107 
und  S.U.  § 107. 

5)  Rekurse  gegen  die  Entscheidungen  der  Schiedsgerichte 
gemäss  U.  § 63,  B.U.  § 38,  L.U.  § 68  und  S.U.  § 71. 

ln  den  unter  c)  genannten  Angelegenheiten  tritt  eventuell 
das  betreffende  Landes- Versicherungsamt  an  die  Stelle  des  Reichs- 
Versicherungsamtes  mit  Ausnahme  der  aus  dem  See-Unfallver- 
sicherungsgesetz entspringenden  Befugnisse. 

II.  Die  Organisation  des  Reichs-Versicherungsamtes. 

Die  umfassenden  Aufgaben,  die  nach  dem  V'orhergegangenen 
dem  Reichs- V^ersicherungsamt  übertragen  worden  sind,  verlangen 
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eine  Organisation,  die  auf  die  besonderen  Eigentümlichkeiten  der 
Aufgaben  zugeschnitten  ist,  und  wie  diese  neu  waren,  so  musste 
auch  die  ganze  Organisation  neu  geschaffen  werden.  Es  war 
unmöglich,  von  vornherein  zu  bestimmen,  welche  Art  der  Or- 
ganisation für  die  neue  Behörde  die  zweckmässigste  sein  würde. 
Die  praktische  Erfahrung  musste  hier  den  richtigen  Weg  zeigen. 
Daraus  erklärt  es  sich,  dass  die  Gesetze  selbst  nur  wenig  über 
die  Organisation  enthalten.  Die  in  Betracht  kommenden  Be- 
stimmungen ')  verbreiten  sich  — abgesehen  von  dem  Sitz  der 
Behörde , der  zu  Berlin  ist  und  den  Kosten , welche  das  Reich 
trägt  — über  die  Zusammensetzung,  über  die  Vergütungen  der 
nichtständigen  Mitglieder  und  über  die  Anzahl  der  Mitglieder,  die 
bei  bestimmten  Angelegenheiten  zur  Fassung  gültiger  Beschlüsse 
erforderlich  sind ; im  übrigen  wird  eine  kaiserliche  Verordnung 
(unter  Zustimmung  des  Bundesrates)  über  die  Formen  des  \'er- 
fahrens  und  den  Geschäftsgang  des  Reichs- Versicherungsamtes  in 
Aussicht  gestellt.  Diese  Verordnung  erging  am  5.  August  1885 
(Reichs-Gesetzblatt  S.  255)’)  und  wurde  durch  eine  zweite  Ver- 
ordnung vom  13.  November  1887)  Reichs-Gesetzblatt  S.  523)  *)  in 
verschiedenen  l’unkten  abgeändert,  entsprechend  den  inzwischen 
gewonnenen  Erfahrungen. 

Was  zunächst  die  Zusammensetzung  des  Reichs- \'er- 
sicherungsamtes  anlangt,  so  i.st  nach  den  Motiven  zum  Unfall- 
versicherungsgesetz vom  6.  Juli  1884  (S.  80)  für  die  bezüglichen 
gesetzlichen  V'orschriften  »lediglich  die  Rücksicht  massgebend 
gewesen,  die  Behörde  unabhängig  und  vertrauenswürdig  zu  ge- 
stalten«. Deshalb  wird  ein  Teil  der  Mitglieder  vom  Kaiser  er- 
nannt, ein  anderer  vom  Bundesrat,  ein  dritter  von  den  Arbeit- 
gebern und  ein  vierter  von  den  Arbeitnehmern  gewählt.  Die 
erste  Kategorie  bildet  die  ständigen,  die  übrigen  die  nichtstän- 
digen Mitglieder.  Dazu  treten  noch  für  bestimmte  F'älle  »richter- 
liche Beamte«. 

Die  ständigen  Mitglieder,  einschliesslich  des  Präsidenten 
(mit  dem  Range  eines  Rates  II.  Klasse),  werden  auf  Vorschlag 
des  Bundesrates  vom  Kaiser  auf  Lebenszeit  ernannt.  Ihre  Zahl 
ist  im  Unfallversicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884 , welches 
allein  hierüber  Bestimmungen  getroffen  hat  (§  87) , auf  »min- 

')  F-  § 90  un''  9',  •-Fi  S 95.  9^  “»‘i  99.  •FF-  8 45.  •’.U.  8 97.  ■00  '«'<• 

101.  luv.  131  iiml  133.  — 2)  Weiterhin  citiert  als  V.  I.  — 3)  Weiterhin  citiert 
als  V.  II. 
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destens  3«  einschliesslich  des  Vorsitzenden  angegeben.  Eine 
Vermehrung  ist  in  den  späteren  Gesetzen  nicht  angeordnet  wor- 
den , ergab  sich  aber  von  selbst  infolge  der  Vermehrung  der 
Geschäfte.  Ende  1884  zählte  das  Reichs-Versicherungsamt  3,  im 
Oktober  1888  bereits  9 und  im  November  1889  12  ständige  Mit- 
glieder einschliesslich  des  Präsidenten.  Seit  der  Bildung  des  Am- 
tes steht  an  der  Spitze  desselben  als  Präsident  der  Geh.  Ober- 
regierungsrat Dr.  Boediker,  der  sich  hervorragende  und  von  allen 
Seiten  anerkannte  Verdienste  um  die  erfolgreiche  und  dem  Geiste 
der  Gesetze  entsprechende  Durchführung  der  Unfallversicherung 
erworben  hat  und  täglich  von  neuem  erwirbt.  Zur  Zeit  fungieren 
(abgesehen  von  dem  Präsidenten)  als  ständige  Mitglieder  4 Geh. 
Regierungsräte  und  7 Regierungsräte  ').  Die  ständigen  Mitglieder 
sind  in  der  Regel  juristisch  vorgebildet.  Daneben  ist  indessen 
bei  der  naturgemäss  grossen  und  einschneidenden  Bedeutung  der 
bei  einem  solchen  Amte  auftretenden  technischen  Fragen  und  bei 
der  Notwendigkeit,  die  Sicherheit  und  Vertrauenswürdigkeit  der 
Entscheidungen  namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Gefahrentarif- 
und  Unfallverhütungswesens  zu  verbürgen,  auch  auf  die  Einstellung 
technischer  Kräfte  Bedacht  genommen  worden.  Durch  die  Be- 
rufung eines  der  ältesten  Gewerberäte  bald  nach  der  Begrün- 
dung des  Amtes  ist  eine  Persönlichkeit  von  akademisch-techni- 
scher Vorbildung  und  vieljähriger  unmittelbarer  Erfahrung  für  das 
Amt  gewonnen  worden , welche  in  besonderem  Masse  geeignet 
ist,  der  Sache  der  Unfallversicherung  die  wertvollsten  Dienste  zu 
leisten. 

Bei  den  Beschlussfassungen  über  vermögensrechtliche  Strei- 
tigkeiten wegen  Bestandsveränderungen  der  Genossenschaften  und 
Versicherungsanstalten,  sow'ie  über  Rekurse  und  Revisionen  gegen 
die  Entscheidungen  der  Schiedsgerichte  sind  in  der  Unfallver- 
sicherung zwei,  in  der  Invalidenversicherung  mindestens  ein  rich- 
terlicher Beisitzer  hinzuzuziehen’).  Ueber  die  Ernennung 
dieser  richterlichen  Mitglieder  ist  in  den  Gesetzen  nichts  gesagt; 
ebenso  wenig  über  die  im  ganzen  zu  ernennende  Zahl  derselben. 
Anfangs  wurden  nur  2 derartige  Beamte  nebst  2 Stellvertretern 
in’s  Auge  gefasst.  Dementsprechend  ist  denn  auch  in  V.  I,  § 7, 
Abs.  2 nur  von  den  »beiden  richterlichen  Beamten,  sowie  2 Stell- 

l)  Diese  Angaben  beruhen  auf  ganz  kürzlich  erfolgten  Ernennungen.  Die  letzte 
Veröffentlichung  des  Amtes  über  die  Namen  siehe  Amtl.  Nacht,  d.  R.V  A.  Jahrg.  V, 
S.  374.  — a)  u.  § 90,  Abs.  3,  L.U.  g 98,  Abs.  3,  .S.U.  § 100,  Abs.  3,  Inv.  § 133,  Abs.  i. 
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Vertretern  für  dieselbent  die  Rede.  Angesichts  der  grossen  Aus- 
dehnung der  Spruchthätigkeit  des  Reichs- Versicherungsamtes  war 
und  ist  vorauszusehen , dass  der  Bedarf  an  richterlichen  Mitglie- 
dern zunehmen  werde.  Dem  trägt  auch  V.  II,  § 7,  Abs.  2 Rech- 
nung. Es  wird  hier  nicht  mehr  von  2,  sondern  von  der  »erforder- 
lichen Anzahl«  der  richterlichen  Mitglieder  gesprochen  und  gleich- 
zeitig eine  vorübergehende  Vermehrung  derselben  bei  besonderem 
Bedarf  geregelt.  Zur  Zeit  sind  4 richterliche  Mitglieder  vorhan- 
den *).  Diese  richterlichen  Mitglieder  wurden  nach  V.  I,  § 7, 
Abs.  2 vom  Bundesrat  »gewählt« ; nach  V.  II,  § 7,  Abs.  2 wer- 
den sie  vom  Bundesrat  »vorgeschlagen«  ; ihre  Ernennung  erfolgt 
nach  beiden  Verordnungen  durch  den  Kaiser.  Die  Dauer  ihrer 
Berufung  ist  bestimmt  durch  die  Dauer  der  zur  Zeit  ihrer  Ernen- 
nung von  ihnen  bekleideten  Reichs-  oder  Staatsämter.  Sie  wer- 
den also  nicht  wie  die  »ständigen«  Mitglieder  auf  alle  Fälle  für 
Lebenszeit  ernannt.  Die  Ernennung  ihrer  Stellvertreter  erfolgt 
in  derselben  Weise.  Dagegen  werden  die  nur  aushilfsweise  und 
vorübergehend  heranzuziehenden  richterlichen  Beisitzer,  also  die 
Hilfsrichter,  für  die  Zeit  des  Bedarfes  vom  Reichskanzler  be- 
stimmt. Dieselben  treten  bei  Entscheidungen  des  Reichs-Ver- 
sicherungsamtes nach  näherer  Bestimmung  des  Präsidenten  in 
Funktion.  Anfang  November  1889  waren  9 derartige  Hilfsrichter 
vorhanden  ®). 

Die  Zahl  der  nichtständigen  Mitglieder  war  im  Un- 
fallversicherungsgesetz vom  6.  Juli  1884,  § 87,  Abs.  2 auf  acht 
festgesetzt,  die  in  3 Gruppen  zerfallen.  Vier  derselben  sind  Ver- 
treter des  Bundesrates.  Sie  werden  vom  Bundesrat  aus  seiner 
Mitte  gewählt,  sind  also  Mitglieder  des  Bundesrates  und  nehmen 
(nachV.  I und  II,  § i,  Abs.  2)  »ihre  Stelle  nach  dem  Vorsitzen- 
den oder  dessen  Vertreter,  also  vor  den  übrigen  Mitgliedern  in 
derjenigen  Reihenfolge  ein,  welche  für  sie  im  Bundesrat  besteht«. 
Ihre  Zahl  ist  auch  durch  die  späteren  Gesetze  nicht  erhöht  wor- 
den. Stellvertreter  sind  für  dieselben  im  Gesetz  nicht  vorge- 
sehen. 

Von  den  nach  dem  Gesetz  vom  6.  Juli  1884  (§  87)  noch 
übrig  bleibenden  4 nichtständigen  Mitgliedern  werden  2 von  den 
Genossenschaftsvorständen  (bezw.  bei  Reichs-  und 

I)  Die  Namen  siehe  Amtl.  Nachr.  d.  R.V.A,  Jahrg  V.  S.  374,  — 2)  Die  Na- 
men siehe  in  »Amtl.  Nachr.  d.  R V.A  • Jahi^.  V,  S.  375. 
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Staatsbetrieben  von  den  Ausführungsbehörden)  aus  ihrer  Mitte 
und  2 von  den  A r b e i t e r v e rt  r e t er  n aus  ihrer  Mitte  gewählt 
und  zwar  mittelst  schriftlicher  Abstimmung  unter  Leitung  des 
Reichs-Versicherungsamtes  mit  relativer  Stimmenmehrheit.  Bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

Durch  das  landwirtschaftliche  Unfallversicherungsgesetz  (§  95) 
sind  hierzu  noch  4 weitere  nichtständige  Mitglieder  hinzugekom- 
men . von  denen  2 von  den  Genossenschaftsvorständen  durch 
schriftliche  Abstimmung  unter  Leitung  des  Reichs-Versicherungs- 
amtes mit  relativer  Stimmenmehrheit  aus  ihrer  Mitte  gewählt  und 
2 als  Vertreter  der  Arbeitnehmer  durch  den  Bundesrat  aus  den 
zur  Vertretung  der  Arbeiter  geeigneten  (L.U.  § 49,  Abs.  2)  Per- 
sonen berufen  werden.  Die  hiernach  gewählten  bezw.  berufenen 
nichtständigen  Mitglieder  treten  , wenn  es  sich  um  Angelegen- 
heiten landwirtschaftlicher  Berufsgenossenschaften  handelt,  an  die 
Stelle  der  nach  U.  § 87  von  den  Genossenschaftsvorständen  und 
Arbeitervertretern  gewählten  Personen  und  werden  neben  diesen 
bei  allgemeinen  Angelegenheiten  herangezogen. 

Das  See-Unfallversicherungsgesetz  (§  97)  hat  abermals  4 nicht- 
ständige Mitglieder  hinzugefügt ; zwei  derselben  werden  vom  Ge- 
nossenschaftsvorstande  aus  seiner  Mitte  und  zwei  von  den  aus 
den  Versicherten  berufenen  Beisitzern  der  Schiedsgerichte  aus  der 
Zahl  schiffahrtskundiger,  befahrener  Männer,  welche  nicht  Rheder, 
Mitrheder,  Korrespondentrheder  oder  Bevollmächtigte  sind,  durch 
schriftliche  Abstimmung  unter  Leitung  des  Reichs-Versicherungs- 
amtes mit  relativer  Stimmenmehrheit  gewählt.  Dieselben  treten 
in  Angelegenheiten  der  See-Berufsgenossenschaft  an  die  Stelle 
der  nach  U.  § 87  von  den  Vorständen  und  Arbeitervertretern 
gewählten  nichtständigen  Mitglieder  und  werden  in  allgemeinen 
Angelegenheiten  neben  letzteren  herangezogen. 

Für  die  Bau-Unfallversicherung  und  die  Invalidenversicherung 
sind  besondere  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  beim 
Reichs-Versicherungsamt  nicht  vorgesehen  ; für  diese  Zweige  tre- 
ten die  nach  § 87  gewählten  bezüglichen  Vertreter  in  Funktion 
(B.U.  § 45,  Inv.  § 133,  Abs.  2). 

P'ür  jedes  der  aus  dem  Kreise  der  Arbeitnehmer  und  Arbeit- 
geber zu  berufenden  bezw.  zu  wählenden,  nichtständigen  Mitglie- 
der ist  ein  erster  und  ein  zweiter  Stellvertreter  zu  wählen  bezw. 
zu  berufen.  Die  Stellvertreter  haben  das  Mitglied  in  Behinde- 
rungsfällen zu  vertreten  und  werden,  wenn  ein  Mitglied  vor  Ab- 
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lauf  der  Amtsdauer  ausscheidet,  für  den  Rest  der  Amtsdauer  nach 
ihrer  Reihenfolge  als  Mitglieder  herangezogen  '). 

Wählbar  sind  zu  Vertretern  der  Genossenschaftsvorstände 
bezw.  Ausführungsbehörden  im  Reichs-Versicherungsamt  nur  deren 
Mitglieder;  zu  Vertretern  der  Versicherten  sind  nur  männliche, 
grossjährige,  auf  Grund  der  betreffenden  Gesetze  versicherte  Per- 
sonen wählbar,  die  nicht  durch  richterliche  Anordnung  in  der  Ver- 
fügung über  ihr  Vermögen  beschränkt  sind  und  sich  im  Besitze  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  befinden  *).  Die  letzteren  müssen  in  der 
industriellen  Unfallversicherung  bereits  das  Amt  eines  Arbeiter- 
vertreters bekleiden.  Hiernach  kommen  im  ganzen  6 Vertreter  der 
Arbeitgeber  und  6 V'ertreter  der  Arbeitnehmer  mit  je  I2  Stell- 
vertretern, im  ganzen  also  36  Männer’)  des  praktischen  Lebens 
für  die  Thätigkeit  beim  Reichs-Versicherungsamt  in  Betracht. 

Mit  den  4 vom  Bundesrat  gewählten  nichtständigen  Mitglie- 
dern stehen  demnach  dem  Reichs-Versicherungsamt  40  Personen 
für  die  Punktionen  der  nichtständigen  Mitglieder  zur  Verfügung. 

Die  Amtsdauer  sämtlicher  nichtständiger  Mitglieder  ist  ge- 
setzlich auf  vier  Jahre  festgesetzt  *).  Dieselben  erhalten  für  ihre 
Teilnahme  an  den  Arbeiten  und  Sitzungen  des  Reichs- Versiche- 
rungsamtes eine  »nach  dem  Jahresbetrage  festzusetzende  Ver- 
gütung<  ’),  die  sich  zur  Zeit  auf  je  1500  M.  jährlich  beläuft.  Die 
ausserhalb  Berlin  wohnenden  nichtständigen  Mitglieder  bekommen 
ausserdem  Ersatz  der  Kosten  der  Hin-  und  Rückreise  nach  den 
für  die  Vortragenden  Räte  der  obersten  Reichsbehörden  geltenden 
Sätzen  Letztere  stellen  sich  nach  § 4 der  Verordnung  vom 
21.  Juni  1875  (Reichs-Gesetzbl.  S.  249)  bei  Reisen  auf  P-isenbahnen 
oder  Dampfschiffen  für  jedes  Kilometer  auf  13  Pf.  und  für  jeden 
Zugang  und  Abgang  auf  3 M.;  bei  Reisen,  die  nicht  auf  Eisen- 
bahnen oder  Dampfschiffen  zurückgelegt  werden  können,  wird 
für  jedes  Kilometer  60  Pf.  gewährt,  fagegclder  werden  den 
nichtständigen  .Mitgliedern  nicht  gewährt ; an  deren  Stelle  ist  die 
feste  Jahresvergütung  getreten.  Zur  Vermeidung  von  Missver- 
ständnissen ist  endlich  im  Gesetz  noch  bestimmt,  dass  § 16  des 
Gesetzes , betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbeamten 

0 b.  § 87,  Abs.  4,  L L’.  !;  95,  Abs.  5.  S L’.  97,  Abs.  5.  — 2)  U.  S 42, 

L.U  49 , Abs.  2 . S U.  § 50 , Abs.  5.  — 3)  Die  jetzigen  Inhaber  dieser  Aeinter 
sind  in  »Amll.  Nachr.  d.  R.V.A.c  Jahrg.  V,  S.  370  u.  IT.  namentlich  aufgeführt.  — 
4)  b’-  § 87.  Abs.  3,  L.U.  § 95,  Abs.  4,  S.U.  ij  97.  Ab».  5.  — 5)  U.  § 91,  Abs.  2, 
L.U.  § 99,  Abs.  2,  S.U.  § loi,  .Abs.  2 
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vom  31.  März  1873  (Reichs-Gesetzbl.  S.  6i)  auf  die  nichtständigen 
Mitglieder  keine  Anwendung  findet').  (»Kein  Reichsbeamter  darf 
ohne  vorgängige  Genehmigung  der  obersten  Reichsbehörde  ein 
Nebenamt  oder  eine  Nebenbeschäftigung , mit  welcher  eine  fort- 
laufende Remuneration  verbunden  ist,  übernehmen  oder  ein  Ge- 
werbe betreibenc  u.  s.  w.) 

Die  sämtlichen  nichtständigen  Mitglieder  und  ihre  Stellver- 
treter werden  für  die  Erfüllung  der  Obliegenheiten  ihres  Amtes 
von  dem  Staatssekretär  des  Innern  mittelst  Handschlag  an  Eides- 
statt verpflichtet  (V.  I und  II,  § i,  Abs.  i).  Sie  werden  in  be- 
stimmter Reihenfolge  zu  den  Sitzungen  einberufen.  Die  Reihen- 
folge wird  von  dem  Präsidenten  des  Reichs-Versicherungsamtes 
bestimmt  und  zwar  zum  erstenmal  mit  dem  Inkrafttreten  der  in 
U.  § III , Abs.  2 erwähnten  kaiserlichen  Verordnung  (betreffend 
das  vollständige  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  6.  Juli  1884)  *) 
und  späterhin  mit  Beginn  eines  jeden  Jahres ; gleichzeitig  sind 
die  Stellvertreter  zu  bezeichnen  (V.  I u.  11,  § 8,  Abs.  i). 

Als  kommissarisch  beschäftigte  Hilfsarbeiter 
mit  höherer  Vorbildung  fungieren  zur  Zeit  10  Personen  beim 
Reichs-Versicherungsamt  ’).  (4  Regierungsassessoren,  4 Gerichts- 
assessoren, I Amtsrichter  und  i Regierungsbaumeister.)  Sie  wer- 
den vom  Reichskanzler  ernannt. 

Die  Büreau-Beamten,  welche  das  Reichs-Versicherungs- 
amt nötig  hat,  werden  gleichfalls  (U.  § 87,  Abs.  5)  vom  Reichs- 
kanzler ernannt.  Ihre  Zahl  konnte  natürlich  nicht  im  voraus  be- 
stimmt werden,  da  sie  von  dem  Umfang  der  Arbeitslast  abhängig 
ist  Zur  Zeit  sind  als  Beamte  beschäftigt  i Büreauvorsteher,  18 
expedierende  Sekretäre  und  Kalkulatoren  (darunter  2 Registratur- 
Vorsteher)  und  31  Büreaudiätare  und  Büreauhilfsarbeiter ; ferner 
I Kanzleivorsteher,  13  Kanzleisekretäre  und  14  Kanzleidiätare  und 
Kanzleihilfsarbeiter;  endlich  1 Botenmeister  (zugleich  Kastellan), 

I Portier , 8 Kanzleidiener  und  2 Hilfskanzleidiener.  Die  Durch- 
führung des  Invalidenversicherungsgesetzes  , welches  bekanntlich 
ein  besonderes  Rechnungsbüreau  des  Reichs-Versicherungsamtes 
vorsieht,  wird  eine  nicht  unerhebliche  Vermehrung  der  Büreau- 
Beamten  nötig  machen. 

Die  Gesamtzahl  der  an  den  Arbeiten  des  Reichs-Versiche- 

i)  U.  S 91.  Abs.  2,  L.U.  § 99,  Abs.  2,  S.U.  S ‘O'i  Gesetz 

ist  am  I.  Okt.  1885  Tollstüntlig  in  Kraft  getreten,  — 3)  Amtl.  .Nachr.  d.  R.V.A. 
Jahrg.  V,  S.  379. 
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rungsamtes  mitwirkenden  Personen  stellt  sich  nach  dem  Gesagten 
auf  165  einschliesslich  des  Präsidenten.  Letzterer,  dem  das  schwere 
und  verantwortungsvolle  Amt  obliegt , den  ganzen  Apparat  zu 
leiten,  wird  — wie  erwähnt  — gleich  den  sonstigen  ständigen 
Mitgliedern  auf  Vorschlag  des  Bundesrates  vom  Kaiser  auf  Le- 
benszeit ernannt.  Seine  Befugnisse  und  Obliegenheiten  sind  in 
den  Gesetzen  nicht  näher  erläutert,  bedürfen  aber  bei  der  Wich- 
tigkeit der  Stellung  noch  einer  kurzen  Besprechung. 

Dem  Vorsitzenden  steht  nach  den  jetzt  geltenden  Be- 
stimmungen die  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  gesamten  Dienstes 
zu ; er  trifft  die  näheren  Bestimmungen  über  die  Verteilung  der 
Geschäfte , er  ernennt  die  Vertreter  des  Reichs- V'ersicherungs- 
amtes  für  die  Generalversammlung  der  Unternehmer  (U.  § 14)  und 
die  konstituierende  Versammlung  jü.  § 16),  sowie  die  Beauftrag- 
ten des  Reichs- Versicherungsamtes  zur  Wahrnehmung  der  Ge- 
schäfte renitenter  Genossenschaftsorgane  (U.  § 27)  und  zur  Prü- 
fung der  Geschäftsführung  (U.  § 88)  ‘).  Der  Vorsitzende  ordnet 
weiter  die  Einrichtung  der  Büreaus , der  Akten  und  Geschäfts- 
register und  verfiigt  in  allen  Verwaltungsangelegenheiten  des 
Amtes , insbesondere  in  den  auf  das  Etats-  und  Kassenwesen, 
das  Dienstgebäude  und  dessen  Einrichtung,  die  Verv'ollständigung 
der  Bibliothek  und  die  sonstigen  Anschaffungen  bezüglichen  *). 
Er  bestimmt  auch  diejenigen  Beamten,  welche  die  Vorladungen 
und  Zustellungsschreiben,  sow'ie  die  Einladungen  zu  den  General- 
versammlungen der  Unternehmer  (U.  § 14  und  16)  zu  beglaubigen 
haben*).  Der  Vorsitzende  kann  bestimmte  Sachen,  deren  kol- 
legialische  Erledigung  gesetzlich  nicht  vorgeschrieben  ist,  kolle- 
gialisch  behandeln  lassen  *).  Die  nicht  kollegialisch  zu  behan- 
delnden Sachen  erledigt  der  Vorsitzende  ; er  kann  aber  auch  die 
Erledigung  einem  bestimmten  Beamten  übertragen  und  hat  als- 
dann mitzuzeichnen  *). 

Die  für  kollegialisch  zu  behandelnde  Angelegenheiten  erfor- 
derlichen Sitzungen  bezw.  Termine  w'erden  vom  Vorsitzenden 
anberaumt  *).  Die  Heranziehung  der  Hilfsrichter  und  der  nicht- 
ständigen Mitglieder  zu  diesen  Sitzungen  wird  vom  Vorsitzenden 
bestimmt’).  Der  Vorsitzende  ernennt  den  oder  die  Berichterstat- 
ter für  den  mündlichen  Vortrag  in  den  Sitzungen  ®)  und  kann 

1)  V.  II,  § 25.  - 2)  V.  II,  § 26.  - 3)  V.  II,  § 28.  - 4)  V.  II,  § 2,  Abs.  3. 
— 5)  V.  II,  S 3,  Abs.  I.  — 6)  V.  II,  § 2,  Abs.  I,  V.  II,  S 13.  — 7)  V.  II,  § 7 
Abs.  2,  V.  II,  § 8,  Abs.  i.  — 8)  V.  II,  § 5,  Abs.  i 


Digitized  by  Google 


Die  Aufgaben  und  die  Organisation  des  Jteichs-Versüherungsamles.  39 

eventuell  die  Erstattung  einer  schriftlichen  Sachdarstellung  vor 
dem  Termin  von  denselben  verlangen  ').  Der  Vorsitzende  setzt 
die  Reihenfolge  für  die  Verhandlung  der  einzelnen  Gegenstände 
fest’),  er  gestattet  jedem  Beisitzer  auf  Verlangen , Fragen  zu 
stellen*),  wie  er  überhaupt  die  Verhandlungen  und  Beratungen 
zu  leiten  und  dementsprechend  auch  die  Fragen  zu  stellen  und 
die  Stimmen  zu  sammeln  hat  *).  Er  selbst  gibt  seine  Stimme 
zuletzt  ab  und  diese  ist  bei  Stimmengleichheit  entscheidend  ®). 
Der  Vorsitzende  verkündet  die  ergangene  Entscheidung  *) , hat 
das  Protokoll  der  mündlichen  Verhandlung  (bei  Spruchsitzungen) 
sowie  die  Urteilsentwürfe  mitzuunterzeichnen  ’)  und  die  Ausferti- 
gung der  Urteile,  der  Verfügungen  und  Entscheidungen  zu  voll- 
ziehen ®). 

Im  Behinderungsfalle  wird  der  Vorsitzende  durch  das  nächst- 
älteste Mitglied  vertreten;  er  kann  indes  auch  einen  Teil  seiner 
Befugnisse  einem  ständigen  Mitgliede  des  Reichs- Versicherungs- 
amtes mit  Genehmigung  des  Reichskanzlers  übertragen  *). 

Soviel  über  die  Zusammensetzung  des  Reichs-Versicherungs- 
amtes. 

Was  weiter  den  Geschäftsgang  desselben  betrifft,  so 
ist  derselbe  ein  verschiedener,  je  nachdem  die  Angelegenheiten 
kollegialisch  oder  nicht  kollegialisch  zu  behandeln  sind. 

Das  Gesetz  vom  6.  Juli  1884  (§  90)  und  die  entsprechenden 
Vorschriften  der  übrigen  hier  in  Betracht  kommenden  Gesetze, 
deren  besondere  Anführung  durch  die  Darstellung  im  I.  Abschnitt 
dieses  Aufsatzes  unnötig  gemacht  ist,  bezeichnen  als  kollegia- 
lisch zu  behandelnde  Angelegenheiten  folgende; 

1)  Vorbereitung  der  Beschlussfassung  des  Bundesrates  bei 
der  Bestimmung,  welche  Betriebe  mit  Unfallgefahr  nicht  verbun- 
den und  deshalb  nicht  versicherungspflichtig  sind  (§  i). 

2)  Vorbereitung  der  Beschlussfassung  des  Bundesrates  bei 
der  Genehmigung  von  Bestandsveränderungen  (§  31). 

3)  Vorbereitung  der  Beschlussfassung  des  Bundesrates  bei 
der  Auflösung  leistungsunfähiger  Genossenschaften  (§  33). 

4)  Vorbereitung  der  Beschlussfassung  des  Bundesrates  bei 
der  Bildung  von  Schiedsgerichten  (§  46). 


1)  V.  II,  § 14.  — 2)  V.  II,  § 15,  Abs.  2.  — 3)  V.  II,  § 16.  Ab».  2.  — 4)  V. 
II,  8 6,  Abs.  I.  — 5)  V.  II,  §4.-6)  V.  II,  8 — 7)  V.  II, »§  '7  ic  *3-  — 

8)  V.  II,  § 24  u,  g 5,  Abs.  2.  — 9)  V.  II,  § 27. 
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5)  Entscheidung  vermögensrechtlicher  Streitigkeiten  bei  Be- 
standsveranderungen  (§  32). 

6)  Entscheidung  auf  Rekurse  gegen  die  Entscheidungen  der 
Schiedsgerichte  (§  63). 

7)  Genehmigung  von  Unfallverhütungsvorschriften  (§  78). 

8)  Entscheidung  von  Beschwerden  gegen  Strafverfügungen 
der  Genossenschaftsvorstände  (§  106). 

Hierzu  treten  alle  diejenigen  Angelegenheiten  , deren  kolle- 
gialische  Behandlung  der  Vorsitzende  oder  das  mit  der  Bearbei- 
tung betraute  Mitglied  wünscht'),  sowie  diejenigen,  bei  welchen 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen  dem  Vorsitzenden  und  den 
mit  der  Bearbeitung  beauftragten  Mitgliedern  entstehen  *).  In 
allen  ü b ri  ge  n Fällen  findet  eine  kollegialische  Behandlung  nicht 
statt ; vielmehr  erfolgt  bei  den  übrigen  Angelegenheiten  die  F>- 
ledigung  durch  den  Vorsitzenden  oder  unter  dessen  Mitzeichnung 
durch  denjenigen  Beamten  des  Reichs- Versicherungsamtes,  dem  vom 
Vorsitzenden  die  Bearbeitung  der  Sache  übertragen  worden  ist’), 

Ueber  die  k o 1 1 e g i a I i sc  h zu  behandelnden  Sachen  wird 
in  Sitzungen  beraten  und  beschlossen.  Die  Sitzungen  finden  an 
bestimmten  Tagen  und  zu  bestimmten  Stunden  statt;  die  Ver- 
fügung hierüber  hat  der  Vorsitzende,  der  — wenn  es  nötig  ist  — 
auch  ausserordentliche  Sitzungen  anberaumt  *).  Zu  den  Sitzungen 
werden  die  in  Berlin  anwesenden  Mitglieder  unter  Mitteilung  der 
Beratungsgegen.stände  eingeladen  ’).  Die  Reihenfolge,  in  welcher 
die  nichtständigen  Mitglieder  heranzuziehen  sind,  setzt  der  Vor- 
sitzende im  Beginn  jedes  Jahres  fest  und  bezeichnet  gleichzeitig 
auch  die  Stellvertreter.  Die  Einberufung  der  nichtständigen  Mit- 
glieder zu  den  einzelnen  Sitzungen  muss  mindestens  2 Wochen 
vor  den  letzteren  erfolgen*).  Handelt  es  sich  um  Fintscheidung 
von  Vermögensstreitigkeiten  und  Rekursen,  so  beraumt  der  Vor- 
sitzende — falls  nicht  beide  Teile  ausdrücklich  darauf  verzichten  ’) 
— einen  Icrmin  zu  einer  »mündlichen  Verhandlung«  an;  zu  die- 
sem Termin  werden  auch  die  Beteiligten  mittelst  eingeschriebe- 
nen Briefes  eingeladen,  mit  dem  Bemerken,  dass  im  Falle  ihres 
Ausbleibens  nach  Lage  der  Akten  entschieden  werden  würde. 

I)  V.  II,  § 2,  Abs.  3,  Ziff.  2.  — 2)  V.  II,  § 3.  Abs.  2.  — 3)  V.  II , g 3, 
Abs.  I.  — 4)  In  der  Regel  findet  mindestens  einmal  wöchentlich  eine  Plenarsitzung 
statt,  wie  nach  den  in  den  •Amtl.  Nachr.  des  R.V.A.«  veröfTentlichten  Geschäfts- 
berichten anzunehmen  ist.  — 5)  V.  11,  § 2,  Abs.  i u.  2.  — 6)  V.  II,  § 8.  - 7)  V. 
II,  § ZI. 
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Hält  das  Reichs- Versicherungsamt  das  persönliche  Erscheinen 
eines  Beteiligten  für  angemessen,  so  sind  die  Nachteile,  die  sich 
nach  Lage  des  Falles  an  das  Nichterscheinen  knüpfen,  in  der 
Vorladung  besonders  zu  bezeichnen  ').  Die  mündlichen  Verhand- 
lungen erfolgen  in  der  Regel  öfifentlich ; aus  Gründen  des  öffent- 
lichen Wohles  und  der  Sittlichkeit  kann  indes  durch  einen  öffent- 
lich zu  verkündenden  Beschluss  die  Oeffentlichkeit  ausgeschlossen 
werden  ’j.  Dagegen  erfolgt  auch  bei  Vermögensstreitigkeiten  und 
Rekursen  die  eigentliche  Beratung  und  Entscheidung  unter  Aus- 
schluss der  Oeffentlichkeit  *),  wie  denn  überhaupt  in  allen  Fällen, 
bei  denen  die  Beteiligten  nicht  hinzuzuziehen  sind,  die  Sitzungen 
nicht  öffentlich  sind  *). 

Zur  Beschlussfähigkeit  der  Sitzungen  genügt  in  der  Regel  die 
Anwesenheit  von  3 Mitgliedern  einschliesslich  des  Vorsitzenden  *). 

In  den  oben  unter  Ziff.  1—8  angegebenen  Fällen,  die  nach 
gesetzlicher  Vorschrift  kollegialisch  zu  behandeln  sind,  schreiben 
dagegen  die  Unfallversicherungsgesetze  (U.  § 90,  L.U.  § 98,  S.U. 
§ 100)  die  Anwesenheit  von  mindestens  5 Mitgliedern  einschliess- 
lich des  Vorsitzenden  vor,  und  zwar  müssen  sich  darunter  je 
I Vertreter  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer  befinden.  Das 
letztere  ist  auch  im  Invalidenversicherungsgesetz  (§  133)  bezüg- 
lich der  Entscheidung  von  Revisionen  und  Vermögensstreitigkeiten 
vorgesehen.  Eine  Abweichung  besteht  hier  nur  insofern  gegen- 
über der  Unfallversicherung,  als  eine  Besetzung  von  zwei  stän- 
digen und  zwei  nichtständigen,  also  im  ganzen  von  4 Mitgliedern 
vorgeschrieben  ist. 

In  zweien  der  vorgenannten  8 Fälle,  nämlich  bei  Vermögens- 
streitigkeiten und  Rekursen  ist  in  der  Unfallversicherung  ausser- 
dem noch  die  Zuziehung  von  zwei  richterlichen  Beamten  not- 
wendig, sodass  in  diesen  beiden  Fällen  in  der  Unfallversicherung 
die  Anwesenheit  von  7 Mitgliedern  erforderlich  erscheint.  In  der 
Invalidenversicherung  ist  in  den  entsprechenden  Fällen  nur  die 
Heranziehung  eines  richterlichen  Beamten  nötig. 

Des  weiteren  ist  zur  Erzielung  beschlussfähiger  Sitzungen  in 
den  beiden  zuletzt  genannten  Fällen  nötig , dass  keines  der  mit- 
wirkenden Mitglieder  gemäss  den  Vorschriften  der  Civilprozess- 
ordnung  vom  30.  Jan.  1877,  § 4'  von  der  Ausübung  seines  rich- 

I)  V II,  § 13.  — 2)  V.  II,  § 15,  Abs.  I.  — 8)  V.  II,  § 18.  — 4)  V.  II,  § 4, 
Abs.  I.  — 5)  V.  U,  § 2,  Abs.  4.  c 
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terlichen  Amtes  ausgeschlossen  werden  muss  oder  wegen  Be- 
sorgnis der  Befangenheit  nach  § 4a  u.  ff.  der  C.P.Ü.  abgelehnt 
wird.  Die  bezüglichen  Vorschriften  finden  nämlich  auch  auf  die 
Mitglieder  des  Reichs-Versicherungsamtes  in  den  erwähnten  Fällen 
Anwendung  mit  der  Massgabe,  dass  über  das  Ablehnungsgesuch 
durch  Beschluss  des  Reichs-Versicherungsamtes  entschieden  wird*). 
Andererseits  kann  auch  das  Reichs-Versicherungsamt,  wenn  Be- 
teiligte sich  nicht  durch  ihre  gesetzlichen  Vertreter,  sondern  durch 
Bevollmächtigte  (auf  Grund  schriftlicher  Vollmacht)  vertreten  lassen, 
solche  Bevollmächtigte  zurückweisen,  welche,  ohne  Rechtsanwälte 
zu  sein,  die  Vertretung  geschäftsmässig  betreiben  ’). 

Stimmberechtigt  sind  in  den  Sitzungen  die  anwesenden  Mit- 
glieder und  die  zugezogenen  richterlichen  Beamten  ’),  jedoch  bei 
Entscheidungen  auf  Grund  mündlicher  Verhandlungen  nur  die- 
jenigen, vor  denen  diese  Verhandlungen  stattgefunden  haben*). 

Die  Beschlüsse  werden  mit  Stimmenmehrheit  gefasst.  Bei 
Stimmengleichheit  gibt  — wie  schon  envähnt  — der  Vorsitzende 
den  Ausschlag.  Bezieht  sich  die  zu  treffende  Entscheidung  auf 
Summen  und  bilden  sich  hierbei  mehr  als  zwei  Meinungen,  von 
denen  keine  die  Mehrheit  für  sich  hat , so  werden  die  für  die 
grösste  Summe  abgegebenen  Stimmen  den  für  die  zunächst  ge- 
ringere abgegebenen  so  lange  hinzugerechnet,  bis  sich  eine  Mehr- 
heit ergibt. 

Bei  der  Abgabe  der  Stimmen  ist  eine  bestimmte  Reihenfolge 
inne  zu  halten,  die  folgendermassen  festgesetzt  ist: 

1)  die  Berichterstatter  (siehe  unten), 

2)  die  von  den  Vertretern  der  Versicherten  gewählten  nicht- 
ständigen Mitglieder, 

3)  die  von  den  Genossenschaftsvorständen  bezw.  Ausführungs- 
behörden gewählten  nichtständigen  Mitglieder, 

4)  die  richterlichen  Beamten, 

5)  die  ständigen  Mitglieder, 

6)  die  vom  Bundesrat  gewählten  nichtständigen  Mitglieder, 

7)  der  Vorsitzende. 

Die  unter  i — 5 genannten  stimmen  nach  dem  Dienstalter 
derart , dass  das  dem  Dienstalter  nach  jüngste  Mitglied  zuerst 
stimmt.  Bei  gleichem  Dienstalter  stimmt  das  dem  Lebensalter 

I)  V.  11.  § 9-  - *)  V.  JI,  § 12.  - 3)  V.  II,  § 4.  Abs.  I.  - 4)  V.  II,  § 19, 
Abs.  3. 
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nach  jüngste  Mitglied  zuerst.  Die  unter  6 genannten  Mitglieder 
des  Bundesrates  stimmen  in  derjenigen  Reihenfolge , die  für  sie 
im  Bundesrat  besteht  *).  Bei  der  Festsetzung  der  Reihenfolge 
hat  sichtlich  das  Bestreben  geherrscht,  jede  Beeinflussung  des 
Urteils  der  einzelnen  Abstimmenden  zu  verhüten.  Ueber  die  ein- 
zelnen Verhandlungsgegenstände  wird  in  der  Regel  in  den  Sitz- 
ungen ein  mündlicher  Bericht  erstattet;  zu  dem  Zwecke  ernennt 
der  Vorsitzende  einen  oder,  wenn  er  es  für  erforderlich  hält,  zwei 
Berichterstatter  ’).  Wenn  es  sich  um  Rekurse  oder  Vermögens- 
streitigkeiten handelt,  kann  der  Vorsitzende  eventuell  anordnen, 
dass  die  Berichterstatter  noch  vor  der  Sitzung  eine  schriftliche 
Sachdarstellung  vorlegen’).  Diese  mündlichen  bezw.  schriftlichen 
Berichte  bilden  naturgemäss  den  Ausgangspunkt  der  Verhand- 
lungen. Im  übrigen  werden  die  Verhandlungen  und  Beratungen 
in  den  Sitzungen  selbstverständlich  vom  Vorsitzenden  geleitet. 
Dieser  stellt  die  Fragen  und  sammelt  die  Stimmen.  Falls  über 
den  Gegenstand,  die  Fassung  und  die  Reihenfolge  der  Fragen 
oder  über  das  Ergebnis  der  Abstimmung  Meinungsverschieden- 
heiten herrschen , so  werden  sie  durch  Mehrheitsbeschluss  ent- 
schieden *). 

Bezüglich  der  Rekurse  und  Vermögensstreitigkeiten  sind  ausser 
diesen  allgemeinen  Bestimmungen  noch  besondere  Normen  für 
den  Gang  der  Verhandlungen  vorgesehen;  Die  zur  Verhandlung 
stehenden  Gegenstände  der  genannten  Art  werden  der  Regel  nach 
in  der  durch  den  Vorsitzenden  bestimmten  und  durch  Aushang 
vor  dem  Sitzungszimmer  bekannt  gemachten  Reihenfolge  erledigt ‘j. 
Bei  jedem  Gegenstand  leitet  der  erste  Berichterstatter  die  Ver- 
handlung durch  eine  Darstellung  des  Sachverhaltes  ein.  Daran 
schliessen  sich  die  Auslassungen  der  Beteiligten,  soweit  dieselben 
erschienen  sind,  und  die  Fragen,  die  den  Beisitzern  auf  Verlangen 
vom  Vorsitzenden  gestattet  werden  *).  Nachdem  die  mündlichen 
Verhandlungen  geschlossen  sind,  zieht  sich  das  Spruchkollcgium 
zur  Beratung  und  Entscheidung , die  — wie  erwähnt  — nicht 
öffentlich  ist  ’),  zurück.  Nach  dem  Wiedereintritt  desselben  ver- 
kündet der  Vorsitzende  die  ergangene  Entscheidung  öffentlich 
durch  Verlesung  des  Beschlusses  oder  der  Urteilsformel.  Wenn 
die  Verkündung  der  Gründe  für  angemessen  erachtet  wird , so 

1)  V.  II,  s 4.  — z)  V.  II,  § 5,  Ab».  I.  — 3)  V.  II,  8 14.  — 4)  V.  II,  s 6. 
5)  V.  II,  g 15.  Abs.  2.  — 6)  V.  U,  § 16.  — 7)  V.  II.  8 18. 


Digitized  by  Google 


44 


R.  van  der  Borght, 


erfolgt  sie  durch  Verlesung  der  Gründe  oder  durch  mündliche 
Mitteilung  des  wesentlichen  Inhalts.  Die  Verkündung  der  Ent- 
scheidung kann  auf  eine  spätere,  in  der  Regel  binnen  einer  Woche 
abzuhaltende  Sitzung  verschoben  werden  ‘).  Zu  den  in  Rede 
stehenden  mündlichen  Verhandlungen  bei  Vermögensstreitigkeiten 
und  Rekursen  muss  ein  vereidigter  Protokollführer  hinzugezogen 
werden.  Das  von  diesem  aufzunehmende  Protokoll  muss  den 
Gang  der  Verhandlungen  im  allgemeinen  ferner  die  Anerkenntnisse, 
Verzichtleistungen  und  Vergleiche,  die  von  den  Schriftsätzen  ab- 
weichenden Anträge  und  Erklärungen  der  Beteiligten,  sowie  den 
Tenor  des  Urteils  enthalten.  Das  Protokoll  ist  von  dem  Vor- 
sitzenden und  dem  Protokollftihrer  und,  wenn  es  sich  um  Urteils- 
sprechungen handelt,  ausserdem  noch  von  den  Berichterstattern 
und  mindestens  einem  anderen  bei  der  Urteilssprechung  betei- 
ligten Mitgliede  zu  vollziehen  ’). 

Bei  den  Entscheidungen  kann  das  Reichs-Versicherungsamt 
selbstredend  nach  freiem  Ermessen  Vorgehen  innerhalb  der  er- 
hobenen Ansprüche.  Seine  Entscheidung  erstreckt  sich  auch  aul 
die  in  dem  Verfahren  den  Parteien  erwachsenen  Kosten  und  auf 
die  Frage,  >welcher  Kostenbetrag  zur  zweckentsprechenden  Wah- 
rung der  Ansprüche  und  Rechte  notwendig  gewesen  ist«  ’).  Das 
Verfahren  vor  dem  Reichs-Versicherungsamt  selbst  ist  kostenfrei, 
und  auch  die  dem  Amt  hierbei  erwachsenden  baren  Auslagen 
werden  von  den  Parteien  nicht  ersetzt  ‘). 

Zur  P>gänzung  sei  bezüglich  des  Verfahrens  bei  Vermögens- 
streitigkeiten und  Rekursen  noch  bemerkt,  dass  von  dem  Anträge 
der  klagenden  Partei , sofern  er  rechtzeitig  eingegangen  ist  und 
den  gleich  zu  erwähnenden  formellen  Vorschriften  genügt,  der 
Gegenpartei  vom  Reichs-Versicherungsamt  eine  Abschrift  über- 
sandt wird  mit  der  Aufforderung,  eine  Gegenschrift  binnen  einer 
bestimmten,  von  einer  Woche  bis  zu  4 W'oehen  zu  bemessenden 
Frist  einzureichen,  und  mit  der  Verwarnung,  dass  die  Entscheidung 
nach  Lage  der  Akten  erfolgen  werde , wenn  die  Gegenschrift 
nicht  in  der  bestimmten  P'rist  cingeht.  Letztere  kann  indes  aus 
wichtigen  Gründen  auf  Antrag  verlängert  werden.  Von  der 
Gegenschrift  ist  der  klagenden  Partei  eine  Abschrift  zu  übersen- 
den ®).  Da  das  Reichs- Versicherungsamt  auch  zur  Prüfung  der 


i)  V.  II,  ^ 22,  Abs.  1-3.  — 2)  V.  II,  § 17.  — 3)  V.  II,  § 19,  Abs.  I u 2.  — 
4)  V.  U,  § 20.  - 5)  V.  II,  § II. 
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Thatfrage  befugt  ist,  so  kann  es  auch  die  Erhebung  weiterer  Be- 
weise und  die  Feststellung  erheblicher  Thatsachen  anordnen  '). 
Die  Aufklärung  der  Thatsachen  geschieht  jetzt  in  der  Regel  schon 
vor  der  mündlichen  Verhandlung  durch  eine  von  dem  Präsidenten 
und  den  beiden  Berichterstattern  gezeichnete  prozessleitende  Ver- 
fügung, während  anfangs  in  solchen  P'ällen  erst  ein  Beschluss  des 
Reichs- Versicherungsamtes  bezw.  des  Gerichtshofes  herbeigeführt 
wurde  ’). 

Die  grosse  Vermehrung  der  rechtsprechenden  Thätigkeit  des 
Reichs- Versicherungsamtes  hat  dazu  geführt,  dass  4 verschiedene 
Senate  gebildet  wurden,  auf  welche  die  vorstehend  besprochenen 
Bestimmungen  entsprechende  Anwendung  finden.  Jeder  dieser 
Senate  besteht  zur  Zeit  aus  7 Mitgliedern  einschliesslich  des  Vor- 
sitzenden und  der  beiden  richterlichen  Beisitzer. 

P'ür  den  schriftlichen  V erkehr  von  und  zu  dem  Reichs- 
Versicherungsamt  sind  verschiedene  Vorschriften  und  Anordnungen 
erlassen.  Da  die  Geschäftssprache  vor  dem  Reichs- V^ersicherungs- 
amt  die  deutsche  ist,  so  müssen  zunächst  alle  Eingaben  und  An- 
fragen ohne  Unterschied  in  deutscher  Sprache  abgefasst  sein, 
wenn  sie  überhaupt  berücksichtigt  werden  sollen  ’).  Ferner  muss 
die  Schrift  und  die  Unterschrift  leserlich  sein ; letztere  muss  even- 
tuell durch  einen  beigefügten  gedruckten  Namen-  oder  Firmen- 
stempel deutlich  gemacht  werden,  da  man  dem  Reichs- Versiche- 
rungsamt nicht  zumuten  kann,  sich  mit  der  Entzifferung  unleser- 
licher Schriftzüge  abzumühen.  Postkarten  und  Papierstreifen  sind 
im  Verkehr  mit  dem  Reichs-Versicherungsamt  nicht  zu  verwen- 
den , vielmehr  sind  — im  eigenen  Interesse  der  Beteiligten  — 
grossere  Bogen  zu  benutzen  ‘J , die  indes  die  Breite  und  Höhe 
des  üblichen  Aktenformates  nicht  überschreiten  dürfen.  Ueber 
die  Minimalhöhe  und  Stärke  des  Papierformates  sind  Vorschriften 
nicht  erlassen  “). 

Für  Anträge  auf  Entscheidungen  in  Vermögensstreitigkeiten 
und  Rekurse  gegen  Schiedsgerichtsurteile  gelten  ausserdem  noch 
folgende  Bestimmungen : Die  Anträge  und  Rekurse  müssen 

schriftlich  eingereicht  werden,  ln  denselben  muss  der  Gegenstand 
des  Anspruches  bezeichnet  sein ; ausserdem  müssen  sie  die  für 
die  Entscheidung  massgebenden  Thatsachen  unter  Angabe  der 

1)  Amtl.  Nachr.  d.  R.V.A.  Jahrg.  II,  .S.  252,  ZilT.  218  und  .S  291,  Ziff.  23S.  — 
2)  Amü.  Nachr.  d.  R.V.A.  Jahrg.  III,  S 42.  — 3)  V.  II,  ij  30.  — 4)  Amtl.  Nachr. 
d.  R V.A  , Jahrg.  I,  S.  4 und  82  — 5)  Amtl.  Nachr.  d.  R.V.A.  Jahrg.  II,  S.  54, 
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bezüglichen  Beweismittel  enthalten.  Für  jeden  Gegner  ist  eine 
Abschrift  des  Schriftsatzes  beizufügen  ’) ; letzteres  gilt  auch  für 
die  Gegenschriften ’).  Anträge,  Rekurs-  und  Gegenschriften  müssen 
entweder  von  dem  Beteiligten  selbst  oder  von  ihren  gesetzlichen 
Vertretern  oder  von  den  durch  schriftliche  Vollmacht  beglaubig- 
ten Bevollmächtigten  unterzeichnet  sein  ’). 

Die  vom  Reichs-Versicherungsamt  ausgehenden  Schriftstücke 
werden  folgendermassen  behandelt.  V’orladungen  und  Zustellungs- 
schreiben , sowie  Einladungen  der  Unternehmer  zu  Generalver- 
sammlungen werden  durch  die  Unterschrift  desjenigen  Beamten 
beglaubigt,  der  vom  Vorsitzenden  hierzu  bestimmt  ist,  unter  Bei- 
fügung des  Siegels  des  Reichs-Versicherungsamtes  ^).  Das  hier- 
bei zu  verwendende  kleinere  Siegel  entspricht  den  bei  den  Ge- 
sandtschaften des  Deutschen  Reiches  eingeführten  Siegeln  und 
trägt  die  Umschrift  »Reichs-Versicherungsamt«  ®).  Die  Vorla- 
dungen und  Zustellungen  erfolgen  mittelst  eingeschriebenen  Brie- 
fes*); die  Einladungen  zu  General-  und  Genossenschaftsversamm- 
lungen können  mittelst  einfachen  Briefes  durch  die  Post  bewirkt 
werden  ’). 

V'erftigungen  und  Entscheidungen  ergehen  unter  der  Bezeich- 
nung »Das  Reichs-Versicherungsamt«  und  werden  in  der  Aus- 
fertigung vom  Vorsitzenden  vollzogen  *).  Prozessleitende  Ver- 
fügungen zur  Aufklärung  der  Thatsachen  müssen  von  dem  Vor- 
sitzenden und  den  Berichterstattern  unterzeichnet  sein  ’).  Die 
Urteile,  von  denen  den  beteiligten  Schiedsgerichten  Abschrift  zu 
erteilen  ist  (V'.  II,  § 22,  Abs.  4),  und  ihre  Begründungen  werden 
von  den  Berichterstattern  entworfen  und  in  der  Urschrift  von 
dem  Vorsitzenden  , den  Berichterstattern  und  mindestens  einem 
anderen  Mitgliede,  welches  an  der  Urteilssprechung  teilgenommen 
hat,  unterzeichnet.  Ist  ein  zur  Unterzeichnung  berufenes  Mitglied 
hieran  verhindert,  so  ist  dies  laut  Beschluss  des  Reichs-Versiche- 
rungsamtes vom  22.  Juni  1887  (Amtl.  Nachr.  d.  R.V.A.  Jahrg.  111, 
S.  166,  Ziff.  369)  unter  Angabe  des  Verhinderungsgrundes  von 
dem  Vorsitzenden  oder  bei  dessen  Verhinderung  von  dem  ältesten 
beisitzenden  Mitgliede  unter  dem  Urteil  zu  bemerken.  Die  Ur- 
teile müssen  im  Eingang  die  Namen  der  Mitglieder,  die  an  der 
Entscheidung  teilgenommen  haben , enthalten  und  den  Sitzungs- 

>)  V.  II,  § IO.  — 2)  V.  II,  § II,  Abs.  2.  — 3)  V.  II,  S 12,  Abs  I.  — 4)  V. 

II,  g 28.  — 5)  V.  II,  g 29,  Ziff.  2.  — 6)  V.  II,  g 13.  — 7)  V.  II,  g 28,  Abs.  2. 

— 8)  V.  II,  § 5,  Abs.  2.  — 9)  Amll.  Nachr.  d.  R.V.A  , Jahrg.  III,  S.  42. 
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tag  bezeichnen,  an  welchem  die  Entscheidung  erfolgt  ist.  Die 
Ausfertigung  der  Urteile  trägt  die  Ueberschrift ; 

»Im  Namen  des  Reichst 
und  die  Schlussformel; 

»Urkundlich  unter  Siegel  und  Unterschriftt 

»Das  Reichs-Versicherungsamtt. 

Die  Ausfertigung  wird  vom  Vorsitzenden  unter  Beifügung 
des  Siegels  des  Reichs-Vcrsicherungsamtes  vollzogen  ').  Das  hier 
zu  verwendende  Siegel  ist  das  »grosse  Siegel« ; dasselbe  ent- 
spricht dem  vom  Reichsgericht  geführten  Siegel  und  wird  nur 
bei  förmlichen  Ausfertigungen  , insbesondere  der  Urteile  ge- 
braucht *). 

Schreibfehler,  Rechnungsfehler  und  ähnliche  offenbare  Un- 
richtigkeiten, die  in  dem  Urteile  Vorkommen,  sind  laut  Beschluss 
des  Reichs-Versicherungsamtes  vom  7.  Juni  1887,  jederzeit  vom 
Gerichte  auch  von  Amtswegen  zu  berichtigen  ’). 

Bezüglich  des  Geschältsverkehres  zwischen  Reichs- 
Versicherungsamt  und  Berufsgenossenschaftsorga- 
nen besteht  die  Uebung , dass  regelmässig  der  Verkehr  durch 
Vermittlung  der  Genossenschaftsvorstände  erfolgt.  Die  einzelnen 
Genossenschaftsorgane  (Sektionsvorstände,  Vertrauensmänner  etc.) 
übersenden  in  der  Regel  ihre  an  das  Reichs-Versicherungsamt  zu 
richtenden  Eingaben  etc.  an  den  Genossenschaftsvorstand , der 
dieselben  mit  seinen  Bemerkungen  oder  — wenn  er  solche  nicht 
zu  machen  hat  — mit  einem  seine  Kenntnisnahme  bescheinigen- 
den Vermerk  weitersendet.  Das  Reichs-Yersichenmgsamt  sei- 
nerseits bedient  sich  ebenfalls  in  der  Regel  der  Vermittlung  des 
Genossenschaftsvorstandes.  Diese  Uebung  beruht  auf  einer  An- 
regung des  Reichs- Versicherungsamtes  vom  19.  Januar  1886;  eine 
besondere  Vorschrift  ist  dieserhalb  noch  nicht  erlassen  wor- 
den *).  — 

Zur  Vervollständigung  des  Bildes  der  Organisation  ist  noch 
einiger  besonderer  Einrichtungen  des  Reichs-Versiche- 
rungsamtes  zu  gedenken.  Hierher  gehört  zunächst  die  Heraus- 
gabe einer  Zeitschrift,  die  unter  dem  Titel  »Amtliche  Nach- 
richten des  Reichs-Versicherungsamtes«  im  Format  des  Reichs- 
Gesetzblattes  seit  dem  6.  Dezember  1884  alle  14  Tage  er- 


I)  V.  II,  § 23  u.  24.  — 2)  V.  II,  § 29,  Ziff.  I.  — 3)  AmÜ.  Nachr.  d.  R V.A. 
Jihrg.  III,  S.  166,  Ziff.  370.  — 4)  Amtl.  Nachr  d.  R.V.A.  Jahrg.  II,  .S.  84/8$. 
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scheint.  Die  Zeitschrift  enthält  alle  irgendwie  wichtigen  Beschlüsse, 
Entscheidungen,  Rundschreiben,  Erhebungen  und  Berichte  des 
Reichs-Versicherungsamtes  und  hat  den  mit  der  Ausführung  der 
Unfallversicherung  betrauten  Organen  das  Einleben  in  die  neuen 
Verhältnisse  ausserordentlich  erleichtert. 

Als  eine  weitere  vom  Gesetzgeber  zwar  nicht  genannte,  aber 
ohne  Zweifel  ungemein  weittragende  , für  die  gedeihliche  Durch- 
führung der  Unfallversicherung  fast  als  notwendig  zu  bezeichnende 
Schöpfung  ist  die  im  Jahre  1887  seitens  des  Reichs- Versicherungs- 
amts getroffene  Einrichtung  einer  Sammlung  (ständigen  Aus- 
stellung) fürUnfallverhütung  zu  erwähnen.  Die  Inangriff- 
nahme der  Unfallverhütung  seitens  der  Berufsgenossenschaften  ver- 
anlasste  wiederholte  Gesuche  von  Erfindern  und  Vertretern  von 
Erfindungen  um  Empfehlung  ihrer  Unfallverhütungsapparate  etc. 
bei  den  Berufsgenossenschaften;  in  der  Regel  war  diesen  Gesuchen 
die  Bitte  beigefügt,  dem  Reichs-Versicherungsamt  ein  Exemplar 
der  betreffenden  Apparate  zur  V^erfügung  stellen  zu  dürfen.  Als 
diese  — anfänglich  ablehnend  beschiedenen  — Gesuche  sich  ver- 
mehrten, fasste  das  Reichs- Versicherungsamt  den  glücklichen  Plan, 
durch  Annahme  und  Sammlung  der  angebotenen  Schutzvorrich- 
tungen >eincn  Mittelpunkt  für  den  Austausch  der  Erfahrungen  auf 
diesem  Gebiete , eine  Orientierungsquelle  für  die  Mitglieder  und 
Organe  der  Berufsgenossenschaften,  insbesondere  für  die  Beauf- 
tragten (Revisionsingenieure)  zu  schaffent.  Dieser  Gedanke  fand 
die  lebhafteste  Anerkennung  der  Beteiligten  und  so  entstand  an 
dem  hiefür  allein  geeigneten  natürlichen  Zcntralpunkte  die  »Samm- 
lung für  Unfallverhütungt.  ln  die  Sammlung  können  alle  Gegen- 
stände — Apparate,  Modelle,  Zeichnungen,  Photographien,  Druck- 
sachen etc.  — aufgenommen  werden,  welche  zur  Eörderung  der 
Unfallverhütung  in  den  unfallversicherungspflichtigen  Betrieben 
beizutragen  geeignet  sind  und  seitens  der  Einsender  kosten-  und 
portofrei  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Ueber  die  Aufnahme  wird 
von  Fall  zu  Fall  entschieden.  Die  aufgenommenen  Gegenstände, 
für  welche  Platzmiete  nicht  erhoben  wird , bleiben  Eigentum  der 
Sammlung.  Das  Nähere  ist  aus  den  »Amtl.  Nachr.  des  R.V.A.c 
Jahrg.  IV,  S.  170  u.  ff.  zu  ersehen.  Bis  Anfang  1889  gingen  der 
Ausstellung  nahezu  3CX)  einschlägige  Gegenstände  zu  ’ ).  Die  im 


I)  Nach  dem  .Speaialkataliig  des  Reichs-Versichcrungsiinitcs  über  seine  Kelciligung 
stn  iler  Deutschen  allgemeinen  Ausstellung  für  Unfallsverhütung. 
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Jahre  1889  zu  Berlin  abgehaltene  Ausstellung  für  Unfallverhütung, 
welche  sich  der  regsten  Förderung  des  Reichs-Versicherungsamtes 
zu  erfreuen  hatte , hat  auch  auf  die  Entwicklung  der  in  Rede 
stehenden  ständigen  Ausstellung  einen  günstigen  Einfluss  ausge- 
übt, insofern  als  die  Aussteller  vielfach  V^eranlassung  genommen 
haben , der  Sammlung  ihre  ausgestellten  Modelle  etc.  zu  über- 
weisen *). 

Eine  fernere  besondere  Einrichtung  ist  durch  das  Invaliden- 
versicherungsgesetz vorgesehen  worden ; Zur  Durchführung  der 
dem  Reichs- Versicherungsamt  im  Vollzüge  dieses  Gesetzes  zufal- 
lenden umfangreichen  rechnerischen  Arbeiten , insbesondere  der 
Verteilung  der  Renten  auf  die  Versicherungsanstalten  und  der 
erforderlichen  statistischen  Arbeiten  wird  im  Reichs-Versicherungs- 
amt ein  besonderes  Rechnungsbüreau  errichtet  werden; 
gegen  die  von  demselben  vorgenommene  Verteilung  der  Renten- 
last ist  Einspruch  an  das  Reichs-Versicherungsamt  zulässig,  welcher 
vom  Reichs-Versicherungsamt  zu  entscheiden  ist.  (Vergl.  Inv. 
§ 87 — 89,  92  und  160.)  Die  näheren  Feststellungen  über  die 
Einrichtung  und  die  Ausgestaltung  des  Rechnungsbüreaus  sind 
noch  nicht  bekannt  gegeben.  — 

Von  dem  gewaltigen  Umfang,  den  die  Thätigkeit  des  Reichs- 
Versicherungsamtes  von  Anfang  an  angenommen  hat,  geben  die 
Geschäftsberichte  des  Reichs-Versicherungsamtes  ein  deutliches 
Bild.  Dieselben  sind  bisher  für  folgende  Zeitabschnitte  veröffentlicht : 

1)  bis  31.  Dezember  1885  (Amtl.  Nachr.  Jahrg.  II,  S.  67  u.  ff.) 

II)  I.  Jan. — 31.  Dez.  1886  ( » » » III,  S.  41  u.  ff.) 

III)  • » 1887  ( > » » IV,  S.  179  u.  ff.) 

IV)  . > 1888  ( > . . V,  S.  119  u.  ff.) 

Nach  diesen  Berichten  bezog  sich  die  Hauptthätigkeit  des 

Reichs-Versicherungsamtes  1884/85  auf  die  Organisation  der  Be- 
rufsgenossenschaften , die  Errichtung  der  berufsgenossenschaft- 
lichen Schiedsgerichte  und  die  Organisation  der  Arbeiterver- 
tretung ; 

1886  auf  die  Entscheidung  von  Rekursen , den  Erlass  von 
Ausführungsvorschriften  zu  den  Unfallversicherungsgesetzen  und 

l)  Vergl.  den  »Taschenkalender  rum  Gebrauche  bei  Handhabung  der  Unfall-  und 
Krankenversicheruug^gesetze«  für  1890,  hetausgegeben  von  den  expedierenden  Sekre- 
tären im  Reichs-Versicherungsamt,  den  Herren  Buschmann  und  GbUe.  (Dieses  nütz- 
liche Werk  sei  bei  dieser  Gelegenheit  besten.s  empfohlen.) 

Archiv  für  aoi.  CeteUgbg.  u.  Sutistik.  1 1 1 x.  A 
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den  dazu  ergangenen  kaiserlichen  Verordnungen,  die  Organisation 
der  auf  Grund  des  Ausdehnungsgesetzes  gebildeten  Berufsgenossen- 
schaften, den  Abschluss  der  Organisation  für  die  57  älteren  Be- 
rufsgenossenschaften, die  Durchführung  der  Wahlen  der  von  den 
Vorständen  und  den  Arbeitervertretern  in  das  Reichs- Versiche- 
rungsamt zu  entsendenden  Mitglieder,  die  Richtigstellung  der 
Berufsgenossenschaftskataster  durch  generelle  Verfügungen  und 
Entscheidung  zahlreicher  Katasterbeschwerden,  die  Vorbereitung 
und  Genehmigung  von  Gefahrentarifen  und  Unfallverhütungsvor- 
schriften, die  Eeststellung  der  Formulare  für  die  Nachweisung  der 
Rechnungsergebnisse  und  Aufstellung  der  Rechnungsergebnisse 
für  das  letzte  Vierteljahr  1885,  die  berufsgenossenschaftliche  Ein- 
gliederung der  Bautischler  und  Bauschlosser,  die  Beschlussfassung 
über  zahlreiche  Beschwerden  der  Genossenschaften  und  ihrer  Or- 
gane, der  staatlichen  und  städtischen  Verwaltungsbehörden  und 
einzelner  Unternehmer; 

1887  auf  die  Entscheidung  von  Rekursen,  die  Wahl  bezw. 
Erneuerungswahl  von  Arbeitervertretern  und  Schiedsgerichtsbei- 
sitzern, die  Ausführung  des  Bau-  und  des  See-Unfallversicherungs- 
gesetzes und  den  Anfang  der  Ausführung  des  landwirtschaftlichen 
Unfallversicherungsgesetzes  und  einiger  dazu  gehörender  Landes- 
gesetze, insbesondere  des  preussischen  Gesetzes  vom  20.  Mai  1887, 
die  Genehmigung  von  Gefahrentarifen,  Prämientarifen , Unfallver- 
hütungsvorschriften, Genossenschaftsstatuten  und  Statutänderungen, 
die  Durchführung  der  erstmaligen  Einschätzung  der  Betriebe  in 
die  Klassen  der  Gefahrentarife,  sowie  der  erstmaligen  Umlage, 
nebst  Vorbereitung  der  Revision  der  Gefahrentarife  und  Organi- 
sation der  Unfallstatistik,  die  Anstellung  berufsgenossenschaftlicher 
Beauftragter  zur  Ucbervvachung  der  Betriebe,  die  Vermittlung 
zwischen  den  Berufsgenossenschaften  einerseits  und  den  staat- 
lichen und  städtischen  Aufsichtsbehörden  andererseits , sowohl 
auf  dem  Gebiete  der  Ueberwachung  der  Betriebe,  als  auch  auf 
dem  der  Unfalluntersuchung  und  dem  des  Requisitionsrechtes  der 
Berufsgenossenschaften  überhaupt,  die  weitere  Regelung  des  Rech- 
nungswesens der  Berufsgenossenschaften  und  ihres  Verhältnisses 
zur  Reichsbank,  die  Beschlussfassung  über  zahlreiche  Beschwerden 
von  Berufsgenossenschaften  und  ihren  Organen , von  staatlichen 
und  städtischen  Verwaltungsbehörden  und  einzelnen  Unterneh- 
mern ; 

1888  auf  die  Entscheidung  von  Rekursen,  die  Wahl  von  Ar- 
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beitervcrtrctcrn  und  Schiedsgerichtsbeisitzern,  die  Durchführung 
der  landwirtschaftlichen  Unfallversicherung  und  die  weitere  Aus- 
führung des  Bau-Unfallversicherungsgesetzes,  die  Genehmigung 
von  Unfallverhütungsvorschriften,  Genossenschaftsstatuten,  Statut- 
änderungen, die  Revision  der  Gefahrentarife,  die  weitere  Regelung 
des  Rechnungswesens  der  Berufsgenossenschaften,  die  Vermitt- 
lung des  Ueberganges  bereits  früher  versicherungspflichtig  ge- 
wesener Betriebe  und  Betriebsteile  aus  den  älteren  Berulsgenossen- 
schaften  in  die  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften,  in  die 
Tiefbau-  und  See-Berufsgenossenschaft  und  in  die  Staatsversiche- 
rung, die  Erledigung  zahlreicher  Kataster-,  Gefahrentarif-,  Umlage-, 
Straf-  und  sonstiger  Beschwerden. 

In  dieser  Weise  etwa  zählt  das  Reichs-Versicherungsamt  selbst 
die  Hauptrichtungen  seiner  Thätigkeit  im  Eingang  der  betreffen- 
den Berichte  auf,  und  es  ist  schon  hieran  zu  erkennen,  wie  viel- 
seitig und  ausgedehnt  die  Arbeitslast  desselben  ist. 

Die  Zunahme  der  Arbeitslast  durch  die  Erweiterung  der 
Unfallversicherung,  die  zu  einer  wesentlichen  Vermehrung  des 
Personalbestandes  führen  musste,  findet  ihren  kürzesten  Ausdruck 
in  der  starken  Vermehrung  der  Gesamtetats  des  Amtes.  Die- 
selben betrugen  im  Etatsjahre 

1884/85  : U8  965  Mark 
1885/86:  164620  > 

1886/87  ; 198  400  ■ 

1887/88 : 240  940  . 

18S8/89  : 284  330  > 

1889/90  : 366  525  > 

Im  neuesten  Etat  für  1890/91  ist  die  Summe  von  436115  Mk. 
für  Aufwendungen  des  Reichs- Versichcrungsamtes  vorgesehen. 

Zur  weiteren  Veranschaulichung  mögen  einige  Zahlcnangaben 
der  Berichte  hier  zusammengestellt  werden,  zunächst  über  die 
rechtsprechende  Thätigkeit  des  Reichs- Versicherungsamtes,  die 
begreiflicherweise  im  Vordergründe  des  Interesses  steht  und  auch 
von  dem  Amt  selbst  an  erster  Stelle  angeführt  zu  werden  pflegt. 

Die  hmtscheidung  von  Rekursen  begann  am  12.  Juli  1886 
und  hat  sich  bis  Ende  1888  auf  das  Gebiet  der  landwirtschaft- 
lichen und  der  See-Unfallversicherung  noch  nicht  erstreckt.  Dass 
die  rechtsprechende  Thätigkeit  gleichwohl  einen  sehr  bedeutenden 
Umfang  erreicht  hat,  zeigt  die  nachstehende 

4* 


Digitized  by  Google 


52 


Ji.  van  der  Borghi, 


Ucbersicht  über  die  anhängig  gewordenen  Rekurse 
und  ihre  Erledigung. 


1886 

1887 

1888 

Gesamt- 
bestand am 
31.  Dez.  1888 

I.  i)  Zahl  der  neu  anhängig  gewordenen 
Rekurse  ........ 

267 

1065 

1613 

2945 

2)  Zahl  der  aus  den  Vorjahren  uncr> 
ledigt  übernommenen  Rekurse  . . 



169 

730 

_ 

3)  Gesamtzahl  der  zu  bearbeitenden 
Rekurse 

267 

■234 

2343 

2945 ') 

4)  Davon  wurden  eingelegt 

a)  von  den  Versicherten  .... 

>75 

923 

'773 

2871 

b)  von  den  Berufsgenossenschaften 
bezw.  Ausführungsbehörden 

87 

294 

525  906 

45  67 

c)  von  beiden  Teilen  ..... 

5 

■7 

11.  Erledigt  wurden 

a)  durch  Bestätigung  des  Urteils  des 
Schiedsgerichts 

s> 

219 

not 

'37' 

b)  durch  teilweise  Bestätigung  des  Ur- 
teils des  .Schiedsgerichts  .... 

_ 

18 

42 

60 

c)  durch  Abänderung  des  Urteils  des 
Schiedsgerichts 

■9 

122 

373 

5'4 

1)  Gesamtzahl  der  durch  Urteil  erle- 
digten Rekurse 

70 

359 

1516 

1945 

2)  Auf  andere  Art  erledigt  (Verwerfg.  w. 
Unzulässigkeit  oder  verspäteter  Ein- 
legung, Zurücknahme,  Vergleich  etc.) 

28 

»45 

228 

401 

Gesamtzahl  der  erledigten  Rekurse 

98 

504 

'744 

2346 

Unerledigt  blieben  am  Ende  des 
Jahres  

169 

730 

599 

599 

III.  i)  Zahl  der  Sitzungstage 

'30 

? 

2)  Zahl  der  mündlichen  Verhandlungen 

? 

1609 

? 

IV.  Beweisaufnahme  wurde  beschlossen 
a)  vor  der  mündlichen  Verhandlung  bei 

} 

54 

11 

113  Fällen  . ? 

b)  auf  Grund  der  mündl.  Verhandl.  bei 

? 

8 

85  • 

> 

Zusammen  in  ...... 

? 

62 

198  Fällen 

? 

V.  Vertretung  durch  Rechtsanwälte 

a)  auf  seiten  der  Berufsgenossenschaf- 
ten in  

9 

20 

0 Fällen 

29 

b)  auf  seiten  der  Arbeiter  in  . . . 

IO 

18 

73  . 

lOI 

Zusammen  in  

'9 

38 

73  Fällen 

'3° 

VI.  Urteile,  die  ohne  vorherige  mündliche 

Verhandlung  gefällt  wurden  . . . 

2 

'3 

47 

62 

Demnach  sind  im  ganzen  bis  31.  Dezember  1S88  schon  2945  Rekurse  anhängig 
geworden;  wer  die  mit  jedem  Rekurse  in  der  Regel  verbundene  grosse  Arbeit  kennen 
gelernt  hat,  wird  es  begreifen,  dass  Ende  1888  noch  599  Rekurse  unerledigt  w*aren, 
von  denen  5 aus  dem  Jahre  1887  und  594  aus  dem  Jahre  1888  stammten. 


l)  Unter  Abrechnung  der  aus  den  Vorjahren  ubemommenen  und  dort  schon  mil- 
gez-ählten  599  Rekurse. 
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Eine'Kritik  an  die  vom  Reichs-Versicherungsamt  gefällten 
Urteile  selbst  zu  legen,  ist  nicht  die  Aufgabe  dieser  Zeilen.  Nur 
das  sei  bemerkt,  dass  in  der  Hauptsache  weder  bei  den  Arbeit- 
gebern, noch  bei  den  Versicherten  Unzufriedenheit  über  die  er- 
gangenen Entscheidungen  herrscht  und  dass  nur  in  einzelnen 
wenigen  Fragen  die  Stellungnahme  des  Reichs-Versicherungsamtes 
Bedenken  in  den  beteiligten  Kreisen  erregt  hat.  Auf  alle  Fälle 
umschliessen  die  angegebenen  Zahlen  eine  ungemein  segensreiche 
Thätigkeit,  wie  von  allen  Seiten  anerkannt  wird.  Insbesondere 
hat  das  Reichs-Versicherungsamt  es  verstanden , das  anfängliche 
grosse  Misstrauen  der  Arbeiterwelt  gegenüber  den  Unfallversiche- 
rungsgesetzen durch  seine  Spruchthätigkeit  in  weiten  Kreisen  zu 
zerstreuen. 

Auch  die  Erledigung  der  Beschwerden  bildet  einen  sehr  er- 
heblichen Teil  der  Arbeit  des  Reichs-Versicherungsamtes. 

Die  anhängig  gewordenen  Beschwerden  ergeben  sich  aus  der 
Seite  55  folgenden  Uebersicht. 

Der  Gesamtbestand  am  31.  Dezember  1888  ist  folgender : 


Art  der  Beschwerden  | 

i 

Neu  anhängig 

Davon 

geworden  ' 

||  ' 

1 erledigt  j 

unerledigt 

I.  In  Katasterangelegenheiten  . . 

7996  ■) 

' 7471 

5*5 

11.  Gegen  Einschätzung  der  Betriebe 

246t 

2328 

'33 

III.  > Feststellung  der  Beiträge 

IV.  • Einschätzung  und  Fest* 

S18 

424 

94 

Stellung  der  Beiträge  .... 

'63 

■3' 

3» 

V.  Gegen  Höhe  der  E*rämicn  . . 

65 

>7 

48 

VI.  » Strafverfügungen  . . . 

3209 

2696 

5'3 

VII.  Sonstige 

1004  ’) 

912 «)  , 

9*’) 

Zusammen 

15416  ’) 

! '3979  *) 

'437  ’) 

Die  sonstigen  wichtigeren  Arbeiten  wurden  in  den  ersten  3 
Geschäftsberichten  am  Schluss  besonders  zusammengestellt;  der 
Bericht  für  1888  enthält  eine  solche  Uebersicht  nicht,  doch  Hessen 
sich  aus  dem  sonstigen  Inhalt  desselben  mehrere  der  entsprechen- 
den Ziffern  beschaffen.  Hiernach  sind  als  die  Hauptarbeiten  des 
Reichs-Versicherungsamtes  in  der  Zeit  bis  31.  Dezember  1888 
folgende  anzuführen : ■ 

1)  Kinschlieikslich  der  82  irn  Jahre  1886  erledigten. 

2)  Ausschliesslich  der  im  Jahre  1886  erhobenen  Beschwerden. 
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R.  van  der  Borght, 


c» 

00 

cn 

1886 

1887 

1888 

a)  Es  wurden  bcarb.  bezw.  begutachtet 
i)  Gcsel/entwürfe  nebst  Motiven,  betr. 
Ausdehnung  der  Versicherung  . 

3 

1 

2)  Entwürfe  zu  kaiserl,  Verordnungen 

3') 

>=) 

2’) 

(?)  8 *) 

3)  Denkschriften  bezw.  Gutachen  für 
den  Hundesrat 

19 

8 ' 

18 



b)  Es  wurden  erlassen 

l)  AusfUhrungs-  etc.  Bekanntmachung- 
en und  Instruktionen  ..... 

IS 

16 

20 

2)  Rundschreiben  an  oberste  Reichs- 
und I.4tndes-Zcnlralbehördcn  . , 

61 

29 

3' 

. 

3)  Rundschr.  an  Berufsgenosserwehafts- 
Vorständc  bezw.  Ausliihr.-Behördcn 

75 

62 

47 

;?)'4  ‘) 

4)  Rundschr.  an  Vorsitzende,  Arbcilcr- 
venreter  - Wahlkommissare  , Kran- 
kenka-ssenvorstände 

54 

13 

9 

{>)  5 “) 

c)  Zahl  der  geprüften  Protokolle,  betr. 
Arbeitervcrtreterwahlcn 

350 

35' 

d)  Zahl  der  abgehalicncn  bezw,  beschick- 
ten General-  bezw.  Gcnossenschafu- 
versammlungen 

II.) 

7 

25 

e)  Zahl  der  zu  den  unter  d)  genanuten 
Versamml.  versandten  Einladungen 

345  446 

65  480 

__ 

f)  Zahl  der  genehmigten 

1)  neuen  Statuten  

57 

5 

'5 

22 

2)  abgeänderten  Statuten  .... 

25 

32 

22 

3)  neuen  Gefahrentarifc  .... 

— 

55 

3 

4 

4)  abgeänderten  Gefahrentarife 

— 

1 

52  •) 

5)  Beschlü^ , betr.  Abstandnahme 
von  der  Aufstellung  eines  Gefahren- 
tarifs   

12 

6)  Unfall-Verhütungsvurschririeo  . 

— 

6 

26 

9 

g)  Zahl  der  aufgestellten  Prämientarife 
(in  der  Bau-ünfallversichcrungl  . . 



12 



h)  Es  wnirden  organisiert  vom  R.V.A. 
1)  Genossenschaftsvorstände  . . 

57 

5 

2 

2)  Scklionsvorsländc 

3*3 

53 

6 

— 

3)  Schicdj^crichtc 

433 

61 

'4 

— 

4)  Wahlbezirke  für  Arbeitervcrtrcicr- 
wahlen 

852 

144 

395 

i)  Zahl  der  vom  R.V.A.  mit  Stimm- 
zetteln versehenen  Krankenkassen 

IO  519 

464 

10600 

k)Zahl  der  v.  R.V.A.  versandten  Stimm- 
rellei  fiir  die  Wahlen  zum  R.V.A.  . 

2399 

1)  Zahl  der  in  das  Präjudizien-Buch  ein- 
getragenen grundsätzlichen  Entscheid. 

270 

237 

141 

111 

ra)  Zahl  der  Plenarsitzungen  .... 

100 

79 

69 

n)  GesamUahl  d.  bearbeit,  neuen  Sachen  j 22  731  ')  26  819  32  133  36  »Soo 

darunter  auf  Rekurse  bczuKÜche  . . | i — ' 5961  | 12525 

1)  betr.  dat  Verfahren  vor  den  Schiedtgerichieo  und  vor  dem  Reiebs-Verticherungsamt,  und 
betr.  Inkrafttreten  des  Ges.  vom  6.  Juli  1884.  — a)  Betreffend  Inkrafttreten  des  Ausdehnungs-Ge- 
seues.  3 Betr.  Inkrafttreten  des  Rau-  und  See-Unfallversichcrungsgesctzcs  und  das  Verfahren  vor 
dem  Reichs-Versicherumtsamt  und  den  Schiedsgerichten  der  landw.  und  der  See-UnfaUversichcruDg. 
— 4>  Im  Geschäftsbericht  nicht  angegeben.  Nach  den  ^Amti  Nachr.*  sind  8 kaiserl.  Verordn., 
betr.  Inkrafttreten  die  landw.  Unfallversicherung  ire  Jahre  i888  ergangen.  — 5^  Im  Geschäftsbericht 
nicht  angegeben.  In  die  Uebersicht  ist  die  Zahl  derjenigen  1868  erlassenen  Rundschreiben  ein- 
gestellt. die  in  den  Amtl  Nachr.  veröffentlicht  stad.  — 6)  Dazu  treten  noch  3 unerledigte.  - 7)  Mit 
Ausschluss  der  zahlreichen,  nicht  besonders  joumalisierten  Eingänge  in  Sachen  der  Arbeitervertreter' 
wählen. 
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i)  Einschliesslich  der  vom  Vorjahre  unerledigt  übernommenen  Beschwerden.  — 2)  und  Wahlbcschwerden.  — 3)  Im  Geschäftsbericht 
heisst  es:  »Zahlreiche  andere  Beschwerden  wurden  erledigt«. 


56  V.  d.  Borghl,  Auf  gaben  u.  Organisation  d.  RtUhs-Versicherungsamtes. 

Die  Zahl  der  in  das  Präjudizienbuch  eingetragenen  grund- 
sätzlichen Entscheidungen  beläuft  sich  sonach  bereits  auf  759,  die 
Zahl  der  journalisierten  Sachen  auf  nicht  weniger  als  118483  (bis 
Ende  1888). 

Die  aussergewöhnlich  rege  Arbeitsamkeit  des  Reichs- Ver- 
sicherungsamtes bedarf  hiernach  keiner  besonderen  Erwähnung 
mehr.  Dasselbe  hat  sich  in  der  That  die  allergrössten  Verdienste 
um  die  Organisation  und  um  die  Durchführung  der  Unfallversiche- 
rung erworben  und  durch  seine  Unabhängigkeit  und  Unpartei- 
lichkeit wesentlich  dazu  beigetragen , dass  der  sozialpolitische 
Wert  der  Unfallversicherung  zur  Geltung  und  zum  Bewusstsein 
weiter  Kreise  gebracht  wurde.  Seine  Leitung,  Zusammensetzung 
und  Organisation  bieten  die  Gewähr,  dass  es  auch  fernerhin  eine 
fruchtbringende  und  segensreiche  Wirksamkeit  im  Dienste  der 
Sozialpolitik  entfalten  wird.  — 
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DAS  BÜRGERLICHE  RECHT 
UND  DIE  BESITZLOSEN  VOLKSKLASSEN. 

VON 

Dr.  ANTON  MENGER, 

PROFESSOR  DER  RECHTE  AN  DER  WIENER  UNIVERSITÄT. 

Fünfte  Abteilung'). 

Das  Erbrecht  des  Entwurfs  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs 
für  das  deutsche  Reich. 

LIV. 

Das  Erbrecht  ist  eine  aristokratische  Einrichtung,  an  welcher 
die  besitzlosen  Volksklassen  fast  gar  nicht  und  unter  den  Besitzen- 
den nur  verhältnismässig  enge  Kreise  teilnehmen.  Die  besitzlosen 
Volksklassen,  also  die  grosse  Mehrheit  der  Nation,  haben  an  dem 
Erbrecht  nur  insofern  ein  mittelbares  Interesse , dass  jede  Erb- 
folgeordnung, welche  die  Anhäufung  von  Reichtümern  in  den  Hän- 
den Weniger  begünstigt,  die  Zahl  der  Besitzlosen  vermehrt  und 
dadurch  ihre  Lebenshaltung  notwendig  herabdrückt.  An  dieser 
Stelle  werden  deshalb  nur  wenige  Bemerkungen  über  einzelne 
Prinzipienfragen  genügen. 

Am  deutlichsten  zeigt  sich  die  aristokratische  Tendenz  des 
Erbrechts  bei  jenen  Gesetzgebungen,  welche  vorschreiben,  dass 
das  Vermögen  nach  dem  Tode  des  Erblassers  einer  bestimmten 
Person,  gewöhnlich  dem  ältesten  Sohne,  mit  Ausschluss  aller  an- 
deren Familienangehörigen  zufallen  soll.  Hier  wird  also  der 
grosse  Gegensatz  zwischen  den  Besitzenden  und  den  Besitzlosen 
selbst  in  die  Familien  der  besitzenden  Volksklassen  getragen.  Ein 
einziges  Kind  erhält  das  von  dem  Erblasser  hinterlassene  Ver- 


l)  Vgl.  Archiv,  Bd.  II.  S.  l fg.  und  S.  419  fg. 
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mögen,  ohne  dass  dieser  durch  letztwillige  Verfügung  etwas  Anderes 
bestimmen  kann ; die  übrigen  werden  Proletarier  oder  sinken  doch 
wenigstens  in  tiefere  Kreise  der  Gesellschaft  hinab.  Man  kann 
diese  Erbfolgeordnung  d£is  System  der  zwangsweisen  Erb- 
vereinigung nennen. 

Das  System  der  zwangsweisen  Erbvereinigung  bezieht  sich 
in  der  Regel  nicht  auf  das  ganze  Vermögen  des  Erblassers,  son- 
dern nur  auf  einzelne  sozial  und  wirtschaftlich  besonders  wichtige 
Bestandteile  der  Verlassenschaft.  Das  bekannteste  Beispiel  die- 
ser Art  ist  das  Familienfideikommiss,  dessen  Wesen  darin  besteht, 
dass  das  Fideikommissvermögen  zur  Erhaltung  des  Glanzes  einer 
Familie  immer  nur  einem  bestimmten  Familienmitgliede,  gewöhn- 
lich dem  ältesten  Sohne  des  verstorbenen  Fideikommissbesitzers, 
kraft  gesetzlicher  Vorschrift  zufällt.  Vielfach  werden  die  wesent- 
lichen Bestimmungen  der  Fideikommisserbfolge  auch  auf  die  grosse 
Masse  der  gewöhnlichen  Bauerngüter  angewendet ; in  verhüllterer 
Form  verfolgt  dieselbe  aristokratische  Tendenz  das  sogenannte 
Anerbenrecht.  Da  unter  der  Herrschaft  des  Systems  der  zwangs- 
weisen Erbvereinigung,  namentlich  wenn  dieses  in  irgend  einer 
Form  auch  auf  die  gewöhnlichen  Bauerngüter  ausgedehnt  wird, 
die  enterbten  Kinder  in  Masse  den  besitzlosen  Volksklassen  Zu- 
strömen und  deren  Lebenshaltung  herabdrücken,  so  ist  dasselbe 
als  die  für  die  ärmeren  Bevölkerungsschichten  ungünstigste  Ge- 
staltung des  Erbrechts  zu  betrachten. 

Die  zweite  Form  der  Erbfolgeordnung  ist  das  System  der 
zwangsweisen  Erbteilung.  Darnach  wird  das  Ver- 
mögen des  Verstorbenen  unter  seine  Kinder  oder  in  deren  Er- 
manglung unter  die  entfernteren  Verwandten  von  Gesetzes  we- 
gen geteilt,  ohne  dass  der  Erblasser  diese  Erbfolge  durch  letzt- 
willige Verfügung  ändern  kann.  Auch  das  System  des  Erbtei- 
lungszwangs bezieht  sich  in  der  Regel  nicht  auf  das  ganze  Ver- 
mögen des  Erblassers,  sondern  bloss  auf  einen  grösseren  oder 
geringeren  Teil  der  Verlassenschaft.  Es  ist  das  eigentlich  volks- 
tümliche Erbsystem,  da  es  von  den  besitzlosen  Volksklassen,  die 
ohnedies  die  Tendenz  haben , sich  durch  übermässige  Kinder- 
zeugung über  den  Bedarf  zu  vermehren,  wenigstens  die  Enterbten 
der  höheren  Stände  fernzuhalten  sucht. 

Dies  hat  der  französische  Konvent  sehr  genau  erkannt,  wel- 
cher neben  dem  P'amilienrecht  auch  dem  Erbrecht  seine  Auf- 
merksamkeit zugewendet  hat.  Nach  mehreren  Gesetzen  dieser 
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Versammlung')  kann  jeder  Staatsbürger,  wenn  er  Kinder  hat, 
bloss  über  den  zehnten  Teil,  in  anderen  Fällen  aber  nur  über 
einen  Sechsteil  seines  Vermögens  frei  verfügen ; der  Rest  sollte 
nach  jenen  Bestimmungen  unter  die  gesetzlichen  Erben,  nament- 
lich auch  unter  die  Kinder  des  Erblassers,  ohne  Einräumung  eines 
Vorrechts  geteilt  werden.  Noch  im  heutigen  französischen  Recht 
bildet  die  freie  Verfügung  des  Erblassers  die  Ausnahme,  das  Sy- 
stem der  zwangsweisen  Erbteilung  die  überwiegende  Regel  (Code 
civil,  Art.  913  ff.).  Auch  in  den  übrigen  Rechtssystemen  wird  der 
Gedanke  des  Erbteilungszwanges  durch  das  Pflichtteilsrecht  in  um- 
fassendem Masse  verwirklicht. 

Zwischen  dem  System  der  zwangsweisen  Erbvereinigung  und 
Erbteilung  steht  die  dritte  Form  der  Erbfolge ; das  System  der 
Testamentsfreiheit  in  der  Mitte.  Das  Wesen  dieses  Systems 
besteht  darin,  dass  der  Wille  des  Erblassers  für  das  Schicksal  sei- 
nes Vermögens  nach  seinem  Tode  entscheidend  ist.  Die  Testa- 
mentsfreiheit kann  aber  wieder  auf  eine  doppelte  Weise  aufge- 
fasst werden. 

Zuvörderst  so,  dass  die  freie  Verfügung  des  Erblassers  über 
sein  Vermögen  als  die  Regel , die  gesetzliche  Erbfolge  nur  als 
eine  Ausnahme  zu  betrachten  ist,  welche  durchgreifend  von  der 
Rücksicht  auf  den  Willen  des  Verstorbenen  beherrscht  wird.  Hier 
verfolgt  also  der  Gesetzgeber  bei  der  Feststellung  der  gesetzlichen 
Erbfolge  keinen  anderen  Zweck,  als  den  wahrscheinlichen  Willen 
des  Erblassers  zu  ermitteln  ; die  gesetzliche  Erbfolge  ist  gleichsam 
ein  allgemeines  Testament,  welches  der  Gesetzgeber  für  den  Erb- 
lasser in  jenen  Fällen  festsetzt,  wo  dieser  selbst  ein  solches  nicht 
hinterlassen  hat.  Umgekehrt  kann  man  aber  auch  die  gesetzliche 
Erbfolge  als  die  regelmässige  Form  der  Beerbung  ansehen , von 
welcher  der  Erblasser  jedoch  durch  letztwillige  Verfügung  ab- 
weichen kann,  wenn  eine  solche  Abweichung  nach  seinem  Er- 
messen sich  in  dem  einzelnen  Falle  als  zweckmässig  darstellt. 
Beide  Auffassungen  führen  in  juristischer  Beziehung  zu  manchen 
wesentlich  abweichenden  Folgerungen  ; vom  Standpunkt  der  so- 
zialen Massenwirkungen  ist  jedoch  der  ganze  Gegensatz  ohne  ent- 
scheidende Bedeutung. 

So  gross  nun  auch  die  Abweichungen  sind,  welche  die  Erbrechts- 

t)  GescU  vom  5 Imimairc  an  II.  (26.  Okl.  1793)  Art.  9 uml  II ; — Gts.  vom 
17  nivöse  an  II.  (6.  Jan.  1794)  Art.  9 und  16;  — Ges.  vom  22  nivöse  an  II.  (li.  Jan. 
>794)  I:  6- 
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Systeme  der  einzelnen  Länder  durch  die  vorherrschende  Geltung 
jener  drei  Grundformen  trennen,  so  wird  doch  das  wirtschaftliche 
Leben  der  Völker  dadurch  weniger  beeinflusst,  als  von  Juristen 
und  Volkswirtschaftslehrern  gewöhnlich  angenommen  wird.  In 
Frankreich  herrscht  noch  gegenwärtig  das  demokratische  Prinzip 
des  Erbteilungszwanges,  während  England  ein  auf  der  Testaments- 
freiheit beruhendes  aristokratisches  Erbrecht  besitzt ; dennoch  ha- 
ben beide  Länder  in  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  die  höchste 
Stufe  erreicht.  Das  wirtschaftliche  Leben  weiss  sich  eben  sehr 
bald  den  verschiedensten  rechtlichen  Formen  anzuschmiegen.  Da- 
gegen ist  die  Gestaltung  des  Erbrechts  allerdings  für  die  Lage- 
rung der  Gesellschaftsschichten  innerhalb  der  Nation , für  das 
Verhältnis  zwischen  den  besitzenden  und  den  besitzlosen  Volks- 
klassen, kurz  für  den  ganzen  sozialen  Zustand  von  entscheiden- 
dem Einfluss.  Während  der  Staat  den  bereits  vorhandenen  ge- 
sellschaftlichen Gruppen  und  Interessen  fast  machtlos  gegenüber- 
steht, hat  er  es  in  seiner  Hand,  durch  das  Erbrecht  die  sozialen 
Zustände  der  Zukunft  innerhalb  gewisser  Grenzen  frei  zu  be- 
stimmen. 


LV. 

Fragt  man  nun,  wie  sich  das  Erbrecht  des  deutschen  Ent- 
wurfs zu  den  dargestellten  Prinzipienfragen  verhält,  so  kann  man 
diese  Frage  so  beantworten,  dass  die  Verfasser  im  wesentlichen 
die  bisherigen  Zustände  aufrecht  erhalten  wollen.  Während  sie 
sonst  die  gesetzgeberischen  Gedanken , welche  den  besitzlosen 
Volkskla.ssen  nachteilig  sind,  überall  bis  zur  äussersten  Schärfe 
und  Schroffheit  gesteigert  haben  , ist  auf  dem  Gebiete  des  Erb- 
rechts eher  eine  Milderung  und  Abschwächung  wahrzunehmen. 

Das  Erbrecht  des  Entwurfs  beruht  zweifellos  auf  dem  Grund- 
sätze der  Testamentsfreiheit.  Der  Erbe  — sagt  der  § 1751 
des  Entwurfs  — kann  von  dem  Erblasser  durch  Verfügung  von 
Todes  wegen  bestimmt  werden  (Erbeinsetzung).  Wenn  und  so- 
weit der  Erblasser  einen  Erben  nicht  eingesetzt  hat  oder  die 
Erbeinsetzung  unwirksam  ist  oder  unwirksam  wird  , tritt  die  ge- 
setzliche Erbfolge  ein.  Aus  dieser  Gesetzesstelle  geht  wohl  her- 
vor, dass  die  Verfasser  des  Entwurfs  die  freie  Verfügung  des 
Erblassers  als  den  ursprünglichen  Regelfall,  die  gesetzliche  Erb- 
folge als  eine  von  der  Rücksicht  auf  den  Willen  des  Erblassers 
beherrschte  Folgeerscheinung  gedacht  haben  (vgl.  jedoch  Mot. 


Digitized  by  Google 


Das  bürgtrliche  Rtchl  und  die  besihlostn  Volksklassen.  6l 

V,  2).  Doch  kann  der  Erblasser,  wenn  ich  mich  dieses  unju- 
ristischen Ausdrucks  bedienen  darf,  das  Schicksal  seines  Vermö- 
gens nur  für  eine  Generation  bestimmen;  denn  eine  Nacherben- 
folge kann  (§  1812  d.  E.)  nur  einmal  eintreten  und  wenn  der  Erb- 
lasser gleichwohl  mehrere  Nacherben  eingesetzt  hat,  so  wird  diese 
Einsetzung  mit  dem  Eintritt  der  ersten  Nacherbfolge  unwirksam. 

Das  Prinzip  der  Testamentsfreiheit,  welches  dem  Entwurf  zu 
Grunde  liegt,  wird  aber  in  sehr  weitem  Umfang  durch  das  Sy- 
stem des  P' rb  t e i 1 u ngsz wang  e s modifiziert,  indem  der  Erb- 
lasser verpflichtet  ist,  gewissen  Angehörigen  wenigstens  die  Hälfte 
des  Wertes  ihres  gesetzlichen  Erbteils  zu  hinterlassen  (Pflichtteil). 
Die  Personen,  welchen  der  Pflichtteil  gebührt,  sind  nach  dem 
Entwurf  die  Kinder  und  sonstigen  Abkömmlinge  des  Erblassers 
und  in  deren  Ermangelung  seine  Eltern,  ferner  sein  Ehegatte. 
Doch  begründet  das  Pflichtteilsrecht  nicht  einen  Anspruch  auf 
einen  entsprechenden  Anteil  an  den  Vermögensstücken  der  Ver- 
lassenschaft , sondern  lediglich  auf  Zahlung  des  in  einer  be- 
stimmten Weise  zu  ermittelnden  Geldwertes  (§  1975.  1976.  1986 
d.  Entw.). 

Aber  auch  das  System  der  Zwangs  w' eisen  Erbvereini- 
gung — und  dies  ist  der  dritte  Punkt  — soll  nach  dem  ICnt- 
wurf  in  dem  bisherigen  Umfang  aufrecht  erhalten  werden.  Nach 
dem  Einführungsgesetz  (Art.  35)  bleiben  die  Bestimmungen  der 
Landesgesetze  über  die  deutschrechtlichen  Institute,  welche  in 
unserer  Zeit  vorzugsweise  den  Gedanken  des  Erbvereinigungs- 
zwanges verwirklichen , nämlich  über  die  P'amilienfideikommisse, 
die  Lehen  und  die  Stammgüter  unberührt  und  es  können  über 
diese  Rechtsinstitute  auch  in  Zukunft  Jederzeit  neue  Landesgesetze 
erlassen  werden. 

Die  P'ideikommisse,  die  Lehen  und  die  Stammgüter  sind  vor- 
herrschend zur  Erhaltung  des  Glanzes  adeliger  P'amilien  bestimmt; 
die  besitzlosen  Volksklassen  werden  durch  diese  Institute  wenig- 
stens unmittelbar  nicht  benachteiligt , weil  die  enterbten  Kinder 
in  andere  Lebenskreise  hinabsteigen.  Desto  wichtiger  ist  für  die 
besitzlosen  Bevölkerungsschichten  die  Erbfolge  in  die  gewöhn- 
lichen Bauerngüter,  weil  ihnen  naturgemäss  aus  den  ärmeren 
Klassen  des  Bauernstandes  alle  jene  Elemente  Zuströmen,  welche 
durch  den  Erbvereinigungszwang  von  dem  Mitbesitz  des  väter- 
lichen Gutes  ausgeschlossen  werden.  Das  Rechtsinstitut,  welches 
diesen  aristokratischen  Tendenzen  dient,  ist  in  unserer  Zeit  das 
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Anerbenrecht,  eine  eigentümliche  Form  der  Erbfolge  in  Bauern- 
güter , in  der  das  System  der  zwangsweisen  Erbvereinigung  mit 
dem  Grundsatz  der  Testamenlsfreiheit  kombiniert  erscheint. 

Die  in  einzelnen  Bundesstaaten  geltenden  Landesgesetze  über 
das  Anerbenrecht  sollen  nun  auch  unter  der  Herrschaft  des  bür- 
gerlichen Gesetzbuchs  fortbestehen.  Nach  dem  Einführungsgesetz 
(Art.  83)  bleiben  nämlich  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  un- 
berührt, nach  welchen,  wenn  zu  einem  Nachlasse  ein  zum  Betriebe 
der  Land-  oder  Forstwirtschaft  bestimmtes  Grundstück  gehört 
und  mehrere  Erben  vorhanden  sind , einer  der  Erben  (der  An- 
erbe) von  den  übrigen  Miterben  verlangen  kann , dass  ihm  bei 
der  Auseinandersetzung  das  Grundstück  mit  Zubehör  (Anerbengut) 
gegen  Ersatz  eines  gewissen  Wertes  überlassen  werde.  In  dieser 
gesetzlichen  Begriffsbestimmung  des  Anerbenrechts  ist  der  Ge- 
danke des  Erbteilungszwanges  sehr  deutlich  ausgesprochen ; der 
Anerbe  hat  den  Anspruch,  dass  ihm  allein  das  Bauerngut,  regel- 
mässig der  wertvollste  Teil  der  Verlassenschaft,  eingeräumt  wird. 

Mit  diesem  Grundgedanken  verbindet  sich  nun  allerdings  auch 
das  System  der  Testamentsfreiheit,  indem  nach  dem  Einführungs- 
gesetz (Art.  83)  dem  Eigentümer  des  Bauerngutes  durch  landes- 
gesetzliche Vorschriften  das  Recht  nicht  entzogen  werden  kann, 
das  Anerbenrecht  durch  Verfügug  von  Todes  wegen  auszuschliessen 
oder  zu  beschränken.  Der  Eigentümer  kann  also  nicht  nur  wäh- 
rend seines  Lebens  über  das  Bauerngut  durch  Verträge  frei  ver- 
fügen (Mot.  des  Einf.-Ges.  S.  216),  sondern  er  kann  auch  in  sei- 
nem letzten  Willen  die  Teilung  des  Bauerngutes  anordnen.  Hat 
er  aber  dies  unterlassen , so  tritt  das  System  der  zwangsweisen 
Erbvereinigung  in  der  Form  des  Anerbenrechts  in  Wirksamkeit. 
Der  Anerbe  erhält  überdies  das  Gut  zu  einem  tief  unter  dem 
wahren  Wert  bestimmten  Preis;  selbst  die  Pflichtteilsansprüche 
der  Miterben,  obgleich  der  Pflichtteil  ohnedies  nur  die  Hälfte  des 
gesetzlichen  Erbteils  beträgt,  können  bei  der  Bewertung  des  Gutes 
beeinträchtigt  werden  (Art.  84,  85  des  Einf.-Ges.  und  Mot.  S.  217). 
Kurz  das  Anerbenrecht  ist  ein  Rechtsinstitut,  welches  den  Fa- 
milienegoismus der  ländlichen  Bevölkerung  und  ihre  Scheu  vor 
der  Errichtung  letztwilliger  Verfügungen  dazu  benützt,  um  unter 
Aufrechterhaltung  der  V^erkehrsfreiheit  in  Ansehung  der  Bauern- 
güter die  wesentlichen  Wirkungen  des  Erbvereinigungszwanges 
herbeizuführen. 
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LVl. 

Die  aristokratischen  Elemente  eines  Volkes,  welche  ihre  vor- 
teilhafte Lage  vorherrschend  der  Gunst  der  Gesetzgebung  ver- 
danken, haben  überall  die  Tendenz,  die  Grundsätze,  auf  welchen 
ihre  eigene  soziale  Stellung  beruht,  über  alle  Schichten  der  Ge- 
sellschaft zu  verbreiten.  Vor  allem  muss  jede  zielbewusste  Grund- 
aristokratie das  System  der  zwangsweisen  Erbvereinigung  in  ihren 
eigenen  Familien  durchführen  und  deshalb  das  lebenskräftigste 
Rechtsinstitut,  welches  diesem  Zwecke  dient,  nämlich  das  Fami- 
lienfideikommiss ausbilden  und  entwickeln.  Dann  aber  wird  die 
Grundaristokratie  trachten,  die  Rechtsregeln  des  Familienfidei- 
kommisses auch  auf  die  Bauerngüter  auszudehnen;  als  Ueber- 
gangsform  zu  diesem  Endziel  kann  die  Zwitterbildung  des  An- 
erbenrechtes dienen.  Auf  dem  Gebiete  des  Gewerbes  verfolgt 
dieselbe  aristokratische  Tendenz  das  System  der  mehr  oder  we- 
niger geschlossenen  Zünfte,  durch  welche  das  Recht,  gewerbliche 
Arbeiten  für  eigene  Rechnung  zu  verrichten , kraft  positiver  Ge- 
setzesvorschrift nur  bestimmten  begünstigten  Meistern  einge- 
räumt wird.  Kurz , wenn  die  aristokratischen  Elemente  eines 
Volkes  hinreichende  Einsicht  in  das  Wesen  gesellschaftlicher 
Machtverhältnisse  besitzen , so  werden  sie  ihre  günstige , aber 
gefährdete  Lage  in  der  Weise  stützen  und  sichern  müssen,  dass 
sie  mit  Hilfe  der  Gesetzgebung  innerhalb  der  wichtigeren  Stände 
der  Gesellschaft  ein  Abbild  ihrer  eigenen  sozialen  Stellung  zu 
schaffen  versuchen. 

So  sehr  nun  auch  alle  diese  Massregeln  in  der  natürlichen 
Richtung  der  aristokratischen  Bestrebungen  liegen,  so  wäre  es 
doch  völlig  verfehlt,  dieselben,  wie  so  oft  geschehen  ist,  als  christ- 
lich-soziales Programm  zu  bezeichnen.  Vielmehr  stehen  sie  nach 
meiner  Auffassung  zu  dem  Christentum  in  einem  ausgesproche- 
nen Gegensatz.  Christus  hat  sich  ausschliesslich  eine  religiöse 
Aufgabe  gestellt  und  hatte  deshalb  gar  kein  soziales  Programm. 
Aus  seinen  überlieferten  Reden  ist  nur  eine  tiefe  Sympathie  für 
die  Armen  und  eine  ebenso  entschiedene  Abneigung  gegen  die 
Reichen  zu  entnehmen.  Bekannt  ist  der  Ausspruch  Christi  (.Matth. 
19,  24),  dass  eher  ein  Kameel  durch  ein  Nadelöhr  kommen  werde, 
als  ein  Reicher  in  das  Himmelreich  — wohl  die  furchtbarste  Ver- 
urteilung des  Reichtums , die  jemals  der  Mund  eines  Religions- 
stifters ausgesprochen  hat.  Da  nun  jenes  aristokratische  Pro- 
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gramm  die  Tendenz  verfolgt,  innerhalb  aller  Stände  der  Gesell- 
schaft künstlich  Reiche  und  Arme  zu  schaffen,  so  kann  man  mit 
Sicherheit  voraussetzen,  dass  Christus  demselben  seine  Genehmi- 
gung versagt  haben  würde. 

Dieses  aristokratische  Programm  in  Verbindung  mit  der  Ar- 
beiterschutzgesetzgebung und  der  Zwangsversicherung  bildet  nun 
ungefähr  diejenigen  Massregeln,  welche  heute  in  der  deutschen 
Wissenschaft  als  die  Sozialreform  bezeichnet  werden.  Man  will 
in  jedem  Stande  einer  Gruppe  von  begünstigten  Personen  ein 
Gedeck  an  dem  grossen  Bankett  der  Natur  sicherstellen,  ohne  zu 
bemerken,  dass  die  weit  überwiegende  Mehrzahl -an  der  Thüre 
des  Bankettsaales  vergebens  um  Einlass  pocht.  Man  will  den 
Bevorrechteten  in  jedem  Berufszweig  durch  positive  Rechtssatzung 
ein  arbeitsloses  Einkommen  oder  wenigstens  einen  hohen  Ar- 
beitslohn zuwenden;  aber  man  vergisst,  dass  die  Zurückgesetzten 
in  die  besitzlosen  Volksklassen  hinabsinken  und  deren  dürftige 
Lebenshaltung  noch  mehr  herabdrücken  müssen.  Und  doch  bil- 
den auch  die  besitzlosen  Volksklassen  in  unserer  Zeit  einen  Stand, 
der  in  Beziehung  auf  die  innere  Organisation  und  auf  die  Gleich- 
heit der  Lage  und  der  Lebensziele  den  höheren  Gesellschafts- 
schichten kaum  nachsteht  und  der  sich  deshalb  mit  vollem  Recht 
gegen  die  Aufnahme  jener  Elemente  verwahren  kann,  welche 
diese  zur  Erhaltung  ihres  Glanzes  oder  ihrer  Tüchtigkeit  ausschei- 
den  wollen. 

Schwerlich  würde  sich  jedoch  die  deutsche  Wissenschaft  der 
aristokratischen  Sozialpolitik  so  allgemein  angeschlossen  haben, 
wenn  sie  nicht  von  der  Ansicht  ausgienge,  dass  diese  zur  Erhal- 
tung der  Monarchie  unerlässlich  ist.  Aber  auch  diese  Ansicht 
ist  ein  Irrtum  oder  vielmehr  ein  veraltetes  Vorurteil.  Die  Mon- 
archie hat  in  unserer  Zeit  eher  das  Interesse,  die  aristokratische 
Sozialpolitik  zu  bekämpfen , als  diese  durch  ihren  Einfluss  zu 
fördern. 

So  lang  die  inneren  Kämpfe  der  europäischen  Völker  sich 
ausschliesslich  um  politische  Ideale  bewegten , lag  es  allerdings 
im  Interesse  der  Monarchie,  die  Bildung  und  die  Erhaltung  von 
grossen  arbeitslosen  Einkommen  zu  begünstigen.  Denn  es  war 
niemals  schwer,  die  Inhaber  dieser  Einkommen , namentlich  die 
grosse  Grundaristokratie,  für  die  Interessen  der  Monarchie  zu  ge- 
winnen ; damit  war  aber  zugleich  der  ganze  soziale  Anhang,  der 
damals  mit  jedem  grossen  arbeitslosen  Einkommen  verbunden 
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war,  in  den  Interessenkreis  der  Dynastien  gezogen.  Deshalb  er- 
teilen alle  konservativen  Politiker,  lidmund  Burke  an  der  Spitze, 
der  Monarchie  den  Rat,  die  Grundaristokratie  zu  begünstigen, 
welche  noch  im  vorigen  Jahrhundert  die  grossen  arbeitslosen 
Einkommen  fast  ausschliesslich  repräsentiert  hat. 

Heute  besteht  dagegen  für  jeden,  welcher  durch  den  ver- 
hüllenden Schleier  der  diplomatischen  und  parlamentarischen  Nich- 
tigkeiten zu  schauen  versteht,  der  wahre  Inhalt  der  weltgeschicht- 
lichen Bewegung  in  einem  Kampf  zwischen  den  besitzenden  und 
den  besitzlosen  Volksklassen,  zwischen  Arbeitslohn  und  arbeits- 
losem Einkommen.  Schon  jetzt  kann  man  deshalb  die  grösseren 
arbeitslosen  Einkommen  kaum  mehr  als  eine  Stütze  der  Monarchie 
betrachten  und  noch  mehr  wird  sich  die  Richtigkeit  dieser  Be- 
merkung im  weiteren  Verlauf  der  sozialen  Bewegung  erweisen. 
.So  sehr  aber  jener  Kampf  zwischen  den  besitzenden  und  den 
besitzlosen  Volksklassen  die  politischen  Gegensätze  der  Vergangen- 
heit und  der  Gegenwart  an  Wichtigkeit  übertrifft,  so  ist  doch  bei 
dem  Streit  der  ökonomischen  und  sozialen  Parteien  an  und  für 
sich  kein  Lebensinteresse  der  Monarchie  gefährdet.  Hier  sind 
deshalb  für  die  letztere  die  Grundlagen  einer  vermittelnden  Thä- 
tigkeit  gegeben , von  w^elcher  wir  die  ersten  Anfänge  bereits 
wahrnehmen  können. 

Vor  allem  liegt  es  in  dem  wohlverstandenen  Interesse  der 
Monarchie , die  fortwährende  Schärfung  der  sozialen  Gegensätze 
zu  verhindern,  damit  zur  allmählichen  Umbildung  der  Rechts- 
ordnung im  Interesse  der  unteren  Volksschichten  die  notwendige 
Zeit  gewonnen  wird.  Mit  der  fortschreitenden  Durchführung  des 
aristokratischen  Programms  müssen  sich  aber  ausserhalb  der  be- 
vorrechteten Kreise  in  immer  grösserem  Massstab  unzufriedene 
Prolctariermassen  ansammeln.  Denkt  man  sich  die  aristokratische 
Sozialpolitik  vollständig  durchgefuhrt,  so  wäre  der  grossen  Masse 
der  Nation  nicht  nur  der  Besitz,  sondern  auch  von  Gesetzes  wegen 
jede  Hoffnung  auf  eine  Verbesserung  ihrer  Lage  entzogen.  Die 
Hoffnungslosigkeit  der  Volksmassen  ist  aber  erfahrungsgemäss 
der  Zustand,  aus  dem  grosse  Umwälzungen  am  sichersten  her- 
vorgehen. Mit  gutem  Grunde  hat  der  grosse  Florentiner  auf  das 
Thor  seiner  Hölle  nicht  den  Schmerz  und  das  Leid,  sondern  die 
Hoffnungslosigkeit  als  das  grösste  Uebel,  als  die  furchtbarste  aller 
Drohungen  geschrieben.  Man  hüte  sich  deshalb,  zu  der  Besitz- 
losigkeit der  Massen  noch  die  Hoffnungslosigkeit  hinzuzufügen  I 
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Diese  Gedanken  wurden  sich  weit  über  die  bürgerliche  Ge- 
setzgebung hinaus  auch  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts, 
namentlich  in  der  Gewerbe-  und  Sozialpolitik , als  fruchtbar  er- 
weisen. Innerhalb  des  bürgerlichen  Rechts  müssten  sie  vorzüglich 
zu  einer  Einschränkung  des  Systems  der  zwangsweisen  Erbver- 
einigung führen.  Man  brauchte  zu  diesem  Zweck  nur  das  fünfte 
Huch  des  Entwurfs  als  die  für  alle  Gesellschaftsklassen  gültige 
Erbfolgeordnung  zu  erklären,  während  gegenwärtig  das  k'rbrecht  des 
Entwurfs  durch  die  Ausnahmsbestimmungen  des  Einfühningsge- 
setzes  um  den  besten  Teil  seiner  Wirksamkeit  gebracht  wird. 
Eine  solche  Massregel  würde,  ich  gestehe  es,  einen  sehr  durch- 
greifenden Charakter  haben  ; aber  wer  nicht  die  Interessen  ein- 
zelner Stände,  sondern  jene  der  gesamten  sozialen  Ordnung  ins 
Auge  fasst,  wird  dieselbe  als  richtig  erkennen. 

Das  Mindeste  aber,  was  im  Interesse  einer  ruhigen  Entwick- 
lung unserer  sozialen  Ordnung  verlangt  werden  muss,  würde  darin 
bestehen,  dass  die  Reichsgesetzgebung  der  fortschreitenden  Aus- 
dehnung des  Erbvereinigungszwanges  entgegentritt.  Es  müsste 
also  durch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  oder  durch  das  Einftihrungs- 
gesetz  wenigstens  bestimmt  werden,  dass  in  Zukunft  neue  Familien- 
fideikommisse nicht  errichtet,  neue  Gesetze  über  das  Anerbenrecht 
nicht  erlassen  werden  dürfen.  Auch  auf  dem  Gebiete  des  gel- 
tenden Fideikommiss-  und  Anerbenrechtes  hätte  die  Reichsgesetz- 
gebung den  Gegensatz  zwischen  den  begünstigten  und  den  zu- 
rückgesetzten Personen  nach  Möglichkeit  zu  mildern.  Das  Detail 
dieser  P'rage  entzieht  sich  wegen  seines  vorherrschend  Juristischen 
Charakters  an  dieser  Stelle  der  Besprechung;  nur  dies  mag  be- 
merkt werden,  dass  von  Reichs  wegen  eine  Bestimmung  zu  treffen 
wäre , dass  die  Fideikommissanwärter  von  dem  Fideikommiss- 
inhaber nach  einer  bestimmten  Ordnung  die  anständige  Versor- 
gung, die  Miterben  von  dem  Anerben  ihren  vollen,  durch  Voraus- 
empfänge und  willkürliche  Schätzungen  nicht  geschmälerten  Pflicht- 
teil zu  fordern  berechtigt  sind. 

I.VII. 

F^s  ist  ein  Eieblingsplan  mancher  Sozialisten,  die  Einführung 
einer  neuen  sozialen  Ordnung  durch  die  Beseitigung  des  Erbrech- 
tes herbeizufiihren.  In  der  That  ist  es  ein  freundlicher  Gedanke, 
den  Uebergang  zu  neuen  Formen  des  menschlichen  Daseins  da- 
durch zu  mildern  und  zu  erleichtern,  dass  man  die  zeitigen  Eigen- 
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tümer  im  Genüsse  ihres  Vermögens  belässt  und  erst  die  nach- 
folgende Generation , welche  schon  in  anderen  Ideen  aufge- 
wachsen ist,  in  die  neue  Ordnung  der  Dinge  eintreten  lässt.  Wer 
aber  die  Rechtsordnung  als  eine  Summe  von  dauernd  anerkann- 
ten Machtverhältnissen  ansieht,  wird  nicht  verkennen,  dass  das 
Krbrecht  nichts  ist  als  eine  Ausdehnung  des  Privateigentums  über 
die  engen  Grenzen  des  menschlichen  Lebens,  und  dass  deshalb 
das  Schicksal  dieser  beiden  grundlegenden  Einrichtungen  nicht 
getrennt  werden  kann. 

Wohl  aber  ist  es  möglich,  bei  Aufrechterhaltung  der  Testier- 
freiheit die  Grenzen  der  gesetzlichen  Erbfolge  etwas  enger  zu 
ziehen.  Zahlreiche  Schriftsteller,  welche  sonst  vollständig  auf 
dem  Boden  der  geltenden  Rechtsordnung  stehen,  haben  sich  für 
eine  solche  Einschränkung  der  gesetzlichen  Erbfolge  ausgespro- 
chen. Nur  der  deutsche  Entwurf  hat  auch  in  dieser  Richtung  die 
Anschauungen  der  obersten  Zehntausend  aufgenommen,  bei  wel- 
chen infolge  ihrer  hervorragenden  Stellung  selbst  die  Erinnerung 
an  die  entferntesten  Familienbeziehungen  festgehalten  werden  kann. 
Nach  dem  Entwurf  haben  nämlich  in  Ermangelung  einer  letzt- 
willigen Verfügung  in  erster  Reihe  die  Kinder  des  Erblassers 
(erste  Linie)  zu  erben ; dann  seine  Eltern  und  deren  Nachkom- 
men (zweite  Linie);  in  dritter  Reihe  die  Grosseltern  und  ihre 
Nachkommen  (dritte  Linie) ; dann  die  vierte,  fünfte,  sechste  Linie 
und  so  weiter,  ohne  dass  in  Beziehung  auf  die  erbberechtigten 
Linien  irgend  eine  gesetzliche  (irenze  bestimmt  wird.  (4;  1965 — 1969 
des  Ivntwurfs.)  Es  wäre  kaum  eine  Ueberspannung  der  juristi- 
schen Konsequenz,  w enn  ein  gläubiger  Christ , die  Bibel  in  der 
Hand,  auf  Grund  seiner  Abstammung  vom  gemeinsamen  Vater 
der  Menschheit  die  Auslieferung  einer  erblosen  Verlassenschaft 
begehren  würde. 

Die  Gesetzbücher,  welche  die  gesetzliche  Erbfolge  bis  in  sehr 
entfernte  Verwandtschaftsgrade  (z.  B.  bis  in  die  sechste  Linie) 
oder  gar,  wie  der  deutsche  Entwurf,  ohne  jede  Begrenzung  ein- 
treten lassen,  beruhen  auf  den  sozialen  Zuständen  früherer  Zeiten, 
wo  die  Familien  in  Stadt  und  Land  durch  Jahrhunderte  in  enger 
Verbindung  Zusammensassen.  Diese  Verhältni.sse  sind  gegenwärtig 
höchstens  noch  bei  der  Aristokratie  und  dem  höheren  Bürger- 
tum bis  zu  einem  gewissen  Grade  vorhanden.  Bei  den  mittleren 
und  unteren  Ständen  finden  dagegen  in  unserer  Zeit  infolge  der 
verbesserten  Transportmittel,  des  Anw'achsens  der  Städte,  des 
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Militär-  und  Beamtenwesens  und  aus  anderen  Gründen  ungeheure 
Wanderungen  im  Innern  der  einzelnen  Länder  statt,  welche  nach 
kurzer  Zeit  das  Bewusstsein  der  Familienzusammengehörigkeit 
aufheben.  Stellt  man  sich  bei  der  Gestaltung  der  gesetzlichen 
Erbfolge  auf  den  Standpunkt  dieser  weiten  Lebenskreise,  so  wird 
man  höchstens  noch  der  dritten  Linie  (den  Grosseltern  des  Erb- 
lassers, seinen  Onkeln  und  Tanten  und  deren  Nachkommen)  ein 
gesetzliches  Erbrecht  einräunien  können. 

Freilich  gehen  die  Motive  (V,  366)  von  der  Ansicht  aus,  dass 
es  bei  der  Vcrwandtenerbfolgc  nicht  auf  das  Bewusstsein  der 
Familienzusammengehörigkeit,  sondern  auf  die  unmittelbare  oder 
mittelbare  Blutsverbindung  ankommt.  Allein  wenn  man  die  ge- 
setzliche Erbfolge  als  ein  Testament  betrachtet,  welches  der  Ge- 
setzgeber mit  Rücksicht  auf  den  wahrscheinlichen  Willen  des  Erb- 
lassers für  den  Fall  festgesetzt  hat,  dass  dieser  keine  letztwillige 
Verfügung  hinterlässt,  so  kann  doch  der  Mangel  jenes  Bewusst- 
seins nicht  ohne  Bedeutung  seinl  Aber  auch  wenn  man  die 
gesetzliche  Erbfolge  als  die  regelmässige  Form  der  Beerbung 
ansieht , so  lässt  sich  nicht  verkennen , dass  die  körperliche 
und  geistige  Aehnlichkeit  der  Blutsverwandten  in  den  mittleren 
und  unteren  Bevölkerungsschichten  wegen  der  grösseren  Dif- 
ferenzierung der  Lage  und  der  Lebensberufe  in  den  entfern- 
teren Verwandtschaftsgraden  viel  rascher  abnimmt,  als  in  den 
aristokratischen  Schichten  der  Gesellschaft,  welche  ihren  Familien- 
typus oft  durch  Jahrhunderte  festhalten.  VVTnn  also  die  Motive 
auf  die  Blutsverbindung  als  auf  die  Grundlage  der  Verwandten- 
erbfolge verweisen , so  verfolgen  sie  kaum  einen  andern  Zweck, 
als  ihre  rein  aristokratische  Auffassung  des  gesetzlichen  Erb- 
rechts der  Verwandten  zu  verhüllen.  Der  Entwurf  hat  auch  gar 
kein  Bedenken  getragen,  den  unehlichen  Kindern  jedes  Erbrecht 
gegen  ihren  Erzeuger  und  dessen  Familie  zu  versagen  (Mot.  V, 
359)  und  hat  damit  deutlich  zu  erkennen  gegeben,  dass  selbst 
die  unmittelbarste  Blutsverbindung  zur  Begründung  des  Erbrechts 
nicht  genügt,  wenn  dieses  Angehörigen  der  unteren  Volksklassen 
zustehen  würde. 

Denkt  man  sich  die  gesetzliche  Erbfolge  auf  die  zweite  oder 
höchstens  auf  die  dritte  Linie  beschränkt,  so  würden  sich  na- 
türlich die  erblosen  Verlassenschaften  erheblich  vermehren.  Diese 
sollen  nach  dem  Entwurf  (§  1974)  dem  Fiskus  desjenigen  deut- 
schen Bundesstaates  zufallen,  welchem  der  Itrblasser  zur  Zeit  sei- 
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nes  Todes  angehört  hat.  Die  Motive  (V,  378  ff.)  haben  nicht 
den  Versuch  gemacht,  dieses  in  manchen  Richtungen  eigentüm- 
lich ausgebildete  Erbrecht  näher  zu  begründen ; es  genügt  den 
Verfassern,  dass  dasselbe  überall  in  Wirksamkeit  steht.  Schwer- 
lich wird  man  auch  für  jenes  Recht  des  Staatsschatzes  genügende 
Gründe  anführen  können.  Bei  den  erblosen  Verlassenschaften 
w’ird  es  noch  häufiger , als  bei  den  herrenlosen  Sachen  Vorkom- 
men , dass  das  Nachlassvermögen  aus  dem  arbeitslosen  Einkom- 
men des  Erblassers  oder  seiner  Vorfahren  angehäuft  worden  ist, 
ja  hier  kann  man  diesen  Fall  als  die  überwiegende  Regel  betrach- 
ten. Es  entspricht  nur  der  Gerechtigkeit,  dass  die  Verlassen- 
schaft, wenn  sie  durch  den  Tod  des  Erblassers  und  durch  den 
Mangel  eines  berechtigten  hTben  aus  der  Eigentumsordnung  hin- 
ausgefallen  ist,  wieder  den  arbeitenden  Klassen  zufällt,  aus  deren 
Arbeitsertrag  das  Nachlassvermögen  angesammelt  worden  ist.  In 
welcher  Weise  dieser  Gedanke  praktisch  verwirklicht  werden  kann, 
ist  schon  in  einem  früheren  Abschnitt  dieser  Blätter  (XXXIV) 
dargelegt  worden. 

LVIII. 

Sowie  die  Erbfolgeordnung  des  deutschen  Entwurfs,  nament- 
lich infolge  der  Ausnahmsbestimmungen  des  Einführungsgesetzes, 
einen  vorherrschend  aristokratischen  Charakter  hat,  so  sind  auch 
die  mehr  formellen  Bestimmungen  des  Erbrechts  durchgreifend 
auf  die  Bedürfnisse  der  hervorragendsten  Lebenskreise  zugeschnit- 
ten. Ich  will  hier  nur  die  Testamentsforinen  und  die  Nachlass- 
regulierung des  deutschen  Entwurfs  in's  Auge  fassen. 

Was  zunächst  die  Förmlichkeiten  der  letztwilligen  Verfügungen 
betrifft,  so  müssen  diese  nach  dem  Entw'urf  ( § 1914)  regelmässig  in 
gerichtlicher  oder  notarieller  Form  errichtet  werden.  Das  münd- 
liche und  das  schriftliche  Privattestament  sollen  in  Zukunft  in 
ganz  Deutschland  ausgeschlossen  sein ; insbesondere  werden  auch 
schriftliche  Testamente , welche  von  dem  Erblasser  geschrieben 
und  unterschrieben  sind  (sog.  holographe  Testamente)  der  Gül- 
tigkeit entbehren,  obgleich  dieselben  in  Oesterreich  und  Frank- 
reich ohne  jeden  erkennbaren  Nachteil  zugelassen  werden  (Mot. 
V',  257).  Auf  die  gerichtliche  oder  notarielle  Testamentsform 
verzichtet  das  Gesetz  selbst  dauiT  nicht,  wenn  der  Eigentümer 
eines  Bauerngutes  zur  I'Trichtung  eines  Testaments  von  Gesetzes 
wegen  genötigt  wird , um  den  Eintritt  der  aristokratischen  F'rb- 
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folge  nach  Anerbenrecht  auszuschliessen  (Mot.  zum  Kinflihrungs- 
gesetz  S.  216.  217). 

Nun  wird  aber  jedes  Rechtsgeschäft,  für  welches  der  Gesetz- 
geber ohne  Not  verwickelte  und  kostspielige  Förmlichkeiten  fest- 
setzt, dadurch  künstlich  zu  einem  Privilegium  der  Reichen  und 
der  Gebildeten  gemacht.  Freilich  wird  der  Inhalt  der  Testa- 
mente, wie  die  .Motive  (V,  257)  richtig  herv’orheben , durch  die 
gerichtliche  und  notarielle  Form  besser  sichergestellt;  aber  dieser 
Vorteil  wird  nur  den  höheren  Gesellschaftschichten  zu  Gute  kom- 
men, während  den  unteren  und  den  mittleren  Klassen  durch  die 
Häufung  derTestameiitsförmlichkeiten  die  Testamentsfreiheit  that- 
sächlich  wieder  zum  grossen  Teile  entzogen  wird.  V'ollends  die 
ländliche  Bevölkerung  wird  bei  ihrer  geistigen  Schwerfälligkeit 
nur  in  seltenen  Fällen  gerichtliche  oder  notarielle  Testamente  er- 
richten und  so  wird  in  jenen  I.ändern,  wo  gesetzlich  das  Anerben- 
recht besteht,  die  aristokratische  Krbfolge  in  die  Bauerngüter  die 
weit  überwiegende  Regel  bilden.  Erwägt  man  nun  die  sozialen 
Konsequenzen  dieses  Zustandes  (vgl.  oben  EVI.)  so  kann  man 
mit  gutem  Grunde  behaupten , dass  durch  die  Vorschriften  des 
Entwurfs  über  die  gerichtliche  Testamentsform  in  Verbindung  mit 
den  Ausnahmsbestimmungen  des  Einfuhrungsgesetzes  über  das 
.Anerbenrecht  die  Lebenshaltung  der  besitzlosen  Volksklassen  weit 
tiefer  beeinflusst  wird,  als  durch  manche  wirtschaftliche  Einrich- 
tungen und  Erscheinungen,  welche  diese  für  ihre  gedrückte  Lage 
in  erster  Reihe  verantwortlich  machen.  Und  doch  könnte  man 
auf  den  ersten  Blick  annehmen , dass  jene  gesetzlichen  Bestim- 
mungen über  die  Testamentsform  einen  rein  juristischen  Charakter 
haben  und  zu  den  Interessen  der  besitzlosen  Volksklassen  in  gar 
keiner  Beziehung  stehen. 

Ebenso  einseitig  wie  in  .Ansehung  der  Testamentsförmlich- 
keiten ist  der  deutsche  Entwurf  in  Beziehung  auf  die  Nachlass- 
regulierung, d.  h.  die  Uebertragung  des  Nachlasses  auf  den  hiezu 
gesetzlich  berechtigten  Erben.  Ich  habe  schon  in  einem  früheren 
Abschnitt  dieser  Blätter  (.XII.)  darauf  hingewiesen,  dass  der  Staat 
in  den  Civilrechtsstreiten,  wenn  er  auf  diesem  Gebiete  die  Gleich- 
heit zwischen  Reich  und  -Arm  einigermassen  hersteilen  will,  eine 
umfassende  Thätigkeit  von  Amtswegen  entwickeln  muss.  Noch 
zweifelloser  ist  dies  in  Ansehung  des  sogenannten  ausserstreitigen 
Verfahrens,  auf  welchem  Gebiet  überall  schon  jetzt  in  sehr  wei- 
tem Umfang  eine  amtliche  Thätigkeit  des  Staates  stattfindet.  Uer 
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wichtigste  Gegenstand  des  ausserstreitigen  Verfahrens  ist  aber  das 
successive  Privatrecht,  welches  die  zeitliche  Aufeinanderfolge  der 
Menschen  und  den  Uebergang  ihres  Vermögens  ordnet  und  das 
folglich  das  Familien-  und  das  Erbrecht  umfasst  (vgl.  oben  XIII.). 
Wir  sehen  auch  , dass  der  moderne  Staat  in  Ansehung  des  Fa- 
milienrechts eine  weitgehende  amtliche  Thätigkeit  entwickelt,  in- 
dem er  den  Familienstand  der  einzelnen  Staatsbürger  durch  die 
Personalstandsregister  von  Amtswegen  feststellt  und  die  Rechts- 
verhältnisse des  P'amilienrechts  im  Falle  des  Streites  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  von  Amtswegen  verwirklicht. 

Dagegen  soll  der  Staat  nach  dem  deutschen  Entwurf  bei 
dem  Uebergang  des  Vermögens  von  einer  Generation  auf  die 
andere  dieselbe  unthätige  Haltung  beobachten,  welche  er  heute 
in  fast  allen  Civilrechtsstreiten  einnimmt.  Eine  gerichtliche  Re- 
gulierung des  Nachlasses  soll  daher  regelmässig  nicht  eintreten ; 
nur  in  einzelnen  Ausnahmsfällen,  z.  B.  wenn  der  Erbe  unbekannt, 
abwesend  oder  handlungsunfähig  ist,  hat  das  Nachlassgericht  für 
die  Sicherheit  des  Nachlasses  von  Amtswegen  soweit  zu  sorgen, 
als  das  Bedürfnis  erfordert  (5;  2058  des  Entw.  und  Mot.  V,  541). 

Freilich  kann  der  Erblasser  nach  dem  Entwurf  einen  Testaments- 
vollstrecker mit  der  Aufgabe  betrauen,  den  Uebergang  des  Nach- 
lasses an  die  berechtigten  Erben  und  auch  die  Auseinandersetzung 
unter  diesen  Letzteren  zu  bewirken  (§  1889  ff.  des  Entw.).  Den 
Reichen  werden  auch  immer  Testamentsvollstrecker  zu  Gebote 
stehen,  welche  fähig  und  bereit  sind,  die  Regulierung  ihres  Nach- 
lasses zu  übernehmen ; desto  sicherer  werden  aber  in  Ermange- 
lung einer  amtlichen  Thätigkeit  der  Gerichte  die  Verlassenschaf- 
ten  der  Armen  verwahrlost  werden.  Selbst  wenn  die  Landes- 
gesetzgebungen, was  nach  dem  Einführungsgesetze  (Art.  90)  zu- 
lässig ist,  bestimmen  sollten , dass  die  Notare  zur  Annahme  des 
Amtes  eines  Testamentsvollstreckers  verpflichtet  sind,  so  werden 
sich  in  Ansehung  des  Nachlasses  der  Armen  alle  jene  Nachteile 
ergeben,  welche  ich  oben  (XI.)  für  die  streitige  Civilrechtspflege 
auseinandergesetzt  habe. 

Will  man  also  die  Gleichheit  zwischen  Reich  und  Arm  nicht 
allzusehr  verletzen  , so  muss  man  nach  dem  Vorbild  der  öster- 
reichischen Gesetzgebung,  mit  welcher  auch  das  Recht  einzelner 
deutschen  Bundesstaaten  bis  zu  einem  gewissen  Grade  überein- 
stimmt, die  Verfügung  treffen,  dass  das  Gericht  jeden  Nachlass 
von  Amtswegen  zu  regulieren , d.  h.  für  dessen  Uebergang  an 
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die  wahrscheinlichen  Erben  zu  sorgen  hat.  (Vgl.  auch  Einf.-Ges. 
Art.  88.  89  und  Mot.  S.  230  f.)  Es  würde  übrigens  keinem  Be- 
denken unterliegen,  auch  das  Interesse  der  wohlhabenden  Stände, 
welche  meistens  durch  Ernennung  von  geschäftsgewandten  Testa- 
mentsvollstreckern für  eine  rasche  und  sachgemässe  Regulierung 
ihrer  Verlassenschaften  sehr  wohl  zu  sorgen  wissen,  durch  die  Be- 
stimmung wahrzunchmen , dass  das  amtliche  Eingreifen  des  Ge- 
richtes in  die  Nachlassverhandlung  nur  dann  stattzufinden  hat, 
wenn  nicht  der  Erblasser  selbst  einen  Testamentsvollstrecker  er- 
nannt hat  (§  2058,  Abs.  2 des  Entw'.). 

LIX. 

Gar  mancher  Leser  wird  meinen  bisherigen  Ausführungen 
mit  einer  dringenden  Erage  auf  den  Lippen  gefolgt  sein.  Es  mag 
sein,  werden  Viele  sagen,  dass  der  Entwurf  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  für  das  deutsche  Reich  die  Besitzenden  einseitig  be- 
günstigt und  die  besitzlosen  Volksklassen  selbst  dort  zurücksetzt, 
wo  eine  solche  Zurücksetzung  durch  die  Grundgedanken  unserer 
Privatrechtsordnung  nicht  geboten  ist.  Aber  ist  das  jemals  an- 
ders gewesen?  Hat  das  römische  und  das  deutsche  Recht,  auf 
welchen  unser  heutiges  bürgerliches  Recht  beruht , die  ärmeren 
Bevölkerungsschichten  nicht  noch  schroffer  und  einseitiger  behan- 
delt? VV'elche  V'eränderungen  in  den  Machtverhältnissen  der  bei- 
den grossen  Volkskreise  sind  eingetreten,  um  eine  so  eingreifende 
Umbildung  uralter  Zustände  zu  rechtfertigen  , wie  sie  in  diesen 
Blättern  gefordert  wird  ? 

ln  der  That  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  bei  den  Römern 
der  Gegensatz  zwischen  Ercien  und  Sklaven,  welcher  ungefähr  dem 
Verhältnis  zwischen  Besitzenden  und  Besitzlosen  in  der  heutigen 
Gesellschaftsordnung  entspricht,  dieses  Letztere  an  Härte  und  Ein- 
seitigkeit noch  übertroflen  hat.  Aber  die  Römer  hatten  Einsicht 
und  Folgerichtigkeit  genug , um  auch  die  notwendigen  Konse- 
iiuenzcn  dieser  Sachlage  zu  ziehen.  Der  grossen  Masse  der  rö- 
mischen Sklaven  blieb  jede  geistige  Ausbildung  verschlossen,  sie 
nahmen  an  der  Leitung  des  Staates  niemals  einen  Anteil  und 
wenn  es  galt,  die  Heimat  zu  verteidigen,  so  sind  mit  seltenen 
-Ausnahmen  immer  nur  die  P'reien  in  das  Feld  geruckt.  Die  geistige, 
politische  und  militärische  Ueberlegenheit  der  freien  Römer  war 
deshalb  so  gross  und  so  zweifellos,  dass  sich  die  Skaverei  trotz 
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mancher  Aufstände  bis  zum  Untergang  der  römischen  Kultur  be- 
haupten konnte.  Aehnliche  Zustände  haben  während  des  ganzen 
Mittelalters  und  während  der  neuen  Zeit  bis  tief  in  das  achtzehnte 
Jahrhundert  fortgedauert. 

Seit  dem  achtzehnten  Jahrhundert  hat  sich  aber  diese  l.age 
völlig  verändert,  ln  Deutschland  wurde  die  allgemeine  Schul- 
pflicht, in  Frankreich  wurde  während  der  grossen  Revolution  das 
allgemeine  Stimmrecht  und  die  allgemeine  Wehrpflicht  eingefiihrt 
und  diese  grundlegenden  Einrichtungen  haben  sich  seither,  aller- 
dings mit  manchen  Abschwächungen  und  Rückschlägen,  über  die 
ganze  zivilisierte  Welt  verbreitet.  Durch  diese  drei  demokrati- 
schen Institutionen  sind  die  gesellschaftlichen  Machtverhältnisse 
vollständig  zu  Gunsten  der  besitzlosen  Volksklassen  verschoben 
worden , wenngleich  infolge  der  Langsamkeit  sozialer  Fmtwick- 
lungen  noch  entfernt  nicht  alle  Konsequenzen  der  geänderten 
Sachlage  hervorgetreten  sind.  Auch  für  unser  veraltetes  Privat- 
recht, welches  bisher  inmitten  einer  Welt  von  Veränderungen  seine 
starre  Unbeweglichkeit  behauptet  hat,  ist  endlich  die  Zeit  gekom- 
men ; es  muss , wie  alle  anderen  Einrichtungen , dem  volkstüm- 
lichen Zuge  unserer  Zeit  folgen.  Ich  habe  es  versucht,  in  dieser 
Schrift  die  Ziele  anzudeuten,  welche  eine  volkstümliche  Umbil- 
dung des  bürgerlichen  Rechts  anstreben  muss. 

Unsere  Väter  und  Grossväter  waren  fast  ausschliesslich  von 
politischen  Idealen  erfüllt ; damals  war  die  Verkündigung  einer 
Verfassung  mit  einer  erklecklichen  Anzal  von  politischen  Grund- 
rechten ein  Ereignis,  welches  das  Gedankenleben  einer  ganzen 
Generation  in  Anspruch  nahm.  Heute  ist  es  vorherrschend  der 
soziale  Zustand  der  Volksmassen,  welcher  die  Gemüter  der 
Menschen  bewegt ; dieser  ist  aber  zum  grossen  Teile  von  der 
Beschaffenheit  der  bürgerlichen  Gesetzgebung  abhängig.  Deshalb 
sollten  die  Staatsmänner  in  Deutschland  und  anderwärts  die  Aus- 
bildung des  bürgerlichen  Rechts  nicht,  wie  bisher,  als  eine  Auf- 
gabe betrachten , welche  naturgemäss  den  Fachjuristen  zufällt 
und  lediglich  von  juristischen  Gesichtspunkten  zu  lösen  ist.  Man 
möge  auch  nicht  allzusehr  auf  den  mildernden  Einfluss  der  So- 
zialgesetzgebung vertrauen,  deren  wohlthatige  Wirkungen  sich  nach 
der  Natur  der  Sache  nur  auf  vergleichsweise  enge  Lebenskreise 
erstrecken  können,  während  durch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  der 
soziale  Zustand  aller  Staatsbürger  bestimmt  wird.  Ein  einsei- 
tiges bürgerliches  Gesetzbuch , welches  die  Gerichte  täglich  und 
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stündlich  nötijjt,  den  besitzlosen  Volksklassen  Unrecht  zu  geben, 
muss  diese  allmählich  auf  das  Tiefste  verbittern.  Deshalb  habe  ich 
auch,  zahlreicher  Bedenken  nicht  achtend,  die  Kritik  des  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  vom  Standpunkt  der  besitzlosen  Klassen, unter- 
nommen. Möge  sich  die  deutsche  Nation  die.se  Darstellung  zu 
Nutze  machen  ! 
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DIE  UNTERSTÜTZUNGS-VEREINE  DER  AR- 
BEITER (LE  SOCIETÄ  DI  MUTUO  SOCCORSO) 
IN  ITALIEN'). 

VON 

I)R,  1..  SBRÜJAVACCA, 

IN  ROM. 

I. 

Die  Vereine  zu  gegenseitiger  Unterstützung  in  Italien  sind 
fast  durchaus  neuen  Ursprunges ; einige  rühmen  sich  allerdings 
eines  sehr  alten  Bestandes.  Thatsächlich  haben  sie  sich  aus 
llandwerkervereinigungen  der  vergangenen  Jahrhunderte  heraus- 
gebildet, im  ganzen  genommen  aber  kann  man  doch  behaupten, 
dass  die  Arbeiterbewegung,  welcher  das  gegenw.artige  System  der 
Vereine  zur  wechselseitigen  Unterstützung  .sein  Dasein  verdankt, 
erst  gegen  1850  begonnen  hat.  In  den  letzten  drei  Jahrzehnten  hat 
ihre  Entwicklung  einen  bedeutenden  Aufschwung  genommen,  und 
zu  Ende  des  Jahres  1885,  bis  zu  welcher  Zeit  statistische  Daten  vor- 
liegen, waren  schon  4896  solcher  Vereine  mit  einer  800  cxx>  über- 
steigenden Mitgliederanzahl  bekannt.  Diese  Vereine  sind  zugleich 
mit  der  politischen  Freiheit  aufgeblüht.  Da  ist  auch  leicht  be- 
greiflich: die  früheren  Regierungen  betrachteten  aus  politischen 
Rücksichten  jede  wie  immer  geartete  Association  mit  Misstrauen. 

Die  Hilfsvereine  sind  der  Initiative  von  Bürgern  aller  Klas- 
sen entsprungen,  anfangs  allerdings  mehr  derjenigen  der  höheren 
Schichten  ; die  Arbeiter  in  Italien  waren  vor  30  Jahren  zu  wenig 
unterrichtet,  als  dass  von  ihnen  irgend  eine  Anregung  hätte  aus- 
gehen können.  Jetzt  steht  es  in  dieser  Beziehung  besser  und  schlim- 
mer; die  Arbeiter  unternehmen  so  manches  mit  selbständiger  Ini- 
tiative ; sie  bilden  auch  aus  eigener  Kraft  Vereine,  anderseits  aber 
weisen  sie  häufig  jede  Teilnahme  der  gebildeten  Klassen  zurück. 


I)  Das  Verzeichnis  der  benützten  Littcratur  s.  am  Schluss  der  Abhandlung. 
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Bis  i»86  existierte  kein  Gesetz  über  die  Vereine  zu  wechsel- 
seitiger Unterstützung;  dieselben  bestanden  einfach  als  Personen- 
vereinigungen. ohne  den  Charakter  von  juristischen  Personen,  daher 
auch  ohne  die  Fähigkeit  in  eigenem  Namen  Rechte  zu  erwerben 
oder  Verpflichtungen  einzugehen  , zu  erben  oder  irgend  welche 
andere  bürgerliche  Rechte  auszuüben  und  bezüglich  der  P>haltung 
und  V'erwaltung  ihres  Vermögens,  waren  sie  ganz  auf  die  bona 
fides  der  damit  betrauten  Personen  angewiesen. 

Die  Unzukömmlichkeiten  dieses  Zustandes  lagen  offen  zu  Tage, 
und  die  Notwendigkeit  eines  Gesetzes  über  die  neuen  Institute  wurde 
lebhaft  empfunden.  Die  letzteren  drangen  selbst  auf  die  Erlassung 
eines  solchen,  und  die  Regierung,  die  ihnen  keineswegs  feindlich 
gegenüberstand,  wünschte  auch  ihrerseits  dem  Bedürfnisse  Rech- 
nung zu  tragen.  Es  entspann  sich  jedoch  eine  lange  Diskussion 
über  die  Natur  und  die  Grenzen  des  zu  schaffenden  Gesetzes. 
Der  Staat  beabsichtigte  keine  Ingerenz,  er  war  vielmehr  von  An- 
fang an  geneigt,  die  Autonomie  der  Vereine  zu  achten  und  ihnen 
diese  in  ausreichender  Weise  zu  garantieren.  Die  P'rage  drehte 
sich  allein  um  einen  technischen  Punkt,  welcher  übrigens,  wie 
man  annehmen  darf,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  als  V'or\vand 
für  politische  Zwecke  diente. 

Die  nicht  neue  und  bereits  in  allen  Staaten , in  denen  Ge- 
setze über  die  Vereine  zur  wechselseitigen  Unterstützung  bestehen, 
erörterte  Streitfrage  war  die  folgende:  sollte  das  Gesetz  bloss 
formaler  Natur  sein , d.  h.  bloss  die  äussern  Bedingungen  nor- 
mieren, welche  sich  auf  die  Authentizität  der  Akte,  mittelst  welcher 
der  Verein  seine  Konstituierung  beschliesst , die  Haftung  des 
Verwaltungsrates , die  Veröffentlichung  der  Bilanzen,  die  Grund- 
sätze über  die  Zusammenberufung  der  Generalversammlungen  etc. 
beziehen  ? Oder  sollte  das  Gesetz  die  rechtliche  .'\nerkennung 
der  Vereine  von  der  Erfüllung  gewisser  innerer  Bedingungen, 
der  Sicherung  der  Zahlungsfähigkeit  der  Mitglieder,  dem  Ver- 
hältnisse zwischen  Beiträgen  und , einmaligen  oder  dauernden, 
Leistungen  etc.  abhängig  machen?  Die  Regierung  trat  für  das 
letztgenannte  System  ein  und  das  nicht  ohne  gewichtige  Gründe, 
denn  das  Ergebnis  einer  angestellten  Enquete  hatte  gezeigt, 
dass  fast  alle  jene  damals  existierenden  Vereine,  welche  Alters- 
renten zusagten,  einer  sicheren  und  unmittelbar  drohenden  Zah- 
lungsunfähigkeit entgegengingen. 
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Die  Vereine  zur  wechselseitigen  Unterstützung  selbst  waren 
jedoch  entgegengesetzter  Ansicht.  Auf  mehreren  Kongressen  ga- 
ben ihre  Vertreter  die  Erklärung  ab,  dass  die  Bestimmungen  des 
1881  dem  Parlamente  unterbreiteten  Gesetzentwurfes  zwar  ausge- 
zeichnet wären,  dass  sie  es  jedoch  vor/ögen,  sie  aus  freiem  Willen 
anzuwenden,  statt  sie  sich  vom  Gesetze  aufzwingen  zu  lassen. 

Es  mag  dahingestellt  bleiben,  ob  diese  Ansicht  richtig  oder 
falsch  ist,  und  ob  die  Vertreter  der  Vereine  im  Rechte  waren. 
Die  Regierung  musste  aber  nachgeben  und  das  Gesetz  vom 
15.  April  1886  ist  rein  formaler  Natur;  es  enthält  lediglich  Be- 
stimmungen über  einige  äussere  auf  die  Veröffentlichung  der 
Urkunden,  sowie  auf  die  Haftung  des  Vcrwaltungsrates  bezüg- 
liche Bedingungen.  Auch  hat  es  keinen  zwingenden  Charakter; 
jene  Vereine,  welche  sich  ihm  nicht  unterwerfen  wollen,  können 
nach  wie  vor  als  Personenvereinigungen  fortbestehen. 

II. 

Der  Charakter  einer  juristischen  Person  ist  allen  jenen  Arbei- 
ter-Vereinen zu  wechselseitiger  Unterstützung  verliehen , die  den 
Zweck  haben ; 

1)  den  Mitgliedern  für  den  Fall  der  Krankheit , der  Arbeits- 
unfähigkeit oder  des  Alters  eine  Unterstützung  zu  sichern, 

2)  die  P'amilien  verstorbener  Mitglieder  zu  unterstützen, 

3)  bei  der  Erziehung  der  Mitglieder  und  ihrer  Familien  mit- 
zuwirken, die  Mitglieder  behufs  Anschaffung  von  Arbeitswerkzeu- 
gen zu  unterstützen  und  andere  den  Einrichtungen  wirtschaft- 
licher Vorsorge  eigentümliche  Funktionen  auszuüben. 

Die  Redaktion  dieses  Gesetzartikels,  in  welchem  die  Zwecke 
aufgczählt  sind  , welche  die  Vereine  zu  wechselseitiger  Unter- 
stützung anstreben  können , hat  nicht  geringe  Mühe  gekostet. 
Man  wollte  vor  allem  der  Gefahr  Vorbeugen,  dass  Vereine  mit 
politischen  Zwecken  sich  unter  solchen  zu  wechselseitiger  Unter- 
stützung verbergen , andererseits  aber  sollte  nicht  verhindert 
werden,  dass  die  Vereine  zu  wechselseitiger  Unterstützung  Zen- 
tren der  Verbreitung  mannigfaltiger,  auf  die  Verbesserung  der 
sozialen  Lage  der  Arbeiter  abzielcnder  ökonomischer  In.stitute 
werden,  z.  B.  Wohnungsvereine,  Magazinvereine  etc. 

Das  Gesetz  hat  den  Ausdruck  »Renten«  vermieden. 
Hingegen  hat  es  die  Al  t e r s u nt  e rs  t ü t z u n g und  die  im  F'allc 
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der  Arbeitsunfähigkeit  ausdrücklich  aufgezählt.  Hier  sind 
ständige  Unterstützungen  zu  verstehen.  Ja  noch  mehr;  das  Wort 
ist  elastisch  genug,  damit  man  darunter  sowohl  die  einmaligen, 
als  auch  die  fixen,  aber  zugleich  herabsetzbaren  und  lebenslänglichen 
Unterstützungen  begreifen  kann.  Noch  haben  die  Gerichte,  denen 
ilie  Auslegung  des  Gesetzes  obliegt , keine  Gelegenheit  ge- 
habt , sich  hierüber  auszusprechen,  und  eine  feste  Ansicht  der 
Jurisprudenz  hat  sich  ebenfalls  noch  nicht  gebildet.  Zweifel- 
los ist,  dass  nach  der  Fassung  des  Gesetzes  »Renten«,  d.  h. 
lebenslängliche,  fixe  und  vorausbestimmte  Beträge  au.sgeschlossen 
sind.  Ein  Verein,  welcher  Renten  im  eigentlichen  Sinne  des 
Wortes  versprechen  würde,  könnte  also  nicht  anerkannt  werden. 

Die  Errichtung  der  Vereine  und  die  Genehmigung  des  Ver- 
eins-Statutes müssen  notariell  beglaubigt  sein.  Die  Bestimmungen 
des  I landelsgesetzbuches  über  anonyme  Gesellschaften  müssen 
auch  von  den  Vereinen  zur  wechselseitigen  Unterstützung  beob- 
achtet werden. 

Das  Statut  muss  bestimmen:  den  Sitz  des  Vereins,  seinen 
Zweck , die  Bedingungen  und  die  Modalitäten  des  Eintritts  und 
der  Ausschliessung  der  (ienossenschafter,  die  Rechte  und  Pflich- 
ten dieser  letztem,  die  Grundsätze  und  die  Vorsichtsmassregeln 
bei  Verwendung  des  Vereinskapitals,  die  Grundsätze  über  die 
Zusammenberufung  der  Generalversammlung  und  die  Wahl  des 
Vcrwaltungsrates.  Das  Statut  muss  bei  der  ordentlichen  Ge- 
richtsbehörde im  (,)rte  des  Sitzes  des  Vereins  angemeldet  werden, 
welche  dessen  Uebereinstimmung  mit  dem  Gesetze  zu  bestätigen 
und  die  Veröffentlichung  anzuordnen  hat.  Der  Verein  wird  sodann 
in  ein  Spezialregister  eingetragen  und  erlangt  hiedurch  ipso  iure 
den  Charakter  einer  juristischen  Person. 

Es  findet  gar  keine  ingerenz  von  Seite  der  Regierung  st.'itt. 
Doch  ist  jeder  anerkannte  Verein  verpflichtet,  alljährlich  dem 
.Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  eine  Kopie  der 
Bilanz  zu  übermitteln  und  demselben  auch  alle  jene  Daten  zu 
liefern,  die  ihm  abverlangt  werden.  Hierin  darf  jedoch  keine 
Ueberwachung  durch  die  Regierung  erblickt  werden.  Denn  so- 
wohl die  Bilanz,  als  auch  die  anderweitigen  Daten  werden  nur 
zu  statistischen  Zwecken  abverlangt. 
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III. 

In  den  zwei  Jahren,  seit  April  1886  — dem  Zeitpunkte  der 
Publikation  des  Gesetzes  — bis  zum  30.  September  1888  betrug 
die  Zahl  der  Vereine,  welche  die  Anerkennung  als  juristische 
Personen  angestrebt  und  erhalten  hatten,  457.  Die  Zahl  ist  im 
Vergleich  mit  derjenigen  der  überhaupt  existierenden  Vereine 
gering.  Und  niemand  hätte  ein  so  ärmliches  Resultat  des  Ge- 
setzes von  1886  erwartet,  umsoweniger,  als  dasselbe  aus  den  Be- 
ratungen des  Parlaments,  den  Wünschen  der  Vereine  zur  wech- 
selseitigen Unterstützung  gemäss  hervorgegangen  war. 

Der  Grund  dieser  Erscheinung  ist  in  der  langwierigen  und 
kostspieligen  Prozedur  zu  suchen  , welche  zur  Erlangung  der  ju- 
ristischen Anerkennung  notw'endig  ist  und  mehr  noch  in  einem 
gewissen  Gefühle  des  Widerwillens,  sich  dem  Gesetze  zu  unter- 
werfen, das  sich  in  unseren  Vereinen  zur  wechselseitigen  Un- 
terstützung eingenistet  hat.  Fis  nützt  nichts , es  zu  verschwei- 
gen ; auch  in  Italien  herrscht  in  den  Arbeiterklassen,  insbesondere 
der  Städte,  ein  der  bestehenden  Gesellschaftsordnung  feindseliger 
Geist , und  dieser  manifestiert  sich , wo  immer  nur  möglich  und 
so  auch  im  vorliegenden  Falle , in  der  Form  passiven  Wider- 
standes. 

Jener  Gesetzesartikel,  welcher  die  Vereinszwecke  beschränkt, 
dürfte  viele  Vereine  davon  abgebracht  haben,  die  juristische  An- 
erkennung anzustreben.  Wo  eine,  wenn  auch  unbedeutende,  Sta- 
tutenänderung notwendig  ist,  tritt  mindestens  eine  Verzögerung 
ein.  Flinige  Vereine  w’ollen  obendrein  ihre  Statuten  überhaupt 
nicht  ändern;  so  wollen  jene,  im  übrigen  nicht  zahlreichen  Ver- 
eine, welche  den  Zweck  verfolgen,  die  Festsetzung  der  Löhne 
zu  beeinflussen,  diesen  Zweck  wahrscheinlich  auch  beibehalten.  Ist 
dem  aber  so,  dann  ist  es  ja  von  vornherein  unnütz,  die  ge- 
setzliche Anerkennung  anzustreben  , da  sie  sie  ja  doch  von  Ge- 
setzes wegen  nicht  erlangen  könnten. 

Der  von  dem  kgl.  statistischen  Amte  publizierte  letzte  sta 
tistische  Ausweis  über  die  Vereine  zu  wechselseitiger  Unter- 
stützung scheidet  übrigens  nicht  die  anerkannten  von  den  nicht 
anerkannten  Vereinen.  Als  diese  Statistik  unternommen  wurde, 
war  das  Gesetz  von  1886  noch  nicht  ins  Leben  getreten ; damals 
war  daher  diese  Unterscheidung  noch  nicht  zu  treffen. 
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Indessen  besteht  allerdings  ein  wichtiger  rechtlicher 
Unterschied  zwischen  anerkannten  und  nicht  anerkannten  Ver- 
einen, keiner  aber  vom  allgemeinen  Gesichtspunkte  ihrer  tech- 
nischen und  administrativen  Beschaffenheit.  Und  da  die 
Betrachtung  der  Vereine  zu  wechselseitiger  Unterstützung  haupt- 
sächlich unter  diesem  letzten  Gesichtspunkt  interessant  ist,  werde 
auch  ich  in  den  folgenden  Ausfuhrungen  von  der  Unterscheidung 
zwischen  rechtlich  anerkannten  und  nicht  anerkannten  Vereinen 
absehen. 


IV. 

Ich  habe  bereits  erwähnt,  dass  im  Dezember  1885  die  Exi- 
stenz von  4896  Vereinen  mit  einer  800000  übersteigenden  Mit- 
gliederanzahl bekannt  war.  Aber  die  genauen  Daten,  welche  man 
erlangen  und  sammeln  konnte,  beziehen  sich  auf  eine  viel  kleinere 
Anzahl  von  Vereinen.  Die  Klassifikation  der  Vereinsmitglieder  war 
nur  ftfr  3705  Vereine  zugänglich.  Diese  zählten 

wirkliche  Mitglieder  Ehrenmitglieder 

männliche  weibliche 

53>  047  35  853  52  763- 

Die  durchschnittliche  Mitgliederzahl  für  jeden  Verein  betrug 
also  143  wirkliche  männliche  und  9 wirkliche  weibliche  und  14 
Ehrenmitglieder. 

Die  Teilnahme  von  E'rauen  an  den  Vereinen  zu  wechsel- 
seitiger Unterstützung  ist  sehr  gering;  in  den  südlichen  Provinzen 
ist  sie  geradezu  Null,  in  Überitalien  sind  die  E'rauen  gewöhn- 
lich mit  den  Männern  zusammen  in  gemischten  Vereine  einge- 
schrieben, aber  es  existieren  dort  auch  einige  ausschliesslich  aus 
E'rauen  zusammengesetzte. 

Die  IChren-Mitglieder  bezahlen  periodische  Beiträge,  ohne 
jedoch  ein  Recht  auf  Unterstützung  zu  geniessen ; sie  leisten 
wohl  auch  einen  einmaligen  Beitrag  oder  gewähren  unentgelt- 
lich ihre  Arbeit  als  Verwaltungsbeamte,  Aerzte  oder  Rechts- 
freunde. 

Abgesehen  von  der  materiellen  Unterstützung,  welche  die 
Ehrenmitglieder  direkt  den  Vereinen  gewähren , sind  sie  insbe- 
sondere durch  ihre  technischen  und  administrativen  Kenntnisse 
den  Vereinen  nützlich.  Ueberdies  ist  das  Intere.sse,  welches  die 
wohlhabenden  Klassen  in  dieser  E'orm  für  die  Arbeiterklasse  be- 
thätigen , vom  sozialen  Gesichtspunkt  nicht  ohne  Wichtigkeit. 
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Freilich  ist  vielfach  bei  den  Arbeitern  die  Tendenz  zu  be- 
obachten , die  Mitwirkung  von  der  Arbeiterklasse  nicht  ange- 
hörigen  Personen  zurückzuweisen.  Daher  findet  sich  in  vielen 
Statuten  die  Ausschliessung  von  Ehrenmitgliedern  ausdrücklich 
ausgesprochen. 

V. 

In  einer  Zeit  jugendlichen  Aufloderns  und  in  einem  Augen- 
blick entstanden,  in  welchem  der  Nationalcharakter  etwas  exaltiert 
war,  haben  sich  die  italienischen  Vereine  zu  wechselseitiger  Unter- 
stützung ein  sehr  weites  Feld  der  Wirksamkeit  abgesteckt,  ln 
den  meisten  Vereinsstatuten  ist  wenn  nicht  auf  alle,  so  doch  auf 
fast  sämtliche  Eebensverhältnisse , durch  welche  die  Arbeiter- 
familie in  ihrer  wirtschaftlichen  hixistenz  bedroht  erscheint,  Rück- 
sicht genommen.  Die  Wirksamkeit  der  Vereine  beschränkt  sich 
nicht  allein  auf  Massregeln  sozialer  Voraussicht  und  Hilfeleistung 
— worin  ja  eigentlich  ihre  wahre  Existenzberechtigung  zu  suchen 
ist  — sondern  strebt  durch  eine  Reihe  von  Fällrichtungen,  welche 
von  der  Schule  bis  zum  Magazinsverein  reichen , die  wirtschaft- 
liche, moralische  und  intellektuelle  Besserung  der  Lage  der  Vcr- 
einsmitglieder  an.  FTeilich  beruhten  und  beruhen  diese  Bestre- 
bungen vielfach  auf  Illusionen.  Doch  darauf  werde  ich  später 
noch  ausführlicher  zurückkommen. 

Es  gibt  eine  Reihe  von  Vereinen  zu  wechselseitiger  Unter- 
stützung, welche  den  Zweck  einer  Beeinflussung  der  Lohnhöhe 
verfolgen.  Ich  würde  dieselben  abgesondert  betrachten,  indessen 
ist  ihre  Zahl  nur  gering  und  es  bleibt  unklar,  ob  ihnen  mehr  der 
Charakter  von  Vereinen  zu  gegenseitiger  Hilfeleistung  oder  von 
solchen  zum  Zwecke  des  sozialen  Widerstandes  eigen  ist. 

Thatsächlich  fehlt  in  Italien  eine  der  Lohnregulierung  die- 
nende Organisation , die  auch  nur  entfernt  mit  den  englischen 
Trades-Unions  zu  vergleichen  wäre.  Bloss  eine  Gruppe  von  Ver- 
einen zu  gegenseitiger  Unterstützung,  welche  ich  hier  im  Auge 
habe  und  aus  29  Buchdruckervereinen  besteht , hat  unter  ihre 
Zwecke  die  Aufstellung  des  Lohntarifs  aufgenommen , welche 
unter  Umständen  auch  durch  Arbeitseinstellungen  durchgesetzt 
werden  soll.  Alle  notwendigen  , auf  die  Arbeitseinstellungen 
bezüglichen  Bestimmungen  und  Massregeln  werden  von  einem 
Zentralkomitee  getroffen , wobei  jedoch  die  29  Lokalvereinc  in 
allen  übrigen  Beziehungen  ihre  Autonomie  behalten.  Im  Falle 
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einer  Arbeitseinstellung  sind  sämtliche  Vereine  zur  Hilfeleistung 
verpflichtet  und  haben  die  hieraus  resultierenden  Verluste  und 
Ausgaben  nach  Verhältnis  ihrer  Mitgliederanzahl  zu  tragen. 

VI, 

Wenn  man  das  Resultat  der  anlässlich  der  letzten  Statistik 
vom  Jahre  1885  veranstalteten  Entjucte  betrachtet,  so  gewähren 
sämtliche  Vereine  zu  wechselseitiger  Hilfeleistung  Krankenunter- 
Stützungen,  und  zwar  in  Geld,  ärztlicher  Hilfe,  Arzneien  oder 
alles  dies  zusammen. 

Ferner  ergibt  sich  aus  den  von  3762  Vereinen  erhaltenen 
Antworten  nachfolgendes 

384  Vereine  geben  auch  Wöchnerinnen-  und  Ammenunterstützungen, 

1176  gewähren  den  Familien  verstorbener  Vercinsmilgliedcr  Unterstützungen, 

1700  gewähren  einen  Heitrag  zur  Bestreitung  der  Begräbniskosten, 

271  unterstützen  die  Vcreinsmitglieder,  wenn  ein  Todesfall  in  ihrer  Familie  ein- 
Lritt, 

588  unterstützen  die  Ueberlebcnden  der  Kamille,  im  Kalle  das  Vereinsmitglied  infolge 
eines  Arbeitsunfalles  stirbt, 

184  geivnhren  Unterstützungen  im  Falle  der  Arbeitslosigkeit, 

1801  sichern  den  dauernd  arbeitsunfähig  gewordenen  Vcreinsmitgliedern  Renten  wler 
wenigstens  fortgesetzte  Unterstützungsbcilräge  zu, 

1401  versprechen  den  von  Arbeitsunfallen  Betroffenen  Renten, 

1545  gewähren  Altersrenten. 

520  gewähren  schliesslich  Renten  an  die  nachgelassenen  Familienmitglieder. 

Viele  Vereine  fördern  die  Bildung  und  Erziehung  der  Mit- 
glieder durch  Abend-  und  Eeiertagsunterricht  in  den  Elementar- 
gegenständen,  im  Zeichnen,  in  Kunst  und  Handwerk,  ferner  durch 
Leihbibliotheken  und  gesellige  Zusammenkünfte.  Wirtschaft- 
lich fördern  sie  die  Mitglieder  durch  Arbeitsvermittlung,  durch 
Kreditgewährung,  Konsumvereine,  Arbeitsmagazine  etc. 

Besonders  zahlreich  sind  die  von  den  Hilfsvereinen  gegrün- 
deten Kreditanstalten.  Sie  gewähren  Kredit  nur  in  kleineren  Be- 
trägen und  selten  in  einem  50  oder  höchstens  100  Eire  über- 
steigenden Masse.  Manche  V^ereine  verwenden  den  grössten  Teil 
ihres  Vermögens  zur  Gewährung  von  Darlehen  an  die  Mitglie- 
der; was  die  Sicherheit  dieser  Vermögensanlage  betrifft,  so  rüh- 
men sie  sich,  gar  keine  oder  doch  nur  unbedeutende  Verluste 
zu  erleiden.  Auch  die  Konsumvereine  sind  zahlreich , unbedeu- 
tend dagegen  ist  die  Zahl  der  Arbeitsvereine , welche  hie  und 
da  Vorkommen  und  den  Zweck  verfolgen , den  unbeschäftigten 
Mitgliedern  Arbeit  zu  verschaffen. 
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Seit  einigen  Jahren  haben  sich  in  Italien  auch  einige  Tag- 
löhner-Vereine  entwickelt.  Wie  schon  ihr  Name  besagt, 
bestehen  sie  aus  Arbeitern  der  niedersten  Kategorie , nämlich 
aus  einfachen  Erdarbeitern.  Sie  verfolgen  den  Zweck , die  Aus- 
führung hauptsächlich  von  öffentlichen,  aber  auch  von  Privaten 
vergebenen  Krdarbeiten  zu  übernehmen  und  sich  an  die  Stelle 
der  Kapitalisten  als  Bauunternehmer  in  der  Absicht  zu  setzen, 
um  den  Unternehmergewinn  den  Arbeitern  zuzuwenden.  Die  be- 
rühmteste dieser  Genossenschaften  ist  jene  in  Ravenna , welche 
ca.  2000  Mitglieder  zählt  und  mit  ihrem  Vermögen  von  6ocxx>  Lire 
bei  der  Trockenlegung  des  Agro  Romano  auf  einmal  Arbeiten  in 
einem  eine  Million  Lire  übersteigenden  Betrage  übernommen  hat. 
Die  Taglöhner-Vereine  bezwecken  keine  wechselseitige  Unter- 
stützüng,  sondern  sind  Produktivgenossenschaften.  Ich  habe  diese 
Genossenschaften  nur  erwähnt,  um  darauf  hinzu  weisen,  wie  manche 
der  ländlichen  Vereine  zu  wechselseitiger  Unterstützung,  welche 
aus  Taglöhnern  bestehen,  sich  gelegentlich  in  Produktivgenossen- 
schaften behufs  Ausführung  von  Erdarbeiten  umgewandelt  haben. 
Mit  andern  Worten:  manche  Vereine  zu  wechselseitiger  Unter- 
stützung haben  wiederholt  in  eigenem  Namen  die  Ausführung  von 
Erdarbeiten  übernommen  und  hiezu  ihre  Mitglieder  der  Eorm  und 
den  Zwecken  von  Produktivassociationen  entsprechend  verwendet. 

VII. 

Man  könnte  einwenden,  dass  diese  Vielfältigkeit  der  genossen- 
schaftlichen Funktionen  nur  von  Uebel  sei , da  sie  die  Konzen- 
tration aller  Kräfte  auf  den  einen  Zweck  der  gegenseitigen  Unter- 
stützung verhindere.  Aber  niemand  wird  leugnen  können,  dass 
diese  bunte  Geschäftigkeit  wenigstens  das  Gute  hat,  die  breiten 
Schichten  der  Arbeiterbevölkerung  mit  den  Grundsätzen  und  der 
Anwendung  der  Kooperation  vertraut  zu  machen.  Manche  neigen 
sogar  der  Ansicht  zu,  dass  mehr  Wert  zu  legen  sei  auf  Jenen 
Teil  der  Thätigkeit  der  V'ereine  zu  gegenseitiger  Unterstützung, 
der  sich  auf  Kreditbeschaffung,  die  Bildung  von  Konsumvereinen 
und  die  Organisation  von  Produktivgenossenschaften  bezieht,  als 
auf  jenen  der  die  verschiedenen  Arten  von  Krankenunterstützungen 
und  Kenten  im  Auge  hat.  Die  Vereine  zu  gegenseitiger  Unter- 
stützung, wurde  gesagt,  sind  fortan  trockene  Blätter  am  weit- 
ästigen Baume  der  wirtschaftlichen  Vorsorge.  Dieses  Urteil  ist 
zweifellos  übertrieben  und  wahrscheinlich  durch  Enttäuschungen 
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hervorgerufen,  zu  welchen  die  Vereine,  soweit  sie  Renten  u.  dergl. 
gewähren,  Anlass  gegeben  haben.  Thatsache  ist,  dass  die  Ver- 
eine für  die  Gewährung  von  Renten  keine  genügende  Sicherheit 
bieten  können  ; wie  weiter  unten  gezeigt  werden  soll , ist  dies 
eine  Folge  der  kärglichen  Löhne. 

Unter  jenen  Bestrebungen,  auf  die  sich  die  wirtschaftliche  Vor- 
sorge richtet,  sind  die  Renten  ein  Ziel,  das  am  meisten  ersehnt  und 
am  schwersten  erreicht  wird  ; sie  sind  nur  unter  der  Voraussetzung 
beträchtlicher  h>sparnisse  möglich.  Es  ist  also  wohl  ausser 
Zweifel,  dass  jene  Institute,  welche  die  Ansammlung  von  Renten 
bezwecken , an  Wichtigkeit  denjenigen  nachstehen , welche  die 
Möglichkeit  von  zur  Ansammlung  von  Renten  genügenden  Er- 
sparnissen erst  schaffen  sollen.  Diese  Erwägungen  berechtigen 
jedoch  noch  nicht  zum  Schlüsse,  dass  die  Zeit  der  Vereine  zu 
wechselseitiger  Unterstützung  vorüber  ist.  Alles  in  allem  wird 
wohl  niemand  den  Nutzen  der  Krankenversicherung  bestrei- 
ten, was  jedoch  die  Renten  betrifft,  so  kann  man  eher  sagen, 
dass  für  sie  die  Zeit  in  den  Vereinen  zu  gegenseitiger  Unter- 
stützung erst  kommen  muss.  Ich  sage  dies  bloss  mit  Rücksicht 
auf  die  italienischen  Verhältnisse.  Denn  anderwärts,  z.  B.  in 
England,  haben  die  Vereine  zu  gegenseitiger  Unterstützung  auch 
rücksichtlich  der  Gewährung  von  Renten  schöne  Erfolge  zu  ver- 
zeichnen. 


Vlll. 

Die  Einnahmen  der  Vereine  zu  gegenseitiger  Unterstützung 
lassen  sich  in  3 Gruppen  teilen;  i)  in  Einkünfte  aus  dem  Ver- 
cinsvermögen,  2)  in  Aufnahmeta.xen  und  Beiträge  wirklicher  und 
der  Ehrenmitglieder,  3)  in  Schenkungen,  Legate  und  sonstige 
Fannahmen. 

In  der  Mehrzahl  der  Fälle  haben  die  Mitglieder  bloss  einen 
einzigen  und  für  alle  Altersstufen  gleichbleibenden  Monatsbeitrag 
für  sämtliche  Vereinszwecke  zu  leisten.  F'ine  gewisse  Anzahl 
von  Vereinen  verlangt  jedoch  besondere  Beiträge  für  Kranken- 
unterstützungen und  Renten.  Diese  Beiträge  fliessen  in  ge- 
trennte F'onds , die  abgesondert  von  einander  verwaltet  werden. 
Seltene  Fälle  ausgenommen  werden  sowohl  die  Krankheits-  als 
auch  die  Rentenbeiträge  ohne  die  Zuhilfenahme  von  Morbiditäts- 
und Mortalitätstabellen  festgesetzt.  Ihre  Höhe  richtet  sich  nicht 
so  sehr  nach  dem  Masse  der  \'erbindlichkeiten,  welche  der  Verein 


Digitized  by  Google 


Dit  L’nUr Stützung- V'treint  der  Arhettir  in  lUilien.  85 

gegen  die  Mitglieder  übernimmt,  als  nach  der  Stcuerkraft  dieser 
letztem.  Indem  ich  mir  Vorbehalte,  hierüber,  wenn  ich  von  den 
Kenten  insbesondere  sprechen  werde,  nähere  Details  beizubringen, 
gebe  ich  nachstehend  die  Summe  der  Gesamteinnahmen  jener 
Genossenschaften , von  denen  man  Daten  hat  erlangen  können, 
für  die  Jahre  1873,  1878  und  1885. 


1873 

1 1878 

1885 

Zahl  der  Vereine  

1101 

1940 

3566 

1.  Einkünfte  aus  dem  Vereinsvermögen 

1..  612 132 

L.  I 013  626 

L.  1440622 

2.  Schenkungen,  Legate,  diverse  Ein-  ! 
nahmen 

• 244  ‘77 

• 638 191 

851 832 

3.  Aufnahmetaxen , Milgliederbeilräge,  ^ 
Strafgelder  ....  .... 

» 2 205  129 

• 3338385 

• 5026367 

4.  Aufnahnietaxen  und  Beiträge  der 
Ehrenmitglieder 

. 146  384 

' 

» 189  120 

1 

1 

• 247  307 

Gesamteinnahmen 

I,.  3207822 

L.  5179322 

U 7 566  128 

Die  für  1885  auf  den  Kopf  eines  jeden  wirklichen  Mitgliedes 
entfallende  Einnahme  setzt  sich  also  zusammen  aus 

einem  Beitrag  L.  9.28 

• » der  Ehrenmitglieder  • 0.47 

allen  übrigen  Einnahmen  » 4.27 

zusammen  L.  14.02 

Mit  dieser  Summe  müssen  sämtliche  Ausgaben  bestritten 
werden,  vor  allem  die  Verwaltungsspesen,  dann  die  Kranken-  und 
verschiedenen  ausserordentlichen  Unterstützungen,  der  Rest  ver- 
mehrt das  Vereinsvermögen,  welches  mit  der  Reserve  für  die 
Pensionen  einen  Fonds  bildet. 


IX. 

Die  Venvaltung  der  Krankenunterstützungen  vollzieht  sich 
(ibcrall  ziemlich  gut  und  zwar  aus  folgenden  Gründen ; i)  bietet 
sie  nicht  entfernt  jene  Schwierigkeiten,  welche  die  V'erwaltung 
der  Renten  mit  sich  bringt.  Denn  auch  da , wo  die  Zahl  der 
Mitglieder  eine  be.schränkte  ist , sofern  dies  nicht  allzusehr  der 
Fall,  findet  das  Gesetz  der  Morbidität  seine  Anwendung,  wäh- 
rend nicht  das  gleiche  von  den  Mortalitätsgesetzen  gilt;  2t  ist 
der  Geldaufwand  viel  geringer  als  der  für  Renten , wozu  noch 
zu  bemerken  ist,  dass  in  den  italienischen  Vereinen  zu  gegen- 
seitiger Unterstützung  sich  der  Gebrauch  eingebürgert  hat , aus 
den  Fännahmen  das  Notwendige  für  die  Krankenunterstützungen 
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zu  entnehmen  und  bloss  den  Kost  für  den  Anspruch  auf  ent- 
ferntere Renten  übrig  zu  lassen. 

Indessen  zeigt  auch  die  Verwaltung  der  Krankenunter- 
stützungen manche  Mängel.  Die  unentgeltliche  Verteilung  von 
Arzneien  und  die  Leistung  ärztlicher  Hilfe  findet  nicht  so  häufig 
statt,  als  es  wünschenswert  wäre,  die  Geldunterstützungen  sind 
eher  zu  klein,  das  Schlimmste  aber  ist,  dass  viele  Vereine,  be- 
sonders im  südlichen  Italien  als  Voraussetzung  des  Rechtes  auf 
den  Bezug  von  Unterstützungen  eine  lange  Mitgliedschaft  fordern 
und  überdies  die  Unterstützungen  erst  nach  einigen  Krankheits- 
tagen gewähren.  In  Nord-  und  Mittelitalien  wird  jedem  Mitglied 
das  Recht  auf  Unterstützung  entw'eder  gleich  von  seinem  Ein- 
tritte in  den  Verein  an  oder  längstens  nach  einer  Karrenzzeit  von 
einem  Jahre  eingeräumt.  In  den  südlichen  Provinzen  dagegen 
w'ird  eine  Mitgliedschaft  in  der  Dauer  von  drei,  vier  oder  so- 
gar acht  Jahren  verlangt;  allerdings  kommt  dies  letztere  nur  in 
seltenen  Fällen  vor.  Aehnliches  gilt  auch  für  die  Zeit , welche 
vom  Krankheitsbeginne  an  bis  zum  Tage,  an  dem  die  Auszahlung 
der  Unterstützung  beginnt,  zu  verstreichen  hat.  Während  sie  in 
Norditalien  zwischen  3—4  Tagen  schwankt,  zahlen  viele  Vereine 
in  Süditalien  die  Unterstützung  erst  8— lO  Tage  nach  dem  Beginne 
der  Krankheit  aus. 

Die  Zahl  der  Mitglieder,  welche  1885  Krankenunterstützungen 
erhielten,  betrug  für  2906  Vereine  mit  zusammen  463088  wirk- 
lichen Mitgliedern  104  386.  Die  Zahl  der  Krankheitstage , für 
welche  Unterstützungen  zur  Auszahlung  gelangten,  betrug  2 102  881. 
Die  unterstützten  Mitglieder  repräsentieren  also  22.55 
Bezugsberechtigten.  Die  Tage,  für  welche  Unterstützungen  aus- 
bezahlt wurden,  betrugen  20.14  fhr  Jedes  kranke  und  4.54  für  je- 
des wirkliche  Mitglied. 

Diese  Ziffern  repräsentieren  nicht  genau  den  Quotienten  der 
Morbidität  unter  den  Mitgliedern  der  Unterstützungsvereine.  Denn 
bei  der  Beobachtung  über  die  kranken  Mitglieder  handelte  es 
sich  nicht  um  die  Klarstellung  des  Morbiditätskoeffizienten  vom 
sanitären,  sondern  lediglich  vom  wirtschaftlichen  Standpunkte. 
Und  auch  darauf  kam  es  nicht  an , zu  wissen  , wie  viele  Male 
und  für  wie  viele  Tage  ein  Mitglied  krank  war,  sondern  wie  oft 
und  wie  viele  Tage  ein  krankes  Mitglied  unterstützt  wurde.  Da- 
her blieben  unberücksichtigt  sowohl  die  Krankheitstage , bevor 
das  Mitglied  ein  Recht  auf  Unterstützung  erhielt,  als  auch  jene. 
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in  welchen  dieses  Recht  wieder  auff,'ehört  hatte,  als  auch  schliess- 
lich die  Krankheiten  jener  Mitglieder,  welche  noch  nicht  lange 
genug  dem  Vereine  angehörten , um  bezugsberechtigt  zu  sein. 
Der  Morbiditätskoeffizient  ist  also  grösser,  als  sich  aus  den  oben 
angeführten  Ziffern  ergibt.  Eine  Morbiditätstabelle  bezüglich  der  in 
die  Vereine  zu  gegenseitiger  Unterstützung  eingeschriebenen  männ- 
lichen Personen  wurde  von  der  statistischen  Generaldirektion  seit 
1879  veröffentlicht.  Dieselbe  wurde  auf  Grund  von  138  584  Beobach- 
tungen während  der  Jahre  1866 — 1875  angefertigt  und  ergab  auf 
Je  100  eingeschriebene  25  kranke  Mitglieder  mit  durchschnittlich 
27.31  Krankheitstagen  auf  jedes  kranke  und  6.91  Krankheitstage 
auf  jedes  eingeschriebene  Mitglied.  Durch  die  Gegenüberstellung 
dieser  und  der  obenangeführten  Durchschnittsziffern  erlangt  man 
eine  ziemlich  genaue  Vorstellung  über  jene  Fälle,  in  denen  die 
Vereine  auf  Grund  der  Statutenbestimmungen,  welche  sich  auf  die 
Zeit  von  der  Aufnahme  in  den  Verein  bis  zum  Beginne  des  Bezugs- 
rechtes beziehen,  ihren  Mitgliedern  gar  keine  Unterstützung  leisten. 
Man  kann  sagen,  dass  im  ganzen  genommen  auf  je  ic»  nur  in  65 
Krankheitsfällen  Unterstützungen  gewährt  werden.  Doch  gilt  dies 
natürlicherweise  nur  von  den  Geld  Unterstützungen,  denn 
ärztliche  Hilfe  pflegt  gewöhnlich  unbeschränkt  allen  Mitgliedern 
und  während  der  ganzen  Dauer  ihrer  Krankheit  zu  teil  zu  werden. 

Ich  übergehe  die  Unterstützungen  zur  Bestreitung  der  Be- 
gräbniskosten, sowie  diejenigen,  welche  an  die  Familie  der  ver- 
storbenen Mitglieder  zur  Auszahlung  gelangen.  Es  handelt  sich 
hier  bloss  um  kleine  und  nur  einmalige  Ausgaben. 

Die  Unterstützungen  wegen  zeitlicher  Arbeitsunfähigkeit  wer- 
den denjenigen  Mitgliedern  gewahrt , welche  bereits  das  statu- 
tarisch festgesetzte  Maximum  der  Krankenunterstützung  bezogen 
haben  und  doch  noch  nicht  genügend  hergestellt  sind,  um  die 
Arbeit  wieder  aufnehmen  zu  können. 

Was  die  Renten  betrifft,  so  begnüge  ich  mich,  hier  einfach 
die  Bewegung  der  Rentner  anzugeben.  Am  31.  Dezember  1885 
zahlten  von  2128  Vereinen,  die  Renten  zusagten,  bloss  500 
eine  einzige  Rente  wirklich  aus.  Die  Zahl  der  Rentenbeziehen- 
den betrug  zu  Anfang  des  Jahres  6562  und  7165  zu  Ende  des- 
selben. Im  Laufe  dieser  Zeit  hatten  636  durch  Todesfiill  und 
andere  Ursachen  den  Gemnss  ihrer  Renten  verloren  und  1239, 
also  ungefähr  die  doppelte  Anzahl  denselben  neu  erworben.  \^on 
den  am  31.  Dezember  1885  vorhandenen  7165  Rentnern  waren 


Digiiized  by  Google 


88 


Shr  ojatuicca , 


5528  mannliclie,  419  weibliche  Mitglieder,  680  Wittwen  von  Mit- 
gliedern, 350  männliche  und  188  weibliche  Waisen. 

In  folgendem  gebe  ich  ein  Bild  des  Betrages  der  Gesamtaus- 
gaben jener  Vereine,  über  die  mir  Daten  zur  Verfügung  stehen. 
Die  Ziffernangaben  beziehen  sich  auf  die  Jahre  1873,  1878  und  1885. 


1873 

1878 

■88$ 

/ah!  der  Vereine 

1103 

1901 

3602 

I.  Krankenuntersliitzungen 

a)  ärztliche  Hilfe  und  Arzneien  . 

I-  132  448 

L.  192  508 

L.  308  255 

b)  Geld  . 

• 991 200 

• '579033 

• 2 165  645 

2.  Unterstützungen  an  die  Familien  ver« 

storbener  Mitglieder  und  zur  Bestrei- 

lung  von  Begräbniskosten  .... 

» 76  906 

■ '55037 

• 127  009 

3.  Unterstützungen  an  Wöchnerinnen  u. 

Ammenlöhnc 

— 

» 14  182 

4.  Unterstützungen  bei  zeitlicher  ArbeiU< 

Unfähigkeit 

— 

— 

. 34  940 

5.  Unterstützungen  an  beschäftigungslose 

Mitglieder 

• 43  263 

• 33  '45 

• 32  787 

6.  Sonstige  Unterstützungen  .... 

_ 

- 

> 122  478 

7.  Renten 

a)  an  Mitglieder  . 

• 105  718 

• 59'  345 

9 699  624 

h)  an  überlebende  Famiiicnniitglieder 

~ 

- 

• 62  704 

8.  Verwaltungsausgaben 

• 348  378 

» 642  454 

• ' 392  553 

9.  Diverse  ordentliche  und  ausscrordent- 

liehe  Ausgaben 

• 400  477 

• 37'  968 

• 444  02S 

Gesamtausgaben 

I..  2 098  390 

I.  3 565  490 

1,.  5404205 

Ungefahr  die  Hälfte  der  Ausgaben  stammt  aus  der  Gewäh- 
rung von  Unterstützungen  in  Krankheitsfällen  (ärztliche  Hilfe,  Arz- 
neien, Geldunterstützungen),  ein  Viertel  geht  für  Verwaltungsspesen 
auf,  das  letzte  Viertel  wird  zur  Auszahlung  von  Pensionen  und 
verschiedenen  Unterstützungen  verwendet. 

Die  Verwaltungsspesen  sind  bedeutend,  ja  sogar  übermässig 
gross.  Wahrscheinlich  aber  sind  in  dieselben  häufig  auch  die 
Gehälter  der  Aerzte  mit  inbegriffen,  und  so  erscheinen  sie  denn 
zu  Gunsten  der  Krankenunterstützungen  angeschwollen.  Zu  be- 
rücksichtigen sind  ferner  die  vielfachen , über  den  Rahmen  der 
wechselseitigen  Unterstützung  hinausgehenden  Punktionen  vieler 
Vereine.  Diese  Funktionen  bringen  natürlich  eine  Vermehrung 
der  Verwaltungsspesen  mit  sich.  In  den  meisten  Fällen  werden 
in  die  Rubrik  »Verwaltungsspesen«  auch  die  Gründungskosten 
vieler  neuer  Vereine  aufgenommen. 
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Ich  stelle  die  absoluten  Kinnahme-  und  Ausfjabezill'ern  ein- 
ander nicht  gegenüber,  denn  die  Zahl  der  Vereine  ist  in  dem 
einen  und  andern  Falle  nicht  dieselbe.  Eine  Gegenüberstellung 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  ist  also  nur  für  Durchschnitts- 
zahlen möglich.  Die  auf  jedes  Mitglied  entfallende  Durchschnitts- 
einnahme aus  Mitgliedsbeiträgen  und  andern  Ursachen  ist  bereits 
angeführt  worden.  Die  Durchschnittsausgabe  pro  Kopf  beträgt : 

an  KrankenunterstuUungen  (ärzlliche  tlilfe,  Arzneien  und  Geld)  L.  4.57 

an  Renten  > 1.44 

an  sonstigen  Unterstützungen  • 061 

an  Verwaltungs-  und  diversen  Ausgaben  » 3.35 

zusammen  1>.  9.97 

Im  Jahre  1885  betrug  also  der  auf  jedes  wirkliche  Mitglied 
entfallende  Nettoüberschuss  L.  4.04.  Derselbe  wurde  zur  Ver- 
tnehrung  des  Vereinsvermögens  verwendet.  Der  Betrag  dieses 
letztem  war  zu  verschiedenen  Epochen  der  nachfolgende  ; 


Zahl  der  Vereine 

Vcmiögcnsbelrag 

•»73 

1095 

9 35^  580 

1878 

•949 

> 21  I4I  662 

1885 

3520 

> 32  2CX>  840 

Der  durchschnittlich  auf  jedes  wirkliche  Mitglied  entfallende 
Vermögensbetrag  war  im  Jahre  1873  E.  44.55,  stieg  1878  auf 
E.  64.49  ai'f  I-  60.75.  Diese  Verminderung  be- 

deutet jedoch  noch  keine  Aufzehrung  des  Kapitals;  eine  solche 
findet  zur  Zeit  nicht  statt.  Bei  sämtlichen  Vereinen  nimmt  viel- 
mehr das  Vermögen  bald  rascher,  bald  langsamer  zu.  Die  De- 
pression des  Jahres  1885  erklärt  sich  bloss  dadurch,  dass  in  die 
Statistik  dieses  Jahres  eine  Menge  von  Vereinen  aufgenommen 
wurden,  welche  zu  kurze  Zeit  bestanden,  um  absolut  und  int 
Verhältnis  zu  ihrer  Mitgliederzahl  ein  bedeutendes  Kapital  ge- 
sammelt zu  haben. 


X. 

Den  jährlichen  Ersparnissen  und  dem  bereits  vorhandenen 
Vermögen  gegenüber  steht  die  fortwährend  anwachsende  East 
der  Renten.  Wie  ich  gleich  anfangs  dieser  Studie  hervorgehoben 
habe , sind  die  italienischen  Vereine  zu  wechselseitiger  Unter- 
stützung verhältnismässig  sehr  jungen  Ursprungs.  Von  3749  Ver- 
einen wurden 

vor  1850  48 

von  1851  - 1860  15S 
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von  1861—1X70  663 

von  1871  1880  1234 

von  1881  1885  1646 

in.s  Leben  gerufen.  Sic  bestehen  grösstenteils  aus  jungen  und 
im  vollkriiftigen  Alter  befindlichen  Individuen  und  die  bisher  zur 
Auszahlung  gelangten  Kenten  repräsentieren  auch  nicht  entfernt 
das  letzte  Entwicklungsstadiuni.  Man  kann  vielmehr  behaupten, 
dass  diese  Entwicklung  kaum  erst  begonnen  hat.  Ich  habe  be- 
reits darauf  hingewiesen,  dass  im  Jahre  1885  die  Zahl  derjenigen, 
welche  in  den  Genuss  der  Altersversorgung  traten,  doppelt  so 
gross  war,  als  derjenigen,  welche  denselben  verloren.  Jedes  kom- 
mende Jahr  bringt  eine  immer  mehr  anschwellende  Zahl  von 
Kentenbeziehenden  mit  sich.  In  wenigen  Jahren  dürfte  dieselbe 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  so  gross  sein  , dass  jede  Illusion 
der  grausamen  Wirklichkeit  wird  weichen  müssen , wenn  über- 
haupt noch  von  Illusionen  die  Rede  sein  kann!  Der  Enthusiasmus 
der  ersten  Jahre  ist  weit  vorüber;  innerhalb  und  ausserhalb  der 
Vereine  sieht  man  nun  die  Dinge  mit  kälterem  Blute  an.  Zu  die- 
ser kühleren  Beurteilung  haben  die  Diskussionen  in  bedeuten- 
dem Mass  beigetragen , welche  die  Beratung  des  Gesetzes  über 
die  rechtliche  Anerkennung  der  Vereine  zu  gegenseitiger  Unter- 
stützung mit  sich  brachte , dann  aber  auch  die  amtlichen  und 
nichtamtlichen  Publikationen,  besonders  die  Untersuchungen  des 
statistischen  Amtes  und  am  meisten  das  unglückliche  Schicksal 
einiger  anscheinend  im  blühendsten  Zustande  befindlicher  Ver- 
eine. Ich  will  bloss  ein  Beispiel  anführen.  Der  allgemeine 
Verein  zu  wechselseitiger  Unterstützung  und  Ausbildung  der  Ar- 
beiter von  Turin  (Associazione  generale  di  mutuo  soccorso  ed 
istruzione  degli  operai  di  Torino)  musste  bereits  1877  an  eine  ra- 
dikale Aenderung  seiner  Satzungen  gehen.  Im  Jahre  1850  begrün- 
det, zählte  derselbe  1877  beinahe  7000  Mitglieder  und  besass  ein 
Vermögen  von  Va  Million  Lire.  Aber  im  Verlaufe  von  3 — 4 Jahren 
hatte  die  Zahl  der  Kentenbeziehenden  so  sehr  zugenommen,  dass 
man  sich  nicht  verhehlen  konnte,  dass  der  Verein  dem  Ruin  und 
dem  Konkurs  entgegengehe.  Mit  einem  Eederzug  wurden  also 
die  bereits  fälligen  Renten  auf  einen  lächerlich  geringen  Betrag 
herabgesetzt  und  gleichzeitig  bestimmt , dass  zur  Bezahlung  der 
künftighin  fällig  werdenden  Kenten  bloss  die  Zinsen  der  vorhan- 
denen Eonds  verwendet  werden  sollten.  Mit  anderen  Worten;  das 
Vereinskapital  wurde  für  unantastbar  erklärt ; fortan  sollten  nur 
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die  Interessen  derselben  unter  die  Rentner  zur  Verteilunjj  ge- 
langen. 

Eine  Untersuchung  der  Generaldirektion  der  Statistik  über 
die  Bilanzen  von  1200  Vereinen,  von  welchen  265  bestimmte  Al- 
tersrenten versprachen,  hat  die  völlige  Unhaltbarkeit  der  Grund- 
lage, auf  welcher  sie  ruhen,  dargethan.  Der  Hauptzweck  war, 
durch  genaue  Berechnungen  die  Erfüllbarkeit  der  statutarischen 
Versprechungen,  soweit  sie  Altersrenten  betreffen,  zu  prüfen,  oder 
aber  die  Zahl  und  die  Bedeutung  der  Unterschiede  festzustellen, 
die  in  Zukunft  zwischen  den  versprochenen  und  den  berechneten 
Kenten  entstehen  müssen.  Für  jeden  Verein  wurde  eine  tech- 
nische Bilanz  aufgestellt,  wobei  die  Tafeln  von  Üeparcieux 
und  eine  5prozentige  Verzinsung  als  Basis  genommen  wurde. 
Als  diese  Untersuchung  stattfand , gab  es  für  unser  Land 
noch  keine  .Sterblichkeits-Tabellen.  Die  Tafeln  von  Deparcieux 
geben  bekanntlich  eine  etwas  höhere  Sterblichkeit  an,  als  jene,  die 
sich  heute  in  Frankreich  und  andern  Ländern  findet,  insbesondere 
für  die  Lebensperiode  von  50  Jahren  aufwärts ; und  der  Interessen- 
satz von  5 “/o  ist  für  unser  Land  eher  hoch  als  niedrig.  Die  Staats- 
rente z.  B.  wirft  nicht  so  viel  ab.  So  wurden  denn  also  durchaus 
die  für  die  Vereine  günstigsten  Bedingungen  angenommen. 

Die  265  Vereine,  die  bestimmte  Renten  versprachen,  reprä- 
sentierten zusammen  478  Kombinationen,  da  ja  manche  Vereine 
Renten  versprachen  im  Alter , bei  dauernder  Arbeitsunfähig- 
keit (chronischen  Krankheiten)  und  für  den  Unfall,  oder  aber 
Renten,  die  verschieden  hoch  sein  sollten  nach  der  Dauer  der 
Mitgliedschaft  oder  auch  nach  dem  Alter,  in  welchem  das  Bc- 
zugsrecht  erworben  wurde. 

Und  nun  die  gewonnenen  Resultate. 

In  51  Fällen  war  der  einzige  von  den  Statuten  für  alle  Ver- 
einszwecke geforderte  Mitgliedsbeitrag  so  niedrig,  dass  er  nicht 
einmal  für  die  wahrscheinlichen  Kosten  der  Krankenunterstützung 
genügen  konnte.  Für  die  Altersrente  blieb  nichts  übrig,  respek- 
tive sie  war  durch  einen  negativen  Wert  darzustellen.  In  399 
P'ällen  waren  die  berechneten  Renten  geringer  als  die  verspro- 
chenen. Nur  in  den  übrigbleibenden  28  Fällen  erschienen  die 
Beiträge  zur  Zahlung  der  versprochenen  Renten  ausreichend. 
Noch  i.st  in  Betracht  zu  ziehen  , dass  der  .Abgang  bei  den  be- 
treffenden Vereinen  ein  enormer  war.  ln  den  meisten  Fällen 
waren  die  versprochenen  Renten  vier- , fünf- , selbst  zehnmal  so 
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hoch  als  sie,  nach  den  V'ereinsbeiträj'en  berechnet,  sein  konnten. 
Infolge  dieser  Tatsachen  wurden  die  die  Renten  betreffenden 
Hestimmungen  der  Statuten  fast  allgemein  geändert.  Das  Gleich- 
gewicht zwischen  den  Mitgliedsbeiträgen  und  den  Altersrenten 
konnte  in  zweierlei  Weise  hergestellt  werden : durch  Erhöhung 
der  Beiträge  oder  durch  Verminderung  der  Renten. 

Da  das  Niveau  der  Lohnhöhe  eine  gegebene  Grösse  war, 
fehlte  die  praktische  Möglichkeit,  die  Beiträge  zu  erhöhen.  Und 
nun  entschloss  man  sich  noch  etwas  weiter  zu  gehen , als  zur 
blossen  Herabsetzung  der  Altersrenten  ; man  verwandelte  geradezu 
die  Renten  in  fortlaufende  Unterstützungen , die  in  jener  Zahl 
und  Höhe  gewährt  werden  sollten  , als  es  mit  der  Solvenz  der 
Institute  verträglich  war. 

Bis  jetzt  wurde  immer  von  »Renten«  gesprochen,  um  nicht 
ein  neues  Wort  gebrauchen  zu  müssen,  dessen  Bedeutung  nicht 
von  vornherein  verständlich  wäre.  Aber  es  ist  Thatsache  , dass 
die  grosse  Mehrzahl  der  italienischen  Hilfsvereine  nur  fortlaufende, 
in  jeder  Hinsicht  unbestimmte  Unterstützungen  versprechen,  und 
dass  nur  wenige  Vereine  Renten  im  strengen  Sinne  des  Wortes 
verteilen.  In  dem  Berichte,  welcher  die  letzthin  veröffentlichte 
Statistik  begleitet , finden  sich  folgende  Sätze , welche  das  oben 
Gesagte  bestätigen  : »Wenn  mit  dem  VV'ort  »Renten«  nur  die  zu 
Gunsten  bestimmter  Personen  für  ihre  Lebenszeit  nach  vorher- 
bestimmten Normen  flüssig  zu  machenden  Jahresbeträge  zu  be- 
zeichnen sind  — dann  kann  man  in  der  grossen  Mehrzahl  der 
Fälle  in  Beziehung  auf  die  Vereine  zur  gegenseitigen  Hilfeleistung 
nur  ganz  uneigentlich  von  Renten  reden.  In  den  Statuten  sind 
die  Renten  für  Unfall,  für  chronische  Krankheiten  und  für  das 
Alter  häufig  mit  einander  vermengt , und  selten  sind  die  An- 
sprüche der  Mitglieder  nach  ihrer  Höhe  im  vorhinein  bestimmt. 
Das  gilt  nicht  nur  von  jenen  Vereinen,  die  weder  besondere 
Fonds,  noch  besondere  Beiträge  für  die  Renten  haben,  sondern 
auch  für  jene  die  sowohl  das  eine  als  das  andere  besitzen  und 
darum  als  am  besten  ausgerüstet  zur  Erreichung  ihres  Zweckes 
gelten  müssen.  Um  ein  Beispiel  aus  der  Reihe  der  blühendsten 
Hilfsvereine  zu  citieren  , erwähnen  wir  jenen  der  Arbeiter  von 
Mailand.  Nachdem  das  Statut  gesagt  hat,  dass  alle  chronisch  er- 
krankten und  alten  Mitglieder  .Anspruch  auf  Renten  haben,  setzt 
es  fest,  dass  die  Höhe  derselben  alle  5 Jahre  in  Rücksicht  auf  die 
Höhe  der  beiden  Spezialfonds  für  Alter  und  für  chronische  Krank- 
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heiteii  bestimmt  werden  wird.  Noch  weniger  genau  sind  die  Be- 
stimmungen des  Statuts  der  Societä  generale  operaia  in 
Rom.  Dieselben  schreiben  vor,  die  Generalversammlung  habe 
alljährlich  die  Summe  für  die  Unterstützung  der  Arbeitsunfähigen 
zu  bestimmen  und  zwar  in  einer  Höhe,  die  die  Gesamteinnahme 
des  Fonds  für  Alters-  und  Invalidenunterstützung  nicht  über- 
steigt; denn  das  Kapital  des  Fonds  soll  unangreifbar  sein.  Viele 
Vereine  sind  nicht  einmal  im  stände,  die  periodische  Festsetzung 
der  Rentenhöhe  zusichern , sondern  verpflichten  sich  nur , die 
Renten  innerhalb  der  Grenzen  der  verfügbaren  Mittel  zu  gewähren. 
Sie  garantieren  auch  nicht  die  Auszahlung  der  schon  zugestan- 
denen Renten,  sondern  behalten  sich  das  Recht  vor,  sie  nach  dem 
Bestände  der  Kasse  und  nach  der  Zahl  der  Rentenbezügler  zu 
reduzieren.! 

Uebrigens  sei  bemerkt,  dass  es  einige  wenige  Vereine  gibt, 
welche  die  Form  und  das  Verfahren  von  wirklichen  »Rentenkas- 
sen« einhalten , welche  sich  vorher  festgesetzter  Tarife  bedienen 
und  bei  der  Berechnung  der  Renten  als  bestimmende  Elemente 
ausser  der  Höhe  der  auszuzahlenden  Renten  auch  die  Höhe  der 
Einzahlungen,  das  Alter  der  Mitglieder  und  die  Zeitdauer , nach 
welcher  die  Rentenberechtigung  erlangt  wird,  in  Rücksicht  ziehen. 
Aber  so  viel  man  auch  suchen  mag,  ein  solcher  Verein,  der  von 
Arbeitern  gebildet  wäre,  findet  sich  nicht.  Vereine  zur  gegen- 
seitigen Hilfeleistung,  die  würdig  sind,  Rentenkassen  genannt  zu 
werden,  finden  sich  nur  in  sozialen  Schichten,  die  gebildeter  und 
bemittelter  sind,  als  die  arbeitenden  Klassen,  z.  B.  unter  den 
Lehrern,  den  Privatbeamten  etc. 

Dank  der  Unbestimmtheit  der  Renten,  die  für  Alter  und  Ar- 
beitsunfähigkeit zu  gewähren  sind  und  dank  der  Anpassung  ihrer 
Höhe  an  den  Stand  der  verfügbaren  F'onds  steht  die  Solvenz  der 
Hilfsvereine  ausser  Zweifel.  Man  könnte  sogar  sagen,  dass  jene 
Vereine,  welche  ihr  Stammkapital  für  unangreifbar  erklärt  haben, 
über  das  Ziel  hinausschossen  und  von  einer  übermässigen  Frei- 
gebigkeit in  den  Versprechungen  zu  einem  Regime  excessiver 
Vorsicht  übergingen.  Aber  vom  sozialen  Gesichtspunkt  ist  es 
mit  Händen  zu  greifen,  dass  die  Schwierigkeiten  nicht  überwun- 
den, sondern  umgangen  wurden.  Das  Problem  war  und  ist  noch 
immer ; zu  Gunsten  der  Arbeiter  Altersrenten  zu  schaffen  , um 
ihnen  am  F.nde  ihrer  Tage  Sicherheit  für  den  kommenden  Mor- 
gen und  Verminderung  ihrer  Leiden  zu  gewähren.  Dieses  Ziel 
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anzustreben,  haben  die  italienischen  Vereine  zur  gegenseitigen 
Hilfeleistung  wenn  nicht  aufgegeben,  doch  auf  die  allerengsten 
Grenzen  beschränkt.  Sie  sind  selbst  nicht  sicher,  ihren  alt  und 
arbeitsunfähig  gewordenen  Mitgliedern  überhaupt  Unterstützung 
gewähren  zu  können;  und  sie  haben  die  Gewissheit,  im  aller- 
günstigsten Falle  nur  ganz  unbedeutende  Unterstützungen  ge- 
ben zu  können , die  den  alten  Leuten  jene  Leiden , welchen 
sie  abhelfen  sollen,  keineswegs  ersparen  werden.  Daran  tragen 
allerdings  nicht  die  Hilfsvereine  selbst  die  Schuld.  Das  Unmög- 
liche ist  eben  nicht  möglich  zu  machen , und  anderseits  verdop- 
pelt es  den  Schaden,  Illusionen  wach  zu  erhalten. 

Die  Frage  spitzt  sich  zu  und  fasst  sich  zusammen  in  dem 
Lohnproblem.  Fs  ist  das  niedrige  Niveau  der  Löhne,  an 
dem  jeder  gute  Wille  scheitert.  Selbst  wenn  die  Möglichkeit 
einer  Vermehrung  der  Ersparnisse  bei  unseren  arbeitenden  Klassen 
infolge  weiterer  Entwicklung  des  Geistes  sozialer  Voraussicht  zu- 
gegeben würde , muss  doch  jedermann  von  der  Unmöglichkeit 
überzeugt  sein , dass  diese  Klassen , angesichts  ihrer  niedrigen 
Löhne  und  der  Steuern,  die  auf  ihnen  lasten,  Renten  ansammeln, 
die  genügen  könnten,  um  ihr  Alter  vor  dem  Elend  zu  bewahren. 

Bei  der  vorliegenden  Arbeit  halre  ich  h.-iuplsächlich  benüt/t:  1^  Statistica  dctle 
Sociclä  di  .Mutuo  .Soccorso  nel  1S73,  Roma  1875  ; 2®  Statistica  «lellc  Societä  di  Mutuo 
Soccorso  nel  1878,  Roma  l8So;  3®  Statistica  dclle  Societä  di  Mutuo  Soccorso  ncl  18S5, 
Roma  1S8S  ; 4®  Statistica  dclla  morbositli  presso  i soci  delle  Societä  di  Mutuo  Soc- 
corso. Roma  1879;  5®  I.e  |>ensioni  di  vecchiaja  presso  le  Socicti  di  Mutuo  Soccorso, 
ili  Settirnio  Piperno,  nell'  Archivio  di  Statistica,  Anno  VII®  fase.  III  e IV, 
Roma  1883. 
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SOZIALE  VERSICHERUNG  UND  STATISTIK 
IN  ÖSTERREICH. 

VON 

Dr  moriz  ertl 

IN  WIEN. 

Es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  der  Staat,  welcher  heute 
durch  seine  Verwaltung,  insbesondere  die  soziale,  immer  mehr 
in  das  Gesellschaftsleben  einzugreifen  beginnt , in  höherem  Masse 
als  bisher  vor  der  V^erpflichtung  steht,  sich  selbst  zu  erkennen.  Ganz 
besonders  gilt  dies  von  der  sozialen  Struktur  der  Bevölkerung.  Die 
Grundlagen  für  eine  soziale  Statistik  sind  jedoch  bis  in  die  neueste 
Zeit  in  Deutschland  und  Oesterreich  ganz  dürftige  gewesen.  Den- 
noch hat  man  sich  entschlossen , das  grosse  Werk  der  sozialen 
Versicherung,  womit  diese  beiden  Staaten  allen  übrigen  voraus- 
gegangen sind  , ohne  die  eigentlichen  Voraussetzungen  dazu  ins 
Leben  zu  rufen  und  sich  mit  mangelhaften,  in  zwölfter  Stunde  durch- 
geführten Vorerhebungen  für  die  Grundlagen  der  Versicherungstech- 
nik zu  begnügen.  Die  grossen  Errungenschaften  sind  nicht  mehr  zu 
verlieren,  wenngleich  viele  Fehler  unterlaufen  sein  mögen.  Die  Un- 
möglichkeit, diese  Fehler  zu  vermeiden,  wenn  wir  schnell  eine  soziale 
Versicherung  schaffen  wollten,  hat  uns  aber  vorsichtiger  gemacht. 
Haben  wir  schon  die  .soziale  Versicherung  ohne  genügende  so- 
ziale Statistik  eingerichtet , so  wollen  wir  wenigstens  jetzt  die 
Handhaben,  welche  uns  eben  diese  Versicherung  bietet,  benützen, 
um  mit  denselben  eine  soziale  Statistik  zu  gewinnen,  welche  nicht 
nur  die  Versicherung  selbst  allmählich  auf  richtigere  Grundlagen 
stellen,  sondern  eine  noch  viel  weiter  gehende  V'erwertung  er- 
möglichen wird.  Wie  die  Verhältnisse  in  Deutschland  liegen, 
hat  schon  eine  treffliche  Arbeit ')  in  dieser  Zeitschrift  zur  Darstel- 

l)  G V.  Mayr.  Arbeilerversicherung  und  Soziaistatistik , Archiv  f.  soz,  (icsct/- 
gebung  und  Statistik,  1.  Jahrg.,  2.  Heft. 
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liing  gebracht.  Uns  sei  cs  gestattet,  die  österreichische  soziale 
Versicherung  in  dieser  Hinsicht  zu  betrachten.  Wir  gehen  dabei, 
obwohl  die  Krankenversicherung  schon  seit  i.  August  und  die 
Unfallversicherung  erst  seit  i.  November  1889  in  Oesterreich  funk- 
tioniert, doch  von  der  letzteren  aus,  nachdem,  wie  wir  sehen 
werden,  die  Unfallversicherung  in  Oesterreich  als  eine  Organi- 
sation gedacht  ist,  an  welche  sich  der  ganze  Organismus  der 
Krankenversicherung  angliedern  soll. 

A.  Unfallversicherung. 

Sowohl  das  Unfallversicherungsgesetz  v.  28.  Dezember  1887 
R.G.BI.  Nr.  I ex  1888  *)  als  auch  die  auf  Grund  desselben  er- 
schienenen zahlreichen  Verordnungen  enthalten  eine  Reihe  von 
wichtigen  Bestimmungen,  welche  für  die  Sozialstatistik  verwertbar 
sein  werden.  Bevor  wir  jedoch  die  Grundlagen  für  dieselbe  be- 
trachten, wollen  wir  kurz  jene  statistischen  Ergebnisse  besprechen, 
welche  aus  Anlass  und  zum  Zwecke  der  Organisation  der  Un- 
fallversicherungsanstalten selbst  geschöpft  wurden , und  welche 
schon  heute  als  Resultate  der  Vorerhebung  vorliegen. 

1.  Vorerhebungen. 

Der  g 63  U.G.  berechtigt  das  Ministerium  des  Innern , zum 
Zwecke  der  genannten  Organisation  alle  erforderlichen  Erhebungen 
zu  pflegen  und  namentlich  von  den  Unternehmern  alle  dienlichen 
Auskünfte  zu  begehren.  Auf  Grund  dieses  Paragraphen  wurde 
<lurch  die  Ministerial-Verordnung  v.  3.  April  1888,  R.G.BI.  Nr.  35 
eine  vorläufige  Anmeldung  der  unfallversicherungspflichtigen  Be- 
triebe vorgeschrieben  (ohne  deshalb  die  durch  § 18  U.G.  vorge- 
schriebene Betriebsanmeldung  aufzuheben) , und  die  Resultate 
dieser  Erhebung  finden  wir  in  den  »Amtlichen  Nachrichtent  *) 
veröffentlicht.  Das  Anmelde-Formular  (S.  29  A.  N.)  enthielt 
ausser  der  genauen  Ortsbezeichnung  (Gemeinde , Gerichtsbezirk, 
politische  Behörde  i.  Instanz,  Land)  folgende  Rubriken ; i.  Name 
(Firma)  des  Unternehmers;  2.  Gegenstand;  3.  Art;  4.  Ort  des 

1)  Vgl.  darüber  Krll.  Die  soziale  Versicherung  in  Oesterreich.  .Schmoller's  Jahrb 
XII  Jahrg.,  2.  lieft,  .S.  657  IT;  Krtl,  Die  soziale  Versicherung  in  Oesterreich, 
Oesterr.-ungarisebe  Revue,  VI.  Hand,  i.  n.  2.  Heft. 

2)  »Amtliche  Nacbrichten  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern,  betreffend  die  Un- 
fallversicherung unrl  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter«.  I.  Jahrg.  und  Supple- 
meniband. 
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Betriebes;  5.  durchschnittliche  Zahl  der  im  Betriebe  beschäftigten 
a)  voll  entlohnten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten  (männlich,  weib- 
lich), b)  Volontäre,  Lehrlinge  und  Praktikanten  (männlich,  weib- 
lich); 6.  an  voll  entlohnte  Arbeiter  gezahlte  Lohnsumme  a)  Jah- 
reslohnsumme, b)  durchschnittlich  täglich  gezahlte  Lohnsumme; 
7.  Taglohn,  welcher  im  Durchschnitte  an  einen  voll  entlohnten 
Arbeiter  der  niedrigsten  Lohnkategorie  ausgezahlt  wurde;  8.  Be- 
merkungen. 

Dieses  Formular , welches  nur  den  Zweck  hatte , beiläufig 
richtiges  Material  zur  Abgrenzung  der  Sprengel  der  Unfallver- 
sicherungsanstalten , ferner  zur  ersten  Gefahrenklassen-  und  Prä- 
mientarifaufstellung zu  beschaffen,  kritisieren  wir  hier  nicht.  Wir 
kommen  darauf  bei  der  definitiven  Betriebsanmeldung  zurück.  Es 
genügt  zu  konstatieren,  dass  die  Tabellen  über  die  ersten  Re- 
sultate in  der  Nummer  vom  i.  Januar  1889  der  A.  N.  71  570  Be- 
triebe mit  870488  Arbeitern  ausweisen,  während  in  der  Nummer 
vom  I.  Juli  1889  auf  Grund  der  bis  dahin  erfolgten  Richtigstel- 
lungen, welche  aber  damit  keineswegs  abgeschlossen  waren,  be- 
reits 78  883  Betriebe  mit  892  240  Arbeitern  konstatiert  wurden. 
Es  ist  begreiflich,  dass  die  erste  Erfassung  der  bis  dahin  nahezu 
ausser  Evidenz  gewesenen  und  bezüglich  ihrer  Versicherungs- 
pflicht vielfach  noch  nicht  klar  gestellten  Betriebe  eine  sehr  un- 
zuverlässige sein  musste,  wenngleich  die  Behörden  sich  alle  Mühe 
gaben , die  Bevölkerung  über  die  Tragweite  auch  dieser  ersten 
Erhebung  aufzuklären.  Bekanntlich  hat  das  deutsche  Reichsver- 
sicherungsamt die  nach  der  ersten  Erhebung  angemeldete  Zahl 
der  Bauarbeiter  seinerzeit,  um  richtig  vorzugehen , auf  das  Dop- 
pelte geschätzt.  Unbegreiflich  erscheint  es  allerdings , dass  auf 
Grund  der  zugestandenermassen  so  mangelhaften  ersten  Anmel- 
dung der  österreichischen  Betriebe  ein  Kartogramm  für  die  Da- 
ten bis  Ende  1888  entworfen  wurde'),  welches  geeignet  wäre, 
für  Dinge,  welche  keine  Statistik  sind,  den  Schein  einer  solchen 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Wir  geben  mit  allem  Vorbehalt  die 
Daten  der  Tabellen.  Demnach  betrug; 

Betriebe  mit 

mehr  als  3 Arbeitern:  weniger  als  3 Arbeitern; 

die  Zahl  der  Betriebe 23  028  48  542 

» » • vollentlohnten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten 

männlich 308  299  56 184 

weiblich  ...  213180  38855 

1)  Beilage  zu  Nr.  12  der  Amtl.  Nachr.,  I.  Jahrg. 

Archiv  für  tot.  Gesetxgbg.  u.  Statistik.  III.  i.  7 
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Betriebe  mit 

mehr  als  3 Arbeitern  : weniger  als  3 Arbeitern  ; 

<lie  Zahl  der  Volontäre,  I.ebrlinge, 


Praktikanten 

männlich  .... 

• 37  944 

6 236 

weiblich  ..... 

• 9 5S9 

201 

die  Versichcrungspflichtigen  rusammen 

männlich  .... 

• 546243 

62  420 

weiblich 

. 222  769 

39  056 

die  Totalsumme  Versichcrungspflichtigcr 

beiderlei  Geschlechts 

. 769  012 

lOI  476 

Die  Daten  sind  nach  politischen  Bezirken  detailliert  und  dann 
nach  Kronländern  zusammengefasst.  Dass  mit  der  Unterscheidung 
der  Betriebe  in  solche  mit  mehr  und  weniger  als  3 Arbeitern 
kein  Charakteristikum  der  Gross-  und  Kleinbetriebe  getroffen 
wurde,  darf  nicht  erst  erwähnt  werden.  Von  den  der  Unfallver- 
sicherung überhaupt  unterworfenen  Arten  des  Kleinbetriebs  soll 
unten  die  Rede  sein.  Zur  .Gewinnung  eines  beiläufigen  Bildes 
für  die  Organisierung  der  Anstalten  mag  diese  Unterscheidung 
allerdings  manche  Anhaltspunkte  gegeben  haben , statistischen 
Wert  hat  sie  aber  nicht. 

Weitaus  verlässlicher  sind  schon  die  Tabellen , welche  wir 
auf  Seite  452  ff.  der  A.  N.  finden.  Dieselben  enthalten  ein  wenig- 
stens mit  einiger  Akribie  behandeltes  Material.  Der  Tabellen- 
kopf ist  gegenüber  den  oben  genannten  Angaben  um  folgende 
Rubriken  bereichert ; Anrechenbare  Jahreslohnsumme ; Anzahl 
der  Betriebe,  in  welchen  Motoren  verwendet  werden  ; es  werden 
verwendet:  Dampf-,  Gasmotoren,  Motoren  mit  Wasser-,  Thier- 
kraft; Betriebe  mit  Verwendung  von  Klektrizität , von  explodier- 
baren Stoffen.  — Zuerst  sind  alle  Betriebsgruppen  mit  den  Unter- 
arten gegeben , letztere  wieder  nach  Kronländern  geteilt , dann 
eine  Rekapitulation’)  nach  Gruppen  mit  der  Unterteilung  nach  Kron- 
ländern, endlich  eine  Schluss-Rekapitulation  nach  Gruppen  ohne 
Unterscheidung  der  Kronländer.  Um  den  Leser  mit  dem  Gruppen- 
schema bekannt  zu  machen  und  die  beiläufige  Verteilung  der 
Versicherungspflichtigen  auf  die  Industriegruppen  zu  zeigen,  ge- 
ben wir  die  letzte  Uebersicht  im  folgenden,  lassen  jedoch  des 
Raumes  wegen  den  Teil  über  die  Motorenstatistik  aus  der  Ta- 
belle weg. 

I)  Die  von  uns  vorgenomniene  Summierung  dieser  Gruppen  ergibt  leitler  wieder 
andere  Ziffern,  als  die  Schluss-Rekapitulation  I 
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Eine  ebenfalls  wichtige  und  aus  den  genannten  Tabellen  nicht 
konstruierbare  Zusammenstellung  (S.  yj},  A.  N.)  wollen  wir  noch 
erwähnen,  da  sie  für  die  Kenntnis  der  einzelnen  Versicherungs- 
anstalten und  für  die  Stellung  der  Eisenbahnen  von  Interesse  ist. 
Nach  derselben  ergibt  sich  für  die 


nstalt  in  Wien') 

eine 

Belriebszahl 

von 

14696  u.  eine  Arbeiterzahl 

von 

■53  386 

» > Salzburg') 

» 

* 

• 

9572  » • 

• 

74  776 

■ «Graz*) 

• 

» 

» 

6 548  • » * 

49  389 

■ »Triest*) 

» 

» 

1835  . . 

31  205 

» » ^ 

> 

» 

16  407  » » * 

• 

288  649 

j»  • Brünn*) 

» 

* 

21 803  • » • 

207  080 

» • Lemberg^) 

• 

• 

7225  » . _ . 

• 

69  543 

Zusammen  eine  Betriebszahl  von  78  086  u.  eine  Arbeiterzahl  von  874  028 


Dazu  kommen  noch  die  zu  einer  eigenen  Unfallversicherungs- 
Berufsgenossenschaft  vereinigten  Eisenbahnen  *)  mit  einer  Betriebs- 
zahl von  797  und  einer  Arbeiterzahl  von  i8  212. 

Wir  begnügen  uns  vorläufig  damit,  den  Leser  mit  den  posi- 
tiven Daten  der  Vorerhebungen  bekannt  zu  machen  und  behalten 
uns  die  Würdigung  derselben,  soweit  sie  nicht  nur  die  mangel- 
hafte Vorerhebung  betreffen,  vor. 

II.  Gesetz  und  Verordnungen. 

Einen  wesentlich  verschiedenen  Standpunkt  dürfen  wir  für 
den  zweiten  Teil  unserer  Aufgabe  in  Anspruch  nehmen.  Wäh- 
rend wir  als  Resultat  der  Vorerhebung  schon  statistische  Daten 
vor  uns  hatten,  welche  das,  was  ihnen  an  Richtigkeit  fehlte,  durch 
die  positive  Thatsache  ihres  Vorhandenseins  und  durch  die  bei- 
läufigen Tendenzen  eines  einzelnen  Verwaltungszweckes  entschul- 
digten, dürfen  wir  bei  Erforschung  der  statistischen  Handhaben, 
welche  das  Unfallversicherungsgesetz  und  dessen  Ausführungs- 
verordnungen bieten , das  Recht  und  die  Pflicht  beanspruchen, 
das  vom  Standpunkte  der  Sozialstatistik  aus  Wünschenswerte  zu 
bezeichnen  und  die  Vorschriften,  welche  keinem  vorläufigen  Zwecke 
mehr  zu  dienen  haben,  kritischer  zu  betrachten. 

Wir  gehen  dabei  von  dem  für  die  erspriessliche  Thätigkeit 


I)  für  Nicderöstcrrcich.  — 2)  für  Obcrösterreicli,  Salzburg,  Tirol  und  Vorarlbcrß. 
— 3)  für  Slciermark  und  Kärnten.  — 4)  für  Krain,  Küstenland  und  Dalmatien  — 
5»  für  Böhmen.  — 6)  für  Mähren  und  Schlesien.  — 7)  für  Galizien  und  Bukowina. 
— > 8)  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  vom  t8.  September  1889,  Z.  16  992,  S.  20 
A.  N.  .Supplemenlbaml. 
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der  neuen  Selbstverwaltungskörper  ’)  so  wichtigen  Prinzipe  der 
Anzeigepflicht  aus.  Dieselbe  scheidet  sich’)  in  eine  Be- 
triebsanzeigepflicht und  in  eine  Unfallsanzeigepflicht. 

Hier  soll  uns  zunächst  die  Betriebsanzeige  interessieren.  Die- 
selbe ist  durch  § |8  U.G.  geregelt,  welcher  die  Unternehmer 
verpflichtet,  über  jeden  bestehenden  versicherungspflichtigen  Be- 
trieb binnen  einer  vom  Ministerium  des  Innern  im  Verordnungs- 
wege festzusetzenden  Frist  ’)  und  über  jeden  nach  Ablauf  dieser 
Frist  neu  begonnenen  versicherungspflichtigen  Betrieb  binnen 
längstens  14  Tagen  an  jene  Versicherungsanstalt,  in  deren  Bezirk 
der  Betrieb  gelegen  ist , eine  Anzeige  zu  erstatten , welche  den 
Gegenstand  und  die  Art  des  Betriebes,  die  Zahl  der  in  demselben 
beschäftigten  versicherungspflichtigen  Personen  und  die  Summe 
der  für  die  Versicherung  dieser  Personen  massgebenden  Jahres- 
arbeitsverdienste angibt.  Ebenso  ist  die  Einstellung  eines  Be- 
triebes entsprechend  anzuzeigen  (§  27  U.G.).  Die  Strafen  für  die 
Unterlassung  dieser  Anzeigen  bestimmt  § 25  U.G.  Die  Aus- 
führung dieser  gesetzlichen  Bestimmungen  haben  wir  uns  nach 
dem  mit  V^erordnung  vom  24.  Jan.  1889,  R.G.Bl.  Nr.  13  hinaus- 
gegebenen Musterstatute  der  Versicherungsanstalten  (S.  270  ff. 
A.  N.)  in  folgender  Weise  vorzustellen.  Zum  Zwecke  der  Ka- 
tasteranlegung bei  den  Anstalten  und  der  Ausfolgung  des  Mit- 
gliedscheines (S.  294  A.  N.)  senden  die  Unternehmer  ein  ausge- 
fülltes Anmelde-Formular  ein.  Das  vorgeschriebene  Formular 
(S.  287  A.  N.)  enthält  im  allgemeinen  die  Rubriken  des  oben  für 
die  provisorische  Anmeldung  mitgeteilten  mit  folgenden  Abwei- 
chungen : 1)  ist  der  Ort  des  Betriebes  noch  beigefügt ; 2)  statt 
der  durchschnittlichen  Lohnsumme  für  einen  Tag  ist  neben  der 
Jahreslohnsumme  die  Zahl  der  Arbeitstage  pro  Jahr  ein- 
gestellt; 3)  der  durchschnittliche  Taglohn  für  ,\rbeiter  der  niedrig- 
sten Lohnkategorie  ist  nach  dem  Geschlechte  der  Arbeiter 
geschieden;  4)  die  Art  des  Betriebes  ist  ausführlicher  be- 
handelt. indem  sowol  die  Motoren  (Kraftmaschinen)  und  die  zur 

1)  Vgl.  über  die  Funktion  dieser  Selb-stverwaltungskörper ; Ertl,  Industrielle 
Arbeiter  als  Organe  der  sozialen  Verwaltung,  Oestcrreichischc  Zeitschrift  für  Verwal- 
tung XXII.  Jahrg.  Nr.  2. 

2)  Vgl.  Ertl,  Das  österreichische  ünfallvcrsicherungsgeset/,  Töplitz  u.  Deutickc, 
I^ipzig  und  Wien  1887. 

3)  Dieselbe  ist  inzwischen  durch  Verordnung  vom  19.  Juni  1889,  RG.Ul.  Nr.  98 
auf  den  l.  September  1889  festgesetzt  worden. 
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Bedienung  derselben  bestimmten  und  dabei  unmittelbar  gefähr- 
deten Arbeiter  als  auch  die  Maschinen  (Arbeitsmaschinen)  und 
die  bei  denselben  beschäftigten  Arbeiter,  überdies  aber  noch  die 
durch  Kxplosionsgefahr , ferner  durch  eine  sonstige  besondere 
Unfallsgefahr  bedrohten,  sowie  die  Arbeiter  im  Handbetriebe, 
Handlanger,  die  Betriebsbeamten  und  die  im  Betriebe  beschäftig- 
ten Transport-  und  Magazinsarbeiter  erfragt  werden;  5)  wird  die 
Lage  der  Räume,  wo  Motoren  verwendet  werden,  und  6)  end- 
lich werden  Umstände,  welche  die  Unfallsgefahr  vermindern,  so- 
wie Unfallverhütungseinrichtungen  ermittelt, 

Fragen  wir  uns  um  die  sozialstatistische  Ausbeute,  welche 
dieses  Formular  — die  Publikation  der  Daten  vorausgesetzt  — 
einst  ermöglichen  wird,  so  finden  wir  zunächst  als  Gew'imi  die 
beiden  Grundlagen  jeder  Sozialstatistik,  auf  w'elche  erst  die  an- 
deren Krscheinungen  projiziert  werden  können : die  Zahl  der  Be- 
triebe und  die  Arbeiter.  Wir  müssen  aber  gleich  hier  unsere 
Vorbehalte  machen.  Obwohl  sich  ein  reich  gegliedertes  Schema 
der  Betriebsgruppen  und  Arten  ergeben  wird  *),  dürfen  wir  doch 
einerseits  nicht  vergessen , dass  wir  nicht  die  deutschen  Berufs- 
genossenschaften, sondern  7 Anstalten  vor  uns  haben,  bei  welchen 
die  Anzeigen  über  die  verschiedensten  Betriebsarten  eingehen. 
Eine  .statistische  Bearbeitung  wird  also  nur  in  zentralisierter  Weise 
und  auf  Grund  der  Sichtung  und  Gruppierung  der  Kataster- 
excerpte  sämtlicher  Anstalten  möglich  werden.  Wir  müssen  uns 
aber  ferner  vor  Augen  halten,  dass  nicht  sämtliche  Grossbetriebe, 
aber  noch  viel  weniger  alle  Kleinbetriebe  in  den  Katasterblättern 
verzeichnet  sein  werden.  Nach  § i U.G.  w'erden  vielmehr  nur 
die  Fabriken  und  Hüttenwerke,  die  Bergwerke  auf  nicht  vorbe- 
haltene Mineralien,  die  Werften,  Stapel  und  Brüche  (Gruben’), 
also  eigentliche  Grossbetriebe  in  Betracht  kommen.  Daran  reihen 
sich  noch  die  Bauarbeilen,  ob  Gross-  oder  Kleinbetrieb  (mit  Aus- 
nahme gewisser  landwirtschaftlicher  Bauten),  ferner  Betriebe,  in 
welchen  explodierende  Stoffe  erzeugt  oder  verwendet  werden ; 
ferner  jene  gewerblichen  oder  land-  und  forstwirtschaftlichen  Be- 
triebe , bei  welchen  eine  Kraftmaschine  und  zwar  nicht  nur  vor- 
übergehend oder  als  gar  nicht  zur  Betriebsanlage  gehörig  benützt 

1)  Die  Einteilung  der  GefahrcnklaxM^n  und  den  üeitragstarif,  zugleich  auch  die 
Einteilung  nach  Gruppen  und  ein  alphabetisches  Verzeichnis  aller  Betriebe  hnden  wir 
auf  S.  390  bis  422  A.  N. 

2)  Vgl.  Erläuterungen  /um  ersten  Anmeldc-Kurmular  S 25  A,  N*. 
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wird ; ferner  Eisenbahn-  und  Binnenschiffahrtsbetriebe , wenn  sie 
als  integrierende  Bestandteile  eines  versicherungspflichtigen  Be- 
triebes lediglich  für  diesen  bestimmt  sind;  endlich  solche  Betriebe, 
welche  der  Minister  des  Innern,  obwohl  sie  nach  § i U.G.  nicht 
der  Versicherungspflicht  unterliegen , dennoch  derselben  wegen 
besonderer  Unfallsgefahr  (Feuersgefahr)  unterwirft  (§  3 U.G.). 
Dagegen  können  an  sich  unfallversicherungspflichtige  Betriebe 
wegen  mangelnder  Unfallsgefahr  von  der  Versicherung  ausge- 
schlossen werden. 

Damit  haben  wir  gleichzeitig  den  Arbeiterstock  bezeichnet, 
welchen  wir  in  den  Anzeigen  zu  suchen  haben  werden , wobei 
noch  erwähnt  werden  muss , dass  bei  land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Betrieben , bei  welchen  die  Kraftmaschine  nur  eine  be- 
stimmte Anzahl  von  Arbeitern  der  Unfallsgefahr  aussetzt , auch 
nur  diese  der  Versicherungspflicht  unterliegen.  Unter  Arbeitern 
bezw.  Betriebsbeamten  sind  nicht  nur  die  Lehrlinge , Volontäre, 
l’raktikanten  und  anderen  Personen , welche  w'egen  noch  nicht 
beendeter  Ausbildung  keinen  oder  einen  niedrigeren  Arbeitsver- 
dienst beziehen,  sondern  auch  (S.  27  A.  N.)  Taglöhner,  Dienst- 
boten, überhaupt  alle  im  Dienste  eines  Unternehmers  stehenden 
Personen,  welche  im  Betriebe  oder  den  zugehörigen  Anlagen  be- 
schäftigt werden,  ebenso  auch  die  nicht  entlohnten  Kinder  oder 
sonstigen  Verwandten  des  Unternehmers  zu  verstehen. 

Was  erlahren  wir  nun  über  diese  Arbeiter  f Urei  Mo- 
mente : die  Zahl , das  Geschlecht  und  ihre  Qualität  bezüglich 
der  Entlohnung.  Wir  teilen  im  allgemeinen  die  Ansicht  Mayr’s 
über  die  deutsche  V''ersicherung.sstatistik,  wie  wir  dies  schon  bei 
dem  IV'.  demographischen  Kongresse  in  Wien  M für  Oesterreich 
verteidigt  haben , dass  man  nämlich  den  sich  erst  entwickelnden 
Organismen  der  sozialen  Versicherung  im  .Anfänge  nicht  zu  viel 
statistischen  Ballast  zumuten  soll.  Wir  gehen  sogar  noch  weiter, 
indem  wir  glauben,  dass  für  derartige  lürhebungen  in  erster  Linie 
das  spezielle  Verwaltungsinteresse,  die  Rücksicht  auf  die  Statistik 
aber  erst  dann  massgebend  sein  müsse,  wenn  das  erstere  dadurch 
in  keiner  Weise  beeinträchtigt  wird.  Insoferne  können  wir  die 
genannten  Erhebungsmomente  als  ziemlich  ausreichend  bezeich- 
nen. Für  die  Unfallversicherung  sind  ja  nicht  wie  bei  der  Kran- 

i)  Vgl.  die*  Diskussion  in  der  Sitzung  vom  I.  Oktober  1887.  »Arbeiten  der  de- 
mograph.  Sektion«,  Heft  XXIV,  3.  Thema,  S.  33  und  34.  Verlag  der  Orgainaations- 
Kommission  des  Kongresses. 


Digilized  by  Google 


104 


ErÜ, 


kenversicherung  die  Arbeiterindividuen,  sondern  vielmehr  die  Be- 
triebe die  richtige  Einheit. 

Wenn  wir  nur  auch  unter  der  Zahl  der  Arbeiter  etwas  an- 
nähernd Richtiges  uns  vorstellen  könnten ! Wir  sind  seinerzeit,  als 
wir  unsere  Ansicht  in  dieser  Hinsicht  geltend  zu  machen  berufen 
waren,  dafür  eingetrelen , dass  nach  der  durchschnittlichen  Ar- 
beiterzahl in  den  Formularien  überhaupt  nicht  gefragt  werde.  Es 
gibt  fast  keinen  Gegenstand , der  sich  gleich  wie  dieser  unauf- 
fällig und  zutreffend  aus  anderen  Daten  erheben  Hesse.  Wenn 
wir  ausser  der  schon  geforderten  Zahl  der  Arbeitstage  im  Jahre 
noch  aus  den  Lohnlisten  die  fiktiven  Arbeitstage , d.  h.  die  zu 
Tagen  summierten  Arbeitsstunden  verlangen,  welche  alle  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  des  Jahres  beschäftigten  und  beliebig  in  ihrer 
Anzahl  schwankenden  Arbeiter  im  Betriebe  zubrachten,  so  können 
wir  nicht  nur  für  die  Löhne,  sondern  auch  für  unsere  Frage  einen 
wertvollen  Aufschluss  erhalten.  Die  Division  der  fiktiven  durch 
die  faktischen  Arbeitstage  ergibt  nämlich  die  durchschnittliche 
Arbeiterzahl  des  Betriebes.  Statt  dessen  wurde  schon  in  der 
Anleitung  zur  Ausfüllung  des  provisorischen  Anmeldeformulars 
(S.  30  A.  N.)  vorgeschrieben,  die  durchschnittliche  Zahl  der  Ar- 
beiter sei  aus  den  gemachten  Aufschreibungen  »mit  möglichster 
Genauigkeit«  zu  berechnen.  Dass  die  Aufforderung,  möglichst 
genau  zu  berechnen,  über  die  Art  der  Berechnung  nicht  belehrt 
und  daher  von  den  Unternehmern  sehr  oberflächlich  genommen 
werden  wird,  ist  klar.  Und  wir  sprechen  hier  nicht  etwa  nur  im 
statistischen  Interesse,  sondern  machen  aufmerksam,  dass  diese 
Ziffer  ja  fiir  die  Versicherungstechnik  selbst  von  grösster  Bedeu- 
tung ist.  Die  Anleitung  zur  Ausfüllung  des  definitiven  Formu- 
lars (S.  289  A.  N.)  ist  allerdings  etwas  genauer,  indem  sie,  wenn 
sich  bei  den  Daten  für  kürzere  Zwischenräume  innerhalb  des  ver- 
gangenen Jahres  starke  Abweichungen  ergeben,  so  dass  die  Ein- 
tragung einer  bestimmten  Zahl  kein  richtiges  Bild  geben  würde, 
vorschreibt , dass  die  Angaben  für  jeden  Zeitraum , innerhalb 
dessen  die  Arbeiterzahl  nicht  stark  schwankte,  gesondert  einzii- 
tragen  seien.  Doch  möchten  wir  diese  ebenfalls  unklare  Erhe- 
bungsart, welche  ja  gewiss  für  Differenzen  bei  längeren  Zwischen- 
räumen innerhalb  des  vergangenen  Jahres  gleichfalls  gelten  müsste, 
ebenso  wenig  empfehlen , als  die  für  die  deutsche  Krankenver- 
sicherung vorgeschriebene  Ermittelung  des  Arbeiterstandes  am 
ersten  eines  jeden  Kalcndcrmonats , wobei  es  noch  immer  mög- 
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lieh  ist,  dass  die  cliarakteristischesten  Wochen  einfach  ganz  über- 
sehen werden. 

Dass  die  Arbeiter  nach  dem  G e s c h I e c h t e geschieden  zur 
Anzeige  kommen,  bedeutet  einen  grossen  Vorteil  für  unser  Er- 
hebungsfortnular. 

Was  die  Scheidung  nach  der  Qualität  der  Entlohnung 
anlangt,  so  ist  es  gewiss  sehr  wertvoll,  dass  wir  den  Bestand  der 
eigentlichen,  d.  h.  der  vollentlohnten  Arbeiter  ausscheiden  können. 
Die  Ausscheidung  der  Retriebsbeamten  ist  weniger  leicht  möglich. 
Das  Formular  ist  in  dieser  Hinsicht  sehr  unorganisch.  Zuerst 
wirft  es  die  Betriebsbeamten  mit  den  vollentlohnten  Arbeitern, 
nach  dem  Geschlechte  geschieden,  zusammen,  indem  es  nach  der 
»durchschnittlichen  Zahle  fragt.  Dann  kommt  es  unter  der  »Art 
des  Betriebest  abermals  auf  die  Zahl  der  Betriebsbeamten  allein 
zu  sprechen,  vergisst  aber  hier  die  Scheidung  nach  dem  Ge- 
schlechte sowie  die  Antwort  auf  die  Frage,  ob  denn  hier  wieder 
der  Durchschnitt  oder  vielmehr  der  gegenwärtige  Stand  erfragt 
werde.  Der  letztere  Vorwurf  gilt  auch  für  alle  unter  der  »An 
des  Betriebest  enthaltenen  F'ragen  nach  der  Arbeiterzahl. 

Zu  den  sonstigen  unter  4)  Art  des  Betriebes,  sowie  zu  den 
unter  5)  und  6)  angeführten  Funkten  möchten  wir  bemerken,  dass 
viele  derselben  eine  mehr  versicherungstechnische  Bedeutung  ha- 
ben, indem  sie  für  die  Einreihung  des  Betriebes  in  die  Gefahren- 
klasse einen  Anhalt  bieten.  Doch  wird  daraus  auch  eine  wert- 
volle Motoren-  und  M as  c h i n e n s t a t i s t i k zu  gewinnen  sein. 

Es  bleibt  noch  die  Angabe  des  F'ormulars  über  den  Lohn 
zu  erörtern.  Eine  Eohnstatistik  wird  aus  derselben  nahezu  nichts 
schöpfen  können.  Jahreslohnsummen  für  ganze  Kronländer,  wie 
wir  sie  oben  in  der  Tabelle  ausgewiesen  haben,  sind,  sozialsta- 
tistisch genommen,  fast  bedeutungslos,  ganz  abgesehen  davon 
dass  weder  die  faktische  , noch  die  versicherungstechnisch  an- 
rechenbare Eohnsumme  , sondern  eine  solche  erfragt  wird  , bei 
welcher  zwar  die  Gehalte  über  1200  fl.  nur  mit  diesem  Betrage, 
die  Löhne  der  nicht  voll  entlohnten  zXrbeiter  dagegen  gar  nicht 
eingestellt  werden  (S.  290  A.  N.).  Wir  kommen  bei  der  Beitrags- 
berechnung  und  bei  der  Krankenversicherung  auf  die  Lohnfrage 
zurück  und  bemerken  hier  nur,  dass  eine  Lohnstatistik  nur  bei 
weitgehender  Individualisierung  Wert  haben  kann  ‘),  Kaum  er- 

t)  Vgl.  Ertl,  Bulletin  de  l’lnstitut  international  dt-  statiMit|ue , Statist.  Monats- 
schrift, XIII.  Jahrg.,  12.  Heft. 
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wähnen  dürfen  wir , dass  sich  fast  noch  weniger  als  mit  den 
Jahreslohnsummen  mit  dem  »Taglohn,  welcher  im  Durchschnitte 
an  einen  vollentlohnten  Arbeiter  der  niedrigsten  l.ohnkategorie 
gezahlt  wird«,  machen  lässt.  Die  »möglichst  genaue*  Berechnung 
wird  auch  hier  wieder  den  Leuten  nicht  sagen , ob  sie  in  diese 
Rubrik  Dienstboten  oder  Taglöhner  oder  andere  Arbeiter  ein- 
stellen sollen  , ob  sie  den  Durchschnitt  nach  den  einzelnen  Ge- 
werbszweigen  eines  Betriebes,  wo  es  ja  überall  niedrigste  Lohn- 
kategorien  gibt  (z.  B.  VVasserschöpfer , Werkstättentischler,  Zu- 
richter, Waggonschieber,  Heizer  u.  s.  w.  in  einem  einzigen  Be- 
triebe) , oder  den  Durchschnitt  nach  der  Zeit  und  hier  wieder 
ob  den  Durchschnitt  nach  Perioden  des  Vollbetriebes  oder  nach 
dem  ganzen  Jahre  zu  berechnen  haben.  Es  wird  diese  Angabe 
auf  die  oberflächlichste , im  besten  E'alle  optima  fide  nach  dem 
Gefühle  gemachte  Schätzung  hinauslaufen. 

Wir  kommen  zu  der  U n fa  I Isan  z e i gep  fl  i c h t.  Nach  S 29 
Ü.G.  ist  über  jeden  Unfall,  welcher  den  Tod  oder  eine  Arbeits- 
unfähigkeit von  nicht  weniger  als  3 Tagen  zur  Folge  hatte,  von 
dem  Unternehmer  binnen  5 Tagen  eine  schriftliche  Anzeige  in  3 
lixemplarcn  an  die  Verwaltungsbehörde  erster  Instanz  zu  .senden, 
welche  ein  Exemplar  der  betreffenden  Versicherungsanstalt  über- 
mittelt. Das  durch  die  V'erordnung  vom  24.  Januar  1889,  R.G.BI. 
Nr.  12  vorgeschriebene  I'ormular  (S.  269  A.  N.)  enthält  folgende 
Rubriken:  i)  Name  des  Unternehmers  (Firma);  Ort  des  Betriebes; 
Nummer  des  Mitglicdscheins.  2)  V'or-  und  Zuname  des  Verletzten; 
Lebensalter,  Wohnort,  Wohnung.  3)  Datum  des  Unfalls;  Tages- 
zeit. 4)  Wo  ist  die  verletzte  Person  untergebracht?  Wohnung 
(Krankenhaus) , womöglich  Angabe  des  behandelnden  Arztes. 
5)  Welcher  Krankenkasse  gehört  die  verletzte  Person  an  ? 6.a)  Wel- 
che Verletzung  hat  die  Person  erlitten.^  b)  Hat  der  Unfall  den 
Tod  zur  Folge  gehabt , oder  wird  dies  voraussichtlich  der  Fall 
sein?  c)  im  Falle  der  Verneinung  der  Frage  ad  b):  Wird  die 
V^erletzung  voraussichtlich  eine  gänzliche  oder  teilweise  Arbeits- 
unfähigkeit von  mehr  als  4 Wochen  zur  Folge  haben?  d)  iin 
Falle  der  Bejahung  ad  c):  Kann  die  Folge  der  Verletzung  mög- 
licherweise teilweise  oder  gänzliche,  dauernde  Erwerbsunfähigkeit 
sein?  7)  Veranlassung  und  Hergang  des  Unfalls  (möglichst  ge- 
naue Schilderung).  8)  Augenzeugen  des  Unfalls.  9)  Sonstige 
Bemerkungen. 

Glücklicherweise  dürfen  wir  dieses  Formular  für  die  Unfalls- 
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anzciKC  noch  nicht  als  das  Maximum  dessen  ansehen,  was  für 
die  Unfallstatistik  gewonnen  werden  wird.  Auf  Grund  dieser  An- 
zeige, welche  allerdings  das  Gerippe  der  statistisch  relevanten 
Thatsachen , im  übrigen  aber  eine  Reihe  von  teils  nur  für  die 
Anstalt  interessanten,  teils  noch  nicht  definitiv  zu  beantwortenden 
Fragen  enthält,  wird  erst  eine  Erforschung  der  näheren  Umstände 
und  sodann,  wie  wir  hoffen,  die  Anfertigung  eines  Zählblattes  für 
das  Kataster  der  Unfälle  selbst  möglich  sein.  Im  Momente  des 
Unfalls  tritt  für  die  Statistik  nicht  mehr  der  Betrieb,  sondern  das 
Individuum  selbst  als  Einheit  auf,  und  dieser  Anlass  muss  be- 
nützt werden,  um  die  auch  für  die  Versicherung  selbst  so  wich- 
tige Untersuchung  der  Details  nicht  fruchtlos  für  eine  sozial- 
statistische Verwertung  vorübergehen  zu  lassen.  Wir  verweisen 
im  allgemeinen  auf  das,  w'as  wir  an  anderer  Stelle  ')  über  die 
schweizerische  Zählkarte  ausgeführt  haben,  sowie  auf  jene  Unfall- 
statistik, welche  sich  bis  jetzt  aus  den  Berichten  der  österreichi- 
schen Gewerbeinspektoren  ergibt  *),  und  gehen  nun  zur  Betrach- 
tung der  einzelnen  Funkte  über. 

Uns  genügt  im  Zählblatte  nicht  der  V^or-  und  Zuname  des 
Verletzten,  sondern  wir  wollen  aus  der  Nummer  des  Mitgliedscheins 
noch  den  Betrieb,  überdies  aber  die  Stellung  des  Arbei- 
ters in  demselben  (Beschäftigungsart,  Arbeitsrangstcllung)  ein- 
gestelltwissen; überdies  das  Geschlecht,  da  erfahrungsgemäss 
die  Vornamen  nicht  immer  genügen,  jedesfalLs  aber  die  Erfassung 
erschweren.  Beides  enthält  die  mit  Rundschreiben  des  Reichs- 
versicherungsamtes vom  4.  Juni  1887  in  Deutschland  eingeführte 
Zählkarte  ’),  welche  ausser  der  Beschäftigungsart  noch  die  »Bc- 
triebsabteilungc  in  Betracht  zieht.  In  der  schweizerischen  Karte, 
welche  nicht  nur  die  Betriebsunfälle  betrachtet,  ist  dieser  Funkt 
demgemäss  allgemeiner  gehalten.  Aus  derselben  möchten  wir 
jedoch  die  für  die  Frage  der  Armenversorgung  so  wichtige  Z u- 
ständigkeit,  ferner  den  F' a m il  i e ns  t a nd  in  unser  Zählblatt 

1)  Ertl,  Schweiierische  UnfallstalUtik,  Ocslerr.  .Statist.  Monatsschrift,  XIV.  Jahry. 
4.  Heft. 

2)  Krll,  Berichte  Her  k.  k.  Gewerbeinspektoren  fiir  1886,  Statist.  Monatsschrift 
XIII.  Jahrg.  7.  Heft;  Derselbe,  für  1887.  XIV.  jnhrg.  7 Heft;  Derselbe,  für 
1888,  XV.  Jahrg.  10.  Heft. 

3I  Durch  dieses  Rundschreiben  wurde  die  Aufarbeitung  des  Unfallmalerials,  soweit 
es  sich  auf  die  cntschüdigien  Unfiille  bezieht,  von  dem  Reichsversichenmgsamte  über- 
nommen , wälirend  cs  vor  1887  nur  von  clen  Genossenschaften  aus  dem  Urmalcrial 
gearbeitet  wurde. 
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aufgenommcn  wünschen.  Das  Alter  sollte  durch  das  Geburts- 
jahr (Schwei/.)  und  nicht  — wie  in  unserem  Anzeigeformular  — 
durch  das  sLcbensalter«,  oder  gar  — wie  in  Deutschland  — durch 
das  »Lebensalter  (ungefähre  Angabe  genügend)«  erfasst  werden. 
Die  ungenauen  Angaben  kommen,  wie  wir  wissen,  auch  ohne 
Ermunterung  dazu.  Der  Geburts-Tag  wäre  allerdings  für  eine 
Sterbeordnung  sehr  erwünscht,  doch  wird  er  schwer  zu  ermitteln 
sein.  Ausser  Datum  und  Tageszeit  des  Unfalls  sollte  noch  der 
so  wichtige  Woc  h e n t ag  ermittelt  werden.  Ausser  der  Kranken- 
kasse sollte  noch  das  eventuelle  Lrivatversichcrungsinstitut  er- 
forscht werden  ').  Die  Art  der  Verletzung  darf  nicht  mit 
dem  »Todesfall«  verquickt  werden,  wie  es  die  österreichischen 
Gewerbeinspektoren  bei  Darstellung  des  prozentuellen  Anteils  der 
V^erletzungsarten  thun.  Beim  Todesfälle  ist  eben  die  Todesart 
als  Verletzungsart  anzugeben  (Deutschland).  Dafür  aber  sollte 
die  Folge  der  Verletzung  in  folgende  Kategorien  geteilt 
werden:  I.  Tod  und  2.  Erwerbsunfähigkeit;  diese  wieder  in 

a)  gänzliche  Erwerbsunfähigkeit  a)  bleibende , ß)  in  der  Dauer 
von  . . . Tagen  (Monaten),  b)  teilweise  Erwerbsunfähigkeit  a)  blei- 
bende, ß)  in  der  Dauer  von  . . . Tagen  (Monaten).  In  Deutsch- 
land sind  von  den  Genossenschaften  nur  die  »entschädigten«  Un- 
fälle, d.  h.  jene  mit  einer  Erwerbsfähigkeit  von  mehr  als  13  Wo- 
chen zur  Anzeige  gekommen.  In  der  Schweiz  entfallen  aus  der 
Erhebung  die  Unfälle  mit  einer  Erwerbsunfähigkeit  unter  7 Ta- 
gen. In  Oesterreich  sind  nach  dem  genannten  § 29  U.G.  nur 
die  Untälle  mit  einer  folgenden  Arbeitsunfähigkeit  unter  3 Tagen 
von  der  Anzeige  befreit  (trotz  der  vierwöchentlichen  Karenzzeit 
ß 6 U.G.).  Es  wäre  zu  wünschen,  dass,  entsprechend  der  Re- 
form bei  der  deutschen  Unfallstatistik , auch  in  Oesterreich  alle 
Unfälle,  auch  wenn  die  Erwerbsunfähigkeit  unter  4 Wochen  be- 
trägt (mit  Hilfe  der  Krankenversicherung),  im  Zählblatte  verfolgt 
werden  würden.  W'ir  müssen  es  endlich  als  einen  grossen  Vor- 
zug unseres  Unfallsanzcige-Eormulars  bezeichnen,  dass  in  dem- 
selben nur  »V' e r a nl  a s s u n g und  Hergang  des  Unfalls« 
erfragt  wird,  genau  so,  wie  wir  es  bei  Erörterung  der  schweizeri- 
schen Zählkarte  a.  a.  O.  als  Wunsch  ausgesprochen  haben.  Unter 
der  »Veranlassung«  verstehen  wir  die  objektive,  nicht  die  sub- 

i)  Bei  der  vorläuligcn  Anmeldung  der  Ektrlcbe  hat  ein  Teil  der  Unternehmer 
auch  diese  Frage  beantwortet.  Darnach  waren  von  den  Arbeitern  bisher  loo  446 
oder  u.$Vo  bei  Privalinstituten  gegen  Unfall  versichert  (S.  524  A.  N.). 
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jektive,  welche  Gegenstand  der  Gewerbeinspektion  oder  des  Straf- 
gesetzes ist.  Unter  »Hergang«  haben  wir  die  Verrichtung,  bei 
welcher  der  Unfall  erfolgte,  zu  verstehen.  Ganz  die  gleiche  Ru- 
brik findet  sich  im  deutschen  Zählblatte.  Doch  ist  dort  überdies 
nicht  nur  die  Maschine  und  Verrichtung,  bei  welcher  der  Unfall 
sich  zutrug,  sondern  auch  die  »Ursache  des  Unfalls*  (7  Ursachen) 
angeführt,  was  nach  unserer  Meinung  und  nach  unseren  wieder- 
holten Erörterungen  über  die  Ausscheidung  der  Schuldfrage  aus 
der  sozialen  Versicherung  verwerflich  ist  und  hoffentlich  in  das 
Unfalls-Zählblatt  der  österreichischen  Versicherungsanstalten  nicht 
Eingang  finden  wird. 

So  viel  über  die  Bedeutung  der  Anzeigepflicht  für  die  Ge- 
winnung sozialstatistischen  Materials.  Es  ist  natürlich  hier  nicht 
der  Raum,  um  erschöpfend  darzustellen,  was  alles  aus  dem  Ge- 
setz und  den  Verordnungen  gewonnen  werden  könnte.  Wir  be- 
gnügen uns  mit  dem  Wichtigsten.  Und  da  finden  wir  ausser 
der  Anzeigepflicht  noch  zwei  wichtige  Handhaben  für  die  Er- 
fassung statistischer  Thatsachen. 

Die  erste  liegt  in  der  B ei  t rags  b e r e c h n u n g.  Nach  § 21 
U.G.  haben  die  Unternehmer  nach  Ablauf  der  Beitragsperiode 
den  Versicherungsbeitrag  unter  Beifügung  einer  Berechnung  über 
die  Höhe  desselben  der  Anstalt  jeweilig  einzusenden.  Demge- 
mäss wurde  auch  ein  F'ormular  für  die  Berechnung  dieses  Bei- 
trages hinausgegeben  (S.  291  A.  N.).  Dasselbe  enthält  ausser 
der  Bezeichnung  des  Betriebes,  der  Gefahrenklasse,  des  Gefahr- 
prozentsatzes und  der  Nummer  des  Mitgliedscheines  folgende  An- 
gaben : i)  Die  in  der  letzten  Beitragsperiode  (regelmässig  ein 

halbes  Jahr)  »durchschnittlich  beschäftigten«  (soll  heissen;  durch- 
schnittliche Zahl  der  beschäftigten)  a)  vollentlohnten  Arbeiter 
(männlich,  weiblich),  b)  Betriebsbeamten  (männlich,  weiblich), 
c)  Volontäre,  Lehrlinge  und  Praktikanten  ')  (männlich,  weiblich). 
2)  Zahl  der  Arbeitstage.  3)  Eür  die  Beitragsperiode  thatsächlicb 
ausgezahlter  und  für  die  Versicherung  anrechenbarer  Arbeits- 
verdienst; diese  beiden  Rubriken  sind  wieder  für  vollentlohnte 
Arbeiter,  für  Betriebsbeamte  mit  weniger  als  1200  fl.  und  ftir 
solche  mit  wenigstens  1200  fl.  Jahresgehalt  auszufüllen.  4)  Na- 
turalleistungen nach  dem  Gesamtwerte  der  örtlichen  Durchschnitts- 
preise. S)  Durchschnittlicher  Taglohn  der  männlichen  und  weib- 

. 1}  Hier  sollte,  wie  hei  den  Ix>hrmngaben,  ein  »etc.«  cingt^chaltet  sein 
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liehen  Arbeiter  niedrigster  Lohnkategorie.  6)  Anrechenbarer 
V'erdienst  der  Volontäre,  Lehrlinge,  Praktikanten  etc.  (männlich, 
weiblich),  ln  der  Anleitung  (S.  293  A.  N.)  wird  bestimmt,  dass 
bei  nach  kürzeren  Perioden  schwankender  Arbeiterzahl  dieselbe 
statt  nach  der  ganzen  Beitragsperiode  nach  diesen  kürzeren  Fri- 
sten gesondert  dargestellt  werden  solle. 

Hier  eröffnet  sich  uns  ein  weiter  Ausblick  auf  eine  Reihe 
von  wertvollen  Daten  , welche  aus  dieser  Berechnung  gewonnen 
und  zur  Ergänzung  der  Lücken  der  mangelhaften  Betriebsanzeigen 
verwendet  werden  könnten.  Ist  auch  von  dem  Durchschnitte  der 
Arbeiterzahl  ungefähr  dasselbe  zu  sagen  wie  oben , so  müssen 
wir  doch  zugestehen , dass  die  Einstellung  der  Arbeiterzahl  für 
kleinere  Perioden,  mit  den  Daten  der  Betriebsanmeldung  ver- 
glichen, die  Möglichkeit , grössere  Fehleniuellen  zu  eliminieren, 
gar  oft  bieten  wird.  Das  Zählblatt  im  Kataster  wird  daher  aus 
beiden  Mitteilungen  schöpfen  können.  Es  w'ird  aber  auch  die 
Möglichkeit  der  Kontrolle  durch  Vergleich  der  Daten  beider  For- 
mulare wie  der  Betriebsbezeichnung,  der  .'\rbeiterzahl,  der  Zahl 
der  Arbeitstage , des  durchschnittlichen  niedrigsten  Taglohns 
(welcher  auch  hier  wieder  in  seiner  vagen  Fassung  erscheint)  ge- 
boten sein.  Die  wichtigsten  Errungenschaften  dieses  Formulars 
aber  sind  die  Scheidung  der  Betriebsbeamten  und  der  Arbeiter 
sowohl  in  der  Zahl  als  im  Lohne  und  die  Scheidung  des  fiktiven, 
versicherungstechnisch  relevanten  Arbeitsverdienstes  vom  faktisch 
ausgezahlten  Lohne.  Wenn  wir  auch  dem  Durchschnitte  der 
Arbeiterzahl  nicht  viel  Vertrauen  schenken  und  von  lohnstatisti- 
schen Daten , welche  nicht  mindestens  bis  zur  Berufsart  im  Be- 
triebe herab  individualisiert  sind , keine  grosse  Meinung  haben, 
so  lässt  sich  doch  nicht  läugnen , dass  es  fiir  die  Sozialstatistik 
einen  gewissen  Wert  haben  wird,  zu  erfahren,  w'elchen  Durch- 
schnittslohn  der  Betriebsbeamte , der  vollentlohnte  und  der  un- 
qualifizicrte  .‘\rbeiter  in  den  einzelnen  Betriebsgruppen , Kron- 
ländern  und  Zeitperioden  erhält,  wo  und  in  welcher  Höhe  die 
Naturallöhne  bestehen  u.  s.  w^  Leider  muss  dabei  auf  eines  der 
wuchtigsten  Postulate,  nämlich  auf  die  Scheidung  der  Löhne  für 
männliche  und  weibliche  Arbeiter  verzichtet  werden.  Das  For- 
mular hat  dies  unglücklicherweise  nur  für  die  nicht  voll  ent- 
lohnten Arbeiter  in  Betracht  gezogen,  obwohl  sich  ja,  wenn  ge- 
ordnete Lohnlisten  überhaupt  vorhanden  sind  (was  zur  Ausfüllung 
auch  des  »geschlechtslosenc  Formulars  gewiss  Voraussetzung  ist). 
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diese  Daten  sehr  leicht  herausziehen  liesscn.  Es  liegt  eben  hier 
wieder  ein  Fehler  in  der  Logik  des  Formulars  vor , welchem  ja 
sonst  die  Scheidung  nach  dem  (ieschlechte  nicht  unbekannt  ist. 
Wenigstens  der  Versuch  hätte  sich  sehr  leicht  machen  lassen, 
indem  es  den  Unternehmern  noch  immer  anheimgestellt  geblieben 
wäre,  statt  der  Rubrik  »männliche  und  »weiblich«  nur  die  Rubrik 
»zusammen«  auszufüllen. 

Wie  wir  meinen , sollte  jedoch  die  ganze  Lohnstatistik  hier 
nicht  einsetzen , bezw.  sich  nicht  mit  diesen  Daten  begnügen, 
sondern  in  das  Unfallszählhlatt  eine  Rubrik  für  die  ja  ohnedies 
bei  der  Rentenbemessung  wichtige  Lohnangabe  aufnehmen.  Wenn 
auch  das  Material  dann  nur  einen  Teil  der  Arbeiterschaft,  näm- 
lich die  verunglückte,  umfasst,  so  erhalten  wir  dabei  doch  Zähl- 
blätter für  das  Individuum , und  solche  sind  für  jede  wahrhaft 
wertvolle  Lohnstatistik  unerlässlich.  Wie  es  scheint,  ist  die  Ver- 
wertung der  komplizierten  Konstatierung  des  Rentenanspruchs 
für  die  Lohnstatistik  noch  zu  wenig  gewürdigt  worden.  Wir 
müssen  noch  beifügen,  dass  allerdings  im  Gesetze  eine  noch  viel 
weitergreifende  Grundlage  für  eine  Lohnstatistik  vorhanden  ist, 
wenn  überhaupt  Hoffnung  vorhanden  wäre,  dass  diese  Handhabe 
je  benützt  werden  würde.  Der  § 35  ü.G.  verpflichtet  nämlich 
die  Unternehmer,  der  Anstalt  über  Aufforderung  binnen  8 Tagen 
über  Lohn  und  Gehalt  der  getödteten  und  verletzten,  sowie  der  , 
in  ihren  Betrieben  beschäftigten  Personen  jene  Nachweisungen 
zu  liefern , welche  zur  Berechnung  des  Arbeitsverdienstes  erfor- 
derlich sind, 

Vergleichen  wir  auch  bezüglich  der  Beitragsberechnung  die 
Verhältnisse  in  Deutschland,  so  müssen  wir  konstatieren,  dass 
das  österreichische  Formular  einen  grossen  Vorzug  hat,  indem 
das  Reichsversicherungsamt  trotz  des  § 71  des  deutschen  U.G. 
bisher  nur  die  Angabe  der  vcrsichcrungstechnisch  anrechenbaren 
Beträge  von  den  Genossenschaften  verlangte.  Es  werden  aber 
überdies  die  Beiträge  der  Unternehmer,  Betriebsbeamten  und  Ar- 
beiter, also  auch  die  Löhne  und  Gehälter  der  letzteren  nicht  ge- 
schieden. Das  veröffentlichte  Material  ist  denn  auch  von  sehr 
problematischem  Werte.  Was  nun  die  h'rage  der  Beitragsleistung 
der  Unternehmer  und  der  Arbeiter  anlangt,  so  werden  die  Nach- 
weisungen in  Oesterreich , wenn  sie  richtig  ausgebeutet  werden, 
eine  sehr  klare  Scheidung  enthalten.  Nach  § 17  ü.G.  fallen  von 
den  Versicherungsbeiträgen  10  "/o  den  Arbeitern  und  Betriebs- 
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beamten,  90  “/o  aber  dem  Unternehmer  zur  Last.  Das  Formular 
der  Beitragsberechnung  enthält  nun  ausser  den  erwähnten  Daten 
noch  den  aus  der  anrechenbaren  Lohnsumme  berechneten  Ver- 
sicherungsbeitrag, überdies  aber  das  Prozentverhältnis  des  Ge- 
samtbeitrages, sowie  des  von  den  Arbeitern  selbst  zu  zahlenden 
Beitrages  zum  Lohne  i z.  B.  1.3  °/o  und  0.13  °/o).  Aus  diesen  An- 
gaben lässt  sich  eine  äusserst  interessante  Statistik  der  Ver- 
sicherungsbeiträge, der  Belastung  der  einzelnen  Industriezweige 
und  der  Verteilung  dieser  Belastung  auf  Unternehmer  und  Ar- 
beiter, in  diesen  Gruppen  wieder  nach  Durchschnitten,  gewinnen. 

Dies  führt  uns  zur  letzten  der  von  uns  zu  besprechenden 
Nachweisungen,  nämlich  zur  Vorlage  des  Rechnungsab- 
schlusses. Nach  § 60  U.G.  wird  von  den  Versicherungsanstalten 
die  Vorlage  eines  jährlichen  Berichtes  über  die  Unfallstatistik 
und  über  die  gesamte  Gebarung  an  das  Ministerium  des  Innern 
verlangt.  Nach  § 43  des  Musterstatuts  für  die  Versicherungs- 
anstalten (S.  282  A.  N.)  hat  dieser  Bericht  ausser  der  »vorge- 
schriebenen Statistik«  noch  den  Rechnungsabschluss  zu  enthalten, 
welcher  in  die  Betriebsrechnung  (Gewinn-  und  Verlustkonto)  und 
in  die  Bilanz  zerfallt.  Wir  haben  uns  bisher  erlaubt,  die  »vor- 
geschriebene Unfallstatistik«  im  weiteren  Sinne  zu  interpretieren 
und  darunter  für  die  Zukunft  nicht  nur  die  eigentliche  Statistik 
der  Unfälle  zu  erwarten.  Wir  sprechen  die  weitere  Hoffnung 
aus,  dass  für  die  jetzt  zu  besprechende  Partie , nämlich  für  die 
Statistik  der  Leistungen  und  Mittel  der  Versicherungsanstalten, 
nicht  nur  die  Publikation  der  Betriebsrechnungen  von  7 Anstalten 
massgebend  sein  möchten.  Wir  dürfen  hier  vor  allem  auf  einen 
wichtigen  Unterschied  gegenüber  der  deutschen  Unfallversicherung 
hinweisen.  Wir  haben  zwar  auch  das  Prinzip  der  Renten-  und 
nicht  der  Ka[>italsentschädigung ; aber  statt  der  Umlage  gilt  bei 
uns  die  Kapitaldeckung.  Es  wird  daher  in  den  Einnahmen  das 
Deckungskapital  für  die  in  den  Auslagen  verzeichneten  Renten 
erscheinen  und  zwar  nicht  nur  in  dem  Deckungskapital,  welches 
vom  Vorjahre  übernommen  wird,  sondern  auch  in  den  Mitglieds- 
beiträgen. Während  also  die  Rechnungslegung  der  deutschen 
Genossenschaften  in  einem  einfachen  Ausweise  der  Zahlungen 
und  der  durch  das  Umlagev'erfahren  dafür  aufgebrachten  Summen 
besteht,  welche  primitiven  Angaben  (vor  Erreichung  des  Behar- 
rungszustandes) eigentlich  gar  kein  Urteil  über  Leistung  und  Ge- 
genleistung gestatten,  haben  wir  in  der  österreichi.schen  Betriebs- 
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rechnung  und  Bilanz  eine  versicherungstechnisch  vollendete  Rech- 
nungslegung vor  uns.  Es  wird  uns  interessieren , wie  gross 
das  Deckungskapital  zu  Anfang  und  zu  Ende  des  Jahres  war, 
wie  wir  es  für  die  Kenten  an  Hinterbliebene  und  an  daiiernd  Er- 
werbsunfähige , sowie  in  den  Reserven  für  vorübergehende  Er- 
werbsunfähigkeit in  Einnahmen  und  Ausgaben  verzeichnet  finden. 
Doch  kann  hier  auf  die  eigentlich  rechnerischen  Teile  des  Ge- 
winn- und  Verlustkontos  nicht  eingegangen  werden.  Vom  sta- 
tistischen Standpunkte  haben  wir  Folgendes  zu  bemerken.  Neben- 
sächlicher sind  die  Einnahmen  von  den  nach  § 57  und  58  U.G. 
gestatteten  Privatinstituten  und  Berufsgenossenschaften , ebenso 
die  Einnahmen  und  Ausgaben  hinsichtlich  der  Privat-Versicherungs- 
anstalten  nach  § 61  U.G.  Mehr  Bedeutung  haben  die  Kosten 
der  Unfallserhebungen,  sowie  die  allgemeinen  Vcrwaltungsauslagen. 
Das  Wichtigste  werden  aber  immer  die  ausgezahlten  Entschädi- 
gungsbeiträge bleiben.  Wir  verweisen  der  Kürze  halber  bezüg- 
lich der  einschlägigen  Bestimmungen  des  Gesetzes  auf  unsere 
früheren  Arbeiten,  ln  den  z\usgaben  der  Betriebsrechnung  finden 
wir  die  Entschädigungsbeträge  ')  in  folgender  Weise  unterschie- 
den ; a)  Beerdigungskosten ; b)  Rentenzahlungen  an  Hinterbliebene 
(Witwen,  Kinder,  Aszendenten);  c)  an  dauernd  Enverbsunfähige ; 
d)  an  vorübergehend  Erwerbsunfähige;  e)  Abfertigungen  an  Wit- 
wen , welche  sich  wieder  verehelicht  haben,  sowie  Kapitalsaus- 
zahlungen nach  § 41  und  42  U.G.  (die  einzigen  P'älle  der  fakul- 
tativen Kapitalsentschädigung).  Punkt  a)  und  e)  wollen  wir  gleich 
vorwegnehmen.  Sie  betreffen  zweifelsohne  Auslagen,  welche  »im 
Jahrec  und  zugleich  »für  das  Jahrt  gemacht  wurden  und  daher 
mit  der  Anzahl  der  betroffenen  Individuen  in  Vergleich  gebracht 
werden  können.  Ganz  anders  die  Renten.  Es  ist  klar,  dass  trotz 
der  Kapitalsdeckung  diese  Entschädigung.sbeträge,  da  wir  eben 
keine  Kapitalsentschädigung  haben,  ihren  Ursprung  nicht  nur  im 
Rechnungsjahre  haben.  Wenn  wir  die  beiden  Arten  der  Renten 
nicht  scheiden,  haben  wir  trotz  unserer  so  sehr  vervollkommneten 
Verrechnung  dieselbe  Verwirrung  der  statistischen  Ergebnisse, 
wie  in  Deutschland , wo  sowohl  die  Zahl  der  Renten , wie  die 
Summe  der  Renten  von  Anfang  an  in  allen  Jahren  mitgeschleppt 
wird.  Nachdem  die  Gebarungsrechnung  ohnedies  nicht  die  sta- 

l)  Die  »Kosten  des  Heilverfahrensc  der  deutschen  Ausweise  entfallen  bei  der 
österreichischen  Unfallvcfsicherung. 

Archiv  fltr  toe.  O^etrgbit  <>•  Statistik  W(.  i.  8 
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tistischen  Mitteilungen  erschöpfen  kann , die  für  uns  hoffentlich 
nicht  nur  als  Brosamen  abfallen  werden  (die  Zahl  der  Rentner 
kommt  ja  darin  gar  nicht  vor),  so  ist  der  Wunsch  nicht  verspätet, 
dass  auch  die  Angaben  über  die  Entschädigungen,  welche  man 
entweder  mit  dem  Unfallszählblatte  verbinden  oder  separat  er- 
fassen ')  kann , möglichst  ausführlich  und  nach  dem  Jahre  der 
Begründung  des  Anspruches  geschieden  nachgewiesen  werden 
mögen.  Durch  einen  glücklichen  Entwurf  der  Zählblätter  und  der 
Konzentrationsformulare  Hesse  sich  ja  für  die  Zukunft  ohne  viele 
Mühe  so  Erspriessliches  erreichen  1 Ein  kleiner  Fehler  wird  immer 
noch  bleiben  durch  die  am  Schlüsse  des  Jahres  noch  nicht  fest- 
gestellten, wenngleich  angemeldeten  Entschädigungen.  Aber  auch 
dieser  Hesse  sich  eliminieren,  und  er  ist  an  sich  verschwindend, 
wenn  wir  nur  die  Fehler  der  deutschen  Statistik  vermeiden.  VV’ir  soll- 
ten die  Vorzüge  unserer  Versicherungstechnik  auch  statistisch  zu 
verwerten  verstehen. 

Wenn  wir  nach  dem  Gesagten  das  Horoskop  für  die  Zukunft 
der  sozialen  Statistik  auf  Grund  der  österreichischen  Unfallver- 
sicherung stellen,  so  müssen  wir  vor  allem  gestehen,  dass  sowohl 
die  Erfahrungen  und  Fehler,  welche  in  Deutschland  gemacht  wur- 
den, als  auch  die  Vorzüge  der  Organisation  und  Technik  der  öster- 
reichischen sozialen  Versicherung  Resultate  erwarten  lassen  würden, 
welche  jene  der  deutschen  Genossenschaften  überflügeln.  Wir  wollen 
unser  Urteil,  ob  die  bisherige  V^erwaltungsthätigkeit  diese  Erwar- 
tungen zu  erfüllen  scheint,  erst  abgeben,  wenn  wir  im  zweiten 
Teile  dieser  Arbeit  die  Krankenversicherung  betrachtet  und  da- 
mit den  Organismus  der  sozialen  Versicherung  als  Ganzes  ins  Auge 
gefasst  haben  werden.  V'orläufig  sei  nur  erwähnt,  dass  trotz  der 
vielen  Fehler,  welche  ja  jeder  jungen  Institution  anhaften,  bis 
heute  schon  eine  grosse  und  mühevolle  Arbeit  geleistet  wurde, 
welche  hoffentlich  auch  für  die  Sozialstatistik  einige  Früchte  ab- 
werfen wird. 

i)  Die  Auszahlung  wird  ja  (die  Fälle  der  Leistung  an  die  Krankenkasse  aus- 
genommen) durch  die  Checks  der  Slaatssparkasse  vermittelt,  wie  wir  dies  schon  im 
Jahre  1885  für  Oesterreich  befürwortet  haben.  Vgl.  »Unfallversicherungsgesettt  S.  89. 
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DIE  FABRIKINSPEKTION  IN  FRANKREICH. 

VON 

RAOUL  JAY, 

PROFESSOR  AN  DER  RECHTSFAKULTAT  IN  GRENOBLE. 

^Dort,  wo  die  Inspektion  fest  organisiert  ist,  wird  das  Ge- 
setz ausgeführt,  richtet  sich  die  Industrie  darauf  ein  und  wird  der 
Fortschritt  Thatsache;  dagegen  bleibt  dort,  wo  die  Inspektion 
keine  genau  umschriebene  und  definitive  Stellung  hat , wo  sie 
nicht  einen  besonderen  Verwaltungskörper  bildet,  das  Gesetz  un- 
ausgeführt, seine  Durchführung  zögernd,  schwankend  und  unwirk- 
sam ')|c  Die  Geschichte  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  Frank- 
reich kann  als  ein  Beweis  mehr  für  jene  Wahrheit  betrachtet 
werden,  welche  Herr  Tallon  in  den  citierten  Sätzen  aussprach. 

Das  Gesetz  vom  22.  März  1841  war  der  erste  Versuch , der 
in  Frankreich  gemacht  wurde,  den  in  der  Industrie  verwendeten 
Kindern  einen  allgemeinen  Schutz  zu  sichern.  Ausgezeichnete 
Männer,  von  denen  ich  nur  Cousin,  Rossi , de  Gliando,  Jussieu, 
Cochin,  Renouard  nennen  will , hatten  sich  an  den  langen  und 
interessanten  Arbeiten  des  Parlaments,  die  der  Votierung  dieses 
Gesetzes  vorausgingen , lebhaft  beteiligt.  Seine  wichtigsten  Be- 
stimmungen sind ; Beschränkung  der  Arbeitszeit  für  Kinder  auf 
8 Stunden  bis  zum  zwölften  Lebensjahre;  auf  12  Stunden 
bis  zum  sechzehnten  Jahre ; Verbot  der  Nachtarbeit  für  die 
geschützten  Kinder , besondere  Fälle  ausgenommen ; absolutes 
Verbot  der  Arbeit  an  Sonn-  und  Festtagen. 

Leider  unterliessen  es  die  Gesetzgeber  damals , eine  ernst- 
hafte Inspektion  zu  organisieren,  und  die  Sorge  dafür  wurde  der 
Regierung  überlassen.  Der  Artikel  10  des  neuen  Gesetzes  be- 
stimmte; »Die  Regierung  wird  Inspektoren  zur  Durchführung 

1)  Bericht  von  Herrn  Tallon,  Mitglied  der  Nationalversammlung,  vorgelegt  in 
der  Sitzung  vom  it.  Mai  1872.  Annales  de  TAssembl^e  nationale.  T.  (I.  annexes 
p.  167. 
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dieses  Gesetzes  bestellen.!  ln  der  That  erfährt  man,  dass  in  den 
nun  folgenden  Jahren  ministerielle  Rundschreiben  den  Inspektions- 
dienst nacheinander  übertrugen  an;  Lokale  Kommissionen,  die 
Inspektoren  des  Elementarunterrichts,  die  Kontrolleure  der  Masse 
und  Gewichte,  die  Bergwerksingenieure  *).  Diese  wiederholten 
Aenderungen  hatten  kein  günstiges  Resultat.  Inzwischen  ent- 
schliessen  sich  die  Generalräte  einiger  Departements  (Seine,  Nord. 
Seine  Införieure)  einen  eigenen  Inspektor  zu  ernennen , aber  ihr 
Beispiel  findet  keine  Nachahmung.  Im  Jahre  1847  erklärt  Herr 
Ch.  Dupin  in  der  Pairskammer;  »Nach  sechs  Jahren  Geltung 
müssen  wir  sagen,  dass  das  Gesetz  gescheitert  ist;  erst  wurde  es 
einigermassen  durchgeführt,  dann  immer  weniger  und  weniger, 
schliesslich  wurde  es  für  undurchführbar  erklärt,  weil  wir  es  ver- 
säumt haben,  ein  wirksame  und  unabhängige  Inspektion  einzu- 
setzen.« 

Der  Nationalversammlung  gebührt  der  Ruhm  durch  das  Ge- 
setz vom  19.  Mai  1874  die  i'abrikinspektion  in  Frankreich 
wirklich  organisiert  zu  haben.  Wir  wollen  zunächst  die  Grund- 
sätze dieser  Organisation  darlegen  und  hierauf  untersuchen,  wie 
sie  in  den  nun  verflossenen  fünfzehn  Jahren  gewirkt  hat,  welche 
Mängel  sie  gezeigt  hat,  welcher  Reformen  sie  bedarf 

L 

Die  heutige  Organisation  der  französischen  Fabrikinspektion 
umfasst  die  Inspektoren  der  Lokalkommi.ssionen  und  eine  Obere 
Kommission  (Commission  superieure). 

Die  Inspektoren.  Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  Be- 
zirksinspektoren (Inspecteurs  divisionnaires)  und  Departe- 
ments-Inspektoren (Inspecteurs  departementaux).  Sprechen 
wir  zunächst  von  den  ersteren. 

Der  Artikel  16  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1874  bestimmt ; 
Um  die  Auslührung  ries  gegenwärtigen  (iesetzes  zu  sichern,  wer- 
den 15  Bezirksinspektoren  ernannt  werden.  Seither  hat  das  Ge- 
setz vom  16.  Februar  1883  , welches  die  Befugni.sse  der  Bezirks- 
inspektoren erweiterte,  der  Regierung  gestattet,  auch  deren  Zahl 
zu  vermehren.  Das  Dekret  vom  27.  März  1885  hat  diese  Zahl 
von  15  auf  21  erhöht.  Jeder  dieser  Inspektoren  hat  seinen  Sitz 
und  ubt  seinen  Aufsichtsdienst  in  einem  tler  21  durch  das  citiertc 

l)  Taljon  a.  a.  O. 
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Dekret  von  1885  umschriebenen  Amtsbezirke.  Die  Inspektoren 
werden  von  der  Regierung  ernannt  und  zwar  auf  Grund  einer 
von  der  Oberen  Kommission  in  Vorschlag  gebrachten  Liste,  welche 
drei  Kandidaten  für  jede  erledigte  Stelle  enthält.  Es  werden  aus- 
schliesslich solche  Hewerber  zugelassen , welche  den  Titel  eines 
Staatsingenieurs  oder  das  Diplom  eines  Zivilingenieurs  besitzen, 
diplomierte  Eleven  der  ICcole  centrale  des  arts  et  mötiers  so- 
wie der  Bergbauschulen,  sodann  Personen,  welche  während  min- 
destens 5 Jahren  industrielle  Betriebe  mit  wenigstens  lOO  Arbei- 
tern geleitet  haben  und  schliesslich  jene,  welche  durch  mindestens 
drei  Jahre  als  In.spektoren  der  Kinderarbeit  funktioniert  haben. 
Diese  letzte  Bestimmung  ermöglichte  es , bei  der  neuen  Organi- 
sation mehrere  Dcpartementalinspektoren  zu  verwenden , die  be- 
reits vor  dem  Gesetze  von  1874  Inspektionsdienste  geleistet.  Seit- 
her rekrutiert  sich  das  Inspektionspersonal  hauptsächlich  aus  den 
Ingenieuren,  die  aus  der  Ivcole  centrale  des  arts  et  mötiers  in 
Paris  hervorgehen  ').  Herr  Lambert  hatte  verlangt,  dass  man  die 
Liste  der  zur  Bewerbung  zugelassenen  auch  auf  Doktoren  der 
Medizin,  die  eine  gewisse  Zahl  von  Jahren  praktiziert  haben,  aus- 
dehne. Aber  der  Antrag  wurde  in  der  Nationalversammlung  ab- 
gelehnt *).  Die  Bezirksinspektoren  werden  vom  Staate  angestellt 
und  bezahlt  und  unterstehen  dem  Ministerium  für  Handel  und 
Gewerbe.  Die  parlamentarische  Kommission  der  Nationalversamm- 
lung hatte  die  Einsetzung  eines  Generalinspektors  vorgeschlagen, 
der  den  gesammten  Inspektionsdienst  zu  überwachen  und  zu  lei- 
ten hätte  und  den  Verkehr  zwischen  Handelsministerium  und  In- 
spektoren vermitteln  sollte.  Aber  die  Nationalversammlung  lehnte 
auch  diesen  Antrag  ab  •). 

Bis  zum  Jahre  1883  war  es  die  einzige  Aufgabe  der  Inspek- 
toren, die  Durchführung  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1874  zu  sichern. 
Dieses  Gesetz  trägt  den  Titel:  Gesetz  über  die  Arbeit  der  Kin- 
der und  minderjährigen  Mädchen  (Loi  sur  le  travail  des  enfants 
et  des  filles  mineures).  Die  Bezeichnung  ist  übrigens  zu  enge, 
denn  eine  seiner  Bestimmungen  bezieht  sich  auch  auf  erwachsene 
weibliche  Personen.  Der  Artikel  7 nämlich  verbietet  die  Ver- 
wendung von  Frauen  überhaupt  zu  Arbeiten  unter  Tage  in 
Berg-  und  I liittenwcrken,  Steinbrüchen  etc.  Das  Gesetz  von  1874 

1)  Tal  Ion,  Manviel  prati<iuc  et  Commcniairc  de  la  loi  du  19  mai  iJ^74,  p.  377- 

2)  Sitiun^  vom  i<j.  Mai  1874. 

5)  Sitzua^;  vom  8.  Februar  1873. 
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bezeichnet  als  »Kinder«  alle  jene  Personen,  welche  das  sech- 
zehnte Lebensjahr  noch  nicht  erreicht  haben.  Im  Prinzip 
sollen  Kinder  unter  12  Jahren  zur  industriellen  Arbeit  nicht  zu- 
gelassen w'erden.  Jedoch  können  ausnahmsweise  Kinder  schon 
vom  IO.  Jahre  an  in  vierzehn  Industriezweigen  verwendet  wer- 
den, welche  durch  die  Reglements  d'adminislration  publique  vom 
27.  März  1875  und  i.  März  1877  bestimmt  sind.  Vom  10.  bis  zum 
12.  Jahre  dürfen  Kinder  nicht  länger  als  6 Stunden,  vom  12.  bis 
zum  16.  Jahre  nicht  länger  als  12  Stunden  zur  Arbeit  verwendet 
werden.  Die  Arbeit  an  Sonn-  und  Festtagen  wie  auch  die  Nacht- 
arbeit ist  den  Kindern  und  den  minderjährigen  Mädchen  unter- 
sagt, ausser  in  ganz  bestimmten  Ausnahmsfällen.  Das  Gesetz  von 
1874  enthält  noch  Bestimmungen , welche  die  Ordnung  und  Mo- 
ralität in  den  Arbeitslokalen  sichern  sollen  (Art.  10,  11,  15),  V'or- 
schriften  zum  Schutze  der  Gesundheit  der  jugendlichen  Arbeiter 
gegen  die  Gefahren,  welche  von  gewissen  Arbeitsprozessen  oder 
mangelhaften  Einrichtungen  der  Betriebe  herrühren  (Art.  12,  13, 
14,  welche  seither  durch  sehr  wichtige  Verordnungen  ergänzt 
wurden  '),  endlich  die  zwei  Artikel  8 und  9 , welche  den  Unter- 
richt der  jugendlichen  Arbeiter  regeln.  Diese  letzteren  Bestim- 
mungen haben  übrigens  grösstenteils  ihr  Interesse  verloren,  seit 
das  Gesetz  vom  28.  März  1882  über  den  obligatorischen  Elemen- 
tarunterricht in  Kraft  ist. 

Das  Gesetz  von  1874  bezieht  sich  auf  gewerbliche  Betriebe 
jeder  Stufenleiter,  soferne  sie  Kinder  oder  minderjährige  Mädchen 
(unter  21  Jahren)  zu  gewerblicher  Arbeit  verwenden,  also;  Ma- 
nufakturen, Fabriken,  Berg-  und  Hüttenwerke,  Bauplätze,  Werk- 
stätten u.  s.  w.  Jedoch  ist  die  Nachtarbeit  für  minderjährige 
Mädchen  nur  in  den  Fabriken  und  Manufakturen  untersagt. 

Das  Gesetz  vom  16.  F'ebruar  1883  hat  die  Befugnisse  der  In- 
spektionsbeamten erheblich  vermehrt  und  ihren  Wirkungskreis 
erweitert.  Die  Verhältnisse,  unter  welchen  das  geschah,  sind 
folgende. 

Vor  mehr  als  40  Jahren , am  9.  September  1848  hatte  die 
konstituierende  Nationalversammlung , welche  cs  damals  für  ge- 

l)  Siehe  die  Dekrete  vtun  13.  und  14.  Mai  1875,  2.  und  3.  Märt  1877,  22.  September 
1879,  31.  Oktober  und  3.  November  1882.  Siche  Louis  Rou(]uet,  travail  des 
enfants  et  des  filles  mineures  dans  I'industrie.  Herr  Bouijuet  ist  Büreauchef  im  Han- 
deUministerium  und  versieht  tugleich  das  Amt  eines  Sekretärs  der  Oberen  Kom- 
mission. 
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boten  hielt,  den  Forderungen  der  Arbeiter,  deren  Ausdruck  die 
Februarrevolution  gewesen  war,  in  irgend  einer  Weise  entgegen- 
zukomnien,  ein  Gesetz  angenommen , welches  den  Arbeitstag  in 
Manufakturen  und  Fabriken  auf  12  effektive  Arbeitsstunden  be- 
schränkte. Uebrigens  wurde  die  Regierung  ermächtigt,  im  Ver- 
ordnungswege jene  Ausnahmen  zu  bestimmen,  durch  welche  jene 
allgemeine  Bestimmung  wegen  des  Charakters  einzelner  Indu- 
strieen  oder  in  Fällen  der  vis  major  zu  durchbrechen  sei  ‘).  Das 
Gesetz  vom  9.  September  1848  bedrohte  jede  Verletzung  seiner 
Bestimmungen  mit  einer  Geldstrafe  von  5 — 100  Francs,  aber  es 
versäumte,  irgend  ein  System  der  Kontrolle  einzurichten.  Schon 
am  18.  September  1848  machte  ein  Zirkular  des  Handelsministers 
darauf  aufmerksam,  dass  das  Gesetz  keine  Bestimmung  darüber 
treffe,  in  welcher  Weise  die  Gesetze.sverletzungen  zu  konstatieren 
seien.  Diese  Lücke  hatte  zur  Folge,  dass  die  Uebertretungen 
des  Gesetzes  häufig  wurden,  und  dass  schliesslich  das  Gesetz 
von  1848  gar  nicht  mehr  zur  Anwendung  gelangte.  Als  der  Se- 
nat im  Jahre  1883  einen  Antrag  zurückwies,  der  eine  Regelung 
der  Arbeitszeit  in  Fabriken  und  Manufakturen  bezweckte,  glaubten 
einige  Deputierte,  dass  bis  die  Zeit  einer  radikaleren  Reform  ge- 
kommen sei , die  einfache  thatsächliche  Durchführung  des  Ge- 
setzes von  1848  bereits  eine  wahre  Wohlthat  für  die  Arbeiter- 
klasse bedeute.  Das  gab  die  Anregung  zum  Gesetz  vom  i6.  Fe- 
bruar 1883  ’). 

Nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  werden  die  Lokal- 
kommissionen und  die  nach  dem  Gesetz  vom  19.  Mai  1874  ein- 
gesetzten Inspektoren  der  Kinderarbeit  beauftragt , die  Anwen- 
dung des  Gesetzes  vom  9.  September  1848  über  die  Dauer  der 
Arbeitszeit  zu  überwachen.  Zugleich  wurde  die  Regierung  er- 
mächtigt, die  Zahl  der  Bezirksinspektoren  zu  vermehren.  So  er- 
streckt sich  die  Inspektion  heute  auf  zwei  bestimmte  Gruppen 
von  Betrieben;  l)  alle  industriellen  Arbeitsstätten,  was  immer  thr 
Charakter  sei , welche  Kinder  oder  minderjährige  Mädchen  be- 
schäftigen; 2)  Fabriken  und  Manufakturen  ’),  so  weit  sie  nicht  auf 

1)  Siche  die  Dckrcle  vom  17.  Mai  1851,  31.  Januar  1866,  3.  April  1885. 

2)  Bericht  der  Senatskommission,  erstattet  von  Herrn  Dauphlnot.  S.  Journal 
ufitciel  28.  Mär/  1883. 

3)  Welche  Betriebe  sind  nun  »Fabriken  und  Manufakturtmt  ? Ks  ist  sehr  .schwer, 
die  beiden  Termini  zu  definieren.  Allcrding.s  scheint  es,  dass  die  Inspektoren  in  der 
CraxLs  jene  Betriebe  als  dem  Gesetze  von  1848  unterworfen  betrachten,  welche  mehr 
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dem  Woge  der  Verordnung  der  Anwendung  des  Gesetzes  von 
1848  entzogen  sind. 

Die  Inspektoren  haben  eine  administrative  und  eine  richter- 
liche Funktion.  Unter  dem  administrativen  Gesichtspunkt  sind 
ihre  Befugnisse  folgende : Sie  haben  Zutritt  zu  den  Arbeitsstätten 
und  können  in  die  Arbeitsbücher,  Fabrikordnungen,  Verzeich- 
nisse etc.,  welche  durch  das  Gesetz  von  1874  vorgeschrieben  sind, 
F.insicht  nehmen;  sie  haben  jedoch  unter  Beihilfe  der  Lokalkom- 
mission die  Ursachen  der  Gesundheitswidrigkeit  festzustellen,  welche 
die  Etablissements  etwa  darbieten.  Bei  der  Ausübung  dieser  ver- 
schiedenen Pflichten  stehen  sic  unter  dem  Schutze  des  Artikels  28, 
welcher  eine  Geldstrafe  von  16  bis  lOO  Fr.  über  jene  Eigentümer 
von  Etablissements  und  solche  Arbeitgeber  verhängt,  welche  den 
Inspektor  in  der  Ausübung  seiner  Amtspflicht  behindern').  In  ihren 
richterlichen  Eigenschaften  nehmen  sie  amtliche  Protokolle  auf, 
welche  bis  zum  Nachweise  des  Gegenteils  Beweiskraft  haben. 
Diese  Protokolle  werden  in -zwei  Exemplaren  ausgefertigt,  deren 
eines  dem  Präfekten  des  Departements,  deren  anderes  an  den 
Gerichtshof  gesendet  wird.  Obwohl  übrigens  die  Gesetzgebung 
von  1874  die  Einsetzung  einer  besonderen  Inspektion  für  unum- 
gänglich notwendig  gehalten  hat,  hat  sie  das  Eingreifen  von  rich- 
terlichen Beamten  doch  keineswegs  ausschlicssen  wollen.  In  die- 
ser Hinsicht  sagt  der  letzte  Paragraph  des  Art.  18 ; >Durch  diese 
Anordnungen  werden  die  Bestimmungen  des  gemeinen  Rechtes 
nicht  aufgehoben , soweit  es  sich  um  Konstatierung  und  Verfol- 
gung der  Uebertretungen  dieses  Gesetzes  handelte.  Wir  fügen 
hinzu,  dass  in  Beziehung  auf  Arbeiten  unter  Tage  die  Gesetzes- 
verletzungcn  auch  von  den  Aufsehern  und  Inspektoren  der  Berg- 
werke konstatiert  werden  können  (Art.  18,  t;  3.).  Nach  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  von  1874  haben  die  Bezirksinspektoren 
alljährlich  an  die  Obere  Kommission  Bericht  zu  erstatten.  Seit 
zwei  Jahren  (1888  und  1889)  werden  diese  Berichte  auszugsweise 
veröffentlicht  und  zwar  im  Anhänge  zu  dem  Berichte  der  Oberen 
Kommission  an  den  Präsidenten  der  Republik.  Ein  Rundschrei- 
ben des  Handelsministers  vom  15.  Februar  1884  legt  den  Inspek- 

als  20  Arbeiter  beschäftigen  oder  einen  mechanischen  Motor  verwenden.  Siehe  Be- 
richte der  Inspektoren  1S89,  p.  25  und  44. 

l)  S.  über  die  Befugnis.se  der  Inspektoren : Nüsse  et  P^rin , Commentairc  de  la 
loi  du  19.  Mai  1S74,  p.  7. 
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toren  überdies  die  Pflicht  auf,  vierteljährlich  an  das  Ministerium, 
dem  sie  unterstehen,  zu  berichten  '). 

Neben  den  Bezirksinspektoren  besteht  heute  auch  eine  An- 
zahl von  Departements-Inspektoren.  Nach  dem  Gesetze  von  1874 
hat  der  Generalrat  jedes  Departements  das  Recht,  einen  beson- 
deren Inspektor  zu  ernennen , dessen  Kosten  das  Departement 
zu  tragen  hat.  Diese  Inspektoren  haben  dieselben  Befugnisse, 
wie  die  Bezirksinspektoren , haben  aber  unter  der  Leitung  der 
letzteren  zu  arbeiten. 

Einzelne  Generalräte  haben  von  dem  Rechte,  das  ihnen  das 
Gesetz  gibt,  mit  Erfolg  Gebrauch  gemacht.  Der  Generalrat  des 
Seinedepartements  hat  die  Summe  von  130  450  Fr.  ins  Budget 
gestellt , welche  ihm  ermöglichte  einen  vollständigen  Dienst  von 
27  Inspektoren  und  Inspektorinnen  zu  schaffen.  Ausserdem  haben 
noch  weitere  13  Departements  spezielle  Inspektoren  ernannt ; 
sechs  haben  sich  damit  begnügt,  die  Departements-Inspektionen 
den  Schul-Inspektoren  zu  übertragen 

L o k a 1 k o m m i s s i o n e n und  Obere  Kommission.  Das 
Gesetz  von  1874  schreibt  die  Bildung  von  Lokalkommissionen 
und  einer  Oberen  Kommission  vor  zu  dem  Zwecke , die  Inspek- 
toren zu  Unterstützen  und  zu  überwachen.  Die  Lokalkommissionen 
wurden  im  Jahre  1874  nicht  erst  neu  geschaffen , sondern  die 
Regierung  hatte  bereits  früher  versucht,  die  Durchführung  des 
Gesetzes  von  1848  mit  Hilfe  von  Komitees  zu  sichern,  die  sie  aus 
wohlwollenden  Leuten  zusammensetzte.  Aber  dieser  Versuch 
hatte  wenig  Erfolg  gehabt.  Die  Mitglieder  dieser  Lokalkom- 
missionen waren  es,  von  denen  Jules  Simon  schrieb  ; »Sie  voll- 
ziehen matt  und  schläfrig  die  Funktionen  ihres  unbezahlten  Amtes«*). 
Die  Gesetzgebung  von  1874  musste  anerkennen , was  die  Er- 
fahrung liewiesen  hatte , dass  nämlich  die  Inspektion  nicht  ganz 
den  Lokalkommissionen  anvertraut  werden  dürfe,  sollte  sie  nicht 
unwirksam  werden  ; jedoch  hielt  sic  ihre  Mitwirkung  für  nützlich. 
»Es  ist  wesentlich«,  sagte  Herr  Talion  in  seinem  Bericht,  »den 
Geist  der  Arbeiterbevölkerung,  die  industriellen  Sitten  und  Ge- 
bräuche mit  dem  Gefühle  der  Nützlichkeit  dieses  Gesetzes  zu 
durchdringen;  und  diese  Aufgabe  wird  dem  moralischen  Einflüsse 
und  der  Macht  der  Ueberzeugung  besser  gelingen , als  strengen 

1)  Siehe  L.  Buixjuet,  1.  c.  p.  258. 

2)  Siehe  Rapport  la  Commission  Supciicure  vom  3.  April  18S9,  p.  12. 

3)  J.  Simon,  L’ouvrier  de  huU  ans. 
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Massregeln.«  Und  er  fährt  fort:  »Andererseits  werden  die  Kom- 
missionen eine  Kontrolle  des  Inspektionsdienstes  üben , deren 
Nützlichkeit  unverkennbar  ist;  sie  werden  die  Inspektion  ergänzen, 
welche  anfänglich  ihrer  ungeheuren  Aufgabe  nicht  wird  genügen 
können  t Man  sieht,  es  wurde  den  I.okalkommissionen  ein  Kreis 
»rein  moralischer  und  beratender  Funktionent  zugewiesen,  wie 
derselbe  Berichterstatter  sich  ausdrückt.  Die  Ausführung  des  Ge- 
setzes zu  überwachen  und  den  Inspektionsdienst  zu  kontrollieren,  das 
ist  ihre  Aufgabe.  Zu  diesem  Behufe  gibt  ihnen  das  Gesetz  das 
Recht,  Werkstätten  und  Fabriken  zu  besuchen  und  sich  dabei 
von  einem  Arzte  begleiten  zu  lassen.  Sie  haben  an  den  Prä- 
fekten über  den  Stand  des  Inspektionsdienstes  und  über  die  Durch- 
führung des  Gesetzes  zu  berichten ; diese  Berichte  werden  dann 
dem  Ministerium  und  der  Oberen  Kommission  mitgcteilt. 

Der  Generalrat  jedes  Departements  bestimmt  die  Anzahl  der 
Lokalkommissionen  und  ihre  Sprengel ; er  soll  zum  mindesten 
eine  für  jedes  Arrondis,semenl  lestsetzen.  Die  I.okalkommissionen 
setzen  sich  aus  mindestens  5 und  höchstens  7 Mitgliedern  zu- 
sammen, die  der  Präfekt  auf  Grund  einer  vom  Generalrat  vorge- 
legten Präsentationsliste  ernennt.  Ihre  F'unktionsdauer  beträgt 
5 Jahre,  jedoch  können  die  ausscheidenden  .Mitglieder  wieder 
ernannt  werden.  Das  Gesetz  empfiehlt,  in  jede  Kommission  nach 
Möglichkeit  aufzunehmen : einen  Staats-  oder  Zivilingenieur,  einen 
Schulinspektor  und  in  den  Bergwerksdistrikten  einen  Bergingenieur. 
Die  Mitglieder  der  Kommission  sind  als  solche  nicht  besoldet. 
Der  Generalrat  des  Seinedepartements  fasste  am  8.  Juni  1878  den 
Beschluss,  eine  Obere  Departements-Kommission  zu  ernennen, 
welche  die  Anwendung  des  Gesetzes  im  ganzen  Departement 
zu  überwachen  habe.  Diese  Departementskommission  entbehrt, 
da  sie  im  Gesetz  von  1874  nicht  vorgesehen  ist,  gewissermassen 
der  gesetzlichen  Grundlage ; gleichwohl  leistet  sie  die  erspriess- 
lichsten  Dienste  und  die  Berichte,  welche  in  ihrem  Namen  er- 
stattet werden  '),  sind  eine  fjuellc  der  wichtigsten  Daten.  End- 
lich hat  das  Gesetz  von  1874  dem  Handelsminister  eine  Obere 
Kommission  beigegeben  , deren  Aufgabe  es  ist ; erstens  für  die 
gleichförmige  und  wach.same  Durchführung  des  Gesetzes  zu  sor- 
gen; zweitens  ihr  Gutachten  über  die  zu  erlassenden  V^erordnungen 


I)  Siehe  Rapport  tle  Tin-spcpieur  «Ic  la  |cre  circoivvcripiion  en  i88H  und  and*‘re. 
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und  überhaupt  über  alle  die  geschützten  Arbeiter  betreffenden 
Kragen  abzugeben.  Wie  wir  gesehen  haben , stellt  die  Obere 
Kommission  auch  die  Präsentationslisten  für  die  Krnennung  der 
Bezirksinspektoren  fest.  Auch  die  Mitglieder  dieser  Kommission 
üben  ihr  Amt  unentgeltlich  aus.  Sie  werden  vom  Präsidenten 
der  Republik  ernannt.  Alljährlich  referiert  der  Präsident  der 
Kommission  an  den  Präsidenten  der  Republik  in  einem  General- 
bericht über  die  Resultate  der  Inspektion  , welcher  im  Journal 
officiel  veröffentlicht  wird.  Die  Sammlung  dieser  Berichte  bildet 
eine  wertvolle  Geschichte  der  Bestrebungen , die  Durchführung 
der  Arbeiterschutzgesetzgebung  zu  sichern. 

Die  Organisation,  deren  Grundzüge  wir  dargelegt  haben,  be- 
steht nun  15  Jahre.  Wie  hat  sie  gewirkt?  Welches  Urteil  ver- 
dient sie?  Diese  Fragen  lassen  eine  bestimmte  Antwort  zu.  Wir 
werden  zu  diesem  Zwecke  nicht  nur  die  Jahresberichte  der  Obe- 
ren Kommission,  die  Berichte  der  Kommission  des  Seinedeparte- 
ments, die  Berichte  der  Arbeitsinspektoren  von  1888  und  1889 
zu  berücksichtigen  haben , sondern  ebenso  eine  vom  Handels- 
ministerium veranstaltete  Enquete,  und  die  Berichte  und  Debatten 
des  Parlamentes , welche  durch  die  Reform  des  Gesetzes  vom 
Jahre  1874  hervorgerufen  wurden.  Seit  einigen  Jahren  gingen 
zahlreiche  Anträge  von  der  Initiative  des  Parlaments  und  zwar 
von  den  politisch  entgegengesetztesten  Seiten  desselben  aus  und 
hatten  die  Wirkung,  die  Frage  einer  Reform  der  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung auf  die  Tagesordnung  zu  setzen. 

Am  24.  März  1884  ergriff  der  Handelsminister  die  Initia- 
tive zur  Veranstaltung  einer  Enquete  behufs  Aufklärung  darüber, 
welche  Aenderungen  der  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen 
wünschenswert  seien.  Bei  dieser  En<|uete  wurden  alle  Kör- 
perschaften vernommen,  welche  den  Handel  und  die  Industrie 
F'rankreichs  repräsentieren.  Nach  ihrer  Beendigung  legte  am 
3.  November  1886  die  Regierung  einen  Gesetzentwurf  zur  Re- 
vision des  Gesetzes  von  1874  vor.  Die  Kommission  der  Depu- 
tiertenkammer, welche  die  Regierungsvorlage,  sowie  die  Anträge, 
welche  aus  der  Initiative  des  1‘arlaments  herv«>rgegangcn  waren, 
zu  prüfen  hatte,  beendigte  ihre  /\rbeit  mit  dem  Jahre  1887.  Am 
19.  Dezember  erstattete  Herr  Waddington  seinen  Bericht.  Am 
19.  Juni  1888  und  am  5.  F'ebruar  1889  votierte  die  Kammer  in 
erster  und  zweiter  Eesung  und  mit  nur  geringen  Abweichungen 
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den  Vorschlag  der  Kommission  *).  Der  Senat  seinerseits  ge- 
nehmigte am  5.  Juli  und  29.  November  1889  einen  Entwurf,  der 
ebenfalls  das  bisherige  Gesetz  änderte,  aber  von  dem  Beschlüsse 
der  Deputiertenkammer  erheblich  abwich.  Es  ist  zu  befürchten, 
dass  nicht  so  bald  eine  Uebereinstimmung  zwischen  den  beiden 
Kammern  zu  erzielen  sein  wird.  Während  dieser  langen  Ver- 
handlungen wurden  alle  die  Inspektion  betreffenden  Fragen  wieder- 
holt berührt  und  die  dabei  gemachten  Bemerkungen  und  daraus 
abgeleiteten  Schlüsse  sind  nach  mehr  als  einer  Richtung  sehr 
belehrend. 


II. 

Die  Dienste,  welche  die  Inspektoren  geleistet,  sind  unläug- 
bar.  Wenn  das  Gesetz  von  1874  kein  todter  Buchstabe  geblieben, 
so  ist  das  ihnen  geschuldet.  Seit  1875  hat  sich  ihre  Thätigkeit 
in  der  fruchtbringendsten  Weise  entwickelt.  Die  folgende  Ta- 
belle , welche  ich  dem  letzten  Berichte  der  t Jberen  Kommission 
entnehme,  zeigt,  dass  die  Zahl  der  besuchten  Betriebe  von  Jahr 
zu  Jahr  steigt,  um  endlich  bei  der  bedeutenden  Ziffer  von  65  oexD 
Besuchen  im  Jahre  anzulangen. 


Jahr  Zahl  der  besuchten  Betriebe 

1876  IO  041 

1877  '3  U4 

1878  >3  694 

1S79 29  888 

1880  . . . • 31 927 

1S81 36  767 

1882  46  314 

1883  47  617 

1884  48817 

1885  60  810 

‘886  63  373 

1SS7 65  398 

1888 65  259  >). 


Es  ist  übrigens  von  Interesse  zu  bemerken , dass  die  Zahl 
der  geschützten  Kinder  und  minderjährigen  Mädchen,  welche  in 
den  besuchten  Betrieben  gefunden  wurden , nicht  in  demselben 
Verhältnis  wächst,  wie  die  der  besuchten  Betriebe  selbst. 

1)  Ueber  diese  parlamentarischen  .\rbeiten  siehe;  Raoul  Jay,  In  reforme  de  la 
loi  de  1874  devant  la  chambre  des  depules.  In  Lois  nouvellcs,  1889,  .Vr.  12. 

2)  Bericht  der  Oberen  Kommission  vom  3.  April  18.89,  p. 
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Jahr 

Zahl  0er  vorecfumicncn  Kimier 
und  mimlerjahrigen  Mädchen 

Auf  einen  Betrieb 
entfallen  also: 

1876 

119  462 

11.89 

1877 

118365 

9.02 

1878 

U3  53' 

8.29 

1879 

130948 

3:55 

1880 

172  848 

5-4I 

1881 

185  186 

im 

1882 

203  909 

4.40 

18S3 

215  (Xil 

4-47 

1884 

■9.3258 

i25 

1885 

240778 

396 

1886 

2ofi  QIQ 

i42 

1887 

218  006 

.3.33 

1888 

241  761 

3.70 

Man  sieht  in  gewissen  Jahren  fallt  die  Zahl  der  Vorgefunde- 
nen geschützten  Personen  , obwohl  die  Zahl  der  besuchten  lita- 
blissements  steigt.  Das  Verhältnis  zwischen  Zahl  der  Betriebe 
und  Zahl  der  geschützten  Personen  ist  ein  fast  regelmässig  fallen- 
des, mit  Ausnahme  des  Jahres  1888,  wo  eine  bestimmte  Ursache, 
welche  wir  gleich  nennen  werden  und  die  voraussichtlich  vorüber- 
gehender Natur  ist,  ein  An.steigen  bewirkte. 

Wie  der  Bericht,  welchem  wir  diese  Daten  entnehmen,  her- 
vorhebt , erklärt  sich  diese  Thatsache  aus  dem  Umstande , dass 
die  Besuche  der  Inspektoren  naturgemäss  zunächst  den  grossen 
Etablissements  gewidmet  waren , welche  viele  Arbeiter  und  im 
allgemeinen  auch  viele  Kinder  und  minderjährige  Mädchen  be- 
schäftigen. F‘>st  nach  und  nach  kamen  die  Betriebe  von  ge- 
ringerer Bedeutung  an  die  Reihe,  Heute  umfasst  das  Verzeichnis 
der  besuchten  Etablissements  Betriebe  jeder  Stufenleiter,  von  der 
Werkstatt,  die  nur  ein  Kind  beschäftigt,  bis  zur  grossen  Fabrik  mit 
Tausenden  von  Arbeitern ').  Im  letzten  Jahre  öffneten  sich  den  In- 
spektoren dieThore  zahlreicher P'tablissements,  die  ihnen  bis  dahin 
verschlossen  geblieben  waren.  Schon  eine  Pmtscheidung  des 
Kassationshofes  vom  RL  Februar  1881,  deren  Bedeutung  übrigens 
meiner  Ansicht  nach  seltsam  überschätzt  wurde,  ging  dahin,  dass 
die  Werkstätten,  welche  von  Wohlthätigkeitsinstituten  eingerichtet 
waren,  der  Inspektion  unterstellt  wurden.  Die  Regierung  trug 
der  Situation  Rechnung.  Sie  liess  am  liL  März  t88i  von  der 
Depuliertenkammer  ein  Gesetz  votieren,  welches  ausdrücklich 


^ Rapport  de  la  Commi.s.sion  siip^rieare  du  ^ Avril  1889 
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den  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1874  unterstellt:  »Die  Wohl- 
thätigkeits-  und  Erziehungsinstitute,  die  Arbeitshäuser  für  Waisen- 
kinder, die  Armenwerkstätten,  und  überhaupt  alle  derartigen  Eta- 
blissements, welche  Kinder  oder  minderjährige  Mädchen  zur  in- 
dustriellen Arbeit  verwenden,  zu  welchen  Zwecken  immer  das 
auch  geschehe,  und  selbst  wenn  das  Arbeitsprodukt  der  Wohl- 
thätigkeit  oder  die  Arbeit  selbst  der  gewerblichen  Erziehung  des 
Kindes  dienen  solle«.  Aber  das  Ende  der  Legislaturperiode  kam 
heran,  ohne  dass  der  Senat  sich  über  den  Vorschlag  geäussert 
hätte.  Da  löste  eine  zweite  Entscheidung  des  Kassationshofes 
vom  2.  August  1888  die  Zweifel,  welche  die  erste  hätte  noch 
bestehen  lassen  können  '),  Der  Bericht  der  Oberen  Kommission 
konstatiert,  dass  im  Laufe  des  Jahres  1888  fast  alle  diese  VVohl- 
thätigkeitsanstalten  inspiziert  wurden , und  dass  die  Inspektoren 
mit  seltenen  Ausnahmen  stets  gut  aufgenommen  wurden.  Die 
Zahl  der  Kinder  und  minderjährigen  Mädchen,  die  in  diesen  zum 
erstcnmale  inspizierten  Anstalten  vorgefunden  wurden , bewirkt 
die  unbedeutende  Steigerung  der  Verhältnisziffer  zwischen  den 
durch  das  Gesetz  von  1874  geschützten  Personen  und  der  Zahl 
der  besuchten  Betriebe.  Nach  einer  allerdings  noch  unvollstän- 
digen Statistik  beträgt  die  Zahl  dieser  Arbeitshäuser  oder  Armen- 
Werkstätten  für  ganz  Frankreich  1062;  die  Gesamtzahl  der  dort 
beschäftigten,  durch  das  Gesetz  von  1874  geschützten  Personen 
43378;  darunter  4624  Kinder  unter  12  Jahren;  13574  Kinder 
von  12  bis  15  Jahren;  5887  von  15  — 16  Jahren;  12293  minder- 
jährige Mädchen  von  16  bis  21  Jahren“).  Wir  bemerken  noch, 
dass,  wie  aus  den  Inspektionsberichten  hervorgeht,  nur  ein  ein- 
ziges Mal  ein  Protokoll  mit  den  Direktoren  oder  dem  Direktorium 
dieser  Anstalten  aufzunehmen  war.  Und  auch  diese  einzige  An- 
zeige, welche  gegen  die  Leiterin  eines  Arbeitshauses  gemacht 
wurde , die  dem  Inspektor  den  Zutritt  verweigert  hatte , wurde 
zurückgezogen,  als  sich  später  der  Inspektor  überzeugen  konnte, 
dass  in  der  Anstalt  alle  Vorschriften  des  Gesetzes  von  1874 

1)  Diese  Entscheidung  fussl  auf  dem  Prinzip,  dass  die  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes nur  dann  nicht  auf  Wohlthätigkeitsanstalten  Anwendung  finden  könnten,  wenn 
diese  Anstalten  ausschliesslich  dazu  dienen,  den  Kindern  fachlichen  Unterricht  und 
Erziehung  zu  bieten,  und  wenn  die  dort  ausgeführte  Arbeit  nicht  den  Charakter  der 
industriellen  Arbeit,  d.  h.  den  Zweck  des  Profites  Tdr  wen  immer  trägt.  Siehe  Re- 
cueü  de  Jurisprudcncc  de  Sirey,  1888,  1.  394. 

2)  Rapport  de  la  Commission  sup^rieure  du  3.  Avril  1889,  p.  5 
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pünktlich  erfüllt  seien  Ueberall  wurden  die  Anordnungen  der 
Inspektoren  mit  dem  guten  Willen  aufgenommen , sich  danach 
einzu  richten. 

Heute  umfasst  also  die  Thätigkeit  sämtliche  industriellen  Eta- 
blissements mit  zwei  Ausnahmen : erstens  die  hausindustriellen 
Betriebe  und  zweitens  gewisse  Staatswerkstätten.  Im  Gesetz  von 
1874  selbst  gibt  es  keine  besondere  Bestimmung , welche  die 
Hausindustrie  von  der  Inspektion  ausschlösse,  aber  man  muss 
zugeben , dass  man  die  vorbereitenden  Arbeiten  zu  diesem  Ge- 
setze für  die  Ausschliessung  ins  Feld  führen  kann  ’).  Man  darf 
der  Hausindustrie  übrigens  nur  solche  Betriebe  zurechnen , wo 
das  Kind  neben  dem  Vater  unter  ausschliesslicher  Mitwirkung 
von  Familienangehörigen  arbeitet.  Aber  auch  so  eingeschränkt, 
hat  diese  Ausschliessung  ihre  Schattenseiten  ’). 

Endlich  sind  noch  immer  eine  Anzahl  von  Staatsbetrieben 
der  Inspektion  entzogen  und  zwar  diejenigen , welche  von  den 
Departements  der  Finanzen,  des  Krieges,  der  Marine  und  der 
schönen  Künste  ressortieren.  Umsonst  hat  die  Obere  Kommission 
zu  wiederholten  Malen  diesen  ungehörigen  Stand  der  Dinge,  für 
den  man  gar  keinen  vernünftigen  Grund  anführen  kann  , zu  än- 
dern versucht.  Ihre  Bemühungen  w'aren  fruchtlos,  und  ihr  letzter 
Bericht  konstatiert:  »Trotz  langwieriger  Verhandlungen  zwischen 
dem  Handelsministerium  und  den  anderen  ministeriellen  Departe- 
ments konnte  kein  Uebereinkommcn  getroffen  werden.  Um  jedem 
Konflikt  auszuweichen,  haben  wir  es  einem  neuen  Gesetze  über- 
lassen, die  Frage  zur  Entscheidung  zu  bringen.«  Die  Gesetz- 
entwürfe, welche,  der  eine  von  der  Deputiertenkammer,  der  an- 
dere vom  Senat  beschlossen  wurden , stellen  ausdrücklich  die 
Staatsbetriebe  auf  dieselbe  Stufe,  wie  alle  anderen  und  zwar  so- 
wohl rücksichtlich  der  Vorschriften , als  auch  rücksichtlich  ihrer 
Durchführung  *). 

Man  kann  die  Thätigkeit  der  Inspektoren  seit  1875  in  zwei 
Ziffern  zusammenfassen.  Sie  haben  in  dieser  Zeit  513019  lnspek- 
tionen vorgenommen  und  3335  Protokolle  aufgenommen  *).  An- 

l)  Siehe  Rapport  de  rinspecteiir  <le  la  i^ime  circonscription.  Rapports  publik», 
1889,  p.  69. 

2I  Rede  des  Herrn  Talion  (Sitwng  vom  28.  Januar  1873). 

3)  Rapport  de  la  Commission  superieure  du  6.  juilict  1886. 

4)  Genaueres  darüber  bei  Raoul  Jay,  1.  c.  p.  453  ff. 

5)  Rapport  de  la  Commission  supürieure  <lu  3.  Avril  18S9,  p.  12. 
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gesichts  dieser  Thatsachen  ist  es  erstaunlich,  dass  die  Nützlich- 
keit der  Inspektion  nicht  nur  etwa  in  Zweifel  gezogen,  sondern 
ausdrücklich  bestritten  werden  konnte.  Und  doch  ist  das  erst 
neuerlich  wieder  geschehen.  In  der  Sitzung  vom  19.  Juni  1888 
hatte  die  Kammer  sich  über  zwei  Vorschläge  zu  äussern,  welche 
beide  das  Verschwinden  des  Inspektionsorganismus  zum  Zwecke 
hatten.  Wir  sagen  sofort,  dass  er  vom  Berichterstatter  und  vom 
Handelsminister  kräftig  verteidigt  wurde  und  dass  eine  starke 
Majorität  für  die  Inspektion  eintrat. 

Dass  die  Inspektion  wichtige  Dienste  leistet,  ist  also  sicher. 
Soll  das  aber  besagen,  dass  die  Institution  vollkommen  sei,  dass 
Reformen  nicht  wünschenswert,  ja  notwendig  seien?  Wir  sind 
weit  entfernt  davon,  das  zu  behaupten. 

Vor  allem  scheint  es  uns  erwiesen  , dass  die  Zahl  der  Jn- 
spektoren  ganz  unzureichend  ist.  Die  Zahl  der  unter  die  Gesetze 
von  1848  und  1874  fallenden  Betriebe  übersteigt  heute  100000. 
Bloss  65398  davon  wurden  1887,  in  jenem  Jahre,  welches  die 
grösste  Zahl  der  Besuche  aufweist,  inspiziert  ; das  will  sagen,  dass 
fast  die  Hälfte  aller  Etablissements  das  ganze  Jahr  hindurch  den 
Inspektor  auch  nicht  ein  einziges  Mal  sieht.  Die  traurigen  Folgen 
dieses  Zustands  werden  in  den  Berichten  der  Inspektoren  wieder- 
holt geschildert.  Der  Inspektor  des  fünften  Sprengels  schreibt: 
»Die  grosse  Zahl  der  mir  zugeteilten  Betriebe  machte  es  mir 
unmöglich,  sie  sämtlich  im  Berichtsjahre  1888  zu  besuchen,  ob- 
wohl ich  überzeugt  bin,  dass  nur  wiederholte  Besuche  die  Durch- 
führung des  Gesetzes  sichern  können ; es  zeigt  sich  stets  eine 
gewisse  Lässigkeit , wenn  die  Inspektion  in  zu  langen  Zwischen- 
räumen erfolgt.  Ich  konnte  nur  17  Kontrollbesuche  machen,  die 
meist  durch  die  grosse  Zahl  der  Mängel  veranlasst  werden  , die 
ich  beim  ersten  Besuche  finde«.  Und  an  anderer  Stelle;  »Da 
ich  meine  ganze  Zeit  zum  Besuche  der  grossen  Fabriken  verwen- 
den muss,  ist  es  mir  unmöglich,  die  kleine  Industrie  vollständig 
zu  kontrollieren,  und  doch  gibt  es  häufig  gerade  hier  die  ärgsten 
Missbräuche  abzustellen«  ’).  Der  Inspektor  des  sechsten  Sprengels 
sagt:  »Die  ganz  ungenügende  Zahl  der  Inspektoren  machte  es 

vollkommen  unmöglich,  alle  bestehenden  Betriebe  zu  besichtigen. 
Um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  müsste  das  Personal  vermehrt  wer- 
den«’).  Der  Inspektor  des  siebenten  Sprengels  sagt:  »Um  die 

1)  Rapports  des  Inspectciirs.  publids  i88g,  p.  30.  31. 

2)  l c.  p.  37. 
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Einhaltung  des  Gesetzes  im  Kleingewerbe  zu  sichern,  wären  häufige 
Besuche  nötig , um  diese  Betriebe  beständig  in  Atem  zu  halten. 
Leider  kann  ihnen  der  Bezirksiirspektor  lange  nicht  genug  Zeit 
widmen.  Er  besucht  sie  wohl  regelmässig,  aber  zu  selten  und 
zu  oberflächliche  '),  East  in  allen  Berichten  findet  man  dieselben 
Wünsche  und  dieselben  Hoffnungen. 

Nur  jene  staatlichen  Bezirks-Inspektoren  scheinen  ihrer  Auf- 
gabe genügen  zu  können,  welche  sich  der  Unterstützung  durch 
eine  gut  und  wirksam  organisierte  departcmentale  Inspektion  er- 
freuen. Der  Bezirksinspektor  des  Seinedepartements  (I.  Sprengel) 
ist  in  diesem  Falle.  Er  kann  darum  auch  schreiben:  »Ich  brauche 
nicht  mehr  das  so  sehr  verdiente  Lob  des  mir  unterstellten  Per- 
sonals zu  wiederholen.  Die  bemerkenswerten  Resultate,  welche 
im  Seinedepartement  in  den  letzten  Jahren  rücksichtlich  des  Ge- 
setzes von  1874  erzielt  wurden,  sprechen  laut  für  die  Hingebung 
und  das  Verständnis  der  Inspektoren  und  Inspektorinnen  des  De- 
partements und  für  die  Ausdauer  in  ihren  Bemühungen,  Die  be- 
trächtliche Ziffer  von  39271  Besuchen  im  Jahre  1888  ist  ein  un- 
widerleglicher Beweis  für  ihren  Eifer  und  ihre  Thätigkeit«.  Auch 
im  Berichte  des  Inspektors  für  den  zweiten  Sprengel  (Seine  et 
Oise,  Seine  et  Marne,  Eure  et  Loire!  heisst  es:  »Aus  den  an- 

geführten Details  ergibt  sich,  wie  viel  die  Inspektion  dieses  Be- 
zirkes zu  thun  gibt.  Es  wäre  unmöglich  das  zu  leisten , ohne 
die  Hilfe  der  Departementsinspektoren,  welche,  16  an  der  Zahl, 
uns  mit  allem  Eifer  unterstützen«  Leider  ist  aber  die  Ein- 
richtung der  Departementinspektion  keineswegs  allgemein.  Einige 
Departements  haben  zwar  das  schöne  Beispiel  von  Paris  nach- 
geahmt, aber  noch  vor  wenigen  Monaten  gab  es  nicht  weniger 
als  66  Ifepartements , die  sich  noch  nicht  hatten  entschliessen 
können,  das  geringste  Opfer  zu  bringen,  um  den  Bezirksinspek- 
toren jene  Hilfe  zu  gewähren,  die  ihnen  so  unumgänglich  not- 
wendig ist*).  Herr  von  lleredia  legte  diese  Thatsachen  in  der 
Kammersitzung  vom  19.  Juni  1888  dar  und  fügte  hinzu : »An- 

gesichts dieser  Gleichgültigkeit  gegenüber  dem  grossen  Interesse, 
das  wir  wahren  wollen,  gegenüber  der  Notwendigkeit,  die  An- 

1)  1.  c.  p.  77;  siehe  auch  Rapport  de  la  Commis-sion  siipcrivure  du  12.  Juillet 
1888,  p.  3. 

2)  Siehe  auch  ähnliche  Aeussenmgen  in  Rapport  von  1S88,  p.  13;  1889,  p.  20, 
27,  29,  54,  84,  88. 

3)  Rapport  de  la  Commission  sup^riciire  du  3.  Avril  18S9. 

Archiv  für  SOI.  Geseugbg  u.  Statistik,  tll  1 


Digitized  by  Google 


130  Jay, 

Wendung  des  neuen  Gesetzes  zu  sichern , frage  ich  mich , ob  es 
nicht  am  Platze  wäre , einen  Schritt  weiter  zu  gehen  und  den 
Generalräten  es  als  Pflicht  aufzulegen , Kredite  für  die  Organi- 
sation der  Departementsinspektion  zu  bewilligen«  ').  Aber  das 
Amendement  Heredia  wurde  vom  Handelsminister  und  von  der 
Kommission  bekämpft  und  von  der  Kammer  abgelehnt.  Wir  be- 
dauern das,  obwohl  es  unseres  Erachtens  zweifelhaft  ist,  ob  die 
allgemeine  Durchführung  der  Departementsinspektion  die  beste 
Lösung  dieser  Frage  sei.  Vor  allem  hat  man  gegen  die  Art  der 
Zusammensetzung  der  departementalen  Inspektionskörper  manche 
Einwendung  erhoben.  Wahrscheinlich  nicht  ohne  Grund , denn 
das  Gesetz  von  1874  setzt  für  diese  Inspektoren  keine  spezifizier- 
ten Bedingungen  hinsichtlich  ihrer  Fähigkeit  oder  Kenntnisse 
fest  ’).  Es  kommt  auch  vor,  dass  die  von  den  Generalräten  zur 
Verfügung  gestellten  Kredite  notorisch  unzureichend  sind.  Der 
Bezirksinspektor  des  achten  Sprengels  (gebildet  aus  dem  sehr 
Volk-  und  industriereichen  Departement  du  Nord)  konstatiert  das 
in  folgenden  Worten ; »Diese  Beamten  sind  gewöhnlich  zu  niedrig 
besoldet;  im  Nord  z.  B.  beziehen  sie  einen  Monatsgehalt  von 
200  Fr.  und  5 Fr.  Diäten.  Besonders  die  letztere  Ziffer  ist  viel 
zu  niedrig  gegriffen  für  ein  Departement,  wo  eine  zahlreiche  und 
sehr  zerstreute  Industrie  besteht,  wo  jede  Gemeinde  sozusagen 
einige  Etablissements  besitzt,  und  wo  das  Departement  einen  so 
grossen  Flächenraum  umfasst«  ’).  Endlich , wenn  die  Departe- 
mentsinspektoren selbst  überall  passend  ausgewählt  und  anständig 
honoriert  wären,  würden  noch  jene  Unzukömmlichkeiten  bestehen 
bleiben,  die  aus  dem  Dualismus  der  Organisation,  aus  der  Ver- 
schiedenheit der  Stellung  der  Inspektoren  entspringen:  die  Be- 
zitksinspektoren  werden  vom  Staat,  die  Departementsinspektoren 
von  den  Generalräten  ernannt  und  bezahlt.  »In  der  Praxis«,  be- 
richtet uns  der  Inspektor  des  neunten  Sprengels , »ist  der  De- 
partementsinspektor mehr  oder  weniger  abhängig  vom  Präfekten 
und  vom  Generalrat.  Dadurch  kommt  es  mitunter  zu  Divergenzen, 
die  im  Interesse  der  Durchführung  des  Gesetzes  bedauerlich  sind«*). 
Diese  Mängel  sind  auch  der  Oberen  Kommission  nicht  entgangen  ; 
sie  würde  darum  einen  einheitlichen  Inspektionsorganismus  bei 

1)  Journal  offidel  vom  20.  Juni  1888. 

2)  Rapports  des  Inspecteim»,  1888,  p.  32.  1889,  p.  43. 

3)  Rapports  des  Inspecteurs,  1889,  p.  43. 

4)  S.  auch  Tallon,  1.  c.  p.  376, 
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weitem  vorziehen , der  durchwegs  aus  staatlichen  Beamten  be- 
stände und  weniger  von  lokalen  Einflüssen  abhängig  wäre.  Die 
Durchführung  des  Gesetzes  müsste  dabei  sicher  gewinnen.  Aber 
die  Obere  Kommission  scheint  zu  fürchten , dass  eine  derartige 
Reform  neue  Ausgaben  kosten  und  vom  Gesichtspunkt  des  Bud- 
gets auf  Schwierigkeiten  stossen  würde.  So  hat  sie  sich  dahin 
resigniert,  in  ihrem  Berichte  über  die  notwendigen  Aenderungen 
des  Gesetzes  von  1874  das  Festhalten  an  der  bisherigen  Organi- 
sation zu  empfehlen  *).  Unter  den  von  der  Oberen  Kommission 
gewünschten  Reformen  wird  man  erstaunlicherweise  die  Anstel- 
lung eines  Generalinspektors,  der  den  ganzen  Dienst  leitet,  nicht 
finden.  Jedoch  sagt  das  in  ihrem  Namen  veröffentlichte  Compte 
rendu  vom  12.  Juli  1888;  »Die  Verwaltung  ist  beständig  bemüht, 
in  den  Inspektionsdienst  jene  Einheitlichkeit  der  Gesetzesauffassung, 
der  Thätigkeit  und  der  Gesichtspunkte  zu  bringen,  die  unumgäng- 
lich ist.  Aber  notwendigerweise  kann  es  sich  nur  um  eine  l.ei- 
tung  auf  Distanz  handeln  und  eine  unmittelbare  Kontrolle  würde 
ihre  Aufgabe  wesentlich  erleichtern.  Darum  hatten  wir  bei  der 
Reorganisation  des  Dienstes  infolge  der  Annahme  des  Gesetzes 
vom  16.  Februar  1883  vorgeschlagen  die  Stelle  eines  General- 
inspektors zu  schaffen.  Aber  es  erschien  nicht  möglich  im  Ver- 
ordnungswege ein  Amt  einzuführen  , welches  die  Gesetzgebung 
im  Jahre  1874  durch  einen  förmlichen  Beschluss  beseitigt  hatte. 
Das  neue  Gesetz  wird  unzweifelhaft  die  nötige  Kontrolle  sichern, 
auch  wenn  kein  neuer  Posten  geschaffen  wird.  Wie  nützlich  die 
Bestellung  eines  Generalinspektors  wäre,  wurde  übrigens  in  Frank- 
reich selbst  an  einer  belehrenden  einzelnen  Erfahrung  dargethan. 
Der  Inspektionsdienst  des  Seinedepartements  wird  durch  einen 
Beamten  geleitet , der  den  Titel  Oberinspektor  (Inspecteur  prin- 
cipal)  führt.  Seine  Ueberwachung  erstreckt  sich  über  das  ganze 
Departement  und  verbürgt  die  Regelmässigkeit  und  Genauigkeit 
der  Inspektionsthätigkeit.  I.)er  Bezirksinspektor  hebt  nun  in  sei- 
nem Berichte  von  1888  die  bemerkenswerten  Vorteile  der  auf 
diesem  Wege  geübten  Kontrolle  hervor  ’). 

Ueber  Anfrage  des  Handelsministers , welche  .\enderungen 
des  Gesetzes  von  1874  zu  befürworten  seien,  war  die  Obere  Kom- 
mission bemüht,  ernste  Garantien  für  die  Qualifikation  der  Be- 

1)  Rapport  adre&s^  a M.  le  minlstre  du  commerce  et  de  l'indiistrie;  annexe  du 

proc^verbal  de  la  s^ance  de  la  Chambre  des  Deputös  du  13.  Nov.  p.  27* 

2)  Rapports  des  Inspecteurs,  1888,  p.  11. 
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zirksinspektoren  zu  schaffen.  Das  geltende  Gesetz  knüpft  die 
Zulassung  zur  Kandidatur  an  gewisse  Bedingungen , welche  wir 
oben  aufgezählt  haben.  Diese  scheinen  aber  der  Oberen  Kom- 
mission einerseits  zu  weit , andererseits  zu  enge  zu  sein.  Sie 
schlägt  vor,  sie  durch  eine  Prüfung  zu  ersetzen,  deren  Programm 
und  Aufgaben  sie  selbst  bestimmen  würde.  Aber  die  natürlichen 
oder  erworbenen  Fähigkeiten  der  Intelligenz  machen  allein  noch 
nicht  den  guten  Inspektor,  wenn  sich  damit  nicht  die  notwendigen 
moralischen  Eigenschaften  verknüpfen.  Deshalb  verlangt  die  Kom- 
mission die  Aufnahme  einer  Gesetzesbestimmung , nach  welcher 
jeder  Inspektor  zunächst  ein  Probejahr  zu  dienen  hätte , nach 
dessen  Ablauf  erst  er  entweder  definitiv  ernannt  oder  ersetzt 
würde.  Diese  Probezeit  würde  erkennen  lassen , ob  er  die  not- 
wendigen Eigenschaften  : Takt,  Entschiedenheit,  Mass,  hinreichend 
besitzt  oder  nicht  ').  Kammer  und  Senat  haben  beide  die  Vor- 
schläge der  Oberen  Kommission  bezüglich  der  Inspektionen  an- 
genommen. Es  ist  also  sehr  wahrscheinlich,  dass  sie  in  das  de- 
finitive Gesetz  Aufnahme  finden  werden.  Die  durch  die  beiden 
Häuser  angenommenen  Entwürfe , beschäftigen  sich  wenig  mit 
den  Befugnissen  der  Inspektoren.  Allerdings  werden  dieselben 
zum  erstenmale  mit  der  Durchführung  des  Gesetzes  vom  7.  De- 
zember 1874;  betreffend  den  Schutz  der  Kinder,  die  im  Wander- 
gewerbe beschäftigt  sind , betraut.  Aber  zu  unserem  Bedauern 
soll  ihnen  dafür  die  Durchführung  der  Schutzgesetze  für  die  Ar- 
beit unter  Tag  genommen  werden , welche  ausschliesslich  den 
Ingenieuren  und  Berginspektoren  überlassen  bliebe  “). 

Man  muss  sich  dem  gegenüber  fragen,  ob  der  Wirkungskreis 
der  Inspektoren  nicht  vielmehr  zu  erweitern  wäre.  Das  ist  auch 
die  Meinung,  die  ein  ehemaliger  Inspektor  in  einer  wichtigen  und 
bemerkenswerten  Studie  ausspricht,  welche  jüngst  erschienen  ist*). 
Herr  Durassier  wünscht,  dass  die  Inspektoren  nicht  nur  Beamte 
der  Gewerbepolizei  wären,  sondern  da.ss  sie  dem  Handelsminister 
auch  über  Alles , was  die  ökonomischen  Interessen  des  Landes 
betrifft,  zu  berichten  hätten.  Seiner  Ansicht  nach  sollte  in  jedem 
Sprengel  ein  Oberinspektor  (inspccteiir  principal)  und  ein  Inspek- 
tionsassistent (inspecteur  adjoint)  fungieren , welche  beide  von 

1)  Rappurt  sur  les  modification-s  h apporter  k la  loi  de  1S74,  p.  26. 

2)  .Siehe  Art.  17  des  im  .Senat  angenommenen  Entwurfes  vom  29.  Nov.  1889. 

3)  Durassier,  Etüde  sur  rinspection  du  travail  dans  l'industrie.  Dulletin  de 
la  .Societ8  de  protection  des  ajrpreiitis,  t.  XXI,  p.  55. 
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derselben  Vorbildung  und  nur  der  Charge  nach  verschieden  sein 
sollten.  Der  Assistent  hätte  die  Aufgabe,  die  Durchführung  der 
ganz  präzisen  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  gewerbliche  Ar- 
beit zu  überwachen , dem  Oberinspektor  hingegen  würde  es  ob- 
liegen, die  ökonomischen  Enqueten  zu  verfolgen,  die  bestimmt 
wären,  dem  Handelsminister  Material  zu  liefern.  Wir  unsererseits 
fürchten,  dass  dies  allzu  ehrgeizige  Aspirationen  sind,  und  halten 
uns  die  Worte  gegenwärtig,  in  welchen  ein  ausgezeichneter  Ea- 
brikinspektor  der  Schweiz  in  dieser  Zeitschrift  die  Schwierigkeiten 
darlegte , welche  es  darbieten  müsse , die  Aufgaben  der  Inspek- 
toren allzusehr  zu  erweitern  *). 

III. 

Trotz  gewisser  Mängel,  die  mit  Recht  gerügt  werden,  hat 
die  Organisation  des  Inspektionskorps  von  jedem,  der  es  an  der 
Arbeit  gesehen,  die  Anerkennung  erhalten,  dass  es  grosse  Dienste 
geleistet  und  wesentlichen  Nutzen  gestiftet  hat.  Die  Lokalkom- 
missionen werden  anders  beurteilt.  Gleichermassen  verurteilt  von 
der  Oberen  Kommission,  von  der  Kammer  und  vom  Senat,  schei- 
nen sie  bestimmt  in  nicht  allzuferner  Zukunft  ganz  zu  verschwin- 
den. Herr  Waddington  fasste  in  der  Kammerrede  vom  5.  Fe- 
bruar 1889  die  Beschwerden  der  Gegner  der  Lokalkommissionen 
zusammen.  Nach  ihm  haben  in  der  ungeheuren  Mehrzahl  der 
Fälle  die  Lokalkommissionen  überhaupt  nicht  amtsgehandelt, 
trotz  der  ausdrücklichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1874. 
Fast  in  allen  Inspektoratsberichten  werde  konstatiert,  dass  diese 
Kommissionen  einfaeh  nicht  mehr  existieren.  Sie  spielen  eine 
einigermassen  ernsthafte  Rolle  nur  mehr  im  Seinedepartement 
und  selbst  da  seien  von  88  nach  dem  Ge.setze  von  1874  organi- 
sierten Kommissionen  im  Jahre  1889  nur  43  komplet  gewesen. 

Das  ist  nicht  Alles.  In  den  seltenen  Fällen  (in  l’aris  und 
einigen  grossen  Städten) , wo  sie  überhaupt  ein  Lebenszeichen 
gegeben  hätten , sei  ihre  Thätigkeit  eher  schädlich , als  nützlich 
gewesen.  Lassen  wir  hier  Herrn  Waddington  selbst  sprechen: 
»Nach  kurzer  Zeit*,  sagt  er,  »glaubten  sich  die  .Mitglieder  dieser 
Kommissionen  mit  dem  Amte  der  Inspektion  und  nicht  der  Kon- 
trolle bekleidet.  Sie  hielten  sich  für  kleine  Inspektoren  und 

I)  Schüler,  Die  Kabrikinspeklion,  Archiv  f.  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik, 
1889,  p.  538  ff.  Schüler  teilt  übrigens  die  Ansicht  von  Durassier  über  die  Nützlich- 
keit der  Assistenten. 
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wiederholten  in  wirklich  missbräuchlicher  Weise  ihre  Besuche  in 
Werkstätten  und  Fabriken.  Nun  muss  man  die  Lage  des  In- 
dustriellen begreifen.  Er  empfängt  den  vereidigten  Inspektor,  er 
kennt  seine  offizielle  Mission , seine  Machtvollkommenheit  und 
seine  Befugnisse,  er  erteilt  die  verlangten  Auskünfte , erleichtert 
ihm  seine  Aufgabe,  mit  einem  Worte,  er  unterwirft  sich  der  ge- 
setzlichen Verpflichtung.  Aber  etwas  anderes  ist  es  , einigemal 
im  Jahre,  sogar  im  Monate  die  Besuche  von  ganzen  Kommissionen 
oder  Einzelnen  zu  empfangen,  von  Leuten,  die  man  mehr  oder 
weniger  kennt  und  die  sich  ein  Amt  anmassen  , wovon  sic , das 
muss  gesagt  werden,  in  der  Hälfte  der  Fälle,  weder  die  Trag- 
weite kennen,  noch  die  notwendigen  Detailkenntnisse  haben.  So 
citiert  man  das  Beispiel  eines  Delegierten  der  Lokalkommission, 
der  in  einer  Fabrik  drei  Stunden  verweilt  habe.  . . Zu  dem  Uebel- 
stande  einer  vielfältigen  Inspektion  gesellt  sich  der  wichtigere 
der  verschiedenen  Auffassung  und  Anwendung  des  Gesetzes.  Ich 
könnte  ihnen  das  Beispiel  einer  Lokalkommission  in  einem  De- 
partement, das  an  Paris  grenzt,  anführen,  die  sich  in  ausdrück- 
lichem Gegensätze  mit  dem  Inspektor  über  die  Anwendung  des 
Gesetzes  befand  und  Schritte  bei  den  Behörden  machte,  welchen 
gesagt  wurde : »Der  Inspektor  masst  sich  an,  hier  ein  Strafproto- 
koll aufzunehmen;  dieser  Inspektor  hat  Unrecht,  er  versteht  das 
Gesetz  nichts.  Endlich  hat  man  gegen  diese  Institution  ange- 
führt, dass  es  unter  Umständen  einem  Industriellen  leicht  wäre, 
als  Mitglied  der  Lokalkommission  unter  dem  Vorwände  der  In- 
spektion die  Fabrikationsgeheimnisse  seiner  Konkurrenten  auszu- 
kundschaften. »Zahlreiche  derartige  Klagen* , sagt  der  Bericht- 
erstatter über  den  neuen  Gesetzentwurf,  »wurden  uns  in  dieser 
Beziehung  überreicht  betreffs  der  Lokalkommissionen  von  Paris. 
Es  ist  gleichgültig,  ob  der  Besucher  Arbeiter  oder  Unternehmer 
ist;  die  Unzukömmlichkeiten  sind  dieselben,  wenn  der  Besucher 
die  I'abrikationsgeheimnisse  ausforschen  kann  oder  auch  nur  dem 
Verdacht  unterliegt,  sie  ausforschen  zu  wollen.  Da  kommt  denn 
ein  solches  Mitglied  der  Lokalkommission  in  die  F'abrik  eines 
konkurrierenden  Hauses,  ist  er  Arbeiter,  so  wird  seine  Erfahrung, 
sein  Scharfblick  genügen,  um  sofort  zu  sehen,  dass  jenes  Ver- 
fahren angewendet  wird , dass  diese  Maschine  für  diesen  Zweck 
in  Verwendung  ist;  das  notiert  er,  berichtet  es,  und  das  Fabri- 
kationsverfahren ist  preisgegeben.  Ich  könnte  Beispiele  davon 
anführen,  ln  der  Enquete,  die  wir  in  dieser  Richtung  Vornahmen, 
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hat  man  uns  insbesondere  Fabrikanten  von  Knöpfen  von  Kaut- 
schuk, von  Kassen  genannt,  deren  spezielles  Verfahren  nach- 
geahmt und  offenkundig  geworden  sei  infolge  der  Inspektionen 
durch  die  Lokalkommission,  In  einem  anderen  Fall  handelt  es  sich 
um  Modelle  von  Kleidern;  eine  Dame,  Schneiderin  von  Beruf,  ist 
Mitglied  der  Lokalkommission ; sie  geht  als  solches  zu  einer  Schnei- 
derin, sieht  dort  ein  Modell  und  eignet  es  sich  für  ihre  eigene  Kon- 
fektion an.  Darauf  folgt  nun  die  sehr  berechtigte  Klage  der  be- 
suchten Unternehmerin,  die  sagt:  man  nimmt  mir  meine  Modelle 
weg,  und  ich  will  mich  deshalb  einer  Inspektion  nicht  mehr  unter- 
werfen, die  meinen  Geschäftsinteressen  absolut  schädlich  istt  ').€ 

Hätten  denn  die  Verteidiger  der  Lokalkommissionen  keine 
Antwort  auf  so  harte  Anklagen  gegen  eine  Institution,  von  wel- 
cher der  Gesetzgeber  von  1870  meinte,  sie  sei  berufen , »ausge- 
zeichnete Dienste  zu  leisten«*)?  Ich  kann  das  nicht  glauben 
und  bin  geneigt,  anzunehmen,  dass  die  Fälle  von  illoyaler  Kon- 
kurrenz leicht  übertrieben  werden  von  der  aufgeregten  Phantasie 
der  Industriellen,  die  überglücklich  wären,  nur  die  ausserordent- 
lich seltenen  Besuche  der  Inspektoren  zu  empfangen.  Jedenfalls 
wenn  Missbräuche  vorgekommen  sein  sollten , sind  sie  leicht  zu 
verhindern,  indem  man  die  Zusammensetzung  der  Lokalkommis- 
sionen ändert.  Keine  Stelle  des  Gesetzes  verpflichtet  dazu,  ge- 
rade Industrielle  hineinzuwählcn.  Es  handelt  sich  also  nicht  um 
einen  Mangel,  der  dem  Gesetze  unvermeidlich  anhängt.  Der  In- 
spektor des  IO.  Sprengels  bezeichnet  es  schon  im  Berichte  von 
1888  als  notwendig,  in  dieser  Beziehung  das  Vorgehen  der  General- 
räte zu  ändern.  Nachdem  die  Inkompatibiiität  der  Funktion  eines 
Inspektors  mit  der  Eigenschaft  eines  der  Inspektion  selbst  unter- 
liegenden Beamten  evident  ist,  könnten  die  Generalräte , welche 
die  Liste  für  die  Ernennung  der  Lokalkommission  aufstellen,  vor- 
läufig eingeladen  werden,  solche  Industrielle  nicht  zu  nominieren, 
bis  das  neue  Gesetz  ihre  definitive  Zusammensetzung  festgestellt 
hätte  •). 

Andererseits  scheint  mir  der  angebliche  Uebereifer  mancher 
Lokalkommissionen  nicht  so  gefährlich.  Wenn  selbst  zu  lange 
oder  zu  oft  wiederholte  Besuche  dazu  geführt  hätten,  irgend  welche 
Industrielle  zu  »reizen«  (das  Wort  wurde  in  der  Kammer  ge- 

1)  Journal  officiel  du  6.  Fevrier  1889,  Ddbals  de  la  chambre  des  d^putd-s,  p.  326. 

2)  Rapport  de  M.  TaDon  du  II.  Mai  1872. 

3)  Rapports  des  Inspectcurs,  1888,  p.  42. 
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braucht),  so  bin  ich,  wie  ich  gestehe,  doch  versucht,  dieses  Ueber- 
niass  von  Ueberwachung  jenem  Mangel  an  derselben  vorzuziehen, 
deren  sich  bei  der  ungenügenden  Zahl  von  Inspektoren  jedes 
Jahr  an  allzu  vielen  Orten  zahlreiche  Betriebe  erfreuen.  Aber, 
man  wird  mir  sagen,  die  Lokalkommissionen  funktionieren  nicht. 
Vor  Allem  ist  das  nicht  überall  richtig.  Wir  sahen  ja  soeben, 
dass  man  ihnen  vorwirft,  zu  sehr  zu  funktionieren.  Sie  haben 
auch  in  anderen  Orten  als  in  Paris  eine  Thätigkeit  gezeigt,  welche 
die  Behörden,  die  die  Ausführung  des  Gesetzes  von  1874  über- 
wachen sollen,  anerkennen  mussten  ’t.  Herr  L(5on  Say  konnte 
1881  dem  Gcneralrate  des  Departements  Seine  et  Oise  sagen ; 
»Die  Lokalkommissionen  des  Departements  bestehen  aus  unge- 
mein pflichtgetreuen  Männern  und  erfüllen  ihre  Aufgabe  mit  einem 
Eifer  und  Verständnisse,  die  des  grössten  Lobes  würdig  sind.c 

Die  Berichte  der  Bezirksinspektoren  von  188S  und  1889,  welche 
gewiss  nicht  auf  Vollständigkeit  Anspruch  machen , erwähnen, 
dass  in  den  Sprengeln  I,  2,  3,  5,  6,  10,  17,  20,  21  je  eine  oder 
mehrere  Lokalkommissionen  in  Thätigkeit  sind  *).  Wäre  es  übrigens 
vernünftig,  deshalb,  weil  die  Institution  sich  nicht  verallgemeinert 
hat,  sie  auch  dort  verschwinden  zu  lassen,  wo  sie  Wurzel  gefasst 
hat?  Ausserdem,  ist  es  denn  sicher,  dass  in  den  allzu  zahlreichen 
Orten , wo  die  Lokalkommissionen  kein  Zeichen  ihrer  Existenz 
geben,  die  Verantwortung  dafür  der  l'rägheit  der  Mitglieder  der- 
selben zufällt?  Diesen  Eindruck  habe  ich  aus  der  Lektüre  der 
Dokumente  über  die  Anwendung  der  Gesetze  von  1848  und  1874 
nicht  gewonnen.  Die  Generalräte  und  die  Präfekten  haben  nur 
zu  oft  in  diesen  letzten  Jahren  es  sich  sehr  wenig  angelegen  sein 
lassen,  die  Lokalkommissionen  zu  ernennen  und  ihr  P'unktionieren 
zu  sichern.  Noch  mehr,  es  scheint  mir,  dass  mitunter  General- 
räte und  Präfekte  es  absichtlich  unterliessen , das  Mandat  der 
Lokalkommission  zu  erneuern,  wenn  es  abgelaufen  war,  und  man 
wird  diese  Unterlassung  fast  entschuldigen , wenn  man  daran 
denkt,  dass  seit  mehreren  Jahren  das  definitive  und  gesetzliche 
Verschwinden  der  Lokalkommissionen  als  nahe  bevorstehend  an- 
gekündigt wird  *)  ‘).  Selbst  in  Paris,  wo  die  Lokalkommissionen 

1)  Siehe  unter  anderem : Rapport  de  la  Commission  supdricure  du  6.  Juillet, 
1886,  p.  16. 

2)  Rapport  des  Inspecteurs,  188S,  p.  16,  21.  26,  42,  74,  85;  1SS9,  p.  16,  27,  39. 
5d.  84,  95. 

3)  Rapport  de  l’inspecteur  de  la  12.  circonscription,  1SS8,  p,  52. 

4)  Die  Schwierigkeiten,  welche  die  Lokalkommissiouen  hatten,  aus  dem  Budget 
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rühmlichen  Eifer  zeigten,  hat  man  es  abgelehnt,  neue  Vakanzen 
zu  besetzen,  die  aus  verschiedenen  Ursachen  in  den  Kommissionen 
entstanden  waren  *). 

Allerdings  ist  das  Urteil  der  Bezirksinspektoren  den  Lokal- 
kommissionen oft  wenig  günstig  oder  geradezu  feindlich.  Der 
Inspektor  des  8.  Sprengels  schreibt : >Die  Thätigkeit  der  Lokal- 
kommissionen kann  in  der  Provinz  der  Durchführung  des  Ge- 
setzes nur  schaden.  Das  ist  demnach  eine  Einrichtung,  deren 
Abschaffung  wir  das  Recht  haben,  zu  verlangen,  nicht  allein  weil 
sie  unnütz,  sondern  weil  sie  gefährlich  ist«.  Der  Inspektor  des 
14.  Sprengels  äussert : >Wir  betrachten  diese  Institution  als  ein 
Hindernis  für  den  Dienst  und  denken,  dass  wir  darin  mit  der 
grossen  Majorität  unserer  Kollegen  einer  Ansicht  sind»  ’).  Aber 
man  darf  nicht  vergessen,  dass  eine  der  Funktionen,  welche  der 
Gesetzgeber  den  Lokalkommissionen  anvertrauen  wollte , gerade 
die  Kontrolle  des  Inspektionsdienstes  ist.  Die  Inspektoren  sind 
übrigens  bei  weitem  nicht  einstimmig  in  der  Verurteilung  der 
Kommissionen.  Neben  den  Urteilen,  die  ich  soeben  zitiert  habe 
und  in  demselben  Berichte  von  1888  findet  sich  auch  der  interes- 
sante Ausdruck  ganz  entgegengesetzter  Ansichten.  Der  Inspektor 
des  5.  Sprengels  meint,  die  Lokalkommissionen  könnten  die 
grössten  Dienste  leisten  ’) , der  des  17.  Sprengels  (Aveyron, 
Cantal,  Gard,  Herault.  Lozere)  rühmt  die  Verdienste,  welche  die 
Lokalkommissionen  von  Gand  sich  erworben. 

Aber  die  bemerkenswerteste  Auffassung  ist  jene  des  Inspek- 
tors des  9.  Sprengels:  »Der  Gesetzentwurf  scheint  die  Lokal- 
kommissionen ganz  zu  beseitigen.  Es  ist  ja  gewiss,  dass  sie  im 
allgemeinen  nur  wenig  oder  gar  nicht  funktioniert  haben.  Gleich- 
wohl würde  ich  sie  ungern  vermissen,  und  es  müsste  möglich 
sein,  die  Grundlagen  dieser  Einrichtung  so  zu  ändern , dass  sie 
mit  Nutzen  beibehalten  werden  könnten.  Viele  von  ihnen  haben 

ries  Departements  die  unerlässlichen  Subventionen  zu  erhalten,  scheinen  auch  zu  den 
Ursachen  ihrer  jjeringen  Entwicklung  zu  gehören.  Im  Jahre  18S9  enthielt  das  Budget 
von  63  Deparlcmcms  keinen  Posten  weder  für  die  Inspektion,  noch  für  die  I.okal- 
kommissionen.  S.  die  Tabelle  im  Anhänge  zu  dem  Rapport  de  la  Commission  du 
13  Avril,  18S9.  p.  131. 

1)  Rapport  de  la  Commission  depa^emeutale  de  la  Seine  sur  l'application  des 
lois  de  1874  et  1878  pendant  Bannte  1887.  Bulletin  de  la  soci^t^  de  protection  des 
apprentis,  t,  XXII,  p.  300. 

2)  Rapports  des  Inspectcurs,  188S.  p.  33,  59. 

3)  a.  a.  O.  p.  21. 
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gute  Dienste  gethan.  Jch  habe  welche  gekannt , die  in  jedem 
Vierteljahr,  sogar  allmonatlich  Sitzungen  hielten,  interessante  Be- 
richte erstatteten  und  durch  blosse  Ueberzeugung  alle  wichtigen 
Betriebe  ihres  Kreises  dem  Gesetze  unterwarfen  . . . Diese  Kom- 
missionen konnten  oft  nützliche  Aufschlüsse  über  die  Lage  und 
die  Bedürfnisse  der  lokalen  Industrie  geben,  die  sie  genau  kennen. 
Wenn  sie  so  oft  nichts  geleistet  haben,  hat  das  darin  seinen 
Grund , dass  man  nicht  verstanden , sie  zu  leiten  und  für  ihre 
Aufgabe  zu  interessieren.  Hätten  sie  das  Bewusstsein  ihrer  Pflicht, 
so  wären  sie  gewissermassen  die  Augen  der  Gesellschaft  und 
der  Familien,  die  stets  offen  und  aus  der  Nähe  auf  die  Gefahren 
und  Missbräuche  gerichtet  wären,  welche  die  junge  Arbeitergene- 
ration in  den  Werkstätten  bedrohen,  von  welchen  der  Inspektor 
oft  allzuweit  entfernt  ist.  Oft  sind  ihre  Mitglieder  bedeutende 
Männer,  Senatoren,  Deputierte,  Generalräte,  Bürgermeister  grosser 
Städte,  Grossgrundbesitzer;  die  Kommissionen  sind  so  ein  Luxus, 
wenn  man  will,  aber  sie  erhöhen  die  Achtung  vor  dem  Gesetze 
und  v'or  jenen,  die  seine  Ausführung  bewirken Schliess- 

lich, sie  waren  ein  Hilfsmittel , eine  Macht , die  man  regeln  und 
gebrauchen  musste,  aber  nicht  vernichten  durfte«  ').  Dies  sei  auch 
unser  abschliessendes  Urteil  über  diesen  Punkt. 

Während  die  Lokalkommissionen  beseitigt  werden  sollen, 
will  die  Kammer  sowohl  als  der  Senat  den  Generalräten  gestatten, 
Departements-Kommissionen  einzurichten,  die  das  gute  Funk- 
tionieren des  Dienstes  zusichern  und  über  die  Ausführung  des 
Gesetzes  an  den  Minister  und  die  Obere  Kommission  Bericht  zu 
erstatten  hätten.  Man  hofft,  dass  die  Generalräte,  wenn  sie  diese 
Befugnis  haben,  sich  für  die  Arbeiterschutzgesetzgebung  interes- 
sieren und  eine  grössere  Zahl  von  Bezirksinspektoren  ernennen 
würden. 

Obere  Kommission.  Der  Bestand  der  Oberen  Kom- 
mission wurde  durch*  die  Debatten  gelegentlich  der  Reform  des 
Gesetzes  von  1874  nicht  in  F'rage  gestellt,  Aenderungen  wurden 
nur  bezüglich  ihrer  Zusammensetzung  vorgeschlagen.  In  der 
Sitzung  vom  19.  Juni  1888  verlangte  Herr  von  Heredia,  dass  in 
der  Oberen  Kommission  mindestens  zwei  Arbeiter  sitzen  sollten. 
Er  meinte,  und  wie  uns  scheint  mit  allem  Grund , dass  wichtige 

I)  Rapports  des  Inspccteurs  du  travail,  1888,  p.  14.  Vergleiche:  .Vusse  et  Pe- 
rin, Commentaire  de  la  loi  du  19.  Mai  1874,  p.  18;  .Schüler,  Uie  Fabrikinspektion, 
Archiv  f.  soziale  Gesetzgebung  und  Statisük,  1889,  p.  543. 


Digitized  by  Google 


Dir  Fabrikinspeklion  in  Frankreich 


•39 


technische  und  fachliche  Fragen  durch  das  Gesetz  aufgeworfen 
würden,  die  von  denen  zu  lösen  wären,  die  dazu  die  allergrösste 
Kompetenz  hätten,  von  den  Interessenten  selbst,  nämlich  von 
den  Arbeitern  '),  Aber  die  Kammer  lehnte  den  Antrag  des 
Herrn  v.  Heredia  ab.  Glücklicher  war  in  derselben  Sitzung  Herr 
Maurice  Faure,  der  einen  Antrag  durchsetzte,  wornach  die  obere 
Kommission  aus  5 Mitgliedern , die  der  Präsident  der  Republik 
ernennt  und  aus  je  2 Mitgliedern  der  Deputiertenkammer  und  des 
Senats , die  von  dem  Betreffenden  Hause  zu  wählen  seien , be- 
stehen sollte.  Der  Senat  nahm  diesen  Beschluss  der  Deputier- 
tenkammer auch  seinerseits  an. 

1)  Journal  officiel  du  20.  Juin  1888. 
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GESETZGEBUNG. 

DAS  SCHWEDISCHE  ARBEITERSCHUTZ- 
GESETZ VOM  IO.  MAI  1889. 

EINGELEITET  VON 
Dr.  AXEL  RAPHAEL 

IN  STOCKHOLM, 

Durch  das  Gesetz  vom  10.  Mai  1889  ist  Schweden  in  die  Reihe 
der  Länder  eingetreten,  die  durch  eine  Fabrikinspektion  Leben 
und  Gesundheit  ihrer  industriellen  Arbeiter  zu  schützen  suchen. 
Dieses  Gesetz  bezeichnet  die  erste  Etappe  auf  dem  Weg  der 
sozialen  Gesetzgebung,  der  auch  in  Schweden  in  diesem  Jahr- 
zehnt betreten  wurde.  Die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes 
ist  kurz  die  folgende. 

Auf  Grund  eines  Reichstagsbeschlusses  vom  11.  Mai  1884  wurde 
im  Oktober  1889  von  der  Regierung  eine  Kommission  eingesetzt, 
um  zu  untersuchen,  ob  und  inwieweit  eine  gesetzliche  Regulierung 
des  Schadenersatzes  bei  Unfällen  der  Arbeiter  angezeigt  und 
nach  welchen  Grundsätzen  eine  Altersversicherung  für  Arbeiter 
und  sozial  ihnen  gleichstehende  Personen  einzurichten  wäre.  Die 
Kommission  legte  im  Juli  1888  neben  einer  ausführlichen  statis- 
tischen Darlegung  mehrere  Gesetzentwürfe  vor.  Dieselben  be- 
trafen Massregeln  zum  Schutz  der  Arbeiter  bei  dem  Betriebe, 
die  Unfallversicherung  der  Arbeiter  und  Seeleute  und  eine  Rcichs- 
versicherungsanstalt.  Später  folgte  als  Ergebnis  der  Arbeiten 
der  Kommission  neues  statistisches  Material  und  zuletzt  im  Mai 
1889  der  Entwurf  eines  Altersversicherungs-Gesetzes.  Nach  der 
Absicht  der  Kommission  sollte  noch  ein  Gesetzentwurf,  betr.  die 
Krankenkassenversicherung  folgen.  Damit  dürften  ihre  Arbeiten 
als  beendigt  angesehen  werden. 
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Als  die  erste  Frucht  dieser  sozialpolitischen  Aktion  stellt 
sich  das  oben  erwähnte  Gesetz  dar.  Das  in  demselben  ausge- 
sprochene Prinzip  von  der  Pflicht  des  Arbeitgebers , Leben  und 
Gesundheit  der  Arbeiter  beim  Betriebe  zu  sichern,  ist  übrigens 
in  der  schwedischen  Gesetzgebung  keineswegs  neu ; in  dieser 
Beziehung  fehlte  es  auch  bisher  nicht  an  Vorschriften.  Allein 
die  nähere  Prüfung  der  betreffenden  Verordnungen  zeigt  trotz 
der  treflTlichen  Grundsätze,  von  denen  sie  erfüllt  sind,  dass  die 
Aussichten,  mit  ihrer  I lilfe  einen  wirksamen  Arbeiterschutz  durch- 
zuflihren,  nicht  besonders  gross  sind.  Entweder  sind  die  Vor- 
schriften wie  z.  B.  in  der  Verordnung  vom  18.  Juni  1864,  betr. 
die  Gewerbefreiheit , zu  unbestimmt  und  schwankend , oder  es 
tritt  andererseits  in  den  im  Interesse  der  allgemeinen  Sicherheit 
oder  Gesundheitspflege  gegebenen  Verordnungen  die  auf  den 
Schutz  der  Arbeiter  gerichtete  Tendenz  derselben  nicht  mit  der 
nötigen  Deutlichkeit  hervor.  Kommt  noch  hinzu,  dass  es  den  kom- 
munalen Behörden,  denen  die  Beaufsichtigung  und  Durchführung 
jener  Verordnungen  anvertraut  ist,  bei  uns  wie  anderswo  an  der 
nötigen  Sachkenntnis,  Kraft  und  Zeit  gebricht,  so  ist  es  nicht 
verwunderlich,  dass  die  meisten  Verordnungen  auf  dem  Papiere 
geblieben  sind.  Eigentlich  ist  nur  dort,  wo  für  gewisse  Betriebs- 
arten (z.  B.  die  Bergwerke  und  die  Fabrikation  von  Zündhölzern 
oder  anderen  Zündstoffen,  bei  deren  Bereitung  Phosphor  ange- 
wendet wird)  schärfere  Verfügungen  erlassen  worden  sind,  durch 
die  bisherige  Gesetzgebung  einiges  erreicht  worden , besonders 
umfangreich  ist  dieses  Gebiet  aber  nicht. 

Die  Notwendigkeit  nach  bestimmteren  und  wirksameren  Schutz- 
bestimmungen ergab  sich  aus  den  Ermittelungen  der  von  der 
Kommission  veranstalteten  Flnquete  mit  der  grössten  Deutlich- 
keit. Zum  Beweise  sei  nur  lüniges  angeführt. 

Während  der  einjährigen  Untersuchungsperiode  wurden  von 
den  Unternehmern  in  der  eigentlichen  Industrie  auf  132  761  Ar- 
beiter 2 372  Betriebsunfälle  angemeldet,  ln  der  Landwirtschaft 
waren  die  entsprechenden  Zahlen  54014  und  481.  Dies  diene 
zur  Beurteilung  der  Unfallfrequenz.  Die  Gesamtzahl  der  der  Kom- 
mission mitgeteilten  Unfälle  war  indessen  5869.  Von  diesen 
hatten  412  den  Tod  und  868  grössere  oder  geringere  Verletzungen 
zur  Folge,  ln  der  eigentlichen  Industrie  waren  die  betreffenden 
Zahlen  136  und  332.  4 504  Unfälle,  die  vorübergehende  Erwerbs- 

unfähigkeit herbeifuhrten,  ergaben  138248  und  493,  die  Zahl  der 
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Unfälle,  die  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  zur  Folge  hatten,  32  474 
Krankheitstage.  Wird  zu  diesen  170622  Krankheitstagen  noch 
die  Zahl  von  ca.  24000  hinzugefügt,  die  auf  333  und  85  Fälle  zu 
rechnen  sind,  bei  denen  über  die  Zahl  der  Krankheitstage  kein 
genauer  Nachweis  vorliegt,  so  beträgt  die  ganze  Summe  beinahe 
195000  Krankheitstage.  Und  dabei  muss  bemerkt  werden,  dass 
eine  nicht  unbeträchtliche  Menge  von  Unfällen  zur  Kenntnis  der 
Kommission  wahrscheinlich  gar  nicht  gelangt  ist. 

Aus  den  nicht  weniger  beredten  Zahlen  der  besonders  in 
der  Hauptstadt  mit  grösserer  Genauigkeit  vorgenommenen  En- 
quete betr.  die  hygieinischen  Verhältnisse  sei  Folgendes  mitge- 
teilt. Von  den  in  Stockholm  untersuchten  205  Etablissements 
hatten  nur  12  ®/o  vollkommen  genügende  Ventilation,  46%  er- 
mangelten aller  Vorkehrungen  für  den  Luftwechsel;  in  ca.  11% 
aller  Fabriken  war  eine  besonders  hohe  und  schädliche  Tem- 
peratur vorhanden;  in  25  Fällen  waren  die  Arbeiter  von  dem 
durch  die  Fabrikation  entstehenden  Staub  beschwert  oder  ge- 
radezu leidend;  vollkommener  Mangel  oder  wenigstens  unvoll- 
ständiger Schutz  gegen  Staub  wurde  in  53  Fällen  konstatiert;  in 
23  Etablissements  waren  die  Arbeiter  infolge  der  Beschäftigung 
mit  giftigen  Stoffen  oder  unter  der  Einwirkung  der  während  der 
Arbeit  entwickelten  ungesunden  Gase  erkrankt  und  in  64  Lokalen, 
wo  giftige  Gase  hervorbringende  Operationen  ausgeführt  wurden, 
fehlten  Anstalten  zur  Ableitung  der  Dämpfe  entw'eder  gänzlich 
oder  sie  waren  ungenügend. 

Dass  die  Verhältnisse  auch  sonst  in  Schweden  nicht  günstiger 
sind,  wird  man  trotz  der  in  dieser  Hinsicht  unbestimmteren  An- 
gaben mit  voller  Sicherheit  annehmen  dürfen. 

Das  Bedürfnis  eines  speziellen  Arbeiterschutzgesetzes  wurde 
im  allgemeinen  zugestanden  und  die  manchesterlichen  Bedenken 
erwiesen  sich  weder  quantitativ  noch  qualitativ  von  erheblicher 
Bedeutung.  Dagegen  herrschte  unter  den  Anhängern  des  Ar- 
beiterschutzes eine  grosse  Meinungsverschiedenheit  über  den  Gel- 
tungsbereich des  zu  erlassenden  Gesetzes  und  besonders  über 
die  Kompetenz  der  neuen  Gew'erbeinspektoren.  In  ersterer  Hin- 
sicht hatte  bereits  die  Kommission  die  Landwirtschaft  mit  ihren 
Nebengewerben  ausgeschlossen , die  Regierung  fügte  noch  das 
Baugewerbe  hinzu  und  eine  weitere  Beschränkung  wurde  schliess- 
lich vom  Gesetzesausschusse  des  Reichstags  vorgenommen  : Holz- 
plätze (es  sei  denn,  dass  sie  mit  Sägewerken  verbunden  wären). 
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Handwerke  und  jeder  andere  nicht  streng  fabrikmässige  Betrieb 
wurden  ausgeschlossen.  Der  Wirkungskreis  des  Gesetzes  wurde 
also  auf  diese  Weise  ziemlich  eingeengt,  andererseits  scheint  aber 
die  Neuheit  der  Sache  ein  Grund  dafür  z.u  sein,  zunächst  nur 
einzelne  Gruppen  von  Arbeitern  dem  Gesetz  zu  unterwerfen ; 
eine  künftige  Gesetzgebung  wird  das  Versäumte  nachholen  können. 

Mehr  zu  bedauern  ist  es  dagegen , dass  die  Rücksicht  auf 
den  Widerstand  und  die  Befürchtungen  der  Unternehmer,  dass 
der  Eifer  der  Gewerbeinspektoren  diese  zur  Unzeit  verleiten  würde, 
auf  kostspielige  Einrichtungen  zu  dringen,  die  Besorgnis  vor  un- 
befugten Klagen  und  die  Angst,  dass  Betriebsgeheimnisse  leicht 
verraten  werden  könnten  u.  dgl.  noch  in  den  späteren  Stadien 
der  Beratung  verschiedene  nicht  sehr  glückliche  Veränderungen 
in  dem  ursprünglichen  Entwurf  des  Gesetzes  herbeiführte.  Die 
an  und  für  sich  zuweilen  schon  ziemlich  milden  und  schwankenden 
Bestimmungen  der  Vorlage  wurden  von  der  Regierung  und  beson- 
ders vom  Parlamentsausschüsse  häufig  noch  abgeschwächt  und  oft 
geradezu  entkräftet. 

So  wurde  die  Aufgabe  der  Inspektion  bereits  von  der  Re- 
gierung als  eine  in  erster  Linie  beratende  und  informierende  be- 
zeichnet. Das  Klagerecht  wurde  der  Staatsanwaltschaft  zuge- 
wiesen und  ein  Anteil  an  den  Geldbussen  den  Inspektoren  nicht 
zugestanden , wie  es  geplant  war.  Betriebsunternehmer  sollten 
erst  dann  gerichtlich  belangt  werden  können , wenn  sie  es  ver- 
säumt haben,  sich  nach  den  Verfügungen  der  Provinzialregierung 
zu  richten  u.  s.  w.  Ueberdies  hielt  es  der  Ausschuss  für  ange- 
zeigt, dass  ohne  Rücksicht  auf  die  zu  erlassende  besondere  In- 
struktion, im  Gesetze  direkt  verordnet  werden  sollte , dass  die 
Inspektoren  ’ mit  Takt  und  Behutsamkeit  zu  Werke  zu  gehen 
hätten,  dass  die  Anforderungen  an  die  Arbeitsräume  und  die 
Anordnungen  überhaupt  nicht  so  hoch  gespannt  werden  dürften, 
dass  dadurch  der  Betrieb  unnötigerweise  erschwert  oder  verteuert 
würde;  wo  eine  besondere  Gefahr  nicht  vorhanden  wäre,  sollten 
die  erforderlichen  Verbesserungen  nur  allmählich  und  mit  gehöriger 
Rücksicht  auf  das  Leistungsvermögen  des  Unternehmers  einge- 
führt werden,  — Alles  Kautschukbestimmungen,  deren  Vieldeu- 
tigkeit und  Dehnbarkeit  einem  konniventen  Inspektor  den  be- 
quemsten Vorwand  für  eine  laxe  Handhabung  des  Gesetzes  bieten 
kann.  Zu  alledem  wurden  mehrere  der  ursprünglichen  Bestim- 
mungen noch  weiter  abgeschwächt.  So  können  z,  B.  (2  § Abs.  2 d) 
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für  schon  vorhandene  Fabriken  von  der  Vorschrift  für  feuersichere 
Treppen  und  über  ein  Minimum  des  Luftraums  unter  besonderen 
Verhältnissen  Ausnahmen  gestattet  werden,  wieder  eine  starke 
Versuchung  an  die  Standhaftigkeit  des  Inspektors.  Die  Bestim- 
mung über  die  Beschaffenheit  der  Gänge  wurde  dahin  verändert, 
dass  nur  »gewöhnliche  Vorsicht€  von  den  Arbeitern  gefordert 
werden  sollte,  um  nicht  von  den  im  Gange  befindlichen  Maschinen 
geschädigt  zu  werden ; der  ursprüngliche , ohne  Zweifel  glück- 
lichere Ausdruck  war  »offenbar  grobe  Unvorsichtigkeitt.  »Zur 
Erhaltung  guter  Ordnung  und  Disziplin  in  grösseren  Anlagen* 
soll  der  Inspektor  erst  nach  Meldung  bei  dem  betreffenden 
Unternehmer  in  die  Arbcitslokale  Zutritt  erhalten,  eine  Vorschrift, 
die  wahrscheinlich  in  keinem  anderen  Arbeiterschutz-Gesetz  ihr 
Gegenstück  finden  dürfte.  Wenn  nun  noch  dazu  kommt,  dass 
die  Besorgnis  vor  dem  Verrat  der  Betriebsgeheimnisse  ausser 
anderen  Vorsichtsmassregeln  auch  die  Kautele  hervorrief,  dass 
der  Unternehmer  von  der  Provinzialregierung  (oder  dem  König 
als  Beschwerdeinstanz)  die  Erlaubnis  erhalten  kann,  gewisse  Teile 
der  Arbcitslokale  vor  der  Inspektion  zu  verschliessen , so  dürfte 
unser  Urteil , dass  eine  ungerechtfertigte  Berücksichtigung  des 
Unternehmerinteresses  stattgefunden , nur  allzu  begründet  er- 
scheinen. 

Selbstverständlich  soll  damit  keineswegs  geleugnet  sein,  dass 
es  dem  Ausschüsse  gelang,  mehrere  entschiedene  Verbesserungen 
in  dem  ursprünglichen  Entwürfe  vorzunehmen.  Und  es  darf  auch 
nicht  vergessen  werden,  dass  ein  vollkommenes  Gesetz  nicht  zu 
erreichen  war.  Erinnert  man  sich  des  lauten  und  mächtigen 
Widerstands  der  Unlernehmerkreise , der  knappen  Majorität  — 
107  Stimmen  gegen  97  — in  der  zweiten  Kammer,  so  kann  man 
sich  nur  freuen,  dass  wenigstens  Etwas  zu  Stande  gebracht  wurde. 
Ein  Schritt  vorwärts  ist  immerhin  geschehen : der  Grundstein  zu 
einer  schwedischen  Arbeitsgesetzgebung  ist  gelegt. 

Wir  lassen  nunmehr  den  Text  des  Gesetzes  folgen; 

Gesetz,  betreflend  Schutz  gegen  Gefahren  im  Betriebe. 

Gegeben  im  Schloss  von  Stockholm  den  lo.  Mai  1889. 

Wir  Oscar,  von  Gottes  tlnaden  König  von  Schweden,  Norwegen,  der  Gothen  und 
Wenden,  bekunden  hierdurch,  dass,  nachdem  Unserer  Vorlage  zufolge  der  Reichstag 
einen  Gesetzentwurf,  betr.  Schutz  gegen  Gefahren  im  Betriebe  angenommen,  Wir  mit 
Genehmigung  jenes  ECntwurfes  und  seiner  Abweichungen  von  Unserer  Vorlage  für  gut 
befunden  haben,  um  den  bei  den  industriellen  Gewerben  in  den  dazu  gehörigen  Werk- 
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Stätten  und  Arheitsplät/en  beschäftigten  Arbeitern  Schutz  für  I^ben  und  Gesundheit 
zu  bereiten,  hierdurch  in  Gnaden  das  Folgende  zu  bestimmen  unti  zu  verordnen ; 

§ I.  Unter  industriellem  Gewerbe  wird  in  diesem  Gesetze  verstanden:  gewerbs- 
mässiger Betrieb  von  Sägewerken  und  damit  vereinigten  Holzplätzen;  Grubenbetrieb 
oder  damit  vergleichbare  Arbeit,  die  uU  Bergbau  nicht  anzusehen  ist;  Hüttenwerke 
mler  Hochöfen,  Slabcisenwerke  oder  sonstige  Anlagen,  welche  Gewinnung  oder  Ver- 
edelung mineralischer  Produkte  bezwecken  und  als  Handwerke  nicht  zu  betrachten 
sind;  Fabriken;  Betrieb  von  Schiffswerften,  Steinhauereien,  Meiereien,  Brauereien, 
Mahl-  und  Schneidemühlen,  sowie  von  Handwerken,  die  in  so  grossem  Umfang  oder 
auf  so  grosser  Stufenleiter  stattfinden,  dass  sie  als  Fabrikbetrieb  gelten  können;  Buch- 
druckercien;  Brennereien  und  sonstige  mit  Fabrikbctrichen  vergleichbare  Unterneh- 
mungen. 

§ 2.  Abs  I.  Jeder  Betriebsunternchmer , der  unter  dieses  Gesetz  fällt,  ist  ver- 
pflichtet, alle  Einrichtungen  hcrzuslellen,  die  in  Hinsicht  der  Arbeitslokalc,  Maschinen 
und  Werkzeuge  oder  der  Beschaffenheit  der  Arbeit  wegen  nötig  sind,  um  Leben  und 
Gesundheit  der  beschäftigten  Arbeiter  zu  schützen. 

Abs.  2.  Hiebei  gelten  folgende  Vorschriften. 

a)  An  Stellen,  wo  die  Arbeiter  der  Gefahr  ausgeselzt  sind,  durch  Fall  oder  durch 
herabstiirzende  Gegenstämle  beschädigt  zu  werden,  sollen,  nach  Massgabe  der  Natur 
<les  Betriebes  die  nötigen  Schutzvorrichtungen  angebracht  werden,  so  dass  z.  B. 
Bodenöffnungen,  Gerüste,  Gallerien,  Fahrstühle  u.  dgl.  mit  sichernden  Einfriedigungen 
versehen  und  Geländer  an  den  Treppen  angebracht  werden; 

b)  an  Fahrstühlen,  Krnhnen  oder  anderen  damit  vergleichbaren  Hilfsmaschinen  soll 
deutlich  ihre  Hubkrafl  nach  dem  Gewicht  und , wenn  sic  zu  Personenverkehr  be- 
stimmt sind,  auch  die  Personenzahl  angegeben  werden,  die  ohne  Gefahr  zu  gleicher 
Zeit  dieselben  benutzen  kann; 

c)  Kufen,  Bassins  und  sonstige  offene  Gefässe , die  nach  I^ge,  Inhalt  oder  Tiefe 
Gefahren  herbeiführen  können,  mü.ssen,  so  weil  es  geschehen  kann,  gehörig  einge- 
friedet  werden ; 

d)  wo  ein  Gewerbebetrieb  von  Feuersgefahr  bedroht  ist,  sollen  zur  Rettung  der 
Arbeiter  bei  ausbrechendem  Brand  Vorrichtungen  getroffen  werden  durch  Anbringung 
feuersicherer  Treppen,  durch  genügende  Anzahl  leicht  zu  öffnender  Ausgänge  und 
Fenster,  Sicherheitsleitem  u dgl. ; indes  soll  die  Vorschrift  in  Hinsicht  feuersicherer 
Treppen  auf  schon  vorhandenen  Fabriken  und  Werkstätten  nur  in  soweit  Anwendung 
finden,  als  dies  ohne  grössere  Schwierigkeiten  oder  Kosten  geschehen  kann; 

e)  die  Gänge  der  Arbeilslokale  sollen  so  breit  und  hoch  sein , dass  die  Arbeiter, 
wenn  sie  die  gewöhnliche  Vorsicht  »anwenden,  von  im  Gange  befindlichen  Maschinen 
nicht  beschädigt  werden  können; 

f)  die  Motoren  sollen,  wo  sie  nicht  in  besonderen  Räumen  aufgestellt  sind,  sondern 
ihren  Platz  in  den  Arbeitslokalen  haben , eingefriedet  oder  so  angebracht  werden, 
dass  die  Arbeiter,  denen  ihre  Bedienung  nicht  anvertraut  ist,  der  Gefahr  entgehen, 
mit  ihren  beweglichen  Teilen  in  Berührung  zu  kommen; 

g)  Maschinen  und  Tr.insmissionen , die  den  Arbeitern  Gefahr  bereiten,  «ollen  cin- 
gefriedcl  oder  so  aurgestellt  werden,  dass,  wenn  möglich,  die  mit  ihnen  verbun<lene 
Unfallgefahr  h^eitigt  winl ; dieselben  sollen  auch  an  Plätzen,  wo  die  Arbeiter  mit 
ihnen  in  Berührung  kommen  können,  genügend  erleuchtet  sein,  damit  sie,  wenn 
sie  im  Gange  sind,  deutlich  unterschieden  werden  können; 

h)  ehe  die  Transmissionen  durch  den  .Motor  in  Gang  gesetzt  werden,  soll  dies  auf 
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eine  vorher  bezeichnete  Weise  in  den  Arbeitsräumen  augezeigt  werden;  wenn  von 
einem  Motor  die  ICraft  nach  mehreren  Stockwerken  oder  Räumen  geleitet  wird, 
soll  das  in  der  Weise  geschehen,  dass  entweder  die  HaupUraosmis^ion  in  jedem 
Arbeitsraume  unabhängig  von  dem  Motor  ausser  Betrieb  gesetzt  oder  aus  jedem 
Arbeitsraume  eia  Signal  gegeben  werden  kann,  auf  das  hin  der  Motor  zum  Still- 
stand gebracht  wird; 

i)  Arbeitsmaschinen  mit  schneller  Bewegung  sollen,  wo  dies  irgend  geschehen  kann, 
mit  Einrichtungen  versehen  sein,  die  cs  ermöglichen,  sie  schnell  und  unabhängig 
von  den  Motoren  zum  Stillstand  zu  bringen;  für  die  Auf-  und  Ablegung  der  Trans- 
missionsriemen  sollen,  falls  sich  damit  eine  Gefahr  verbindet,  spezielle  Anordnungen 
getrofTeo  werden ; 

k)  es  sollen,  wenn  im  Gange  befindliche  Maschinen  oder  Transmissionen  gereinigt 
oder  geschmiert  werden  müssen,  so  weil  dies  möglich  ist,  entsprechende  Vorrich- 
tungen zur  Verhütung  von  Schaden  getrofTcn  werden. 

Abs.  3.  Ausserdem  soll,  wenn  die  Arbeit  im  geschlossenen  Raume  verrichtet  wird 
oder  deren  Natur  es  verlangt,  folgendes  beobachtet  werden: 

dass  für  jeden  im  Betriebe  beschäftigten  Arbeiter  ein  genügender  laiftraum  und 
zwar  nicht  weniger  als  sieben  cbm.  neben  der  Vorrichtung  für  den  erforderlichen 
Luftwechsel  vorhanden  sei;  dass  jedoch  in  schon  bestehenden  Fabriken  oder  Werk- 
stätten, wo  besonders  wirksame  Einrichtungen  für  den  Luftwechsel  vorhanden  sind, 
ein  kleineres  Mass  von  Luftraum  gestattet  werden  kann ; 

dass  die  Arbeit  bei  zureichender  und  zweckentsprechender  Beleuchtung  und  bei 
gehöriger,  den  Verhältnissen  entsprechender  Temperatur  stattfindet; 

dass  solche  Einrichtungen,  welche  die  technische  Erfahrung  wirksam  befunden,  und 
die  der  Natur  der  Arbeit  angemessen  sind,  getroffen  werden,  um  zu  verhindern,  dass 
Staub,  Gase  oder  Dünste  in  einer  der  Gesundheit  der  Arbeiter  gefährlichen  Menge 
in  den  Arbeitslokalen  sich  verbreiten,  und  dass  Reinlichkeit  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Arbeitslokale  als  auf  Maschinen  und  Werkzeuge  beobachtet  wird. 

Abs.  4.  In  den  Arbeitslokalcn  sollen,  wenn  nötig,  Vorschriften  angeschlagen  wer- 
den, in  betreff  dessen  was  die  Arbeiter  zur  Vermeidung  von  Unfällen  und  Krankheit 
während  der  Arbeit  zu  beobachten  haben.  Diese  Vorschriften  sollen  in  der  unten 
angegebenen  Weise  genehmigt  sein. 

.An  besonders  gefährlichen  .Stellen  sollen  Plakate  , die  zu  spezieller  Vorsicht  auf- 
fordem,  angeheflct  werden. 

§ 3.  Die  Arbeiter  sollen  es  sich  ihrerseits  angelegen  sein  lassen,  dabei  mitzuwirken, 
dass  das  mit  diesem  Gesetze  angestrebte  Ziel  erreicht  wird,  und  sich  darum  zu  ge- 
nauer Befolgung  der  im  § 2,  Abs.  4 angegebenen  Vorschriften  und  Mahnungen  ver- 
stehen. 

§ 4.  Das  gegenwärtige  Gesetz  hndcl  keine  Anwendung  auf  Gewerbe,  die  zum  Berg- 
werksbetriebe gerechnet  werden,  noch  auch  auf  das  Baugew'erbe.  Was  in  dieser  Hin- 
sicht, wie  auch  in  betreff  von  Sicherheilsmassregeln,  die  in  gewissen  anderen  Gewer- 
ben oder  bei  der  Anwendung  von  gewissen  Werkzeugen,  Maschinen  oder  Arbeits- 
methoden schon  angeordnet  ist  oder  noch  festgesetzt  werden  kann,  soll  ohne  Rück- 
sicht aut  dieses  Gesetz  in  Kraft  bleiben. 

§ 5.  Sachverständige  Personen  sollen  in  gehöriger  Anzahl  bestellt  werden,  um  den 
Betriebsunternehmern  mit  Auskünften  und  Ratschlägen  in  betreff  des  Arbeiterschutzes 
gegen  die  Gefahren  im  Betriebe  behillhch  zu  sein.  Es  liegt  ihnen  ausserdem  ob,  die 
Befolgung  dieses  Gesetzes  zu  überwachen  und  die  im  § 2,  Abs.  4 bezeichneten  Vor- 
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Schriften  zu  prüfen.  Diese  Personen  sollen  Gewerbeinspektoren  heissen  und  von  dem 
Könige  ernannt  werden. 

Der  Gewerbeinspektor  hat  in  seinem  Berufe  slels  darauf  zu  achten,  wie  in  jedem 
besonderen  Falle  der  Zweck  dieses  Gesetze«  ohne  unbillige  Kosten  und  mit  geringster 
Unbe<|uemlichkeit  für  den  Unternehmer  erreicht  werden  kann.  Nähere  Vorschriften 
betr.  der  Wirksamkeit  des  Gewerbeinspektors  werden  in  einer  besonderen,  von  dem 
Könige  mitgeteilten  Instruktion  gegeben  werden. 

Der  Gewerbeinspektor  darf  nicht  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  eine  Fabrik 
oder  anderes  industrielle  Gewerbe  treiben  oder  an  solchen  teilnehmen  oder  in  ihnen 
eine  Anstellung  haben. 

Die  Gesundheits-  und  Gemeindeämter,  sowie  die  Provinzial-,  Stadt-  und  Distrikts- 
ärzle  sind  verptlichtet , dem  Imspektor  jeden  Beistand,  der  bei  seinen  dienstlichen 
Funktionen  nötig  werden  kann,  zu  leisten.  Der  Inspektor  hat  das  Recht,  in  jedem 
Falle,  wo  es  zur  Ausführung  seines  Auftrages  notig  ist,  die  Polizeibehörde  um  Unter- 
stützung zu  ersuchen. 

§ 6.  Der  Gewerbeinspektor  hat  während  der  Zeit,  wo  die  Arbeit  stattfmdet,  nach- 
dem er  bei  dem  betreffenden  Belriebsunternclimer  oder  VVerkslätlenvorsland  sich  hierzu 
gemeldet,  Zutritt  in  die  Fabriken,  Werkstätten  oder  sonstigen  Arbeitslokale  und  das 
Recht  zu  Untersuchungen,  zu  welchen  seine  amtliche  Stellung  Anlass  geben  kann. 

Zum  Schutze  von  Betriebsgeheimnissen  dürfen  indessen  gewisse  Teile  der  Fabriken, 
Werkstätten  oder  sonstigen  Arbeitslokale  von  der  Inspektion  ausgenommen  werden. 
Wenn  ein  in  dieser  Hinsicht  vom  Betriebsunlernchmer  gemachter  Antrag  seitens  des 
Gewerbeinspektors  nicht  genehmigt  wird , soll  dieser  Antrag  von  ihm  zur  Entschei- 
dung an  die  Provinzialrcgierung  überwiesen  werden. 

§ 7.  Wer  die  Stellung  eines  Gewerbeinspektors  inne  gehabt  hat  oder  noch  hat, 
darf  Betriebsgeheimnisse  nicht  verraten,  Thul  er  dies  und  gehl  aus  den  Umständen 
nicht  hervor,  dass  er  von  diesen  Geheimnis.sen  während  einer  Zeit  Kenntnis  erhalten 
hat,  in  der  er  eine  ähnliche  Stelle  nicht  bekleidete,  so  verfallt  er  einer  Geldstrafe 
von  fünfzig  bis  zu  tausend  Kronen.  Geschieht  der  Verrat,  um  damit  Schaden  zu  ver- 
ursachen oder  bcnLlzt  er  ein  solches  Geheimnis  zu  eigenem  oder  fremdem  Vorteil, 
so  kann  er,  wo  nach  dem  gemeinen  Gesetze  eine  höhere  Strafe  nicht  erfolgt,  zu  einer 
Gefängnisstrafe  von  einem  Monate  bis  zu  zwei  Jahren  verurteilt  werden. 

Ist  durch  das  Verhallen  des  Gewerbeinspeklors  iu  der  oben  bezcichnelcn  Hinsicht 
ein  Schaden  entstanden,  so  ist  er  ausserdem  verpflichtet,  denselben  völlig  zu  ersetzen. 

8.  Auf  Meldung  des  Gewerbeinspeklors  oder  wo  es  sonst  nötig  erachtet  wird,  hat 
die  Provinzialrcgierung  <las  Recht,  dem  betreffenden  Unternehmer,  wenn  er  die  Arbeit 
fortselzen  will,  und  nachdem  er  in  der  Sache  gehört  worden,  aufzucrlcgcn , in  einer 
bestimmten  Frist  gewisse  im  § 2 bezcichncie  Vorrichtungen  zu  treffen ; widrigenfalls 
wird  ausser  der  verhängten  Strafe  die  getroffene  Anordnung  auf  seine  Kosten  von  der 
Polizeibehörde  bewerkstelligt. 

Wenn  in  der  Gemeinde,  wo  der  betreffende  Betrieb  sich  befindet,  ein  Verein  von 
Gewerbetreibenden  von  der  Art  besteht , wie  es  der  § 13  des  Gesetzes  über  die  cr- 
weilerle  Gewerbefreiheil  vom  18.  Juni  1S64  bestimmt,  oder  wenn  die  Belriebsuntcr- 
nehnier  der  Gegend  sich  dazu  vereinigt  haben,  einen  besonderen  Ausschuss  zu  wählen, 
ein  Gutachten  über  beabsichtigte  Massregcln  zum  Schutz  des  Lebens  und  der  Ge- 
sundheit der  Arbeiter  abzugeben,  so  soll  die  Provinzialrcgierung,  wenn  ein  Betriebs- 
unlemchmcr  dies  verlangt,  einem  solchen  Vereine  oder  Aus.schusse  Gelegenheit  geben, 
sich  über  die  Frage  zu  nussern,  ehe  ein  Beschluss  gefasst  wird. 

IO  * 


Digitized  by  Google 


148 


Gesebtgebung. 


Wenn  es  ach  während  der  Behandlung  der  Frage  ergibt,  dass  eine  drohende  Ge- 
fahr vorhanden  sei , so  kann  die  Provinzialregierung  die  Fortsetzung  der  Arbeit  im 
ganzen  oder  die  Benützung  gewisser  Lokale  , Maschinen  oder  Arbeitsmethoden  ver- 
bieten, bis  die  vorgeschriebene  Einrichtung  getroflfen  worden  ist.  I>as  Verbot  steht 
fest,  bis  nach  geführter  Besch^verde  der  Beschluss  vom  König  aufgehoben  wird. 

§ 9.  Belriebsunternehmer,  welche  den  im  § 8 bczeichncien  Vorschriften  oder  Ver- 
boten nicht  nachkommen,  werden  mit  Geldstrafen  von  zehn  bis  fünfhundert  Kronen 
bestraft 

§ IO.  Die  Staatsanwaltschaft  soll,  auch  wenn  davon  keine  Anzeige  gemacht  worden, 
wegen  der  in  dem  § 9 bezcichneten  Uebertretungen  gerichtliche  Verfolgung  anstellen. 
Sie  ist  ausserdem  verpflichtet , Anklage  zu  erheben , wenn  die  Gewerbeinspektoren 
ähnliche  Vergehen  bei  ihr  angezeigt  haben. 

§ II.  Was  in  dem  17.  Kap.  ;;  ii  der  Prozessordnung  In  betreff  derer  bestimmt  ist, 
welche  in  den  Angelegenheiten  des  Gerichtes  untl  der  Provinzialregierung  Botschaft 
bringen  und  Geschäfte  verrichten,  gilt  auch  vom  Gewerbeinspektor. 

§ 12.  Die  Uebertretungen  der  Betriebsuntemehmer  gegen  dieses  Gesetz  werden  vor 
dem  Polizeigerichte,  wo  ein  solches  vorhanden  ist,  sonst  aber  vor  dem  Polizeiamte 
und,  wo  solches  nicht  vorhanden  ist,  vor  den  gemeinen  Gerichten  verfolgt.  Das  Be- 
schwerderecht in  diesen  Angelegenheiten  ist  ebenso  wie  im  Strafprozesse  geordnet 

Die  auf  Gntnd  <lieses  Gesetzes  verhängten  Geldbussen  fallen  der  Staatskasse  zu. 

Die  Gcldbu.s.sen  werden  in  Ermangelung  von  Vermögen  auf  Seilen  des  Verurteilten 
in  einfache  Gefängnishafl  verwandelt,  in  Uebereinstimmung  mit  den  im  gemeinen  Ge- 
setze für  eine  solche  .Abänderung  bestimmten  Grundsätzen. 

Dieses  Gesetz  soll  am  l.  Juli  1890  in  Kraft  treten. 

Wonach  alle,  die  es  angebt,  sich  gehorsainst  zu  richten  haben.  Zur  Urkunde  dessen 
haben  Wir  dieses  llöchsteigenhändig  unterschrieben  und  mit  Unserem  königiieheo  In- 
siegcl  bekräftigt  Stockholm,  den  10.  Mai  1889. 

(L.S.)  Oscar. 

E.  von  Krusenstjerna, 
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DIE  VERORDNUNGEN  ÜBER  DIE  EINRICH- 
TUNG DER  QUECKSILBER-SPIEGELBELEGEN 
IN  PREUSSEN  UND  BAYERN. 

EINGEl.EITKT  VON 
1)R.  BRUNO  SCIIOENLANK. 

Als  in  der  Reichstagssitziing  vom  19.  Januar  1889  die  Ver- 
hältnisse der  (Juecksilber-Spiegelbelegen  zur  Sprache  gebracht 
wurden,  gab  man  vom  Bundesratstische  die  Erklärung  ab,  dass 
in  Bälde  die  nötigen  Schritte  zur  Reform  der  Zustände  in  diesen 
Betrieben  gethan  werden  würden.  Dass  Wandel  geschaffen  wer- 
den müsse,  ward  allseitig  anerkannt.  Die  versprochenen  Verord- 
nungen Hessen  nicht  lange  auf  sich  warten ; am  19.  Mai  1889 
veröffentlichte  das  preussische  Handelsministerium , am  30.  Juli 
das  bayerische  Staatsministerium  eine  Bekanntmachung,  betr.  die 
Einrichtung  und  den  Betrieb  der  Spiegelbeleganstalten.  Der 
Wortlaut  der  Bestimmungen  ist  in  beiden  Publikationen  derselbe  '). 

Es  ist  bekannt,  dass  die  Hauptproduktionsstätte  der  Queck- 
silberspiegel der  bayerische  Industrieort  Fürth  ist,  welcher  den 
Weltmarkt  in  dieser  Waare  beherrscht,  so  dass  die  Etablisse- 
ments in  Berlin,  Stolberg,  Aachen,  Frankfurt  a.  M.  der  Fürther 
Spiegelindustrie  gegenüber  nicht  in’s  Gewicht  fallen.  Dazu  kommt, 
dass  die  Lage  der  Arbeiter  in  den  preussischen  Beleganstalten 
von  vornherein  eine  günstigere  war,  als  in  der  bayrischen  Metropole 
der  Spiegelfabrikation  und  des  Merkurialismus,  wo  ernsthafte  ar- 
beiterschutzgesetzliche Massregeln  bis  zum  Erlass  der  Verordnung 
vom  30.  Juli  1889  gänzlich  gefehlt  haben.  Was  für  Zustände  in 
den  Fürther  Belegen  herrschten,  hat  der  Referent  in  seinem  Buche; 

l)  Die  bayerische  Verordnung  hat  einen  §,  den  23.,  mehr,  der  die  Ausführungs- 
bestimmungen  enthält. 
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Die  Fürther  Quecksilber-Spiegelbelegen  und  ihre  Arbeiter  (p.  129  ff.) 
eingehend  geschildert. 

Unleugbar  ist  die  Verordnung  ein  bedeutsamer  Fort- 
schritt, insbesondere  soweit  die  Fürther  Spiegelmanufaktur  in 
Frage  kommt.  Die  wichtigsten  Momente  sind  die  Grösse  der 
Beleg-  und  Trockenräume  und  die  Dauer  der  Arbeitszeit,  weil 
die  hierüber  gegebenen  Vorschriften  den  Ausgangspunkt  für  die 
radikale  Reform  der  Spiegelbelegerei  bilden.  Techniker,  Aerzte 
Volkswirte  sind  darin  einig,  dass  eine  Beseitigung  der  Ucbel 
der  Quecksilber-Spiegelbelegen  sich  nur  durchführen  lässt  durch 
die  Beseitigung  des  Quecksilberbelegs.  Die  Regierung 
hat  diesen  Schritt  nicht  gethan , aber  sie  hat  ihn  so  gründlich 
vorbereitet,  dass  das  Erlöschen  dieser  Betriebsform,  die  in  dieser 
Zeitschrift  mit  vollem  Recht  »ein  Schandfleck  an  dem  deutschen 
Wirtschaftskörpert  genannt  wurde,  in  absehbarer  Zeit  zu  erwarten 
ist.  Hat  schon,  wie  sich  herausgestellt  hat,  die  öffentliche  Dis- 
kussion der  l-'ragc  die  Umwandlung  von  Fürther  Quecksilberbe- 
legen in  Silberbelegen  veranlasst  und  beschleunigt,  so  wird  die 
neue  Verordnung  noch  viel  einschneidender  und  nachhaltiger 
wirken.  Der  Mangel  an  wirklichen  Schutzbestimmungen  und  ent- 
sprechender straffer  Kontrolle,  die  Möglichkeit,  sans  gene  die 
Arbeitskräfte  zu  exploitieren,  war  die  Grundlage  für  das  Dasein 
der  Quecksilberspiegelbelegen.  Nun  der  Staat  das  Fundament 
energisch  zu  entfernen  unternimmt , hört  die  Anwendung  des 
Quecksilbers  auf  so  rentierlich  zu  sein  wie  bisher,  und  der  un- 
gefährliche Silberbeleg,  welchem  nach  dem  Urteil  der  hervorragend- 
sten Fachmänner  ')  die  Zukunft  gehört,  wird  das  Quecksilber  aus 
der  Spiegelproduktion  hoffentlich  sehr  rasch  verdrängen. 

Mit  einem  Schlage  machte  die  Verordnung  der  alle  Miss- 
stände der  Quecksilberbeleganstalten  in  sich  vereinigenden  haus- 
industriellen Belriebsform , den  Heim  belegen  ein  Ende. 
Zwar  ist  die  Zahl  der  Heimbelegen  nicht  gross,  aber  es  war  zu 
erwarten,  dass  bei  einer  gesetzlichen  Regelung  der  Angelegen- 
heit, welche  etwa  nur  die  eigentliche  Manufaktur,  die  Grossbetriebe 
betroffen  hätte,  die  kapitalistischen  Unternehmer  in  der  Hausin- 
dustrie eine  Zuflucht  für  ungehinderte  h'ortsetzung  der  alten  Fro- 

i)  Wir  verweisen  u.  a.  auf  äie  ausgezeichnete  Artikelserie : Silberspiegel  untl 
Quecksilberspicgel  im  >I)iamant>  , Glas-Industrie-Zcitung , Jahrgang  1889,  Nr.  6,  7, 
8,  9,  in  welcher  ein  erfahrener  Praktiker  den  erschöpfenden  Nachweis  für  die  leichte 
Uurchfühibarkcit  des  Silberbelega  anstatt  des  Quccksilberbclegs  erbracht  hat. 
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duktionsweise  gesucht  und  gefunden  hätten.  Ich  erinnere  an  das, 
was  Sombart  in  dieser  Zeitschrift  ‘)  über  die  VV'irkungen  des 
bundesrätlichen  Erlasses  vom  9.  Mai  1888  für  die  deutsche  Zigarren- 
industrie ausgefuhrt  hat  *).  Dem  ist  ein  für  allemal  ein  Riegel 
vorgeschoben  worden  durch  die  Festsetzung  eines  Minimalluft- 
raums von  mindestens  40  bezw.  30  cbm  pro  Kopf  und  einer 
Maximalarbeitszeit,  ganz  abgesehen  von  den  anderen  Vorschriften 
(§  I,  2,  3,  8,  9 u.  a.  m.).  Die  Winkelarbeit  in  Dachkammern 
und  ähnlichen  Räumen  hat  ein  Ende.  Dadurch  werden  nicht 
bloss  die  Heimbelegen,  sondern  eine  grosse  Reihe  von  Grossbe- 
trieben getroffen,  deren  Arbeitsräume  ein  Hohn  auf  die  Hygieine 
waren  und  zum  Teil  noch  sind.  Erfreulich  ist  die  Trennung  der 
Beleg-  und  Trockenräume  (§  3),  die  endgiltige  Entfernung  der 
die  quecksilberhaltige  Luft  durch  Kohlenoxydgas  noch  mehr  ver- 
schlechternden Kohlenöfen  ({5  4),  die  Fixierung  eines  Mindest- 
masses für  die  Höhe  der  Räume  und  für  den  Luftraum,  die  Anord- 
nung zur  Herbeiführung  einer  rationelleren  Ventilation  (§6)  und  einer 
gleichmässigeren  Temperatur  (§  7).  Wir  stehen  aber  nicht  an, 
zu  erklären,  dass  das  Luftraumminimum  von  40  cbm  ftir  die  Be- 
legräume u.  E.  den  Ansprüchen  der  Gewerbehygieiniker  nicht 
gerecht  wird.  Die  Fürther  Aerzte,  deren  Autorität  gewiss  nicht 
angezweifelt  werden  dürfte,  haben  in  einer  an  die  Regierung  ein- 
gereichten  Denkschrift  einen  durchschnittlichen  Luftraum  von 
60 — 100  cbm  pro  Kopf  für  notwendig  zur  Herbeiführung  günstigerer 
Ergebnisse  erklärt.  Indes  ist  die  Thatsache,  dass  ein  Luftraum- 
Mindestmass  festgestellt  ist,  freudig  zu  begrüssen,  da  sie  die 
Handhabe  zu  einer  weiteren  Reform  bietet  und  wenigstens  die 
ärgsten  Missstände  in  dieser  Hinsicht  abstellt.  Dass  der  Fuss- 
boden  von  nun  ab  asphaltiert  werden  muss  (§  8)  , wie  es  seit 
vielen  Jahren  Aerzte  und  Fabrikinspektoren  wünschten,  dass  ge- 
wisse Regeln  für  die  Reinhaltung  der  Arbeitsräume  und  Werk- 
zeuge (§  IO,  II,  12)  gegeben  werden,  ist  gleichfalls  von  Nutzen. 
Man  muss  solch  eine  Quecksilberbelege  besucht  haben,  um  die 
Erspriesslichkeit  aller  dieser  Bestimmungen  zu  würdigen,  die  den 
gröbsten  Unrat,  wörtlich  und  bildlich  verstanden , aus  den  Be- 
legen fegen. 

Die  §§  13, 15,  16  behandeln  die  ärztliche  Kontrolle.  So  notwendig 
angesichts  der  allen  Belegarbeitern  sicheren  Quecksilbervergiftung 

l)  II.  Jahrg.,  I.  Heft,  p.  107  ff. 
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die  schärfste  Aufsicht,  die  fortgesetzte  sorgfältigste  Beobachtung  des 
den  Belegen  zugeführten  und  in  ihnen  angewendeten  Mcnschen- 
materials  ist,  so  unpraktisch  ist  cs , dass  die  Regierung  es  dem 
Belieben  der  Bclegbesitzer  überlässt , >eineni  dem  k.  l'abrikenin- 
spektor  namhaft  zu  machenden  approbierten  Arzte«  nach  ihrem 
Gefallen  die  Sanitätspolizei  in  ihren  Betrieben  zu  übertragen. 
Doch  lassen  wir  die  Fürther  Aerzte  selbst  reden  ! In  ihrem  1883 
abgegebenen  Gutachten  über  die  übrigens  recht  guten  Verord- 
nungen des  Berliner  Polizeipräsidiums  betr.  den  Betrieb  der  Ber- 
liner Spiegelbeleger  sagen  sie ; »Wir  halten  es  für  zweckmässig 
und  notwendig,  dass  hier')  statt  »von  einem  Arzte«  einge- 
setzt werde  »einem  vom  Staat  oder  der  Gemeinde  auf- 
gestellten  Arzt«.  Ohne  unseren  ärztlichen  Kollegen  irgend- 
wie zu  nahe  treten  zu  wollen  , ist  es  doch  wünschenswert , dass 
nicht  der  Arbeitgeber  den  betreffenden  Arzt  bestimmt,  da 
hier  doch  Verhältnisse  eintreten  könnten,  welche  die  t)bjektivität 
des  Arztes  zu  beeinträchtigen  im  Stande  wären.«  Dies  treffende 
Urteil  machen  wir  vollinhaltlich  zu  dem  unseren;  wenn  irgendwo 
müssen  gerade  hier  die  sichersten  Garantien  für  eine  durchaus  unpar- 
teiische Stellung  des  die  Aufsicht  führenden  Arztes  gegeben  sein. 

Gewarnt  sei  übrigens  gleich  jetzt  vor  übereilten  Schlüssen, 
wenn  über  die  sanitären  Zustände  in  den  Belegen  nach  Durch- 
führung des  Erlasses,  speziell  des  § 15,  zahleninässiges  Material 
beigebracht  wird.  Nach  § 15  darf  der  Unternehmer  »Arbeiter, 
bei  welchen  eine  Quecksilbererkrankung  ermittelt  ist,  zu  Beschäf- 
tigungen,  bei  welchen  sie  mit  Quecksilber  in  Berührung  kommen, 
nicht  zulassen«.  Mit  Hilfe  dieser  Bestimmung  kann  der  .Vrzt 
ganz  willkürlich  die  Zahl  der  Erkrankungen  wachsen  oder  ab- 
nehmen lassen;  an  Stelle  der  ausgeschlossenen  Erkrankten  wer- 
den immer  neue  gesunde  Arbeitskräfte  den  Belegen  zugeführt, 
die,  sobald  sie  merkurialkrank  sind  , wieder  neuer  Zufuhr  Pl.atz 
machen,  sei  es,  dass  diese  Zufuhr  aus  den  Wiedergenesenen  oder 
aus  anderen  Schichten  sich  rekrutiert.  Bekanntlich  ist  die  Queck- 
silberbelege der  letzte  Zufluchtsort  der  Arbeitslosen,  der  deklas- 
sierten Kleinmeister  u.  s.  w.  Ein  weiterer  fühlbarer  Mangel  ist  das 
Fehlen  ausd  rücklicher  Schutzbestimmungen  fiir  die  P'  rauen- 
arbeit. Fest  steht , dass  in  der  Quecksilber  Spiegelbelegerei 

1)  ln  Berlin  war  vorgeschricben,  dass  die  Arbeiter  »von  einem  bestimmten  Arzte* 
zu  über\vachen  seien. 
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die  weiblichen  Arbeitskräfte  weitaus  die  Mehrheit  bilden , fest 
steht  ferner,  dass  von  Jahr  zu  Jahr  die  Zahl  der  Männer  in  dieser 
Industrie  abnimmt  und  an  deren  Stelle  Weiber  treten.  Der  mittel- 
fränkische Gewerberat,  Herr  Kopf,  sagt  in  seinem  letzten  Be- 
richt ; >In  den  Quecksilberbelegen  der  Stadt  Fürth  hat  die  Zu- 
nahme der  Zahl  der  weiblichen  Arbeiter  auf  Kosten  jener  der 
Männer  weitere  Fortschritte  gemacht,  und  es  werden  jetzt  wohl 
die  letzteren  kaum  'U  der  Gesamtzahl  ausmachen  ’)«.  Der  letzte 
Absatz  des  § 19  der  Verordnung;  >Das  Tragen  langer  Härte  ist 
untersagt«,  so  verständig  er  an  und  für  sich  ist,  wird,  wie  man 
sieht,  durch  die  Fntwicklung  der  Spiegelindustrie,  die  immer 
mehr  weibliche  Hände  beschäftigt,  von  selbst  überflüssig.  Statt 
dieser  Detailbestimmung  hätten  wir  eine  präzisere  Fassung  des 
§ 13  gewünscht,  der  nur  von  »besonderen  Umständen,  welche 
. . . . aussergewöhnliche  Nachteile«  für  die  Gesundheit  der  Ar- 
beiter »befürchten  lassen«  spricht.  Hier  musste  zum  mindesten 
klipp  und  klar  vorgeschrieben  werden , dass  die  Beschäftigung 
Schwangerer  in  den  Hcleganstalten  unter  keinen  Umständen 
geduldet  werden  darf.  Die  erschreckend  hohe  Sterblichkeit  der 
von  Belegarbeitcrinnen  geborenen  Kinder,  sowie  das  häufige  Vor- 
kommen des  Abortus  bei  diesen  Arbeiterinnen  sind  medizinal- 
statistische Thatsachen,  über  welche  nicht  mehr  gestritten  wird. 
Um  so  wichtiger  ist  es,  dass  eine  bestimmte  Direktive  dem  kon- 
trollierenden Arzt  den  VVeg  verschreibt,  welchen  er  zu  gehen 
hat.  Der  Kopenhagener  Statistiker  Westergaard  spricht  im 
Hinblick  auf  die  Spiegelindustrie  davon,  dass  »man  doch  so  often- 
baren  Kindermord  nie  und  nimmer  zugeben  darf’).« 

Die  Normierung  der  Maximalarbeitszeit  (Oktober  bis  April 
nicht  länger  als  8,  Mai  bis  September  nicht  länger  als  6 Stunden), 
mit  welcher  der  § 14  der  V'erordnung  sich  befasst,  bedeutet  für 
die  Fürther  Spiegelbelegen  einen  Schritt  vorwärts,  für  die  preus- 
s i s c h e n Beleganstalten  dagegen  einen  offenbaren  Rückschritt. 
In  Berlin  war  ursprünglich  festgesetzt,  dass  die  Arbeiter  an  einem 
Tag  nicht  länger  als  4 Stunden,  in  jeder  Woche  aber  nicht  öfter 
als  an  3 Tagen  im  Belegraum  beschäftigt  werden  durften  ; später 
wurde  in  Rücksicht  auf  die  Konkurrenz  der  Fürther  Geschäfte, 
die  ohne  Maximalarbeitszeit  produzierten,  die  Zahl  der  Tage  bei 

1)  Die  Jahresberichte  iler  k.  bayerischen  Fabnkcn-Inspektorcn  für  das  Jahr  1888. 
München  1889,  p 84  85. 

2)  Die  Lehre  von  der  Mortalität  und  Morbilität.  Jena,  1882,  p.  414. 
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Festhaltung  der  jedesmaligen  Arbeitsdauer  von  4 Stunden  von 
3 auf  4 erhöht.  In  Aachen  herrschten  folgende  Verschieden- 
heiten ; a)  die  Bcleger  waren  täglich  2 Stunden  im  Belegraum  thä- 
tig,  ohne  Wechsel  mit  einer  zweiten  Schicht;  b)  4 Stunden  täg- 
lich eine  Woche  lang  iin  Wechsel  mit  3 andern  Schichten,  so 
dass  sie  nach  je  einer  Arbeitswoche  3 Wochen  lang  die  Beleg- 
räume nicht  betraten ; c)  4 — 6 Stunden  täglich  einen  Monat  lang 
im  Wechsel  mit  i oder  2 anderen  Schichten  , so  dass  sie  nach 
je  einem  Arbeitsmonate  i bis  2 Monate  der  Belegarbeit  fernblieben ; 
d)  4 Stunden  täglich  an  3 Tagen  jeder  Woche.  Die  iibrige  Zeit 
wurden  sie  in  der  Schleiferei  und  bei  anderen  Betriebsarten  ver- 
wendet In  Fürth  freilich  beträgt,  abgesehen  von  der  in  Heim- 
belcgen  sich  findenden  Sonntagsarbeit,  der  durchschnittliche  Ar- 
beitstag im  Sommer  9,  im  Winter  7 Stunden.  Man  hätte  besser 
gethan,  die  bisher  in  den  preussischen  Beleganstaltcn  üblich  ge- 
wesene Arbeitszeit  als  Maximalarbeitszeit  einzuführen,  anstatt  eine 
eventuelle  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  von  einem  jedesmaligen 
Antrag  und  Beschluss  der  betr.  Behörden  abhängen  zu  lassen.  Was 
bedeutet  die  Wendung:  > Anlagen,  in  welchen  Quecksilbererkran- 
kungen häufiger  auftreten«  (§  14),  wenn  man  in  Betracht  zieht, 
da.ss  der  .Merkurialismus  keinen  dauernd  in  diesem  Gewerbe  thätigen 
Arbeiter  verschont!  ln  Fürth  besteht  zur  Zeit  ein  von  den  Fabri- 
kanten begründeter  und  unterhaltener  »Glasbelegerhilfs- 
verein«,  welcher  jedem  Arbeiter  einmal  im  Jahre  ein  vier- 
wöchentliches Pausieren  unter  Bezahlung  des  I.ohns,  sowie  die 
regelmässige  wöchentliche  Benützung  eines  Bades  ermöglicht. 
Leider  findet  sich  keine  derartige  Vorschrift  in  der  Verordnung, 
deren  Nutzen  nicht  zu  unterschätzen  ist,  wenn  auch  die  Zeit  zur 
Erholung  nicht  ausreicht.  Es  ist  nicht  unmöglich,  dass  die  Für- 
ther  Belegbesitzer  unter  Berufung  auf  den  Ministerialerlass , der 
ihnen  neue  Lasten  auflege,  die  Ferien-  und  Badegelder  noch 
ferner  zu  zahlen  sich  weigern.  Was  dann  1 Hier  hätte  u.  E. 
irgend  eine  Vorkehrung  getroffen  werden  müssen  , die  den  Ar- 
beitern diese  oder  ähnliche  Vorteile  gesetzlich  sichert. 

Lobend  hervorzuheben  sind  die  Anordnungen  über  die  den 
.'\rbeitern  vom  Unternehmer  zu  liefernden  Arbeitskleider  •)  (§  17), 
über  getrennte  Wasch-  und  Ankleideräume  für  Männer  und  Frauen 

1)  Amtl.  Mitteil,  aus  den  Jahresber.  der  mit  Beaufsichtigung  der  Fabriken  be- 
trauten Beamten.  1880,  p.  16/17;  1882,  p.  250;  1883,  p.  26  fT. 

2)  ln  Preussen  bereits  früher  bestehend. 
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und  über  Speiseräume  (§  18),  überden  Erlass  von  Fabrikordnungen 
(§  19,  20).  Wichtig  ist  es,  dass  die  Anlage  neuer  Belegen  einer 
Genehmigung  seitens  des  Fabrikinspektors  bedarf,  und  dass  Re- 
nitenz die  Schliessung  des  Betriebs  zur  Folge  hat-  Während 
aber  in  Preussen  die  umgehende  Durchführung  des  neuen  Erlasses 
angeordnet  wird,  allerdings  nicht  ohne  »für  bereits  bestehende 
Anlagen  Uebergangsvorschriftent  zuzulassen,  »welche  die  in  Be- 
tracht kommenden  Verhältnisse  billig  berücksichtigenc,  bestimmt 
die  bayerische  Regierung  zwar,  dass  ihre  Verordnung  am  i.  Ok- 
tober 1889  in  Kraft  treten  soll,  lässt  aber  für  bereits  bestehende 
Anlagen  zur  Durchführung  einer  Reihe  von  Bestimmungen  nicht 
bloss  eine  Frist  bis  zum  i.  Oktober  1890,  sondern  eventuell  so- 
gar bis  zum  I.  Oktober  1894  zu.  Die  Heimbelegen  sind  von 
vornherein  nicht  mehr  existenzfähig,  die  durchgehends  sehr  rei- 
chen Spiegelfabrikanten  aber  bedürfen  zur  Ausführung  der  neuen 
Bestimmungen  nicht  solch  einer  langen  Frist;  man  bedenke,  dass 
die  Konzession  nur  möglich  ist  auf  Kosten  der  unter  den  alten 
unerträglichen  Bedingungen  fortzuschatfen  gezwungenen  Beleg- 
arbeiter. 

Doch  mag  auch  die  Kritik  der  Verordnung  gar  manche  Lücken 
und  Mängel  feststellen,  so  ist  doch  endlich  die  Intervention  des 
Staates  erfolgt  und  damit  öffentlich  die  Notwendigkeit  des  Vor- 
gehens gegen  die  Quecksilbcr-Spiegelbclegen  konstatiert.  Die 
l'>fahrung  wird  zeigen,  dass  dem  ersten  staatlichen  Eingriff  wei- 
tere folgen  müssen.  So  gewiss  die  abscheulichsten  Uebelstände 
durch  die  Verordnung  beseitigt  werden,  so  gewiss  ist  es  auch, 
dass  das  Quecksilber  auch  ferner  noch  Hekatomben  von  Ar- 
beitern als  Opfer  fordern  wird.  Eis  genügt  nicht , die  ärgerlich- 
sten Dinge,  die  parties  honteuses  dieser  Industrie  zuzudecken ; 
was  einstimmig  Praxis  und  Theorie,  was  die  Mediziner,  die  Oe- 
konomen,  die  Techniker  fordern,  das  Verbot  der  Queck- 
silberbelegerei  ist  das  Ziel,  welches  die  Gesetzgebung  sich 
stecken  muss.  Nicht  unwahrscheinlich  ist  es,  dass  das  Unter- 
nehmertum unter  dem  Druck  der  schärferen  Aufsicht,  unter  der 
Wirksamkeit  der  V^erordnung  dem  Quecksilberbeleg  aus  freien 
Stücken  den  Rücken  wendet;  wir  haben  schon  berichtet,  dass 
dieser  Prozess  in  Fürth  — und  diese  Stadt  ist  ausschlaggebend  — 
bereits  sich  zu  vollziehen  beginnt.  Und  so  hätte  die  Gesetzge- 
bung zum  Schluss  nur  eine  vollendete  Thatsache  zu  kodifizieren. 
Wenn  sie  sogleich  ein  Machtwort  gesprochen  hätte,  so  wäre  das 
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im  Interesse  der  Volkswohlfahrt  nur  willkommen  gewesen.  Vor- 
läufig muss  man  mit  dem  Gegebenen  sich  begnügen.  Hoffen 
wir,  dass  das  endgiltige  Verbot  der  Quecksilberbelegerei  nicht 
allzu  lange  auf  sich  warten  lässt.  Sollte  aber  ein  Fortschritt  der 
Technik  die  Gefahren  der  Quecksilberverarbeitung  vermindern, 
so  ist  es  die  Pflicht  der  Regierungen,  das  neue  Verfahren  flir  den 
Betrieb  der  Belegen  obligatorisch  zu  machen. 

Wir  lassen  nunmehr  die  bayerische  Verordnung  *)  im  Wortlaut 
folgen : 

Bekanntmachung,  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  Spiegelbeleganstal- 
ten betreffend. 

Unter  Be/.tignahmc  auf  § I20,  Abs.  3 und  § 147,  Abs.  1,  Ziff,  4 der  Reichsgewerbe- 
ordnuny  , dann  Art.  156,  Ziff.  2 des  Folizeislrafgesctzbuches  vom  26.  Derember  1871 
werden  nachstehende  Vorschriften  Uber  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  Spiegel- 
belcganstalten  erlassen : 

^ 1.  Die  Mcrstcllung  von  Quecksilberspiegeln  darf  nur  in  Räumen,  weiche  zu  ebener 
Krde  belegen  sind  und  entsprechend  kühl  gcdialtcn  werden  können,  erfolgen. 

Die  Fenster  aller  Räume,  in  welchen  die  Möglichkeit  einer  Entwickelung  von 
Quecksilberdampf  und  -staub  vo> liegt  (<|uccksilbergcfHhrliche  Räume),  müssen  nach 
Norden  liegen. 

§ 2.  In  den  Arheitsräumen  dürfen  Quecksübervorrälc  nicht  gelagert  werden.  Die 
Aufbewahrung  von  Quecksilber  hat  in  einem  besonderen  Raume,  in  verschliessbaren, 
gut  gedichteten  Behältern  zu  erfolgen. 

§ 3.  ln  dem  Belegramne  darf  nur  das  Belegen  der  Glastafcln , in  dem  Trocken- 
raume  dürfen  nur  solche  Arbeiten,  welche  mit  <lem  Trocknen  der  belegten  Glastafcln 
verbunden  sind,  vorgenommen  werden.  Diese  Räume  dürfen  mit  Wohn-,  Schlaf-  und 
Haushallungsränmcn  nicht  in  unmittelbarer  Verbindung  stehen.  Die  Thüren,  welche 
die  Verbindung  derselben  unter  einander  und  mit  anderen  Arbcitsraiimen  herstellen, 
milssen  guten  .Schluss  haben,  geschlossen  gehalten  werden  und  sind  nur  dann  und 
so  lange  zu  öffnen,  als  die  Arbeit  diesis  erforderlich  macht. 

Der  Aufenthalt  nicht  beschäftigter  Personen,  sowie  der  Aufenthalt  der  beschäftigten 
Personen  vor  und  nach  der  Arbeit  und  während  der  Pausen  in  diesen  Räumen  i.st 
nicht  zu  dulden. 

Das  Wischen  (Putzen,  Reinigen)  der  Glastafeln  ist  im  Belegraumc  insoweit  ge- 
stattet , als  die  letzte  Kcrtigmachung  der  Gliiser  zum  Belegen  dieses  unabweisUch  er- 
fordert. 

§ 4.  Beim  Anwärmen  der  Wischtücher  ist  die  Verwendung  von  Kohlenhäfen  in 
allen  Arbeitsräumen  untersagt. 

Im  Belegraumc  und  anderen  durch  (,>uecksilbervcrwendung  gefährlichen  Räumen 
dürfen  zum  Anwännen  von  Tüchern  nur  sulche  Wärmevorrichtungen  (kleine  Petro- 

i)  Für  die  korrespondierenden  prcussischen  »Vorschriften  über  <lie  Einrichtung  und 
den  Betrieb  der  Spiegelbelcgansialien«  vgl  das  Ministerial-Blatt  für  die  ges  innere 
Verwaltung  der  k.  preuss.  Staaten,  1889,  S.  78  fg. 


Digitized  by  Coogle 


Die  bayerische  Bekanntmachung,  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  etc,  157 

leumöfen  u.  a.)  benutzt  werden,  bei  welchen  ein  Ausstrahlen  von  Wärme  und  eine 
E>hitzung  benachbarter  Luftschichten  auf  das  geringste  Mass  beschränkt  bleibt.  Wer- 
den hierzu  Petroleumöfen  verwendet,  so  dürfen  die  Verbrennungsgasc  nicht  in  den 
Arbeitsraum , sondern  nur  in  einen  Schlot  entweichen.  Jede  direkte  Heirung  dieser 
Räume  ist  untersagt.  Die  Erwärmung  der  Luft  bei  Kälte  und  ebenso  die  Abkühlung 
der  I.,ufl  bei  hoher  Sommerwärmc  ist  für  diese  Räume  nur  durch  Einführung  vorge- 
wärmter  bezw.  abgekiihlter  Luft  zu  bewirken.  Die  Temperatur  der  cingeführten  vor- 
gewärmlen  Luft  darf  niemals  -|-  15®  C (12®  R)  überschreiten,  In  I^gcrräumen,  Wisch- 
räumen und  anderen  die  Gesundheit  der  Arbeiter  nicht  gefährdenden  Räumen  ist  die 
Benützung  gewöhnlicher  eiserner  Oefen  gestattet. 

§ 5.  Soweit  die  Witterung  und  der  Gang  der  Fabrikation  es  erlaubt,  sind  die 
Fenster  der  durch  Quecksilberverwendung  für  die  Gesundheit  gefährlichen  Räume  vor 
und  nach  der  Arbeit  möglichst  offen  zu  halten. 

§ 6.  Die  Grösse  der  Beleg-  und  Trockenräume  ist  so  zu  bemessen,  dass  pro  Kopf 
der  darin  beschäftigten  Personen  in  den  ersteren  ein  Luftraum  von  mindestens  40  kbm, 
in  den  letzteren  von  mindestens  30  kbm  entfällt.  Die  Höhe  der  Räume  muss  min- 
destens 3.5  m.  betragen. 

Durch  eine  nicht  auf  natürlichen  Temperaturdifferenren  beruhende,  während  der 
Arbeitszeit  stets  wirksame  Ventilationsvorkehrung  (Anwendung  einer  Lockfcucrung 
ausserhalb  der  Räume,  eines  Gas-,  Wasser-  oder  anderen  Nfotors)  ist  dafür  Sorge  zu 
tragen,  dass  die  Luft  der  Beleg-  und  Trockenräume  bei  geschlossenen  Fenstern  und 
Thüren  durch  Zu-  und  Abführung  von  mindestens  60  kbm.  Luft  pro  Kopf  und  Stunde 
während  der  Arbeitszeit  fortlaufend  erneuert  wird.  Die  frische  Luft  ist  in  die  oberen 
Luftschichten  der  betreffenden  Räume  einzuleiten.  Die  Absaugung  der  Luft  ist  so 
einzurichten,  dass  die  unteren  Luftschichten  zuerst  abgeführt  werden.  Zu-  und  Ab- 
leitung dürfen  nicht  an  derselben  Wand  angebracht  werden , sondern  müsen  «ch 
möglichst  gegenüber  liegen  und  so  eingerichtet  sein,  dass  Zug  vermieden  bleibt.  Der 
Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  diejenigen  Kontrollapparate  zu  beschaffen,  welche  von  dem 
zuständigen  k.  Fabrikinspektor  als  erforderlich  bezeichnet  werden , um  feslzustellcn, 
ob  die  vorhandene  Vcntilationsanlage  den  gestellten  Anforderungen  entspricht. 

§ 7.  Die  Temperatur  der  Luft  in  den  Beleg-  und  Trockenräumen  ist  möglichst 
gleichmässig  zu  halten. 

Erreicht  an  einem  'Page  die  'Pemperatur  der  Luft  in  diesen  Räumen  die  Höhe  von 
25®  C (20''  R)  und  darüber,  so  ist  die  Arbeit  einzustellen  und  an  diesem  Tage  nicht 
wieder  aufzunehmen. 

In  jedem  Beleg-  und  Trockenraume  ist  ein  Thermometer  anzubringen,  an  welchem 
durch  eine  in  die  Augen  fallende  Marke  die  zulä-ssige  höchste  Temperaturgrenze  be- 
zeichnet ist.  Das  Thermometer  ist  in  Kopfhöhe  und  nicht  an  einer  ünifassungswan<l 
oder  in  der  Nähe  dner  Thüre  oder  eines  Fensters  anzubringen 

§ 8.  r>er  Fussboden  der  Beleg-  und  Trockenräume  muss  aus  glattem  Asphaltbeiag, 
ohne  Fugen,  Ritzen  und  Sprünge  bestehen,  mit  leichter  Neigung  zu  einer  Sammelrinne 
für  das  auf  den  Boden  gelangende  Quecksilber  und  mit  Sammelbecken. 

§ 9.  Die  Wände  der  Beleg-  und  Trockenräume  sind,  sofern  sie  ao.s  Mauerwerk  be- 
stehen, glatt  zu  verputzen.  Wände  aus  Holz  müssen  aus  gehobelten,  gut  gefugten 
und  verkitteten  Breilern  hergcrichtct  sein  tind  an  der  Decke  und  am  Boden  dicht 
schliessen.  Wände  und  Decken  sind  mit  Oelfarbenanstrich  zu  versehen  un<l  allwöchent- 
lich abzuwaschen. 

§ IO.  Die  Bclegtische  und  TrockengcstcUe  müssen  so  eingerichtet  sein,  dass  das 
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beim  AnirJinken  der  Zinnfolie,  heim  Ucbergicssen  derselben  mit  Quecksilber,  beim 
Pre»icii  der  belegten  Platten  und  beim  Trocknen  der  Spiegel  abdiessende  Quecksilber 
müglichät  schnell  in  die  aufgestelllen  Auffangbchülter  gelangt. 

Nach  Schluss  der  täglichen  Arbeitszeit  ist  der  ßelegtisch  sorgfältig  von  Quecksilber 
zu  säubern. 

Die  Auffangbehälter  sind  so  einzurichten , dass  sie  vollkommen  verschlossen  sind 
bis  auf  eine  enge  dem  Einlass  des  Quecksilbers  dienende  OefTnung.  Die  Anbringung 
von  Kiltriereinrichtungen  ist  nur  in  den  ßehältem  selbst,  nicht  auf  den  Belegtischen 
gestattet. 

Das  Anreiben  (Antränken)  der  Zinnfolie  mit  blossen  Händen  ist  den  Arbeitern  zu 
untersagen. 

§ II.  In  Belegrüumen  und  in  allen  sonstigen  Räumen,  in  welchen  Quecksilber  ver* 
wendet  wird,  ist  die  peinlichste  Sauberkeit  und  Vorsicht  zu  beobachten.  Jedes  Ver- 
schütten und  Verspritzen  von  Quecksilber  ist  möglichst  zu  vermeiden. 

Der  Fussboden  solcher  Räume  ist  vor  Beginn  der  täglichen  Arbeit  und  vor  Wieder- 
beginn der  Arbeit  nach  voraufgegnngener  Pause  reichlich  mit  W'asscr  zu  besprengen 
und  täglich  nach  Schluss  der  Arbeit  nach  reichlicher  Besprengung  mit  Wasser  aus- 
zukehren. Kehricht  sowie  der  Inhalt  von  Sammelbeckeo  im  Fussboden  ist  täglich 
aus  den  Arbeitsräumen  zu  entfernen  und  in  verschlossenen  Behältern  aufzuheben. 

Mit  dem  Aaskehren  solcher  Räume  dürfen  in  der  Regel  nur  Personen  beauftragt 
werden , welche  im  übrigen  bei  der  Arbeit  mit  Quecksilber  nicht  in  geBihrliche  Be- 
rührung kommen.  Wo  dieses  ausnahmsweise  nicht  ausführbar  sein  sollte,  ist  dafür  zu 
sorgen,  dass  die  Arbeiter  mit  dem  .Auskehren  häufig,  mindestens  wöchentlich,  ab- 
wechscln. 

§ 12.  Zur  Reinigung  von  Quecksilberfällen  sind,  soweit  dieselbe  in  den  Beleganstal- 
ten  selbst  und  nicht  in  besonderen  läiuteruogsanstalten  ausgeführt  wird,  gläserne 
Scheideirichter  zu  verwenden. 

Die  Reinigung  quecksilberhaltiger  1‘ücher,  Lappen  und  Anreibeballen  ist  in  gleicher 
Weise  oder  durch  Auswaschen  zu  bewirken  Das  Ausklupfen  solcher  Tücher,  Lappen 
und  Anreibeballen  ist  untersagt,  sofern  es  nicht  auf  mechanischem  Wege  in  verschlos- 
senen, gegen  Staub  vollkommen  undurchlässigen  Behältern  ausgeführt  wird;  auch  sind 
gebrauchte  Tücher  möglichst  häuhg  durch  neue  zu  ersetzen. 

Die  vorstehend  bezeichneten  Keinigungsarbeiten  dürfen  nicht  in  den  Arbeilsräumcn 
vorgenommen  werden.  In  dem  Aufbewahrungsräume  für  Quecksilbervorräle  sind  sic 
gestallcl. 

§ 13  Eine  Beschäftigung  in  quecksilbergefahrlichen  Räumen  darf  nur  .solchen  Per- 
sonen gewährt  werden , welche  eine  Bescheinigung  eines  approbierten  Arztes  bei- 
bringen,  dass  nach  dem  Ergebnis  der  körperlichen  Untersuchung  besondere  Umstände, 
welche  von  der  Beschäftigung  in  einer  Spiegelbeleganstalt  aussergewöhnliche  Nachteile 
für  ihre  Gesundheit  befürchten  Hessen,  nicht  vorliegen. 

Die  Bcschcimgungcn  sind  zu  sammeln,  aufzubewahren  und  dem  k.  Fabrikeninspektor 
auf  Verlangen  vorzulegen, 

§ 14.  In  Beleg-  und  Trockenräumen  dürfen  Arbeiter  in  den  Monaten  Oktober  bb 
einschliesslich  April  nicht  länger  als  8 Stunden,  in  den  Monaten  Mai  bis  einschliess- 
lich September  nicht  länger  als  6 Stunden  täglich  beschäftigt  werden.  Nach  Ablauf 
der  Häli'tc  der  täglichen  Arbeitszeit  in  diesen  Räumen  ist  eine  mindestens  zweistündige 
Paus«  zu  gewähren. 
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Eine  anderweite  BeschifUgoiif'  der  Arbeiter  seitciu  de&  Arbeitgebers  ausser  der  vor- 
stehend bezeichneten  Zeit  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  sie  nicht  in  Räumen  erfolgt, 
welche  durch  (^uecksi)berverwendung  die  Gesundheit  der  Arbeiter  gefährden. 

Für  Anlagen,  in  welchen  Quecksilbererkrankungen  der  Arbeiter  häufiger  auftreten, 
kann  auf  Antrag  des  k.  Fabrikiospektors  von  der  k.  Regierung,  Kammer  des  Innern, 
die  Maximalarbeitszeit  von  8 bezw.  6 Stunden  täglich  für  die  Arbeiter  in  Beleg-  und 
'rrockenräumen  verkürzt  werden. 

§ 15.  Der  Arbeitgeber  hat  die  Ueberwachung  des  GesundheiU/ustandes  der  von  ihm 
in  gesundheiu^efährlichen  Raumen  beschäftigten  Arbeiter  einem,  dem  k.  Fabriken- 
inspektor namhaft  zu  machenden  approbicfften  Arxie  zu  übertragen,  welcher  in  zwei 
Wochen  mindestens  einmal  eine  Untersuchung  der  Arbeiter  vonumchxnen  und  den 
Arbeitgeber  von  jedem  Falle  einer  ermittelten  Quecksilbererkrankung  in  Kenntnb  zu 
setzen  hat.  Der  Arbeitgeber  darf  Arbeiter,  bei  welchen  eine  Quecksilbcrerkrankung 
ermittelt  ist,  zu  Beschäftigungen,  bei  welchen  sie  mit  Quecksilber  in  Berührung  kom- 
men, bis  zu  ihrer  völligen  Genesung  nicht  zulassen. 

§ 16.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  ein  Krankenbuch  zu  führen  oder  unter  seiner 
Verantwortung  für  die  Vollständigkeit  und  Richtigkeit  der  Einträge  durch  den  mit  der 
Ueberwachung  des  Gesundheit<^zustandes  der  in  gesundheitsgefährlichen  Räumen  be- 
schäftigten Arbeiter  beauftragten  Arzt  oder  durch  einen  Betricbsbeamlen  führen  zu 
lassen.  Das  Krankenbuch  muss  enthalten; 

1.  den  Namen  dessen,  welcher  das  Buch  fuhrt; 

2.  den  Namen  des  mit  der  Ueberwachung  des  Gcsundheil'austandes  der  Arbeiter 
beauftragten  Arztes ; 

3.  die  Namen  der  erkrankten  Arbeiter; 

4.  die  Art  der  Erkrankung  und  die  vorhergegangene  Besch.ifttgung ; 

5.  den  Tag  der  Erkrankung; 

6.  ilen  Tag  der  Genesung  oder  wenn  der  Erkrankte  nicht  wieder  in  Arbeit  getreten 
ist,  den  Tag  <ler  Entlas-sung. 

Das  Krankenbuch  ist  dem  k E'abrikeninspektor,  sowie  dem  zuständigen  Amtsärzte 
auf  Verlangen  vorzulegen. 

§ 17.  Der  Arbeitgeber  hat  alle  in  den  durch  Quccksilbcrvcrwendung  gefährlichen 
Räumen  beschäftigten  Arbeiter  mit  vollständigem,  möglichst  anschliessendem  Arbeils- 
anzuge  aus  glattem,  dichten  Stoff  ohne  E'alten  und  Taschen,  mit  einer  .Mütze  und 
mit  gut  anliegendem  Schuhwerk  zu  versehen.  Jedem  Arbeiter  ist  eine  beson  lere,  für 
ihn  passende  Arbeitskleidung  zu  überweisen. 

Der  Arbeitgeber  hat  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Arbeitskieider  stets  nur  von 
denjenigen  Arbeitern  benutzt  werden,  welchen  sie  zugewiesen  Und,  und  dass  dieselben 
nach  wöchentlichem  Gebrauche  stets  gereinigt  und  während  der  Zeit , wo  sie  sich 
nicht  im  Gebrauche  befinden,  an  dem  für  sie  zu  bestimmenden  I'latze  aufhewahrt 
werden. 

§ 18.  Ausserhalb  der  gesundheitsgcfährlicheti  Räume,  doch  in  der  Nähe  derselben, 
ist  für  die  in  denselben  beschäftigten  Arbeiter  ein  nach  Geschlechtern  getrennter 
Wasch-  und  Ankleideraum  und  getrennt  davon,  sofern  die  Arbeiter  nicht  ausserhalb 
der  Anlage  speisen,  ein  Speiseraum  einzurichten.  Heide  Räume  müssen  sauber  ge- 
halten und  während  der  kalten  Jahreszeit  geheizt  werden. 

In  dem  Wasch-  und  Ankleideraum  müssen  Gefässe  zum  Zweck  des  Mundausspü- 
lens,  die  etwa  ärztlichersdts  für  erforderlich  gehaltenen  besonderen  Mundspülwäs&er, 
Seife  und  Handtücher,  sowie  KJnrichtungen  zur  Verwahrung  derjenigen  gewöhnlichen 
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Kleidungsstücke,  welche  vor  Beginn  der  Arbeit  abgelegt  werden,  in  aasreichender 
Menge  vorhanden  sein. 

In  dem  Speiscraum  oder  an  einer  anderen  geeigneten  Stelle  müssen  sich  Vorrich- 
tungen sum  Erwärmen  der  Speisen  befinden. 

Oer  Arbeitgeber  hat  den  in  gesundheitsgefährlichen  Raumen  beschäftigten  Arbeitern 
Gelegenheit  zu  gewähren,  wenigstens  einmal  wöchentlich  ein  warmes  oder  kaltes  Bad 
(je  nach  dem  Wunsche  des  Arbeiters  oder  nach  ärztlicher  Anordnung)  zu  nehmen. 

§ 19.  Der  Arbeitgeber  hat  eine  Fabrikordnung  zu  erlassen,  welche  eine  Anweisung 
hinsichtlich  des  Gebrauches  der  im  17  bezeichneleu  Bekleidungsgegenstände  und 
hinsichtlich  der  Vorsichlsmassregeln  beim  Arbeiten  mit  Quecksilber  für  die  in  gesund- 
heitsgefahrlichen  Räumen  beschäftigten  Personen,  namentlich  aber  folgende  Vorschriften 
enthalten  muss  ; 

I Die  Arbeiter  dürfen  Branntwein,  Bier  und  andere  geistige  Getränke  nicht  mit  in 
die  Anlage  bringen. 

2.  Die  Arbeiter  dürfen  Nahrungs-  oder  Genussmittel  nicht  in  die  Arbeitsräume  mit- 
nehmen, dieselben  vielmehr  nur  im  Speiseraum  aufbewahren.  Das  Rauchen  und 
Schnupfen  im  Arbeitsraume  ist  zu  verbieten.  Das  Einnehmen  der  Mahlzeiten  ist  den 
Arbeitern,  sofern  es  nicht  ausserhalb  der  Anlage  staufindet,  nur  im  Speiseraum  ge- 
stattet. 

3.  Die  Arbeiter  haben  die  Arbcitskleider  in  denjenigen  Arbeitsräumen  und  bei  den- 
jenigen Arbeiten,  fiir  welche  cs  von  dem  Betriebsuntemehmer  vorgeschrieben  ist,  zu 
benutzen. 

4.  Die  Arbeiter  dürfen  erst  dann  den  Speiseraum  betreten,  Mahlzeiten  cinnchroen 
oder  die  Fabrik  verlassen,  wenn  sie  zuvor  die  Arbeilskleider  abgelegt,  die  Haare 
vom  Staube  gereinigt,  Hände  und  Gesicht  sorgfältig  gewxschen,  die  Nase  gereinigt 
und  den  Mund  ausgespült  haben. 

Das  Tragen  langer  Härte  ist  untersagt. 

§ 20.  In  jedem  durch  Quecksilberverwendung  die  Gesundheit  der  Arbeiter  gefähr- 
denden Arbeilsraume,  sowie  in  dem  Ankleide-  und  dem  Speiseraum  muss  eine  Ab- 
schrift oder  ein  Abdruck  der  r — 19  dieser  V<irschriften  und  der  Fabrikordnung  an 
einer  in  die  Augen  fallenden  Stelle  au.shängcn.  Jeder  neueintretende  Arbeiter  ist,  be- 
vor er  zur  Beschäftigung  r.ugelassen  wird , zur  Befolgung  der  Fabrikordnung , von 
welcher  ihm  ein  Exemplar  auszuhändigen  ist,  bei  Vermeidung  <ler  ohne  vorhergehende 
Kündigung  cintretenden  Entlassung  zu  ver])flichtcn. 

Der  Betriebsunternehmer  ist  für  die  Handhabung  der  Fabrikordnung  verantwortlich 
un<l  verpfiiehtet,  Arbeiter,  welche  derselben  wiederholt  zuwidcrhandeln,  aus  der  Ar- 
beit zu  entlassen. 

§ 21.  Neue  Anlagen,  in  welchen  Quecksilberspiegel  belegt  werden  sollen,  dürfen 
erst  in  Betrieb  gesetzt  werden,  nachdem  ihre  Errichtung  dem  zuständigen  k Fabrik- 
inspektor angezeigt  ist.  Der  letztere  hat  nach  Eur{)fang  dieser  Anzeige  schleunigst 
durch  persönliche  Revision  festzustellcn,  ob  die  Einrichlung  der  Anlage  den  erlassenen 
Vorschriften  entspricht 

§ 22.  Im  Falle  der  Zuwiderhandlung  gegen  die  t— 21  dieser  Vorschriften  kann 
die  Ortspolizeibehörde  die  Einstellung  des  Betriebes  bis  zur  Herstellung  des  vorschrifts- 
niässigen  Zustandes  anordnen. 

§ 23.  V'orstehende  Bestimmungen  treten  am  i Oktober  I,  Js.  in  Kraft.  Gleich- 
zeitig treten  die  auf  die  .*^piegeirabriken  bezüglichen  Vorschriften  in  §§  1 und  2 der 
Bekanntmachung  v«>m  8.  April  1S63,  Verhütung  von  <>efahren  für  die  Gesundheit 
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hei  dem  Arbeitsbetriebe  in  Fabriken  und  bei  Gewerben  betreflend  (Regierungsblatt 
1863,  S.  577,  Kreisamtsblatt  der  Pfalz  1863  S.  461)  ausser  Wirksamkeit. 

Abweichungen  von  den  Bestimmungen  in  §§  1 — 20  können  von  der  k.  Regie- 
rung, Kammer  des  Innern,  da  zugelassen  werden,  wo  besondere  Eigentümlichkeiten 
der  Betriebsstätte  oder  des  Betriebs  nach  sachverständigem  Gutachten  günstigere  oder 
wenigstens  eben  so  günstige  Bedingungen  darbieten,  wie  sie  nach  jenen  Bestimmungen 
erfordert  werden. 

In  bereits  bestehenden  Anlagen  sind  die  gemäss  § i.  § 3 Abs.  1 und  3,  § 4*  § 6, 
§ ^ « § 9 < § 2 , § 18  Abs.  I — 3 erforderlichen  Einrichtungen  bis 

spätestens  1.  Oktober  1890  herzustellen.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist,  jedoch  nicht 
über  den  i.  Oktober  1894  hinaus,  kann  von  der  k.  Regierung,  Kammer  des  Innern, 
bewilligt  werden. 

München,  den  30  Juli  1889. 

Frhr.  v.  Feilitssch. 

Der  General-Sekretär: 
Minitterialrat  v.  Nies. 
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DIE  PREUSSISCHE  BERGARBEITERENQUETE 
VOM  JAHRE  1889. 

VON 

Dr  JUR.  MAX  QUARCK 

IN  FRANKFURT  AM  MAIN. 

Als  kurz  nach  Beilegung  des  grössten  und  heftigsten  Arbeiteraus- 
standes , den  Deutschland  noch  gesehen , nach  Beendigung  des  Berg- 
mannsstrikes  vom  Mai  1889,  für  das  Königreich  Preussen  eine  staat- 
liche Untersuchung  der  Bergarbeiterverhältnisse  angeordnel  wurde, 
standen  die  mit  der  Ausführung  betrauten  obersten  Behörden  vor  einer 
zwar  sehr  schwierigen,  aber  auch  ausserordentlich  dankbaren  Aufgabe. 
Einerseits  sollte  die  Enquete  unmittelbar  nach  dem  Strike  einsetzen, 
also  zu  einer  Zeit,  in  der  noch  viel  Erbitterung  und  Aufregung  bei  den 
unmittelbar  beteiligten  Seiten  zurückgeblieben  war,  und  wo  Unterneh- 
mer wie  Arbeiter  mehr  als  je  auf  dasjenige  pochten  , was  sie  als  ihr 
gutes  Recht  ansehen  zu  dürfen  glaubten,  wo  auch  die  öffentliche  Mei- 
nung die  Bergarbeiterfragen  mit  begreiflicher  Leidenschaft  weiter  dis- 
kutierte. Andererseits  hatte  der  Ausstand  überall  eine  grosse  .Anzahl 
von  Dingen  ans  Tageslicht  gefördert,  die  sonst  kaum  über  den  Kreis 
der  Bergarbeiter  hinaus  bekannt  wurden  und  an  welche  bei  der  Unter- 
suchung unmittelbar  angeknüpft  werden  konnte.  Auch  waren  die  Orte 
und  die  Personen  beinahe  von  selbst  durch  ihr  Hervortreten  in  deta 
grossen  sozialen  Kampfe  gegeben,  an  denen  und  durch  welche  vor- 
zugsweise die  relevanten  Thatsachen  zu  erheben  waren.  Schliesslich 
war  der  Gegenstand  der  Untersuchung  eben  durch  den  Strike  so  ak- 
tuell geworden,  dass  die  weitesten  Kreise  ihr  Interesse  einer  Unter- 
suchung zuwandten,  die  unter  anderen  Umständen  wahrscheinlich  viel 
weniger  beachtet  worden  wäre.  Wie  auf  ein  Evangelium  wartete  man 
vielfach  auf  das  Ergebnis  der  preussischen  Bergarbeiterenquete.  Die 
massgebenden  Kreise  erhofl'ten  von  der  Erhebung  sichere  Fingerzeige 
für  die  Weiterführung  der  Sozialreform,  die  sich  als  nicht  ausreichend 
gezeigt  hatte,  um  den  Riesenstrike  zu  verhindern  oder  zu  mildern. 
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Angesichts  aller  dieser  Umstände  durfte  an  der  leitenden  Stelle 
kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  man  diejenige  Erhebungsmethode 
adoptieren  habe,  welche  die  sozialstatistische  Wissenschaft  und  Praxis 
als  die  relativ  vollkommenste  und  für  Untersuchung  der  verwickeltsten 
Verhältnisse  geeignete  bezeichneten.  Die  Summe  der  Anforderungen, 
welche  danach  an  eine  moderne  Arbeiterenquöte  überhaupt,  wie  viel 
mehr  aber  an  die  erste  preussische  Bergarbeiterenqu^te  nach  einem 
so  aufgeregten  Riesenstrike  im  bergmännischen  Gewerbe  zu  stellen 
waren,  wird  von  Schönberg')  im  ganzen  zutreffend  aus  der  vorhan- 
denen Speziallitteratur  über  den  Gegenstand,  wie  folgt,  gezogen: 

»Soll  aber  bei  den  Enqueten  eine  Garantie  für  die  Richtigkeit 
und  Zweckmässigkeit  der  thatsächlichen  Erhebungen  gegeben  werden, 
so  müssen  dieselben  nach  der  bewährten  Art  der  englischen  En- 
quäten  seit  den  30er  Jahren  vorgenommen  werden,  nicht  durch 
die  lokalen  Verwaltungsbeamten,  sondern  durch  eine  be- 
sondere , ad  hoc  von  Regierung  und  Parlament  eingesetzte  Kom- 
mission sachkundiger,  unparteiischer  Personen,  welche,  unterstützt 
von  den  Organen  der  lokalen  Verwaltungen,  sich  an  Ort  und  Stelle 
von  den  thatsächlichen  Zuständen  überzeugt,  durch  eidliche  Verneh- 
mung von  Personen  im  kontradiktorischen  Verfahren  (sog.  Kreuz- 
verhör) die  Thatsachen  eruiert  und  das  von  ihr  beschaffte  Material 
verarbeitet.  € 1 

Fast  keine  der  Forderungen,  die  hier  vereinigt  sind,  wurde  nun 
bei  Anstellung  der  preussischen  BergarbeiterenquSte  vom  Sommer  1889 
erfüllt.  Während  sich  frühere  Erhebungen  von  Reichswegen  dem  von 
Schönberg  skizzierten  Muster  doch  wenigstens  von  weitem  genähert 
hatten ')  und  man  bei  der  Wichtigkeit  und  Bestrittenheit  der  nunmehr 


1)  Handbuch  der  politischen  Oekonumie  (2.  Auflage,  1886,  Tübingen,  H.  I^upp), 
2 Band,  S.  595  etc. 

2)  Ausser  der  Eisenenquete  vom  Jahre  1878,  bei  der  sämtliche  Verneh- 
mungen stenographiert  und  eine  Anzahl  von  Nichtbeamten  frageberechtigl  in  den 
Kommissionen  mitsassen,  sei  hier  noch  die  Tabakenqu^te  von  demselben  Jahre 
genannt.  Zu  ihrer  Durchführung  wurde  zwar  auch  noch  keine  reisende  Kommission, 
sondern  25  Bezirkskommissionen  für  das  ganze  deutsche  Reich  ernannt.  Aber  in  die- 
sen Kommissionen  sassen  regelmässig  vier  Interessenten  (allerdings  dem  handelspoliti- 
schen Zwecke  entsprechend  ausschliesslich  Händler  und  Fabrikanten)  neben  nur  einem 
Beamten,  und  diese  Kommissionen  lieferten  teilweise  höchst  lehrreiche  stenographische 
Niederschriften  über  das  Verhör  der  Tabakarbeiter  ihres  Bezirks,  Niederschriften,  die 
noch  heute  die  beste  Quelle  zur  Erkenntnis  der  damaligen  Lage  der  betreffenden 
Arbeiterkategorien  bilden.  Wo  ein  Arbeiter  zu  schwarz  zu  schildern  schien,  da  flndet 
sich  der  Widerspruch  des  Fabrikanten  und  die  aus  der  Diskussion  sich  ergebende 
Aufklärung  stenographisch  verzeichnet.  .Man  vergleiche  z.  II.  das  stenographische 
Protokoll  der  Leipziger  Kommission  vom  17.  .Sept.  tS88  (Bd.  II,  Anlage  XI  zum 
Enquetenbericht,  S.  11  ff.),  wo  zwei  Leipziger  Arbeiter  über  ihre  und  ihrer  K.imeraden 
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zu  eruierenden  Thatsachen  eher  eine  weitere  Vervollkommnung,  als  eine 
Verschlechterung  der  früher  beobachteten  Erhebungsmethoden  erwarten 
durfte,  ging  der  Leiter  der  preussischen  Bergarbeiteruntersuchung  auf 
diejenige  Erhebungsprozedur  zurück,  die  man  in  Wissenschaft  und  Praxis 
als  die  unvollkommenste  und  veraltetste  zu  betrachten  sich  gewöhnt 
hatte,  auf  dasjenige  Verfahren,  welches  eine  Zeit  lang  nur  noch  als 
»unvollständiges«  oder  »administratives«  ')  gelten  gelassen,  später  aber 
für  soziale  L'ntersuchungen  überhaupt  fallen  gelassen  wurde  und  dem- 
gemäss von  Schönberg  bei  seiner  Zusammenfassung  gar  keiner  Erwäh- 
nung mehr  gewürdigt  wird.  Dieses  Verfahren  war  nach  der  Mitte  Ja- 
nuar 1890  als  »Besondere  Beilage  zum  Deutschen  Reichs-  und  König- 
lich Preussischen  Staatsanzeiger«  veröffentlichten  »Denkschrift  über 
die  l’ntersuchungder  Arbeiter  - undBetriebsverhältnisse 
in  den  Steinkohlen-Bezirken«  (bearbeitet  im  Aufträge  der  Mi- 
nister der  öffentlichen  Arbeiten  und  des  Inneren.  Berlin,  1890,  Verlag 
der  Kgl.  Expedition  des  Deutschen  Reichs-  und  Preussischen  Staats- 
Anzeigers  [Scholz],  114S.  in  Imp.  8'),  der  einzigen,  der  Oeffentlichkeit 
zugänglich  gemachten  amtlichen  Quelle  über  die  Enquete  und  ihre  Er- 
gebnisse, folgendes. 

Durch  gemeinschaftlichen  Erlass  der  preussischen  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  und  des  Inneren  vom  25.  Mai  1889  erging  an  die 
Vorstände  der  in  Betracht  kommenden  Provinzial-  und  Bezirksbehörden 
die  Anweisung,  in  die  Untersuchung  der  Arbeiter-  und  Betriebsverhält- 
nisse auf  den  Steinkohlengruben  des  Dortmunder  Oberbergamtsbezirkes, 
des  Ilauptherdes  des  Maiausstandes,  welcher  fünfzehn  Bergreviere  mit 
rund  anderthalbhundert  Zechen  umfasst,  in  der  Weise  einzutreten,  dass 
mit  den  zu  einer  solchen  Prüfung  notwendigen  Ermittelungen  von  Grube 
zu  Grube  durch  die  nach  der  örtlichen  Lage  der  Berg- 

lx)hnverhäUniss«>  so  erschöpfend  ausgefragt  werden,  dass  das  sich  ergebende  Bild  ihrer 
materiellen  Lage  an  wissenschaftlicher  Exaktheit  nichts  ru  wünschen  übrig  lässt.  Da- 
mab  kam  es  eben  auf  die  Motivierung  der  in  Aussicht  genommenen  S c h u t 
zolle  an  I 

1)  Vgl.  »Das  Verfahren  bei  Entjueten  über  soziale  Verhält- 
nisse. Drei  Gutachten  von  l>i.  G.  Embden,  Ur.  0.  Cohn,  Dr.  \V.  Stieda,  nebst 
einem  Anhang  nach  dem  Englischen  von  J.  M.  Ludlowt  (Leipzig,  Duncker  und 
Humblot,  1877,  64  Seiten),  wo  der  erstgenannte  Gutachter  S,  2 ff.  zwei  »Grundlypen 
der  Enqueteorganisation  in  formaler  Beziehung«  unterscheidet , darunter  ab  ersten 
denjenigen  der  »unvollständigen«  oder  »administrativen«  Enqudtc.  Die  ganze  Unlcr- 
.scheidung  kommt  nur  dadurch  zu  stände,  dass  der  Autor  den  Begriff  Enquete  in  kaum 
haltbarer  Weise  bis  auf  büreaukratische  Umfragen  ausdehnt.  Sie  ist  u.  W.  von  der 
Wissenschaft  gar  nicht  weiter  verfolgt  worden.  Das  Gutachten  enthält  auch  sonst 
viele  Unklarheiten.  Vgl.  z B.  zu  dem  »Stimmungsmaterial«  auf  S.  2 Schnapper- 
Ar  ndl's  treffliche  Ausführungen  in  »Zur  Methodologie  sozialer  Enqueten«  (Frankfurt, 
1888)  S.  IO  ff. 
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werke  zuständigen  Beamten  der  allgemeinen  Verwaltung 
in  Gemeinschaft  mit  den  Bergbehörden  vorgegangen  werde. 
Dadurch  war  für  die  Provinzial-  bez.  Bezirksbehörden  die  bei  der  En- 
qu<5te  einzuschlagende  Marschroute  von  vornherein  gebunden  und  die 
Zuziehung  Dritter  in  die  Untersuchungskommissionen  absolut  ausge- 
schlossen. Die  auf  diese  Weise  instruierten  Behörden  einigten  sich 
dann  in  einer  zu  Dortmund  am  6.  Juni  i88g  abgehaltenen  Konferenz 
weiter  dahin,  dass  die  kleineren  und  die  am  Strike  nicht  oder  wenig 
beteiligt  gewesenen  Zechen  von  den  Bergrevierbeamten  allein  zu  unter- 
suchen seien.  Für  die  übrigen  Gruben  sollte  die  staatliche  Unter- 
suchungskommission für  jedes  Bergrexner  aus  dem  Revierbeamten  nebst 
Uandrat  bez.  dessen  Stellvertreter  (Assessor,  Bürgermeister)  bestehen. 
Noch  vor  jeder  Vernehmung  sollte  die  einzelne  Kommission  »die  mit 
den  erhobenen  Beschwerden  im  Zusammenhänge  stehenden  thatsäch- 
lichen  Verhältnisse  der  Grube  feststellen«,  und  zwar  mit  Zugrunde- 
legung des  weiter  unten  zu  erwähnenden  Fragebogens,  der  vom  Ober- 
bergamte allein  aufgestellt  wurde  und  in  die  Unterabteilungen  »Lohn- 
frage, Schichtdauer,  Ueberschichten«  u.  s.  w.  zerfiel.  Welche  Methode 
bei  d i es en  Feststellungen  angewandt  wurde,  darüber  fehlt  in  der  gan- 
zen Denkschrift  jede  Andeutung.  Auf  die  schwierigsten  Differenzpunkte 
konnte  die  Kommission  doch  erst  durch  die  späteren  Vernehmungen 
aufmerksam  werden.  Zur  gründlichen  Aufhellung  aller  durch  die  Zeu- 
genverhöre noch  nicht  genügend  geklärten  Punkte  wären  spätere  Fest- 
stellungen durch  Autopsie,  Befahren  der  Arbeitsstätten,  technische 
Messungen  und  nochmalige  Vernehmungen  der  nötigen  Auskunftsper- 
sonen an  Ort  und  Stelle  jedenfalls  nicht  bloss  sehr  nützlich,  sondern 
sogar  geboten  gewesen.  In  Wirklichkeit  erfolgten  thatsächliche  Fest- 
stellungen zur  Ergänzung  des  EnquStematerials  nach  den  Zeugenver- 
nehmungen überhaupt  nicht  mehr,  und  die  hier  erwähnten  hatten  sich 
nur  mit  den  erhobenen  Beschwerden  der  Bergleute  zu  befassen,  soweit 
ihrer  der  oberbergamtliche  Fragebogen  erwähnte.  Es  liegt  wohl  die 
Vermutung  nahe,  dass  sich  die  Kommissionen  mit  dem  Fragebogen 
auf  die  Gruben  begaben  und  sich  »Thatsächliches«  einfach  von  den 
Zechenverwaltungen  mitteilen  Hessen.  Die  Vernehmungen  der  Berg- 
leute fanden  nun  erst,  und  zwar  so  statt,  dass  von  jeder  Zeche  ein 
bis  zwei  Strikedelegierte,  ein  Knappschaftsältester  und  diejenigen  Berg- 
leute, deren  Vernehmung  die  untersuchenden  Beamten  als 
wünschenswert  bezeichneten , vorwiegend  solche,  die  längere  Zeit  auf 
der  Grube  in  Arbeit  gestanden  hatten,  zugezogen  wurden.  Die  Strike- 
delegierten  waren  also  die  einzigen  von  der  .Arbeiterschaft  zur  Ver- 
tretung ihrer  letzten  Beschwerden  selbst  Bezeichneten.  Die  Knapp- 
schaftsältesten sind  das  konservative  Element  unter  den  Bergleuten, 
weil  die  Zechenbesitzer  bei  ihrer  Wahl  mitzusprechen  haben,  und  das 
Gleiche  gilt  wohl  von  vornherein  für  die  von  den  Be.amten  ausgewählten 
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Zeugen,  zumal,  da  sie  »längere  Zeit  auf  der  Grube  in  Arbeite  gestan- 
den haben  sollten.  Erst  nach  beinahe  abgeschlossener  Untersuchung, 
fast  zwei  Monate  nach  Anordnung  derselben  (wenigstens  erfolgte  die 
betreffende  Bekanntmachung  im  Reichsanzeiger  vom  i6.  Juli  i88g), 
entschloss  man  sich,  jeden  Beliebigen,  der  sich  zur  Vernehmung  melde, 
protokollarisch  zu  hören,  vermutlich  infolge  der  vielfachen  .'Xussetzungen, 
die  inzwischen  am  Erhebungsprogramm  gemacht  worden  waren.  Das 
Vorurteil  gegen  die  EnquSte  scheint  aber  schon  damals  allzuweit  ver- 
breitet gewesen  zu  sein,  und  den  Bergleuten  fehlte  noch  die  nötige 
Organisation,  um  die  Gelegenheit  auszunützen,  sodass  die  Anmeldungen 
nur  in  geringer  Zahl  erfolgten.  Die  gleich  von  vornherein  in  Aussicht  ge- 
nommenen Bergleute  wurden  zwei  T age  vor  ihrer  Vernehmung  unter  .Angabe 
des  Zwecks  ihrer  Vorladung,  aber  nicht  unter  Mitteilung  des  oberbergamt- 
lichen Fragebogens,  der  ihrem  Verhör  ebenfalls  zu  Grunde  lag,  geladen 
und  erfuhren  nichts  von  den  hierauf  folgenden  Aussagen  der  Unter- 
nehmer. konnten  sich  also  auf  dieselben  auch  nicht  äussern.  Die  Unter- 
nehmer aber  bez.  deren  Betriebsbeamte  wurden  nunmehr  ausdrücklich 
»über  die  von  den  .Arbeitern  erhobenen  Beschwerden  , resp.  über  die 
im  Laufe  des  A'erfahrens  etwa  festgestellten  thatsächlichen  Missständec 
gehört.  Nach  Abschluss  dieser  Vernehmungen  hatte  jede  Kommission 
»unter  sich  zusammenzutretenc — was  keine  grossen  llrostände  gemacht 
haben  dürfte,  da  es  sich  ja  nur  um  zwei  Beamte  und  höchstens  noch 
einen  Protokollführer  handelte  — »um  zu  erwägen  und  festzustellen, 
ob  und  welche  Missstände  auf  der  betreffenden  Grube  etwa  vorgefun- 
den wurden,  resp.  ob  und  welche  Beschwerden  der  Bergleute  demnach 
als  begründet  zu  erachtenc  seien.  In  dem  Erhebungsprogramm  schliesst 
sich  hier  der  ausserordentlich  bezeichnende  Satz  an:  »In  zweifel- 

haften Fällen  entscheiden  die  Vorgesetzten  Behörden.« 
Sodann  wurde  das  gesammte,  von  jeder  Kommission  ermittelte  Mate- 
rial dem  Oberbergamte  in  Dortmund  eingesandt.  Dieses  »sichtete« 
dasselbe  — nach  welchen  flesichtspunkten  und  Grundsätzen,  ist  nicht 
erkennbar  — , und  stellte  in  einer  Konferenz  »mit  den  beteiligten  Re- 
gierungspräsidenten das  Ergebnis  der  Untersuchungen  fest«.  Diese 
»Untersuchungsergebnisse«  mitsamt  dem  vollständigen  Urmaterial  (240 
Aktenhefte)  gingen  sodann  nach  Berlin  an  die  beiden  beteiligten  Mi- 
nisterien. Behufs  nochmaliger  »Sichtung  und  Zusammenstellung  der 
Untersuchungsergebnisse,  sowie  Beurteilung  desselben«  wurden  von  den 
Ministern  »Kommissarien«  ernannt.  Diese  Kommissarien  endlich  ver- 
fassten die  der  üeffentlichkeit  übergebene  »Denkschrift«  etc.,  die  sich 
als  ein  stark  konzentrierter  Auszug  des  ürmaterials  darstellen  soll,  von 
der  aber  nicht  gesagt  ist,  ob  sie  aus  einer  wirklichen  Durcharbeitung 
des  gesamten  Ürmaterials,  oder  nur  aus  einer  letzten  Zusammenfassung 
der  vorbereitenden  »Ergebnisfeststellungen,  der  Kommissionen,  des 
Oberbergamtes  und  der  Konferenz  des  letzteren  mit  den  Regierungs- 
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Präsidenten  entstand.  Jedenfalls  hebt  die  Denkschrift  selbst  hervor, 
dass  sich  die  in  ihr  enthaltenen  »U e u r t e ilung e n t h a t s ä c hli che r 
Verhältnisse  als  dieAuffassung«  jener  >Konimissarien  kenn- 
zeichne nc.  Mit  unerheblichen  Aenderungen  wurde  das  oben  bis  zur 
Einsendung  der  Akten  an  die  Minister  geschilderte  Verfahren  auch 
ausserhalb  des  Dortmunder  Steinkohlenbezirks,  nämlich  im  .Aachener, 
im  niederschlesischen  und  oberschlesischen  Steinkohlenbezirk , sowie 
auf  den  fiskalischen  Gruben  des  Saarreviers  eingeschlagen. 

Der  schon  öfter  erwähnte  oberbergamtliche  Fragebogen  ist  so  aus- 
führlich und  detailliert  abgefasst,  dass  er  beim  Abdruck  im  »Reichs- 
anzeigerc  und  bei  Verwendung  kleinster  Typen  über  zwei  grosse  Zei- 
tungsspalten mit  seinen  dreizehn  Unterabteilungen  füllte.  Er  charak- 
terisiert sich  ')  hauptsächlich  dadurch , dass  er  nicht  rein  sachlich  ge- 
halten ist,  sondern  teilweise  die  Antworten,  die  sein  Verfasser  wünscht, 
bereits  mehr  als  leichterkenntlich  andeutet,  teilweise  schon  direkt  zur 
Stellungnahme  in  den  klärungsbedürftigen  Arbeiterfragen  anleitet.  Als 
»wesentliche«  Beschwerdepunkte  bezeichnet  er  in  seiner  Einleitung 
nur  »Lohnfrage,  Schichtdauer,  Ueberschichten«,  Rubriken,  die  sodann 
unter  1)  2)  3)  näher  spezialisiert  werden.  Die  Beschwerden  über  sog. 
»Wagennullen,  Strafgelder,  Abkehrscheine«  sind  nach  ihm  »kleinere« 
Klagen  und  Wünsche,  während  diese  Dinge  die  innerliche  Verbitterung 
der  Bergleute  vor  dem  Strike  vielleicht  gerade  am  höchsten  gesteigert 
hatten.  Die  Lohnermittelungen  wurden  auf  das  erste  Quartal  1888, 
dasselbe  von  1889  und  die  Zeit  der  Untersuchung  beschränkt.  In  dem 
Fragenabsatz  über  die  Schichtdauer  heisst  es  ganz  positiv,  mitten  im 
Frageschema,  eine  Differenz  über  die  Auslegung  der  Strikeabmachungen 
bestehe  unter  gewissen  Voraussetzungen  nicht,  »und  das  dürfte  auf 
der  grossen  Mehrzahl  der  Gruben  zutreffen«;  einige  Zeilen 
später  werden  gewisse  Forderungen  der  Bergleute  bezüglich  der  Schicht- 
dauer als  »hinaufgeschraubte«  bezeichnet,  als  ein  »Uebergreifen« , das 
zu  »rechtfertigen«  sei.  Verhandlungen  und  Feststellungen  darüber, 
»welche  Schichtdauer  im  allgemeinen  aus  technischen  Gründen  oder 
Gesundheitsrücksichten  massgebend  sei«,  also  die  Hauptgesichtspunkte 
für  eine  Enquete  über  die  Schichtdauer,  werden  von  vornherein  im 
Fragebogen  ausgeschlossen;  sie  »könnten  nicht  Aufgabe  der  Kom- 
missionen« sein.  Bei  Ermittelung  der  Ueberschichten  sollen  nur  die- 
jenigen berücksichtigt  werden,  welche  zur  Vergrösserung  der  Produktion 
dienten;  zugegeben,  dass  diese  die  besondere  Aufmerksamkeit  für  sich 
haben  mussten,  so  war  die  Feststellung  der  aus  »betriebstechnischen 
Gründen«,  wegen  Reparaturen  und  Betriebsunfällen  verfahrenen  Schich- 
ten doch  ebenso  notwendig,  wenn  ein  exaktes  Bild  von  der  Beschäf- 


l)  Vgl.  den  Wortlaut  in  Anlage  1 der  »Denkschrift«,  die  rum  Preise  von  75  ^ 
broebiert  und  franko  von  der  Druckerei  in  berlin  r.u  heriehen  ist. 
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tigungsdauer  der  Bergleute  geliefert  werden  sollte.  Die  Zeiträume,  auf 
welche  sich  die  Feststellungen  zu  erstrecken  hatten , sind  für  die  ein- 
zelnen Punkte  ganz  verschieden  begrenzt.  Am  relativ  weitesten  für 
die  Lohnerhebungen,  die  aber  nur  die  »amtlichec,  von  den  Unterneh- 
mern gelieferte  »Lohnstatistik«  reproduzieren  sollten;  enger  schon  für 
die  Ueberschichten,  wo  nur  die  Zeit  vom  i.  Oktober  1888  bis  i.  April 
1889  berücksichtigt  werden  soll;  noch  enger  aber  für  die  Erhebungen 
über  das  »Nullen«,  wo  nur  auf  das  erste  Quartal  1889  zurückgegangen 
werden  soll.  Unter  den  Rubriken  »geaichte  Kohlenförderwagen«,  »Füll- 
kohlen« und  »Unternehmerwesen«  wiederholen  sich  mitten  im  Frage- 
schema vorgreifende  Wendungen,  neben  den  oben  schon  gerügten  (z.  B.; 
»wo  das  bekannt  und  unverändert  geblieben  ist,  kamen  bisher  Klagen 
nicht  vor«,  ferner  »so  ist  vom  rechtlichen  (! !)  Standpunkte  gegen  das 
Verfahren  nichts  einzuwenden«  und  »Beschwerden  . . . sind  wohl  nur 
ganz  vereinzelt  aufgetaucht« , sowie  : »es  scheint  dies  aber  nicht  be- 
gründet«). Sehr  bezeichnend  ist  schliesslich  die  Formulierung  der 
Schlussfragen  über  die  »F.inrichtung  von  Abkehrscheinen«,  jener  obli- 
gatorischen bergmännischen  Arbeitszeugnisse,  durch  welche  sich  die 
Arbeiter  vielfach  kontrolliert  und  gekennzeichnet  glaubten.  Es  wird 
nach  allen  möglichen  Gründen  gegen  die  bisherige  Formulierung  und 
den  üblich  gewordenen  Gebrauch  der  Scheine  gefragt,  nur  nicht  nach 
Gründen  für  oder  gegen  ihre  mehrfach  angezweifelte  Existenzberech- 
tigung überhaupt,  woher  es  auch  kommt,  dass  in  der  ganzen  Denk- 
schrift über  diese  viel  diskutierte,  sogar  bereits  zur  parlamentarischen 
Verhandlung  gekommene  Frage  gar  keine  Auskunft  zu  finden  ist. 

Das  Verfahren,  welches  bei  der  preussischen  Bergarbeiterenqu^te 
von  1889  beobachtet  wurde,  ist  bis  hierher  mit  thunlichster  .Ausführ- 
lichkeit geschildert  worden.  Aus  dreierlei  Gründen.  Erstens  sollte  in 
diesem  Punkte  lieber  zuviel  gethan,  als  der  Vorwurf  zugelassen  wer- 
den, die  Prozedur  sei  durch  einseitige  Hervorhebung  ihrer  Schatten- 
seiten von  vornherein  in  ein  ungünstiges  Licht  gestellt  worden.  Die- 
selbe dürfte  sich  aber,  wenn  zusammengefasst  werden  muss,  vollständiger 
kaum  zus.ammenfassen  lassen,  als  oben  geschehen.  Sodann  erklärt  diese 
ausführliche  Darlegung  die  im  Nachfolgenden  zu  bezeichnenden  Mängel 
der  Enqueteergebnisse  im  Voraus  ganz  von  selbst.  Endlich  brauchten 
nun  über  die  gänzliche  Unzulänglichkeit  der  eingeschlagenen  Er- 
hebungsmethode nicht  mehr  viel  Worte  verloren  zu  werden.  Eine  ver- 
nichtende Kritik  des  Verfahrens  ergibt  sich  schon  aus  dem  blossen 
Zusammenhalt  mit  den  von  Schönberg  konzentrierten  Anfor- 
derungen an  eine  moderne  Sozialenqufite.  Gerade  die  lokalen  Ver- 
waltungsbeamten, die  nach  dem  Stand  der  heutigen  Theorie  und  Praxis 
von  vornherein  auszuschliessen  waren,  wurden  hier  ausschliesslich  zu 
Untersuchungsorganen  gemacht.  Schon  1873,  Angesichts  der  geplanten 
deutschen  Reichsenquete  über  Stand  und  Reformbedürftigkeit  der 
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Fabrikgesetzgebung,  hat  F.  I.  Neumann*)  die  Notwendigkeit  betont, 
für  soziale  Staatsuntersuchungen  besondere  Untersuchungskommissionen 
mit  Beisitzern  aus  allen  Kreisen  der  betroffenen  Interessenten  zu  bil- 
den, sogar  für  »generellet  und  »summarischer  , z.  B.  bloss  gewerbe- 
statistische Aufnahmen.  Und  Gustav  Cohn  schreibt')  1877  mit  direkter 
Nutzanwendung  auf  Deutschland:  »Soll  ich  aus  den  englischen  Vor- 
gängen eine  Nutzanwendung  für  Deutschland  ziehen , so  möchte  ich 
sagen,  man  soll  den  lokalen  Behörden  nicht  zu  viel  überlassen,  sich 
ihrer  vielmehr  als  Berater,  denn  als  eigentlich  ausführender  Organe  be- 
dienen und  man  soll  womöglich  durch  eine  Zentralkommission,  welche 
nach  gehöriger  Vorbereitung  von  Ort  zu  Ort  reist,  die  Untersuchung 
vornehmenc.  Bei  Inangriffnahme  der  preussischen  Bergwerksencjuete 
war  noch  speziell  zu  berücksichtigen,  dass  die  Behörden  der  allge- 
meinen Verwaltung,  besonders  aber  die  Bergwerksverwaltung,  sofort 
nach  Ausbruch  des  Strikes  offene  Partei  gegen  die  Arbeiter  und  für 
die  Zechenverwaltungen  ergriffen  hatten,  auch  die  den  deutschen  Fabrik- 
inspektorenberichten bis  1885  (und  neuerdings  wieder  seit  1888)  bei- 
gegebenen Jahresberichte  die  preussischen  Revierbeamten  keine  Spur 
von  sozialem  Verständnis  zeigten:  Die  eidliche  Vernehmung  der  Aus- 

kunftspersonen hält  Cohn  nach  englischen  Erfahrungen  nicht  für  so 
notwendig,  als  Schönberg;  sie  hätte  aber  wenigstens  für  besonders 
strittige  Punkte  reserviert  werden  müssen.  Die  Hauptsache  bleibt  für 
die  Vernehmungen  das  kontradiktorische  Verfahren,  von  dem  man  bei 
der  preussischen  BergwerksenquSte  so  gut  wie  absah  , ja , schlimmer 
noch,  dessen  einseitige  Ausnutzung  für  ihre  Interessen  man  den  Unter- 
nehmern allein  annähernd  dadurch  ermöglichte,  dass  man  nur  ihnen 
die  Aussagen  ihrer  Gegeninteressenten,  der  Arbeiter,  unterbreitete,  die- 
selben Punkt  für  Punkt  bestreiten  liess  und  doch  den  .^rbeitern  keine 
Erwiderung  verstattete.  Dies  Verfahren  kann  mit  Fug  und  Recht  noch 
tadelnswerter  genannt  werden,  als  die  blosse  Nichtanwendung  des  wirk- 
lichen Kreuzverhörs.  Schön  berg  lässt  sich  über  die  Auswahl  der  Aus- 
kunftspersonen nicht  näher  aus.  Man  darf  ihn  hier  wohl  sinngemäss 
aus  den  bereits  angeführten  methodologischen  Arbeiten  ergänzen.  Die 
engherzige  Auswahl  des  Zeugenkreises  in  der  preussischen  Bergwerks- 
enquöte  findet  ihre  beste  Kritik  in  Cohn’s  (a.  a.  O.  S.  23)  überzeu- 
gend begründetem  Satze:  »man  ...  muss  Jeden  reden  lassen,  der  sich 
dazu  getrieben  fühlt«.  Speziell  die  Vernehmung  unabhängiger  Dritter 
(Geistlicher,  Lehrer,  Aerzte,  gemeinnütziger  Männer  u.  s.  w.)  wird  von 


1)  Vgl.  »Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  11.  Jahrgang,  2.  Band, 
S.  94  ff.  (Jena,  Fisclier). 

2)  Vgl.  »Das  Verfahren  bei  Enqueten  über  soxiale  Verhält- 
nisse« etc.  S.  25  ff.  Vgl.  auch  Stieda  S.  45  ff.  und  über  die  Zuziehung  von 
Arbeitern  in  die  Kommission  S.  43. 
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allen  bereits  genannten  Autoren  als  Korrektiv  der  Interessentenaus- 
sagen gefordert.  Dies  Korrektiv  wäre  in  unserem  Falle  um  so  mehr 
am  Platze  gewesen,  als  die  Enquäteverhandlungen  durchaus  nicht 
öffentlich  waren,  auch  die  Protokolle  weder  stenographiert  noch  als- 
bald in  Druck  gelegt  und  zur  Herbeiführung  eventueller  weiterer  Auf- 
klärungen im  weitesten  Masse  sofort  verbreitet  wurden  ').  Was  schliess- 
lich die  Benutzung  eines  Fragebogens  betrifft,  so  hält  Cohn  (a.  a.  O. 
S.  19)  auf  Grund  der  englischen  Praxis  nicht  viel  von  einem  solchen 
»dürren,  allumfassenden  Gerippet ; Neumann  (a.  a.  ü.  S.  20)  kann 
jedoch  aus  der  Schweiz  recht  gute  Muster  für  kürzer  gefasste  Schemata 
mitteilen.  Das  Richtige  liegt  wohl  in  der  Mitte;  als  Erinnerungs-  und 
Hilfsmittel,  nicht  aber  als  bindende  Norm  kann  Enquetekommissionen 
recht  wohl  ein  Fragebogen  massigen  Umfanges  mitgegeben  werden. 
Aber  derjenige  für  die  preussische  Hergarbeiterenquete  wurde  bei  allen 
seinen  Mängeln,  mit  allen  seinen  suggestiven  und  vorgreifenden  Fragen 
und  Wendungen  thatsächlich  das  »dürre  Gerippe» , mit  welchem  die 
Untersuchenden  fast  alle  Lebendigkeit  und  Treue  aus  der  Enquete 
vertrieben.  Die  nach  alledem  gründlich  verfehlte  Prozedur  der  preus- 
sischen  Bergwerksenquete,  deren  Schöpfer  achtlos  an  den  grundlegenden 
Auseinandersetzungen  Ludlow’s  ’)  über  die  so  vielfach  begrenzte  Glaub- 
würdigkeit des  Unternehmers  vorüberging,  hätte  aber  nicht  einmal  ei- 
nes solchen  tendenziösen  Fragebogens  bedurft,  eines  Fragebogens,  der 
überdies  fortwährend  wegen  des  »vorherrschend  privatrechtlichen  Cha- 
rakters» der  Arbeitsfragen  den  Untersuchenden  »Vorsicht«  und  Schonung 
des  Feingefühls  der  Unternehmer  anempfiehlt.  Auch  ohne  das  merk- 
würdige Frageschema  konnte  die  Untersuchung  aus  allen  angeführten 
Gründen  und  Mängeln  ’)  nicht  in  die  richtigen  Wege  kommen.  Es 
musste  von  vornherein  auf  Grund  wissenschaftlicher  und  praktischer 
Erfahrungen  angenommen  werden,  dass  sie  nicht  den  hundertsten  Teil 
dessen  an  exakter  Erkenntnis  der  preussischen  Bergarbeiterverhältnisse 
liefern  würde,  was  sie  bei  richtiger  Leitung  und  richtiger  Methode  ge- 
liefert hätte.  Und  die  Thatsachen  haben  dieser  .Annahme  nachträglich 
Recht  gegeben. 

* • 

* 

Von  dem  Urmaterial  der  EnquStckommission,  also  aus  dem  schon 
früher  erwähnten  24obändigen  Aktenmaterial  werden  als  Anlagen  der 

1)  Vgl.  über  diese  bewährten  Massregcln  Cohn  a.  a.  O.  S.  25.  Stieda  a.  a.  O. 
S.  43,  Neumann  a.  a.  O.  S.  95. 

2)  »Das  Verfahren«  elc,,  S.  74  ff, 

3)  Die  Hauptanfordernngen  an  eine  wissenschaftlich  und  praktisch  richtig  vor- 
bereitete Enquete  hat  übrigens  Her kner  nochmals  sehr  übersichtlich  rusammengestellt 
und  formuliert  in  seiner  Besprechung  der  belgischen  Arbeiterenquctc,  Archiv  f.  soziale 
Gesetzgebung  u.  Statistik,  Band  1,  S.  272  ff. 
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»Denkschriftc  nur  ganz  spärliche  Bruchstücke  mitgeteilt  Dreihundert 
Gruben  wurden  nach  S.  3 ff.  der  »Denkschriftc  untersucht.  Es  müssen 
also  mindestens  ebensoviel  Protokolle  über  die  Vernehmungen  der 
Bergleute,  der  Unternehmer  bezw.  deren  Vertreter  und  den  »Befunde 
der  jeweiligen  Kommissionen  in  den  erwähnten  240  Aktenbänden  ent- 
halten sein.  Ganze  fünfzehn  Protokolle  werden  in  den  Anlagen  zur 
»Denkschrift«  aus  jenem  Urmaterial  wiedergegeben  und  diese  fünf- 
zehn von  vielleicht  tausend  Protokollen  oft  nur  in  ganz  kleinen  Bruch- 
.stücken,  das  eine  (unter  Anlage  30)  in  einem  einzigen  Satze.  Solchen 
durchaus  unzureichenden  Mitteilungen  gegenüber  ist  die  Lage  des  Re- 
ferenten und  Kritikers  sehr  eigentümlich.  Bei  dieser  Beschaffenheit 
der  hier  zu  Grunde  liegenden  Veröffentlichung  wird  man  an  einen  der 
wenigen  zutreffenden  Sätze  von  Embden  (a.  a.  O.  S.  7)  erinnert: 
»ob  der  Totaleindruck  dieses  Schlussaktes  des  ganzen  Verfahrens  dem- 
jenigen einer  photographisch  treuen  Verkleinerung  des  I^rmaterials  ent- 
spricht, ob  in  Bezug  auf  Licht  und  Schatten,  auf  Farbe  und  Ton  ein 
anderer  Leser  des  Urmaterials  nicht  zu  einer  von  dem  Totaleindrucke 
des  Lichts  abweichenden  Anschauung  der  Enqueteergebnisse  gelangen 
würde,  darüber  sich  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  ist  unmöglich. 
Die  einzig  dauernde  Spur,  welche  eine  unvollständige  En(iu5te  hinter- 
lässt, ist  unkontrollierbarc.  Wir  dehnen  dies  Urteil  hier  auch  auf  die 
Auswahl  der  Bruchstücke  des  Urmaterials  aus.  Denn  obgleich  sehr 
nachdrücklich  hervorgehoben  wird,  dass  die  Protokolle  über  die  Unter- 
suchung auf  den  Arbeitsgruben  der  beiden  sogenannten  »Kaiserdele- 
gierten« Schröder  und  Siegel  vollständig  wiedergegeben  seien,  so  will 
uns  doch  scheinen,  als  wenn  die  alleinige  Reproduktion  gerade  dieser 
Schriftstücke  und  die  Fortlassung  der  Protokolle  über  einige  Gruben, 
auf  denen  wenige  rührige  und  selbstbewusste  Bergleute  beschäftigt 
waren,  nicht  eben  zu  Gunsten  der  Veröffentlichung  sprächen.  Auch 
fehlt  ja  das  Protokoll  über  die  Vernehmung  des  dritten  »Kaiserdele- 
gierten« Bunte.  Versuchen  wir  aber  dem  Material  trotz  seiner  Spär- 
lichkeit doch  noch  etwas  abzugewinnen.  Es  wird  leider  im  Sinne  der 
wissenschaftlich  und  praktisch  unanfechtbaren  Feststellung  wirtschaft- 
licher Thatsachen  vielfach  nur  Negatives  sein,  auf  das  wir  stossen. 

Gleich  die  drei  ersten  Protokolle  über  die  Zeche  Westfalia,  auf 
welcher  Schröder  arbeitete,  stehen  fast  in  allen  Punkten,  wie  es  nach 
dem  geschilderten  Verfahren  nicht  anders  sein  konnte,  unvermittelt 
neben  einander,  Behauptung  neben  Behauptung , letztere  meist  ohne 
Beleg;  es  fehlt  fast  jede  Spur  einer  eindringenden,  vermittelnden  und 
aufklärenden  Enquöte.  Hören  wir  einfach,  was  über  den  ersten  Punkt, 
die  Löhne,  und  zwar  ihre  Aufbesserung  nach  dem  Streik,  von  den 
drei  Seiten  gesagt  wird. 
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Die  fiergleu  (e. 

Nach  dem  Wiederanfahren 
sind  die  I^hne  der  im  G e- 
dinge  Arbeilcnden  nur  ver- 
einzelt erhöht  worden.  Die 
I^hne  der  im  Schichtlohn 
unter  Tage  Arbeilcnden 
sind  je  nach  ihrer  grösseren 
oder  geringeren  Arbeitskraft 
um  20  bis  IO  ^ erhöht  wor- 
den. Die  Schichtlöhner  über 
Tage  sind  unseres  Wissens 
nicht  aufgebessert  worden.  Da- 
gegen müssen  wir  allerdings 
anruhren,  dass  indirekt  durch 
das  Nachlassen  der  Füllkoh- 
len  und  des  Geleuchtes  die 
Löhne  um  einiges  aufgebcs- 
sert  sind.  Wieviel  die  Auf- 
besserung nach  dieser  Rich- 
tung im  allgemeinen  betragen 
mag,  können  wir  nicht  an- 
geben. Unsere  Wünsche  in 
der  Lohnhage  sind  daher  noch 
nicht  erreicht. 


Der  Zechendirektor.  | 
Den  Gedinge  hauem 
ist  überall  da  rugesetzt 
worden , wo  der  Durch- 
schnittslohn pro  Sstündige 
Schicht  von  3 M.  50  ^ 
nicht  erreicht  worden  ist. 
Die  Schichtlöhne  sind 
durchweg  um  20  ' 

erhöht  worden.  Dabei  be- 
trägt die  Aufbesserung  des  ' 
Lohnes  durch  Wegfall  des  ' 
Geleuchtes  und  der  Füll- 
kohlen durchschnittlich 
auch  8 Ihozent. 


Die  Kommission. 

Wie  die  nach  dem  Streik 
versprochene  und  nach  Aus- 
sage der  Zeche  durchgeführle 
Lohnverbesserung  sich  gestal- 
ten wird,  kann  noch  nicht 
übersehen  werden.  Nur 
steht  fest,  dass  die  Schicht- 
löhne um  ca.  durchschnitt- 
lich 10  Prozent,  und  durch 
Wegfall  der  Anrechnung  von 
Geleuchte  um  3 Prozent,  dass 
dagegen  dieGedingelöhne 
durch  Wegfall  der  Anrech- 
nung von  (jeleuchte  und  Füll- 
kohlen sicher  um  8 Prozent 
steigen  werden.  Dass  die 
Löhne  anderen  Zechen  gegen- 
über nicht  in  demselben  Grade 
gestiegen  sind , liegt  teil- 
weise in  der  finanziellen 
Lage  der  Zeche. . . . 


Wenn  Jemand  drei  möglichst  von  einander  abweichende  Auskünfte 
auf  die  eine  Frage  hätte  erfinden  wollen,  er  hätte  sie  jedenfalls 
nicht  besser  erfinden  können,  als  sie  oben  vorliegen.  Nicht,  dass  wir 
uns  über  den  materiellen  Widersprüch  zwischen  Arbeiter-  ünd  Unter- 
nehmeraussage wunderten,  .^ber  der  Mangel  jeden  Kreuzverhörs  hat 
es  mit  sich  gebracht,  dass  kaum  ein  Satz  des  Unternehmerzeugnisses 
mit  einem  gleichen  des  Arbeiterzeugnisses  korrespondiert  und  exakte 
Stellung  zu  ihm  nimmt.  Das  Fehlen  jeder  thatsächlichen  Nachprüfung 
durch  die  Kommission  ist  dann  vollends  der  natürliche  Grund  dafür, 
dass  das  Kommissionsvotum  zur  Klärung  der  eigentlichen  Widersprüche 
in  den  Interessentenaussagen  so  gut  wie  Nichts  beiträgt  und  gleich 
mit  einer  Art  Bankerotterklärung  beginnt:  >es  kann  noch  nicht  über- 
sehen werden.,  nämlich  am  :.  Juli,  also  einen  ganzen  Monat  nach 
Wiederaufnahme  der  Arbeit.  Am  detailliertesten  und  sachlichsten 
lautet  die  Arbeiterauskunft.  Hier  werden  in  erster  Linie  Gedingelöhne 
und  Schichtlöhner,  in  zweiter  Linie  nochmals  Schichtlöhner  unter  und 
über  Tag  unterschieden  und  von  den  Schichtlöhnern  über  Tag  be- 
hauptet, dass  sie  gar  keine  Lohnaufbesserung  erhalten  hätten.  Auf 
diese  letzte  Unterscheidung  geht  weder  die  Unternehmeraussage  noch 
<ler  Kommissionsbericht  ein;  sie  behaupten,  eine  Steigerung  derSchicht- 
löhne  schlechthin.  Die  Arbeiter  gestehen  eine  Aufbesserung  der  Schicht- 
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löhner  unter  Tage  zu,  sagen  aber,  dass  dieselbe  teilweise  nur  10  Pf. 
(•20  bis  10  Pft)  betragen  habe.  Nach  der  Auskunft  des  Unternehmer- 
Vertreters  wurden  die  Schichtlöhne  »durchweg«  um  20  Pf,  also  das 
Doppelte,  erhöht.  Das  Kommissionsvotum  geht  um  die  20  oder  10  Pf 
vollständig  herum  und  spricht  davon,  dass  sämtliche  Schichtlöhne  zu- 
künftig »zehn  Prozent“  höher  sein  »werden«,  als  vor  dem  Strike. 
Jetzt  wissen  wir  über  die  ganze  .Angelegenheit  so  viel  als  zuvor.  Um- 
gekehrt liegen  die  Dinge  bei  der  Frage  nach  der  Erhöhung  der  Ge- 
dingelöhne.  Die  Arbeiter  behaupten,  dass  nur  »vereinzelte»  Auf 
besserungen  stattgefunden  hätten,  der  Zechenvertreter  scheint  dies 
insofern  zuzugestehen,  als  er  aussagt,  es  sei  (nur)  überall  da  zugesetzt 
worden,  wo  3 M.  50  Pf  nicht  erreicht  waren.  Nun  konnte  das  Kom- 
missionsvotum die  Sache  zur  Gewissheit  erheben,  wenn  auf  Grund 
eigener  Feststellungen  die  sachliche  Uebereinstimmung  jener  beiden 
Aussagen  bestätigt  würde.  Statt  dessen  tritt  hier  das  Gegenteil  ein. 
Abgesehen  davon,  dass  die  Kommission,  trotzdem  sie  noch  nichts  über- 
sehen zu  können  versichert,  doch  von  Erhöhungen  um  so  und  soviel 
Prozent  spricht,  so  schliesst  sie  auf  die  mutmasslichen  Erhöhungen  der 
Gedingelöhne  nur  aus  dem  Wegfall  der  Anrechnung  gewisser  Materialien, 
aus  sonst  Nichts.  Sie  scheint  also  eine  direkte  Lohnerhöhung  nicht 
anzunehmen  und  stellt  damit  Dasjenige  wieder  in  Frage,  worüber  Ar- 
beiter und  Unternehmer  beinahe  einig  waren.  Man  befindet  sich,  je 
genauer  man  zusieht,  in  einem  immer  grösseren  Wirrwarr,  der  natür- 
lich nichts  weniger  darstellt,  als  brauchbare  Lohnerhebungen.  Und 
doch  — wie  einfach  wäre  es  gewesen,  sich  die  Lohnbücher  einer  ge- 
wissen Zahl  Leute  von  jeder  Grube  vorlegen  zu  lassen  und  unter  ge- 
nauer Verhandlung  über  die  Geschichte  der  verschiedenen  Posten  der- 
selben in  mikrologischer  Weise  kleine  Musterbilder  des  individuellen 
Bergmannsverdienstes  zu  liefern  '). 

Doch  können  in  den  Protokollen  noch  viel  auffälligere  Lücken 


l)  Hat  doch  sogar  die  Tagesptesse  viele  Beitrüge  dieser  Art  gebracht.  So  finden 
wir  in  der  »Frankfurter  Ztg.«,  deren  Aufsätze  über  die  Lage  der  westfälischen  Berg- 
leute vom  Juni  vor.  Jahres  auch  Schäffle  zur  Grundlage  seiner  neuesten  Kohlen- 
studie gemacht  hat,  und  zwar  im  .Abendblatt  vom  5.  Febr.  1890,  eine  Dortmunder 
Korrespondenz,  die  folgende  Sätze  enthält:  »Vor  mir  liegt  das  Lohnbuch  eines  recht 
ficLssigen,  gesunden,  im  kräftigsten  Mannesalter  stehenden  Bergmanns.  Derselbe  ver- 
diente im  Dezember  1888  in  21  Schichten  75  M. , im  Januar  18S9  in  24  Schichten 
85  M.,  im  Februar  1889  in  22  Schichten  77  M.,  im  März  in  21  Schichten  64  M.  etc. 
Nach  dem  Ausst.ande  aber  bekam  derselbe:  Im  Juni  für  24  Schichten  78  .M.,  im  Juli 
für  25  Schichten  75  .M..  im  August  für  26  Schichten  80  M. , im  September  ausrei- 
chenden Lohn,  und  zwar  für  25  Schichten  104  M.,  dagegen  im  Oktober  .schon  wieder 
für  23  Schichten  nur  71  M,,  im  November  für  24  Schichten  aber  vollenils  nur  69  M.» 
Selbst  diese  flüchtigen  Notizen  geben  schon  einen  genaueren  Begriff  von  den  lathn- 
verhältniasen,  als  die  oben  angeführten  Frotokollbrucbstücke. 
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gefunden  werden.  Es  seien  hier  eine  Anzahl  'Punkte  aufgeführt , in 
denen  sich  entweder  die  Aussagen  der  Arbeiter  und  Unternehmer  schroff 
gegenüberstehen,  ohne  dass  schliesslich  der  Kommissionsbefund  auch 
nur  den  geringsten  Versuch  macht,  die  Sachlage  aufzuklären,  oder  wo 
eine  Arbeiterangabe  überhaupt  nicht  weiter  verfolgt  wird , auch  nicht 
vom  Zechendirektor.  Aus  den  Protokollen,  die  Zechen  Westfalia  und 
Zollern  betreffend,  führen  wir  an: 

Arbeiteraussage: 

1.  . , . »die  Förderung,  die  aber  nicht 
pünktlich  um  2 Uhr  aufhörte,  sondern  öfters 
bis  zu  20  Minuten  länger  dauerte.  Auch  (ur 
die  Nachmitlagsschicht  wurde  die  Ausfahrt 
nicht  immer  pünktlich  eingehalten.« 

2.  »Der  Bergwerksdirektor  Hilbeck  hat 
uns  selbst  bei  dem  Streikausbruch  . . erklärt, 
dass  er  diese  (angeblich  grösseren)  neuen 
Wagen  wieder  abschafTen  wolle.« 

3.  »Die  früher  entstandenen  Ueberschüsse 
aus  Oel  und  Gezäbe  sind  jedenfalls  den 
Arbeitern  nicht  zu  gute  gekommen,  da  U n> 
terstützungskassen  irgend  welcher  Art 
auf  Kaisersluhl  seit  2 Jahren  nicht  mehr 
bestehen.« 

4.  »Vor  dem  Ausstande  wurden  auf  Zeche 
Zollern  täglich  20  bis  30  Wagen  genullt ; 
nach  dem  Aussiande  ist  die  Zahl  der  ge- 
nullten Wagen  3 bis  4.« 

5.  »Die  Lampengläser  wurden  uns  vor 
dem  Ausstand  zu  30  ^ pro  Stück  geliefert, 
während  man  dieselben  bei  dem  Kaufmann 
für  20  erhalten  konnte.  Jetzt  liefert  die 
Zechenverwaltung  die  Gläser  zu  15  pro 
Stück.« 

Dies  sind  nur  Stichproben.  Zur  Aufklärung  der  angeführten  Wider- 
sprüche oder  Lücken  enthält  das  betreffende  Kommissionsvotum  nicht 
das  Geringste.  Aber  noch  einer  letzten  Eigentümlichkeit  dieser  »Be- 
funde* der  Kommissionen  muss  erwähnt  werden.  An  Stelle  der  wirk- 
lich geäusserten  und  richtig  protokollierten  Arbeiterbeschwerden  setzen 
sie  ganz  plötzlich  andere  und  lassen  die  ersteren  spurlos  verschwinden. 
Ein  Beispiel  für  Viele.  Ueber  die  Abkehrscheine  sagen  Schröder  und 
Genossen : »Bezüglich  des  Formulars  . . . halten  wir  es  für  das  Zweck- 
massigste,  wenn  der  Schein  nur  drei  Rubriken  enthält  . . . Sonstige 
Beschwerden  . . können  wir  nicht  Vorbringen*.  Der  Unternehmerver- 
treter äussert  sich  gar  nicht  über  die  Sache.  Im  Kommissionsvotum 
taucht  aber  plötzlich  folgendes  Neue  auf:  >.  . . jedoch  wollen  die  Berg- 
leute die  .Abkehrscheine  in  Form  von  losen  Zetteln  ausgestellt  erhal- 


I Aussage  des  Zechendirektors: 

I I.  »Die  Beschwerde  über  die  Unpünkt- 
lichkeit der  Kohlenförderung  müssen  wir 
' zurückweisen.« 

I 2.  fehlt  völlig  über  diesen  Punkt. 


3.  »Etwaige  Ueberschüsse  sind  bisher 
|in  die  Unterstützungskasse  ... 
! gekommen.« 


4.  fehlt  über  diese  Angabe. 


5.  fehlt  über  diesen  Punkt. 
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ten,  während  sie  häufig  in  Buchformat  in  Anwendung  kommen,  um 
nicht  über  ihre  Beschäftigungsdauer  . . . kontrolliert  werden  zu  könnenc. 
Ein  aufmerksamer  Leser  der  Protokolle  kann  viele  solcher  Ueber- 
raschungen  im  arbeiterfreundlichen  wie  -feindlichen  Sinne  aufspüren. 

Noch  wenige  Worte  über  die  zweite  Hauptkategorie  der  in  Form 
von  Anlagen  gegebenen  Mitteilungen  aus  dem  Urmaterial  der  Enquete 
über  die  zahlreichen  Lohnstatistiken.  Bei  der  Durchsicht  des  F rage- 
bogens  bemerkten  wir  bereits,  dass  diese  Statistiken  nach  den  ge- 
wöhnlichen, allvierteljährlich  vorgenommenen  amtlichen  Erhebungen 
im  Bergbau  gefertigt  werden  sollten.  Diese  amtlichen  Erhebungen 
stützen  sich  aber  lediglich  und  ausschliesslich  auf  Unternehmerangaben. 
Sie  bestehen  in  der  blossen  Annahme  dieser  Angaben,  die  nicht  der 
geringsten  Kontrolle  oder  Ueberprüfung  unterworfen  worden,  sowie  in 
der  Verschmelzung  der  vielen  Einzelangaben  in  völlig  unbrauchbare 
Durchschnittszahlen,  eine  Verschmelzung,  welche  auch  noch  den  ge- 
ringen subjektiven  Wert  der  ursprünglichen  Unternehmerangaben  ver- 
nichtet. Es  bedarf  kaum  der  besonderen  Erwähnung,  dass  Lohndaten, 
welche  auf  solche  Weise  zu  Stande  kommen , kein  exaktes  Bild  von 
der  Verdienstlage  der  Bergleute  geben  können.  Damit  erübrigt  aber 
auch  ein  ernsthaftes  Eingehen  auf  die  der  »Denkschriftc  beigegebenen 
Uebersichten  nach  diesen  Daten. 

• * 

• 

Wenn  einem  Kunsthistoriker  ein  auf  wankendem  Grund  von  form- 
losen, ganz  disparaten  Bestandteilen  errichtetes  Gebäude  gezeigt  wird 
und  wenn  er  den  Kunststyl  dieses  Baues  bestimmen  soll,  so  wird  er 
sich  abwenden  und  die  Antwort  geben:  iDas  ist  überhaupt  kein  Styl!« 
Ebenso  geht  es  dem  Sozialstatistiker  mit  der  »Denkschrift«  von  43 
Seiten,  die  auf  Grund  des  im  vorhergehenden  besprochenen  Materials 
verfasst  wurde  und  die  erste  Hälfte  der  vorliegenden  amtlichen  Ver- 
öffentlichung bildet.  Es  ist  möglich,  dass  aus  dem  Urmaterial  der 
Bergarbeiterenquete  trotz  aller  seiner  Lückenhaftigkeit  und  Unvoll- 
kommenheit noch  eine  Reihe  wirtschaftlicher  Thatsachcn  auszuson- 
dern wäre , die  gemeinschaftlich  von  Unternehmern , Arbeitern  und 
Kommissionen  bezeugt  würden  und  deren  exakte  Beurkundung  also 
wenigstens  den  elementarsten  wissenschaftlichen  und  praktischen  An- 
forderungen entsprochen  hätte.  Ein  Auszug  aus  dem  Urmaterial  nach 
diesem  Gesichtspunkte  hätte  zwar  selbstverständlich  auch  noch  lange 
keine  erschöpfende  Darstellung  der  Bergarbeiterlage  ergeben;  denn 
dass  die  letztere  auf  (»rund  des  oben  geschilderten  Urmaterials  über- 
haupt nicht  gegeben  werden  kann,  bedarf  wohl  keiner  besonderen  Ver- 
sicherung mehr.  Aber  der  oder  die  Verfasser  der  eigentlichen  »Denk- 
schrift« haben , wie  aus  derselben  mit  aller  Deutlichkeit  hervorgeht, 
sich  nicht  einmal  an  jene  Regel  gehalten , sondern,  wie  es  scheint, 
einfach  die  unzureichenden  Kommissionsbefunde  als  Hauptquelle  ihrer 
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thatsächlichen  Mitteilungen  benutzt  und  durch  Zusammendrängung  der 
Behauptungen  dieser  Kommissionsberichte  eine  Darstellung  der  Ver- 
hältnisse zu  erreichen  gesucht.  Mit  annähernder  Sicherheit  lä.sst  sich 
dies  aus  zweierlei  Anzeichen  schliessen. 

Erstens  überwiegen  in  den  als  Anlagen  raitgeteilten  Protokollen 
aus  dem  Utmaterial  der  Zahl  nach  weitaus  die  sogenannten  »Befundec 
oder  Schlussberichte  der  Grubenkommissionen.  Eine  ganze  Anzahl 
solcher  sind  als  Belege  für  Anführungen  der  Denkschrift  mitgeteilt  und 
zwar  ohne  Hinzufügung  der  vorhergegangenen  Protokolle  über  .Arbei- 
ter- und  Unternehmervernehmung  auf  den  betreffenden  Gruben.  Der 
oder  die  Verfasser  der  »Denkschriftc  geben  damit  doch  zu  erkennen, 
dass  sie  die  Kommissionsberichte  für  exakte  Zusammenfassungen  des 
objektiv  richtigen  Thatbestandes  halten.  Dass  die  mitgeteilten  Pro- 
ben weit  entfernt  sind,  dies  zu  sein,  wurde  oben  darzulegen  versucht. 
Und  zweitens  lassen  sich  direkte  Spuren  davon  nachweisen , dass  ge- 
wisse Stellen  der  Kommissionsbefunde,  die  oben  als  sozusagen  in  der 
Luft  hängend  bezeichnet  werden  mussten,  fast  wörtlich  in  der  >Oenk- 
schriftc  wiederzufinden  sind.  Wenn  dieser  Nachweis  möglich  ist,  trotz- 
dem nur  ein  so  unendlich  kleiner  Bruchteil  der  Kommissionsberichte 
mitgeteilt  wird,  so  dürfte  im  Zusammenhalt  mit  Obigem  der  Schluss 
erlaubt  sein,  dass  der  oder  die  Verfasser  der  »Denkschrift«  kaum  eine 
Kritik  an  den  Kommissionsbefunden  geübt  haben.  Dies  wäre  wohl 
sonst  auch  mitgeteilt.  So  findet  sich  S.  40  der  »Denkschrift«  in  dem 
auf  die  Abkehr.scheine  bezüglichen  Abschnitt  gerade  Jene  Kommis- 
sionsäusscrung  fast  wörtlich  wiedergegeben,  die  eine  völlig  neue  That- 
sache  in  die  EnquSte  einführt,  eine  Thatsache,  von  der  weder  Unter- 
nehmer noch  Arbeiter  das  Geringste  hatten  verlauten  lassen  (das  Ver- 
langen der  Arbeiter,  die  Zeugnisse  nicht  in  Bücher,  sondern  auf  lose 
Zettel  ausgestellt  zu  erhalten);  und  der  Abschnitt  über  die  Abgabe 
der  Betriebsmaterialien  an  die  Bergleute  ist  so  genau  in  dem  Tone 
und  der  wenig  gründlichen  Form  der  Kommissionsbefunde  gehalten, 
dass  kaum  noch  ein  Zweifel  darüber  obwalten  kann  . dass  die  »Be- 
funde« das  Hauptmaterial  für  die  »Denkschrift«  lieferten.  Es  lag  ja 
auch  für  den  oder  die  sozialstatistisch  völlig  ungeschulten,  vielmehr 
in  der  Beamtenvorstellung  von  der  Richtigkeit  aller  »amtlich  berich- 
teten« Thatsachen  befangenen  Bearbeiter  des  Urmaterials  und  bei  der 
erdrückenden  Fülle  des  letzteren,  sowie  seiner  vielen  ungelösten  Wider- 
sprüche menschlich  so  nahe,  die  Kommissionsberichte  als  das  einzig 
Bleibende  »in  der  Erscheinungen  Flucht«  zu  betrachten  und  sich  min- 
destens vorwiegend  an  dieselben  zu  halten.  Damit  steht  man  aber 
eben  vor  der  Gewissheit:  die  Denkschrift  ist  nur  ein  Konglomerat  viel- 
fach gänzlich  unkontrollierbarer  Behauptungen  aus  den  Kommissions- 
befunden , also  für  die  beschreibende  Nationalökonomie  unmöglich 
ernst  zu  nehmen. 
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Für  den  Arbeiterfreund  liegt  gewiss  die  Versuchung  nahe,  wenig- 
stens diejenigen  Teile  der  »Denkschiiftc  als  brauchbare  zu  betrach- 
ten, in  denen  trotz  der  bureaukratischen  Mache  des  Ganzen  gewisse 
Missstände  auf  den  Gruben  blossgelegt  werden  '),  und  es  ist  wohl  auch 
wahrscheinlich,  dass  sich  diese  Mitteilungen  der  objektiven  Wahrheit 
mehr  nähern,  als  die  vielen  entgegengesetzten.  .Aber  es  handelt  sich 
hier  nicht  um  Wahrscheinlichkeiten  und  nicht  um  die  annähernde  Fest- 
stellung der  Wahrheit,  etwa  wie  bei  archaistischen  Bruchstück-Funden, 
sondern  um  sozialstatistische  Gewissheit.  Und  für  diese  ist  nirgends 
eine  Gewähr  vorhanden,  in  der  Denkschrift  als  mangelhaftem  .Auszug 
aus  dem  Urmaterial  noch  weniger  als  in  letzterem.  Die  Tagespresse 
darf  und  muss  jene  wahrscheinlicheren  Partieen,  zumal  dann,  wenn  sie 
durch  andere  Beobachtungen  bestätigt  werden,  sozialpolitisch  verwerten. 
Hier  war  die  amtliche  Veröffentlichung  wissenschaftlich  zu  beleuchten 
und  hier  muss  an  der  Starrheit,  wenn  man  will,  des  sozialstatistischen 
Urteils  festgehalten  werden,  dass  das  amtlich  publizierte  Ergebnis  der 
preussischen  Bergarbeiterenquete  für  die  exakte  Erkenntnis  nach  allem 
Angeführten  ein  durchweg  negatives  ist. 

Dieses  Urteil  lässt  sich  zum  Schluss  noch  durch  den  Nachweis 
verstärken,  nicht  begründen,  dass  der  oder  die  Verfasser  der  »Denk- 
schrift* an  ihre  ohnedies  missliche  Arbeit  mit  einer  deutlich  erkenn- 
baren, wenn  nicht  arbeiterfeindlichen , so  doch  strikefeindlichen  fen- 
denz  gingen.  Sie  hatten  den  festen  Vorsatz,  die  Dinge  mindestens  so 
darzustellen,  dass  der  grosse  Bergarbeiterausstand  vom  Mai  i88q  als 
ein  frivoles  Beginnen,  als  ein  von  aussen  angeregtes  Unternehmen,  und 
nicht  als  ein  aus  inneren  Beschwerden  hervorgegangener  .Akt  der  Not- 
wehr lange  gequälter  Menschen  erscheine.  Einzig  und  allein  zwei  Pro- 
ben aus  der  »Denkschrift«  dürften  jene  Tendenz  mit  genügender  Deut- 
lichkeit hervortreten  lassen. 

Da,  wo  es  sich  im  Beginn  der  »Denkschrift*  lediglich  darum  han- 
delte. die  subjektiven,  selbstverständlich  nicht  als  objektive  Wahrheit 
zu  nehmenden  .Angaben  der  Bergleute  über  die  Ursachen  des  Aus- 
standes zusammenzufassen,  schon  da  verfuhren  der  oder  die  Verfasser 
der  »Denkschrift*  folgendermassen.  Sie  berichten  über  den  Ruhrbe- 
zirk in  zwei  Absätzen.  Davon  lautet 

<lcr  erste;  der  zweite: 

*An  vielen  Stellen  des  Ruhrbe- ' »Dcmgegcniiber  ist  aber  darauf  hinzu- 
zirks  wird  von  den  Arbeitern  zu  niedriger  j weisen,  dass  auf  einer  grösseren  Reihe 
I^hn  und  die  Schichtdaucr , bezw.  zu  j von  Gruben  (Künigsborn,  Courb  Maassener 
zahlreiche  Ueberschichten  als  Grund  des  ' Tiefbau  , (tlückauf-Erbstolie  , Gneisenau, 
Ausstaiides  bezeiclmeUc  Schürbank  und  Charlotlcnburg,  Freie  Vogel 

und  Unverhoflfl,  Ihjrussia,  \Vcslhau.sen,  Dorsl- 

II  In  erster  Linie  wird  der  indirekte  Zwang  zu  Ueberschichten  und  das  iiber- 
tricbene  Wagenmdlen  zugegeben. 

Archiv  für  »02.  Gesetigbg-  u Statistik  Il(.  1.  12 
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feld,  Gemiania,  Hdene  Nachtigall,  Blanken- 
burg, Julius  l’hitipp,  Munt  Cenis,  Friedrich 
Ernestine,  Sleingau,  Altendorf,  Wcstfalia, 
Bickefeld,  Krone,  Gottessegen,  Ewald  um! 
fast  alle  Gruben  des  Reviers  Hochuin)  die 
Kornmissarien  von  einzelnen  Arbeitern 
^durchaus  abweichende  Auskunft 
über  die  Ursachen  der  Bewegung  erhalten 
haben.  Vielfach  lautet  die  Aussage  - 
sweil  anderwärts  gestrikt  wurde«, 
«selbständig  wäre  es  nicht  druu  gekom- 
men, die  Anregung  kam  von  aussen«, 

»weil  es  die  Nachbarzechen  thaten«, 

I «durch  fremde  Arbeiter  aufgcwiegelt« 

I bezw. 

«gezwungen«. 

In  einem  Falle  ist  zu  Protokoll  gegeben, 
dass  die  Veranlassung  zum  striken 

»in  den  erhöhten  Kohlenpreisen  unrl  den 
j hohen  Kursen  lag«. 

Hier  kommt  die  Tendenz  des  otlcr  der  Verfasser  der  »Denkschrift* 
so  offen  zum  Durchbruch,  dass  es  wirklich  der  Mühe  lohnt,  sich  die 
beiden  Angabengriippen  im  ,\rrangement  der  »Denkschrift*  recht  grüntl- 
lich  anzusehen.  Man  beachte  nur  Folgendes.  In  einen  Satz  von 
musterhafter  Kürze  hat  der  Verfasser  die  Angaben  konzentriert,  welche 
unbefriedigende  Arbeitsverhältnisse  als  Ursttche  des  Strikes  bezeichnen. 
Mit  einem  Lakonismus,  der  seines  Gleichen  sucht,  wird  gesagt,  dass 
ilies  »an  vielen  Stellen*  des  Bezirks  der  Fall  gewesen  sei , wobei  zu 
berücksichtigen  ist,  dass  die  ganze  Riesenbewegung  von  diesem  Be- 
zirk ausging.  .Mit  einer  wahren  Verschwendung  von  Ortsangaben  und 
wörtlichen  Zitaten  wird  dagegen  im  zweiten  .»\bsatz  operiert,  wo  es  sich  doch 
auch  nur  um  ein  Resume  der  Aussagen  handelt,  die  keine  Arbeitsbeschwer- 
den als  Ursachen  des  Ausstandes  zugeben.  liier  werden  dreiundzwan/.ig 
Gruben  namentlich  aufgeführt,  was  offenbar  den  Eindruck  des  Massen- 
haften machen  soll,  da  verschwiegen  ist,  dass  selbst  diese  ausführliche 
Liste  nur  einen  verschwindenden  Bruchteil  der  Zechen  des  Ruhrbe- 
zirks umfa.sst  ; hier  wird  ein  Teil  der  .Aussagen  zur  Verstärkung  iles 
Eindrucks  wörtlich  gegeben  , während  im  ersten  Absatz  eine  Repro- 
duktion der  gewiss  nicht  weniger  interessanten  Form,  in  welcher  sich 
die  Ueberzeugung  vom  Begründetsein  des  Strikes  durch  wirkliche  Miss- 
stände äusserte,  geflissentlich  vermieden  ist.  Hnd  all  dieser  .Apparat 
im  zweiten  .Absatz  wird  in  Bewegung  gesetzt,  um  für  den  oberfläch- 
lichen Leser  die  Thatsache  nicht  allzusehr  hervortreten  zu  lassen,  dass 
nur  von  den  Auskünften  »einzelner  .Arbeiter«,  also  offenbar  der  Mindcr- 
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heit  auf  jeder  Grube,  die  Rede  sein  kann.  Wenn  dies  keine  Tendeiu- 
marherei  ist,  dann  gibt  es  überhaupt  keine. 

D.as  zweite  Muster  bleibt  hinter  dem  ersten  an  Kühnheit  keines- 
wegs zurück.  Man  erinnere  sich,  dass  im  Programm  und  im  Frage- 
bogen der  Enquete  nicht  nur  jedes  Eingehen  auf  die  Lebenshaltung 
der  Bergarbeiter,  die  Auskömmlichkeit  ihrer  Löhne  und  die  beson- 
deren Existenzverhältnisse  der  Bergleute  vermieden  war , sondern 
auch  schon  bei  den  blossen  formalen  Lohnfeststellungen  den  Kommis- 
sären »einige  Vorsichtc  angeraten  wurde,  weil  »hier  und  dort  das  V'er- 
langen  nach  tieferem  Eindringen  in  die  Lohn-  und  Rechnungspapiere 
auf  wenig  Beifall  resp.  Widerstand  stossen«  könnte.  Das  war  ein 
schwerwiegender  Mangel  des  Erhebungsprogramms,  denn  schon  Haus- 
hofer ^Lehrbuch  der  Statistik,  S.  352)  sagt:  »Lim  die  verschiedenen 
Lohnhöhen  richtig  beurteilen  zu  können,  darf  man  sich  aber  nicht 
auf  eine  blosse  Vergleichung  der  Geldbeträge  des  Lohnes  beschrän- 
ken, sondern  man  muss  zugleich  auf  die  Preise  der  zur  Befriedigung 
der  wichtigsten  Lebensbedürfnisse  nötigen  Dinge  eingehen  . . .<  Da 
nun  aber  die  En()uete  einmal  über  alle  diese  Feststellungen  zur  Tages- 
ordnung hinweggegangen  war,  .so  blieb  doch  selbstverständlich  auch 
dem  Bearbeiter  de'rselben  nichts  anderes  übrig,  als  sich  in  den  engen 
tirenzen  der  rein  formalen  Lohnennittelungen  zu  bewegen  und  sich 
beim  Fehlen  jeder  anderweitigen  Feststellung  .auf  eine  Zusammenfas- 
sung der  mangelhaften  Lohndaten  zu  beschränken,  ohne  jedes  weitere 
Wort  über  die  tiefer  liegenden  Fragen  der  Lohnstatistik.  In  der  »Denk- 
schrift« geschieht  das  Gegenteil.  An  drei  Stellen  derselben 
(S.  17,  18  und  19  etc.)  wird  im  Vertrauen  auf  die  llrteilslosigkcit  ober- 
flächlicher Leser  an  den  entscheidenden  Stellen  die  Behauptung  gewagt, 
»dass  die  Arbeiter  den  sicheren  Beweis  für  die  Behauptung,  dass  die 
Löhne  zum  Lebensunterhalt  nicht  ausgereicht,  schuldig  geblieben  seien« ; 
es  hätten  »die  Vernehmungen  kein  Material  nach  der  Richtung  ergeben, 
rlass  bei  einem  Teil  der  Belegschaften  oder  gar  der  Gesamtheit  ein 
Notstand  geherrscht  habe«.  Diese  Stellen  sind  so  abgefasst,  als  ob 
die  Arbeiter  um  einen  »sicheren  Beweis«  wirklich  angegangen  und  als 
ob  irgend  welche  »V'^ernehmungen«  nach  dieser  Richtung  vorgenommen 
worden  wären.  Wir  wissen,  dass  das  Gegenteil  der  F'all  war,  und 
brauchen  wohl  nunmehr  kein  Wort  der  Rechtfertigung  mehr  dafür,  dass 
wir  den  materiellen  Inhalt  der  »Denkschrift«  in  allen  Teilen  als  sozial- 
statisti.sch  völlig  unbeachtlich  erklären. 
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EINIGES  ÜBER  DIE  WIRKUNGEN  DES  SCHWEIZERI- 
SCHEN ALKOHOLMONOPOLS. 

vo.v 

E.  VV.  MILLIET 

IN  HERN’ 

Das  schweizerische  Alkoholmonopol  beruht  auf  dem  Bundesgesetze 
betreffend  gebrannte  Wasser  vom  22. /23- Dezember  1886  und  15./2;.  Mai 
1887  Mannigfaltige  Verhältnisse  gestatteten  nicht,  dieses  Gesetz  in 
allen  seinen  Teilen  auf  einen  und  denselben  Zeitpunkt  in  Wirksamkeit 
zu  setzen;  es  war  vielmehr  eine  successive  Durchführung  desselben  er- 
forderlich. Dieselbe  begann  am  20.  Juli  1887  mit  dem  Verbote  der 
privaten  Einfuhr  und  Produktion  der  dem  Monopol  unterstellten  Spiri- 
tuosen und  wurde  so  gefördert,  dass  am  Schlüsse  des  ersten  Geschäfts- 
jahres d.  h.  Ende  Dezember  1888  alle  wesentlichen  Punkte  des  Mono- 
pols mit  Ausnahme  des  staatlichen  Vertriebs  der  denaturierten  Ware 
in  Vollzug  standen. 

Nachdem  nun  die  ResulUate  der  Periode  1887/8  definitiv  vorliegen, 
macht  sich  selbstverständlich  ein  vielseitiges  Interesse  geltend,  über 
die  gemachten  Erfahrungen  und  über  die  Erfolge  des  Gesetzes  unter- 
richtet zu  werden.  Wir  wollen  heute  an  dieser  Stelle  aus  der  zahl- 
reichen Menge  beachtenswerter  Momente  eine  Einzelfrage  zur  spe- 
ziellen Behandlung  herausgreifen;  Die  Frage  nach  der  Gestaltung  des 
Verbrauchs  geistiger  Getränke,  insonderheit  der  gebrannten  Wasser. 

Was  den  Konsum  von  Trauben-Wein,  Bier  und  Obstwein  betrifft,  so 
sind  die  .Anhaltspunkte  zur  verlässlichen  Bezifferung  desselben  so  spärlich 
und  ungenügend,  dass  wir  selbst  von  blossen  Schätzungen  lieber  Um- 
gang nehmen,  um  so  mehr,  als  die  wenigen  statistischen  Nachweise 
über  dieses  Gebiet  durch  die  am  i.  Septbr.  1887  erfolgte  Abschaffung 
gewisser  kantonaler  Steuern  auf  geistige  Getränke  noch  um  eine  Quelle 
ärmer  geworden  sind.  Für  die  Zeit  vor  Einführung  des  .Monopols  wurde 
der  Jahresverbrauch  des  Traubenweins  offiziell  auf  55  Liter,  der  Ver- 
brauch des  Bieres  auf  37'/!  Liter  pro  Kojrf  geschätzt.  Der  Konsum 
an  Obstwein  mag  annähernd  demjenigen  an  Bier  entsprochen  haben. 
Wir  vermuten,  dass  lias  Bicrtrinken  seit  Inkraftsetzung  des  .Monopols 
sich  ziemlich  gleich  geblieben  sei,  während  der  Genuss  von  Trauben - 
und  Obstwein  eine  Vermehrung  erfahren  haben  dürfte. 
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Der  Landesbedarf  an  gebrannten  Wassern  lässt  sich  angesichts  der 
speziellen  Erhebungen,  die  diesfalls  angestellt  worden  sind,  und  ange- 
sichts der  Anhalte,  welche  das  Monopol  gibt,  etwas  genauer  feststellen, 
als  derjenige  von  Wein  und  Bier.  Immerhin  sind  wir  auch  mit  Be- 
zug auf  die  Spirituosen  vorläufig  auf  mehr  oder  weniger  zutreffende 
Schätzungen  und  .Annahmen  angewiesen. 

Suchen  wir  nun  an  der  Hand  der  uns  zugänglichen  Mittel  den  Kon- 
sum der  Kalenderjahre  1885  und  1888.  d.  h.  zweier  Jahre,  mit  einan- 
der zu  vergleichen,  von  denen  das  eine  in  die  Periode  vor,  das  andere 
in  die  Periode  nach  Vollzug  des  .Monopolgesetzes  fallt. 

Kür  1885  bildet  die  zuverlässigste  Basis  der  Verbrauchsermittelung 
die  bekannte  Formel : Produktion  plus  Einfuhr  minus  Ausfuhr.  Es 
ist  indessen  klar,  dass  diese  Berechmingsweise  an  sich  selbst  schon 
der  Kritik  zu  unterwerfen  ist,  da  der  Uebertrag  der  unverbrauchten  Vor- 
räte von  einem  Solarjahr  in  das  andere  durchaus  nicht  immer  gleich 
gross  ist.  Richten  sich  ja  doch  Produktion,  Einkauf  und  Verkauf  nicht 
nur  nach  dem  momentanen  Trinkliedarf,  sondern  auch  nach  dem  Ernte- 
•Ausfall  bei  den  zur  Fabrikation  dienenden  Rohstoffen,  nach  <len  Preis- 
konjunkturen des  Weltmarktes  und  anderen  l’mständen  mehr. 

Das  eingangs  erwähnte  Bundesgesetz  unterwirft  alle  importierten 
Spirituosen  dem  eidgenössischen  Monopol,  dagegen  sind  dem  letzteren 
von  der  Produktion  im  Inlande  der  Hauptsache  nach  bloss  die  aus 
stärkemehlhaltigen  Rohstoffen,  aus  Kartoffeln  und  Cerealien  erzeugten 
gebrannten  Wasser  unterstellt,  während  die  Fabrikation  des  aus  Obst, 
Obstabfällcn  etc.  gewonnenen  Branntweins,  vorbehaltlich  allfälliger 
kanton,aler  Beschränkungen  ein  freies  Gewerbe  geblieben  ist.  Wir  fixieren 
diesen  gesetzlichen  Unterschied  im  folgenden  jeweils  durch  die  Be- 
zeichnungen : monopolpflichtige  und  monopolfreie  Spirituosen. 

Die  Zahl  der  vor  dem  Monopol  mit  der  Verarbeitung  nunmehr 
monopolpflichtig  gewordener  Rohstoffe  beschäftigten  Brennereien  ist 
nicht  genau  bekannt.  Da  das  Monopolgesetz  indessen  allen  derartigen 
Anstalten  unter  gewissen  Voraussetzungen  eine  Entschädigung  fiii  die 
durch  die  Aufhebung  des  Betriebes  herbeigeführten  Vermögensnach- 
teile bewilligt,  so  gibt  die  Zahl  der  angemeldeten  Entschädigungs- 
forderungen einen  ziemlich  zutreffenden  Massstab  zur  Bemessung  der 
Zahl  der  bestanden  habenden  Brennereien. 

Es  wurden  nun  .aber  1349  derartiger  Forderungs.insprüche  einge- 
geben. Rechnen  wir  hiezu  die  Zahl  derjenigen  Betriebe,  die  eine  Ent- 
schädigung nicht  geltend  zu  machen  hatten,  weil  sie  ihre  Gebäude  un<l 
Apparate  nach  P'inführung  des  Monopols  für  Rechnung  der  eidge- 
nössischen .Alkoholverwaltung  wieder  zur  Destillation  weiter  zu  ver- 
wenden in  der  Lage  waren,  so  gelangen  wir  für  die  Periode  vor  dem 
Monopol  auf  die  Zahl  von  rund  1400  Brennbetrieben. 

Was  das  Produktionsquantum  dieser  Art  von  Brennereien  betrifft. 
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so  besitzen  wir  auf  Grund  einer  im  Jahre  1886  auf  die  Kinladung  des 
Bunde.srats  von  den  Kantonsregierungen  vorgenommenen  Anfrage  für 
985  Et.iblissements  die  Angaben  der  Eigentümer  oder  aus  anderen 
Quellen  stammende  Mitteilungen  über  die  während  der  Brenncampagne 
1885/6  erzeugten  Mengen.  Die  beobachtete  Campagne  war  bei  den 
verschiedenen  Brennereien  zeitlich  verschieden  begrenzt,  betraf  aber 
für  die  Grossbetriebe  meistens  die  Monate  Juli  1885  bis  Juli  18S6, 
für  die  Klein-  und  Mittelbetriebe  vorwiegend  die  Monate  Oktober  1885 
bis  Mai  1886.  Einzelne  Daten  betrafen  auch  direkt  das  Kalender- 
jahr 1885.  Ueber  die  Produktion  der  übrigen  415  Betriebe  fehlen  uns 
alle  Ziffern,  Wir  gehen  aber  kaum  fehl,  wenn  wir  annehmen,  dass 
diese  415  Brennereien  mit  einziger  .Ausnahme  einer  Spritfabrik  durch- 
gehends  zu  den  kleinsten  des  Landes  gehört  haben  und  dass  ihre 
jährliche  Erzeugung  im  gesamten  nicht  über  4000  Hektoliter  absoluten 
.Mkohols  hinausging.  Zählen  wir  hiezu  die  49847  Hektoliter,  welche 
nach  der  gemachten  offiziellen  Enquete  für  die  985  erstgedachten  Bren- 
nereien als  Fabrikationsquantum  pro  1885/6  resultierten,  so  kommen 
wir  zu  einer  Totalmenge  von  53847  hl. 

Nun  sind  aber  die  Angaben  der  Brenner  sowohl,  als  die  aus  den 
Ergebnissen  der  zum  Teil  sehr  primitiven  kantonalen  Steuersysteme 
herrührenden  Ermittelungen  als  Minima  zu  betrachten,  die  in  Wirklich- 
keit wesentlich  überschritten  wurden. 

Es  wird  schwerlich  als  übertrieben  angefochten  werden  können, 
wenn  wir  die  thatsächliche  Produktion  an  monopolpflichtigen  Spiri- 
tuosen für  die  besprochene  Epoche  auf  75000  Hektoliter  absoluten 
.'Mkohols  ansetzen. 

Wie  oben  bemerkt,  greifen  aber  die  .Angaben,  auf  denen  diese  Zahl 
der  jährlichen  Produktionsmenge  beniht,  zum  Teil  in  das  Jahr  1886 
hinüber.  Zur  Bestimmung  der  Produktion  im  Kalenderjahr  1885  ist 
es  deshalb  notwendig,  von  den  75  000  Hektoliter  die  in  den  betreffen- 
den Bruchteilen  des  Jahres  i886  erzeugten  Quanta  abzuziehen,  dafür 
aber  diejenigen  Quanta  zuzuzählen,  welche  in  den  auf  das  Jahr  1885 
entfallenden  Bruchteilen  der  Brenncampagne  1884/5  produziert  wurden. 

Leider  kennen  wir  keines  dieser  beiden  Quanta;  dieselben  aber 
einfach  gegen  einander  zu  kompensieren,  wäre  aus  verschiedenen  Grün- 
den unrichtig.  Der  wichtigste  dieser  Gründe  liegt  in  der  Thatsache, 
da.ss  das  Jahr  1885  ein  ausserordentlich  ergiebiges  Kartoffeljahr  war, 
dass  infolge  dessen  pro  1885/6  jedenfalls  wesentlich  mehr  Branntwein 
erzeugt  wurde,  als  pro  1884/5,  “f*’  "lehr  als  in  der  erstgedachten 
Camp.agne  die  neue  eidgenössische  Steuergesetzgebung  unmittelbar  vor 
der  Thüre  stand,  ein  Umstand,  der  sich  bereits  mehrcrenorts  in  einer 
auf  die  Ersparung  der  in  Aussicht  stehenden  Steuern  gerichteten  speku- 
lativen Vorauserzeugung  zur  Geltung  brachte.  Dieselben  Ursachen  führ- 
ten es  auch  mit  sich,  dass  die  Ende  Dezember  1885  unverbraucht  auf 
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das  Jahr  i886  übertragenen  Vorräte  an  inländischen  Produkten  ausser 
Zweifel  grösser  waren,  als  die  am  i.  Januar  auf  das  Jahr  1885  über- 
nommenen Vorräthe  aus  dem  Jahr  1884,  Wir  wissen,  wie  gesagt,  über 
den  Einfluss  dieser  Momente  nichts  ziffermässig  Bestimmtes.  Wir 
meinen  indessen  nach  unserer  allgemeinen  Kenntniss  von  der  Sach- 
lage der  Wahrheit  ziemlich  nahe  zu  kommen,  wenn  wir  den  effektiven 
Verbrauch  der  im  Inland  erzeugten  monopolpflichtigen  Spirituosen  für  das 
Kalenderjahr  1885  auf  65000  Hektoliter  absoluten  Alkohols  veranschlagen. 

Hiezu  kommt  nun  der  Konsum  des  in  der  Schweiz  j)roduzierten 
monopolfreien  Branntweins.  Die  Erzeugungsmenge  dieser  Art  von  ge- 
branntem Wasser  variiert  in  den  einzelnen  Jahren  sehr  bedeutend  je 
nach  dem  Ausfall  der  Obsternte.  Wir  sind  weder  über  die  Produktion, 
noch  über  den  Verbrauch  irgendwie  zuverlässig  orientiert. 

.^us  verschiedenen  uns  zugänglich  gewesenen  Materialien  und  aus 
.‘\nalogien  mit  einem  ähnlich  situierten  Nachbarlande  ziehen  wir  den 
Schluss,  dass  der  Konsum  des  Branntweins  dieser  Kategorie  im  Jahre  1885 
auf  rund  10000  Hektoliter  absoluten  Alkohols  bemessen  werrlen  dürfe. 
Wir  kämen  nun  zum  Kapitel  Ein-  und  Ausfuhr. 

ImjKmierl  Exi>orücrt 

wurden  an  Spirituosen  aller  Art  laut  Zolistatistik : 

Weingeist,  Alkohol,  Branntwein  in  Fässern 
97  760  1 Icklolilcr  absoluten  Alkohols  i 418  Hektoliter  (Gradslärke  unbekannt) 

Liköre  in  F.ässern,  Fla.scben  oder  Krügen 

I 663  Melcrrentncr  ^Nettogewicht,  Grad-  4 607  Meterzentner  (Nettogewicht,  Grad- 
stärke unbekannt)  stärke  unbekannt) 

.Sprit  in  denattiricriem  Zustanrle 

6 179  Meterzentner  (Nettogewicht,  Grad-  30  Meterzentner  (Nettogewicht,  Grad- 
stärke  unbekannt)  stärke  unbekannt). 

Die  denaturierte  Ware  lassen  wir  zum  vornherein  ausser  Betracht, 
da  dieselbe  nicht  zum  Trinkkonsum  gehört.  Um  alle  übrigen  Zahlen 
auf  Hektoliter  absoluten  Alkohols  zu  reduzieren,  setzen  wir  den  Meter- 
zentner l.ikör  bei  der  biinftthr  gleich  einem  Hektoliter  ä 60  Grad,  den 
Meterzentner  Likör  bei  der  .\usfuhr  gleich  einem  Hektoliter  h 70  Grad. 
Die  exportierten  1418  Hektoliter  Branntwein  nehmen  wir  alsöogrädige 
Ware  an.  Wir  bemerken  dazu,  dass  die  aus  der  Schweiz  ausgeführten 
gebrannten  VVasser,  die  zum  guten  Teil  aus  starkem  Absinthe  bestehen, 
durchschnittlich  hochgradiger  sind,  als  die  importierten.  z\uf  diese  Weise 
gelangen  wir  zu  folgendem  Ueberschuss  der  Einfuhr  über  die  Ausfuhr; 


Einfuhr : 

Hektuliter  absolut 

Hektoliter  absolut 

Weingeist  etc 

97  760 

Ijkörc  etc. 
Ausfuhr : 

998 

98  758 

Weingeist  etc. 

851 

Liköre  etc. 

3Z25 

4076 

Ncltocinfuhr 

94  682 
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Als  Verbrauch  des  Jahres  1885  nehmen  wir  imlessen  nur  goooo  Hekto- 
liter an,  da  aus  ähnlichen  Gründen,  wie  denjenigen,  die  wir  bei  He- 
sprechung  der  Produktionsverhältnisse  berührt  haben  , wahrscheinlich 
ist,  dass  die  aus  dem  Jahre  1885  unkonsumiert  auf  das  Jahr  1S86  über- 
gegangenen Import()uanta  grösser  gewesen  sind,  als  die  aus  dem  Jahr 
1884  auf  das  Jahr  1885  übernommenen  Einfuhrmengen. 

Der  Gesamtverbrauch  pro  1885  betrug  nach  dem  Gesagten  155  000 
Hektoliter  absoluten  Alkohols,  wovon  65000  aus  dem  Inlande,  90000 
aus  dem  Auslande  stammten. 

Es  wäre  nun  aber  durchaus  unrichtig,  an/.unehmen,  dass  sämtliche 
dieser  155000  Hektoliter  in  der  Schweiz  getrunken  worden  seien. 

Vor  dem  Monopol  bestand  ein  gewisser  Schmuggel  in  geistigen 
Getränken  aus  dem  .Auslände  in  die  Schweiz.  Oie  Hedeutung  dieses 
Schmuggels  wurde  aber  bei  weitem  durch  den  Umfang  desjenigen  über- 
troflen,  der  sich  in  umgekehrter  Richtung  geltend  machte.  Ziffern  stehen 
hier  selbstverständlich  keine  zu  Gebote.  Wir  schätzen  indessen  nach  uns 
bekannten  Faktoren,  dass  der  Ueberschuss  des  Schmuggels  in’s  Ausland 
über  den  Schmuggel  in's  Inlan«!  bei  35000  Hektoliter  betragen  habe. 
Um  diese  .Menge  ist  der  schweizerische  Trinkkonsum  zu  entlasten. 
Für  ist  ferner  zu  entlasten  um  diejenigen  gebrannten  Wasser,  die  im 
inlande  zu  technischen  Zwecken  aller  Art  und  zum  Brennen  in  den 
Haushaltungen  Verwendung  fanden.  Wir  haben  bereits  angeführt,  dass 
zu  diesen  Verwendungen  Netto  6149  Meterzentner  Sprit  in  denaturier- 
tem Zustande  eingeführt  worden  sind.  Neben  diesem  Quantum  wurde 
aber  eine  bedeutende  Quote  des  in-  und  ausländischen  Sprits  in  un- 
denaturiertem Zustande  zu  technischen  und  Haushaltungszwecken  ver- 
braucht, sei  es , dass  die  betreffende  Verwendung  eine  Denaturierung 
aus  industriellen  Gründen  nicht  zuliess,  sei  es,  dass  eine  solche  An- 
gesichts der  geringen  Steuerbelastung  und  Angesichts  der  Unannehm- 
lichkeiten der  denaturierten  Ware  unterblieb.  Letzteres  war  namentlich 
in  denjenigen  Kantonen  der  Fall,  welche  keine  orier  nur  unbedeutende 
Produktionssteuern  oder  Eingangsgebühren  auf  Sprit  hatten,  in  denen 
diese  Ware  also  ausser  dem  eidgenössischen  Zoll  keiner  oder  doch 
keiner  namhaften  fiskalischen  Belastung  unterstand.  Wir  sind  auch  in 
Bezug  auf  dieses  Verhältnis  auf  Schätzungen  angewiesen.  Wir  supponie- 
ren,  dass  ausser  den  in  unserer  Rechnung  bereits  ausser  Acht  gelassenen 
6149  Meterzentnern  weitere  15000  Hektoliter  absoluten  Alkohols  dem 
Trinkverbrauch  zu  Gunsten  der  Verwendung  in  der  Industrie  und  Haus- 
haltung entzogen  worden  seien. 

Nach  allen  diesen  Auseinandersetzungen  kommen  wir  für  den  ei- 
gentlichen Trinkverbrauch  des  Jahres  1885  auf  ein  Quantum  von  105000 
Hektoliter  absoluten  Alkohols  oder  bei  einer  Bevölkerung  von  2 900000 
Seelen  auf  eine  Jahresverbrauchsmenge  von  3.62  Liter  absoluten  Alko- 
i|ols  oder  7'/4  Liter  5ogrädigen  Branntweins  pro  Kopf 
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Wir  gehen  nun  r.u  den  Verhältnissen  des  Jahres  1S88  über.  Wir 
haben  zunächst  den  Zeitraum  vom  20.  Juli  1887  (Datum  der  Inkraft- 
setzung des  Monopols!  bis  31.  Dezbr.  1888  in's  Auge  zu  fassen,  da 
uns  genaue  Angaben  über  das  Kalenderjahr  1S88  allein  nicht  zu  Ge- 
bote stehen.  Für  einzelne  Daten  müssen  wir  dabei  noch  die  Zahlen 
über  die  Periode  i.  Juli  1887  bis  31.  Dezbr.  1888  verwenden,  indem 
uns  eine  Ausscheidung  über  die  Zeit  vom  i.  bis  20.  Juli  1887  abgeht. 
Der  dadurch  bewirkte  Fehler  in  der  Rechnung  ist  indessen  verhältnis- 
mässig unbedeutend. 

Zur  Pestimuumg  des  Konsums  dient  uns  im  allgemeinen  die  Formel : 
Vorräte  am  20.  Juli  1887  plus  Verkauf  von  monopolpflichtigem  Sprit 
durch  die  Monopolverwaltung  plus  Einfuhr  und  Produktion  von  mono- 
polpflichtigen Qualitätsspirituosen  durch  Private  plus  Konsum  monopol- 
freier Ware  minus  .Ausfuhr  durch  Private  minus  Uebertrag  von  Vorräten 
auf  das  Jahr  1889. 

Eirläuternd  schicken  wir  voraus,  dass  die  Alkoholverw.iltiing  selbst 
von  den  monopolpflichtigen  gebrannten  Wassern  nur  im  In-  und  Aus- 
land erzeugten  Sprit  in  den  Verkauf  bringt,  während  die  Einfuhr  aller 
verarbeiteten  Branntweine  (der  sogenannte  Qualitätsspirituosen)  den 
Privaten  gegen  Entrichtung  einer  Monopolgebühr  frei  steht,  wie  auch 
die  (allerdings  ganz  unwesentliche)  Produktion  monopolpflichtiger  Qua- 
litätsbrauntweine  im  Inlande  der  privaten  Industrie  gegen  Bezahlung  von 
Monopolsteuern  gestattet  ist. 

Was  die  Vorräte  am  20.  Juli  1887  betrifft,  so  schätzen  wir  die- 
selben nach  Anhaltspunkten,  welche  uns  die  eidgen.  Zollstatistiken  und 
die  Aufzeichnungen  einzelner  K.antone  über  die  Branntweinproduktion 
liefern,  auf  30000  Hektoliter  absoluten  Alkohols.  Die  Spritabgaben 
der  Monopolverwaltung  umfassen  rund  75000  Hektoliter  absoluten  Al- 
kohols. Das  Quantum  der  importierten  oder  im  Inland  produzierten 
monopolpflichtigen  Qualitätsspirituosen  berechnen  wir  nach  den  von 
der  Monopolverwaltung  netto  eingenommenen  Monopolgebührcn  (den 
Meterzentner  gleich  einem  Hektoliter  ä 60  Grad  angenommen)  auf 
8500  Hektoliter  absoluten  Alkohols.  Die  Produktion  (und  dadurch  be- 
dingt auch  der  Konsum  der  monopolfreien  Spirituosen)  ist  seit  Einführung 
des  Monopols  einerseits  infolge  einer  besonders  guten  Obsternte  und 
andererseits  infolge  der  Preissteigerung,  welche  diese  Branntweine  durch 
ihre  gesetzlich  (irivilegierte  Stellung  erfahren  haben,  ausser  allem  Zweifel 
erhöht  worden.  Wir  nehmen  für  die  betrachtete  Periode  einen  Ver- 
brauch von  20000  Hektoliter  an.  Zählen  wir  die  vier  bis  jetzt  gewon- 
nenen Ziffern  zusammen,  so  gelangen  wir  auf  133500  Hektoliter. 

Davon  gehen  nun  zunächst  die  uns  aus  der  Zollstatistik  bekannten 
Ausfuhren  vom  1.  Juli  1887  bis  31.  Dezember  1888  ab. 
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UicseUtcn  hetnigcn  : 

MI.  Quartal  1887 
IV.  . . 

1888 

Total 


Weingeist,  Branntwein  in  Fässern  Liköre  etc. 

I lektolitcr  (Mrailstärke  unbekannt)  Metcrrtr.  netto  (Gradst.  unbek.) 


537 

915 

405 

691 

1 123 

3 >39 

2 065 

4 745 

Nehmen  wir  den  Weingeist  etc.  wieder  als  begradig  an  und  rechnen 
wir  die  I.iköre  auf  der  Basis  von  i Meterzentner  gleich  i Hektoliter 
ä 70  Grad  in  Hektoliter  absoluten  .Alkohols  um,  so  ergiebt  sich  uns 
eine  Gesamtausfuhr  von  rund  4500  Hektolitern. 

Hinsichtlich  des  Uebertrags  an  Vorräten  auf  das  Jahr  i88g  ist  zu- 
nächst klar,  dass  ein  Teil  der  gegen  das  Jahresende  1888  importierten 
Qualitätsspirituosen  sowohl,  als  der  von  der  Alkoholverwaltung  zu  der 
gedachten  Zeit  abgegebenen,  noch  nicht  zu  Getränken  verarbeiteten  Sprite 
nicht  konsumiert  sein  konnte.  Es  kommt  aber  noch  dazu,  dass  der 
Import  von  Qualitätsspirituosen  im  zweiten  Semester  1887  aus  Ursachen 
die  hier  nicht  näher  zu  entwickeln  sind,  den  Charakter  einer  Sjreku- 
lation  hatte.  Wir  glauben  der  Wirklichkeit  nahe  zu  kommen,  wenn  wir 
voraussetzen,  dass  der  Uebertrag  von  Vorräten  aus  dem  Jahr  1888  auf 
das  Jahr  1889  nicht  unter  15000  Hektoliter  geblieben  ist. 

Nach  Abzug  dieser  15000  Hektoliter  und  der  weiter  oben  erwähn- 
ten 4500  Hektoliter  stellt  sich  der  Verbrauch  der  Periode  vom  20  Juli 
1887  bis  31.  Dezember  1888  auf  noch  1 14000  Hektoliter. 

Was  die  Gestaltung  des  Schmuggels  an  den  l.andcsgrenzen  unil 
die  unerlaubte  Fabrikation  im  Innern  angeht,  so  hat  seit  Vollzug  des 
Monopolgesetzes  der  Schmuggel  vom  Ausland  in  die  Schweiz  zuge- 
nommen und  ist  in  gewissem  Umfange  eine  früher  sozusagen  unbekannte 
heimliche  Brcnnlhätigkeit  im  Inlande  entstanden,  während  der  früher 
bedeutende  Schmuggel  nach  dem  Auslande  infolge  der  Erhöhung  der 
schweizerischen  Spritpreise  eine  sehr  beträchtliche  Redaktion  erfahren 
hat.  Ziffermässiges  Material  steht  hierüber  selbstverständlich  nicht  zur 
Verfügung.  Mangels  desselben  müssen  wir  uns  mit  der  aus  verschie- 
denen Vorgängen  geschöpften  Annahme  begnügen,  dass  der  Schmug- 
gel nach  aussen  einerseits  und  die  illegale  Einfuhr  und  Produktion  an- 
derseits sich  ungefähr  die  Wage  halten. 

ln  bezug  auf  den  Verbrauch  von  Sprit  zu  technischen  und  Haus- 
haltungszwecken hat  die  vor  dem  Monopol  stattgehabte  Verwendung 
imdcnaturierter  Ware  angesichts  der  wesentlichen  Preissteigerung  der 
letztem  sozusagen  ganz  aufgehört.  Dagegen  wurde  seit  dem  Monopol 
eine  nicht  bestimmbare  (^uote  denaturierten  Sprits  entweder  tale  quäle 
o<ler  in  renaturiertem  Zustande  zu  Getränken  verarbeitet.  Wir  schätzen 
das  bezügliche,  dem  Trink-Konsum  zuzuschlagende  Quantum  für  die 
Zeit  vom  1.  Juli  1887  bis  31.  Dezember  1888  auf  6000  Hektoliter. 
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Mit  diesem  Zuschlag  stellt  sich  der  Konsum  der  letzterwähnten  Epoche 
auf  120000  Hektoliter  absoluten  Alkohols. 

Diese  120000  Hektoliter  sind  in  einem  Zeitraum  von  17  Vs  Mo- 
naten konsumiert  worden.  Es  handelt  sich  nun  für  uns  darum  , den 
Verbrauch  des  Jahres  1888  für  sich  auszuscheiden,  mit  andern  Worten 
zu  ermitteln,  welche  Quote  des  genannten  Konsums  auf  die  5'/s  Mo- 
nate vom  20.  Juli  bis  31.  Dez.  1887,  welche  Quote  auf  die  12  Monate 
vom  I.  Januar  bis  31.  Dez.  1888  entfällt. 

Wir  sind  auch  für  diese  Rechnung  auf  Mutmassungen  angewiesen. 
Eine  den  Monaten  proportionale  Repartition  wäre  prinzipiell  unrichtig. 
Denn  es  ist  Thatsache,  dass  der  Verbrauch  an  Branntwein  in  den  ver- 
schiedenen Monaten  stark  variiert.  Es  gibt  schwache  und  starke  Kon- 
summonate. Nach  den  schweizerischen  Verhältnissen  betrachtet,  fallen 
auf  die  5'/»  letzten  Monate  des  Jahres  1887  \'h  schwache  Konsum- 
monate (25%),  während  vom  Jahre  1888  etwa  5 Monate  (4i’/>'/o)  zu 
den  schwachen  zählen. 

Setzen  wir  — genau  ist  dieses  Verhältnis  natürlich  nicht  — einen 
starken  Monat  gleich  zwei  schwachen . so  erhalten  wir  für  die  beiden 
betrachteten  Perioden  folgende  Verteilung: 

Zeit  vom  20,  Juli  bis  31.  Dei.  18S7  (jj  hl  von  izoooo  hl)  39  530  Heklolitcr 
» » I.  Jan.  bis  31.  Dez.  1888  (fj  » • • t ) 80  470  » 

Total  120  000  Hektoliter, 

Repartitions  - Ziffern  , die  zufällig  ziemlich  genau  mit  einer  propor- 
tionalen Verteilung  sich  decken,  die  aber  nach  allem,  was  wir  wissen 
können,  wenig  Unwahrscheinliches  an  sich  haben. 

Wir  haben  danach  den  Konsum  pro  1888  zu  80470  Hektolitern 
gefunden.  Erhöhen  wir,  um  eine  glattere  Rechnung  zu  bekommen, 
dieses  Quantum  auf  80  685  Hektoliter , so  stehen  wir  für  das  ge- 
dachte Jahr  bei  einer  Bevölkerung  von  2 934  000  Seelen  vor  einem  Ver- 
br.iuch  von  2*/«  Liter  absoluten  .Mkohols  oder  5‘/s  Litern  sogrädigen 
Branntweins  pro  Kopf 

Verglichen  mit  1885  hätten  wir  demnach  eine  Verminderung  des 
Kopfkonsums  um  ’/z  Liter,  d.  h.  eine  Verminderung  von  ca.  25  Vo. 

Wir  verkennen  nun  keineswegs,  dass  unsern  Berechnungen  abso- 
lute Verlässlichkeit  abgeht,  wir  wissen  wohl,  dass  an  Stelle  der  Sup- 
positionen,  zu  denen  wir  .Mangels  bestimmter  Anhaltspunkte  notge- 
drungen und  ungern  gegriffen  haben,  andere  gemacht  werden  können. 
Wir  haben  indessen  die  Ueberzeugung,  dass  alle  Aufstellungen,  sofern 
sie  richtig  oder  doch  wenigstens  plausibel  sind , zu  dem  unzweifelhaft 
feststehenden  Resultate  führen  werden , dass  seit  der  Einführung  des 
Alkoholmono|>ols  eine  beträchtliche  .Abnahme  des  Branntweinkonsums 
in  der  Schweiz  eingetreten  ist ; das  Quantum  freilich  dieser  Abnahme 
lässt  sich  für  die  Uebergangszeit,  in  der  wir  noch  heute  stehen,  nicht 
genau  feststellcn.  Wir  würden  mit  jemanden,  der  beim  Vergleich  der 
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Jahre  1885  und  1888  statt  auf  die  von  uns  berechneten  25'/»  auf  20 
oder  30%  käme,  nicht  rechten. 

Es  wäre  unbillig , wollte  m.in  die  vom  hygienischen  Standpunkt 
aus  sehr  begrüssenswerte  Reduktion  des  Konsums  gebrannter  Wasser 
einzig  und  allein  auf  Rechnung  der  Wirkungen  des  eidgenössischen 
Monopolgesetzes  schreiben. 

.Auch  die  einzelnen  Kantone  sind  seit  1885  auf  dem  Gebiet  iler 
Lebensmittelpolizei,  des  Wirtschaftswesens  und  anderer  mit  der  .M- 
koholfrage  zusammenhängender  Verhältnisse  gesetzgeberisch  thätig  ge- 
wesen. Zum  Teil  um  ihre  Gesetzgebung  mit  den  Vorschriften  des  ge- 
nannten eidgenössischen  Gesetzes  in  Einklang  zu  bringen  , zum  Teil 
um  die  bei  der  Verfassungsrevision  von  1885  wiedergewonnene  Kom- 
petenz zur  Beschränkung  der  Zahl  der  Wirtschaften  und  die  Vollmach- 
ten zur  Regelung  des  Kleinverkaufs  mit  Branntwein  auszuüben,  haben 
wohl  alle  Kantone  (von  Schwyz  fehlen  uns  bezügliche  Nachrichten)  in 
den  Jahren  1885/89  neue  Verordnungen  oder  Gesetze  erl.assen  oder 
doch  vorbereitet. 

Aargau  hat  sein  Dekret  vom  8.  Juni  1886  und  seine  Verordnung 
vom  22.  .August  1888,  .Appenzell  a/Rh.  seine  Polizei-Verordnungen  vom 
4.  November  1887  und  19.  November  1888.  .Appenzell  i/Rh.  die  Verord- 
nung über  den  Kleinverkauf  mit  gebrannten  Wassern  vom  9.  .April  1888, 
Baselland  das  Gesetz  vom  18.  März  1889,  Baselstadt  das  Gesetz  vom 
19.  Dezember  1887,  Freiburg  das  Gesetz  vom  23.  Sept.  1888,  Genf 
das  Gesetz  vom  4.  Juni  1887,  Glarus  das  Dekret  vom  i.  Juni  188S, 
Graubünden  die  Verordnung  auf  i.  Januar  1889,  Luzern  die  Verordnung 
vom  3.  Dezember  1887,  Nidwalden  die  Verordnungen  vom  27.  Juni 
und  22.  November  1888,  Obwalden  die  Verordnung  vom  i.  Dezember 
1887,  St.  Gallen  das  Gesetz  vom  22.  November  1888,  Solothurn  die 
Verordnung  vom  23.  Mai  1888,  Schaffhausen  das  Gesetz  vom  28.  No- 
vember 1887,  Tessin  das  Gesetz  vom  30.  November  1887 , Thurgau 
die  Verordnung  vom  10.  März  1888,  Uri  die  Verordnung  vom  29.  De- 
zember 1887,  Wallis  das  Gesetz  vom  24.  November  1886,  Waadt  das 
Gesetz  vom  29.  Mai  1888,  Zug  das  Dekret  vom  9.  Mai  1888,  Zürich 
das  Gesetz  vom  15.  Juli  1888. 

ln  den  Kantonen  Bern  und  Neuenburg  wurden  bezügliche  Vor- 
lagen im  Jahre  1888  in  den  darüber  angeordneten  Volksabstimmungen 
verworfen. 

Ein  Kanton  (Baselstadt)  hat  sogar  (mit  Verordnung  vom  4.  .April 
1888)  ein  bis  jetzt  wenig  beachtetes,  aber  ganz  interessantes  kantonales 
Branntweinmonopol  eingeführt. 

Ebenso  wichtig  aber  als  die  Bestimmungen  dieser  kantonalen  Ge- 
setze erscheint  uns  die  ganze,  gegen  den  Branntweingenuss  gerichtete 
Volksstimmung,  aus  welcher  die  Verfassungsrevision  von  1885  und 
die  daran  anknüpfenden  legislatorischen  Erlasse  herausgewachsen  sind. 
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die  vielseitige  Thätigkeit  der  Privaten  und  Vereine  auf  dem  weiten 
Gebiete  der  Alkoholfrage. 

Die  Anerkennung  des  Einflusses  dieser  beiden  wichtigen  Faktoren 
hindert  uns  nicht,  die  Ansicht  zu  vertreten,  dass  der  Löwenanteil  am 
erreichten  Erfolge  und  an  den  Garantien  namentlich  für  die  Fortdauer 
dieses  Erfolgs  den  glücklichen  Bestimmungen  des  Monopolgesetzes  zu- 
zuteilen ist.  Die  .Aufhebung  der  kleinen  Brennbetriebe,  die  Unter- 
drückung des  unkontrollierten  und  unkontrollierbaren  Kleinverkaufs 
und  'l'rinkgenusses  in  und  um  diese  Brennereien,  die  Verteuerung  der 
gebrannten  Wasser,  die  Einführung  des  Prinzips  der  Barzahlung  für 
den  staatlichen  Vertrieb  derselben , die  Aufhebung  der  namentlich  für 
den  Hausverbrauch  fühlbaren  Steuern  auf  den  Kleinverkauf  von  Wein 
und  Bier  und  andere  Vorschriften  des  eidgenössischen  Alkoholgesetzes 
mehr  haben  schon  in  der  kurzen  Zeit  von  i7i  Jahren  seit  Einführung 
desselben  zu  den  oben  dargestellten  schönen  Resultaten  geführt.  Die 
zukünftige  Entwicklung  der  Dinge  wird  zeigen,  ob  und  in  wie  weit  diese 
Resultate  als  bleibende  Errungenschaft  gelten  können. 

Wir  glauben,  dass  die  nächsten  Jahre  keine  irgendwie  wesent- 
liche weitere  Reduktion  des  Konsums  gebrannter  Wasser  bringen  wer- 
den, weil  die  Einwirkung  des  Monopols  sich  namentlich  gegen  den 
übermässigen  Trunk  einzelner  Volkskreise,  insonderheit  gegen  den  über- 
mässigen Haustrunk  richtete,  diese  Wirkung  aber  bereits  erschöpft  sein 
dürfte.  Wir  würden  schon  die  Stabilisierung  des  Verbrauchs  auf  5 bis 
6 Liter  Branntwein  pro  Kopf  für  den  nicht  zu  verachtenden  Erfolg 
eines  Gesetzes  halten,  das  auch  in  anderer  Hinsicht  vieles  leistet  und 
damit  denen  Unrecht  gibt,  die  ihm  vor  und  bei  seiner  Geburt  ein  kurzes 
und  kümmerliches  Leben  prophezeiten. 

Jedesmal,  wenn  ein  Staat  es  unternimmt,  dem  Alkoholismus  durch 
Besteuerung  des  Branntweins  entgegenzutreten,  fehlt  es  nicht  an  Leu- 
ten, welche  diesen  Schritt  belächeln,  indem  sie  auf  den  Widerspruch 
hinweisen,  der  zwischen  der  Tendenz  auf  Beschränkung  des  Konsums 
und  zwischen  der  Absicht,  die  Staatskasse  zu  füllen  bestehe. 

Dieser  Widerspruch  ist  indessen  nur  ein  scheinbarer. 

Kein  Fiskus  der  Welt  wird  es  sich  einfallen  lassen , durch  die 
Branntweinbesteuerung  den  Konsum  gebrannter  Wasser  auf  heben  zu 
wollen.  So  selbstmörderisch  sind  die  Finanzministerien  nicht.  Die 
ethischen  Ziele  der  Steuergesetzgebung  sind  vielmehr  vernünftigerweise 
immer  nur  gegen  den  Missbrauch,  gegen  das  Uebermass,  nicht  gegen 
den  Gebrauch  gerichtet.  Die  Einführung  einer  hohen  Steuer  ver- 
folgt den  Zweck,  durch  Verteurung  der  Ware  denjenigen  Kreis  von 
Konsumenten , der  diese  Verteurung  naturgeraäss  am  meisten  spürt, 
die  Unmässigen,  zur  Einschränkung  ihres  Konsums  zu  zwingen  oder 
doch  ihm  diese  Einschränkung  näher  zu  legen.  Dagegen  weiss  der 
Fiskus  wohl,  dass  auch  schon  eine  sehr  beträchtliche  Steuer  den  mässi- 
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gen  Verbrauch  nicht  hindert.  Auf  diesen  fortdauernden  massigen  Ge- 
brauch l)asiert  er  vielmehr  seine  Hauptaufgabe,  gründet  er  seine  fiska- 
lischen Hoffnungen,  gegen  den  übermässigen  Gebrauch  setzt  er  den 
Nebenzweck  ein,  dient  er  den  ethischen,  den  hygienischen  Forderungen 
seiner  Zeit. 

Wenn  wir  also  oben  die  Meinung  aussprachen,  dass  das  Alkohol- 
monopol seine  Aufgabe  zur  Beschränkung  des  Branntweinkonsums  im 
wesentlichen  bereits  gelöst  habe,  so  fliesst  diese  Ansicht  aus  der  Ueber- 
zeugung  her,  dass  die  bisherige  Konsumbeschränkung  der  Hauptsache 
nach  im  Gebiete  des  übermässigen  Genusses  sich  geltend  machte  und 
da.ss  sie  hier  ihre  Rolle  nahezu  ausgespielt  habe. 

VVir  haben  im  bisherigen  nur  von  der  Reduktion  des  Alkoholge- 
nusses und  nicht  von  dem  Einflüsse  dieser  Reduktion  auf  das  sanitarischc, 
ökonomische  und  sittliche  Befinden  der  Bevölkerung  gesprochen.  Es 
ist  an  sich  klar,  dass  die  namhafte  Verminderung  des  Branntwein- 
konsums,  welche  das  Monopol  im  Gefolge  gehabt  hat,  von  einer  Ver- 
minderung vieler  der  Schäden  begleitet  sein  musste,  welche  von  einem 
übermässigen  Verbrauch  an  Alkohol  herrühren.  In  der  öffentlichen 
Meinung  begegnen  wir  darum  neben  der  Aeusserung,  dass  der  Brannt- 
weingenuss seit  Einführung  der  neuen  Gesetzgebung  eine  Abnahme 
erfahren  habe,  sehr  oft  auch  der  Ueberzeugung , dass  der  Alkoholis- 
nuis  auf  verschiedenen  seiner  Geltungsgebiete  weniger  Opfer  und  leich- 
tere Opfer  fonlere,  als  früher. 

An  einschlägigem  statistischem  Material  stehen  uns  leider  vorläufig 
nur  wenige  Ziffern  zur  Verfügung.  Diesell>en  bestätigen  zum  'feil  die 
populären  Ansichten,  zum  Teil  widersprechen  sie  aber  auch  denselben. 
VVir  legen  dieser  Statistik  indessen  keinen  grossen  Beweiswert  bei. 
Einerseits  umfasst  dieselbe  nur  eine  beschränkte  Zahl  von  Erschei- 
nungen in  jedem  der  von  ihr  beobachteten  W'irkungskreise  des  .Alko- 
holismus und  auch  nur  eine  beschränkte  Zahl  dieser  letztem  selbst. 
Anderseits  ist  die  Zeit  seit  Annahme  des  .Monopolgesetzes  zu  kurz,  als 
dass  die  guten  Wirkungen  desselben , namentlich  soweit  Zustände  des 
chronischen  Alkoholmissbrauchs  in  Frage  stehen,  sich  schon  ziffermässig 
könnten  zur  Geltung  bringen.  .Auch  ist  dem  Alkoholisnnis  und  der 
Statistik  des  Alkoholismus,  vor  Anhandnahme  der  .Alkoholfrage  durch 
die  Bundesregierung,  nicht  die  besondere  Aufmerksamkeit  und  Sorgfalt 
zugewendet  worden,  welche  ihr  heute  entgegengebracht  wird.  Flndlich 
ist  nicht  zu  vergessen,  dass  die  Mortalitätsstatistik  z.  B.  die  Sterbe- 
fälle, welche  als  die  unmittelbare  Folge  von  Alkoholgenuss  sich  dar- 
stellten, nicht  immer  n.ach  gleichen  Grundsätzen  rubriziert  hat.  .Aehn- 
liches  mag  auch  in  andern  Zweigen  der  Statistik  vorgekommen  sein. 

Wir  verzichten  deshalb  zunächst  darauf,  statistische  Zahlen  an- 
zuführen. Es  scheint  uns  ebenso  widersinnig,  dass  eine  Reduktion  des 
Branntweinverbrauchs,  welche  nach  allem,  was  wir  darüber  wissen,  ge- 
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rade  beim  missbräuchlichen  Konsum  am  intensivsten  zur  Wirkung 
kam,  sich  in  einer  thatsachlichen  Vergrösserung  des  Alkoholismus  zum 
Ausdrucke  bringen  könne,  als  es  uns  gewagt  erscheinen  will,  einen 
statistisch  konstatierten  bedeutenden  Rückgang  gewisser  alkoholischer 
Schädigungen  ohne  weiteres  auf  eine  erst  i8  Monate  alte  Konsumver- 
minderung  zurückführen  zu  wollen. 

Wir  glauben  gezeigt  zu  haben,  dass  das  Monopolgesetz  den  Ver- 
brauch gebrannter  Wasser  fühlbar  reduziert  und  dass  es  auf  alle  Fälle 
der  drohenden  Zunahme  desselben  ein  Ziel  gesteckt  hat.  Eine  berufene 
Kraft  mag  nachweisen,  wie  sich  diese  Reduktion  auf  dem  Gebiete  des 
Alkoholismus  wirksam  erwiesen  hat. 


Die  obige  Darstellung  wurde  im  .August  1889  geschrieben,  konnte 
aber  erst  jetzt  zum  Abdrucke  gelangen.  Die  cingetretene  Verzögerung 
setzt  uns  in  die  l.age,  auch  noch  über  den  mutmasslichen  Branntwein- 
konsum  pro  1889  einige  summarische  Angaben  zu  machen. 

Hinsichtlich  dieser  Angaben  gelten  dieselben  Vorbehalte,  die  wir 
an  die  Aufstellungen  pro  1885  und  1888  knüpfen  mussten;  dieselben 
sind  mehr  oder  minder  zutreffende  Schätzungen.  Da  das  Monopol 
heute  immer  noch  nicht  vollständig  durchgeführt  und  mit  den  vor  Er- 
lass des  bezüglichen  Bundesgesetzes  geschaffenen  Zuständen  noch  nicht 
völlig  tabula  rasa  gemacht  ist,  wird  auch  den  meisten  Daten  für  1890 
der  Charakter  ziffermässiger  Verlässlichkeit  abgehen.  Erst  das  Jahr  1891 
dürfte  in  der  Hauptsache  normale  und  mit  zureichender  Sicherheit  be- 
stimmbare Verhältnisse  aufweisen. 

Pro  1889  schätzen  wir  den  Verbrauch  gebrannter  Wasser,  wie  fol^: 

Ifcktofiler  afjsnf.  Alkoh<its 

Ueberlrag  von  Vorr.Hlen  aus  dem  Jahre  1888  .... 

Sprilverkauf  der  Alkohofvcrwaftung  . 

I.egale  Kinfuhr  lur  f'roiluklinn  monopnlpfliehtiger  Quali- 

tätsspirituosen ^ 

Konsum  monupotfreien  llranntweins 1 f”’** 

Ueberschuss  des  SchmuggeLs  jeder  Art  im  Inland  und  vom 
Ausland  her  über  den  SchmugKel  nach  dem  Ausland  hin 


1$  000 
67  200 

■»  ,too 
10000 


Hievon  ab : 


3 000 
99  500 


t.egalc  Ausfuhr  pro  1889 2 500 

Ueberlrng  von  Vorräten  auf  das  Jahr  1890 12  000  14  500 

Bleiben  als  mutm.i.sslicher  Konsum  pro  1S.S9 85  000 


d.  h.  bei  einer  Bevölkerung  von  2 945  000  Seelen  pro  Kopf  und  Jahr 
2.89  Liter  absoluten  .Alkohols  orler  ca.  5V1  Liter  5ogrä<iigen  Brannt- 
weins. 
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Verglichen  mit  dem  Verbrauch  von  1888  zeigt  letztere  Ziffer  eine 
unbedeutende  Konsumvermehrung,  die  sich  aus  andern  Beobachtungen 
gleichfalls  ergibt  und  die  sich  vermutlich  in  gleicher  Intensität  auch 
auf  1890  forlsetzen  wird.  Kund  6 Liter  Branntwein  pro  Kopf  scheinen 
für  die  nächsten  Jahre  den  normalen  Jahresbedarf  der  Schweiz  bilden 
zu  sollen. 
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Miaskowski,  August  v..  Agrarpolitische  Zeit-  und  Streitfragen.  Vor- 
träge, Referate  und  Gutachten.  Leipzig,  1889,  Duncker  und  Humblot. 
8*.  VIII  und  329  S. 

Der  vorliegende  Saramelhand  legt  in  zwölf,  grösstenteils  schon  an 
anderen  Stellen  gedruckten  Vorträgen,  Referaten  und  Gutachten  die 
Früchte  der  mehrjährigen  »theoretisch-praktischenc  Thätigkeit  des  Ver- 
fassers, welche  im  letzten  Jahr  durch  seinen  Austritt  aus  dem  deut- 
schen Landwirtschaftsrat  ihr  Ende  erreichte,  als  Festgabe  auf  dem  Ge- 
burtstagstisch des  Altmeisters  Haussen  nieder.  Trotz  dieser  subjektiven 
Gründe  für  die  Publikation  in  der  vorliegenden  Form  können  wir 
uns  eine  prinzipielle  Bemerkung  über  letztere  nicht  versagen: 

Sämtliche  Aufsätze,  von  denen  nur  zwei  aus  dem  letzten,  die 
übrigen  aus  früheren  Jahren  herrühren,  sind  nämlich  unverändert  wie- 
der abgedruckt.  Nun  ist  es  ja  allerdings  sehr  interessant,  dadurch  ein 
vollständiges  und  photographisch  getreues  Bild  von  der 
reichen  Wirksamkeit  des  Verfassers  auf  diesem  Gebiet  zu  erhalten, 
aber  es  ist  damit  doch  ein  dop|)elter  Nachteil  verknüpft,  einmal  zahl- 
reiche störende  Wiederholungen,  die  der  Verfasser  selbst  im  Vorwort 
entschuldigt,  dann  aber  — was  schlimmer  ist  — der  Mangel  einer 
F'ortführung  und  Ergänzung  der  Untersuchungen,  die  doch,  nach  dem 
Titel,  Zeitfragen  behandeln,  bis  auf  die  jüngste  Gegenwart.  So 
ist  z.  B.  das  Referat  über  die  Branntweinsteuerreform  vom  Jahre  1885' 
(VII.)  ohne  Berücksichtigung  des  inzwischen  zu  Stande  gekommenen 
Gesetzes  nur  ein  Bruchstück  von  historischem  Wert.  Allerdings  sind 
diese  jüngsten  Fortschritte  der  betreffenden  Fragen  den  »F'aehgenossen 
und  Mitarbeitern«  des  Verfassers  geläufig,  und  nur  an  diese  wendet  sich 
derselbe  im  Vorwort  mit  dem  vorliegenden  Sammelband.  Aber  eben 
diese  Selbstbeschränkung  des  Leserkreises  bedauern  wir  lebhaft ; hätte 
Miaskowski , statt  sich  auf  einzelne  kleinere  formelle  Aenderungen  zu 
beschränken,  einige  verwandte  .Aufsätze  (etwa  IV.,  V.,  VI.  uml  VIII., 
ferner  III.  und  XL)  — ähnlich  wie  dies  Cohn  in  seinen  Aufsätzen 
gethan  ')  — zusammengefasst  und  überall  die  neueste  Entwicklung  kurz 

I)  Vgl.  »Volkswirtscbafllichc  Aufsätze«,  Stuttgart,  188a,  Nr.  IX. 
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berücksichtigt,  so  hätte  er  damit  ein  Buch  geschaffen,  vortrefflich  ge- 
eignet die  weitesten  Kreise  aller  (lehildeten  in  das  Verständnis  der 
Agrarfragen  der  Gegenwart  einzuführen,  die  so  ziemlich  in  ihrem  gan- 
zen Umfang  in  den  vorliegenden  Untersuchungen  vor  uns  aufgerollt 
werden. 

Uer  erste  Aufsatz  »Sozialpolitisches  aus  den  Schweizer 
Alpenc,  ein  Vortrag,  gehalten  zu  Basel  im  Jahr  1880,  bildet  gleich- 
sam ein  historisches  Vorspiel,  indem  er  uns  in  grossen  Zügen  die 
Klassenkämpfe  vorführt,  welche  sich  in  den  Schweizer  Urkantonen  um 
die  Nutzung  der  Allmend  abgespielt  haben,  wie  sie  in  dem  bekannten 
grösseren  Werke  des  Verfassers  ausführlicher  geschildert  sind.  Es  ist 
ihrem  Wesen  nach  eine  agrar-historische  Studie  und  zwar  nach 
Form  und  Inhalt  das  Muster  einer  solchen. 

n.agegen  führt  der  zweite -Aufsatz  »Die  Lage  des  Bauernstan- 
des in  Preussen«  uns  sogleich  mitten  in  die  agrarpolitischen  Pro- 
bleme der  Gegenwart  und  zwar  speziell  unseres  Vaterlandes  hinein. 
Es  ist  ein  Bericht  über  die  im  Jahre  1882  vom  preussischen  Land- 
wirtschaftsministerium veranstaltete  Enquete  über  die  bäuerlichen  Wohl- 
stands- und  Besitzverhältnisse,  worin  zunächst  an  der  Methode  dieser 
Enquöte  eine  so  vernichtende  Kritik  geübt  wird , dass  wir  aus  ihren 
Ergebnissen  nur  mit  grösster  Vorsicht  einige  ganz  allgemeine  Schlüsse 
ziehen  dürfen.  Als  solche  ergeben  sich  .Miaskowski:  erstens  ein  un- 
zweifelhafter Rückgang  des  Wohlstandes  bei  dem  grössten  Teil  des 
Bauernstandes  seit  den  sechziger  Jahren  und  zweitens,  in  ursächlichem 
Zusammenhang  damit,  ein  Schwinden  des  bäuerlichen  Grundbesitzes 
teils  durch  Parzellierung  in  Kleinbauern-  und  Häuslerstellen,  teils  durch 
.Aufgehen  desselben  im  mittleren  und  grossen  Grundbesitz.  Aus  einer 
Vergleichung  der  gegenwärtigen  Krisis  mit  derjenigen  in  den  zwanziger 
Jahren,  welche  hier  als  viel  weniger  bedenklich  bezeichnet  wird  (an 
späterer  Stelle  p.  125  kommt  M.  zu  dem  entgegengesetzten  Resultat'), 
wird  die  Pflicht  des  Staates  abgeleitet,  den  freien  Bauernstand,  den 
er  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  geschaffen , am  Ende  desselben  mit 
allen  Mitteln  zu  erhallen.  Den  einzelnen  für  diesen  Zweck  hier  skiz- 
zierten Massregeln  begegnen  wir  in  den  folgenden  Aufsätzen  noch  des 
näheren. 

In  dem  Vortrag  »Die  gegenwärtige  Lage  der  deutschen 
Lan  dw  irtschaftr  vom  Februar  1888  (111. ),  sowie  in  dem  Votum 
für  den  deutschen  Landwirtschaftsr.it  über  die  Erhöhung  der  land- 
wirtschaftlichen Schutzzölle  vom  November  1887  (XL),  womit 
M.  der  bereits  erfolgten  Abstimmung  in  dieser  Körperschaft  gegen- 
übertrat, wird  die  gegenwärtige  landwirtschaftliche  Notlage  in  vorzüg- 
licher Weise  als  Uebergangs-  und  .Anpassungskrisis,  bedingt  durch  die 
jüngste  Phase  in  der  Entwicklung  der  Weltwirtschaft,  gekennzeichnet 
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und  demgemäss  als  Aufgabe  der  Gegenwart  die  möglichste  Anpassung 
der  Landwirtschaft  an  die  gegebenen  Konjunkturen  bezeichnet,  da- 
gegen mit  massvollen  aber  festen  Worten  dargethan,  dass  eine  geringe 
Erhöhung  der  Getreidezölle  wenig  heilkräftig,  eine  bedeutende  aber, 
welche  notwendig  zu  einer  Verteuerung  des  Brotes  führen  müsse,  ge- 
rade in  dem  Augenblick  undurchführbar  sei,  wo  die  neue  sozialpo- 
litische Gesetzgebung  dem  Arbeiter  wie  dem  Unternehmer  grosse  Opfer 
auferlegt.  Als  Rettung  aus  dem  »Wirbelwind  der  ewigen  Schutzzoll- 
agitation» erscheint  M.  wie  seinem  Vorgänger  auf  dem  Wiener  Lehr- 
stuhl, Brentano,  die  Bildung  einer  mitteleuropäischen  Zollunion  zwischen 
Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn,  in  welcher  der  innere  Bedarf  an 
landwirtschaftlichen  Produkten  durch  die  innere  Produktion  vollständig 
gedeckt  sein  würde. 

Recht  eigentlich  in  den  Mittelpunkt  der  persönlichen  praktischen 
Thätigkeit  des  Verfassers  führt  uns  sein  Referat  für  den  Verein  für 
Sozialpolitik  über  die  »(»ru  nd  eig  e n t um  s v e r t eilu  ng  und  Krb- 
rechtsreform  in  Deutschland«  vom  Oktober  1882  (IV.)  Das- 
selbe enthält  die  Grundlinien  seines  in  den  Jahren  1882  und  1884 
erschienenen  grösseren  Werkes  über  denselben  Gegenstand,  die  zu  be- 
kannt sind,  um  hier  mehr  als  erwähnt  zu  werden : der  Dualismus  zwi- 
schen dem  Norden  und  Süden  Deutschlands,  die  »gesunde«  Grund- 
eigentumsverteilung, ihre  Beziehungen  zur  Lage  der  ländlichen  .-\rl)eiter, 
ihr  Zusammenhang  mit  der  Form  des  ländlichen  Erbrechts  und  die  darauf 
beruhende  Forderung  eines  Intestat-Anerbenrechts  — all  dies  sind 
Ideen,  die  mit  dem  Namen  Miaskowski’s  seit  Jahren  untrennbar  ver- 
knüpft sind  und  die  sich  hier  in  kurzer  aber  wirkungsvoller  Form  ver- 
eint finden. 

ln  engem  Zusammenhang  damit  steht  die  von  M.  verfasste  Ein- 
gabe des  deutschen  Landwirtschaftsrats  an  den  Reichskanzler  vom 
27.  April  1886  (V.)  betr.  »das  Anerbenrecht  und  die  künftige 
bürgerliche  Gesetzgebung  für  das  Deutsche  Reich«.  Diese 
Eingabe  verlangt  von  dem  neuen  bürgerlichen  Gesetzbuch  eine  Rege- 
lung des  bäuerlichen  Erbrechts  nach  dem  Prinzip  des  Intestatanerben- 
rechu,  welches  die  Regel  bilden  soll,  neben  welcher  die  Lande.sgesetz- 
gebung  ausnahmsweise,  wo  ersteres  unanwendbar,  neben  dem  bisherigen 
Intestaterbrecht  das  Institut  der  Höferolle  einführen  soll. 

Bekanntlich  hat  — wie  M.  aber  leider  nicht  mitteilt  — der  Ent- 
wurf des  Gesetzbuches  wegen  dieser  Unmöglichkeit,  eine  Rechtseinheit 
auf  diesem  Gebiet  zu  schaffen,  von  einer  speziellen  Regelung  des  länd- 
lichen Erbrechts  gänzlich  Abstand  genommen. 

In  dem  Votum  »über  Rentengüter«  vom  Nov.  1885  (VIII.) 
ist  bemerkenswert  die  Betonung  der  Ptlicht  des  Staates,  die  Domänen 
zur  Ausfüllung  der  Lücken,  welche  der  Bauernstand  aufweist,  zu  be- 
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nützen,  wozu  indes  das  Erbzinsverhältnis  nicht  notwendig  erforder 
lieh  sei. 

Das  Korreferat  vZ u r Wäh  ru  ng  s fr  agec  für  den  deutschen  Land- 
wirtschaftsrat  vom  Januar  1886  (IX.)  bringt  an  sich  nichts  Neues, 
bildet  aber  eine  geschickte  und  durch  die  Adresse,  an  welche  sie  ge- 
richtet ist,  besonders  bemerkenswerte  Zurückweisung  des  Bimetallismus 
mit  und  ohne  England.  Die  eingeflochtenen  Ausführungen  über  das 
Verhältnis  von  Klasseninteresse  und  Gemeinwohl  empfehlen  wir  der 
besonderen  Beachtung  unserer  Agrarier! 

Mit  einer  weiteren  wichtigen  in  der  jüngsten  Zeit  in  Fluss  ge- 
kommenen Frage  befasst  sich  endlich  der  letzte  Aufsatz:  »Der  Wucher 
auf  dem  Lande  und  die  Organisation  des  ländlichen 
Kredits«,  Referat  für  den  Ver.  f.  Soz.  vom  Sept.  1888  (XII.).  Da- 
nach bedürfen  auch  unsere  ländlichen  Krediteinrichtungen  bei  einer 
der  Hauptsache  nach  gesunden  Grundlage  des  Ausbaues  unter  Leitung 
des  Staates  und  zwar  der  Einzelstaaten. 

So  zieht  sich  als  roter  Faden  durch  all  diese  Aufsätze  die  Ueber- 
zeugung  von  der  Notwendigkeit  einer  »nach  grossen  Gesichtspunkten 
geleiteten  Agrarpolitik«  — eine  Ueberzeugung,  die  auch  wir  vollstän- 
dig teilen ; doch  ist  uns  der  wichtigste  Punkt  die  ländliche  Arbeiter- 
frage, die  hier  nicht  direkt  behandelt  ist.  • — Die  vorliegenden  Unter- 
suchungen sind  dabei  in  gleicher  Weise  ausgezeichnet  durch  einen  fei- 
nen Blick  für  die  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  des  wirklichen  Lebens, 
vor  Allem  durch  ein  warmes  Interesse  für  die  deutsche  Landwirtschaft 
und  gleichwohl  — oder  richtiger  gerade  deswegen  — energische  Festig- 
keit gegenüber  masslosen  Ansprüchen  einer  agrarischen  Interessen- 
politik ; endlich  durch  Eleganz  des  Stils  und  zahlreich  eingestreute 
geistreiche  Ausführungen  allgemeiner  Art,  welche  die  jedesmalige  spe- 
zielle Frage  einzufügen  wissen  in  den  Zusammenhang  aller  wirtschaft- 
lichen Entwicklung. 

Strassburg  i.  E.  C.  J.  FUCHS. 
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.Arbeiten,  XXXVI.  Band,  i.  statistische  Lieferung;  1888,  S.  78  ff. 

3.  Ermittlungen  Uber  die  Lohnverhältnisse  in  Berlin;  eingezogen  durch 
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5.  Schmitz,  J.,  Uebersicht  der  für  die  sämtlichen  deutschen  Hundes- 
Staaten  in  Gemässheit  des  § 8 des  Reichsgesetzes  betreffend  die  Kran- 
kenversicherung der  Arbeiter  vom  15.  Juni  1883  festgestelUen  ortsübli- 
chen Tagelohne  gewöhnlicher  Tagearbeiter;  Berlin  und  Neuwied  1888, 
2.  Aufl. 

Wer  den  heutigen  Stand  der  Lohnstatistik  überblickt,  kann  sich 
kaum  einer  Täuschung  darüber  hingeben,  dass  der  bisher  so  mangel- 
hafte Ausbau  dieses  Zweiges  der  Sozialstatistik  auch  einen  inneren 
Grund  habe : man  unterschätzt  die  methodologische  Seite  des  Problems 
oder  befindet  sich  darüber  in  vollständiger  Unklarheit. 

Wo  man  dem  Reize,  sich  dieses  Untersuchungsgebietes  zu  bemäch- 
tigen, nicht  widerstehen  konnte,  nahm  man  die  Sache  bis  jetzt  oft  so 
leicht,  als  ob  es  sich  lediglich  um  die  Beschaffung  einiger  noch  feh- 
lenden Ziffern  handelte,  die  dann  einen  neuen  »wertvollen  Beitrage  für 
die  soziale  Forschung  abgeben  könnten. 

Wir  haben  schon  bei  Besprechung  des  20.  Bandes  des  letzten  ame- 
rikanischen Zensus  ')  die  Ansicht  aussprechen  müssen,  dass  ohne  ziel- 
bewusste Fortbildung  der  Erhebungsmethode  auf  diesem  Gebiete  alles 
Material,  mag  es  im  einzelnen  einen  noch  so  interessanten  Einblick  in 
die  Lage  der  arbeitenden  Klasse  eröffnen,  für  den  letzten  und  eigent- 
lichen Zweck  einer  solchen  Erhebung:  ein  übersichtliches  und  zuver- 
lässiges Bild  der  Einkommensverhältnisse  dieser  grossen  Masse  der  Be- 
völkerung zu  bieten,  zum  grössten  Teile  unverwendbar  bleiben  werde. 

Dieser  Grundgedanke  tritt  auch  in  der  vorliegenden  Schrift  von 
Smith  hervor. 

Der  Verfasser  hebt  wiederholt  den  Hauptmangel  der  durch  die  nord- 
amerikanische Zensusaufnahme  des  Jahres  1880  beschafften  lohnstatisti- 
schen  Daten,  welche  lediglich  in  einer  Masse  unvergleichbarer  Angaben 
über  Durrhschnittslöhne  bestünden,  hervor  und  will  mit  diesem  ver- 
fehlten Systeme  bei  Wiederholung  der  Aufnahme  gebrochen  wissen. 
Er  fordert  mit  Nachdruck,  dass  nur  die  wirklich  gezahlten  \s- 
beitslöhne  erhoben  werden.  Dieselben  sollen  nach  Lohnklassen 
und  zwar  getrennt  nach  den  verschiedenen  Industriezweigen  dargestellt 
werden,  wobei  auch  die  Geschlechts-  und  .-Mtersunterschiede  zu  berück- 
sichtigen wären. 

Leider  hat  Smith  über  diesen  Fundamentalsatz,  der  aber  schon 
eine  alte  Forderung  der  lohnstatistischen  Methodologie  ist,  eine  ein- 
gehendere Erörterung  der  sonstigen  prinzipiellen  Fragen,  an  welchen 
die  Lohnstatistik  so  reich  ist,  unterlassen. 

Dazu  gehört  u.  E.  vor  allem  die  Frage,  in  welcher  Weise  zuver- 
lässige I.ohnnachweisungen  zu  beschaffen  wären.  Es  genügt  durch- 

1)  »Archiv  r.  suziale  GeseUgeb.  u.  Stat.<,  1888,  S.  647  fg. 
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aus  nicht,  einerseits  zu  versichern,  dass  es  keine  Schwierigkeit  biete, 
die  Arbeitgeber  zur  Lieferung  solcher  Angaben  zu  bestimmen,  falls 
sie  nur  einmal  die  l'eberzeugung  gewonnen  hätten,  dass  diese  ihre 
Mitteilungen  nicht  zur  Benachteiligung  ihres  Geschäftsbetriebes  ver- 
wertet würden,  und  andererseits  zu  behaupten,  es  sei  unmöglich,  die 
Löhne  bei  den  Arbeitern  zu  erfragen,  die  ohnedies  geneigt  seien , die 
Höhe  derselben  so  ungünstig  als  möglich  darzustellen. 

Indem  Smith  die  hier  obwaltende  Schwierigkeit  durch  blosse  Be- 
fragung der  Arbeitgeber  lösen  will,  hat  er  offenbar  die  in  Rede  stehende 
Frage  einfach  umgangen.  Die  von  ihm  erhobene  Forderung,  dass  die 
mit  der  Lohnaufnahnie  betrauten  Zensusbeamten  ständig  sein  sollten, 
damit  sie  sich  die  zur  Durchführung  ihrer  Aufgabe  nötigen  technischen 
Kenntnisse  erwerben  könnten,  um  dieselben  dann  mit  umso  grösserem 
Nutzen  zu  verwerten,  ist  unzweifelhaft  sehr  richtig;  allein  wie  dadurch 
eine  Kontrolle  der  zahllosen,  von  einem  so  ungeheueren  Territorium 
einzuholenden  Lohndaten  erzielt  werden  soll,  ist  nicht  einzusehen. 

Und  solange  man  sich  auf  die  Sammlung  unkontrollierter  Angaben 
beschränkt  oder  höchstens  unvollständige  und  augenscheinlich  unrich- 
tige Ziffern  weglässt,  werden  wir  die  F.rgebnisse  einer  solchen  lohn- 
statistischen Aufnahme  doch  immer  als  problematische  bezeichnen 
müssen.  Auch  glauben  wir  nicht,  dass  die  .Arbeitgeber  in  Nordamerika 
eine  grössere  Neigung  als  anderswo  besitzen  werden,  ohne  weiteres 
den  Zensusbeamten  die  verlangten  Daten  über  die  wirklich  gezahlten 
Löhne  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Die  andere  Frage,  auf  welchem  Wege  eine  Reduzierung  der  von 
so  mannigfachen  Nebenumständen  beeinflussten  Lohnziffern  auf  ver- 
gleichbare Wertgrössen  erreicht  werden  könnte,  wie  also  Naturalbezüge 
u.  dgl.  zu  behandeln  wären,  berührt  Smith  nur  sehr  flüchtig,  obwohl 
er  wiederholt  die  Meinung  ausspricht , dass  das  letzte  Ziel  der  lohn- 
statistischen  Krhebungen  die  Erforschung  der  Einkommensverhältnissc 
der  arbeitenden  Klassen  bilde  und  für  diesen  Zweck  vergleichbare 
Lohnziffern  ganz  unentbehrlich  seien.  Smith  will  die  Berücksichtigung 
der  erwähnten  Momente  dem  Ermessen  der  Erhebungsbeamten  über- 
lassen wissen,  fm  übrigen  sucht  er  sich  damit  zu  helfen,  dass  er  auch 
für  das  Jahr  1890  die  Beschränkung  der  Erhebung  auf  die  grossen  Be- 
triebe empfiehlt,  weil  die  daselbst  gezahlten  Löhne  das  spezifische  Ein- 
kommen der  .Arbeiter  und  regelmässig  auch  ihr  ganzes  Einkommen 
darstellten. 

Wenn  man  aber  auf  diese  Art  die  Schwierigkeiten  des  lohnsta- 
tistischen Problems  eher  zu  umgehen,  als  ihrer  ernsthaften  Lösung  vor- 
zuarbeiten sucht,  so  wird  diese  bei  den  eigenartigen  Verhältnissen  der 
transatlantischen  Republik  wohl  noch  lange  auf  sich  warten  Kassen. 
Immerhin  wäre  schon  viel  erreicht,  svenn  der  nächste  amerikanische 
Zensus  wenigstens  das  System  der  Durchsclmittslöhne  fallen  liesse.  ln 
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der  entschiedenen  Stellungnahme  gegen  diese  Erhebungsform  liegt  der 
Wert  der  vorliegenden  Schrift.  — 

Die  .Anfänge  der  Statistik  der  beim  preussischen  Berg- 
bau gezahlten  Arbeitslöhne,  welche  in  der  an  zweiter  Stelle 
genannten  Publikation  zum  erstenmale  für  das  Jahr  1887  auf  einheit- 
licher Grundlage  angefertigt  erscheint,  reichen  in  das  Jahr  1882  zu- 
rück. Schon  durch  den  Ministerial-Erlass  vom  22.  Juli  1872  waren  die 
Überbergämter  in  Preussen  ermächtigt  worden , von  den  Bergwerks- 
verwaltungen ihrer  Bezirke  auf  Grund  des  § 79  des  allgemeinen  Berg- 
gesetzes vom  24.  Juni  1865  periodische  Nachweisungen  über  die  ge- 
zahlten Arbeitslöhne  einzufordern.  Die  Resultate  dieser  Erhebungen 
fanden  seit  dem  Jahre  1882  in  ihren  wichtigsten  Ergebnissen  sowohl 
in  den  für  den  preussischen  Landtag  bestimmten  jährlichen  Nachrichten 
von  der  staatlichen  Bergwerksverwaltung , als  auch  in  der  eingangs 
genannten  Zeitschrift,  einem  offiziellen  Organe  des  preussischen  Mini- 
steriums der  öffentlichen  Arbeiten,  .\ufnahme. 

Diese  Publikationen  erfolgten  indes  bisher  nur  für  einzelne  grössere 
Bergwerksdistrikte ; überdies  wichen  die  Nachweisungen,  da  die  Ober- 
bergämter bei  Ermittlung  der  von  ihnen  erhobenen  Durchschnittslöhne 
kein  gleiches  Verfahren  einhielten,  so  sehr  von  einander  ab,  dass  ein 
Vergleich  der  Lohnverhältnisse  in  den  verschiedenen  Bergwerksdistrik- 
ten sehr  erschwert,  wenn  nicht  geradezu  unmöglich  war. 

Erst  durch  den  Ministerial-Erlass  vom  28.  Oktober  1887  wurden 
den  Oberbergämtern  gleichförmige  Normen  für  ihre  lohnstatistischen 
Erhebungen  vorgezeichnet. 

Darnach  hat  nur  der  reine  wirklich  ausgezahlte  Lohn, 
wie  er  sich  nach  Abzug  der  Knappschafts-  und  Krankenkassenbeiträge 
sowie  der  aus  der  Arbeit  erwachsenden  Unkosten  für  Sprengmittel  u.  s.  w. 
darstellt,  zur  Nachweisung  zu  gelangen. 

Sämtliche  in  den  betreffenden  Bergwerksbezirken  beschäftigten 
Arbeiter  werden  entsprechend  den  Betriebsverhältnissen  in  folgende 
fünf  Hauptgruppen  unterschieden; 

1.  unterirdisch  beschäftigte  eigentliche  Bergarbeiter; 

2.  sonstige  unterirdisch  beschäftigte  Arbeiter; 

3.  über  Page  beschäftigte  Arbeiter; 

4.  jugendliche  Arbeiter  (im  Alter  von  14—16  Jahren); 

5.  weibliche  Arbeiter. 

Die  Lohnnachweisungen  geschehen  getrennt  für  die  angeführten 
Arbeitergruppen  der  verschiedenen  Bergwerksdistrikte  unter  Angabe 
der  sämtlichen  Arbeitsschichten  und  Zugrundelegung  der  wirklich  ver- 
fahrenen Schichten.  Künstlich  gebildete  Normalschichten  haben  aus- 
geschlossen zu  bleiben.  Daneben  wird  die  in  den  einzelnen  Bezirken 
übliche  durchschnittliche  Schichtendauer  angemerkt. 

Die  Lohn-  und  Verdienstverhältnisse  der  Grubenbeamten,  stän- 
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digen  Aufseher  u.  s.  w. , die  im  Rahmen  dieser  Darstellung  keinen 
Platz  finden  konnten,  werden  an  besonderer  Stelle  nachgewiesen. 

Auf  die  den  Bergarbeitern  zukommenden  wirtschaftlichen  Beihilfen, 
die  oft  einen  sehr  bedeutenden  Teil  ihres  Einkommens  darstellen,  wie 
Naturalbezüge  u.  dgl.,  ist  keine  Rücksicht  genommen. 

Durch  diesen  letzteren  Umstand  wird  eine  tiefere  Würdigung  der 
ausgewiesenen  Löhne  leider  ausserordentlich  erschwert.  Dieselbe  könnte 
.auch  dadurch  gefördert  werden,  dass  das  Lohnklassensystem  adoptiert 
und  die  .Anzahl  der  in  den  einzelnen  Lohnsätzen  stehenden  Arbeiter 
innerhalb  der  erwähnten  Hauptgruppen  angeführt  würde.  Die  blosse 
Berechnung  des  auf  eine  Schicht  entfallenden  Durchschnittslohnes  und 
eines  Jahresdurchschnittslohnes  für  eine  oft  sehr  bedeutende  Arbeiter- 
masse lässt  die  Verteilung  der  ausgewiesenen  T,ohnsummen  innerhalb 
der  einzelnen  Hauptgruppen,  auch  wenn  diese  Durchschnittslöhne  aus 
der  Summe  der  wirklich  verdienten  Löhne  einerseits  und  der  wirklich 
beschäftigten  Arbeiter,  beziehungsweise  iler  wirklich  verfahrenen  Schich- 
ten andererseits  berechnet  werden,  nicht  klar  erkennen. 

Es  mag  richtig  sein,  dass  die  Verschiedenheit  der  Lohnsätze  inner- 
halb dieser  Gruppen  bei  weitem  nicht  so  erheblich  ist , als  etwa  in 
einem  industriellen  Unternehmen,  wo  die  technische  Ausbildung  und 
individuelle  Fertigkeit  eine  weit  grössere  Abstufung  zur  Folge  haben 
wird.  Allein  bei  so  grossen  .Arbeitermassen,  wie  sie  die  vorliegende 
Publik.ition  nachweist  — ihre  Zahl  belief  sich  beispielsweise  im  Dort- 
munder Bergbezirke  für  die  erste  Hauptgruppe  auf  44698  — werden 
doch  wohl  Abstufungen  der  Lohnsätze  bestehen , die  nicht  ignoriert 
werden  dürfen,  will  man  anders  zu  einer  klaren  Anschauung  über  die 
Verteilung  des  Lohneinkommens  innerhalb  der  einzelnen  Arbeitergrup- 
pen gelangen. 

Unbestreitbar  aber  ist  schon  mit  den  vorliegenden  Nachweisungen 
ein  sehr  wichtiger  Schritt  zur  .Anbahnung  einer  rationellen  Lohnstatistik 
für  die  Bergarbeiter  gethan.  Es  wäre  nur  zu  wünschen , dass  das  da- 
mit gegebene  Vorbild , welches  freilich  noch  einer  Ergänzung  durch 
Aufnähme  des  Lohnkl.assensystems  bedarf,  in  Deutschland  und  ander- 
wärts Nachahmung  fände. 

Die  Publikation  kann,  so  eng  begrenzt  ihr  Inhalt  ist,  allen  jenen 
zur  Beachtung  empfohlen  werden,  welche  noch  immer  an  dem  irratio- 
nellen Verfahren,  blosse  Durchschnittslöhne  zu  erfragen,  festhalten.  — 

Die  vom  statistischen  Amt  der  Stadt  Berlin  für  den  Mo- 
nat Mai  des  Jahres  1887  publizierten  Lohnermittlungen  sind 
eine  Fortsetzung  jener  bekannten  lohnstatistischen  .Aufnahmen,  welche 
von  der  Gewerbe-Deputation  des  Berliner  Magistrates  im  Jahre  1879 
cingeleitet,  seit  dem  Jahre  1881  regelmässig  fortgesetzt,  mehrfach  als 
Manuskript  gedruckt  und  überdies  im  statistischen  Jahrbuch  der  Stadt 
Berlin  auszugsweise  veröffentlicht  worden  sind. 
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Der  Charakter  dieser  Aufnahmen  ist  bekannt;  sie  sind  enquSte- 
artige  Umfragen  über  die  niedrigsten,  durchschnittlichen  und  höch- 
sten Löhne,  wobei  fhdes  auch  gewisse  mit  der  Lohnfrage  im  Zusam- 
menhang stehende  Momente,  wie  Dauer  der  Arbeitszeit,  Umfang  der 
Sonntags-  und  Nachtarbeit  u.  dg),  ra.  einbezogen  werden. 

Die  vorstehend  erwähnte  Aufnahme  stimmt,  was  den  ihr  zu  Grunde 
liegenden  Erhebungsmodus  betrifft,  im  grossen  und  ganzen  mit  den 
früheren  Umfragen  überein.  So  bezieht  sich  die  Erhebung  auch  dies- 
mal nur  auf  einen  bestimmten  Monat  und  zwar,  wie  dies  bereits  in 
den  letzten  Jahren  der  Fall  war,  auf  den  Monat  Mai,  weil  die  Arbeiter 
in  diesem  so  ziemlich  allgemein  beschäftigt  sind.  Eine  Abweichung 
besteht  nur  d:irin,  d.iss  das  bei  der  letzten  Aufnahme  verwendete  For- 
mular eine  etwas  erweiterte  Fassung  erhalten  hat,  indem  die  verschie- 
denen Arbeitsstellungen , nach  welchen  die  Lohnangaben  zu  machen 
waren,  näher  spezifiziert,  und  die  an  das  Hauptformular  sich  an- 
schliessenden, dasselbe  ergänzenden  Nebenfragen  vermehrt  und  in  ihrer 
Fassung  verbessert  wurden. 

Was  ferner  den  Umfang  der  Erhebung  betrifft,  so  ist  derselbe  auch 
diesmal  ein  verhältnismässig  beschränkter  gewesen.  In  erster  Linie 
sollten  die  Lohnverhältnisse  der  Grossbetriebe  ermittelt  werden.  Nun 
betrug  die  Zahl  der  lietriebe,  von  welchen  Lohnangaben  Vorlagen,  394, 
die  Zahl  der  Innungen,  Gewerk-  beziehungsweise  Fachvereine  und 
Ortskrankenkassen,  von  welchen  .Auskünfte  eingeholt  wurden,  96.  Da- 
gegen belief  sich  die  Anzahl  der  Gewerbetreibenden  in  Berlin,  welche 
10  oder  mehr  Gehilfen  beschäftigten,  im  Jahre  1885  auf  3097. 

Die  Anordnung  des  trotzdem  ziemlich  reichhaltigen  Stoffes  ist  der- 
art, dass  die  bestimmte  Gewerbszweige  repräsentierenden  Betriebe, 
Klassen  u.  s.  w.  zwar  nach  der  bei  der  Berufsstatistik  üblichen  Klassi- 
fikation gegliedert,  die  innerhalb  dieser  Berufsgruppen  vorkommenden 
.Arbeits-,  beziehungsweise  Gewerbebranchen,  welche  die  systematische 
Berufsstatistik  durchbrechen,  nicht  in  diese  eingereiht,  sondern  bei  den 
Betrieben,  Klassen  u.  s.  w.  aufgeführt  werden.  Diese  Darstellung  be- 
sitzt den  Vorzug,  dass  sie  den  Einfluss  der  Arbeitsteilung  auf  die  Lohn- 
höhe zur  lebendigen  Anschauung  bringt.  Namentlich  von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  betrachtet,  bietet  die  Publikation  eine  höchst  wichtige 
Quelle  für  die  Erkenntnis  der  sozialen  Lage  und  des  Einkommens 
eines  grossen  Teiles  der  arbeitenden  Klasse  in  der  Metropole  des 
Deutschen  Reiches. 

Mit  der  ganzen  .Art  der  Aufnahme  und  der  in  der  Publikation  her- 
vortretenden prinzipiellen  .Anschauung  über  das  bei  lohnstatistischen 
l'ntersuchungen  einzuhaltende  V’erfahren  können  wir  uns  aber  nicht 
einverstanden  erklären. 

Die  Aufnahme  trägt,  wie  bereits  hervorgehoben  wurde , den  Cha- 
rakter einer  enqueteartigen  Umfrage  an  sich,  die  auf  die  Er- 
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forschung  der  wirklich  gezahlten  Löhne  und  ihrer  Verteilung  unter  der 
arbeitenden  Klasse  von  vornherein  verzichtet.  Nur  anhangwreise  (S.  13  f.) 
werden  die  Löhne  einer  Berliner  Druckerei  im  Jahre  1887  auf  Grund 
jener  Nachweisungen,  welche  zum  Zwecke  der  Unfallversicherung  er- 
stattet werden,  gleichsam  zur  Illustration  der  eigentlich  statistischen 
Methode  dargestellt. 

Es  wäre  sehr  zu  beklagen,  wenn  die  Gewerbe-Deputation  und  das 
statistische  Amt  der  Stadt  Berlin  auch  in  Zukunft  an  dem  bisherigen 
enqueteartigen  Verfahren  festhalten  würden,  statt  die  zu  Zwecken  der 
Zwangsversicherung  erfolgenden  Lohnnachweisungen  zu  benützen,  um 
an  die  Stelle  der  bisherigen,  zwar  sehr  beachtenswerten,  eingestandener- 
massen  aber  subjektiv  gefärbten,  unvollständigen  und  zu  vergleichenden 
Untersuchungen  kaum  verwendbaren  Aufnahmen  ein  den  Anforderungen 
der  e.\aktcn  Lohnstatistik  entsprechendes  Werk  zu  setzen. 

Wir  glauben  hier  nicht  näher  untersuchen  zu  sollen,  in  wie  weit 
die  vom  Berliner  Amte  ausgesprochene  Behauptung,  dass  man  bei 
Lohnermittlungen  den  Weg  des  rein  statistischen  Verfahrens  zu  ver- 
lassen und  sich  mehr  und  mehr  der  KnquSte  zuzuwenden  beginne,  dem 
thatsächlichen  Entwicklungsgänge  der  Lohnstatistik  in  den  verschiedenen 
Ländern  entspreche  — uns  will  das  Gegenteil  richtig  dünken  ; jeden- 
falls aber  darf  behauptet  werden,  dass  jenes  lohnstatistische  Material, 
welches  die  deutsche  Arbeiterzwangsversicherung  birgt,  eine  erhöhtere 
Beachtung  verdiente  als  gelegentlich  oder  versuchsweise  bearbeitet  zu 
werden,  wie  dies  in  der  vorliegenden  Publikation  (S.  3)  in  Aussicht 
gestellt  wird,  ja  dass  dieser  Quelle  gegenüber  eine  enqudteartige  Er- 
hebung von  Durchschnittslöhnen  keinen  Anspruch  auf  weitere  praktische 
Berechtigung  besitze. 

Man  sollte  sich  nicht  länger  der  Einsicht  verschliessen,  dass  das 
Endziel  der  Lohnstatistik  nicht  erreicht  werden  kann,  so  lange  eine 
.Aufnahme  sich  darauf  beschränkt,  — wir  müssen  dies  nochmals  be- 
tonen — eine  Menge  von  zumeist  doch  unkontrollierbaren  Angaben 
über  den  niedrigsten,  durchschnittlichen  und  höchsten  Zeit-  oder  Stück- 
lohn u.  s.  w.  zu  sammeln , ohne  dass  die  Zahl  der  in  den  verschie- 
denen Lohnsätzen  stehenden  Arbeiter  nachgewiesen  wird  , was  in  der 
vorliegenden  Publikation  nur  ausnahmsweise  der  Fall  ist. 

Ohne  einheitliches  Lohnklassensystem  bleibt  jeder  Vergleich  zwi- 
schen der  Lohnhöhe  verschiedener  Gewerbsbranchen  und  selbst  be- 
züglich der  dem  gleichen  Produktionszweige  angehörigen  Betriebe  in 
der  Regel  unmöglich.  Das  neuerliche  Eehlschlagen  des  Versuchs,  die 
Verteilung  des  Arbeitseinkommens  innerhalb  der  einzelnen  Hr.anchen 
durch  getrennte  Nachweisung  der  Lohnsätze  für  die  verschiedenen  Ar- 
beitsstellungen  — dieselben  wurden  in  dem  bei  iler  letzten  Erhebung 
verwendeten  Formulare  etwas  weiter  spezialisiert  des  näheren  zu 
erfassen,  zeigt  sehr  deutlich,  dass  die  reiche  F'ülle  des  Lebens,  die 
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sich  unter  derartige  in  voraus  festgestellte  Kategorien  einmal  nicht 
unterbringen  lässt,  anders  kaum  zu  beherrschen  sein  wird. 

Trotz  des  vorgeschriebenen  Schemas  wird  die  Zahl  der  nachge- 
wiesenen Arbeitsstellungen,  selbst  innerhalb  der  verschiedenen  grosseren 
Betriebe  zumeist  eine  so  bunte  sein,  dass  ein  Vergleich  der  in  den- 
selben herrschenden  Lohnsätze  nicht  durchführbar  ist. 

Dass  das  Lohnklassensystem  schwerlich  im  stände  sein  wird,  den 
Einfluss  der  Arbeitsteilung  auf  die  Lohnhöhe  u.  dgl.  m.  zur  Anschau- 
ung zu  bringen,  soll  hiemit  nicht  bestritten  werden.  Hier  werden  aber 
nur  Spezialuntersuchungen  helfen  können;  die  Resultate  dieser  Er- 
hebungen und  jene  einer  allgemeinen  statistischen  Lohnaufnahme, 
welche  ein  vergleichbares  auf  zuverlässiger  Grundlage,  wie  sie  die  Ein- 
richtungen der  Zwangsversicherung  darbieten,  gewonnenes  Material  für 
eine  sichere  Erforschung  der  Einkommensverhältnisse  der  arbeitenden 
Klassen  beschaffen  soll,  werden  sich  gegenseitig  ergänzen  müssen.  Wer 
beide  Aufgaben  mit  einem  Wurfe  lösen  will,  wird  keiner  gerecht  zu 
werden  vermögen.  — 

Dieses  unser  Urteil  gilt  auch  für  die  in  den  letzten  Jahren  vom 
Breslauer  Magistrate  durchgefuhrten  Lohnermittlungen,  deren 
Ergebnisse  den  Hauptinhalt  der  eingangs  an  4.  Stelle  erwähnten  Publi- 
kation bilden.  Die  Schrift  ist  das  erste  Heft  der  »Beiträge  zur 
Sozi  a I s ta  tis  t i kc,  unter  welchem  Titel  der  Vorstand  des  statistischen 
Bureaus  der  Stadt  Breslau  die  in  der  »Breslauer  Statistik«  er- 
scheinenden Abhandlungen  sozialpolitischen  Inhalts  separat  herauszu- 
geben beabsichtigt.  Sie  enthält  zugleich  eine  Uebersicht  über  die 
verschiedenen  Lohnerhebungen,  welche  in  Breslau  von  Privaten  oder 
den  dortigen  Behörden  vorgenoramen  worden  sind  oder  daselbst  noch 
wie  z.  B.  die  periodischen  Lohnermittlungen  des  Polizeipräsidiums  als 
bleibende  Einrichtung  bestehen  Die  Resultate  dieser  letzteren  Er- 
hebungen werden  in  der  vorliegenden  Publikation  nicht  mitgeteilt; 
jene  der  meisten  übrigen  Aufnahmen  sind  bereits  anderwärts  veröffent- 
licht worden,  so  dass  wir  an  dieser  Stelle  hierauf  nicht  weiter  einzu- 
gehen brauchen. 

Was  dagegen  die  vom  Breslauer  Magistrat  in  der  jüngsten  Zeit, 
d.  h.  vom  Jahre  1883  bis  zum  Jahre  t886  vorgenommenen  Lohn-En- 
ijueten  betrifft,  so  schliesst  sich  diese  .Art  von  Ermittlungen  genau  an 
jenen  Vorgang  an,  der  in  Berlin  seit  dem  Jahre  i88t  bis  zur  letzten 
Erweiterung  des  Formulares  im  Jahre  1887  eingehalten  wurde.  Die 
Resultate  der  sechs  ersten  Erhebungen  werden  in  einer  tabellarischen 
Gesamtdarstellung  auf  S.  51 — 72,  jene  der  siebenten  im  Juli  1886  er- 
folgten Aufnahme  getrennt  auf  S.  73 — 82  nachgewiesen. 

Hinsichtlich  der  Anordnung  des  Stoffes  ist  zu  bemerken,  dass  die 
von  den  Vorständen  gewerblich  gemischter  Krankenka.ssen  gemachten 
Angaben  an  den  durch  die  Klassifikation  der  Gevverbczählung  bedingten 
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Stellen  eingereiht  wurden,  wogegen  die  Lohnangaben,  welche  für  die 
in  den  Fabriken  und  Eisenbahnwerkstätten  beschäftigten  Arbeiter  ver- 
schiedener Branchen  Vorlagen,  dort  ihren  Platz  fanden,  wo  der  be- 
treffende Betrieb  anzufuhren  war. 

Dieses  lohnstatistische  Material  unterzieht  der  Verfasser  einer  bis 
ins  Detail  gehenden  analytischen  Bearbeitung.  Ueberdies  versucht  er 
das  hieraus  resultierende  Bild  der  Breslauer  Lohnverhältnisse  durch 
einen  Vergleich  mit  den  Lohnzuständen  in  Berlin  und  in  anderen  deut- 
schen, zumal  schlesischen  Städten,  sowie  durch  Heranziehung  anderer 
Daten  sozialstatistischen  Inhalts,  wie  z.  B.  durch  Angaben  über  die 
Preise  der  Lebensmittel  und  die  Beamtengehalte  in  Breslau  und  Berlin, 
über  die  Verbrauchsrechnungen  des  Breslauer  Armen-  und  Arbeits- 
hauses u.  dgl.  m.  zu  einem  sozialstatistischen  Gesamtbilde  abzurunden, 
das  nicht  des  Interesses  entbehrt. 

Der  Verfasser  nimmt  bei  diesen  L^ntersuchungen  nicht  immer  ge- 
nügende Rücksicht  darauf,  dass  sich  die  auf  verschiedenen  Grundlagen 
gewonnenen  Materialien  zu  solchen  Vergleichen  nicht  eignen.  Es  kann 
dies  bei  dem  prinzipiellen  Standpunkte,  den  er  in  der  Lohnstatistik  ein- 
nimmt, kaum  Wunder  nehmen.  Schon  der  subjektive  Charakter,  wel- 
cher den  durch  enquätemässige  Umfragen  gewonnenen  Daten  innewohnt, 
lässt  solche  Vergleiche  nicht  geraten  erscheinen.  Aber  wenn  man 
auch  hiervon  absehen  wollte,  so  geht  der  Verfasser  doch  über  das 
Mass  des  Zulässigen  mehrfach  hinaus.  So  bringt  er  beispielsweise,  um 
die  Resultate  der  Lohnermittlungen,  welche  in  den  Jahren  1841,  1865 
und  1886  in  Breslau  stattgefunden  haben,  zu  vergleichen,  die  für  je 
zwei  der  genannten  Jahre  vorliegenden  durchschnittlichen  Lohnsummen 
mit  einander  in  Relation  und  berechnet  daraus  ein  allgemeines  Steigen 
der  Löhne  ohne  weitere  Unterscheidung  der  Gewerbsbranchen.  Dieses 
Verfahren  wendet  er  auch  an  zur  Berechnung  der  zwischen  Berlin  und 
Breslau  herrschenden  Differenz  der  Lohnsätze.  Eine  solche  Prozedur 
Hesse  sich  allenfalls  damit  vergleichen,  wenn  Jemand  die  in  zwei  ver- 
schiedenen Produktionsgebieten  herrschenden  Preise  beliebiger  Waren- 
gruppen  addieren  und  darnach  imaginäre  Preisniveaus  berechnen 

wollte.  — 

Die  an  letzter  Stelle  angeführte  Publikation  von  Schmitz  bietet 
ihrem  Titel  entsprechend  eine  Zusammenstellung  der  in  Gemässheit 
des  deutschen  Krankenversicherungsgesetzes  von  den  höheren  Ver- 
waltungsbehörden festgestellten  ortsüblichen  Tagelöhne  gewöhnlicher 
'l'agarbeiter  und  zwar  getrennt  nach  folgenden  vier  Gruppen : 

1.  erwachsene  Arbeiter  männlichen  Geschlechts 

2.  » » weiblichen  » 

3.  jugendliche  » männlichen  > 

4.  » » weiblichen  > 

Der  nächste  Zweck  der  Publikation , die  nunmehr  in  2.  Auflage 
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vorliegt,  ist  ein  unmittelbar  praktischer.  Da  sie  auf  amtlichen  Mit- 
teilungen beruht,  mit  Sorgfalt  gearbeitet  ist  und  fortlaufend  durch  Auf- 
nahme der  revidierten  Lohnfeststellungen,  welche  in  dem  von  demsel- 
ben Verfasser  redigierten  Organe  »Die  Arbeiter-Versorgungc  mitgeteilt 
zu  werden  pflegen,  ergänzt  werden  soll,  wird  sie  ihrem  Zwecke  auch 
künftig  entsprechen. 

Vom  Standpunkte  der  wissenschaftlichen  Sozialstatistik  kommt  der 
Schrift  insoferne  eine  Bedeutung  zu,  als  sie  einen  Ueberblick  über  die 
allgemeine  Gestaltung  der  Lohnverhältnisse  jener  Arbeiterklasse  bietet, 
deren  Lohnsatz  man  gemeiniglich  als  das  Minimalniveau  betrachtet, 
über  welchem  sich  die  Löhne  der  sonstigen  Arbeiter  bewegen. 

Wien.  F.  SCHMID. 


Myrdacs,  Dr.  Paul,  Ergebnisse  der  Sanitätsstatistik  des  k.  k.  Heeres 
in  den  Jahren  l8jO — 1882.  Mit  vergleichender  Berücksichtigung  der 
Jahre  1883 — 1885,  sowie  der  Sanitätsstatistik  fremder  Armeen.  Wien, 
1887.  Verlag  von  L.  W.  Seidel  & Sohn. 

Seit  Einführung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  haben  die  Ergebnisse 
der  Rekrutierung  für  die  soziale  Statistik  grosse  Bedeutung  erlangt. 
Denselben  ist  jedoch  bisher  nur  geringe  Aufmerksamkeit  zugewendet 
worden.  Die  vorliegende  Schrift  gibt  uns  Gelegenheit  an  einem  Bei- 
spiele zu  zeigen,  welch'  reiches  Material  dadurch  unbenutzt  bleibt. 

Der  Verfasser  verfolgt,  wie  schon  der  Titel  des  Buches  besagt, 
und  wie  überdies  in  der  Vorrede  hervorgehoben  wird,  vorwiegend  den 
Zweck,  das  in  den  militär-statistischen  Jahrbüchern  vorhandene  M.a- 
terial  insoweit  zusammenzufassen , als  es  das  Interesse  des  Arztes  be- 
rührt. Nur  um  dem  Vorwurfe  der  Lückenhaftigkeit  zu  entgehen,  wer- 
den von  ihm  auch  die  Rekrutierungsergebnisse  behandelt.  Kann  man 
es  nun  auch  dem  Arzte  nicht  verübeln,  wenn  er  sein  Genügen  an  der 
Sanitätsstatistik  findet,  so  muss  doch  betont  werden,  dass  gerade  der 
stiefmütterlich  behandelte  Teil  des  Buches  von  weitreichenderer  Be- 
deutung und  allgemeinerem  Interesse  ist,  als  die  für  andere  Zwecke 
kaum  verwendbaren  Ziffernkolonnen  über  Sterblichkeit  und  Vorkommen 
der  einzelnen  Krankheitsformen. 

Es  liegt  vor  allem  nahe  die  Tauglichkeitsverhältnisse  der  erschie- 
nenen Wehrpflichtigen  einer  Prüfung  zu  unterziehen,  um  auf  diesem 
Wege  Anhaltspunkte  dafür  zu  gewinnen,  ob  von  einer  Zu-  oder  Ab- 
nahme des  Kraftevorrates  der  Massen  gesprochen  werden  kann.  Die 
folgende,  bis  zum  Jahre  1887  ergänzte  Tabelle  gewährt  einen  Ueber- 
blick über  die  Ergebnisse  der  Assentierung  seit  dem  Jahre  1870. 
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Jahr 

Es  wurden  zurückge- 
stellt oder  gelöscht 

In  ®/op  der 
Erschienenen 

Es  wurden  als  taug- 
lich assentiert 

In  ®/oo  der 
Erschienenen 

1870 

349  o>6 

707 

147  258 

293 

1871 

35>4S6 

694 

>55  25> 

306 

1872 

370  737 

709 

152  119 

291 

>873 

412  876 

764 

127  456 

236 

1874 

452  770 

S04 

HO  700 

196 

1875 

465  641 

804 

113  667 

196 

1876 

495  360 

816 

III  s8o 

184 

1877 

546  621 

826 

114  964 

>74 

1878 

579  >37 

807 

121  683 

>93 

1879 

6'2  343 

00 

120  722 

>65 

1880 

609  040 

845 

III  791 

>55 

1881 

600  068 

846 

109234 

>54 

1882 

596  288 

847 

107  728 

>53 

1883 

631  557 

815 

143  480 

>85 

1884 

650  487 

844 

120  047 

>56 

188  s 

669  520 

858 

HO  591 

142 

1886 

642  072 

806 

>54  *47 

194 

1887 

647  301 

808 

>53  474 

192 

Auf  den  ersten  Hlick  sehen  wir  ein  ununterbrochenes  Steigen  der 
Zahl  der  Untauglichen.  Die  Besserung  in  den  Jahren  1883,  1886  und 
1887  ist  nur  durch  die  Einführung  der  Kategorie  der  bedingt  Taug- 
lichen verursacht.  Und  selbst  diese  Jahre  weisen  gegenüber  dem 
Jahre  1870  ein  Untauglichkeitsplus  von  ca.  roo'/oo,  in  absoluter  Zahl 
fast  eine  Verdoppelung  auf. 

Wo  sind  nun  die  Ursachen  dieser  frappierenden  Erscheinung  zu 
suchen?  Myrdacz  will  nur  eine  gelten  lassen,  die  grössere  Strenge  bei 
Untersuchung  der  Stellungsptlichtigen,  die  von  der  Regierung  immer 
wieder  eingeschärft  und  von  den  .Assentkommissionen  beobachtet  wurde. 
Es  mag  nun  sein  , dass  zeitweilig  grössere  Strenge  bei  der  Auswahl 
der  Rekruten  gewaltet  hat.  Als  eine  Erklärung  für  den  ununterbro- 
chenen Rückgang  der  Zahl  der  für  den  Militärdienst  Tauglichen  scheint 
uns  dieser  l^mstand  denn  doch  ganz  ungenügend.  Schon  die  von  der 
österreichischen  Regierung  immer  wieder  ergriffenen  Massregeln  zur 
Deckung  des  Kontingentes  sprechen  dagegen.  Die  schon  erwähnte 
Einführung  der  Kategorie  der  bedingt  Tauglichen,  sowie  der  4.  Alters- 
klasse, die  Verlegung  des  wehrpflichtigen  Alters  auf  das  21.  Lebens- 
jahr und  die  Reduktion  des  Minimalmasses  von  1554  auf  1550  mm 
wären  überflüssig  gewesen,  wenn  lediglich  die  übermässige  Strenge  bei 
der  Auswahl  der  Rekruten  <len  Uebelstand  herbeigeführt  hätte.  Es 
wüide  ja  dann  genügt  haben,  den  Stellungskommissionen  ein  weniger 
strenges  Vorgehen  zur  Pflicht  zu  machen.  Ausserdem  müsste  die  Zahl 
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der  wegen  dauernder  Invalidität  nachträglich  Entlassenen  eine  immer 
kleinere  geworden  sein,  wenn  wirklich  eine  immer  strengere  Aus- 
wahl eingetreten  ist.  Grössere  Strenge  bei  der  Auswahl  der  Wehr- 
fähigen muss  ja  notwendig  eine  geringere  Zahl  von  Irrtumern  zur  Folge 
haben.  Die  nachfolgende  Tabelle  mag  nun  zeigen,  wie  sich  in  Wirk- 
lichkeit die  Sache  gestaltet  hat. 


Wegen  dauernder  Invalidität  Von  den  Entlassenen  waren 

wurden  entlassen  höchstens  3 Monate  im  Dienste 


Jahr 

in  absoluter  Zahl : 

in  *'/od  lies 
(Grundbuchs* 
Standes : 

in  absoluter  Zahl ; 

in  ®/»o  der 
Entlassenen : 

1870 

IO  722 

14.2 



_ 

1871 

8643 

IM 

— 

— 

1872 

9141 

10.8 

— 

— 

■873 

8 i2(> 

95 

1814 

21S 

1874 

II  644 

12.8 

2131 

'83 

1S75 

<4  473 

<4  7 

2762 

191 

1S76 

<3  344 

14.4 

2591 

194 

1877 

<3013 

14.9 

2693 

207 

1878 

15  962 

18  7 

2438 

<53 

1879 

It  20Ü 

'3-7 

3004 

268 

1880 

IO  941 

<3.4 

2974 

272 

1881 

12  144 

14-9 

3681 

303 

1S82 

11425 

14.2  ' 

2874 

252 

18S3 

<3  55* 

151 

4365 

322 

1884 

14  749 

16.6 

4375 

297 

1885 

13428 

14.8 

4404 

328 

1S86 

12  708 

14.1 

4863 

383 

18S7 

<3  <51 

14.9 

5701 

433 

Die  Zahl  der  nachträglich  Entlassenen  ist  absolut  wie  relativ  ge- 
stiegen; d.  h.  die  Stellungskommissionen  haben  in  waclisendem  Masse 
untaugliche  oder  schwächliche  Personen,  sei  es  aus  Irrtum,  sei  es 
wegen  Mangels  besseren  Materials,  eingereiht.  Dass  nicht  etwa  der 
langtlauernde  Dienst  an  der  Zunahme  der  Invaliden  schuld  trägt,  be- 
weist aufs  schlagendste  die  3.  und  4.  Kolonne  der  obigen  Tabelle. 
Gerade  die  Zahl  jener  Entlassenen  ist  sehr  stark  gewachsen,  die  ganz 
kurze  Zeit  • — höchstens  3 Monate  — dem  Militärverbande  angehörten. 
Wir  dürfen  daraus  aber  schliessen,  dass  die  Untauglichkeit  schon  zur 
Zeit  des  Einrückens,  bezw.  der  .Assentierung,  vorhanden  war,  aber 
übersehen  oder  nicht  beachtet  wurde. 

Es  spricht  demnach  auch  d.as  Anwachsen  der  wegen  dauernder 
Invalidität  Entlassenen  gegen  die  Behauptung,  dass  bei  Auswahl  der 
Wehrfähigen  grössere  Strenge  gewaltet  habe.  Damit  fällt  aber  die 
Myrdacz’sche  Erklärung  der  Ungeheuern  Zunahme  der  Zahl  der  Un- 
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tauglichen.  W i r würden  die  Ursache  der  bedenklichen  Erscheinung 
wesentlich  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  suchen.  Die  bis  ins  Masslose 
gesteigerte  Arbeitszeit , die  wachsende  Verwendung  von  Frauen  und 
Kindern  in  der  Industrie,  die  Niedrigkeit  der  Löhne  und  die  hieraus 
sich  ergebende  mangelhafte  Ernährung,  scheinen  uns  für  die  industriellen 
Provinzen , der  letztere  Umstand , sowie  überhaupt  die  fortschreitende 
Proletarisierung  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  für  die  Länder  mit  vor- 
wiegendem Ackerbau,  das  Sinken  der  Volkskräfte  zu  erklären,  welches 
in  der  rapid  abnehmenden  Wehrfähigkeit  zum  Ausdrucke  gelangt.  Lei- 
der ist  gerade  jener  Teil  des  statistischen  Materials,  auf  Grund  dessen 
der  obige  Zusammenhang  nachgewiesen  werden  könnte,  bisher  in  den 
Bereich  der  Publikationen  nicht  aufgenommen  werden.  Wohl  aber  ist 
durch  private  Forschung  für  das  nordöstliche  Böhmen  der  Beweis  er- 
bracht worden,  dass  die  Wehrfähigkeit  der  industriellen  Bevölkerung 
eine  viel  geringere  ist,  als  die  der  übrigen.  Tn  den  Jahren  i88i — 1883 
betrug  das  Tauglichkeitsverhältnis  aller  Erschienenen  129 “/m,  das  der 
Fabriksarbeiter  kaum  46  Vo«')!  Es  ist  nun  wohl  kein  gewagter  Schluss, 
wenn  wir  behaupten,  dass  mit  der  .‘Vusbreitung  und  Zunahme  der  In- 
dustrie die  Verschlechterung  der  Rekrutierungsergebnisse  Hand  in 
Hand  gegangen  ist. 

Für  den  von  uns  beabsichtigten  Beweis  von  der  Wichtigkeit  der 
statistischen  Ergebnisse  der  Rekrutierung  dürfte  das  Vorgebrachte  wohl 
genügen.  Werfen  wir  nur  noch  einen  Blick  auf  die  recht  übersichtlich 
geordneten  Resultate  der  Sanitätsstatistik.  Dieselbe  weist  eine  Ab- 
nahme der  Zahl  der  Erkrankungsfalle,  wie  eine  verminderte  Sterblich- 
keit beim  Heere  auf  Bezüglich  des  erstem  Momentes  ist  es  keines- 
wegs ausgeschlossen,  dass  eine  allmähliche  Wandlung  der  Anschauungen 
die  leichtern  Fälle  von  den  statistischen  Aufzeichnungen  ausgeschieden 
hat.  Dafür  würde  auch  der  sonst  sehr  bedenkliche  Umstand  sprechen, 
dass  die  durchschnittliche  Krankheitsdauer  von  10.8  auf  14.2  Tage,  bei 
den  im  Spital  behandelten  Fällen  sogar  von  22.3  auf  28.8  Tage  ge- 
stiegen ist. 

Die  Sterblichkeit  ist,  wenngleich  sie  noch  immer  eine  bedenkliche 
Höhe  erreicht,  doch  sehr  stark  gesunken,  von  13.5°»«  im  Jahre  1870 
bis  auf  S-i”/«»  im  Jahre  1887.  Es  ist  dieses  Ergebnis  durch  verbesserte 
Verpflegung  und  Bekleidung,  vor  allem  aber  durch  Beistellung  gesün- 
derer Wohnräume  herbeigeführt  worden. 

Acusserst  interessant  sind  die  dem  Buche  beigegebenen  graphischen 
Beilagen,  welche  den  LTeberblick  wesentlich  erleichtern,  und  das  massen- 
hafte Ziffernmaterial  in  zugänglicher  Form  zur  Darstellung  bringen. 

Wien.  LEO  VERKAUF. 


I)  Singer,  Untersuchungen  über  die  sozialen  Zustände  im  nordöstlichen  Böhmen, 
Wien,  1885,  S.  232. 


Digitized  by  Gocyplc 


3n  bet  ^rbtr*{(ben  Sctlagb^anMung , Srttturg  im  Sceitgau  ifi  etfc^ienen 
unb  bui(^  oDe  Bu^^anblungen  ju  bejicl^en: 

Cofla-HolTetti,  p-  3.,  s.  j.,  ^üßcmcinc  ©ninblagcn 

ber  9^ationaI0Ionomit.  Bfonomte^m  (Seifte  bet  64oIoftif.  8‘.  (Yin 

u.  128  6.)  M.  1.  SO. 


Serlafl  Pon  ättmtnroi^  t jHonn«  in  ftrlitt  SW.  48,  aBil^etmftr.  129. 

3nS  ~ ^lafall-^alliSeiaBg  bet  in  lanb«  unb  fotfini^ftbofUicben  betrieben 
-l-'6ef(banigten  $eiTonen  nad)  bem  9ieidibgefeb  oom  5.  9(ai  1886  unb  ben  )u 
bemfelben  ergangenen  2lulfflf|tung<beftimmungen  bet  Qunbeiflaaten  unter  be< 
fonbeiet  SerOdfiditigung  bet  für  bie  einet  tBeruftgenoffenfibaft  nicht  ange< 
l^loffenen  Settiebe  beb  bteicbb  unb  beb  Staatb  maggebenben  Sotfcbriften  oe* 
orbeitet  Don  3 u ft , ftSnigl.  $teug.  Stegierungbratb.  1888.  XVI.  u.  397  S. 
gt.  (Sei  7 Watt.  (Seb.  8 Watt 

äditnifc.  ~ ^anmfang  bet  'SScftfeibe,  ’^Scffbrflffe  aab  ^efaiseatfcbeibungen  bcs 

^S^eiits^eifldietaagsamts  nebft  ben  roiibtigften  Slunbfcbceiben  beffelben. 

Sgftematifcb  bufammengefteOt  non  3-  @ <b  m i b , ^etaubgebet  ber  „TIrbeitep 
Serfotgung".  1888.  1.  Sanb.  gt.  8“.  XVI.  u.  33<  S.  (Beg.  6 Watt,  geb.  7 Watt. 
1890.  II.  «anb  gt.  8.  XIV.  u.  190  6.  (Seg.  4 Wart  geb.  7 Watt. 

.Sdltt.  — Serfabten  Dar  ben  auf  (Btunb  beb  UnfaHDct* 

Ificbetungbgefegeb  erricbteten  Scbiebbgeriibten  Dom  2.  SloDembet  1885.  9tacb 

ben  Seftimmungen  ber  9)eicbb>Unfa0Decnibetungbgefebe,  ben  analogen  (Srunb* 
^ben  ber  SieicbbiCiDilprocegotbnung , ben  (Sntfcbeibungen  unb  dtiaffen  beb 
weicbbDerftcbetungbamteb  für  ben  prattifcben  (Sebcaucb  erliutert  Don  Dr.  jor. 
3 eilet,  Slegietungbtatb-  1889.  VI  u.  103  S-  8°.  Satt.  1 Wart  SO  tßf. 

SKe  yttttlCT-^ttforgaag.  3'ilf4nfl  bab  gefammte  Tlcbeilecoecrubetungbmefen. 
3&bTli<b  SO  IMummern  gt.  8.  $teib  fflt  ben  3<>btgang  12  Watt, 

tine  ftüberen  3bI)<^Süi>ge  finb  nocb  Dotbanben. 


Terlag  der  H.  Lanpp’schen  Bachhandlnng  ln  Tflblngen, 

Soeben  erschien ; 

Geschichte 

der 

Volkswirtschaftslehre 

von 

Dr.  John  Keils  Ingram, 

Professor  am  Trinliy  CoU«(e»  Dublin. 

AuiorMerte  ütberstUung  ton  E.  Bosehlau. 

Preis  broch.  H.  5,  — 

In  objektiTer  Beurteilung  and  in  gedrängter  Darstellung  nebt  die 
Schrift  einen  üeberblick  Ober  die  frOheren  und  die  beute  geltondeo  Rich- 
tungen de^'enigen  Wissenschaft,  welche  in  unsem  Tagen  im  Vordergrund 
der  OSentbchen  Interessen  steht.  Die  deutsche  Vol  kswirtscbaftslehre 
findet  darin  gans  besondere  Berficksichtigung ! 


Neuer  Verlag  der  H.  Laup  p’schen  Buchhandlung  in  Tübingen. 


Handbuch  der  Politischen  Oekonomie 

in  Verbindung  mit  einer  Reihe  der  hervorragendsten  FachgenosMD 
heraasgegeben  von 

Dr.  Gustav  Schönberg, 

ord.  Professor  der  Staats  wisse  osebsTt  an  der  UniversttSt  Tfibiofen, 

Dritte  Auflage. 


Enter  Band;  Volkewlrtschaftelehre. 

Lex.-Oktav.  broeb.  M.  15.  - 


Erster  Teil.  XVI  n.  790  Seiten 
In  Halbfnbd.  U.  17.  40. 


(BandU.  Volkawirtsohanslehre.  Zweiter  Teil  and  Band  III._  Flnanxwlsseasobaft 
and  Verwaltangslebre  befinden  sich  anter  der  Presse  und  ist  deren  Erscheinen 
binnen  Jahresfrist  gesichert!) 

Die Thatsacbe,  dass  dasHandbuch  der  politischen  Oekonomie 
in  der  verh&ltnissmSssig  knrxen  Zeit  von  nnr  7 Jahren  seinen  Absatt  in  twei 
starken  Aufiagen  fand,  ist  wohl  der  vollgülligste  Beweis  für  den  praktischen 
Werth  dieses  Werkes. 

Diese  dritteAaflage  xeigt  keine  so  grossen  Veränderungen,  wie  die 
zweite  gegenüber  der  ersten  — mit  der  zweiten  Anfiage  waren  die  fnnda* 
mentalen  Aendemngen  abgeschlossen  and  der  Kähmen  für  dos  Werk  fest- 

K »teilt  — aber  immerhin  sind  doch  die  Aendemngen  nicht  nnerheblicba. 

er  Herausgeber  and  die  Mitarbeiter  haben  sieb  bemüht,  iimerbalb  des  bis- 
herigen Rahmens  — so  dass  bei  wesentlich  reicherem  Inhalt  der  ümfang 
kaum  grosser  werden  wird  — die  Darstellang  der  zweiten  Auflage  im  Ein- 
zelnen zn  verbessern,  die  Uebersichtlichkeit  zu  erhoben,  Wiederholungen  za 
vermeiden,  einige  wenige  noch  vorhandene  Lücken  anszufüllen,  die  inzwischen 
erschienene  Litteratur  zn  berücksichtigen,  neues  legislatorisches  and  statisti- 
sches Material  hinzuzufügen  und  insbesondere  bei  den  vielen  schwebenden 
wirtsebafts-,  social-  and  finanzpolitiacben  Fra^n  die  gegenwürtige  Sachlaga 
und  den  heutigen  Stan^ankt  der  WissenschsA  in  objekBver  Darlegung  klär 
zu  stellen.  In  dieser  Weise  ist  überall  mit  grösster  Sorgfalt  die  besoemda 
Hand  angelegt  worden  and  wir  hofi'en,  dass  das  Werk  als  wissenscbaftlichea 
Lehrbuch  und  namentlich  auch  als  praktisch  brauchbares  Nach- 
schlagewerk erheblich  gewonnen  hat. 

Das  „Handbuch  der  politischen  Oe  konomie“  wird  sich  somit 
nicht  nur  als  das  anerkannte  wissenschaftliche  Lehrbuch,  sondern  auch 
durch  seine  gut  gearbeiteten  Register  zu  jedem  einzeln  Band,  wie  zum  Oe- 
sammtwerk  als  das  beste , zuverUssigste  und  praktisch  brauchbarste  Nacb- 
scblagewerk  erweisen. 


ln  unterem  Verlage  wird  demnücbst  erscheinen: 

Die 

Arbeiterschutzgesetzgebung 

in  den 

Europäischen  Staaten 

berausgegeben  von 

Dr.  Adolf  Braun 

ca  3S  Bogen.  Freit  broch.  ca  5L  lo.  — 
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ZUR  KRITIK  UND  REFORM  DER  DEUTSCHEN 
ARBEITERSCHUTZGESETZGEBUNG. 

VON 

HEINRICH  HHRKNKR. 

Kein  crnsth.iftcr  Mediziner  bezweifelt  melir,  dass  cs  leichter 
ist,  Krankheiten  zu  verhüten,  als  bereits  ausgebrochene  zu  heilen. 
Sollte  diese  Erkenntnis  nicht  auch  für  das  Reich  der  Sozialwissen- 
schaften gelten?  Gliche  der  Sozialpolitiker,  der  ausschliesslich 
erkrankten , von  Unfällen  betroffenen  oder  arbeitsunfähig  gewor- 
denen Arbeitern  seine  Aufmerksamkeit  zuwenden  wollte , nicht 
einem  Arzte , der  wohl  den  Wert  der  Heilkunde  nicht  aber  den 
der  Gesundheitspflege  anerkennen  würde?  Dennoch  hat  die  Reichs- 
regierung bis  vor  kurzem  in  ihrer  sozialpolitischen  Thätigkeit  die- 
sen Standpunkt  eingenommen.  Der  Ruf  nach  einem  ausgiebigen 
Schutze  auch  des  gesunden  Arbeiters  mochte  von  den  verschie- 
densten Parteien,  von  der  Presse  oder  der  Wissenschaft  noch  so 
dringlich  erhoben  , noch  so  treffend  begründet  werden , er  fand 
an  der  bisher  einflussreichsten  Stelle  kein  Gehör.  Man  könnte 
versucht  sein,  in  den  Anstrengungen,  welchen  sich  die  wackeren 
Freunde  einer  Reform  unseres  Arbeiterschutzes  unterzogen  haben, 
eine  Sysiphusarbeit  zu  erblicken.  Sie  mochten  mit  dem  Aufge- 
bote aller  Kräfte  die  gewaltigen  Hindernisse,  die  derartigen  Mass- 
nahmen teils  aus  ihrem  eigenen  Schosse , teils  aus  gesellschaft- 
licher Voreingenommenheit  und  selbstsüchtiger  oder  doktrinärer 
Gesinnung  zu  erwachsen  pflegen,  siegreich  überwunden,  sie  moch- 
ten für  ihre  humanen  Gesetzentwürfe  sogar  die  Billigung  des 
Reichstages  erkämpft  haben,  und  — um  mit  dem  alten  Voss  zu 
sprechen  — »hurtig  mit  Donnergepolter  entrollte  der  tückische 
Marmore.  Dennoch  wird  diesen  Bemühungen  nicht  jeder  Erfolg 
abgesprochen  werden  können  ; ein  hohes  moralisches  V'erdienst 
ist  ihnen  jedenfalls  geblieben.  Ist  cs  ihnen  doch  zu  danken,  wenn 
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die  Ucberzeugiing  von  der  Unzulänglichkeit  und  Reformhedürftig- 
keit  unseres  Arbeiterschutzes  nunmehr  alle  Parteien  ergriffen  hat. 
Alle  haben  gelegentlich  der  letzten  Wahlen  ihre  Bereitwillig- 
keit, für  eine  Weiterbildung  unseres  Arbeiterschutzes  einzutreten, 
in  bindender  Weise  dargethan.  Und,  wie  die  kaiserlichen  Erlässe 
beweisen,  wird  in  Zukunft  diesen  Bestrebungen  endlich  von  den 
anderen  zur  Gesetzgebung  berufenen  P'aktorcn  kein  Widerstand 
mehr,  sondern  eine  rege  Förderung  in  Aussicht  gestellt. 

Diese  langersehnte  und  warm  begrüsste  Wendung  mag  die 
Absicht  rechtfertigen,  einige  Ausführungen  der  Kritik  und  Reform 
der  deutschen  Arbeiterschutzgesetzgebung  zu  widmen. 

I. 

Es  ist  eine  alte,  wohl  bewährte  Maxime  der  englischen  Politik, 
eine  sorgsame  Ermittelung  aller  einschlägigen  Verhältnisse  vorzuneh- 
men, ehe  man  im  Wege  der  Gesetzgebung  zur  Lösung  einer  Frage 
schreitet.  Und  in  der  That,  was  könnte  berechtigter  sein  als 
dieses  Verfahren?  Ich  glaube  deshalb  vor  allem  die  Frage  auf- 
werfen zu  müssen:  Soll  der  Reform  unserer  Gesetzgebung  eine 

umfassende  Enquete  über  die  Arbeiterverhältnisse  vorangehen? 

Im  Jahre  1880  wäre  diese  Frage  m.  E.  unbedingt  zu  bejahen 
gewe.sen.  Meute  liegen  die  Verhaltnis.se  etwas  anders.  Ich  ver- 
kenne durchaus  nicht,  dass  von  einer  gro.sscn  im  englischen  Geiste 
unternommenen  Enquete  die  .segensreichsten  sozialpolitischen  Wir- 
kungen ausgehen  könnten.  Eine  neue  öffentliche  P'eststellung 
der  sozialen  Zustände  würde  dem  Optimismus,  der  in  bezug  auf 
diese  Dinge  im  grossen  Publikum  immer  noch  nicht  ganz  ver- 
schwunden ist,  auch  den  letzten  Zufluchtswinkel  verschliessen,  sic 
würde  manchen  Einwand,  der  wenigstens  noch  mit  einer  gewissen 
Scheinherechtigung  aufiritt,  vernichten , sie  würde  überhaupt  auf 
die  öffentliche  Meinung  erzieherisch  wirken,  deren  Mitwirkung  auch 
in  einem  monarchischen  Staate  schon  die  Gesetzgebung  nicht, 
noch  weniger  aber  die  exakte  Durchführung  entbehren  kann. 

Trotzdem  müsste  man  es  tief  beklagen,  wenn  die  Reform, 
soweit  sie  sich  auf  die  Beschäftigung  von  Kindern,  von  jugendlichen 
und  weiblichen  Hilfspersonen  und  auf  den  Maximalarbeitstag  in 
den  fabriksmässig  betriebenen  Unternehmungen  zu  beziehen  hat, 
durch  die  Veranstaltung  einer  vorausgehenden  Erhebung  verzögert 
werden  sollte.  Mag  uns  auch  eine  vollkommene  Einsicht  in  die 
hier  zu  reformierenden  Zustände  abgehen,  so  fehlt  uns  doch  nicht 
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jede  Kenntnis.  Durch  die  Berichte  der  deutschen  Aufsichtsbeam- 
ten  und  einiger  privater  Forscher  sind  uns  Zustände  genug  be- 
kannt geworden , die  dringend  einer  Reform  bedürfen.  Wir  be- 
sitzen auch  eine  klare  Vorstellung  von  den  Mitteln  , die  mit  Er- 
folg  gegen  die  in  Rede  stehenden  Missstände  anzuwenden  sind. 
Stehen  uns  doch  all'  die  wertvollen  Erfahrungen  zu  Gebote, 
welche  Staaten  wie  England  , die  Schweiz  und  Oesterreich  mit 
ihrem  besser  entwickelten  Arbeiterschutze  bereits  sammeln  konn- 
ten. Zudem  beschäftigt  sich  die  öffentliche  Diskussion  auch  bei 
uns  schon  seit  vielen  Jahren  mit  diesen  Fragen,  und  die  Zahl  der 
Reformfreunde  hat  sich  von  Tag  zu  Tag  vermehrt. 

So  halte  ich  denn  für  den  Kreis  derjenigen  Probleme,  welche 
namentlich  durch  die  Gesetzgebung  unserer  in  so  vieler  I linsicht 
nahe  verwandten  Nachbarstaaten,  der  Schweiz  und  Oesterreichs, 
bereits  eine  zufriedenstellende  Lösung  erfahren  haben,  eine  be- 
sondere Enquete  für  entbehrlich.  Wir  werden  hier  nur  den  Bahnen, 
welche  von  ihnen  eingeschlagen  worden  sind , zu  folgen  haben, 
selbstverständlich  unter  Beobachtung  unserer  in  mancher  Hinsicht 
abweichenden  Verhältnisse. 

Allein  ein  anderer  Standpunkt  ist  der  oben  aufgeworfenen 
Frage  gegenüber  einzunehmen,  wenn  man  die  Ausdehnung 
der  Arbeiterschutzgesetzgebung  auf  die  nicht  fabriksmässig  betrie- 
benen Unternehmungen  in's  Auge  fasst. 

II. 

Bekanntlich  ist  unsere  Arbeiterschutzgesetzgebung  eigentlich 
immer  noch  eine  Fabrikgesetzgebung , d.  h.  die  wesentlichen 
Schutzbestimmungen  sind  in  ihrer  Geltung  auf  das  in  Fabriken 
beschäftigte  Hilfspersonal  beschränkt.  Hier  tritt  uns  übrigens 
schon  in  bezug  auf  die  Abgrenzung  des  bisherigen  Geltungsbe- 
reiches ein  bedenklicher  Mangel  entgegen.  Was  nämlich  unter 
> Fabrik»  zu  verstehen  sei,  wird  uns  von  der  Gesetzgebung  nicht 
erklärt,  Das  bleibt  dem  h'rmessen  der  Aufsichtsbeamten , und 
wenn  deren  Meinung  angefochten  wird,  dem  Urteile  des  Richters 
überlassen.  Den  Fabriken  gleichgestellt  werden  vom  Gesetze; 
Werkstätten,  in  deren  Betriebe  eine  regelmässige  Benutzung  von 
Üampfkraft  stattfindet,  Hüttenwerke,  Bauhöfe,  Werften,  Bergwerke, 
Salinen , Aufbereitungsanstaltcn , unterirdisch  betriebene  Brüche 
oder  Gruben.  Nur  für  diese  Betriebe  gelten  die  Schutzbestim- 
mungen zweifellos.  Freilich  bietet  auch  hier  wieder  die  »regel- 
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massige  Benutzung  einer  Dainpfkraft«,  welche  in  einer  VVerkstätte 
nötig  ist , um  dieselbe  in  den  Geltungsbereich  des  Schutzes  zu 
bringen,  Anlass  zu  Schwierigkeiten.  So  hebt  der  badische  Auf- 
sichtsbeamte ')  hervor,  wie  infolge  dieser  Bestimmung  beispiels- 
weise mittlere  Mühlen,  die  zwar  eine  ständige  Dampfanlage  haben, 
dieselbe  aber  nur  zeitweise  zur  Ergänzung  ihrer  Wasserkraft  be- 
nutzen, nicht  mehr  unter  die  Fabriken  im  gesetzlichen  Sinne  des 
Wortes  fallen.  Werden  in  solchen  Betrieben  jugendliche  Personen 
beschäftigt,  so  kann  ihnen  auf  Grund  der  gegenwärtigen  Gesetz- 
gebung nicht  der  ihnen  sonst  zugedachte  Schutz  verschafft  wer- 
den. Diese  Mängel  finden  ihre  Entschuldigung  in  der  allerdings 
grossen  Schwierigkeit  für  den  Begriff  Fabrik  eine  sachlich  zu- 
treffende und  juristisch  brauchbare  Definition  zu  geben.  Gleich- 
wohl wird  sich  dieser  Aufgabe  der  deutsche  Gesetzgeber  nicht 
länger  mehr  entschlagen  dürfen.  Wenn  auch,  wie  wir  wünschen 
und  hoffen , allmählich  die  schützenden  Bestimmungen  auf  alle 
gewerblichen  Ililfspersonen  ausgedehnt  werden  sollten,  so  wird 
trotzdem  eine  Unterscheidung  zwischen  fabriksmässigen , hand- 
werksmässigen  und  hausindustriellen  Betrieben  keineswegs  ent- 
behrlich sein.  Soll  auch  allen  gewerblichen  Ililfspersonen  das 
gleiche  Mass  des  Schutzes  zu  teil  werden,  so  ist  dieses  Ziel  doch 
nicht  überall  durch  die  gleiche  Kegel  erreichbar.  Nichts  liegt  mir 
ferner  als  Ungleiches  gleich  zu  behandeln  und  alle  gewerblichen 
Betriebe  in  das  Prokrustesbett  einer  einzigen  gleichen  Regel  zu 
spannen.  Da  ist  eine  Spezialisierung  unerlässlich,  wenn  nicht  der 
Gcsetzeswille  an  der  unendlichen  Mannigfaltigkeit  des  Lebens  zu 
schänden  werden  soll. 

Der  bekannte  Zentrumsabgeordnete  Hitze*)  hat  versucht  das, 
wie  sich  zeigte,  gegenwärtig  mangelhaft  begrenzte  Geltungsgebiet 
der  deutschen  Schutzbestimnuingen  dahin  abzuändern,  dass  der 
Schutz  sich  künftig  auf  das  in  Werkstätten  überhaupt  be.schäftigte 
Personal  erstrecken  sollte , wenn  in  deren  Betrieb  eine  regel- 
mässige Benutzung  einer  elementaren  Kraft  stattfindet.  Ich  kann 
indessen  nicht  einsehen , warum  gerade  in  der  Benutzung  einer 
elementaren  Kraft  das  Moment  gegeben  sein  soll,  welches  die 
Notwendigkeit  des  Schutzes  begründet.  Mir  scheint  daher  auch 

1)  Jahresbericht  des  grossherzogl.  l>ad.  Fabriklnspcktors  für  das  Jahr  1S89.  Karls- 
ruhe, 1890.  S,  11. 

2)  Vgl.  den  von  ihm  cingchrachien  Entwurf  I.  Session  der  7.  Lcgislalurperiotle 
1S87/88,  Drucksachen  Nr.  21. 
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der  von  der  schweizerischen  Gesetzgebung  betretene  Weg  vorzu- 
ziehen zu  sein.  Im  Sinne  derselben  gilt  als  > Fabrik  jede  indu- 
strielle Anstalt , in  welcher  gleichzeitig  und  regelmässig  eine 
Mehrzahl  von  Arbeitern  ausserhalb  ihrer  Wohnungen  in  geschlos- 
senen Räumen  beschäftigt  werden«.  Kine  Mehrzahl  von  Perso- 
nen betrachtet  man  im  allgemeinen  dann  als  vorhanden , wenn 
mehr  als  20  Personen  beschäftigt  werden.  Enger  an  den  Sprach- 
gebrauch schliesst  sich  die  in  Oesterreich  geltende  Definition  ') 
der  fabriksmässigen  Gewerbe  an.  Dieselben  sind  »solche  Ge- 
werbsunternehmungen,  in  welchen  die  Herstellung  oder  Verarbei- 
tung von  gewerblichen  Verkehrsgegenständen  in  geschlossenen 
Werkstätten  unter  Beteiligung  einer  gewöhnlich  die  Zahl  von  20 
übersteigenden,  ausserhalb  ihrer  Wohnungen  beschäftigten  Anzahl 
von  gewerblichen  Hilfsarbeitern  erfolgt,  wobei  die  Benützung  von 
Maschinen  als  Hilfsmittel  und  die  Anwendung  eines  arbeitsteiligen 
Verfahrens  die  Regel  bildet,  und  bei  denen  eine  Unterscheidung 
von  den  handwerksmassig  betriebenen  Produktionsgewerben  auch 
durch  die  Persönlichkeit  des  zwar  das  Unternehmen  leitenden, 
jedoch  an  der  manuellen  Arbeitsleistung  nicht  teilnehmenden  Gc- 
werbsunternehmers , dann  durch  höhere  Steuerleistung , durch 
Firmaprotokollierung  u.  dgl.  eintritt«. 

Neben  den  auf  eine  ähnliche  Weise  zu  bestimmenden  »Fa- 
briken« wären  in  der  deutschen  Gesetzgebung  natürlich,  wie  bis- 
her, Bauhöfe,  W'erfte,  Bergwerke  u.  s.  w.  noch  besonders  aufzu- 
zählen. 

Wie  schon  früher  hervorgehoben  wurde,  darf  der  deutsche 
Arbeiterschutz  aber  durchaus  nicht  auf  die  Dauer  bei  den  hie- 
mit  bestimmten  Betrieben  Halt  machen,  sondern  er  muss  auch 
auf  Handwerk  und  Hausindustrie  ausgedehnt  werden.  Unterliegt 
es  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Forschung  doch  keinem 
Zweifel  mehr , dass  in  den  eben  genannten  Betriebsformen  die 
Zustände  vielfach  noch  weit  schlimmer  als  in  den  Fabriken  sich 
erweisen , sowohl  was  die  Ausbeutung  der  jugendlichen  Arbeits- 
kräfte und  die  ungesunde  Beschaffenheit  der  Arbeitsräume  als 
auch  was  insbesondere  die  Länge  der  Arbeitszeit  angeht.  Immer 
wird  es  von  den  Gegnern  einer  weiteren  Einschränkung  der  Kin- 
derarbeit in  den  F'abriken  als  ein  auf  alle  Fälle  siegreicher  Trumpf 
ausgespielt,  dass  man  durch  solche  Massnahmen  die  Kinder  nur 

l)  Min.-Erla»s  v.  18.  Juli  1S83. 
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zu  der  noch  weit  schlimmeren  Arbeit  in  der  Hausindustrie  drängen 
würde.  Was  von  den  hausindustriellen  Zuständen  gilt  ') , trifft 
aber  auch  grösstenteils  beim  Kleingewerbe  zu.  Bisher  ist  das- 
selbe nur  in  England  und  in  Oesterreich  der  Eabrikinspektion 
unterworfen  worden.  Namentlich  die  Berichte  der  österreichischen 
Aufsichtsbeamten  sind  für  die  Kenntnis  der  kleingewerblichen 
Verhältnisse  wertvoll.  Man  lese  da  z.  B.  einmal  die  Leidensge- 
schichte der  euphemistisch  als  Lehrlinge  bezeichneten  jugendlichen 
Hilfspersonen,  die  wir  dem  Wiener  Aufsichtsbeamten  verdanken. 
»Je  mehr  Einblick  man  gewinnt,  desto  grössere  Uebelstände  lernt 
man  kennen  “).«  Das  ist  das  Urteil  in  welchem  sich  die  Beob- 
achtungen der  österreichischen  Aufsichtsbeamten  über  diese  Dinge 
zusammenfassen  lassen.  Niemand  wird  aber  im  Ernste  behaupten 
wollen,  dass  es  in  Deutschland  besser  bestellt  sei.  Welch’  grauen- 
hafte Zustände  haben  beispielsweise  die  Untersuchungen  über  die 
Lage  der  Arbeiter  im  Bäckereigewerbe  enthüllt,  die  vor  einiger 
Zeit  auf  Veranlassung  August  Bebel's  vorgenommen  wurden  1 Da 
wird  mitgeteilt,  wie  jugendliche  Hilfspersonen  von  9 Uhr  abends 
die  ganze  Nacht  hindurch  bis  i Uhr  mittags  regelmässig  zu  ar- 
beiten haben  ’).  Und  was  über  diese  Verhältnisse  etwa  den  Mit- 
teilungen *)  der  deutschen  Aufsichtsbeamten  zu  entnehmen  ist, 
klingt  keineswegs  beruhigender.  Auch  da  werden  Fälle  erwähnt, 
wo  jugendliche  Arbeiter  18  Stunden,  Frauen  und  Mädchen  sogar 
2t  Stunden  hindurch  arbeiteten. 

So  wurde  denn  schon  auf  der  Eisenacher  Versammlung  *) 
zur  Besprechung  der  sozialen  Frage  die  Notwendigkeit  der  Aus- 
dehnung des  deutschen  Arbeiterschutzes  auf  das  Gewerbe  über- 
haupt von  Brentano  nachdrücklichst  betont.  Sächsische  Handels- 
kammern hatten  schon  damals  bei  der  Regierung  um  die  gesetz- 
liche Regelung  der  hausindustriellen  Zu.stände  petitioniert.  Pro- 
fessor Ncumann  , noch  in  der  durch  die  neuere  Forschung  voll- 
kommen überwundenen  Vorstellung  befangen,  die  Arbeit  in  Hand- 

1)  Stietia,  Die  deutsche  UauMHdusirie.  (Schriften  des  Vereint»  für  Sorialpolilik 
XXXIX  ) iS8tj.  S.  77,  78,  106,  107. 

2)  Berichte  der  k.  k.  (Jewerheinspektoren  id>er  ihre  Amtsthäligkeit  im  Jahre  l888. 
Wien,  i88y.  S.  57,  81. 

3)  Frankfurter  Zeitung,  16.  Ükl.  1889. 

4)  Amtliche  Mitteilungen  aus  den  Jahresberichten  der  mit  der  lleaufsichligtiiig 
der  Fabriken  betrauten  Beamten.  XII,  S.  53,  90;  XIII.  S.  54,  55. 

5)  Verhandlungen  etc.  S,  14. 
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werk  und  Hausindustrie  sei  weniger  für  Gesundheit  und  Sittlich- 
keit gefährlich,  lehnte  indessen  diesen  Gedanken  in  seinem  sonst 
trefflichen  Gutachten  über  Durchflihrung  und  Reform  der  deut- 
schen Fabrikgesetzgebung  *)  wieder  ab.  In  letzter  Zeit  aber  ist 
die  Notwendigkeit  der  Ausdehnung  des  Schutzes  fast  allgemein 
anerkannt  worden.  So  unter  anderen  von  Occhelhäuser,  Roesicke, 
Elster  ’)  und  besonders  von  den  Mitgliedern  der  sozialdemokra- 
tischen Fraktion  des  Reichstages. 

Die  Zahl  der  1 lausindustriellen  muss  bei  uns  wenigstens  auf 
eine  halbe  Million,  die  der  Kleingewerbetreibenden  überhaupt  auf 
ungefähr  fünf  Millionen  veranschlagt  werden  ’).  Es  handelt  sich 
somit  um  eine  sehr  ernste  Sache.  So  notwendig  im  Hinblicke 
auf  die  grosse  Zahl  der  in  diesen  Betriebsformen  beschäftigten 
Bevölkerung  die  Ausdehnung  des  Schutzes  erscheint,  ebenso  vor- 
sichtig wird  anderseits  hiebei  vorgegangen  werden  müssen,  wenn 
man  nicht  das  Gegenteil  von  dem,  was  man  erstrebt,  heraufbe- 
schwören  will. 

Hier  kann  die  Reform  erst  nach  sorgfältigster  Ermittelung 
des  Thatbestandes  in  Angriff  genommen  werden*)-  Hier  ist  eine 
grosse  Enquete  schlechthin  notwendig.  Abgesehen  von  der  Er- 
forschung der  allgemeinen  Verhältnisse  hätte  sich  diese  Umfrage 
insbesondere  darauf  zu  richten , in  wie  weit  die  einzelnen  hand- 
werksmässigen  und  hausindustriellen  Betriebe  noch  konkurrenz- 
fähig bleiben , wenn  die  ihnen  bisher  gestattete  missbräuchliche 
Ausnutzung  der  menschlichen  Arbeitskraft  nicht  weiter  geduldet 
wird.  Sonder  Zweifel  gibt  es  noch  heute  viele  Hausinduslrieen 
und  Handwerke,  in  welchen  die  grossen  Uebelstände  teils  nur 
durch  die  geringe  Widerstandskraft,  die  dem  Hereinbrechen 
derselben  von  Seiten  der  unorganisierten  und  ungeschützten  Ar- 
beiter entgegengesetzt  werden  konnte,  teils  nur  durch  die  zügel- 
lose Konkurrenz  herbeigeführt  worden  sind.  Für  solche  Betriebe, 
die  aber  nur  durch  eine  Enquete  sicher  zu  ermitteln  sind,  wird 
die  Arbeiterschutzgesetzgebung  sofort  in  Kraft  treten  müssen.  Es 

1)  Schriften  des  Vereines  für  Sozialpolitik  II.  S.  171. 

2)  Oechclliüiiser,  Die  Arhcilcrfragc.  Herlin,  1886,  S.  58.  Uocsickc,  Arbeiterschutz. 
l>c&sau  1887,  S.  23.  Kister,  (onrads  jahrb.  K XI  S.  409—412. 

3)  Statistisches  Jahrbuch  für  das  I)cutM:he  Reich.  1887,  18S8. 

41  Mit  Recht  hat  sich  auch  die  Arbeitcrschutzkommis&ion  des  Reichstage»  für  die 
Anstellung  näherer  Untersuchungen  erklärt.  Ygl.  auch  Occhelhäuser,  Die  sozialen 
Aufgaben  der  Arbeitgeber,  üerlin,  1887,  S.  66. 
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wird  also  auch  nacli  dieser  Ilinsiclit  eine  Spezialisierung  erforder- 
lich sein,  die  möglicherweise  auch  lokale  Verschiedenheiten  zu 
beachten  haben  wird. 

Wo  aber  die  Kleinbetriebe  sich  nur  noch  auf  Kosten  der  Ge- 
sundheit der  in  ihnen  thätigcn  Arbeiter  erhalten  haben  , dort  ist 
eine  unvermittelte  Ausdehnung  des  Arbeiterschutzes  natürlich  aus- 
geschlossen. Dort  werden  die  Angehörigen  derselben  erst  durch 
grossartige  Reformen  besonderer  Art  auf  eine  gesunde , ökono 
misch  haltbare  Basis  gestellt  werden  müssen  , ehe  man  mit  dem 
landläufigen  Arbeiterschutz  beginnen  kann.  Ilicmit  wird  eine  der 
schwersten  Aufgaben  unserer  Zeit  berührt.  Bisher  hat  man  fast 
immer,  wenn  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Technik  und  des 
Verkehres  hausindustrielle  oder  handwerksmässige  Betriebsformen 
auflösten,  die  davon  betroffenen  Personen  einfach  nach  dem  cy- 
nischen  Grundsätze  des  »laisser  passer«  achselzuckend  ihrem  trau- 
rigen Schicksale  überlassen.  Und  doch,  selbst  John  Stuart  Mill, 
dem  niemand  eine  blinde  Schwärmerei  für  Staatsintervention  vor- 
werfen wird,  bekennt,  »dass  es  keinen  besser  berechtigten  Gegen- 
stand für  die  Fürsorge  der  Regierung  geben  könne,  als  die  In- 
teressen derjenigen,  die  dem  Gewinne  ihrer  Mitbürger  und  der 
Nachwelt  geopfert  werden. € Ich  halte  es  geradezu  für  eine 
Schmach,  wenn  eine  Kulturnation  das  Wohl  und  Wehe  von  Tau- 
senden und  aber  Tausenden  fleissiger  Volksgenossen , die  sich 
nicht  selbst  helfen  können,  kühl  und  kalt  der  Vernichtung  durch 
die  technisch  und  wirtschaftlich  vollkommener  ausgerüsteten  Be- 
triebsformen überantwortet. 

Das  Deutsche  Reich  würde  sich  ein  grosses  geschichtliches 
Verdienst  erwerben,  wenn  es  auf  diesem  schwierigen  Gebiete  ziel- 
bewusst vorausschrittc.  Welche  besondere  Formen  hier  der  Ar- 
beiterschutz wird  annehmen  müssen,  das  kann  erst  nach  gründ- 
licher Ermittlung  der  einschlägigen  Verhältnisse  durch  eine  Reichs- 
enquele  erörtert  werden.  Soviel  ist  aber  schon  jetzt  unumstöss- 
lich  sicher ; die  Reform  darf  und  kann  nicht  erfolgen  im  zünft- 
lerischen  Geist  des  Mittelalters , sondern  sie  muss  in  vollkom- 
menster Uebereinstimmung  stehen  mit  den  technischen  und  wirt- 
schaftlichen Kräften  der  modernen  Zeit.  Möglich  , sogar  wahr- 
scheinlich dass  an  die  finanzielle  Kraft  des  Reiches  erhebliche 
Anforderungen  zu  stellen  sein  werden.  Aber  selbst  Fürst  Bis- 
marck hat  erklärt,  er  schrecke  vor  der  Frage  nicht  zurück,  ob 
man  etwa  der  Industrie,  falls  von  ihr  zu  hohe  Opfer  für  die  Er- 
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füllung  der  Staatszwecke  gefordert  würden  , staatliche  Zuschüsse 
geben  solle.  Will  der  Staat  es  im  Interesse  der  Zukunft  der  Na- 
tion nicht  länger  dulden , dass  der  Hausindustrielle , seine  Frau 
und  seine  Kinder  vom  frühen  Morgen  bis  spät  in  die  Nacht  sich 
abarbeiten  und  in  ungesunden  Räumen  einem  vorzeitigen  Grabe 
entgegengehen,  will  er  es  ferner  nicht  mehr  dulden , dass  weib- 
liche Hilfspersonen  in  unseren  grossen  Städten  unter  Arbeitsbe- 
dingungen stehen , die  sie  dem  Laster  in  die  Arme  treiben  '), 
dann  fordert  er  möglicherweise  von  einzelnen  Gewerben  Opfer, 
die  sie  allein  zunächst  nicht  bringen  können.  Ueberdies  würden 
diese  staatlichen  Zuschüsse  zum  grossen  Teile  nur  als  berechtigte 
Sühne  anzusehen  sein  für  die  schwere  Schuld,  die  der  manchester- 
liche  Staat  dadurch  auf  sich  geladen , dass  er  der  Entwicklung 
solch'  grässlicher  Zustände  mit  verschränkten  Armen  zugesehen  hat. 

Wie  bereits  erwähnt,  müsste  diese  grosse  Enquete,  die  ich 
für  unbedingt  notwendig  halte,  von  Keichswegen  unternommen 
werden.  Sie  überschreitet  weit  die  Mittel  der  Privatstatistik. 
Man  wende  nicht  ein,  dass  gerade  über  Hausindustrien  eine  Reihe 
vortrefflicher  Monographieen  von  Privatstatistikern  vorliege.  Die 
Anerkennung,  welche  derartigen  Arbeiten  zu  Teil  wurde,  scheint 
mir,  soweit  sich  dieselbe  nicht  auf  die  persönlichen  Verdienste 
der  Forscher  bezog,  nicht  so  sehr  in  dem  Lichte  begründeten 
sein,  das  über  einzelne  Industrien  verbreitet  wurde,  als  in  dem 
tiefen  Dunkel,  das  durch  die  Beleuchtung  einiger  Punkte  erst 
recht  wirksam  zum  Bewusstsein  kam.  Wie  wenig  diese  an  sich 
vortrefflichen  Arbeiten  ausreichen  zur  Grundlage  für  eine  umfas- 
sende Reform,  ist  erst  vor  kurzem  durch  den  Verein  für  Sozial- 
politik anerkannt  worden.  Der  Verein  hat  deshalb  eine  weitere 
Erforschung  angeregt.  Obwohl  man  sich  auf  die  hausindustriellcn 
Verhältnisse  beschränkte,  während  eine  Ermittlung  der  kleinge- 
werblichen ebenso  not  thut,  ist  der  Plan  gescheitert.  Die  verein- 
zelten Arbeiten,  die  bis  jetzt  zu  Tage  gefördert  werden  konnten, 
vermögen  ebenso  wenig  wie  die  früheren  die  grossen  klaffenden 
Lücken  in  unserer  Kenntnis  auszufüllcn,  ja  sie  stehen  hinter  den 
früheren  Untersuchungen  sogar  weit  zurück. 

Freilich  würde  auch  eine  grosse  Reichsenquete  wenig  Segen 
bringen,  wenn  sie  in  der  bureaukratischen  Weise  geplant  würde. 


l)  Vgl.  Kuno  Krankenstein,  Die  Lage  der  Arbeiterinnen  in  den  deutschen  Gross- 
stadten.  SchmoUer's  Jahrbuch  Xli.  1888. 
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die  bis  jetzt  leider  die  meisten  deutschen  Erhebungen  beein- 
trächtigt. Man  mag  über  dieselben  denken,  wie  man  will,  soviel 
ist  sicher,  dass  viele  ihnen  mit  absolutem  Misstrauen  gegenüber- 
stehen. Wenn  ich  eine  Enquete  befürworte,  so  meine  ich  daher 
nur  eine  Enquete  im  englischen  Geiste.  Ich  will  nicht  behaupten, 
dass  man  in  allen  Details  sklavisch  dem  englischen  Vorbilde  fol- 
gen müsse,  wohl  aber  wird  man  die  wesentlichen  Grundsätze  ')  der 
bewährten  englischen  Tradition  zu  beachten  haben , wenn  man 
eine  wirklich  brauchbare  Grundlage  für  die  zukünftige  Reform- 
arbeit gewinnen  will.  Erst  dann  wird  der  so  berechtigte  Wunsch 
des  Fürsten  Bismarck  in  Erfüllung  gehen;  »Es  soll  kein  Winkel 
des  öffentlichen  Lebens  dunkel  bleiben.« 

Vielleicht  wäre  eine  reichsgesetzliche  Regelung  dieser  Ange- 
legenheit recht  am  l’latze.  Es  könnten  diejenigen  Grundsätze, 
welche,  wie  die  Erfahrung  immer  und  immer  wieder  dargethan 
hat,  unbedingt  zu  befolgen  sind,  wenn  ein  brauchbares  Ergebnis 
zu  Stande  kommen  soll,  in  ein  Reichsgesetz  aufgenommen  werden 
mit  der  Bestimmung,  dass,  sobald  Bundesrat  oder  Reichstag 
durch  Mehrheitsbeschlüsse  eine  Enquete  fordern,  diese  dann  nach 
den  gesetzlich  festgestellten  Grundsätzen  erfolgen  muss.  Nament- 
lich hätte  das  Gesetz  auch  den  Enquetekommissionen  die  Befugnis 
zu  erteilen,  Jedermann  zur  Aussage  vorzuladen  und  eventuell  sogar 
zu  vereidigen. 

Soviel  über  eine  Ausdehnung  des  Arbeiterschutzes  auf  Hand- 
werk und  Hausindustrie. 

Immerhin  ist  hiemit  der  Kreis  der  schutzbedürftigen  Arbeiter 
noch  nicht  geschlossen.  Auch  den  Hilfspersonen  in  Handel  und 
Verkehr,  sowie  in  den  der  Beherbergung  und  Erquickung  dienen- 
den Gewerben  wird  man  auf  die  Dauer  den  Schutz  nicht  vorent- 
halten dürfen.  Auch  bei  ihnen  wird  cs  Aufgabe  der  Staatsgewalt 
sein,  »die  Zeitdauer  und  Art  der  Arbeit  so  zu  regeln,  dass  die 
Erhaltung  der  Gesundheit,  die  Gebote  der  Sittlichkeit,  die  wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse  der  Arbeiter  und  ihr  Anspruch  auf  gesetz- 
liche Gleichberechtigung  gewahrt  bleiben«  ‘).  Die  Ausdehnung 
des  Schutzes  wird  hier  weniger  auf  ökonomische  als  technische 
Schwierigkeiten  stosseii.  Es  werden  eben  auch  hier  vielfach  neue 

j)  Vgl.  G.  Cohn , Üeber  parlamentarische  Untersuchungen  in  tsngland.  Jahr- 
bücher für  Nationalökonomie  und  Statistik.  25  Hand.  Jena  1S75  Schriften  des 
Vereines  für  Sorialpolitik.  Band  XIII. 

2)  Worte  des  Kais  Erlasses  vom  4 Februar  1890. 
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Formen  des  Schutzes  ausfindig  gemacht  werden  müssen.  Insofern 
wird  hier  gleichfalls  eine  Ermittlung  der  besonderen  Verhältnisse 
durch  eine  Enquete  der  Gesetzgebung  voranzugehen  haben.  Der 
Durchführung  des  Schutzes,  sollte  man  meinen,  dürften  um  so 
weniger  Hindernisse  entgegenstehen,  als  es  sich  vielfach  um  vom 
Staate  betriebene  Unternehmungen  handelt.  Hoffentlich  wird  der 
Staat  auf  das,  was  er  als  Organisation  des  Volkes  fordert,  nicht 
selbst  als  Arbeitgeber  vergessen. 

Findlich  wird  auch  an  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Ar- 
beiter gedacht  w'erden  müssen,  wenn  die  gegenwärtige  deutsche 
Fabrikgesetzgebung  den  stolzen  Namen  einer  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung wirklich  verdienen  soll. 

Da  m.  E.  eine  eingehendere  Besprechung  der  Schutzbestim- 
mungen für  die  nicht  in  fabriksmässigen  Betrieben  beschäftigten 
Arbeiter  erst  nach  der  Ermittlung  der  betreffenden  Verhältnisse 
durch  eine  grosse  Reichsenquete  erfolgen  kann,  gilt  es  in  den 
folgenden  Ausfuhrungen  nur  die  zcitgemässe  Weiterbildung  des 
bereits  bestehenden  Arbeiterschutzes  zu  erörtern. 

111 

Die  jetzt  gültige  Gesetzgebung  schliesst  von  der  Verwendung 
in  Fabriken  und  den  Fabriken  gleichgestellten  Anlagen  nur  die 
Kinder  unter  zwölf  Jahren  aus.  Kinder  zwischen  zwölf  und  vier- 
zehn Jahren  dürfen  im  allgemeinen  sechs  Stunden  des  Tages  zur 
Arbeit  herangezogen  werden,  vorausgesetzt,  dass  sie  durch  drei 
Stunden  täglich  Unterricht  geniessen.  Keine  Schranken  bestehen 
gegen  die  Beschäftigung  der  Kinder  in  Hausindustrie  und  Hand- 
werk. Hier  bietet  nur  die  Schulgesetzgebung  einigen  Schutz. 

Wenn  man  sich  vor  Jahren  über  die  Dürftigkeit  des  den 
Kindern  gewährten  Schutzes  mit  der  1 loffnung  tröstete,  die  Kinder- 
arbeit würde  ohnedies  bald  von  selbst  verschwinden,  so  zeigt  die 
Entwicklung  der  letzten  Jahre  genau  das  Gegenteil  dieser  opti- 
mistischen Erwartung.  Die  Kinderarbeit  ist  in  rapidem  Steigen 
begriffen.  Im  Jahre  1886  zählte  man  im  deutschen  Reiche  (mit 
Ausschluss  von  Eisass  - Lothringen)  21053  in  Fabriken  u.  s.  w'. 
beschäftigte  Hilfspersonen  zwischen  12  und  14  Jahren;  im  Jahre 
1888  bereits  22913,  also  um  1860  mehr.  Die  nächste  Aufnahme 
wird  zweifellos  eine  weitere  beträchtliche  Zunahme  zu  verzeichnen 
haben.  Weist  doch  der  Bericht  des  badischen  Aufsichtsbeamten 
für  das  Jahr  1889  allein  für  Baden  eine  Zunahme  von  1589  im 


Digitized  by  Google 


230 


Her  kn  er. 


Jahre  1888  auf  2215  im  Jahre  1889  auf,  also  eine  Zunahme  von 
626  oder  um  37  ®/o  ') ! 

»Dass  eine  solche  fortschreitende  Zunahme  der  Verwendung 
jugendlicher  Arbeiter,  besonders  von  Kindern,  von  dem  bedenk- 
lichsten Einflüsse  auf  die  körperlichen  und  gesundheitlichen  Zu- 
stände grosser  Bevölkerungsklasscn  ist,  und  ausserdem  einen  sich 
steigernden  Druck  auf  die  soziale  und  ökonomische  Lage  der  Ar- 
beiter ausübt,  wird  von  keiner  Seite  bezweifelt’).« 

Diese  traurige  Erscheinung  zeigt  uns  drastisch,  wie  sehr  ge- 
rade hier  Hilfe  not  thut,  wie  schwer  sich  ferner  die  Versäumnisse 
rächen,  welche  die  bisher  beliebte  systematische  Verschleppung 
der  Reform  bewirkt  hat. 

Es  wäre  ermüdend  und  überdies  auch  zwecklos , die  zahl- 
reichen Stimmen  von  deutschen  Aufsichtsbeamten,  von  Schul- 
männern, von  Aerzten  und  Hygienikern,  ja  selbst  \'on  Arbeitge 
bern  ’)  aufzuführen,  die  insgesamt  die  Abschaffung  der  Kinderarbeit 
vor  zurückgelegtem  vierzehnten  Lebensjahre  eindringlich  fordern. 
Denn  über  wenige  Punkte  der  bevorstehenden  Reform  dürfte  be- 
reits eine  so  vollständige  Uebereinstimmung  erzielt  worden  sein, 
als  gerade  über  die  Abschaffung  der  Kinderarbeit.  Von  den 
Sozialdemokraten  bis  zu  den  Konservativen  finden  sich  auch  nur 
wenige  mehr,  die  diese  Forderung  nicht  unterschrieben.  Es  war 
dem  konservativen  sächsischen  Staatsanwalte  Hartmann  Vor- 
behalten, im  Interesse  (1  ?)  seiner  Heimat  die  Beschäftigung  selbst 
von  zehnjährigen  Kindern  in  der  Maschinenstickerei  als  soge- 
nannte »Fädelkinder«  zu  verlangen,  während  zufolge  der  amtlichen 
Mitteilungen  es  kaum  ein  traurigeres  Loos  gibt  als  gerade  das 
der  F'ädelkinder  ’). 

In  richtiger  Würdigung  dieser  Umstände  hatte  ja  auch  der 
deutsche  Reichstag  am  17.  Juni  1887  bereits  einen  Gesetzentwurf 
genehmigt,  in  welchem  die  Arbeit  der  Kinder,  die  das  dreizehnte 
Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  oder  der  landesüblichen  Schul- 
pflicht noch  nicht  genügt,  vom  i.  April  1890  an  untersagt  wurde. 

Ich  will  daher  auch  nichts  weiter  zur  Begründung  dieser  F'or- 

1)  Vgl.  Bericht  <les  bad.  Fabrikinspektor  im  Jahre  1889  S 10. 

2)  Ebenda  S.  ll. 

3)  Oechclhäuscr,  Die  Arbeilerfragc.  Berlin,  1886.  S 53.  Rocsicke,  ArbcilcrschuU. 
Dessau,  1887.  S.  23. 

4)  Slenographische  Berichte.  Session  1884  85  S 1745. 

5)  Amtliche  Mitteilungen  u.  s.  w,  XII.  S.  39. 
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derung  beibringen,  sondern  mich  nur  mit  einigen  Einwänden  be- 
fassen, die  hie  und  da  noch  gegen  dieselbe  erhoben  werden. 

Einer  der  geläufigsten  Einwände  ist  der,  dass  bei  weiterer 
Einschränkung  der  Kinderarbeit  in  den  Fabriken  die  Kinder  in 
die  noch  viel  ungesündere  Hausindustrie  getrieben  würden.  Dieser 
Einwand  hat  gewiss  seine  Berechtigung,  aber  doch  nur  dann, 
wenn  man  nicht  auch  gegen  die  Kinderarbeit  in  der  Hausindustrie 
Vorgehen  wollte.  Mit  der  Notwendigkeit  der  Ausdehnung  des 
Schutzes  auch  auf  die  in  der  Hausindustrie  und  dem  Handwerke 
beschäftigten  Hilfspersonen  aber  haben  wir  uns  bereits  befasst. 
Der  Einwand  kann  uns  also  nicht  treffen,  ebenso  wenig  den 
Reichstag,  denn  auch  er  hat  gleichzeitig  durch  eine  Resolution 
der  Einschränkung  der  Kinderarbeit  ausserhalb  der  Fabriken  zu- 
gestimmt. 

Ein  sächsischer  Aufsicht.sbeamtcr  hat  die  Besorgnis  geäussert, 
dass  es  den  Kindern  an  geeigneter  Beschäftigung  fehlen  würde, 
wenn  sie  nicht  schon  mit  zwölf  Jahren  in  die  I'abriken  gehen 
dürften.  Uns  bereitet  diese  Sorge  keine  .schwere  Stunde.  Die 
Kinder  werden  dann  eben  etwas  mehr  lernen  als  jetzt.  Denn  die 
Annahme , dass  die  neben  dem  Schulunterrichte  einhergehende 
Fabrikarbeit  etwa  gar  förderlich  für  den  ersteren  sein  sollte,  wie 
selbst  noch  Brentano  ’)  auf  englische  Aussagen  gestiitzt  ausführte, 
dürfte  durch  die  neueren  Mitteilungen  englischer  Aufsichtsbeainten 
unhaltbar  geworden  sein.  Nicht  nur  dass  die  Schulbehörden  allent- 
halben eine  grosse  Abneigung  gegen  die  »Halbzeitlers  an  den  Tag 
legen,  es  wird  auch  mitgeteilt,  dass  die  auf  dem  Lande  aufge- 
wachsenen Personen,  die  vollen  Schulunterricht  genossen  haben, 
bedeutend  bessere  Kenntnisse  aufzuweisen  haben,  als  die  in  den 
Industriestädten  als  Halbzeitler  erzogenen. 

Ein  anderer  Einwand  geht  dahin,  dass  man  die  Kinder  in 
der  Industrie  für  gewisse  Arbeiten  überhaupt  gar  nicht  entbehren 
könne.  So  müsse  in  der  Baumwollspinnerei  das  Aufstecken  an 
den  Selfaktor,  die  Bedienung  des  Throstle  unbedingt  von  Leuten 
mit  kleiner  Statur  und  einer  gewissen  Behendigkeit  ausgeführt 

1)  Eisenacher  V’ersammlunj;  zur  Besprechung  Her  sozialen  Frage.  Leipzig,  1873 
S.  16 

2)  Report  of  ihe  Chief  Inspcclor  etc.  London  1888.  S.  13,  43.  44.  Report  etc, 
Ix>ndon,  1889.  S.  135.  Ferner  verwarf  auch  der  Wiener  hygienische  Kongress  die 
Verbindung  von  Schulunlerrichi  und  Fnbrikarbeit.  Vgl.  Deutsche  Worte  VH.  1887. 
S.  464.  465. 
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werden.  Inde.ssen  in  der  Schweiz,  wo  die  Arbeit  der  Kinder  be- 
reits seit  langem  verboten  ist,  haben  die  Spinner,  wie  ein  schweizeri- 
scher Spinnereidirektor  mitteilt,  die  Erfahrung  gemacht,  dass  man 
auch  mit  vierzehn  und  fünfzehnjährigen  Personen  auskommen 
kann.  Diese  lernen  sogar  leichter  und  leisten  mehr  als  die  zwölf- 
jährigen Kinder.  Sie  sind  kräftiger,  haben  mehr  Arbeitstrieb  und 
denken  weniger  an  eine  Aenderung  des  Berufes  '). 

Natürlich  wird  von  gewissen  Seiten  auch  behauptet,  die  In- 
dustrie könne  bei  dem  Verbote  der  Kinderarbeit  nicht  konkurrenz- 
fähig bleiben.  Das  Gewicht  dieses  Einwandes  wird  von  Roesicke  ’), 
selbst  ein  Grossindustrieller,  treffend  dadurch  illustriert,  dass  er 
nachweist,  wie  das  Verbot  der  Kinderarbeit  für  die  deutsche 
Textilindustrie  eine  Belastung  von  höchstens  Vs“/#  des  überhaupt 
für  Löhne  verausgabten  Kapitales  bedeute.  Der  Fabrikant  büsst 
also  nur  einen  winzigen  Bruchteil  seines  Gewinnes  ein.  Derselbe 
Roesicke  erklärt  es  ferner  geradezu  für  eine  gewisse  Dreistigkeit, 
wenn  die  Interessenten  behaupteten,  die  Arbeit  in  den  Fabriken 
wäre  nicht  nur  nicht  schädlich,  sondern  hätte  sogar  einen  er- 
zieherischen und  moralischen  oder  gesundheitlichen  Wert. 

Der  letzte  und  m.  E.  wichtigste  Einwand  wird  damit  be- 
gründet, dass  die  Eltern  den  Verdienst  der  Kinder  nicht  entbehren 
können.  Nun  es  soll  auch  gar  nicht  in  Abrede  gestellt  werden, 
dass  das  Verbot  der  Kinderarbeit  hie  und  da  einzelne  besonders 
arme  Familien  schwer  treffen  kann.  Im  Laufe  der  Zeit  aber  muss 
durch  das  verringerte  Angebot  eine  gewisse  Erhöhung  in  den 
Lohnsätzen  der  anderen  Arbeitergruppen  eintreten,  welche  diese 
Verluste  ausgleichen  dürfte.  Ferner  ist  doch  auch  zu  bedenken, 
dass  das  infolge  des  Schutzes  sich  kräftiger  entwickelnde  Kind 
später  mehr  leisten  kann  als  wenn  es  schon  mit  zwölf  Jahren  in 
die  Arbeit  einlritt.  Und  diese  Mehrleistung  wird  häufig  auch  den 
Eltern  zu  statten  kommen.  Dass  aber  das  Verbot,  wenn  auch 
gegen  das  nächste  Interesse  einzelner  Arbeiterfamilien  vielleicht 
verstossend,  für  die  Arbeiterklasse  als  solche  und  fiir  die  Gesamt- 
heit unzweifelhaft  günstige  Folgen  hervorrufen  muss,  darüber  be- 
steht eigentlich  kein  Streit  und  doch  wird  diese  Erwägung  vor 
allen  Berücksichtigung  beanspruchen  können. 

Man  wird  in  Deutschland  übrigens  um  so  eher  in  der  Lage 

1)  liluciier  in  üer  Zcilschrifl  für  Schweiz.  Statistik.  XX  iV'.  |88S.  S i flg. 

2)  Roesicke  a.  a.  O.  S.  26,  27. 
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sein,  die  Kinderarbeit  7.11  verbieten , als  auf  diesem  Gebiete  die 
Schweiz  und  Oesterreich  mit  glücklichem  Erfolge  bereits  voran- 
geschritten sind.  Die  einzige  Schwierigkeit  birgt  der  Umstand, 
dass  nicht  in  allen  deutschen  Staaten  die  Schulpflicht  bis  zum 
vierzehnten,  sondern  in  manchen,  wie  namentlich  in  Bayern,  nur 
bis  zum  dreizehnten  Lebensjahre  sich  ausdehnt.  Würde  die 
Kinderarbeit  vor  zurückgelegtem  vierzehnten  Lebensjahre  verboten, 
während  hie  und  da  die  Kinder  schon  mit  dem  dreizehnten  Le- 
bensjahre aus  der  Schule  entlassen  werden,  so  würde  es  aller- 
dings schwierig  sein,  für  die  letzteren  eine  angemessene  Beschäfti- 
gung zu  finden.  Man  wird  sich  in  Deutschland  daher  zunächst 
wohl  leider  damit  begnügen  müssen,  die  Arbeit  vor  völlig  er- 
ledigter Schulpflicht  zu  untersagen. 

Mit  grosser  Freude  wäre  es  zu  begrüssen,  wenn  die  Schul- 
pflicht bis  zum  vierzehnten  Lebensjahre  von  Reiehswegen  allent- 
halben eingeführt  würde. 

IV. 

Zur  Zeit  besteht  der  den  jugendlichen  llilfspersonen  von 
14  bis  16  Jahren  gewährte  Schutz  in  folgenden  Bestimmungen.  Die 
Maximalarbeitszeit,  die  für  sie  gestattet  wird,  beträgt  im  allge- 
meinen 10  Stunden.  Dieselbe  muss  aber  in  die  Zeit  von  5 Vs  Uhr 
Morgens  bis  8 Vs  Uhr  Abends  verlegt  werden.  Nacht-  und  Sonn- 
tagsarbeit wird  verboten.  Während  der  Arbeitszeit  sind  an  Bausen 
zu  gewähren  je  eine  halbe  Stunde  Vormittags  und  Nachmittags 
und  eine  Stunde  zu  Mittag.  Von  diesen  allgemeinen  Regeln  gibt 
es  mancherlei  Ausnahmen  beschränkenden  wie  erweiternden  In- 
haltes. So  ist  z.  B.  in  Spinnereien  die  Beschäftigung  jugendlicher 
Arbeiter  durch  11  Stunden  täglich  gestattet,  ln  Walz-  und  Hammer- 
werken kann  die  Arbeitszeit  auch  in  eine  andere  als  vom  Gesetze 
bestimmte  Periode  fallen , so  dass  teilweise  Nachtarbeit  eintritt. 
Freilich  muss  in  diesen  Fällen  ein  ärztliches  Zeugnis  bcigebraclu 
werden,  dass  die  körperliche  Entwicklung  der  betreffenden  jugend- 
lichen Personen  sie  zur  Arbeit  ohne  Gefährdung  ihrer  Gesundheit 
tauglich  erscheinen  lasse.  Andrerseits  dürfen  jugendliche  Personen 
in  Ilechelsälen  und  in  Räumen,  in  welchen  Reisswölfe  aufgestellt 
sind,  nicht  verwendet  werden.  Ebenso  wenig  in  Anlagen  zur 
Herstellung  von  Bleifarben  und  Bleizucker. 

Bevor  zur  Kritik  dieser  Bestimmungen  übergegangen  wird, 
gilt  es,  einen  Blick  auf  den  Umfang  zu  werfen,  den  die  Arbeit 
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jugendlicher  Personen  im  deutschen  Reiche  erlangt  hat  Im  Jahre 
1886  betrug')  die  Zahl  134589,  im  Jahre  1888;  169,252.  Die  Zu- 
nahme belief  sich  also  innerhalb  dieser  kurzen  Zeit  auf  34663. 
Hiebei  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  die  in  Elsass-Loth- 
ringen  beschäftigten  jugendlichen  Hilfspersonen  in  den  angeführten 
Zahlen  nicht  eingeschlossen  sind,  da  damals  die  Gewerbeordnung 
dort  noch  nicht  eingefUhrt  war.  Nach  dem  neuesten  badischen 
Berichte  ist  die  Zahl  der  jugendlichen  Arbeiter  von  9010  im  Jahre 
1888  auf  10436  im  Jahre  1889  gestiegen.  Man  wird  kaum  irre 
gehen , wenn  auch  für  das  Reich  überhaupt  eine  in  letzter  Zeit 
erfolgte  erhebliche  Zunahme  vermutet  wird. 

Die  Kritik,  welche  an  den  gegenwärtigen  Zuständen  zu  üben 
ist,  lässt  sich  leicht  dahin  zusammenfassen : die  Einschränkungen 
des  als  Regel  gewährten  Schutzes  gehen  zu  weit,  während  die 
Ausdehnungen  desselben  hinter  den  berechtigten  Anforderungen 
der  Hygiene  Zurückbleiben.  Ferner  muss  die  durch  gegenwärtige 
Gesetzgebung  erlaubte  Nachtarbeit  der  jugendlichen  Personen 
von  16  -18  Jahren  beanstandet  werden. 

Dass  die  Ein.schränkungen  des  Schutzes  zu  weit  gehen,  mögen 
folgende  Ausführungen  des  vortrefflichen  badischen  Aufsichtsbe- 
amten *)  darthun.  Sie  beziehen  sich  auf  die  Spinnereien,  einen 
der  praktisch  wichtigsten  Fälle.  »Wenn  man  sich  das  Aussehen 
der  meisten  jungen  Leute  von  14  — 16  Jahren  in  den  Fabriken 
vergegenwärtigt,  so  muss  sich  die  Ansicht  aufdrängen,  dass  die 
gemachte  Voraussetzung  (ihre  körperliche  F'ntwicklung  gestatte 
die  Arbeit  ohne  Gefahr  für  die  Gesundheit)  für  die  meisten  jungen 
Leute  dieser  Kategorie  gar  nicht  zutrifft,  weil  die  auf  ihre  Gesund- 
heit und  körperliche  Entwicklung  zu  nehmende  Rücksicht  eine 
solche  Beschäftigung  im  allgemeinen  überhaupt  nicht  zulässt.  Da 
die  genannte  Ausnahme  zugestanden  wurde,  um  den  Spinnereien 
die  Fortführung  der  üblichen  elfstündigen  Arbeitszeit  zu  ermög- 
lichen, so  kann  es  sich  in  der  Praxis  natürlich  nicht  um  die  we- 
nigen jungen  Leute  von  14 — 16  Jahren  handeln,  welche  wirklich 
in  der  angegebenen  Weise  körperlich  entwickelt  sind,  sondern  es 
müssen  alle  jungen  Leute  herangezogen  werden , welche  nicht 
hinter  der  körperlichen  Entwicklung  ihrer  Klasse  zurückgeblieben 
sind.  In  diesem  Sinne  wird  auch  thatsächlich  diese  Vorschrift 

1)  Man  vergleiche  die  Amtlichen  Mitteilungen  für  die  betrcfTenden  Jahre. 

2)  Bericht  des  bad.  Fabrikinspektors  f.  <1.  Jahr  iSSH.  Karlsruhe  1SS9.  S.  11. 
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gehandhabt,  und  es  wird  nur  ausnahmsweise  jemandem  das 
Zeugnis  verweigert.  Im  Interesse  der  Gesundheit  und  der  Ent- 
wicklung der  jungen  Leute  von  14 — 16  Jahren,  gerade  in  Spinne- 
reien, würde  es  aber  liegen,  dass  sie  nur  10  Stunden  am  Tage 
beschäftigt  würden.  Man  begegnet  unter  ihnen  meist  kümmerlichen 
Gestalten  von  blassem  Aussehen.« 

Dass  aber  auch  die  Ausnahmen  zur  Ausdehnung  des  Schutzes 
den  Anforderungen  der  Hygiene  nicht  gerecht  werden,  das  lehrt 
ein  Vergleich  der  geltenden  Bestimmungen  mit  den  von  den 
Gewerbehygienikern  aufgestellten  langen  Katalogen  gesundheits- 
gefährlicher  Betriebe  ').  In  solche  sollten  infolge  der  Gas-  und 
Staubinhalationskrankheiten,  die  sie  verursachen,  jugendliche  Per- 
sonen bis  zu  18  Jahren  teils  unter  keiner  Bedingung,  teils  erst 
nach  vorangegangener  ärztlicher  Untersuchung  aufgenommen 
werden.  Und  wie  wenig  sich  die  Nachtarbeit  der  jugendlichen 
Personen  von  16 — 18  Jahren  mit  der  notwendigen  Rücksicht  auf 
ihre  Gesundheit  in  Einklang  setzen  lässt , beweist  der  Beschluss 
des  Wiener  hygienischen  Kongresses;  >Ein  junger  Mensch  unter 
18  Jahren  verträgt  die  Strapazen  der  Nachtarbeit  nicht  ohne 
Nachteil.  . . Man  sollte  die  Nachtarbeit  in  der  gefährlichen  Ent- 
wicklungsperiode, wo  irgend  möglich,  ausschliessen  *).« 

So  erweisen  sich  die  Schutzbestimmungen  der  deutschen 
Gesetzgebung  schon  an  sich  sehr  mangelhaft.  Nun  darf  aber 
infolge  der  ungenügenden  Zahl  von  Aufsichtsbeamten  keineswegs 
angenommen  werden,  dass  die  thatsächlichen  Zustände  durchaus 
mit  den  vom  Gesetze  gewollten  übercinstimmten.  Es  ergibt  sich 
die  P'rage,  auf  welche  Weise  soll  die  Reform  erfolgen  ? 

Wird  die  Arbeit  der  Kinder  unter  14  Jahren  verboten,  was 
sehr  wahrscheinlich  ist , so  dürfte  es  anderseits  doch  bedenklich 
erscheinen , wenn  jungen  Leuten  über  14  Jahre  sofort  eine  ver- 
gleichsweise so  lange  Arbeitszeit,  wie  sie  10  Stunden  täglich  dar- 
stellen, gestattet  werden  sollte.  Zudem  ist  meist  das  Alter  von 
14 — 15  Jahren  noch  besonders  kritisch.  Ich  meine  daher  für  das 
Alter  14 — 15  Jahren  zunächst  nur  eine  östündige  tägliche  Arbeit, 
beziehungsweise  36  Stunden  per  Woche,  befürworten  zu  können. 
Die  von  der  Arbeit  freie  Zeit  wäre  bei  den  männlichen  Personen 
dem  in  diesem  Alter  doch  noch  so  notwendigem  P'ortbildungs- 

l)  Hirt,  Die  Krankheiten  der  Arbeiter.  Erste  Abteilung.  I.  Die  Staubinhalations- 
krankheiten.  1871.  S.  298.  II.  Gasinhalationskrankhcilen.  1875.  S.  26S. 

a)  Deutsche  Worte.  VII.  1887.  S.  460  flg 
Archiv  für  soi.  GesetigbK-  u.  Statistik.  III.  a. 
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unterrichte  und  der  technischen  Krziehung  zu  widmen.  Die  Mäd- 
chen aber  sollten  in  den  Haushaltungsgegenständen  unterwiesen 
w'crden.  Diese  Massregeln  würden  in  ihrer  Wirksamkeit  abhängen 
von  parallel  laufenden  Fortschritten  auf  dem  Gebiete  der  Unter- 
richtsorganisation. ln  den  Städten  dürften  dieselben  wohl  keinen 
ernsten  Schwierigkeiten  begegnen.  Anders  liegen  leider  die  Ver- 
hältnisse auf  dem  Lande. 

Für  die  Personen  von  15  — 18  Jahren  würde  im  allgemeinen 
ein  lostündiger  Maximalarbeitstag  zu  normieren  sein.  Nacht-  und 
Sonntagsarbeit  müsste  strenge  verboten  werden.  Sollte  von  der 
Gesetzgebung  ein  lostündiger  Maximalarbeitstag  für  Frauen  cin- 
geführt  und  auch  das  Verbot  der  Nachtarbeit  der  Frauen  aus- 
gesprochen werden , dann  würden  die  wichtigsten  Schutzbestim- 
mungen für  die  Kategorie  der  15 — 18jährigen  Personen  mit  den- 
jenigen für  F'rauen  übereinstimmen.  Es  wäre  dann  der  englische 
Zustand  erreicht,  dass  jugendliche  Personen  und  Frauen  in  bezug 
auf  den  Schutz  gleichgestellt  sind.  Diese  Uebereinstimmung  wäre 
der  glatteren  Durchführung  der  Gesetzgebung  gewiss  sehr  för- 
derlich. 

Mit  der  Besprechung  der  Arbeit  der  jugendlichen  Hilfsperso- 
nen haben  wir  die  Reihe  Derjenigen , die  das  zur  Zeit  geltende 
Gesetz  prinzipiell  schützt,  abgeschlossen.  Für  die  Frauen,  denen 
die  nächsten  Ausführungen  gelten,  ist  der  Schutz  schon  Ausnahme, 
nicht  mehr  Regel. 

V. 

Bei  den  Kindern  und  jugendlichen  Hilfspersonen  genügten 
die  Rücksichten  auf  die  geistige  Ausbildung  und  auf  einen  noch 
im  Stadium  der  lüntwicklung  begriffenen  Körper,  um  das  Ein- 
schreiten der  Gesetzgebung  zu  begründen.  Andere , keineswegs 
aber  minder  gewichtige  Momente  sind  cs,  welche  den  Schutz  auch 
des  erwachsenen  VV'eibes  erheischen.  Es  sind  Rücksichten  auf 
die  Sittlichkeit,  auf  die  Besonderheiten  des  weiblichen  Organis- 
mus, auf  die  Stellung  des  Weibes  als  Hausfrau  und  Mutter.  Wie 
verhält  sich  nun  die  deutsche  Gesetzgebung  in  bezug  auf  die  eben 
angeführten  Gesichtspunkte? 

Der  Schutz,  der  der  Sittlichkeit  des  Weibes  gewährt  wird, 
erschöpft  sich  in  dem  Verbote  der  Frauenarbeit  in  gewissen 
Gummifabriken.  Sodann  sind  in  grösseren  Tabakfabriken  für 
beide  Geschlechter  gesonderte  An-  und  Auskleideräume  beizu- 
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stellen.  Auch  hat  man  die  Verwendung  weiblicher  Arbeitskräfte 
bei  einzelnen  gewerblichen  Verrichtungen  untersagt,  wo  infolge 
der  mit  ihnen  verbundenen  hohen  Temperatur  die  Bekleidung 
eine  äusserst  beschränkte  zu  sein  pflegt. 

Zum  Teil  aus  sittlichen  Motiven , zum  teil  aus  Rücksichten 
auf  den  weiblichen  (Organismus  überhaupt  hat  man  die  Arbeit 
der  weiblichen  Personen  »unter  Tagec  in  Bergwerken,  Salinen  etc. 
verboten.  Das  ist  unzweifelhaft  die  wichtigste  Schutzbestimmung, 
welche  man  in  Deutschland  bisher  der  Frau  gegönnt  hat.  So- 
dann ist  noch  die  Arbeit  weiblicher  Personen  in  Walz-  und  Ham- 
merwerken , in  Drahtziehereien  mit  Wasserbetrieb , in  Anlagen, 
die  zur  Herstellung  von  Bleizucker  oder  Bleifarben  dienen,  Be- 
schränkungen unterworfen. 

In  seiner  Stellung  als  Hausfrau  findet  das  Weib  in  Deutsch- 
land zur  Zeit  keinerlei  Schutz,  während  der  Schutz  der  Arbeiterin 
als  Mutter  sich  auf  das  Verbot  der  Arbeit  der  Wöchnerinnen  in 
den  nächsten  drei  auf  die  F.ntbindung  folgenden  Wochen  be- 
schränkt. 

Da  die  weiblichen  Hilfspersonen  über  16  Jahre  von  der  deut- 
schen Gesetzgebung  prinzipiell  nicht  geschützt  werden , so  hat 
man  über  die  Zahl  derselben  auch  keine  Erhebungen  angestellt. 
Es  ist  daher  nicht  möglich  über  die  gegenwärtige  Ausdehnung 
der  Frauenarbeit  eine  durch  genaue  Zahlen  unterstützte  Vorstel- 
lung zu  bieten.  Nach  der  Gewerbezählung  von  1882  waren,  ab- 
gesehen von  der  Hausindustrie,  im  ganzen  792  363  weibliche  Hilfs- 
personen thätig.  ln  dieser  Zahl  sind  auch  die  jugendlichen  mit 
inbegriffen.  Seither  aber  hat,  den  Berichten  der  Aufsichtsbeamten 
zufolge,  allenthalben  eine  beträchtliche  Zunahme  in  der  Verwen- 
dung stattgefunden;  »teils  aus  Rücksichten  der  Eohnersparnis,  teils 
aus  Betriebsrücksichten  ').»  — 

Der  Schutz  der  Sittlichkeit  reicht  gegenwärtig  entschieden 
nicht  aus.  Was  bis  jetzt  nur  den  grösseren  Tabakfabriken  auf- 
erlegt worden  ist  (die  Beistellung  besonderer  An-  und  Auskleide- 
räume  etc.) , das  wäre  mit  Recht  in  allen  grösseren  Unterneh- 
mungen zu  verlangen.  Erfreulicherweise  hat  bereits  der  Reichs- 
tag in  dem  in  dritter  Beratung  am  17.  Juni  1887  genehmigten 
Entwürfe  diese  Forderung  angenommen.  Sodann  müsste  auch 
dort,  wo,  wie  in  einigen  rheinischen  Gegenden,  die  Arbeiterinnen 
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die  ganze  Woche  hindurch  ihr  I leim  nicht  aufsuchen,  die  Beistel- 
lung entsprechender  Schlafräume  verfügt  werden  können.  Ferner 
ist  die  Nachtarbeit  weiblicher  Personen  schon  aus  Sittlichkeits- 
rücksichten zu  verbieten.  Dieses  Verbot  erscheint  umso  dringen- 
der, als  in  den  letzten  Jahren  das  Uebel  entschieden  zugenom- 
men hat  ').  Durch  die  Einrichtung  elektrischer  Beleuchtung  ist 
eben  vielfach  die  Nachtarbeit  auch  dort  wieder  üblich  geworden, 
wo  sic  bereits  aufgehört  hatte.  Schon  1884  bemerkte  daher  ein 
sächsischer  Aufsichtsbeamter*}:  »Das  Aufhören  der  Nachtarbeit 
und  somit  auch  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  zur  Nacht- 
zeit würde  man  überall,  sofern  cs  allgemein  eingeführt  würde,  mit 
Freuden  begrüssen.  Es  dürfte  aber  zweckmässig  sein,  ein  dies- 
bezügliches Verbot  bald  zu  erlassen  , damit  die  auch  durch  die 
elektrische  Beleuchtung  begünstigte  Nachtarbeit  nicht  erst  so  um- 
fänglich werde,  dass  ihre  Bc.schränkung  auf  Schwierigkeiten  und 
Widerspruch  stiesse.«  Der  Reichstag  hat  bereits  durch  die  mehr- 
fach erwähnten  Beschlüsse  das  Verbot  der  Nachtarbeit  der  Frauen 
ausgesprochen.  Da  von  anderer  Seite  jetzt  kein  Widerspruch 
mehr  zu  erwarten  ist,  wird  hoffentlich  diese  ernste  und  brennende 
Frage  bald  einer  befriedigenden  Lösung  entgegengehen. 

Auch  die  Liste  der  für  F'rauen  aus  sittlichen  und  gesundheit- 
lichen Gründen  ungeeigneten  Beschäftigungen  ist  vom  Reichstage 
etwas  vervoll.ständigt  worden.  So  sollen  Arbeiterinnen  nicht  mehr 
beschäftigt  werden  als  Haspelzieherinnen  bei  Bergwerken,  Gruben 
und  Brüchen,  — bei  den  üefen , Walzcnstrassen  und  Hämmern 
in  Hütten-,  Walz-  und  Hammerwerken,  — in  Metall-  und  Stein- 
schleifereien mit  maschinellem  Betriebe,  — auf  Werften,  sowie 
als  Lastträgerinnen  bei  den  Hochbauten  und  auf  Bauhöfen.  Immer- 
hin dürfte  das  Verbot,  soweit  die  Berichte  der  Aufsichtsbeamten 
ein  Urteil  gestatten , noch  viel  weiter  zu  erstrecken  sein.  Da 
werden  namentlich  von  Ziegelfeldern,  aus  Glashütten,  Flachs-  und 
I lanfsiiinnercicn,  Lumpcnsorticranstalten,  Zündholzfabriken,  (jueck- 
silberspiegcl-Belegeanstaltcn  u.  a.  m.*)  teils  in  sittlicher,  teils  in  ge- 
sundheitlicher Beziehung  äusserst  traurige  Zustände  berichtet.  Wie 
müssen  z.  B.  die  Verhältnisse  in  rheinischen  Ziegeleien  gewesen 

1)  Vgl.  Hericht  de»  badischen  Inspektors  für  1889.  S.  13. 

2)  Amllicbe  Mitteilungen  etc.  für  18S4.  .S.  315 

3)  Trotz  des  iingeniein  gcsundheitsgcfährlichen  Charakters  dieser  Itcschafligung 
verdrängt  .-«ich  hier  die  Krauenarlreit  die  der  Männer  immer  mehr.  Vgl.  übrigens 
auch  Amtliche  Mitteilungen  etc.  für  1887  S.  63,  für  188S  S.  208. 
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sein,  wenn  erst  verordnet  werden  musste,  dass  weibliche  Personen 
bei  ihrer  Beschäftigung  eine  Kleidung  tragen  sollen,  die  wenig- 
stens bis  zum  Knie  reicht  und  die  Brust  vollständig  bedeckt*). 
Wie  Mädchen  in  Ziegeleien  bei  50° — 60®  R.  so  cntblösst  seien, 
dass  die  schickliche  Grenze  leicht  überschritten  werde,  weiss  auch 
der  oberbayrische  Aufsichtsbeamte  zu  melden. 

Ein  scharfes  Licht  auf  die  Stellung  der  Arbeiterin  als  Haus- 
frau und  Mutter  wirft  die  Mitteilung,  dass  namentlich  Muttern  die 
Nachtarbeit  erwünscht  sei,  damit  sie  bei  Tage  die  Haushaltung 
versehen  könnten  ’)  1 Lässt  sich  etwas  Ergreifenderes  denken  ? 
Und  ist  es  nicht  auch  unsäglich  traurig,  wenn  von  den  Aufsichts- 
beamten bei  den  Revisionen  nicht  selten  2 — 3jährige  Kinder  ver- 
heirateter Arbeiterinnen  besonders  in  Tuchfabriken  und  Spinne- 
reien auf  staubigem  Boden  und  neben  den  Krempelmaschinen 
hockend  angetroffen  werden,  wenn  man  Mütter  mit  dem  Kind  im 
Arme  findet,  während  sie  die  Maschinen  bedienen*)? 

Nach  dieser  Richtung  gewährt  unter  den  bestehenden  Ar- 
beitcrschutzgesetzgebungen  wohl  noch  den  besten , wenngleich 
keineswegs  ausreichenden  .Schutz , die  englische  und  die  schwei- 
zerische Gesetzgebung.  Die  englische  durch  den  frühen  Schluss 
der  Arbeit  am  Sonnabend  und  das  Verbot  der  Sonntagsarbeit, 
die  schweizerische  durch  letzteres  und  die  Bestintmung,  dass  nach 
der  Niederkunft  Wöchnerinnen  im  ganzen  8 Wochen  nicht  in  der 
Fabrik  beschäftigt  werden  dürfen.  Beim  Wiedereintritt  müssen 
nachweislich  6 Wochen  seit  der  Niederkunft  verflossen  sein.  So- 
dann ist  weiblichen  Hilfspersonen , w'enn  sie  ein  Hauswesen  zu 
besorgen  haben , eine  Mittagspause  von  wenigstens  i */s  Stunden 
zu  gewähren.  Diese  Bestimmungen  werden  in  die  zukünftige 
deutsche  Gesetzgebung  aufzunehmen  sein.  Einen  kleinen  Fort- 
schritt zeigte  schon  der  vom  Reichstag  genehmigte  Entwurf.  Ihm 
zufolge  hätte  die  Arbeit  am  Sonnabend  um  6 Uhr  aufhören  müssen, 
und  die  der  verheirateten  Frau  gestattete  Arbeitszeit  war  auf 
IO  Stunden  täglich  festgesetzt.  Wöchnerinnen  sollten  erst  nach 
Ablauf  von  4 Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  wieder  verwendet 
werden. 

Als  Ziel  wird  freilich  immer  der  Ausschluss  derjenigen  Frauen, 
die  Mutterpflichten  zu  erfüllen  haben,  vorschweben  müssen.  Unter 

1)  Amtliche  Mitteilungen  für  lS8S.  S.  85. 

2)  ebenda  S.  87. 

3)  ebenda  S.  77. 
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den  gegenwärtigen  Verhältnissen  wird  sich  dieses  Ziel  freilich  nur 
ganz  allmählich  erreichen  lassen.  Vielleicht  könnte  man  für  diese 
Gruppe  weiblicher  Ililfspcrsonen  zunächst  ein  Halbzeitsystem  einfüh- 
ren. Jedenfalls  wird  die  Reform  sehr  umsichtig  in  Angriff  zu  nehmen 
sein,  wenn  nicht  die  Vorteile,  welche  von  dem  allmählichen  Aus- 
schlüsse der  Mutterpflicht  erfüllenden  Frauen  zu  erwarten  sind, 
durch  die  vorerst  wahrscheinlich  empfindliche  volkswirtschaftliche 
Schädigung  mehr  als  paralysiert  werden  sollen.  Es  gilt  hier  das- 
selbe, was  früher  gelegentlich  der  Einschränkung  der  Kinderarbeit 
betont  wurde;  der  Arbeiterklasse  wird  anfänglich  ein  grosses 
Opfer  zugemutet.  Man  sollte  deshalb  auch  die  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung nicht  immer  unter  dem  Gesichtswinkel  einer  Wohlthat, 
die  den  Arbeitern  gewährt  wird,  betrachten.  Sie  ist  vielmehr 
augenblicklich  eine  Reform  im  Interesse  der  Nation,  eine  Reform, 
deren  Kosten  zum  grossen  Teil  in  der  schwierigen  Uebergangs- 
periode  auf  die  Arbeiterklasse  selbst  fallen.  Mit  der  Zeit  freilich 
wird  die  Ein.schränkung  der  Frauenarbeit  eine  Erhöhung  des 
Lohnes  bei  den  in  der  Arbeit  verbliebenen  Ililfspcrsonen  herbei- 
führen. Und  sollte  selbst  keine  Lohnerhöhung  erfolgen,  so  ist 
doch  der  Vorteil,  dass  anstatt  junger  Mütter  ein  Teil  von  den 
200000 — 300000  arbeitslosen  männlichen  Personen,  die  Deutsch- 
land zählen  mag,  in  die  Arbeit  treten  w'ird,  nicht  gering  zu  achten  ’). 

Bei  der  grossen  Vorliebe  für  Frauenarbeit,  welche  viele  Ar- 
beitgeber an  den  Tag  legen , werden  diese  Reformen  von  ihrer 
Seite  einem  hartnäckigen  Widerstande  begegnen.  Sind  manche 
ja  schon  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  der  Meinung,  es 
stünden  zu  wenig  weibliche  Hilfspersonen  zur  Verfügung.  Einem 
sächsischen  F'abrikanten  hat  auf  sein  Ansuchen  die  Behörde 
sogar  weibliche  Sträflinge  zur  Verfügung  gestellt,  nicht  etwa  vor- 
übergehend, nein  zu  ständiger  Beschäftigung. 

»Die  wegen  Mangel  an  ständigen  Arbeiterinnen  eingefiihrte 
Beschäftigung  weiblicher  Sträflinge  besteht  mit  befriedigendem 
Erfolge  fort  ’).c  Da  möchte  doch  wieder  einmal  ein  Schmied 
von  Ruhla  hämmernd  rufen;  »Landgraf  werde  hartl« 

1)  Man  vergleiche  die  Mitteilung  des  Aufsichtsbeamten  für  die  (.)berpfa!7,  dass  Frauen 
in  den  Fabriken  (hälig  seien,  während  ihre  Männer  sic  in  der  Haushaltung  vertreten. 
Anitl,  Mitteilungen  für  1882.  S.  405. 

2)  Amtl.  Mitteilungen  für  18S2.  S.  388  und  für  1884.  S.  315. 
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VI. 

Wir  gelangen  zu  dem  Probleme,  ob  und  auf  welche  Weise 
auch  der  männliche  erwachsene  Arbeiter  durch  die  Gesetzgebung 
zu  schützen  sei.  bekanntlich  hat  h'ngland,  das  klassische  Land 
des  Arbeiterschutzes,  sich  bisher  dieser  Frage  gegenüber  durch- 
aus ablehnend  verhalten.  Den  vortrefflichen  Arbeiterorganisationen 
ist  es  dort  vielfach  gelungen,  sich  aus  eigener  Kraft  viel  bessere 
Arbeitsbedingungen  zu  verschaffen,  als  die  Gesetzgebung  ihnen 
hätte  gewähren  können.  Uebrigens  lässt  sich  in  Anbetracht  der 
neuerdings  so  nachhaltig  erhobenen  Forderung  eines  gesetzlichen 
Acht-Stunden-Tages,  insbesondere  für  die  Bergarbeiter,  kaum  ver- 
kennen, dass  auch  nach  dieser  Hinsicht  in  England  ein  mächtiger 
Umschwung  anbricht.  Doch  gleichviel,  ich  beabsichtige  nicht 
auf  die  grundsätzliche  Seite  der  Frage  näher  einzugehen.  Durch 
die  entschlossene,  erfolgreiche  Einführung  eines  allgemeinen  elf- 
stündigen  Maximalarbeitstages  in  der  Schweiz  und  Oesterreich 
einerseits  und  durch  das  in  der  That  dringende  Bedürfnis  nach 
einer  Abkürzung  der  Arbeitszeit  im  deutschen  Reiche  anderseits, 
ist  meines  Erachtens  die  Frage  zu  Gunsten  der  Staatsintervention 
bereits  erledigt.  Die  Voraussetzungen,  unter  welchen  h'ngland 
bisher  von  der  Regelung  der  Arbeitszeit  erwachsener  Arbeiter 
absehen  konnte,  treffen  bei  uns  eben  nicht  zu. 

Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  dass  bereits  im  Jahre  1849  ^^r 
Entwurf  zu  einer  Gewerbeordnung  für  Deutschland  von  Degenkolb, 
Veit,  Becker  aus  Gotha  und  Lette  einen  zwölfstündigen  Maximal- 
arbeitstag auch  für  erwachsene  Arbeiter  vorgesehen  hat  ').  Ver- 
mutlich hat  hierbei  das  französische  Edikt  vom  9.  September  1848 
vorgeschwebt.  Die  Worte , mit  welchen  die  Antragsteller  ihre 
Forderung  begründeten,  sind  noch  heute  von  »aktuellere  Bedeu- 
tung, ein  Umstand,  der  freilich  mehr  zu  ihrem  Ruhme  als  zu  un- 
serem ausschlägt. 

»Bedenklicher  und  in  alle  Lohnverhältnisse  tief  eingreifend 
ist  die  Bestimmung  eines  Maximums  der  Arbeitszeit  erwachsener 

selbständiger  Fabrikarbeiter Mode , Konjunkturen, 

W'itterung  und  Jahreszeit  haben  auf  die  Dauer  der  Arbeitszeit 
Einfluss.  Sehr  häufig  sind  die  Arbeiter  gezwungen,  die  unfrei- 

l)  Verhandlungen  der  Deutschen  Reichsversammlung.  2,  Band.  2.  Beilagehcfl. 

s.  925-  § 36. 
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willige  Minderarbeit  der  einen  Zeit  durch  die  Mehrarbeit  der  an- 
deren auszugleichen.  Wird  das  letztere  nicht  mehr  gestattet,  so 
muss  jedenfalls  der  eine  Teil  in  Nachteil  kommen.  Wir  sind  der 
Meinung,  es  werde  den  Arbeitgeber  in  der  Regel  treffen  und  die 
Folge  haben,  dass  alle  Löhne  sich  danach  verändern  und  etwas 
steigen  werden.  Selbst  auf  die  Hausarbeit  und  die  Landwirtschaft 
wird  sich  ein  Einfluss  geltend  machen  und  letztere  nötigen,  etwas 
bessere  Löhne  zu  zahlen.  Wir  verkennen  nicht  die  wichtigen 
Folgen,  welche  sich  daran  knüpfen,  besonders  die  möglicherweise 
gefährdete  Konkurrenz  einiger  Industriezweige  auf  fremden  Märkten ; 
aber  wir  haben  uns  dagegen  sagen  müssen,  dass  eine  allgemeine 
Lohnbesserung  der  Fabrikarbeiter  von  den  kleinen  Gewerbe- 
treibenden, den  Handarbeitern  etc.,  als  der  Anfang  einer  besseren 
Zeit  begrüsst  werden  müsse,  dass  der  Staat  aus  höheren  Rück- 
sichten das  einzige  Kapital  des  Arbeiters  — dessen  Arbeitskraft 
— so  hoch  wie  möglich  zur  Verwendung  bringen,  dass  er  Sorge 
tragen  müsse,  es  nicht  zu  schnell  abnutzen  zu  lassen,  und  dass 
er  deshalb,  weil  er  nicht  allen  Klassen  von  Arbeitern  zugleich 
dieselbe  Wohlthat  zuzuführen  vermag,  der  einen  Klasse,  wo  es 
in  seiner  Macht  steht,  sic  nicht  vorenthalten  dürfet. 

>Wir  sind  ferner  geleitet  worden  durch  die  Wahrnehmung, 
dass  durch  alle  Schichten  der  Gesellschaft  ein  Widerwille  geht, 
künftighin  noch  die  .Arbeitskraft  missbraucht  und  ausgebeutet  zu 
sehen,  wie  es  unläugbar  bisher  zum  Teile  geschehen  ist.  Dem 
eigenen  Willen  der  Fabrikanten  und  Arbeiter  kann  dies  deshalb 
nicht  überlassen  bleiben,  weil  nicht  von  allen  die  gleiche  billige 
Rücksicht  genommen  wird,  und  die  Arbeiter  selbst,  gelockt  von 
dem  grösseren  Verdienste,  dorthin  gehen  würden,  wo  man  ihnen 
durch  Feierabend-Arbeit  einen  solchen  in  Aussicht  stellt.  Nur 
allgemein  geltende  Gesetze,  über  deren  Vollziehung  die  Fabrik- 
rätc  zu  wachen  haben,  können  zur  Erreichung  des  Zweckes  fuhren. 
Die  Störungen  in  den  Arbeitsverhältnissen,  selbst  der  Nachteil, 
welcher  möglicherweise  auf  eine  kurze  Zeit  einige  Industriezweige 
bei  der  Konkurrenz  im  Auslande  treffen  könnte,  werden  vorüber- 
gehen, aber  bleibend  wird  ein  menschlicheres  Verhältnis  der  Ar- 
beit zum  Lohne,  ein  kräftiger  und  zufriedener  Arbeiterstamm  ge- 
wonnen sein  ').« 

Durch  diese  einfachen,  schlichten  Worte  wird  m.  E.  der  Sach- 
i)  ebenda  .S.  943. 
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verhalt  besser  dargelegt  als  durch  manch’  geistreich  pointiertes, 
glänzendes  Essay. 

Später,  im  Jahre  1869,  wurde  der  Gedanke  eines  Maximal- 
arbeitstages  von  dem  Sozialdemokraten  von  Schweitzer  und  dem 
Konservativen  von  Branchitsch  bei  den  Beratungen  der  Gewerbe- 
ordnung vertreten.  In  neuerer  Zeit  haben  sich  ausser  den  Sozial- 
demokraten auch  die  Mitglieder  der  Zentrumspartei  wie  Freiherr 
von  Hertling,  Dr.  Lieber  und  Hitze  dafür  ausgesprochen  und  ent- 
sprechende Anträge  gestellt.  Ebenso  nehmen  die  deutsche  Volks- 
partei und  einzelne  hervorragende  Mitglieder  der  liberalen  Bartei 
der  Frage  gegenüber  einen  günstigen  Standpunkt  ein.  Ein  zu- 
stimmender Beschluss  des  Reichstages  liegt  indes  noch  nicht  vor. 

Wichtiger  als  die  Personen  sind  jedoch  die  Thatsachen,  welche 
für  die  gesetzliche  Regelung  auch  der  Arbeit  erwachsener  Ar- 
beiter geltend  zu  machen  sind.  Reich  an  solchen  äusserst  beweis- 
kräftigen Thatsachen  ist  namentlich  der  letzte  Bericht  des  ba- 
dischen Aufsichtsbeamten  *).  Nach  seinen  Wahrnehmungen  hat 
die  Ueberarbeit  grössere  Dimensionen  angenommen  als  in  den 
früheren  Jahren.  »Diese  überhaupt  ging  mehrfach  sowohl  hin- 
sichtlich der  Dauer  der  Perioden , während  deren  sie  stattfand, 
als  hinsichtlich  der  Dauer  der  Verlängerung  der  täglichen  Arbeits- 
zeit über  das  Mass  hinaus,  welches  selbst  bei  einer  weitgehenden 
Einseitigkeit  in  'der  Würdigung  des  Bedürfnisses  der  Industrie 
mit  der  Rücksichtnahme  auf  die  Gesundheit  und  das  allgemeine 
Gedeihen  der  Arbeiterbevölkerung  vereinbar  gehalten  werden 
kann.  Sehr  zu  bedauern  ist  es,  dass  auch  Industriezweige,  welche 
schon  zwölfstündige  Arbeitszeit  haben , besonders  die  Textil- 
industrie, bezüglich  einiger  Etablissements  sich  an  dieser  Ueber- 
arbeit beteiligen.  Dieselbe  erstreckte  sich  in  einer  grossen  An- 
lage während  der  Hälfte  des  Jahres  an  zwei  Wochentagen 
für  die  betreffenden  Arbeitergruppen  auf  4 — 5 Stunden,  so  dass 
dieselben  von  6 Uhr  früh  bis  ii  oder  12  Uhr  nachts 
arbeiten  mussten.  An  den  vier  anderen  Arbeitstagen  dau- 
erte die  Arbeitszeit  von  6 Uhr  früh  bis  8 oder  9 Uhr  abends, 
wobei  von  mittags  i Uhr  an  keine  Pause  gewährt  wird , wenn 
nicht  länger  als  bis  8 Uhr  gearbeitet  wird.  An  dieser  Arbeits- 
einteilung waren  773  Personen  in  dem  genannten  Etablissement 
beteiligt.  Solche  gröbliche  Ueberschreitungen  machen 

l)  Jahresbericht  u.  s.  w.  für  1889.  S.  18—30. 
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an  einigenOrten  umsomehr  einenüblcnEindrnck, 
als  in  der  benachbarten  Schweiz  die  elfstündige 
Ma  xi  m a 1 arb  e i t szei  t durchgeführt  istic 

Unter  diesen  Umstanden  kamen  dem  Aufsichtsbeamten  zum 
ersten  male  (!)  auch  einige  Klagen  aus  Arbeiterkreisen  über  zu 
lange  Arbeitszeit  zu.  Da  eine  gesetzliche  Handhabe  zum  Ein- 
schreiten fehlt,  so  konnten  nur  »einzelne  bescheidene«  Wirkungen 
dadurch  erzielt  werden,  dass  diese  Dinge,  »welche  man  so  gern 
geheim  behandelt«,  innerhalb  der  Behörden  zur  Diskussion  ge- 
stellt wurden.  Diesen  Erörterungen  wurde  eine  so  weitgehende 
Üefifentlichkeit  gegeben,  als  es  »ohne  Gefährdung  des  guten  Ein- 
vernehmens zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  möglich  war.« 
»Die  Befürchtung,  dass  man  nicht  gleichzeitig  seine  Arbeiter  über- 
anstrengen, und  doch  in  seinem  Kreise  als  ein  angesehener  Bieder- 
mann dastehen  könne,  zeigte  sich  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen 
Masse  als  ein  wirksamer  Regulator.  Nicht  immer  traf  aber  das 
letztere  zu,  und  es  haben  namentlich  einige  Etablissements  grösster 
Art,  deren  Besitzer  nicht  am  Orte  selbst  wohnen,  im  Gefühle 
ihrer  grossen  Macht  und  ihrer  Unabhängigkeit  von  der  öffentlichen 
Meinung  der  nächsten  Bevölkerungskreise  sich  gegen  eine  solche 
Erörterung  der  Angelegenheit  durchaus  unempfindlich  gezeigt.« 

»Durchgreifendes  konnte  daher  selbstverständlich  auf  dem 
cingeschlagenen  Wege  nicht  erreicht  werden.  Dieses  ist  nur 
von  einem  Erfassen  diesesGegenstandes  durch  die 
Gesetzgebung  zu  erwarten.  Eine  gesetzliche  Be- 
grenzung ist  hier  dringend  Not.  Denn  wie  aus  den  ge- 
machten W.-ihrnehmungen  hervorgeht,  zehren  besonders  in  Zeiten 
grösseren  Aufschwunges,  wie  sie  jetzt  vorhanden  sind, 
manche  Fabriken  gern  einen  Teil  des  in  der  Arbeit s- 
kraft  der  Bevölkerung  liegenden  nationalen  Kapi- 
tals im  eigenen  Nutzen  auf  Wenn  dies  erst  angefangen 
hat,  so  ist  die  einzelne  Fabrik  diesen  Verhältnissen  gegenüber 
ohnmächtig,  und  selbst  der  wohlwollende  Arbeitgeber  kann  dann 
nichts  anderes  machen,  als  mit  dem  Strom  schwimmen,  der  jetzt 
noch  bei  uns  ungeregelt  dahin  flie.sst,  und  der  beim  Zurücktreten 
als  die  F'olge  einer  solchen  ungezügelten  Kräftewirkung  eine  Menge 
von  Zerstörungen  zeigt,  welche  so  vielfach  noch  als  ganz  unab- 
änderliche angesehen  w'erdcn.« 

Die  Arbeitgeber  fühlen  wohl  die  aus  der  ungezügelten  Aus- 
nützung der  menschlichen  Arbeitskraft  nach  allen  Richtungen 
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hervorgehenden  Missstände,  doch  sträuben  sie  sich,  »freiwillig 
auf  einen  Vorteil  zu  verzichten,  welchen  der  Konkurrent  für  sich 
ausnützt.«  Wie  dieser  ausgezeichnete  Beamte  mitteilt,  sei  es 
allerseits  von  den  Arbeitgebern  ausgesprochen  worden,  dass  man 
die  gesetzliche,  wenn  möglich  internationale  Fixierung  eines  Ma- 
ximalarbeitstages zur  Vermeidung  der  Auswüchse  der  Konkurrenz 
begrüssen  würde.  Man  verspreche  sich  hiervon  auch  wegen  der 
Beschränkung  der  Ueberproduktion  die  besten  Wirkungen.  Die 
von  augsburger  und  württembergischen  Industriellen  ausgehenden 
Bestrebungen,  auf  privatem  Wege  eine  Herabsetzung  der  nahezu 
allgemein  üblichen  zwölfstündigen  Arbeitszeit  herbeizuführen, 
haben  bei  den  badischen  Fabrikanten  indes  nur  wenig  Anklang 
gefunden,  und  zwar  war  hiebei  die  Rücksicht  auf  die  zwölfstündige 
Arbeitszeit  im  Eisass,  ln  der  Rheinprovinz  und  in  Sachsen  hinder- 
lich. lunige  Arbeitgeber  behaupteten  allerdings  auch,  die  Herab- 
setzung der  Arbeitszeit  sei  gar  nicht  wünschenswert,  und  »die 
Arbeiter  fühlten  sich  bei  derselben  wohl.« 

Derartige  Missbräuche  in  Bezug  auf  die  Arbeitszeit  fanden 
sich  aber  keineswegs  bloss  in  der  Textilindustrie,  sondern  auch  in 
l’apierfabriken,  Holzschleifereien  und  Cellulose-Fabriken.  In  einer 
Papierfabrik  kam  die  Ueberarbeit  in  einem  Masse  vor,  »dass  sich 
der  Zusammenhang  zwischen  ihr  und  der  Häufigkeit  der  Unfälle 
mitunter  fast  bis  zur  Evidenz  nachweisen  liess,  obgleich  der  Be- 
sitzer dieser  Fabrik  in  seiner  Berufsgenossenschaft  eine  höhere 
Vertrauensstellung  einnimmt.« 

Die  betrübenden  Verhältnisse,  die  hier  an  der  Hand  des 
badischen  Berichtes  dargelegt  wurden,  sind  in  ihrer  Ausdehnung, 
wie  cs  die  angeführten  Darlegungen  selbst  schon  andeuteten, 
keineswegs  etwa  auf  Baden  beschränkt.  Sie  sind  im  ganzen 
Reiche  verbreitet.  Das  lässt  sich  auch  mit  Hilfe  der  Berichte 
anderer  Aufsichtsbeamten ')  ohne  Mühe  beweisen , wenn  auch 
der  verdienstvolle  badische  Aufsichtsbeamte  durch  besonders 
scharfe  Beobachtungen  hervorragt. 

Man  sollte  meinen,  die  Argumente  gegen  das  Einschreiten 
der  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  müssten  ganz  ausserordentlich 

1)  Man  vergleiche  z.  B.  die  nahezu  gleichlautenden  Aeusserungen  aus  Sachsen: 
Amll.  Mitteilungen  für  i88S.  S.  114.  Aehnlich  Böhmert,  Arbeitszeit  in  Deutschland. 
Handwörterbuch  für  Staalswissenschuften.  lena,  Fischer.  I,  S.  766.  Hohmert  nennt  die 
Erfahrungen  der  deutschen  Aufsichtsbeamten  in  be/ug  auf  die  übermassige  Ausdehnung 
der  Arbeitszeit  »überwältigeudt. 
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triftige  sein,  da  man  sich,  trotz  des  so  augenfällig  nachgewiesenen 
Bedürfnisses,  gegenüber  einer  gesetzlichen  Regelung  der  Arbeits- 
zeit immer  noch  zögernd  verhält. 

Der  am  häufigsten  vorgebrachte  Einwand  besteht  in  dem 
Hinweise  darauf,  dass  der  Arbeiter  den  durch  die  Abkürzung  der 
Arbeitszeit  bedingten  I.ohnentgang  nicht  ertragen,  und  dass  der 
Industrielle  unter  den  durch  die  Abkürzung  der  Arbeitszeit  er- 
schwerten Produktionsbedingungen  nicht  weiter  bestehen  könne. 

Man  befindet  sich  diesen  Einwürfen  gegenüber  in  einer  sehr 
glücklichen  Stellung.  Sie  lassen  sich  durch  unzweifelhaft  fest- 
stehende Thatsachen  leicht  entkräften. 

In  der  Schweiz  und  in  Oesterreich  hat  man  den  cifstündigen 
Maximalarbeitstag  auch  für  erwachsene  Arbeiter  eingefuhrt.  Was 
ist  die  I'olge  gewesen  ? Die  Arbeiter  haben,  wie  die  Berichte  ') 
übereinstimmend  versichern,  denselben  Lohn  behalten  *),  ja  zum 
Teil  eine  Erhöhung  erreicht,  und  selbst  in  der  durch  hohe  Schutz- 
zölle nicht  geschützten  Schweiz,  deren  Industrie  eben  durch  die 
deutsche  Schutzzollpolitik  schwer  getroffen  wird,  hat  sich  von 
einem  Rückgänge  der  Industrie  nichts  gezeigt.  Teils  haben  grössere 
Frische  und  Arbeitsfreudigkeit,  welche  die  Abkürzung  der  Arbeitszeit 
bei  den  Arbeitern  bewirkte,  den  Ausfall  ausgeglichen,  teils  hat  man 
ihn  durch  bessere  technische  Ausrüstung  zu  überwinden  gewusst. 
Lind  wenn  der  Gewinnsatz  der  Unternehmer  etwas  geschmälert 
worden  sein  sollte,  so  hat  das  der  Existenz  der  Industrie  jedenfalls 
nichts  geschadet.  Wenn  also  eine  Schädigung  der  Industrie  im  all- 
gemeinen durch  die  gesetzliche  Abkürzung  der  Arbeitszeit  nicht 
zugegeben  werden  kann,  so  ist  es  deswegen  nicht  ausgeschlossen, 
dass  die  Stellung  einzelner  Unternehmungen  durch  die  Massregel 
unhaltbar  geworden  sein  mag.  Was  sind  das  aber  für  Unter- 
nehmungen? Das  sind  Unternehmungen,  die  wegen  ihrer  unge- 
nügenden technischen  Ausrüstung  oder  wegen  anderer  Produk- 
tionsnachteile sich  eben  nur  durch  eine  aussergewöhnliche  Aus- 
beutung der  Arbeitskraft  im  W'ettbewerbe  halten  konnten.  Man 
wird  es  nicht  bedauern  können,  wenn  durch  die  Gesetzgebung 

1)  Man  vergleiche  die  Berichte  der  k.  k.  Gewerbeinspektoren  insbesondere  für 
1886,  1887  und  1S88,  Rubrik  Arbeitsreii.  Für  die  Schweb:  Zeitschrift  für  Schweiz. 
Statistik.  1888.  S i flg. 

2)  Auch  Oechelhäuser  spricht  es  offen  aus,  dass  die  Herabsetzung  der  täglichen 
Arbeitszeit  nirgends  Minderungen  in  dem  Verdienst  der  Arbeiter  herbeigefübrt  habe. 
Soziale  Tagesfragen.  1889.  S,  52. 
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der  Untergang  solcher  ohnehin  dem  Untergange  geweihter  Be- 
triebe beschleunigt  worden  ist. 

Das  Gewicht  dieser  Erfahrungen  ist  so  gross,  dass  den  Geg- 
nern des  Maximalarbeitstags  kein  anderer  Ausweg  offen  bleibt 
als  die  Thatsache,  dass  in  der  Schweiz  und  in  Oesterreich  ein 
elfstündiger  Maxiinalarbeitstag  bestehe,  einfach  wegzuläugnen. 
Er  bestehe  nur  auf  dem  Papiere,  es  gebe  so  viele  Ausnahmen, 
man  könne  im  Ernste  von  einer  thatsächlichen  Durchführung  der 
gesetzlichen  Maximalarbeitszeit  gar  nicht  sprechen  u.  s.  w. 

Prüfen  wir  diesen  Einwand  zunächst  insofern,  als  er  sich 
gegen  die  Schweizer  P'rfahrungen  richtet. 

Man  ist  mit  den  Ueberzeitbewilligungen  in  der  Schweiz  an- 
fänglich allerdings  recht  freigebig  gewesen,  es  lässt  sich  aber  nicht 
verkennen,  dass  die  Durchführung  allmählich  immer  ernster  ge- 
handhabt  worden  ist.  So  konnte  Prof.  Bücher  ')  vor  einiger  Zeit 
darauf  verweisen,  dass  nach  den  Berichten  der  Schweizer  Fabrik- 
inspektion für  1886  und  1887  auf  je  1000  im  Jahre  1887  verarbeitete 
Stunden  3 Ueberstunden  kamen,  und  von  66738  im  ganzen  be- 
schäftigten Arbeitern  wurden  nur  für  17  442  vorübergehende  Ver- 
längerungen der  Arbeitszeit  bewilligt.  l%s  befanden  sich  also  fast 
*/4  dieser  Arbeiter  das  ganze  Jahr  hindurch  im  vollen  Genüsse 
der  elfstündigen  Arbeitszeit.  Und  als  der  nationalliberale  Dr. 
Buhl  im  Reichstage  behauptete,  die  schweizer  Arbeiter  verfluchten 
dieses  Gesetz,  da  wurden  alsbald  entgegengesetzte  Kundgebungen 
in  der  Schweiz  veranstaltet.  Treffend  hat  auch  der  badische 
Aufsichtsbeamte  dargethan,  wie  selbst  dann,  wenn  in  der  Schweiz 
zeitweise  Ueberstunden  gewährt  werden,  die  ausnahmsweise  ver- 
längerte Arbeitszeit  dort  doch  erst  der  bei  uns  vielfach  normalen 
gleichkomme.  Selbst  die  schweizer  Arbeitgeber  haben  sich  mit 
dem  Gesetze  befreundet,  und  Schweizer,  die  im  badischen  Ober- 
lande Fabriken  besitzen , treten  dort  für  die  Herabsetzung  der 
Arbeitszeit  ein  *). 

Was  die  österreichische  Gesetzgebung  anlangt,  so  muss  ohne 
weiteres  zugegeben  werden,  dass  man  beim  Lesen  der  betreffen- 
den gesetzlichen  Bestimmungen  die  Regel  vor  lauter  Ausnahmen 
kaum  erkennen  kann.  Es  ist  unläugbar,  dass  der  Exekutive  in 
Bezug  auf  die  Ausnahmebewilligungen  sehr  weitreichende  Voll- 


1)  Archiv  f.  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik.  I.  1888.  S.  323. 

2)  Bad.  Bericht  f.  1SS9.  S.  23.  24. 
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machten  erteilt  worden  sind.  Diese  Thatsache  kann  aber  nicht 
im  mindesten  die  Behauptung  erhärten,  in  Oesterreich  führe  man 
die  gesetzliche  Maximalarbeitszeit  nicht  durch.  Ob  sie  durchge- 
führt wird  oder  nicht,  das  hängt  doch  lediglich  von  der  Art  und 
Weise  ab,  in  welcher  die  Verwaltung  ihre  Befugnisse  gebraucht. 
Man  scheint  es  in  Deutschland  als  selbstverständlich  anzusehen, 
dass  Vollmachten  der  Behörden  nur  zur  Einschränkung  des  Ar- 
beiterschutzes führen  können.  Dies  ist  in  Oesterreich  nicht  un- 
bedingt der  Fall  gewesen.  Allerdings  hat  man  in  der  ersten  Zeit 
nur  langsam  Vorgehen  können,  aber  man  hat  das  Ziel,  die  voll- 
kommene Durchlührung  des  elfstündigen  Maximalarbeitstages  so 
wenig  aus  dem  Auge  verloren,  dass  dieses  Ziel  heute  nahezu 
erreicht  ist  '). 

Welch'  reges  lntere.ssc  übrigens  die  österreichischen  Arbeiter 
selbst  für  die  Durchführung  der  Gesetzgebung  an  den  Tag  legen, 
welch'  treffliches  Verständnis  sie  für  deren  Vorteile  zeigen,  wird 
Jedem  bekannt  sein,  der  in  den  österreichischen  Arbeiterblättern 
die  Rubrik  »Der  Gewerbeinspektort  verfolgt  hat.  ln  derselben 
pflegen  die  Arbeiter  Anzeigen  über  die  stattgefundenen  Verletzungen 
zu  erstatten  und  tragen  so  sicherlich  viel  zur  Unterstützung  des 
Inspektors  bei. 

Ein  zweites  Argument  gegen  den  Gedanken  des  gesetzlichen 
Maximalarbeit.stages  besteht  in  der  Befürchtung,  dass  dort,  wo 
bereits  eine  kürzere  als  die  gesetzliche  Arbeitszeit  bestehe,  eine 
Verlängerung  bis  auf  das  gesetzlich  erlaubte  Mass  erfolgen  werde  •). 
Die  Erfahrung  hat  diese  Vermutung  bis  jetzt  noch  nicht  bestätigt. 
Sie  besitzt  übrigens  schon  von  vornherein  sehr  wenig  innere  Wahr- 
.scheinlichkeit.  Wo  eine  kurze  Arbeitszeit  besteht,  dort  ist  die- 
selbe keineswegs  etwas  zufälliges,  sondern  sie  beruht  auf  sehr 
triftigen  Gründen  wie  einer  besonderen  Organisation  der  Arbeiter, 
aussergewöhnlicher  Schwierigkeit  oder  Intensität  der  Arbeit  und 
dgl.  Da  diese  Grundlagen  durch  die  Einführung  eines  Maximal- 
arbeit.stages offenbar  doch  völlig  unberührt  bleiben,  so  ist  schwer 
zu  begreifen,  warum  die  durch  sie  bedingten  Folgen  sich  ändern 
sollen. 


1)  »Im  allgemeinen  scheint  die  gesetzliche  elfstündige  Arbeitszeit  in  Oesterreich 
immer  mehr  auch  zu  einer  thatsächlichen  zu  werden«,  das  erkennt  auch  Böhmert  an, 
siehe  Arbeitszeit  in  Oesterreich  im  Handwörterbuch  der  Staatswls-senschaften,  !,  S.  76S. 

2)  Auch  vom  Fürsten  Bismarck  geäussert.  Stenograph.  Berichte.  Session  1884/85. 
S.  631. 
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Kndlich  « erden  grosse  Befürchtungen  für  den  Bestand  der  Sai- 
songewerbe an  die  Fixierung  einer  starren  gesetzlichen  Schranke  der 
Arbeitszeit  geknüpft.  Dieser  Einwand  kann  aber  nur  die  For- 
derung eines  unter  allen  Umständen  aufrecht  zu  erhaltenden 
Maximalarbeitstages  treffen.  Fan  solcher  soll  hier  nicht  befürwortet 
werden  und  wird  meines  Wissens  kaum  begehrt.  Immerhin  mag 
mit  Rücksicht  auf  die  eigentümliche  Begründung,  die  der  in 
Rede  stehende  Fanwand  erfuhr,  demselben  noch  eine  weitere  Be- 
rücksichtigung zu  Teil  werden. 

Wie  unhaltbar  ein  Maximalarbeitstag  sei,  das  beweise  das 
englische  Gesetz,  in  dem  die  Ausnahmen  zur  Regel  geworden 
.seien.  F'rauen  und  junge  Personen  ilürften  in  25  Gewerben  nach 
Sektion  53  des  Gesetzes  48  Wochen  hindurch  5 Tage  pro 
Woche  14  Stunden  lang  be.schäftigt  werden,  wenn  nachgewiesen 
werde,  dass  der  Geschäftsbetrieb  überhäuft  sei.  tWo  bleibt  da 
der  alte  berühmte  englische  Normalarbeitstag fs  fragt  Herr  I, obren 
mit  Pathos  ').  Die  F'rage  nach  der  berühmten  deutschen  Gründ- 
lichkeit wäre  vielleicht  besser  angebracht.  Wer  das  betreffende 
englische  Gesetz  nachschlägt,  wird  finden,  dass  es  sich  dort  nicht 
um  48  Wochen,  sondern  48  Tage  und  nicht  um  eine  I4stündige 
effektive  Arbeitszeit,  sondern  um  eine  I4stündige  Zeitperiode 
handelt,  innerhalb  welcher  die  erlaubte  I2stündige  Arbeit  statt- 
zufinden hat. 

Ist  man  aber  einmal  grundsätzlich  mit  einer  gesetzlichen 
Regelung  der  Arbeitszeit  einverstanden,  so  erhebt  sich  weiter  die 
F’rage;  Wie  lange  soll  der  Maximalarbeitstag  dauern? 

Ueber  die.sen  Punkt  gehen  unter  den  F'reunden  des  Maximal- 
arbeitstages die  Meinungen  gewaltig  auseinander. 

Der  internationale  Pariser  Arheiterkongress  hat  bekanntlich 
acht  Stunden  gefordert,  der  Fmtwurf  der  Sozialdemokraten  im 
Reichstage  10  Stunden,  diejenigen  deutschen  Politiker,  denen  die 
schweizerische  und  österreichische  Gesetzgebung  als  Muster  vor- 
schwebt, sprechen  sich  fiir  11  Stunden  aus,  während  einige  Ar- 
beitgeber erklären,  man  könne  nur  mit  einem  I2stündigen  Arbeits- 
tage auskommen. 

Ausgeschlossen  ist  m.  E.  die  F'estsetzung  eines  I2stündigen 
Maximalarbeitstages  sowohl  mit  Ausnahmebewilligungen  als  ohne 
dieselben.  Mit  Ausnahmebewilligungen  würde  er  an  den  be- 


1)  Sicnograph  Berichte.  Sc^on  1884/85.  S 608 
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stehenden  Zuständen  kaum  etwas  verbessern.  Er  wäre  nichts 
als  eine  gehaltlose,  die  berechtigten  Erwartungen  äffende  Deko- 
ration der  deutschen  Gesetzgebung.  Ohne  Ausnahmebewilligungen, 
wofür  Rösike  *)  eintritt,  dürfte  er  sich  kaum  zweckmässig  erweisen. 
Wenigstens  fehlt  nach  dieser  Richtung  jede  Erfahrung. 

Es  wird  m.  E.  auch  hier  sicherer  sein,  dem  Vorbilde  der  Schweiz 
und  Oesterreichs  zu  folgen.  Zuerst  wird  ein  ii ständiger,  später, 
vielleicht  nach  Ablauf  von  drei  Jahren,  ein  lostündiger  Maximal- 
arbeitstag mit  der  Möglichkeit  einer  ausnahmsweisen  Ueberschrei- 
tung  desselben  in  den  deutschen  Arbeiterschutz  aufzunehmen 
sein.  Auch  Oechelhäüser  befürwortet  zunächst  eine  iistündige, 
später  eine  zehnstündige  Maximalarbeitszcit.  Die  Art  und  W'eise 
der  Durchführung  derselben  weicht  von  der  bisher  befolgten 
Methode  aber  erheblich  ab. 

Die  anerkannt  humane  und  reformfreundliche  Gesinnung  des 
genannten  deutschen  Sozialpolitikers  und  insbesondere  seine  Stellung 
als  Grossindustricllcr  rechtfertigt  es  wohl,  wenn  auf  seinen  äusserst 
originellen  Vorschlag  näher  eingegangen  wird. 

Oechelhäüser  geht  von  der  Ansicht  aus,  dass  der  Arbeit- 
geber in  seinen  geschäftlichen  Dispositionen  von  dem  Ermessen 
der  lokalen  Behörden,  denen  die  Ueberzeitbewilligungen  zustehen, 
völlig  unabhängig  bleiben  muss.  Während  er  für  eine  gesetzliche 
Abkürzung  der  Arbeitszeit  eintritt,  will  er  trotzdem  eine  grössere 
Freiheit  des  Unternehmers  in  der  Verteilung  des  Arbeitsquantum.s 
auf  die  einzelnen  Tage  oder  Geschäftsperioden,  also  die  Möglich- 
keit einer  besseren  Anpassung  der  Produktion  an  die  gegebenen 
Absatzverhiiltnisse  gewahrt  wissen.  Dieses  Ziel  soll  dadurch  er- 
reichbar werden,  dass  man  das  gesetzliche  Maximum  nicht  mehr 
in  die  arithmetische  Begrenzung  der  täglichen  Arbeits-  oder  Ueber- 
stunden,  sondern  in  den  Durchschnitt  der  Arbeitsstunden  eines 
bestimmten  Zeitabschnittes  legt.  Innerhalb  des  letzteren  bleibt 
dem  Unternehmer  vollkommen  freie  Bewegung.  Ausnahmebe- 
willigungen sollen  aber  gänzlich  Wegfällen. 

Dieser  V'^orschlag  hat  in  der  That  etwas  sehr  bestechendes. 
Es  springt  zunächst  der  Vorzug  in's  Auge,  dass  die  leidigen 
Ueberzeitbewilligungen  getilgt  werden,  dass  in  der  That  ein  ge- 
setzlich festgesetztes  Maximum  der  Arbeitszeit  besteht. 

1)  Arheitcrschutz  1887.  S.  30. 

2)  Soziale  Tagesfragen.  Ilcrlin  1889.  S.  53  flg.  und  153,  154. 
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ln  dem  Anträge,  den  Oechelhäuser  gegenüber  dem  auf  die 
Einführung  eines  iistündigen  Maximalarbeitstages  abzielenden  Ent- 
würfe von  Dr.  Lieber  und  Hitze  einbrachtc,  bestimmte  er,  dass 
innerhalb  eines  Zeitraums  von  26  Wochen  der  Durchschnitt  der 
auf  einen  Arbeitstag  entfallenden  Arbeitsstunden  die  vorgeschriebene 
Zahl  (II  Stunden  innerhalb  24  Stunden)  nicht  übersteigen  sollte. 
Für  die  Gesamtheit  der  Arbeitsstunden,  die  ein  Arbeiter  inner- 
halb 26  Wochen  leisten  darf,  ist  somit  eine  starre , unüber- 
schreitbare  Grenze  gezogen , während  dies  bei  einem  Maximal- 
arbeitstage mit  gelegentlichen  Ueberzeitbewilligungen  offenbar 
nicht  der  Fall  wäre. 

Wie  aber  glaubt  Oechelhäuser  die  Durchführung  eines  der- 
artigen Gesetzes  sichern  zu  können?  Während  des  Zeitraumes, 
fiir  welchen  der  Arbeitgeber  Abweichungen  von  der  durchschnitt- 
lichen Maximalarbeitszeit  bestimmt , hat  er  fortlaufende  in  den 
Arbeitsräumen  auszuhängende  Verzeichnis.se  zu  führen,  aus  wel- 
chen sämtliche  Arbeitstage  dieses  Zeitraumes  und  die  Zahl  der 
an  jedem  Tage  geleisteten  Arbeitsstunden  zu  ersehen  sind. 

Ich  vermag  mich  nicht  zu  überzeugen,  dass  diese  Kontrolle 
ausreichen  könnte.  Wo  liegt  die  Gewähr  dafür,  dass  der  Arbeit- 
geber in  solchen  Fällen  das  Verzeichnis  aushängt,  wo  die  Ge- 
währ, dass  die  geleisteten  Arbeitsstunden  immer  richtig  einge- 
tragen werden  ? VV'ürde  es  sich  ferner  nicht  immer  erst  nach 
Ablauf  einiger  Wochen  feststellen  lassen  , ob  der  Unternehmer 
das  ihm  zustchende  Quantum  von  Arbeitszeit  auch  thatsächlich 
nicht  überschritten  hat  ? Die  Kontrolle  wäre  also  gar  nicht  ein- 
mal so  leicht  zu  üben,  und  vor  allem  anderen  darf  man  doch  auf 
die  Kontrolle  durch  eine  vielfach  völlig  abhängige  Arbeiterschaft 
nicht  zu  grosse  Erwartungen  setzen.  Vielleicht  ist  sic  später 
einmal , nachdem  die  Emanzipation  der  Arbeiterklasse  grössere 
Fortschritte  aufzuweisen  hat,  in  der  That  möglich.  Dann,  »wenn 
die  Vertretungen  der  Arbeiter  mit  den  staatlichen  Berg-  und  Auf- 
sichtsbeamten in  Verbindung  gesetzt  sein  werden  und  auf  diese 
Weise  Formen  und  Ordnungen  geschaffen  sind,  durch  welche  den 
Arbeitern  der  freie  und  friedliche  Ausdruck  ihrer  Wünsche  und 
Interessen  ermöglicht  und  den  Staatsbehörden  Gelegenheit  ge- 
boten sein  wird,  durch  Anhörung  der  unmittelbar  Beteiligten  fort- 
laufend über  die  Verhältnisse  der  Arbeiter  zuverlässig  unterrichtet 
zu  werden  und  mit  den  letztem  die  wünschenswerte  Fühlung  zu 
behalten  U 

Archiv  für  soi.  Getetigbg.  u.  Statistik.  III.  t.  l6 
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Solange  aber  diese  vom  Kaiser  ausgesprochenen  Absichten 
noch  nicht  erreicht  sind,  wird  auch  der  deutschen  Gesetzgebung 
kaum  etwas  anderes  übrig  bleiben,  als  die  allerdings  oft  ab- 
schüssige Bahn  der  Ueberzeitbewilligungen  zu  betreten.  Hiebei 
wird  aber  sorgsam  darauf  zu  achten  sein,  dass  nicht  einem  und 
demselben  Unternehmer  mehrmals  im  Jahre  Ueberzeit  bewilligt 
werden  kann , dass  vielmehr  eine  Grenze  gezogen  wird , über 
welche  die  Ueberzeitbewilligungen  innerhalb  eines  Jahres  für  den- 
selben Unternehmer  unter  keinen  Umständen  hinausgehen  dürfen. 
Ebenso  wird  die  innerhalb  eines  Tages  gestattete  Ueberzeit  zu 
begrenzen  sein. 

Neben  der  Frage  des  allgemeinen  Ma.ximalarbeitstages  wird 
aber  auch  noch  die  Frage  besonderer  Ma.ximalarbeitstage  für  ein- 
zelne ungewöhnlich  anstrengende  oder  gesundheitsschädigende 
Gewerbe')  die  deutsche  Gesetzgebung  beschäftigen  müssen.  Auch 
die  Nachtarbeit  der  Männer  sollte  allmählich  auf  diejenigen  Be- 
triebe beschränkt  werden,  deren  technische  Natur  dieselbe  unbe- 
dingt verlangt.  Nach  der  erst  genannten  Seite  dürfte  namentlich 
die  Frage  eines  gesetzlichen  achtstündigen  Ma.\imalarbeitstages 
für  die  Bergarbeiter  bereits,  oder  besser  gesagt,  wieder  in  be- 
jahendem Sinne  spruchreif  geworden  sein. 

Mag  es  am  Schlüsse  der  dem  Ma.ximalarbeitstage  gewidmeten 
Ausführungen  auch  noch  gestattet  sein , mit  einigen  Worten  die 
mächtige  wirtschaftliche  und  kulturelle  Bedeutung  der  Regelung 
und  Abkürzung  der  Arbeitszeit  zu  betonen.  Die  gesetzliche  Re- 
gelung der  Arbeitszeit  dürfte  sich  als  einen  entwickelungsfähigen 
I lebel  zur  allmählichen  Beseitigung  der  jetzt  in  unserem  Wirt- 
schaftsleben herrschenden  Anarchie  erweisen.  Es  erscheint  die 
Erwartung  begründet,  dass  so  wieder  eine  gleichmässigere  Ver- 
teilung der  produktiven  Thätigkeit  auf  die  einzelnen  Zeitperioden 
herbeigeführt  werden  wird.  Unser  wirtschaftlicher  Organismus, 
der  jetzt  immer  mehr  bald  von  einem  fieberhaften  Aufschwünge, 
bald  von  einer  völligen  Apathie  ergriffen  wird,  dürfte  auf  diesem 
W'ege  mit  der  Zeit  wieder  einen  gleichmässigercn  Pulsschlag  er- 
langen. 

Die  Abkürzung  der  Arbeitszeit  ist  die  wichtigste  Vorbe- 
dingung für  die  intellektuelle  und  sittliche  Hebung^  des  Arbeiter- 

1)  Man  vergleiche  z.  B über  den  gesundheitsgefährlichen  Einfluss  der  Zink* 
indu.stric  die  Ausführungen  von  I)r.  Tracinski  in  der  Deutschen  Vierteljahrschrift  für 
ofTenllichc  (tesundheilspllege.  20.  Bd.,  1888. 
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Standes.  Sie  ist  in  einem  Staate  des  allgemeinen  Stimmrechtes, 
in  einem  Staate,  in  dem  die  Arbeiter  zur  Selbstverwaltung  heran- 
gezogen werden  sollen,  sogar  eine  politische  Notwendigkeit.  Wie 
soll  der  Arbeiter,  der  durch  die  Verfassung  zur  Entscheidung 
über  die  schwersten  Fragen  der  Zeit  berufen  wird  , von  seinen 
Rechten  einen  angemessenen  Gebrauch  machen , wenn  man  ihm 
nicht  die  Müsse  zugestcht , sich  entsprechend  zu  unterrichten  f 
Wie  soll  sich  weiter  der  Arbeiter  einen  ausgeprägten  Sinn  flir 
Familienleben,  für  Häuslichkeit,  für  eine  menschenwürdige  VV^oh- 
nung  bewahren  , wenn  er  sie  beim  Morgengrauen  verlässt  und 
erst  in  später  Nachtstunde  heimkehrt?  Erst  die  Abkürzung  der 
Arbeitszeit,  wie  sie  durch  die  fortschreitenden  technischen  Ver- 
besserungen ja  möglich  und  notwendig  wird,  gestattet  dem  Ar- 
beiter eine  allmählich  wachsende  Anteilnahme  an  den  Gütern  der 
modernen  Kultur  , also  eine  Annäherung  an  das  ideale  Ziel  der 
menschheitlichen  Entwicklung. 

VII. 

Die  Frage  des  Verbotes  der  Sonntagsarbeit ')  steht  im  eng- 
sten Zusammenhang  mit  dem  Probleme  des  Maximalarbcitstages. 
Uebrigens  ist  hier  die  grundsätzliche  Seite  der  Frage  noch  viel 
weniger  angefochten  als  bei  letzterem.  Wer  eben  für  die  gesetz- 
liche Regelung  der  Arbeitszeit  überhaupt  eintritt , wird  selbst- 
verständlich auch  für  das  Verbot  der  Sonntagsarbeit  sich  aus- 
sprechen. F'erner  erklären  sich  aber  auch  v'iele  Gegner  des  Ma- 
.ximalarbeitstags  aus  religiösen  Motiven  doch  für  ein  Verbot  der 
Sonntagsarbeit. 

Was  die  thatsächliche  Verbreitung  der  Sonntagsarbeit  im 
Deutschen  Reiche  betrifft,  so  sind  diese  Verhältnisse  bereits  durch 
eine  freilich  nicht  eben  musterhafte  Enquete  ermittelt  worden.  Auch 
der  Reichstag  hat  bereits  einen  Gesetzentwurf  betreffend  die  Sonn- 
tagsarbeit in  dritter  Hcratung  am  7.  März  1888  genehmigt.  Wäre 
demselben  nicht  die  Zustimmung  des  Bundesrates  versagt  geblie- 
ben , so  wären  die  allerschlimmsten  Missstände  schon  beseitigt. 
Es  wäre  aber  sehr  zu  wünschen , dass  in  einem  neuen  Entwürfe 
der  Schutz  noch  viel  energischer  gehandhabt  würde.  In  dem 

i)  Man  vergleiche  <lie  Ausführungen  von  Dr.  Heinrich  Soclbcer.  Die  Sonntags- 
arheil  im  [)cutschen  Reiche.  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  Heraus- 
gegeben von  J.  Conrad.  N.  K.  XVII.  Desgleichen  Prof.  W,  Slteda  in  Schmoller’s 
Jahrbuch.  XII.  S.  1129  und  XIII.  S.  47. 
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genehmigten  Entwürfe  fordert  namentlich  die  Bestimmung  zur 
Kritik  heraus , die  Regelung  der  Betriebe , für  welche  Sonntags- 
arbeit gestattet  wird,  solle  thunlichst  mit  der  Massgabe  erfolgen, 
dass  jeder  Arbeiter  an  jedem  zweiten  Sonn-  und  Festtage  min- 
destens in  der  Zeit  von  6 Uhr  morgens  bis  6 Uhr  abends  von 
Arbeit  frei  bleibe. 

In  diesem  Punkte  hat  m.  E.  der  von  den  Sozialdemokraten 
vorgelegte  Entwurf  das  Richtige  getroffen  : »Hilfspersonen  , die 

bei  regelmässigem  Sonn-  und  Festtagsbetriebe  beschäftigt  sind, 
ist  in  der  Woche  ein  Ruhetag  zu  gewähren. c Innerhalb  sieben 
Tagen  ein  vollkommener  Ruhetag,  das  ist  eine  Forderung,  von 
welcher  nicht  abgewichen  werden  kann.  Dass  diese  Forderung 
nicht  zu  erfüllen  wäre,  wird  im  Ernste  niemand  behaupten  wollen. 
Die  Erfüllung  bedingt  nur  die  hänstellung  einer  grösseren  Zahl 
von  Arbeitern.  Wenn  einer  gewissen  Zahl  von  Betrieben  ihrer 
technischen  Natur  wegen  die  Sonntagsarbeit  gestattet  werden 
muss,  so  ist  es  doch  durchaus  nicht  notwendig,  dass  ihnen  auch 
ausserdem  erlaubt  wird,  von  ihren  Arbeitern  eine  grössere  Ar- 
beitsleistung als  andere  zu  erlangen.  Von  der  eben  aufgestellten 
Forderung  wären  höchstens  solche  Betriebe  zu  befreien,  welche 
innerhalb  einzelner  Perioden  (etwa  2 — 3 Wochen)  regelmässig 
eine  Unterbrechung  des  Betriebes  von  2 — 3 Tagen  für  das  Gros 
ihrer  Arbeiterschaft  aufweisen , wie  z.  B.  einige  Eisenwerke  in 
Elsass-Lothringen  und  Köln. 

In  inniger  Beziehung  zur  Regelung  der  Sonn-  und  Feiertags- 
ruhe steht  auch  die  Abkürzung  der  Arbeitszeit  an  den  Sonn-  und 
Festtagen  vorausgehenden  Tagen.  Der  vom  Reichstage  am 
17.  Juni  1887  in  dritter  Beratung  beschlossene  Entwurf  enthielt 
die  Bestimmung ; »Am  Sonnabend  und  den  Vorabenden  von 
Festtagen  dürfen  Kinder  und  Arbeiterinnen  nachmittags  nach  6 Uhr 
in  P'abriken  nicht  beschäftigt  werden. c Im  Interesse  einer  wirk- 
lichen Sonntagsruhe  müsste  die  Abkürzung  der  Arbeitszeit  aber 
noch  weiter  gehen.  Zunächst  wäre  etwa  mit  5 Uhr  nachmittags 
die  Arbeit  zu  beschliessen.  Die  Abkürzung  der  Arbeit  am  Sonn- 
abend ist  eben  die  unerlässliche  Vorbedingung  für  die  P'inhaltung 
der  Sonntagsruhe.  Wenn  England  im  allgemeinen  eine  so  strenge 
Sonntagsruhe  aufrecht  erhalten  kann,  so  ist  dies  dort  nur  mög- 
lich, weil  die  industrielle  Arbeit  am  Sonnabend  meist  schon  um 
2 Uhr  nachmittags  aufhört.  Die  Arbeiter  können  notwendige 
Einkäufe  dann  noch  am  Sonnabend  besorgen , und  es  führt  zu 
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keinen  Unzuträglichkeiten,  wenn  Sonntags  die  Läden  geschlossen 
bleiben. 

VIII. 

Hiemit  wären  diejenigen  Fragen  des  Arbeiterschutzes,  die 
sich  auf  Alter,  Geschlecht  und  Arbeitszeit  der  Hilfspersonen  be- 
ziehen, erledigt.  Der  Besprechung  aber  harren  noch  einige  wich- 
tige Probleme,  die  sich  auf  die  Arbeiterschaft  überhaupt  beziehen. 
Unter  diesen  wäre  in  erster  Linie  zu  gedenken  der  notwendigen 
Fürsorge  gegen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter. 
Der  diesbezügliche  § 120  der  deutschen  Gewerbeordnung  ist,  wie 
bekannt,  sehr  allgemein  gefasst  und  überlässt  alles  dem  Bundes- 
rate und  den  Landesbehörden.  Leider  hat  der  Bundesrat  von 
den  ihm  eingeräumten  Befugnissen  einen  ziemlich  spärlichen  Ge- 
brauch gemacht.  Den  Landesbehörden  aber  viel  zu  überlassen 
erscheint  mit  Rücksicht  auf  die  Notwendigkeit  möglichst  gleicher 
Produktionsbedingungen  im  ganzen  Reiche  bedenklich.  So  hatten 
sich  bekanntlich  Schwierigkeiten  ergeben,  als  es  sich  um  die  vom 
sanitären  Standpunkte  dringend  gebotenen  Vorkehrungen  zum 
Schutz  der  Arbeiter  in  Beleganstalten  für  Quecksilberspiegel  han- 
delte. Preussische  Unternehmer  beklagten  sich  mit  Recht,  da  sie 
erst  unter  ungünstigere  Bedingungen  gestellt  werden  sollten  als 
ihre  Konkurrenten  in  Bayern. 

Es  wären  demnach  genauere  gesetzliche  Bestimmungen  über 
die  Pflichten  der  Unternehmer  in  bezug  auf  die  zum  Schutz  des 
Lebens  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter  zu  treffenden  Vorkeh- 
rungen zu  erlassen.  Verhältnismässig  recht  gut  hat  der  § 74  der 
österreichischen  Gewerbeordnung  diese  Frage  gelöst. 

Im  übrigen  sollte  auch  der  Bundesrat  veranlasst  werden,  Be- 
stimmungen über  den  Minimalluftraum  in  Betrieben,  wo  eine  be- 
sondere Staub-  oder  Gasentwicklung  stattfindet,  zu  treffen. 

Was  die  Aufstellung  der  Maschinen  und  die  an  ihnen  anzu- 
bringenden Schutzvorrichtungen  angeht , so  steht  diese  Materie 
in  nächster  Beziehung  zur  Unfallversicherungsgesetzgebung,  auf 
welche  hier  aber  nicht  eingegangen  werden  soll. 

IX. 

Eine  wichtige  Angelegenheit,  um  welche  die  deutsche  Gesetz- 
gebung sich  bisher  leider  noch  gar  nicht  gekümmert  hat,  bilden 
die  Arbeitsordnungen  oder  die  P'abrikordnungen.  Gleichwohl 
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ist  auch  hier  das  Einschreiten  der  Gesetzgebung  entschieden 
geboten. 

»Ueber  die  Fabrikordnungen  lässt  sich  neues  nichts  sagen, 
doch  findet  das  Hekannte  stets  neue  Bestätigung.  Sie  sind  keine 
Vereinbarung  zwischen  den  Arbeitgebern  und  Arbeitern  über  die 
Regelung  der  Arbeitsbedingungen,  sondern  von  den  ersteren  ein- 
seitig erlassene  I’olizeiverordnungen,  an  welchen  die  Arbeiter  aber 
so  wenig  Interesse  nehmen,  dass  sie  dieselben  meist  gar  nicht 
lesen.  Die  Fabrikordnungen  sollen  eigentlich  ein  Mittel  sein, 
um  die  persönlichen  Güter  des  Arbeiters  zu  sichern.  Sie  sind 
aber  von  diesem  Ziele  möglichst  weit  entfernt,  und  sie  können 
bei  dem  jetzigen  Stande  der  Gesetzgebung  wohl  auch  kaum  eine 
durchgreifende  Besserung  erfahren  ‘).t 

Diese  Worte  des  trefflichen  badischen  Aufsichtsbeamten 
kennzeichnen  die  in  bezug  auf  Fabrikordnungen  vorhandenen 
Missstände  im  Reiche  überhaupt.  Das  geht  deutlich  genug  aus 
dem,  was  andere  Aufsichtsbeamte  mitteilen,  hervor.  So  werden 
Fälle  erwähnt,  dass  zufolge  der  »Fabrikordnungt  Arbeiter  und 
auch  Arbeiterinnen  sich  jederzeit,  auch  ohne  begründeten  Ver- 
dacht des  Diebstahls,  eine  persönliche  Visitation  durch  unterge- 
ordnete Beamte  gefallen  lassen  müssen;  dass  Strafen  auferlegt 
werden,  die  einen  erheblichen  Teil  des  Lohnes  ausmachen;  dass 
deren  Ertrag  in  die  Kassen  des  Arbeitgebers  fliesst  oder  die 
Arbeiter  wenigstens  nichts  über  deren  Verwendung  erfahren.  In 
Sachsen  enthielt  eine  Fabrikordnung  die  Bestimmung,  dass  der 
Arbeiter,  der  sich  weigern  würde,  Sonntags  zu  arbeiten,  entlassen 
sei.  Also  eine  Bestimmung  direkt  gegen  den  § 105  der  Gewerbe- 
ordnung gerichtet,  demzufolge  Unternehmer  ihre  Arbeiter  nicht 
zur  Sonntagsarbeit  verpflichten  können.  Trotzdem  war  diese 
Fabrikordnung  sogar  von  der  Ürtsbehörde  genehmigt  worden. 
Zuweilen  enthalten  Fabrikordnungen  auch  Verbote , gewisse 
Zeitungen  zu  lesen,  gewi.sse  Gasthäuser  zu  besuchen  u.  dgl.  m. 

Die  Notwendigkeit  einer  gesetzlichen  Einschränkung  dieser 
l’rivatjustiz  wird  von  vielen  Seiten  anerkannt’).  Einen  Fortschritt 

1)  Bad.  Bericht  für  1889.  S.  30. 

2)  Man  vergleiche  Rocäcke,  ArbeiterschuU.  S.  43.  Schmoller’s  Entwurf  rur  Re- 
form der  < iewerbeordnung  enthielt  ebenlalls  diesberiigliche  Bestimmungen.  (Schriften 
des  Vereines  für  Sozialpolitik.  XIV.  1878,  S 202).  Im  Reichstage  nahmen  Hitze  und 
Krupalschek  die  Bestimmungen  des  sozialdemokratischen  Entwurfes  in  Bezug  auf  Ar- 
beitsordnungen an. 


Digitized  by  Googk 


ZMr  Kritik  umt  Rtform  iler  deutschen  Arbeiterschutzgesettgebung.  247 

gegenüber  dem  deutschen  Zustande  bezeichnen  bereits  die  Be- 
stimmungen der  österreichischen  ')  und  schweizerischen  ’)  Fabrik- 
gesetzgebung. V'or  allem  werden  die  Arbeitsordnungen  für  Unter- 
nehmungen mit  mehr  als  20  Hilfspersonen  obligatorisch  zu  machen 
sein.  Die  Arbeitsordnungen  haben  dann  gleiche  Kündigungsfristen 
für  beide  Teile  festzusetzen,  sie  haben  Bestimmungen  zu  treflen 
über  die  Bedingungen  des  Ein-  und  Austrittes,  über  die  Arbeits- 
zeit, die  Auszahlung  des  Lohnes,  die  Höhe  und  Verwendung  zu- 
lässiger Bussen,  die  Befugnisse  und  Obliegenheiten  des  Aufsichts- 
personales u.  s.  w.  Jedem  Arbeiter,  der  in  einem  Unternehmen 
aufgenommen  wird,  müsste  ein  Exemplar  der  Arbeitsordnung 
eingehändigt  werden.  Auch  in  den  Arbeitsräumen  wären  die 
Arbeitsordnungen  auszuhängen.  Kerner  sollte  die  Arbeitsordnung 
die  wichtigsten  Bestimmungen  der  Arbeiterschutzgesetzgebung 
überhaupt  und  insbesondere  die  für  den  betreffenden  Gewerbs- 
zweig,  sei  es  vom  Bundesrat  oder  der  Berufsgenossenschaft,  er- 
lassenen Vorschriften  enthalten.  Die  Verbindlichkeit  der  Arbeits- 
ordnung wäre  von  der  Genehmigung  durch  den  Aufsichtsbeamten 
abhängig  zu  machen.  Von  dessen  Entscheidung  könnte  ein  Re- 
kurs an  das  Gewerbegericht  stattfinden. 

X. 

Sehr  zu  begrüssen  wäre  es,  wenn  den  Arbeitern  Gelegenheit 
gegeben  würde,  bei  der  Aufstellung  und  Handhabung  der  Fabrik- 
ordnung mitzuwirken  Das  führt  zur  Besprechung  der  in  letzter 
Zeit  öfters  genannten  »Arbeiterausschüssec,  >Aeltesten-Kollegient 
oder  »F’abrikausschüsse«  ’).  Dieser  letztere  Ausdruck  wurde 
in  dem  von  Degenkolb  etc.  dem  Frankfurter  Parlamente  vorge- 
legten Entwürfe  einer  Gewerbeordnung  gebraucht.  Schon  damals 
war  man  sich  darüber  klar,  dass  eine  gute  Fabrikordnung  nicht 
auch  schon  eine  angemessene  Handhabung  derselben  sichere,  ja 
dass  auf  letzteres  Moment  vielleicht  noch  mehr  ankomtne.  Nach- 
dem in  dem  angezogenen  Entwürfe  zuerst  im  § 34  die  Verpflich- 
tung zum  Erlasse  einer  Fabrikordnung  ausgesprochen  war,  trugen 
die  §§  42  und  43  dem  Unternehmer  auch  die  Einführung  von 

1)  § SSa  der  üsteireichischen  Gewerheordnuna. 

2)  Art.  7 und  8 des  schwciier.  Fabrikgesclies. 

3)  Man  vergleiche  besonders : Occhelh.duscr.  Ueber  die  IJurchführung  der  so- 
zialen Aufgaben  im  Verein  der  Anhaltischcn  Arbeitgeber.  Berlin  1888. 
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Fabrikausschiissen  auf ').  Dieselben  gingen  aus  der  Wahl  der 
Arbeiter  hervor.  An  Befugnissen  wurde  ihnen  zuerkannt:  i)  die 
Vermittlung  bei  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern, 2)  die  Entwerfung  und  Aufrechtcrhaltung  der  Fabrik- 
ordnung, 3)  Einrichtung  und  Verwaltung  der  Krankenunter- 
stützungskasse , 4)  Ueberwachung  der  Fabrikkinder  sowohl  in 
sittlicher  Beziehung  in  den  Fabriken  selbst  als  hinsichtlich  des 
Schulbesuches,  5)  Vertretung  der  Fabrik  in  den  Fabrikräten. 
Diese  Fabrikrätc  des  Entwurfes  waren  Einrichtungen , die  unge- 
fähr den  »Arbeitskammernc  entsprachen,  welche  die  von  der  so- 
zialdemokratischen Fraktion  des  Reichstages  ausgearbeitete  No- 
velle zur  Gewerbeordnung  enthielt. 

Abgesehen  von  der  Vermittlung  bei  Streitigkeiten  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  denkt  man  auch  gegenwärtig  den 
Arbeiterausschüssen  ja  ähnliche  Befugnisse  zu.  Da  die  Kranken- 
versicherung bereits  besonders  geregelt  ist,  tritt  aber  an  deren 
Stelle  wohl  mehr  die  Leitung  und  Kontrolle  der  zu  Gunsten  der 
Arbeiter  und  ihrer  Familien  zu  treffenden  Wohlfahrtseinrichtungen. 

Die  an  und  für  sich  recht  einfache  Frage  der  Arbeiteraus- 
schüsse ist  in  letzter  Zeit  in  der  öffentlichen  Diskussion  etwas 
verwirrt  worden  dadurch,  dass  man  Einigungsämter,  gewerbliche 
Schiedsgerichte , Arbeiterkammern  oder  Arbeitskammern  nicht 
streng  genug  von  den  Arbeiterausschüssen  schied.  Auch  hat  der 
Umstand  zur  Verwirrung  beigetragen,  dass  über  die  Bedeutung 
solcher  Arbeiterausschüsse  ungemein  auseinander  gehende  Urteile 
laut  wurden. 

Während  beispielsweise  der  tüchtige  Sozialpolitiker  der  »Frank- 
furter Zeitung«  ihnen  jede  Bedeutung  absprach,  schrieb  Gustav 
Schmoller:  »Die  Bedeutung  der  Ausschüsse  für  die  Zukunft  kann 
eine  ausserordentliche  werden.  Sie  bringen  definitiv  in  die  alte 
patriarchalische  Ordnung  und  Verfassung  der  grossen  Geschäfte 
ein  ganz  neues,  fast  überall  anwendbares  Element;  mit  ihnen 
verwandelt  sich  die  alte  Despotie  der  Hauswirtschaff  in  eine 
öffentliche  Anstalt,  die  nach  dem  Vorbilde  anderer  Korporatio- 
nen, Gemeinden , Genossenschaften , eine  gemischte  Verfassung 
hat  u.  s.  w.  ’).« 

Ich  kann  mich  w'eder  auf  den  ersteren,  noch  auf  den  letzteren 

l)  Verhandlungen  der  Deutschen  Reichsversammlung.  2.  Zweites  Beilagcheft. 
S 925. 

2j  Münchener  .Allg.  Zeilg.  1S90,  ßcilage  Nr.  31.  S 3. 
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Standpunkt  stellen.  Wenn  die  Frankfurter  Zeitung  den  Arbeiter- 
ausschüssen keinen  Wert  zuerkennen  will  mit  der  Begründung, 
ein  humaner  Arbeitgeber  könne  auch  ohne  derartige  Ausschüsse 
in  innigere  Beziehungen  zu  seinen  Arbeitern  treten,  und  ein  we- 
niger arbeiterfreundlich  gesinnter  werde  sich  um  die  Ausschüsse 
einfach  nicht  kümmern,  so  muss  dem  ersten  Satze  des  Schlusses 
unbedingt  widersprochen  werden.  Sobald  cs  sich  um  eine  grössere 
Zahl  von  Ililfspersonen  handelt,  kann  ein  Arbeitgeber  selbst  mit 
dem  besten  Willen  ohne  Arbeiterausschüsse  unmöglich  diejenigen 
Beziehungen  herstellen,  welche  im  Interesse  der  Beteiligten  wün- 
schenswert sind.  Hier  hat  Schmollet  sicher  Recht,  wenn  er  vom 
Freiherrn  von  Stumm,  der  behauptete,  er  könne  sich  mit  seinen 
32CX3  Arbeitern  besser  persönlich  verständigen  als  durch  Ver- 
tretungen, den  Nachweis  fordert,  dass  sein  Tag  statt  24  Stunden 
48  oder  96  habe.  Es  kann  m.  E.  nach  den  Mitteilungen  über 
die  mit  Arbeiterausschüssen  erzielten  Erfolge  gar  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  für  arbeiterfreundliche  Unternehmer  dieselben 
ein  willkommenes  Hilfsorgan  fiir  die  Verwirklichung  ihrer  humanen 
Ideen  bilden. 

In  den  Fällen  aber , wo  nicht  mit  einer  besonders  arbeiter- 
freundlichen Gesinnung  auf  Seite  des  Unternehmers  zu  rechnen 
ist,  und  die  Zahl  dieser  Fälle  dürfte  weit  überwiegen , wird  ein 
Arbeiterausschuss  freilich  nur  immer  genau  so  viel  Ansehen  ge- 
niessen  als  ihm  Macht  zukommt.  Steht  die  ganze  Arbeiterschaft 
w'irklich  hinter  ihm,  so  w'ird  diese  Macht  in  grossen  Unterneh- 
mungen stets  eine  sehr  respektable  sein.  In  mittleren  Betrieben  hin- 
gegen wird  seine  Wirkungsphäre,  wenn  nicht  etwa  als  kräftiger 
Unterbau  eine  stramme  Organisation  der  Arbeiter  vorhanden  ist, 
eine  sehr  bescheidene  bleiben  müssen.  Trotzdem  können  manche 
Vorteile  mit  seiner  Existenz  verknüpft  sein,  wie  nicht  in  Abrede 
gestellt  werden  soll.  Wenn  der  Arbeiterausschuss  auch  zur  Bei- 
legung bereits  ausgebrochener  Streitigkeiten  über  die  Arbeitsbe- 
dingungen durchaus  nicht  geeignet  erscheint,  so  kann  durch  ihn 
doch  häufig  der  Ausbruch  gewisser  Zwiste  vermieden  werden.  Der 
Ausbruch  solcher  Zwiste  nämlich,  welche  das  wirtschaflliche  und 
soziale  Interesse  des  Unternehmers  weniger  empfindlich  berühren, 
und  die  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  hauptsächlich 
deshalb  entstehen,  weil  es  an  Vorkehrungen  mangelt,  einzelne 
Beschwerden  und  Wünsche  der  Arbeiter  in  entsprechender  Form 
dem  Unternehmer  mitzutcilcn.  Ist  aber  einmal  ein  Streit  ausge- 
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brochcn , so  steht  der  Arbeiterausschuss  dem  Unternehmer  als 
Vertretung  einer  Partei  gegenüber.  Ein  Ausgleich  wird  daher  in 
den  meisten  Fällen  nur  durch  Heranziehung  eines  dritten  unbe- 
teiligten Elementes  herbeigeführt  werden,  etwa  durch  Schiedsge- 
richte und  Einigungsämter. 

Soll  die  Errichtung  von  Arbeiterausschüssen  für  die  grösseren, 
etwa  mehr  als  50  Personen  beschäftigenden  Betriebe  durch  Gesetz 
obligatorisch  gemacht  werden  ? 

Wenngleich  durch  die  obligatorische  P'inführung  noch  nicht 
eine  gedeihliche  Wirksamkeit  obligatorisch  wird,  so  kann  von 
der  zwangsweisen  Einführung  doch  die  Erwartung  gehegt  werden, 
dass  eine  grössere  Anzahl  von  Ausschüssen  mit  erfolgreicher 
Thätigkeit  ins  Leben  tritt  als  sonst. 

. Es  werden  so  eben  auch  diejenigen  Unternehmer,  die  weder 
entschieden  freundlich,  noch  entschieden  feindlich  der  Emanzipation 
der  Arbeiterklasse  gegenüber  stehen,  und  die  aus  eigenem  An- 
triebe wohl  keine  Ausschüsse  einrichten  würden,  veranlasst,  solche 
zu  schaffen,  ohne  dass  von  ihrer  Seite  eine  die  Wirksamkeit  der 
Ausschüsse  lähmende  Haltung  befürchtet  werden  müsste. 

Ferner  würden  solche  Arbeiterausschüsse,  selbst  wo  ihnen 
die  Unternehmer  keine  erspriesliche  Thätigkeit  gestatten,  doch 
für  die  Erleichterung  des  Verkehres  der  Arbeiter  mit  den  Auf- 
sichtsbeamten nicht  ohne  Wert  sein. 


XI. 

Wenn  die  deutschen  Aufsichtsbeamten  vergleichsweise  wenig 
über  Truckunfug  zu  berichten  wissen,  so  darf  man  daraus  nicht 
die  Folgerung  ziehen,  dass  das  Trucksystem  in  Deutschland  be- 
reits ausgerottet  worden  wäre.  Unter  Truck  verstehen  diese  Be- 
amten naturgemäss  nur  dasjenige,  was  durch  die  Gewerbeordnung 
als  solcher  gebrandmarkt  worden  ist.  Nun  ist  die  Gewerbeord- 
nung auch  hierin  recht  mangelhaft.  Sie  trifft  nur  die  allerrohesten 
Formen  des  Unwesens,  nicht  aber  die  feineren,  welche  eben 
deshalb,  weil  ihnen  mit  Hilfe  des  Gesetzes  weniger  leicht  beizu- 
kommen ist,  nur  für  um  so  gefährlicher  gelten  müssen. 

Die  Gewerbeordnung  stellt  in  § 115  das  Prinzip  auf,  dass  die 
Löhne  bar  in  Reichswährung  auszuzahlen  sind.  Die  Arbeitgeber 
dürfen  ihren  Hilfspersonen  keine  Waren  kreditieren.  Hingegen 
fällt  die  Verabfolgung  von  Lebensmitteln  an  die  Arbeiter,  sofern 
sie  zu  einem  die  Anschaffungskosten  nicht  übersteigenden  Preise 
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erfolgt,  nicht  unter  diese  Bestimmung.  Ja  Wohnung,  Feuerung, 
Landnutzung,  regelmässige  Beköstigung,  Arzneien  und  ärztliche 
Hilfe  sowie  Werkzeuge  und  Stoffe  zu  den  übertragenen  Arbeiten 
dürfen  unter  Anrechnung  bei  der  Lohnzahlung  sogar  zu  anderen 
als  den  Anschaffungskosten  den  Arbeitern  verabfolgt  werden. 

Was  Wohnung,  Landnutzung  und  regelmässige  Beköstigung 
betrifft,  so  sind  freilich  die  Anschaffungskosten  oder  Selbstkosten 
auf  Seiten  des  Unternehmers  nicht  mit  entsprechender  Schärfe 
zu  bestimmen.  Man  kann  also  auch  im  Gesetze  nicht  verlangen, 
dass  diese  Dinge  ebenso  wie  die  Verabreichung  von  Lebensmit- 
teln zu  behandeln  seien.  Wohl  aber  könnten,  um  Missbräuche 
zu  verhüten,  diese  Verhältnisse  der  Aufsicht  der  Inspektoren  unter- 
stellt werden. 

Warum  aber  das  Gesetz  erlauben  soll,  Feuerung,  ärztliche 
Hilfe,  Werkzeuge  und  Stoffe  den  Arbeitern  auch  zu  anderen  als 
den  Anschaffungskosten  bei  der  Lohnzahlung  in  Rechnung  zu 
bringen,  ist  durchaus  nicht  zu  begreifen.  Durch  diese  Ausnahme 
wird  einfach  dem  Truckunfug  wieder  Thür  und  Thor  geöffnet. 
Bei  der  Reform  der  Gesetzgebung  wäre  demnach  die  Beseitigung 
dieser  Ausnahme  in's  Auge  zu  fassen.  Die  Rechnungsführung 
der  den  Arbeitern  zu  den  Anschaffungskosten  gelieferten  VV'arcn 
aber  müsste  dem  Arbeiterausschuss,  und  wo  ein  solcher  nicht 
besteht,  besonderen  zu  diesem  Zwecke  gewählten  Vertretern  der 
Arbeiter  zur  Einsichtnahme  offen  stehen. 

Aber  auch  noch  in  anderer  Hinsicht  ist  das  deutsche  Truck- 
verbot einer  Ergänzung  fähig  und  bedürftig.  Fabrikanten  und 
Bergwerkbesitzern,  sowie  deren  Familiengenossen,  ebenso  ihren 
Beauftragten  und  deren  Familiengenossen,  müsste  das  Halten  von 
Läden  und  Schanklokalen  untersagt  werden.  Auch  die  Auszah- 
lung der  Löhne  sollte  nicht  mehr  in  Schanklokalen  stattfinden 
dürfen  ').  Sodann  wären  nicht  nur  die  Verabredungen  über  die 
Entnahme  von  Waaren  aus  gewissen  Verkaufsstellen,  sondern 
auch  die  Verbote,  aus  gewissen  Verkaufsstellen  Waren  zu  be- 
ziehen, für  strafbar  zu  erklären.  Offenbar  kann  durch  ein  Verbot 
praktisch  ja  der  gleiche  Erfolg  wie  durch  eine  Verabredung  er- 
zielt werden. 

Durch  derartige  Ausdehnungen  des  Truckverbotes  würde 

l)  Vgl.  Brentano,  Die  gewerbl.  Arbeiterfrage  in  Schöoberg’s  Handbuch  für  politi* 
sehe  Ockonomie.  i.  Auflage.  I.  S.  972 
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auch  dem  Missstande , dass  Unternehmer  die  Fabrikkantinen  an 
Wirte  verpachten,  gesteuert  werden.  Durch  ein  reichsgerichtliches 
Erkenntnis  sind  solche  Wirte  den  Beauftragten  des  Unternehmers 
bereits  gleichgestellt  worden.  Diesen  aber  wäre  eben  das  Halten 
von  Schanklokalen  dann  untersagt.  So  würden  allerdings  viele 
Fabrikkantinen  in  ihrem  Bestände  bedroht  werden,  was  aber,  wie 
der  badische  Aufsichtsbeamte  versichert,  durchaus  kein  Schade 
wäre').  Verliesscn  doch  Arbeiter,  die  täglich  3 Mark  verdienten, 
ein  Etablissement  mit  einer  derartigen  Einrichtung,  trotzdem  sie 
in  der  neuen  Stellung  nur  etwas  über  2 Mark  verdienten.  Aber 
in  der  Verfügung  über  dieselben  waren  sie  wenigstens  vollkommen 
unabhängig  *). 

Endlich  sollte  von  der  Gesetzgebung  auch  die  Verpflichtung 
zur  wöchentlichen  Auszahlung  des  Lohnes  ausgesprochen  werden. 
Wo  die  wöchentliche  Auszahlung  bei  Accordarbeit,  die  noch  nicht 
zum  Abschlüsse  gebracht  worden,  nicht  möglich  ist,  müssten  we- 
nigstens entsprechende  Abschlagszahlungen  geleistet  werden.  Die 
hierauf  bezüglichen  Bestimmungen  im  Entwürfe  der  sozialdemo- 
kratischen Fraktion  ’)  sind  durchaus  berechtigt  und  ihre  Aufnahme 
ins  Gesetz  könnte  auf  die  Wirtschaftlichkeit  der  arbeitenden 
Klassen  nur  den  segensreichsten  Einfluss  gewinnen.  Die  grössere 
Bequemlichkeit  der  vierzehntägigen  oder  gar  monatlichen  Lohn- 
zahlung für  den  Unternehmer  kann  keinesfalls  für  die  Beurteilung 
dieser  die  Ausgabewirtschaft  der  Arbeiter  so  wesentlich  beein- 
flussenden Frage  massgebend  bleiben. 

XII. 

Auf  dem  Wiener  hygienischen  Kongress  im  Jahre  1887  setzte 
der  deutsche  Aufsichtsbeamte  Dr.  Bernouilli  (Aachen)  die  Schutz- 
bestimmung der  deutschen  Gewerbeordnung  für  jugendliche  Ar- 
beiter auseinander.  »Die  Sache  sieht  schön  aus  auf  dem  Papiere, 
die  Fabrikaufsichtsbeamten  sind  keineswegs  immer  an  Ort  und 
Stelle,  sie  haben  grosse  Bezirke,  und  sie  müssen  sie  haben,  sonst 
verlieren  sie  den  allgemeinen  Ueberblick,  sie  müssen  die  Polizei- 
aufsichtsbeamten kontrollieren,  und  da  sieht  man  dann,  wie  kolos- 
sal gesündigt  wird.  Die  Polizeibehörden  stehen  naturgemäss 
in  einem  Abhängigkeitsverhältnisse  von  den  betreffenden  Indu- 

1)  Badischer  Bericht  für  1889.  S.  29. 

2)  BadUcher  Bericht  fiir  1888.  S.  62. 

3)  -Seäsion  18884/85.  Drucksachen  Nr.  144.  g 114 
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striellen,  sei  es  nun  moralisch  oder  unmoralisch,  aber  es  ist  der 
Fall,  dieses  Abhängigkeitsverhältnis  veranlasst  sie,  darüber  hin- 
wegzusehen und  die  Schäden,  die  sie  finden,  nicht  aufzudecken  ').« 

In  der  That,  die  deutschen  Schutzbestimmungen  sind  nicht 
nur  materiell  recht  dürftig,  sondern  sie  werden  sogar  nicht  ein- 
mal allenthalben  streng  durchgeführt.  Ebenso  mangelhaft  als  der 
Schutz  ist  auch  die  Durchführung  des  Schutzes,  lieber  die  Mängel 
der  deutschen  Fabrikaufsicht  ist  indessen  bereits  so  viel  geschrieben 
und  in  Reichstag  und  Landtagen  so  viel  gesprochen  worden, 
dass  ich  mich  darauf  beschränken  kann,  kurz  die  vornehmsten 
Beschwerdepunkte  aufzuzählen. 

Die  Zahl  der  Aufsichtsbeamten  ist  zu  gering,  ihre  Bezirke 
sind  zu  gross,  und  ausserdem  werden  sie  häufig  noch  von  Neben- 
arbeiten in  Anspruch  genommen,  die  nicht  streng  in  den  Kreis 
ihrer  Obliegenheiten  gehören.  Die  Folge  ist,  dass  es  selbst  dem 
eifrigsten  und  hingehendsten  Aufsichtsbeamten,  und  solche  gibt 
es  im  Deutschen  Reiche  zweifellos  mehrere,  unmöglich  ist,  eine 
ausreichende  Aufsicht  zu  bewirken.  Während  man  doch  annehmen 
sollte,  dass  jeder  der  der  Aufsicht  unterworfenen  Betriebe  wenig- 
stens im  Durchschnitte  einmal  im  Jahre  revidiert  würde,  kann 
im  .'»llgemeinen  kaum  ein  Drittel  der  Anlagen  im  Jahre  besucht 
werden.  Wo  die  Zahl  der  Aufsichtsbeamten  eine  vergleichsweise 
grosse  ist,  wie  in  Sachsen,  kommt  es  auch  wohl  vor,  dass  ein 
Inspektor  53  ®/o  der  Anlagen  besucht.  Immerhin  gibt  es  aber 
auch  in  Sachsen  Beamte,  die  nur  21% — 28  °/o  der  Betriebe  zu 
beaufsichtigen  vermögen  *). 

Obwohl  die  Fabrikaufsicht  durch  die  Reichsgewerbeordnung 
eingesetzt  worden  ist,  sind  die  Inspektoren  doch  Landesbeamte, 
und  es  bleibt  überhaupt  den  Landesregierungen  durchaus  über- 
lassen, wie  intensiv  sie  die  Fabrikaufsicht  gestalten  wollen.  Da- 
raus ergeben  sich  die  grössten  Unterschiede  in  der  Durchführung 
innerhalb  desselben  WMrtschaftsgebietes.  Während  z.  B.  Sachsen 
7 Inspektoren  mit  19  Assistenten  und  4 chemischen  Sachver- 
ständigen eingesetzt  hat,  sind  im  Königreiche  Bayern  mit  weit 
grösserer  Bevölkerungsziffer,  und  was  noch  wichtiger  ist,  mit  viel 

1)  Vgl.  Deutsche  Worte  tSSy.  S.  463,  404. 

2)  Vgl.  den  vorzüglichen  Aufsatz  von  Ur.  M.  Quarck  , Die  deutsche  Fabrik- 
inspektion im  Jahre  1887.  Archiv  fiir  soziale  Gesetzgebung  und  .Statistik.  1889.  S.  347 
und  ferner  desselben  Autors  Vortrag ; Zur  äusseren  Geschichte  iler  Fabrikinspektion  in 
Deutschland  Frankfurt  a.  M.  1889. 
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grösserer  räumlicher  Ausdehnung  nur  l Aufsichtsbeamte  ohne 
Assistenten  thätig.  Baden  hat  einen  Aulsichtsbeamten  nebst 
zwei  Assistenten,  Hessen  zwei  Aufsichtsbeamte,  dagegen  bestand 
im  benachbarten  Reichsland  bis  vor  Kurzem  überhaupt  keine 
Fabrikaufsicht  in  unserem  Sinne.  Seit  der  neuerdings  erfolgten 
Einführung  der  Gewerbeordnung  aber  hat  man  sich  begnügt,  in 
dieses  industriell  so  hoch  entwickelte  Gebiet , wo  überdies  erst 
einer  neuen  Gesetzgebung  Geltung  zu  verschaffen  ist,  einen  ein- 
zigen Aufsichtsbeamten  zu  entsenden.  Freilich  ist  der  betreffende 
Beamte  der  tüchtigste  der  preussischen  Inspektoren  gewesen. 
Dennoch  i.st  der  Unterschied  doch  gar  zu  grell,  wenn  die  Stadt 
Lübeck  einen  Aufsichtsbeamten  und  Elsass-Lothringen  ebenfalls 
nur  einen  Aufsichtsbeamten  besitzt!  Dass  die  verschiedene  In- 
tensität der  Fabrikaufsicht  in  den  verschiedenen  Landesstaaten 
auch  die  betreffenden  I’roduktionsbedingungen  ganz  verschieden 
beeinflussen  muss,  liegt  klar  zu  Tage.  Dazu  tritt  noch  ein  an- 
derer bedenklicher  Umstand.  Den  Aufsichtsbeamten  selbst  steht 
eine  sehr  geringe  Exekutivgewalt  zu.  Sie  sind  vielfach  auf  die 
Unterstützung  der  Lokalbehörden  angewiesen.  Nun  ist  das  Mass 
dieser  Unterstützung  auch  weit  entfernt  davon,  überall  gleich  zu 
sein.  Während  in  Berlin,  in  Hamburg,  in  Arnsberg,  in  Trier  die 
Unterstützung  durch  die  Lokalbehörden  zu  entsprechen  scheint, 
während  auch  in  Baden  die  Bezirksämter  befriedigend  eingreifen, 
wird  aus  Württemberg  über  die  Nachlässigkeit  der  Ortsbehörden 
offen  geklagt. 

Ein  anderer  Einwand  richtet  sich  auch  gegen  die  Art  und 
Weise,  in  welcher  die  Veröffentlichung  der  Berichte  der  Auf- 
sichtsbeamten erfolgt.  Die  Gewerbeordnung  enthält  nämlich  die 
unglückliche  Bestimmung;  »Die  Beamten  haben  Jahresberichte 
über  ihre  amtliche  Thätigkeit  zu  erstatten.  Diese  Jahresberichte 
oder  Auszüge  aus  denselben  sind  dem  Bundesrate  und 
dem  Reichstage  vorzulegen«.  Man  hat  sich  leider  für  die  vom 
Gesetze  offen  gelassene  Möglichkeit  der  Auszüge  entschieden. 
F'rüher  wurden  die  .Auszüge  aus  den  einzelnen  Berichten  einfach 
aneinandergereiht.  .Mit  Rücksicht  auf  das  von  der  österreichischen 
Gewerbeinspektion  befolgte  Vorgehen  verlangte  man  auch  in 
Deutschland  einen  zusammenfassenden  Gencralbericht  nebst  vollem 
Abdrucke  der  Einzelberichte.  Leider  w'urde  nur  der  erste  Teil 
des  Wunsches  erfüllt.  An  Stelle  der  aneinander  gereihten  Aus- 
züge trat  eine  systematische  Verarbeitung  der  Berichte  ohne 
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Mitteilung  der  Rinzelberichte.  Da  aber  mehrere  Staaten  wie 
Baden,  Bayern,  Württemberg,  Hessen,  Sachsen  und  neuerdings 
auch  l’reussen  sich  entschlossen,  die  Berichte  ihrer  Aufsichts- 
beamten dem  vollen  Inhalte  nach  zu  veröffentlichen,  so  bot  sich 
insofern  eine  willkommene  Handhabe  um  zu  beurteilen,  wie  weit 
die  vom  Reichsamte  des  Innern  vorgenommene  systematische 
Bearbeitung  Anspruch  auf  volle  Objektivität  erheben  konnte. 
Diese  Kritik  fiel  jedoch  recht  ungünstig  aus  ').  Gleichwohl  wird 
der  gegenwärtige  Zustand  dem  früheren  entschieden  vorzuziehen 
sein,  da  eben  früher  nur  Auszüge  veröffentlicht  wurden. 

Durch  die  bisher  geübte  Kritik  der  deutschen  Fabrikinspektion 
ist  die  Notwendigkeit  und  die  Art  der  Reform  bereits  dargethan. 

Um  die  entsprechende  Gleichmässigkeit  der  Aufsicht  zu  er- 
zielen, die  schon  vom  Standpunkte  des  Unternehmers  aus  um 
so  dringender  wird,  je  tiefer  die  Schutzgesetzgebung  in  die  I’ro- 
duktionsbedingungen  eingreift,  ganz  abgesehen  von  dem  Rechte 
aller  deutschen  Arbeiter  auf  die  volle,  thatsächliche  Gewährung 
des  ihnen  zugedachten  Schutzes,  werden  die  Aufsichtsbeamten 
in  wesentlich  erhöhter  Zahl  und  mit  ausreichender  Exekutivge- 
walt vom  Reiche  aus  zu  bestellen  sein.  Damit  jedoch  durch  die 
Verkleinerung  der  Bezirke  den  Inspektoren  nicht  der  notwendige 
allgemeinere  Ueberblick  entgeht,  wird  sich  die  Zusammenfassung 
einer  Gruppe  von  Aufsichtsbezirken  zu  Überaufsichtsbezirken 
und  ferner  die  F-inrichtung  periodischer  Konferenzen  der  Aufsichts- 
und Oberaufsichtsbeamten  als  notwendig  herau.sstellcn.  An  die 
Spitze  der  ganzen  Organisation  muss  ein  auch  schon  aus  anderen 
Gründen  unentbehrliches  Reichsarbeitsamt  oder  ein  Reichsamt 
für  Arbeiterangelegenheiten  treten.  Möglicherweise  kann  das  be- 
stehende Reichsversicherungsamt  zu  einem  solchen  erweitert  werden. 
So  wird  sich  eine  neue  sozialpolitische  Behördenorganisation  ent- 
falten. Die  Aufgaben  der  Aufsichtsbeamten  werden  eben  nach 
der  Einbeziehung  der  jetzt  noch  von  der  Arbeitcrschutzgcsctz- 
gebung  vernachlässigten  Arbeiterkategorien  (Handwerk,  Hausindu- 
strie, Handel  und  Verkehr  etc.)  so  mächtig  anschwellen,  dass 
ihnen  in  der  That  nur  eine  neue  besondere  Behördenorganisation 
gerecht  werden  kann.  Daraus  ergibt  sich  auch,  wie  lebhaft  in 
nächster  Zeit  das  Bedürfnis  nach  einer  grossen  Zahl  technisch. 


t)  Qu.irck,  Die  deiilsche  Fabrikimpektion  im  Jahre  18.S7  im  .trcliiv  f.  soiiale  de- 
üct/gebung  un<i  SutUtik.  1S89. 
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hygienisch  und  sozialpolitisch  geschulter  Beamten  werden  muss. 
Längst  ist  die  Idee  vom  Nachtwächterberufe  des  Staates  ver- 
lassen worden.  Trotzdem  aber  dem  Staate  immer  grössere  und 
schwierigere  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  über- 
tragen worden  sind,  ist  auch  heute  noch  die  Ausbildung  der  Ver- 
waltungsbeamten dieselbe  wie  in  der  Blütezeit  des  laissez  faire. 
Auch  hier  wird  ein  Umschwung  eintreten  müssen.  Das  Reich 
wird  Sorge  tragen  müssen,  dass  ihm  für  seine  mächtigen  Auf- 
gaben auch  geeignete  Organe  zur  Verfügung  stehen.  Es  wird 
daher  in  Zukunft  bei  der  Auswahl  der  Bewerber  auf  verwaltungs- 
rechtliche, volkswirtschaftliche,  technische  und  hygienische  Kennt- 
nisse, beziehungsweise  auf  die  Absolvierung  eines  solche  Fächer 
umfassenden  Keichsexamens  mehr  Gewicht  zu  legen  sein  als  auf 
die  Zugehörigkeit  zu  gewissen  Korps  '). 

Was  die  Publikation  der  Berichte  der  Aufsichtsbeamten  an- 
geht, so  sollte  neben  die  systematische  Bearbeitung  jedenfalls 
auch  die  volle  Mitteilung  aller  Einzelberichte  treten.  Ausserdem 
müsste  aber  auch  jeder  Einzelbericht  im  Buchhandel  besonders 
zu  erhalten  sein,  um  auch  denjenigen,  deren  Interesse  sich  nur 
auf  einzelne  Berichte  erstreckt,  die  Anschaffung  solcher  zu  er- 
möglichen. In  Bezug  auf  den  Inhalt  wäre  noch  das  eng- 
lische Vorbild  zu  empfehlen,  insofern  als  die  englischen  Be- 
richte eine  genaue  Tabelle  aller  Gesetzes- Verletzungen  mit  An- 
gabe der  vollen  Namen  der  betreffenden  Unternehmer  enthalten. 
Derartige  Veröffentlichungen  würden  eine  sehr  wirksame  Unter- 
stützung der  Aufsichtsbeamten  bilden. 

Ein  nicht  unerheblicher  Mangel  der  bisherigen  Organisation, 
der  aber  noch  nicht  hervorgehoben  wurde,  weil  er  zur  Besprechung 
eines  neuen  Gegenstandes  überhaupt  führt,  ist  durch  den  Um- 
stand begründet,  dass  die  Aufsichtsbeamten  nur  eine  völlig  un- 
zureichende Fühlung  mit  den  Arbeitern  zu  erzielen  vermochten. 
»Der  Verkehr  zwischen  den  Aufsichtsbeamten  und  den  Arbeitern 
wird  nur  dann  ein  fruchtbringender  sein,  wenn  die  Ersteren  mit 
geordneten  Vertretern  der  Arbeiterschaft  organisationsmässig  in 
Verbindung  gesetzt  werden«.  So  äussert  sich  treffend  der  badische 
Aufsichtsbeamte  ’). 

Dass  solche  Einrichtungen  nun  auch  an  massgebender  Stelle 


1)  Vgl.  auch  Schmoller  in  seinem  Jahrlniche.  XIII  S.  683. 

2)  Bericht  Tiir  1889.  S.  9. 
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geplant  werden,  geht  deutlich  aus  der  Rede,  mit  welcher  der 
Kaiser  die  Sitzungen  des  Staatsrates  eröffnete,  hervor.  »Es  wird 
zu  erstreben  sein,  die  Vertretungen  der  Arbeiter  mit  den  staat- 
lichen Berg-  und  Aufsichtsbeamten  in  Verbindung  zu  setzen 
und  auf  diese  Weise  Formen  und  Ordnungen  zu  schaffen,  durch 
welche  den  Arbeitern  der  freie  und  friedliche  Ausdruck  ihrer 
Wünsche  und  Interessen  ermöglicht  und  den  staatlichen  Behörden 
Gelegenheit  geboten  wird,  durch  Anhörung  der  unmittelbar  Be- 
teiligten fortlaufend  über  die  Verhältnisse  der  Arbeiter  zuverlässig 
unterrichtet  zu  werden  und  mit  den  letzteren  die  wünschenswerte 
Fühlung  zu  behalten«.  Wir  gelangen  hiermit  zur  Frage  der 
Arbeiterkammern. 

XIII. 

Wie  in  der  Fr<age  des  internationalen  Arbeiterschutzes  so 
scheint  auch  hier  Kaiser  Wilhelm  II.  cs  ernsthaft  mit  der  Durch- 
führung einer  der  Herzenswünsche  der  Arbeiterpartei  versuchen 
zu  wollen.  Es  ist  ja  hinreichend  bekannt,  dass  die  von  der  so- 
zialdemokratischen Fraktion  des  Reichstages  cingebrachte  Novelle 
zur  Gewerbeordnung  nebst  der  Aufforderung  zu  internationalen 
Vereinbarungen  auch  den  Plan  einer  Organisation  der  Arbeit  in 
Arbeitskammern  enthielt , mit  welchen  die  Aufsichtsbeamten  in 
Verbindung  gebracht  werden  sollten. 

Die  wichtige  Frage  einer  staatlich  organisierten  Vertretung 
der  Arbeiter  hat  leider  von  wissenschaftlicher  Seite  noch  keine 
ausreichende  Behandlung  erfahren  '). 

Dieses  Problem  wurde  in  Deutschland  erst  als  etwas  spezi- 
fisch österreichisches  angesehen.  Im  Jahre  1872  verlangte  nämlich 
eine  Volksversammlung  in  Wien  Arbeiterkammern.  Der  Verein 
»Volksstimme«  richtete  an  das  Abgeordnetenhaus  eine  Petition, 
welche  dem  Beschluss  jener  Versammlung  entsprach.  Trotzdem 
E.  V.  Plener  in  seinem  Berichte  über  diese  Petition  die  P'rage 
einer  staatlichen  Organisation  der  Arbeiter  in  sehr  beachtens- 
werter Weise  besprach,  wandte  man  in  Deutschland  derselben, 
da  sie  in  Oesterreich  mit  dem  politischen  Wahlrechte  verquickt 
auftrat,  keinerlei  Aufmerksamkeit  zu. 

ln  den  80er  Jahren  waren  es  dann  die  deutschen  Sozial- 

1)  Auch  die  Ausführungen  in  dem  kürzlich  erschienenen,  sonst  viel  ßrauchbarcs 
enthaltenden  Werke  t Die  Organi«uion  der  Herufsinlercssen  von  GraeUer,  Berlin,  1H90, 
können  nicht  befriedigen. 

Archiv  für  tos.  Geietxgbf.  u.  Statistik.  III  a 17 
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demokraten,  die  mit  dem  Gedanken  der  Arbeitskammern  hervor- 
traten. Nun  scheint  wieder  eine  ruhige,  sachliche  Prüfung  der 
Idee  durch  das  Vorurteil  verhindert  worden  zu  sein,  es  handle 
sich  um  eine  spezifisch  sozialdemokratische  Einrichtung.  Nament- 
lich hat  auch  die  deutsche  Sozialwissenschaft  es  verabsäumt, 
dieser  Frage  gegenüber  Stellung  zu  nehmen.  Die  wenigen  Er- 
örterungen, die  sich  finden,  gingen  vorwiegend  von  Politikern  aus. 
Obwohl  im  Jahre  1886  neuerdings  in  Oesterreich  durch  Plener 
die  Arbeiterkammern  befürwortet  wurden,  und  später  sogar  eine 
Enquete  ')  über  die  Errichtung  derselben  stattfand,  gelang  es 
nicht,  in  Deutschland  die  Erörterung  dieser  Frage  in  Fluss  zu 
bringen. 

Es  würde  zu  weit  führen,  hier  ein  genaues  Bild  von  der 
Arbeitskammer  des  sozialdemokratischen  Antrages  *)  zu  entwerfen. 
Die  Kammer,  zur  Hälfte  aus  Unternehmern,  zur  Hälfte  aus  Hilfs- 
personen bestehend,  sollte  in  der  Ausführung  wirtschaftlicher  und 
sozialer  Verwaltungsaufgaben  unterstützend  eingreifen,  einen  Mini- 
mallohn festsetzen,  bald  als  Organ  für  Beschwerden  über  Missstände 
dienen,  bald  gutachtlich  sich  über  Gesetzentwürfe  äussern  u.  s.  w. 
Die  Organisation  konnte  natürlich,  da  sie  Unternehmer  und  Hilfs- 
personen vereinigte,  nur  den  Namen  »Arbeitskammerc  nicht  »Ar- 
beiterkammer* führen. 

Der  Vorschlag,  Unternehmer  und  Hilfspersonen  in  einer  Or- 
ganisation zusammenzufassen,  trug  den  Autoren  des  Entwurfes 
von  einigen  Seiten  viel  Lob  ein.  So  sagte  Oechelhäuser  •) : »Als 
einziger  Fortschritt  auf  der  Bahn  praktischer  Erkenntnis  ist  nur 
dabei  zu  verzeichnen,  wie  die  sozialdemokratische  Partei  sich 
jetzt  zu  Arbeitskammern  aus  Arbeitern  und  Arbeitgebern  zu  gleichen 
Teilen  gebildet  bekehrt  hat,  während  sie  bisher  die  reinen  Arbeiteraus- 
schüsse verteidigte.«  Aehnlich  zustimmend  äusserte  sich  auch 
Roesicke  diesem  Gedanken  gegenüber.  Im  Reichstage  dagegen 
wurde  von  einem  Mitgliede  der  konservativen  Partei,  dem  säch- 
sischen Staatsanwalte  Hartmann  ‘),  ausgefuhrt , wie  gerade  die 
gleich  starke  Vertretung  der  Unternehmer  und  Hilfspersonen  jede 
gedeihliche,  positive  Thätigkeit  der  Kammer  unmöglich  machen 

1)  blenographisches  Protokoll  der  Enquete  betreffend  die  Errichtung  von  Arbcitcr- 
kammem.  WieDi  1889. 

2)  Session  1884/85,  Drucksachen  Nr.  144. 

3)  Die  Arbeiterfrage.  Berlin,  1886.  S.  57. 

4)  Stenographische  Berichte  Session  1S84/85.  S.  1746. 
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müsse.  Bei  Stimmengleichheit,  die  in  der  Regel  eintreten  würde 
gelte  der  Antrag  ja  für  abgelehnt. 

Auch  ich  kann  mir  von  einem  Körper,  der  die  grössten  Ge- 
gensätze unserer  Zeit  vereinigt,  keine  erfolgreiche  Thätigkeit  ver- 
sprechen. Ich  halte  es  daher  für  geboten , neben  den  bereits 
bestehenden  Organisationen  der  Unternehmer  in  Handels-  und 
Gewerbekammern  auch  den  Arbeitern  eine  besondere  Interessen- 
vertretung zu  gewähren.  Wenn  man  diesen  keine  schiedsrichter- 
lichen Kompetenzen  zuweisen  will,  für  die  sie  sich  ohnehin  nicht 
eignen,  so  ist  auch  kaum  einzusehen,  warum  Unternehmer  und 
Hilfspersonen  vereinigt  werden  sollen.  Der  Ausgleich  der  grossen 
sozialen  Gegensätze  kann  hier  unmöglich  erfolgen , sondern  ist 
Sache  der  allgemeinen  Sozialpolitik  und  der  sie  bestimmenden 
verfassungsmässigen  Organe. 

Als  Aufgaben  der  Arbeiterkammern  dürften  vielmehr  nur 
folgende  in’s  Auge  zu  fassen  sein  ') : Gutachtliche  Aeusserungen 
über  alle  Angelegenheiten , welche  die  durch  die  Kammer  ver- 
tretenen Arbeiter  betreffen.  Dahin  gehören  insbesondere  Woh- 
nungsverhältnisse und  liinrichtungen  zur  Pflege  und  Sicherung 
der  Gesundheit  der  Arbeiter,  sodann  Arbeitsnachweis  und  Her- 
bergswesen, Beförderung  aller  aus  der  Initiative  der  Arbeiter  selbst 
hervorgegangenen  Wohlfahrtseinrichtungen,  Aufstellung  und  Fort- 
führung einer  exakten  Arbeitsstatistik,  insbesondere  über  Lohnhöhe, 
Arbeitszeit,  Nahrungsmittelpreise,  Wohnungsmieten  u.  s.  w.  Ausser- 
dem wäre  den  Arbeiterkammern  neben  den  selbstverständlichen 
Vollmachten  um  ihren  statistischen  Aufgaben  nachkommen  zu 
können,  auch  ein  Petitions-  und  Beschwerderecht  einzuräumen. 
Im  allgemeinen  wäre  für  jeden  Aufsichtsbezirk  auch  eine  Arbeiter- 
kammer einzurichten.  Der  Kammerbezirk  hätte  in  Kreise  zu  zer- 
fallen, nach  welchen  das  Wahlrecht  auszuüben  wäre.  Bei  der 
Abgrenzung  der  Kreise  müsste  die  lokale  Verteilung  der  wich- 
tigsten Industriezweige  thunlichst  berücksichtigt  werden.  Ein 
aktives  Wahlrecht  wäre  bei  der  grossen  Bedeutung  der  Frauen- 
arbeit in  einzelnen  Industrien  jedenfalls  auch  den  w'eiblichen  Hilfs- 
personen  zuzugestehen.  Die  Kammer  hätte  einen  der  Bestätigung 
der  Regierung  unterliegenden  Sekretär  zu  wählen.  Bezüglich  der 
allgemeinen  arbeitsstatistischen  Aufgaben  wäre  die  Arbeiterkammer 

1)  Vgl,  auch  den  Entwurf  einer  Arbcitskaniiner  des  Bergischen  Vereines  für  Ge- 
meinwohl in  5iozialc  Wohlfahrtseinrichtungen  v.  C.  II.  Zander,  Düsseldorf,  1890  und 
Der  Zeitgeist.  Hamburg.  Erster  Jahrgang.  S.  120, 
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dem  Reichsarbeitsamte  unterzuordnen , beziehungsweise  einer  in 
ihm  zu  errichtenden  arbeitsstatistischen  Abteilung.  Nur  so  könnte 
ja  die  Garantie  erlangt  werden,  dass  diese  wichtigen  Aufnahmen 
im  ganzen  Reiche  nach  denselben  Gesichtspunkten  ausgeführt 
würden. 

Um  eine  Verbindung  zwischen  den  Aufsichtsbeamten  und 
der  Arbeiterkammer  herzustellen , würde  es  zunächst  vielleicht 
genügen,  wenn  der  Aufsichtsbeamte  oder  einer  seiner  Hilfsbeamten 
an  den  Sitzungen  der  Kammer  als  Regierungskommissär  teilzu- 
nehmen  hätte.  Ferner  würde  die  allgemeine  Pflicht  der  Kammer 
zu  gutachtlichen  Aeusserungen  ja  besonders  gegenüber  den  Auf- 
sichtsbeamten zu  gelten  haben. 

Ueber  ihre  Thätigkeit  müsste  die  Kammer  jährlich  einen  zu 
veröffentlichenden  Bericht  an  das  Reichsarbeitsamt  erstatten. 

Die  Organisation  der  gewerblichen  Schiedsgerichte,  die  ge- 
gebenenfalls auch  als  Einigungsämter  wirksam  werden  könnten, 
muss  m.  E.  mit  Rücksicht  auf  die  wesentlich  verschiedenen  Auf- 
gaben von  den  Arbeiterkammern  getrennt  erfolgen.  Nur  das  Wahl- 
recht würde  auf  Seiten  des  Arbeiters  für  beide  Institutionen  das 
nämliche  sein. 

Hiermit  möge  diese  kurze  Revue  über  die  dringendsten  Re- 
formen auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  abge- 
schlossen sein. 

Mancher  wird  vielleicht  den  aufgestellten  Forderungen  kopf- 
.schüttelnd  mit  der  Mahnung  begegnen , man  dürfe  nicht  zu  viel 
auf  einmal  wollen,  wenn  man  mehr  als  wollen  will.  Insbesondere 
wird  man  sich  möglicherweise  auch  skeptisch  gegenüber  der  grossen 
Zahl  von  Organisationen  verhalten,  die  neu  in’s  Leben  treten 
sollen.  Neben  den  bereits  bestehenden  verschiedenen  Versiche- 
rungsorganisationen eine  neue  Organisation  der  Fabrikaufsicht, 
Arbeiterausschüsse,  Arbeiterkammern  und  gewerbliche  Schieds- 
gerichte, wobei  der  wünschenswerten  aus  der  Arbeiterwelt  selbst 
hervorgehenden  Organisationen  noch  gar  nicht  gedacht  ist.  Indessen 
ich  bin  der  Meinung , nicht  nur  im  Reiche  der  Natur,  auch  im 
sozialen  Leben  gelte  das  Gesetz  der  Ueberproduktion  der  Keime. 
Unserer  Zeit  ist  die  schwere  Mission  zugefallen,  eine  neue  wirt- 
schaftliche und  soziale  Organisation  zu  schaffen.  Sie  wird  sich 
dieser  Aufgabe  kaum  anders  entledigen  können , als  dass  dort, 
wo  besondere  Bedürfnisse  vorliegen,  auch  besondere  Organisationen 
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zu  deren  Befriedigung  in’s  Leben  zu  rufen  sind.  Ob  diese  Or- 
ganisationen sich  alle  lebensfähig  und  zur  Lösung  der  ihnen  zuge- 
dachten Aufgaben  geeignet  erweisen  werden,  muss  vorerst  dahin 
gestellt  bleiben.  Sie  müssen  aber  geschaffen  werden,  sonst  können 
sie  nicht  den  Kampf  ums  Dasein  kämpfen,  der  allein  ihre  Lebens- 
kraft entwickeln  wird.  Je  früher  und  umfassender  dieser  Aufgabe 
genügt  wird,  desto  eher  darf  man  hoffen,  noch  die  Zeit  des  »sur- 
vival  of  the  fittest*  zu  erleben  und  so  einen  Blick  in  das  Reich 
der  Zukunft  zu  gewinnen. 

Wenn  aber  gerade  jetzt  die  Aufgaben  unverhältnismässig  an- 
geschwollen sind,  so  ist  die  Ursache  doch  nur  in  den  grossen 
Versäumnissen  zu  suchen,  die  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung in  den  letzten  Jahren  begangen  worden  sind.  Ver- 
spätungen aber  können  nur  durch  entsprechende  Beschleunigungen 
ausgeglichen  werden.  Dass  aber  unsere  Verspätungen  eingeholt 
werden  sollen,  dafür  besitzen  wir  zum  Glücke  mehr  als  eine  wert- 
volle Bürgschaft. 

Auch  finanzielle  Bedenken  dürfen  hier  nicht  hindernd  in  den 
Weg  treten.  Ein  Volk,  das  stets  bereit  gewesen  ist,  zum  Schutze 
gegen  äussere  Feinde  jedes  Opfer  zu  ertragen,  wird  nicht  zögern 
können,  wenn  es  endlich  gilt,  gegen  den  noch  viel  gefährlicheren 
Feind  im  Innern,  gegen  das  Elend  breiter  Massen  von  Volksgenossen 
und  die  daraus  hervorgehende  Unzufriedenheit,  den  Kampf  mutig 
aufzunehmen.  Wird  in  diesem  Kampfe  dieselbe  Energie  und 
Opferwilligkeit  entfaltet,  welche  der  Ausbildung  der  deutschen 
Streitkräfte  zugewendet  zu  werden  pflegt,  dann  wird  auch  hier 
Deutschlands  Fahnen  der  Sieg  begleiten , als  dessen  Preis  uns 
die  Annäherung  an  das  ideale  Ziel  der  menschheitlichen  F^ntwick- 
lung  winkt. 
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SOZIALE  VERSICHERUNG  UND  STATISTIK 
IN  ÖSTERREICH. 


VON 

Dr.  MüRIZ  ERTL 

IN  WIEN. 

B.  Krankenversicherung  '). 

Nachdem  es  uns  im  ersten  Teile  dieser  Abhandlung  gestattet 
war,  zu  zeigen,  wie  sich  die  österreichische  Unfallversicherung  zu 
Zwecken  der  Sozialstatistik  verwertbar  erweisen  wird,  wollen  wir 
im  folgenden  die  österreichische  Krankenversicherung  nach  die- 
ser Richtung  prüfen.  Es  werden  uns  dabei  zwei  Momente 
zu  statten  kommen.  Einmal  die  Thatsache,  dass  die  Kranken- 
versicherung sich  über  ein  weitaus  grösseres  Beobachtungsfeld 
erstreckt,  da  eine  viel  grössere  Zahl  von  Berufsgruppen  in  die- 
selbe einbezogen  ist;  zum  zweiten  aber  der  Umstand,  dass  die 
Krankenversicherung  keine  Betriebs-,  sondern  eine  Individualver- 
sicherung der  betroffenen  Arbeiter  ist. 

Wie  in  unseren  Betrachtungen  über  die  Unfallversicherung 
möge  es  uns  auch  hier  wieder  gestattet  sein,  die  zum  Zwecke 
der  ersten  Orientierung  gepflogenen  Erhebungen  von  den  eigent- 
lichen iin  Gesetze  für  die  Statistik  geschaffenen  Grundlagen  zu 
unterscheiden. 


1.  V o r e rheb  u n g e n. 

Durch  den  Min.-Erl.  v.  14.  Mai  1889,  Z.  8351  (S.  58  A.  N.) 
wurde  in  Ausführung  des  Krankenversicherungsgesetzes  vom 
30.  März  1888,  R.G.Bl.  33  die  Ausarbeitung  von  Organisations- 
plänen für  die  Bezirkskrankenkassen  angeordnet.  Mit  dieser  weit- 
greifenden Arbeit  der  Verwaltungsbehörden  gieng  aber  eine  zweite 

t)  Vgl.  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,  Band  lll,  S.  95  fg. 
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Hand  in  Hand.  Das  Krankenversichcrungsgesetz  nämlich  lässt, 
wie  bekannt,  neben  den  neu  zu  schaffenden  Kassen  noch  die  be- 
reits bestehenden  zu,  w'cnn  dieselben  ihre  Statuten  dem  Gesetze 
anpassen  ').  Dabei  sind  die  Vereinskassen  von  den  übrigen  zu 
scheiden.  Wenn  die  Vereinskassen  ihre  Statuten  bis  zur  Akti- 
vierung der  Bezirkskassen  nicht  umänderten  (und  ein  grosser  Teil 
derselben  hat  sie  geändert,  vgl.  S.  15  und  S.  109  A.  N.  I.  Suppl.), 
so  verfielen  ihre  Mitglieder  der  Bezirkskassenversicherungspflicht. 
Dagegen  wurde  für  die  übrigen  geduldeten  Kassen  eine  Frist 
(i.  März,  später  i.  April  1889)  festgesetzt,  nach  deren  Ablauf  die 
bis  dahin  nicht  geänderten  Statuten  von  der  Behörde  selbst  ge- 
ändert wurden.  Ausser  der  Errichtung  und  Abgrenzung  der  Be- 
zirkskassen und  der  Genehmigung  ihrer  Statuten  musste  also  von 
der  politischen  Behörde  noch  die  Prüfung,  bezw.  Genehmigung 
der  Statuten  aller  anderen  Kassenarten  vorgenommen  werden. 
Drittens  mussten  aber  noch  (Erlass  v.  25.  Nov.  1888,  Z.  20969, 
S.  259  A.  N.)  jene  Unternehmer,  welche  nach  dem  Gesetze  zur 
Errichtung  von  Betriebskrankenkassen  verpflichtet  waren , bei 
deren  Betrieben  aber  bisher  keine  solche  Kasse  bestand , bis 
I.  Mai  1889  zur  Gründung  einer  solchen  verhalten  werden.  Bei 
den  Erhebungen  ergab  sich  überdies  (vgl.  S.  260  A.  N.),  dass 
viele  Genossenschaftskassen  nur  eine  minimale  Anzahl  von  Mit- 
gliedern aufwiesen , weshalb  angeordnet  wurde , dass  die  Ange- 
hörigen solcher  genossenschaftlichen  Krankenkassen,  welche  keinen 
Ersatz  für  die  durch  das  allgemeine  Institut  der  Bezirkskassen 
gewährleistete  Krankenversicherung  bieten  , in  die  Bezirkskassen 
einzubeziehen  seien. 

Als  statistischer  Niederschlag  aller  dieser  umfangreichen  und 
aller  Anerkennung  werten  Ürganisationsarbeiten  ergab  sich  eine 
dreifache  Nachweisung. 

l)  Schon  Ende  1888  (S.  214  ff.  A.  N.)  wurde  ein  Organi- 
sationsplan der  Bczirkskrankenkassen  publiziert , nach  welchem 
sich  im  ganzen  586  Kassen  mit  818968  Versicherungspflichtigen 
ergaben.  Durch  fortwährende  Richtigstellungen,  durch  Scheidung 
einer  Kasse  in  mehrere  oder  durch  Vereinigung  mehrerer  Kassen, 
endlich  durch  die  kontrollierte  Anmeldung  bei  den  schon  ge- 


1)  Die  wenig  übersichtlichen  Destimroungen  des  Gesetzes  über  die  einzelnen  Arten 
der  Krankenkassen  finden  sich  gruppiert  bei  Ertl|  Die  soziale  Versicherung  in  Oester- 
reich, Schmoller’s  Jahrbuch,  a«  a.  O.  S.  674  fh 
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schaficnen  Kassen  im  Laufe  des  letzten  Jahres  wurden  diese  Ziffern 
rektifiziert,  so  dass  sich,  als  das  Ministerium  nach  Abschluss  der 
Organisierung  der  Krankenversicherung  (die  Versicherung  selbst 
begann  am  i.  August  1889)  eine  Zählung  der  bei  den  verschie- 
denen nach  dem  K.G.  eingerichteten  Krankenkassen  versicherten 
Personen  anordnete,  559  ')  Hezirkskrankenkassen  mit 
432  718  ‘)  Mitgliedern  ergaben.  (S.  68  A.  N.  I.  Suppl.)  Die 
Nachweisung  ist  nach  politischen  Bezirken  der  einzelnen  Krön- 
länder  gemacht  und  lässt  nicht  nur  die  Mitgliederzahl  und  den 
Sitz  der  Bezirkskrankenkasse,  sondern  auch  den  Umfang  derselben 
erkennen , wobei  wir  finden , dass  es  naturgemäss  sehr  oft  für 
zweckmässig  erachtet  wurde,  eine  Kasse  für  mehrere  Gerichts- 
bezirke zu  errichten.  Im  einzelnen  ergaben  sich  bezüglich  der 
Mitgliederzahl  je  nach  den  territorialen  Verhältnissen  natürlich  die 
grössten  Verschiedenheiten.  Wir  haben  im  folgenden  eine  Ta- 
belle (s.  umstehend)  entworfen,  welche  die  Verhältnisse  der  Be- 
zirkskassen, sowie  der  Betriebs-  und  Genossenschafts- 
krankenkassen (S.  109  u.  S.  140  A.  N.  I.  Suppl.)  zur  An- 
schauung bringt.  VV'ir  nehmen  dabei  die  Prager  Bezirkskassc 
mit  20000  Mitgliedern  an.  Ob  die  einzelnen  Betriebskassen  schon 
früher  bestanden  oder  im  Sinne  unserer  früheren  Ausführungen 
erst  geschaffen  wurden,  lässt  sich  dabei  nicht  ermitteln. 

Dabei  ergibt  sich  die  etwas  beruhigende  Thatsache,  dass  die 
Bezirkskrankenkassen  im  Vergleiche  zu  den  anderen  Kassenarten 
einen  viel  grösseren  Bestand  von  Mitgliedern  aufweisen.  Die  Ge- 
fahr der  grossen  Verwaltungskosten,  welche  die  Bezirkskassen 
gegenüber  den  anderen  Kassen  ganz  besonders  trifft,  wird  durch 
die  vcrsicherungstechnisch  günstigere  Mitgliederzahl  gemildert, 
und  wir  freuen  uns  dieser  Thatsache  umsomehr,  als  ja  doch  die 
Bezirkskassen  vom  Gesetze  weniger  subsidiär,  wie  es  nach  dem 
Wortlaute  scheinen  möchte , als  vielmehr  grundlegend  für  den 
ganzen  Organismus  der  Versicherung  gedacht  sind  und  deshalb 
für  alle  Eventualfälle  (man  betrachte  doch  die  bedenklichen  Ziffern 
bei  den  Genossenschaftskassen  1)  durch  ihre  Leistungsfähigkeit 
gerüstet  sein  müssen. 

Zu  diesen  3 Kassenarten  kommen  noch  die  genehmigten 


i)  l>abct  ist  die  Kasse  des  Kommunalgebietcs  von  Prag,  welche  in  der  ersten 
Zusammenstellung  mit  20000  V’ersicherungspfiichligen  beziffert  war,  vorläufig  ausser 
Betracht  geblieben. 
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Krankenkassen  der  Staatsbetriebe  '),  nämlich  32  Kassen  mit 
79372  Mitgliedern  (S.  115  A.  N.  1.  Suppl.)  sowie  24  genehmigte 
Kassen  der  Privateisenbahnen  mit  73465  und  i genehmigte 
Kasse  eines  Dampfschiffahrtsbetriebes  mit  172  Mitglie- 
dern (S.  116  A.  N.  I.  Suppl).  Ferner  4 Baukrankenkassen 
mit  zusammen  266  Mitgliedern  (S.  146  A.  N.  I.  Suppl.)  und  34 
Vereinskrankenkassen  mit  174  944  Mitgliedern  (S.  149  A.  N. 
1.  Suppl.).  F.ndlich  kommen  noch  hinzu  die  Brudcrladen 
(Knappschaftskassen),  deren  Regelung  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  28.  Juli  1889,  R.G.Bl.  Nr.  127  zu  erfolgen  hat,  mit  122892  Mit- 
gliedern. 

Es  ergibt  sich  somit  eine  Gesamtzahl  von  i 391  528  Personen, 
welchen  die  Wohlthaten  einer  Krankenversicherung  im  weiteren 
Sinne  des  Krankenversicherungsgesetzes  zugute  kommen  werden. 
Allerdings  dürfen  wir  diese  Ziffer  wegen  der  noch  in  Aussicht 
stehenden  Berichtigungen  nur  als  eine  ungefähr  zutreffende  be- 
trachten. 

2)  Die  zweite  Art  der  Nachweisungen  besteht  in  einer  sy- 
noptischen Tabelle  über  die  Statutenbestimmungen  der 
Bczirkskrankenkassen  (S.  627  A.  N.)  Diese  Tabelle,  welche  in 
ihrer  formellen  Anordnung  Vieles  zu  wünschen  übrig  lässt,  hat 
zunächst  für  die  Verwaltung,  dann  aber  auch  für  die  soziale  Sta- 
tistik einen  Wert.  Wir  erfahren  daraus  u.  a. , wie  viele  Kassen 
die  Beiträge  nach  dem  Musterstatute  (oder  höher  oder  geringer) 
einheben;  ob  der  »üblichec  oder  der  wirkliche  Taglohn  der  Be- 
rechnung zu  Grunde  gelegt  wird ; in  welchen  Terminen  die  Bei- 
träge eingezahlt  werden ; die  Maximaldauer  der  Krankenunter- 
stützung ; die  .Anzahl  der  Lohnklassen , welche  bei  Ermittlung 
des  im  Gerichtsbezirke  »üblichen  Taglohnsc  durch  die  politische 
Behörde  erster  Instanz  festgestcllt  wurden ; die  Höhe  des  Be- 
erdigungskostenbeitrages u.  s.  w.  Wir  besprechen  der  Kürze 
halber  nur  die  drei  uns  sozialstatistisch  am  meisten  interessieren- 
den Punkte.  Von  den  damals  nachgewiesenen  569  Kassen  hatten 
519  den  Beitrag  der  versicherungspflichtigen  Mitglieder  nach  dem 
Musterstatute  (2  Kreuzer),  zwei  derselben  mit  1,  acht  mit  i'/t 
und  zweiundzwanzig  ’)  mit  3 Kreuzern , 18  aber  tarifmässig  nor- 
miert. Ferner  wollen  wir  erwähnen,  dass  432  Kassen  den  »üb- 

1)  I.  Slaatsbahncn  und  vom  Staate  verwaltete  I’rivatbahncn.  2.  Hof-  und  Staau- 
druckerci.  3.  Hauptniünzamt  4.  Geniedirektion  in  Pola.  5.  28  Tabakfabriken 

2)  Sämtlich  in  Kärnten. 
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lichenc,  137  aber  den  wirklichen  Taglohn  zur  Grundlage  der  He- 
rechnung  wählten.  Endlich  interessiert  uns  noch,  dass  die  Ma- 
ximaldauer der  Krankenunterstützung  bei  der  überwiegenden  Mehr- 
zahl der  Bezirkskassen  (564)  dem  Musterstatute  konform  (20  Wo- 
chen), nur  bei  2 Kassen  auf  26  und  bei  3 Kassen  auf  weitere 
20  Wochen  (jedoch  mit  30%  Krankengeld)  festgesetzt  wurde. 

3)  Eine  der  sozialstatistisch  wichtigsten  Vorerhebungen  be- 
steht in  der  Festsetzung  der  im  Gerichtsbezirke  üblichenTag- 
löhne,  welche  der  Berechnung  der  Beiträge  wie  der  Prämien 
zu  Grunde  zu  legen  sind.  Wir  finden  die  betreffenden  Zusam- 
menstellungen (S.  428  ff.  und  S.  588  ff.  A.  N.)  für  den  Sprengel 
jeder  Bczirkskasse  und  nach  männlichen  und  weiblichen  Arbei- 
tern geschieden.  Innerhalb  dieser  Gruppen  sind  wieder  teils  nur 
Scheidungen  nach  der  Arbeitsrangstellung  (jugendliche  Hilfsarbei- 
ter, Taglöhner,  Arbeiter,  Vorarbeiter,  Betriebsbeamte  u.  s.  w.), 
teils  nach  einzelnen  Berufsarten  und  innerhalb  derselben  wieder 
nach  der  Rangstellung  (Kategorie)  gemacht.  So  sehen  wir  z.  B. 
in  Überösterreich  die  gewöhnlichen  von  den  Sensenwerks-,  Bau-, 
landwirtschaftlichen,  Fabriks-  und  sonstigen  gewerblichen  .Arbei- 
tern geschieden;  Tirol  weist  für  Trient  und  Rovereto  ein  alpha- 
betisches Verzeichnis  aller  gewerblichen  Gruppen  und  diese  wie- 
der nach  Arbeiterkategorien  auf;  in  Böhmen  finden  wir  Fabriken, 
Ziegeleien,  Erdarbeiten,  Baugewerbe,  Glasindustrie,  llandels- 
gewerbe,  Landwirtschaft  u.  s.  w.  ausgeschieden,  in  Schlesien  wie- 
der die  Webergehilfen,  in  Galizien  die  Steinbrüche,  Brauereien, 
Brennereien,  Mühlen,  Sägen  (Winter-  und  Sommerperiode  nach 
Lohn  getrennt!),  Fabriken,  Naphtawerke,  Landwirtschaft  u.  s.  w. 
Wir  kommen  später  bei  Besprechung  der  Lohnstatistik  auf  Grund 
des  Krankenversicherungsgesetzes  auf  diese  Tabellen  zurück. 

II.  Gesetz  und  Verordnungen. 

Um  den  Gedankengang  zu  vereinfachen,  wollen  wir  bei  Dar- 
stellung der  statistischen  Handhaben  in  der  Krankenversicherung 
vorläufig  nur  die  Bezirkskrankenkassen  in  Betracht  ziehen.  Wir 
gehen  nun  wieder  von  der  A nz  ei  g e p f 1 ic  h t als  der  ersten 
Bedingung  einer  statistischen  Erfassung  aus. 

Die  Anzeigepflicht  ist  wieder  eine  zweifache.  Wir  beginnen 
mit  dem  Analogon  der  bei  der  Unfallversicherung  besprochenen 
Betriebsanzeigepflicht , welche  wir  hier  Arbeiteranzeige- 
pflicht nennen  können.  Die  Krankenversicherung  hat  es  näm- 
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lieh  nicht  mit  den  Betrieben,  sondern  mit  den  einzelnen  Indivi- 
duen als  Einheiten  zu  thun. 

Nach  § 31  K.G.  sind  die  Arbeitgeber  verpflichtet , die  von 
ihnen  beschäftigten  versicherungspflichtigen  Personen,  sofern  ihre 
Beschäftigung  die  Mitgliedschaft  zu  der  Bezirkskrankenkasse  be- 
gründet, bei  einer  von  der  politischen  Landesbehörde  zu  bestim- 
menden Stelle  anzumelden.  Die  erste,  bei  Errichtung  der  Kasse 
zu  erstattende  Anzeige  hat  binnen  einer  von  der  politischen  Lan- 
desbehörde festzusetzenden  Frist  zu  geschehen.  Nach  Ablauf 
dieser  Frist  sind  die  Arbeitgeber  verpflichtet,  jede  in  Beschäf- 
tigung  tretende  versicherungspflichtige  Person  spätestens  am  3. 
Tage  nach  Beginn  der  Beschäftigung  ')  anzumelden  und  jede  aus 
der  Beschäftigung  tretende  Person  spätestens  am  3.  Tage  nach 
Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses  wieder  abzumelden.  Ein 
notwendiges  Korrelat  zu  diesen  Bestimmungen  bietet  der  § 61 
K.G.,  welcher  Krankenkassen,  deren  Mitgliedschaft  von  der  Pflicht 
befreit,  der  Bezirkskrankenkasse  anzugehören,  verpflichtet,  jeden 
Austritt  eines  Mitgliedes  binnen  14  Tagen  bei  der  politischen  Be- 
hörde I.  Instanz  anzuzeigen.  Diesen  Bestimmungen  der  positiven 
und  negativen  Anzeigepflicht  ist  durch  Strafandrohung  (§  67  K.G.) 
und  Ersatzverpflichtung  (§  32  K.G.)  der  nötige  Nachdruck  ge- 
geben. In  Ausführung  der  Anzeigevorschriften  des  Gesetzes  be- 
stimmt der  § 6 des  Musterstatuts  für  Bezirkskassen  (S.  93  A.  N.), 
dass  die  Abmeldung  den  Vor-  und  Zunamen  des  Abzumeldenden, 
sowie  den  Zeitpunkt  des  Austrittes  aus  der  Beschäftigung , die 
Anmeldung  dagegen  folgende  Punkte  zu  enthalten  habe:  i)  Vor- 
und  Zunamen  des  Anzumeldenden.  2)  Lohnkategorie  (ev.  täg- 
lichen Arbeitsverdienst).  3)  Geburtsdaten.  4)  Zeit  des  Eintrittes 
in  die  Beschäftigung.  Die  Veränderungen  in  den  Kategorien  sind 
am  Schlüsse  jedes  Jahres  von  den  Arbeitgebern  der  Bezirkskasse 
bekannt  zu  geben.  Auf  Grund  der  Anmeldung  werden  den  Ar- 
beitern (§  7 des  Musterstatuts)  Legitimationskarten  ausgestellt, 
welche  noch  überdies  den  Betrag  des  täglichen  Krankengeldes 
und  der  Beerdigungskosten , worauf  das  Mitglied  Anspruch  hat. 
sowie  die  genaue  Adresse  des  Arbeitgebers,  die  Bezeichnung  des 
Betriebes , ferner  die  Adresse  des  Kassenarztes  zu  enthalten 

1)  Vorübergehend  beschäftigte  Arbeiter  sind  sofort  nach  Antritt  der  Beschäftigung 
anrmnelden  (§  17  Musterstatut).  Bezüglich  der  An-  und  Abmeldung  der  Und-  and 
forstwirtschaftlichen  wie  der  Arbeiter  der  Hausindustrie  können  besondere  Verein- 
barungen (§  16  Musterstatut)  stattfinden.  V’gl.  S.  99  A.  N. 
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haben.  Für  die  An-  und  Abmeldung  hat  der  >Ent\vurf  einer 
Geschäftsordnung  für  die  Betriebskrankenkassen c (S.  541  A.  N.) 
auch  fakultativ  Formularien  vorgeschrieben,  welche  ungefähr  den 
Erfordernissen  des  Musterstatuts  entsprechen  und  nur  neben  der 
Lohnkategorie  noch  glücklicherweise  die  >Art  der  Beschäftigung« 
verlangen,  worunter  wir,  da  das  Anmeldungsformular  vom  Ar- 
beitgeber überreicht  und  auch  von  diesem  die  Ueberschrift  »Art 
und  Ort  des  Betriebes«  für  alle  angemeldeten  Arbeiter  zusammen 
ausgefüllt  wird  , nur  die  Beschäftigungsart  i.  e.  S.  {Arbeitsrang- 
stellung) verstehen  dürfen. 

Die  Anmeldung  führt  zur  Anlage  der  Matrikeln  (für  Männer 
und  Frauen  gesondert) , welche  bei  den  Bezirkskassen  erfolgen 
wird  (vgl.  das  Muster  S.  582  A.  N.).  Und  hierin  scheint  uns  ein 
Grundfehler  gelegen.  Die  Krankenversicherung  hat  es  mit  kleinen 
Gebieten  und  mit  einzelnen  Individuen  zu  thun,  die  beständig 
übenvacht,  registriert,  kontrolliert  werden  müssen.  Diesen  Um- 
stand sollten  unseres  l'irachtens  die  Kassen  sich  nicht  entgehen 
lassen.  Sie  sollten  ein  Kataster  mit  Individual-Zählblättern  ein- 
führen. Wenn  man  schon  überhaupt  nicht  zu  einfachen  Mitglie- 
derlisten , sondern  zu  Matrikeln  nach  Altersklassen  greift,  sollte 
man  den  Gedanken  auch  konsequent  zu  Ende  gedacht  und  Zähl- 
karten mit  näheren  Individualangaben  vorgeschrieben  haben.  Denn 
wir  meinen  , dass  der  Kassenführer,  welcher  die  Matrikeln  nach 
dem  Geschlechte  und  nach  Altersklassen  anzulcgen  und  vermit- 
telst des  alphabetischen  Verzeichnisses  (S.  556  A.  N.)  in  Evidenz 
zu  führen  versteht,  auch  der  Führung  eines  um  so  vieles  wert- 
volleren Zählkartenkatasters  gewachsen  sein  dürfte.  Wir  kommen 
auf  die  Konsequenzen  bei  Besprechung  der  Krankenstatistik  zu- 
rück und  haben  uns  an  dieser  Stelle  nur  noch  zu  fragen,  welche 
Art  von  Personen  denn  eigentlich  durch  die  erste  Art  der  An- 
zeigepflicht in  den  Matrikeln  der  Bezirkskassen  zur  statistischen 
Erfassung  gelangen. 

Der  Krankenversicherung  (§§  i —4  K.G.)  unterliegen  i)  alle 
in  Gemässheit  des  Unfallversicherungsgesetzes  gegen  Unfall  Ver- 
sicherten (mit  vorläufiger  Ausnahme  der  land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Arbeiter),  2)  alle  in  Bergwerken  auf  vorbehaltene  Mine- 
ralien und  den  zugehörigen  Anlagen , 3)  alle  beim  Eisenbahn- 
und  Binnenschiffahrtsbetriebe,  4)  alle  in  einer  unter  die  Gewerbe- 
ordnungfallenden oder  sonstigen  gewerbsmässig  betriebenen  Unter- 
nehmung beschäftigten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten  (Lehrlinge, 
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Volontäre,  Praktikanten)  Dabei  sind  dann  wieder  ausgenommen 
die  Arbeiter  beim  Schiflahrtsbetriebe  auf  dem  Meere,  Bedienstete 
mit  festem  Gehalte  beim  Staate , Land  u.  s.  w.  und  Personen, 
welche  im  Krankheitsfälle  mindestens  für  20  Wochen  Anspruch 
auf  Unterstützung  in  der  Familie  des  Arbeitgebers  haben,  und 
welche  deshalb  mit  ihrer  Zustimmung  von  der  Versicherung  be- 
freit werden  können.  Es  kommen  aber  noch  hinzu ; die  land- 
und  forstwirtschaftlichen  , sowie  die  Arbeiter  der  Hausindustrie, 
aber  nur  für  den  Fall,  als  deren  Arbeitgeber  mit  deren  Zustim- 
mung freiwillig  der  Krankenversicherung  beitreten. 

Mitglieder  der  Bezirkskassen  nun  sind  i)  alle  jene  eben  ge- 
nannten versicherungspflichtigen  Personen,  weichein  deren  Sprengel 
beschäftigt  und  nicht  bei  einer  sonst  genehmigten  Krankenkasse 
versichert  sind;  2)  solche  Personen,  welche  das  35.  Lebensjahr 
nicht  überschritten  haben  und  freiwillig  eintreten  '). 

Wenn  wir  also  diese  Bestimmungen  im  grossen  überblicken 
und  von  den  vielen  im  Gesetze  noch  enthaltenen  Details  absehen, 
so  finden  wir  als  Grundstock  unserer  statistischen  Betrachtungen 
ein  Material,  welches  bei  weitem  nicht  die  Homogenität  und  Cha- 
rakteristik der  Individuen  der  Unfallversicherung  aufweist.  Wäh- 
rend dort  die  Grossindustrie  vorwiegt,  ist  hier  ein  Teil  derselben 
durch  die  Betriebs-,  Bau-,  Vereins-  und  Knappschaftskassen  aus- 
geschieden , ein  anderer  Teil  der  Grossindustrie  aber  darin  ent- 
halten, und  zwar  mit  dem  Kleingewerbe  vermengt,  von  dem  wie- 
der ein  Teil  in  die  Genossenschaftskassen  geflüchtet  ist.  Ueber- 
dies  aber  finden  wir  einerseits  freiwillig  beitretende  Personen, 
welche  durch  das  blosse  Postulat  eines  Alters  unter  35  Jahren 
vielleicht  gar  nichts  mit  dem  eigentlichen  Arbeiterstande  gemein 
haben,  andrerseits  aber  infolge  der  weiten  Ausdehnung  des  Ge- 
setzes selbst  (ssonstige  gewerbsmässig  betriebene  Unternehmungt) 
sogar  unter  den  versicherungspfiichtigen  Personen  solche,  welche 
durchaus  nicht  dem  eigentlichen  Arbeiterstande  angehören  *).  So 

1)  Eine  dritte  Art  von  Mitgliedern,  welche  wir  »emcriiierle«  genannt  haben,  kön- 
nen wir  hier  als  weniger  wichtig  übergehen.  Vgl.  Erll,  a.  a.  O.  S.  676. 

2)  Wir  erwähnen  hier  nicht  nur  die  Versichcrungspflicht  des  Apolhckerpersonals 
(Min -Erl.  v.  9.  April  1889,  Z.  6128,  S.  349  A.  N.) , sondern  auch  alle  sonstigen 
Unlernehnmngen . welche  im  Art,  V.  des  Einführungsge-setzes  zur  Gewerbeordnung 
vom  20.  Üezeml)cr  1859  genannt  sind , soferne  sie  gewerbsmässig  betrieben  werden, 
also  insbesondere  die  litterarischc  ThiUigkeit,  die  Geschäfte  der  Advokaten,  Notare, 
Ilandelsmnkler,  Börseagenten,  Ingenieure,  Aerzte,  Heilanstalten  (Irren-,  Badeanstal- 
ten etc.),  den  Privalunlerrichl  und  tlic  bctrelTenden  Erziehnngsanstallen,  Kreditanstalten, 
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sehr  wir  uns  vom  Standpunkte  der  Versicherungstechnik  iiber 
die  Ansammlung  zahlreicher  und  verschiedenartiger  Risken  freuen, 
so  werden  wir  doch  andrerseits  sehr  vorsichtig  bei  statistischen 
Schlussfolgerungen  sein  müssen.  Wir  wollen  übrigens  hoffen,  dass 
diese  Gefahren  durch  eine  klare  und  eingehende  Nachweisung 
der  Beschäftigungsarten  behoben  sein  werden,  was  allerdings  bei 
der  oben  unter  den  »Vorerhebungen«  gebrachten  Tabelle  keines- 
wegs der  Fall  war.  Nach  den  Matrikeln  jedoch  ist  es  möglich, 
ausser  der  Zahl  noch  das  Geschlecht,  die  Beschäftigungsart,  die 
Lohnkategorie,  die  Geburtsdaten  (und  den  für  uns  weniger  wich- 
tigen Eintrit's-  bezw.  Austrittstag,  resp.  den  Todestag)  festzustellen. 
Dass  dabei  der  Zivilstand  (eventuell  Kinderzahl)  und  die  Zustän- 
digkeit fehlen  (von  anderen  Daten  ganz  abgesehen),  müssen  wir 
noch  als  geringeren  Nachteil  bezeichnen  angesichts  des  grossen 
Uebelstandes,  dass  überhaupt  keine  Zählblätter  eingeführt  sind. 

Wir  können  zur  zweiten  Art  der  Anzeigepflicht,  zur  Krank- 
heitsanzeigepflicht, übergehen,  welche  eigentlich  weniger 
als  eine  Pflicht,  denn  als  ein  Recht  erscheint,  insoferne  sie  nicht 
den  Unternehmer,  sondern  den  Arbeiter  trifft.  Die  Krankheits- 
anzeige ist  im  Gesetze  durchaus  nicht  so  eingehend  bedacht,  wie 
die  Unfallsanzeige.  Wir  hören  nur  beiläufig  von  derselben , so 
z.  B.  von  der  Strafe  der  Simulation  (§35  K.G.).  Erst  im  § 13 
des  Musterstatuts  erfahren  wir,  dass  ein  Krankenschein  vom  Kas- 
senarzte oder  von  dem  durch  den  Vorstand  bestimmten  Vertrauens- 
mann ausgestellt  wird,  und  dass  die  Krankheiten  von  ihm  in  der 
für  die  Krankheitsstatistik  vorgeschriebenen  Weise  zu  bezeichnen 
sind.  Doch  kann  durch  Statut  auch  festgesetzt  sein , dass  die 
Anzeige  der  Erkrankung  und  Wiedergenesung  sofort  an  den 
Kassenvorstand  geschieht  (vgl.  S.  120  A.  N.).  In  der  oben  er- 
wähnten »Geschäftsordnung«  ist  dann  näher  bestimmt  (§  6),  wie 
die  Meldung  durch  den  Krankenschein  oder  bei  im  Krankenhause 
Untergebrachten  ‘)  durch  den  Spitalszettel  (S.  549  A.  N.)  zu  kon- 


Banken,  Sparkassen,  Theater,  Zeitungen,  Hausierer  etc.,  eine  Auslegung,  deren  weit- 
reichende Konsequenzen  die  betrefTende  Entscheidung  (vgl.  S.  13  A.  N.  1 Suppl.) 
selbst  nur  mit  grosser  Reserve  zuzugeben  scheint,  und  welche  man  später  (vg).  z.  H. 
S.  71  A.  N.  I.  Suppl.)  nicht  einfach  citiert,  sondern  neuerdings  zum  Gegenstände  einer 
Entscheidung  gemacht  hat. 

I)  Vgl.  Über  die  Verpflegung  im  Krankenhause  meine  Ausführungen  gegen 
Menzel  in  der  »Oesterr.  Zeitschrift  für  Verwaltung«,  XXII.  Jahrg.  S.  14  und  15, 
dann  S.  37  und  38. 
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statiercn  ist,  und  wie  die  Kontrolle  (§  7)  durch  freiwillige  Kran- 
kenbesucher und  Berufskontrolleure  zu  geschehen  hat.  Dabei  sind 
die  Krhebungsmomente  nicht  in  der  Weise  taxativ  vorgeschrieben 
wie  bei  der  Kontrolle  der  Unfallsanzeige  (vgl.  oben). 

Der  Krankenschein  nun  (S.  584  A.  N.)  enthält  ausser  dem 
Namen  des  Mitglieds,  der  Beschäftigungsart,  Geburtszeit  und  dem 
Tage  der  Meldung  (bezw.  dem  Wiederbeginn  der  Erwerbsfähig- 
keitl  noch  den  Namen  der  Krankheit  und  für  20  Krankenwochen 
je  einen  Coupon,  auf  welchem  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit 
vom  Kassenarzt  bestätigt,  und  gegen  deren  Ausfolgung  das  Kran- 
kengeld ausgezahlt  wird.  Der  Kranken-  und  Todtenschein  ’)  nebst 
den  Matrikeln  sind  die  Grundlage  der  durch  § 72  K.G.  den  Kran- 
kenkassen und  durch  § 39  K.G.  insbesondere  den  Bezirkskranken- 
kassen-Verbänden  vorgeschriebenen,  durch  § 18  des  Musterstatuts 
für  Bezirkskassen,  sowie  durch  § 8 der  »Geschäftsordnung«  näher 
normierten  Statistik.  Unseres  Erachtens  sollte  für  den  Stand 
(Mitglieder)  und  die  Bewegung  (Krankheit)  dasselbe  Individual- 
zählblatt , eventuell  auch  zwei  Zählblätter  bestehen.  Nach  den 
gesetzlichen  Vorschriften  sehen  wir  aber  ein  Zählblatt  (Matrikel) 
für  sämtliche  Angehörige  einer  Altersklasse  (desselben  Geschlechts) 
und  daneben  ein  Individualzählblatt  für  den  Erkrankungsfall,  wel- 
ches Zählblatt  allerdings  in  viele  getrennte  Coupons , in  den  zu- 
gehörigen Krankenschein  selbst  (der  gleichsam  den  Talon  vor- 
stellt) und  endlich  in  die  »durchstrichenen«  Krankenscheine  für 
wiederholte  Erkrankung  an  derselben  Krankheit  (§  10  Geschäfts- 
ordnung) zerfallt  und  daher  technisch  die  grössten  Schwierigkeiten 
bietet,  wie  schon  aus  der  komplizierten  Beschreibung  in  der  Ge- 
schäftsordnung her\’orgeht  (S.  557 — 559  A.  N.) 

Was  wird  aber  nun  auf  Grund  dieser  komplizierten  Zähl- 
blätter statistisch  gewonnen  ? Wir  können  dies  um  so  leichter 
anfüliren , als  das  Musterstatut  uns  (im  Gegensätze  zur  Unfall- 
versicherung) gleich  die  Konzentrationsformulare  an  die  Hand 
gibt  (S.  132  A.  N.) 

Das  Formular  I siebt  noch  die  an  sich  schon  geringen  Aus- 
künfte der  Matrikeln  durch  einen  engmaschigen  Tabellenkopf  und 
sagt  uns  nur  (und  zwar  für  Männer  und  Frauen  und  Altersklassen 
gesondert)  die  Anzahl  der  Mitglieder  zu  Anfang  und  zu  Ende 

I)  Derselbe  enthält  folgentle  Rubriken-  N.ime,  Art  <lcr  Heschäftigung  , Gcburls- 
zell,  Todestag,  Todesursache.  (S.  585  A,  N.). 
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des  Jahres,  die  Anzahl  der  erkrankten  und  gestorbenen  Mitglieder 
und  die  Anzahl  der  Erkrankungen  überhaupt  (also  auch  der 
wiederholten),  sowie  die  ausgezahlten  Krankentage  im  Laufe  des 
Jahres.  Von  der  Beschäftigungsart  ist  keine  Rede.  Das  For- 
mular II,  welches  im  Gegensätze  zum  Formular  I auch  die  nur 
vorübergehend  beschäftigten,  in  die  Matrikeln  nicht  aufzunehmen- 
den Mitglieder  enthält  (S.  559  A.  N.),  hat  dafür  die  Beschäftigungs- 
art in  Vertikal-  und  ein  detailliertes  Schema  der  Krankheiten 
(nach  Gruppen  geordnet)  als  Horizontalspalten.  Es  ist  für  3 Arten 
von  Nachweisungen  bestimmt.  Einmal  wird  es  für  die  Anzahl 
der  Erkrankungen  (nicht  der  erkrankten  Personen) , das  zweite 
Mal  für  die  Anzahl  der  Sterbefälle  und  das  dritte  Mal  für  die 
Anzahl  der  ausgezahlten  Krankentage  ausgefüllt.  Also  wieder 
der  alte  Fehler ; man  wird  die  Anzahl  der  erkrankten  Kupfer- 
schmiede oder  der  gestorbenen  Bäcker  oder  die  Krankentage  der 
Weber  kennen,  ohne  dass  uns  das  Formular  I besagt  hätte,  wie 
viele  Kupferschmiede,  Bäcker  oder  Weber  überhaupt  in  Betracht 
kommen.  Ob  dabei  die  so  wichtige  Beschäftigungsart  (Arbeits- 
rangstellung) oder,  wie  angedeutet,  nur  der  Berufszweig  in  Be- 
tracht gezogen  werden  wird,  ist  sehr  fraglich  ').  Uns  interessiert 
es  aber  doch  gewiss  sehr  zu  wissen,  ob  in  einer  Papierfabrik  die 
Bediener  der  Holländcrmaschine  oder  die  Hadernsortierer  mehr 
der  Phtisis  zum  Opfer  fielen.  Ueberdies  sind  aber  die  so  wich- 
tigen Kombinationen  von  Zivilstand  und  Berufsart,  Berufsart  und 
Alter,  Alter  und  Zivilstand,  Alter  und  Krankheit  u.  s.  w.  infolge 
Mangels  guter  Zählkartenfornuilare  von  vorneherein  unmöglich 
gemacht.  Wir  w'ürden  dies  nicht  beklagen,  wenn  der  eine,  so 
selten  erhobene  Faktor,  das  .\lter,  oder  das  vorzügliche  Krank- 
heitsschema überhaupt  nicht  in  Rücksicht  gezogen  worden  wären. 
Aber  dass  man  sich  der  Statistik  zuliebe  schon  mit  schwierigen 
Erhebungen  quält,  dass  man  Formulare  mit  aller  Mühe  und  allem 
guten  Willen  angelegt  und  dann  durch  den  fehlenden  organischen 
Zusammenhang  nahezu  wertlos  gemacht  hat,  das  müssen  wir  vom 
Standpunkte  der  Sozialstatistik  bedauern.  Allen  diesen  Uebel- 

l)  Das  Schema  der  »Beschäftigungsarten«  im  Formular  II  wird  nicht  aus  den 
Matrikeln,  sondern  aus  den  An-  und  Abmeldescheinen  gewonnen.  Die  ziemlich 
mystische  Beschreibung  der  Art  und  Weise,  wie  dies  geschieht  (vgl.  S.  558  letzte 
alin.  A.  N.),  lässt  alle  Zweifel  bezüglich  der  Gewinnung  eines  guten  Berufs-  und  Bc- 
tricbsartenschcmas  sehr  begründet  erscheinen.  Wie  sich  ein  Kassenführer  in  dieser 
verworrenen  Anleitung  zurecht  finden  soll,  ist  uns  ein  Rätsel 
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standen  kann  aber  noch  abgeholfen  werden,  und  wir  hoffen,  dass 
dies  mit  der  Zeit  geschehen  wird.  Es  wäre  unbillig,  von  den 
jungen,  binnen  kurzer  Zeit  geschaffenen  Institutionen  gleich  das 
Beste  zu  verlangen. 

Wir  müssen  ohnedies  gestehen,  dass  die  österreichischen  Ver- 
hältnisse in  sozialstatistischer  Hinsicht  besser  angelegt  sind,  als 
die  entsprechenden  in  Deutschland ').  Einheitliche  Be.stimmungen 
über  ein  Mitgliederverzeichnis  hat  es  dort  überhaupt  früher  nicht 
gegeben , und  werden  erst  die  statistischen  Nachweisungen  für 
das  Jahr  1888  die  Folgen  des  Bundesratsbeschlusses  vom  23.  Juni 
1887,  wodurch  die  Art  und  Form  der  Rechnungsführung  wesent- 
lich geregelt  worden  ist,  zeigen.  Die  in  Deutschland  früher  durch- 
geführte Scheidung  nach  gesetzlichen,  statutaHschen  und  freiwil- 
ligen Mitgliedern  wurde  später  als  undurchführbar  erkannt , und 
auch  die  österreichischen  Nachweisungen  lassen  für  die  Scheidung 
der  verschiedenen  Mitglieder  keine  Spalte  offen.  Die  rote  Farbe 
der  Anmeldungsforniulare  Nichtversicherungspflichtiger  (S.  547 
A.  N.)  scheint  hier  nur  das  Haltsignal  für  jeden  Versuch  einer 
näheren  l'.rforschung  derselben  zu  bedeuten.  Doch  scheint  uns 
dieser  Mangel  unbedeutend,  wenn  wir  den  Vorteil  der  Formulare  I 
und  II  gegenüber  den  deutschen  Nachweisen  bedenken.  Wenn 
es  auch  leider  nicht  möglich  sein  wird,  die  Scheidung  nach  Be- 
rufsgruppen *)  für  den  Mitgliederstand  der  Krankenkassen  sofort 
durchzufuhren , so  wird  dies  doch  wenigstens  für  die  Kranken- 
bewegung erreicht  werden.  In  Deutschland  ist  von  Alters- , Be- 
rufs- und  Krankheitsgruppen  keine  Rede.  Wir  erfahren  von  den 
Mitgliedern  nichts  als  die  Zahl  und  das  Geschlecht.  Bezüglich 
der  mittleren  jährlichen  Mitgliederzahl  sei  uns  gestattet  zu  er- 
wähnen, dass  die  Berechnung  derselben  in  Deutschland  von  18S8 
ab  viel  leichter  möglich  sein  wird,  als  in  Oesterreich,  ln  Deutsch- 
land werden  dann  die  Mitglieder  für  jeden  i.  Monatstag  im  Jahre 
nachgewiesen,  und  wird  der  Durchschnitt  daher  recht  genau  be- 
rechnet werden.  Dagegen  werden  wir  in  Oesterreich  nur  den 
Stand  zu  Anfang  und  zu  Ende  des  Jahres  kennen,  was  ein  grosser 

1)  Vgl.  Mayr,  a.  a O.  S.  203  fT. 

2)  Nach  der  »CJeschäftsordnung«  zu  schliessen  (vgl.  S.  55S  letzte  aiin.  A 
wird  es  zwar  nicht  möglich  sein,  den  Bestand  der  Mitglieder  nach  Berufsgruppen  aas- 
zuweisen, doch  wcrtlen  wenigstens  alle  Berufsgruppen  einer  Kas.se,  auch  wenn  sic 
etwa  keine  Krankheitsfälle  aufweisen  sollten,  im  Tabclienkopfe  des  Formulars  II  er- 
scheinen. 
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Nachteil  ist.  Kine  Konstatierung  der  Mitgliederzahl  für  jeden  i. 
(oder  was  uns  zweckmässigerschiene;  15.)  Monatstag  dürfte  aber 
nicht  zu  grosse  Schwierigkeiten  bieten  und  wäre  von  bedeuten- 
dem Vorteile  ').  Die,  wie  es  scheint,  bisher  in  Deutschland  üb- 
liche Berechnung  der  mittleren  Mitgliederzahl  vermittelst  des  Durch- 
schnittslohnes könnten  wir  gar  nicht  befürworten  ’).  Dies  sind 
nur  die  Schwierigkeiten , welche  bei  Berechnung  der  mittleren 
Mitgliederzahl  einer  Kasse  oder  Kassenart  erscheinen.  Dass  die 
Schwankungen  in  der  Mitgliederzahl  aller  Krankenkassen  sich 
teilweise  ausgleichen,  dürfte  bei  der  Erwägung  klar  werden,  dass 
ja  die  Bewegung  des  Mitgliederstandes  vielfach  nur  ein  Giro  zwi- 
schen den  einzelnen  .Kassenarten  bedeutet. 

Ausser  der  Zahl  und  den  Personalien  der  Mitglieder  wird 
sich  aus  Formular  I und  II  die  Krankheitsdauer,  die  Erkrankungs- 
häufigkeit und  die  Mortalität  ermitteln  lassen.  Auf  den  separaten 
Au.sweis  der  durch  Unfälle  herbeigeführten  Erkrankungen  werden 
wir  (wie  in  Deutschland)  leider  vorläufig  verzichten  müssen , so- 
fern sich  nicht  in  dem  Krankheitsschema  selbst  ein  Anhaltspunkt 
darüber  finden  wird. 

Die  Krankheitsdauer  ergibt  sich  aus  der  Division  der  Kran- 
kentage durch  die  Anzahl  der  Erkrankungen  ’).  Dabei  ist  aber 

1)  Merkwürtiigcns'cisc  wird  für  die  nur  »vorübergehend  beschäftigtenc  Mitglieder 
(§  17  des  Musterstatuts)  nach  der  Geschäftsordnung  (vgl.  S.  583  A.  N.),  da  für  die- 
sell»en  das  Fonnular  I nicht  in  Anwendung  kommt,  eine  »Uebcrsichl«  eingeführt, 
welche  die  Anzahl  derselben  an  jedem  1.  Monatslag  des  Jahres  konstatiert.  In  diesem 
einen  Punkte  ist  also  die  statistische  Erfassung  besser , als  für  die  eigentlichen  Mit- 
glieder, obwohl  die  »üebersicht*  sonst  nur  das  Geschlecht,  die  Summe  der  Erkran- 
kungs-  und  Sterbefdlle  und  der  ausge/ahlten  Krankentage  enthalt. 

2)  Die  mittlere  Mitgliederzahl  soll  nach  dieser  Methode  der  Quotient  aus  zwei 
Grössen  sein.  Der  Dividend  besteht  in  dem  Jahres-Lohneinkommen  aller  Mitglieder, 
welches  sich  aus  dem  Prozentverhälimsse  der  in  ihrer  Summe  bekannten  Beiträge  zum 
Dohne  berechnen  lässt.  Der  Divisor  besteht  in  dem  durchschnittlichen  Jahrcslohn- 
cinkommen  eines  Mitgliedes;  dieses  glaubt  man  durch  Division  des  Krankengeldes 
durch  die  Krankentage  und  vermittelst  des  Prozentverhältnisses  zwischen  Krankengeld 
und  D>hn  hnden  zu  können.  Doch  erhält  man  bei  dieser  Division  nur  den  durch* 
schnitlUchen  Tag  lohn  eines  Mitgliedes,  und  es  lässt  sich  daraus,  selbst  bei  der  Hy- 
j>üthesc,  dass  die  Anzahl  der  Erkrankten  typisch  in  ihren  Lohnverhältnissen  wäre, 
das  Jahreslohneinkommen  deshalb  nicht  berechnen , weil  die  Zahl  der  Arbeitstage 
jedes  Arbeiters  unbekannt  sind.  Ucbcrhaupl  sollte  man  bei  der  Operation  mit  solchen 
Durchschnitten  vorsichtiger  sein  und  nicht,  wie  cs  so  oft  geschieht,  die  mathematische 
Statistik  dadurch  entbehren  zu  können  glauben , dass  man  sich  einfach  über  sic  hin- 
wcgselzt. 

3)  Spalte  3 des  Komtulars  1 enthält  alle  Mitglieder,  welche  erkrankten;  dabei 
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bis  jetzt  immer  sehr  wenig  erörtert  worden,  was  man  eigentlich 
unter  der  Krankheitsdauer  verstehen  soll , ob  die  Dauer  eines 
Krankheitsfalles  in  Tagen  (wie  in  der  deutschen  Statistik)  oder 
die  Dauer  der  durch  Krankheit  hervorgerufenen  Erwerbsunfähig- 
keit eines  Arbeiters  innerhalb  eines  Jahres.  Erstere  ist  sozialstatistisch 
wichtiger,  da  es  gewiss  kein  richtiges  Bild  der  »Krankheitsdauer« 
gibt,  wenn  ich  in  dieselbe  alle  Tage,  während  welcher  ein  Ar- 
beiter an  Halsentzündung,  ferner  infolge  eines  in  einem  späteren 
Monate  des  Jahres  etwa  erfolgten  Beinbruches,  endlich  etwa  an 
Blattern  erkrankt  war,  einbeziehe.  Dagegen  hat  es  vcrsicherungs- 
technisch  einen  Wert , die  Krankheitsdauer  als  Dauer  der  In- 
anspruchnahme der  Kassen  aufzufassen.  VV’ir  interessieren  uns 
hier  nur  für  die  erstere  Auffassung  der  Krankheitsdauer.  Die 
durchschnittliche  Dauer  eines  Krankheitsfalles  aber  kann  ich  nur 
aus  der  Division  der  Krankentage  durch  die  Anzahl  der  Erkran- 
kungen gewinnen.  Diese  wird  aus  Spalte  6 des  Formulars  1 ge- 
wonnen werden  müssen,  welche  zwar  die  eigentliche  »Rccidive« 
nicht,  die  anderen  wiederholten  Erkrankungen  aber  wiederholt 
zählt.  Dagegen  müsste  die  Spalte  3 für  den  zweiten  Begriff  der 
Krankheitsdauer  benützt  werden.  Ausser  der  Scheidung  der 
Krankheitsdauer  nach  dem  Geschlechte  (was  in  Deutschland  das 
einzig  Erreichbare  ist)  werden  wir  noch  jene  nach  Altersklassen 
und  vermöge  der  dreifachen  .-kusweise  nach  Formular  II  auch  jene 
nach  Berufsarten  und  Krankheiten  erhalten,  was  ein  grosser  Ge- 
winn sein  wird  ').  Wir  dürfen  wohl  noch  erwähnen,  dass  bei  der 

Ist  ein  Mitglied,  wenn  es  an  derselben  oder  an  einer  anderen  Krankheit  im  I»aufe  des 
Jahres  nochmals  erkr.nnkle , doch  nur  einmal  gezählt.  Spalte  6 dagegen  enthalt  die 
Anzahl  der  Erkrankungen  überhaupt.  Dabei  sind  zwar  Mitglieder,  welche  innerhalb 
8 Wochen  nach  erfolgter  Genesung  wieder  an  derselben  Krankheit  erkrankten  (»dorch- 
strichene«  Krankenscheine)  nur  einm«il,  Mitglieder  aber,  welche  nach  8 Wochen  an 
derselben  oder  überhaupt  an  einer  anderen  Krankheit  im  Ijiufe  des  Jahres  nochmals 
erkrankten,  mehrmals  gezählt. 

I)  Dabei  ist  aber  ein  Vorbehalt  zu  machen.  Im  Formular  II  sind  nämlich  auch 
die  »vorübergehend  beschäftigten«  (nicht  immatrikulierten)  Mitglieder  enthalten.  Die- 
selben müssen  erst  aus  der  »üebcrsicht«  genommen  und  zu  den  Angaben  des  For- 
mulars 1 zugezählt  werden.  Es  wird  daher  die  Beobachtung  der  Krankheitsdauer  der 
immatrikulierten  und  nicht  immatrikulierten  Mitglieder  nach  Beruf  und  nach  einzelnen 
Krankheiten,  nach  Altersklassen  jedoch  nur  die  Beobachtung  der  Krankheitsdauer  bei 
immatrikulierten  Mitgliedern  möglich  sein.  Auch  wird,  da  das  Formular  U nicht  für 
die  Anzahl  der  erkrankten  Mitglieder,  sondern  nur  für  die  Erkrankungen  überhaupt 
ansgefüllt  wird,  die  Krankheitsdauer  nach  Beruf  und  Krankheilsarten  nur  in  der  Auf- 
fassung als  »Dauer  eines  Krankheitsfalles«  berechnet  werden  können , was  jetloch 
unseren)  Wunsche  vt>m  Standpunkte  tler  Sozialslalistik  aus  genügt. 
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Berechnung  der  Krankheitsdauer  eine  dreifache  Unrichtigkeit  nicht 
zu  vermeiden  sein  wird.  Einmal  werden  nur  die  »ausgezahltenc 
Krankentage  gezählt.  Krankheitsfälle,  welche  nur  3 Tage  erwerbs- 
unfähig machen  (§  6 K.G.),  werden  somit  nicht  gezählt  werden. 
Bei  freiwillig  beigetretenen  Mitgliedern  wird  aber  überdies  noch 
eine  Frist  von  mindestens  4 Wochen  seit  ihrem  Eintritte  abge- 
laufen sein  müssen  (§  22  K.G.),  wenn  der  Krankheitsfall  zur  Ent- 
schädigung gelangen  soll.  Der  zweite  Fehler  liegt  in  der  Mög- 
lichkeit, dass  ein  Krankheitsfall  länger  als  20  Wochen  dauert  und 
dafür  statutarisch  keine  weitere  Auszahlung  festgesetzt  ist.  Der 
dritte  Fehler  endlich  entsteht  durch  das  Uebergreifen  der  Krank- 
heitsdauer von  einem  Kalenderjahr  auf  das  andere.  Der  letztere 
Fehler  Hesse  sich  wohl  dadurch  leicht  eliminieren,  dass  man  die 
Coupons,  deren  zugehörige  Krankenscheine  zu  Ende  des  Jahres 
noch  nicht  »fälligt  sind,  bezüglich  der  Krankheitsdauer  erst  im 
nächsten  Jahre  betrachtet.  Aber  wir  wollen  im  Anfänge  von  den 
Kasseführern  nicht  zu  viel  verlangen. 

Die  Erkrankungshäufigkeit  wird  sich  aus  der  Division  der 
mittleren  Mitgliederzahl  durch  die  Anzahl  der  erkrankten  Mitglie- 
der (nach  Spalte  3 des  Formulars  I)  ergeben,  wenn  wir  darunter 
die  Ziffer  verstehen,  welche  uns  besagt,  wie  viele  von  den  Mit- 
gliedern im  Laufe  des  Jahres  überhaupt  (ob  einmal  oder  wieder- 
holt) erkrankten.  Für  die  Beurteilung  der  Morbidität  der  Arbeiter- 
bevölkerung wäre  aber  der  Nachweis  darüber  sehr  wichtig,  wie 
viele  Mitglieder  entweder  recidiv  wurden  oder  aber  wiederholt 
und  zwar  an  verschiedenen  Krankheiten  erkrankten.  Auf  diesen 
Nachweis  werden  wir  leider  vorläufig  verzichten  müssen.  Bei  der 
mittleren  Mitgliederzahl  wird  wieder  in  Betracht  zu  ziehen  sein, 
dass  im  Formular  1 die  »vorübergehend  Beschäftigten*  fehlen; 
es  werden  daher  die  nicht  immatrikulierten  Mitglieder  (deren 
mittlere  Zahl  sich,  wie  erw'ähnt , viel  besser  berechnen  lässt)  zu- 
gezählt werden  müssen,  was  jedoch  wieder  bezüglich  der  Alters- 
klassen nicht  möglich  ist.  Wird  die  mittlere  Mitgliederzahl  aus 
den  Lohnangaben  berechnet,  w'as  wir  als  fehlerhaft  verwerfen,  so 
würde  die  Nachweisung  der  Erkrankungshäufigkeit  nach  dem  Ge- 
schlechte  nicht  möglich  sein  (wie  in  Deutschland).  Dagegen  wird 
ein  Vorzug  gegenüber  den  deutschen  Ausweisen  in  dem  Nach- 
weise nach  Altersklassen  (für  die  matrikulierten  Mitglieder)  ge- 
legen sein.  Für  die  Berufs-  und  Krankheitsgruppen  ist  leider 
(Formular  II)  nicht  der  Ausw  eis  der  erkrankten  Mitglieder,  sondern 
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nur  jener  der  Erkrankungen  überhaupt  vorgeschrieben  (S.  559 
A.  N.).  Es  kann  daher  die  Erkrankungshäufigkeit  nach  Berufs- 
und Krankheitsgruppen  nur  im  Sinne  eines  Verhältnisses  aller 
Erkrankungsfälle  (nicht  der  erkrankten  Mitglieder)  zu  dem  Mit- 
gliederstande aufgefasst  werden.  Dadurch  geht  aber  die  Ver- 
gleichbarkeit verloren.  Man  sieht , dass  sich , so  oft  man  in  die 
Formulare  nähereingeht,  viele  Lücken  und  Fehler  zeigen,  welche 
eben  bei  einem  durchdachten  Zählkartensysteme  vermieden  wor- 
den wären. 

Die  Mortalität  wird  sich  in  zwei  Ziffern  zum  Ausdrucke 
bringen.  Die  eine  wird  uns  besagen,  wie  viele  Sterbefälle  auf 
100  Mitglieder,  die  andere,  wie  viele  auf  icx3  Krankheitsfälle  ent- 
fallen. Die  Mortalität  in  rrozenten  der  Mitglieder  wird  sich 
nach  Geschlecht,  Alter,  Beruf  und  Krankheit  darstcllen  lassen, 
wobei  aber  wieder  die  oben  erwähnten  Bedenken  bezüglich  der 
mittleren  Mitgliederzahl  und  bezüglich  der  nicht  immatrikulierten 
Mitglieder  zur  Geltung  gelangen.  Die  Mortalität  in  Prozenten 
der  Krankheitsfälle  wird  dieselben  Unterscheidungen  zulassen, 
wobei  wieder  bezüglich  des  Alters  die  nicht  immatrikulierten  Mit- 
glieder ausser  Betracht  bleiben  werden.  Dagegen  wird  man  beim 
Alter  die  Wahl  haben,  ob  man  die  erkrankten  Mitglieder  oder 
vielmehr  richtiger  die  Erkrankungsfälle  (Spalte  6)  als  Basis  neh- 
men will,  während  letztere  Methode  für  die  Scheidung  nach  Be- 
ruf und  Krankheitsform  die  einzig  mögliche  ist.  Besser  würde  in 
allen  Fällen  auch  bezüglich  der  Mortalität  wieder  nach  Zahlkarten 
operiert  werden,  wenn  man  jeden  Krankheitsfall  bezüglich  seines 
tötlichen  oder  nicht  tötlichen  Ausganges  genau  verfolgen  wollte. 
Schwierigkeiten  werden  sich  jedenfalls  ergeben,  wenn  Krankheits- 
form und  Todesursache  bei  demselben  Falle  verschieden  bezeich- 
net werden  müssen. 

Bevor  wir  diesen  Teil  der  aus  der  Anzeigepflicht  im  weitesten 
Sinne  sich  ergebenden  Statistik  abschliessen,  möchten  wir  noch, 
um  nicht  missverstanden  zu  werden,  auf  eine  Frage  der  Kranken- 
statistik zurückkommen.  Wir  haben  oben  unser  Bedauern  dar- 
über ausgesprochen,  dass,  nach  Formular  I zu  schliessen,  die  Be- 
schäftigungsart, welche  doch  in  den  Matrikeln  verzeichnet  ist,  für 
den  Mitgliederstand  nicht  fcstgestellt  werden  wird.  Nun  müssen 
wir  darauf  hinweisen,  dass  allerdings  der  § 18  des  Musterstatuts 
(S.  100  A.  N.)  ganz  richtig  ausser  der  Nachweisung  des  Mitgliedcr- 
standes  zu  Anfang  und  Ende  des  Jahres  nach  Altersklassen  auch 
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die  Zahl  der  Versicherungspflichtigen  und  Nichtversicherungspflich- 
tigen zu  Anfang  und  Ende  des  Jahres  nach  der  Art  der  Be- 
schäftigung in  den  Ausweisen  verlangt.  Während  jedoch  für 
die  Altersklassen  im  Formular  I vorgesorgt  ist,  fehlt  ein  Formular 
für  den  Mitgliederstand  nach  der  Beschäftigungsart.  Auch  in  der 
»Geschäftsordnungc  besteht  die  fixe  Idee,  dass  die  Beschäftigungs- 
art nur  für  das  Formular  II  Interesse  habe,  weshalb  auch  die  Er- 
hebung derselben  für  dieses  Formular  des  langen  und  breiten  be- 
schrieben wird.  Wir  sehen  also  hier  wieder  einen  jener  mehr- 
mals besprochenen  Fälle  der  Inkongruenz  mancher  Theile  der 
Verordnungen.  Und  falls  sich  später,  vielleicht  bei  der  prakti- 
schen Durchführung,  Formularien  ergeben  werden,  welche  wenig- 
stens dem  § 18  des  Musterstatuts  inhaltlich  entsprechen  (was  ja 
nicht  zu  viel  verlangt  ist),  werden  wir  unsere  oben  gemachten 
Ausstellungen  mit  Freuden  zurückziehen. 

F'ragen  wir  nun  nach  den  weiteren  statistischen  Anhaltspunk- 
ten im  Gesetze,  so  finden  wir  dieselben  insbesondere  in  der  ver- 
sicherungstechnischen Thatsache  der  Beiträge  einerseits  und 
der  P r ä m i e n (Krankengeld)  andererseits.  Der  uns  zugemessene 
Kaum  gestattet  leider  nicht,  auch  hier  ausführlich  zu  sein; 
wir  wollen  uns  auf  die  wichtigsten  Andeutungen  beschränken. 
Krankengeld  und  Beiträge  werden  regelmässig  in  Prozenten  des 
üblichen  Taglohnes  berechnet  (§§  6,  9,  25,  26  K.G.).  Daher  ist 
für  den  üblichen  Taglohn  eine  Festsetzung  nötig  (§  7 K.G.),  welche 
regelmässig  für  einen  Gerichtsbezirk  und  für  mehrere  Kategorien 
von  Arbeitern  erfolgt  (vgl.  § 5 des  Musterstatuts  samt  Anleitung.) 
Das  erste  Resultat  dieser  Aufstellungen  haben  wir  oben  unter 
den  »Vorerhebungenc  besprochen.  Diese  Lohnangaben,  welche 
wieder  nur  Durchschnitte  sind,  müssen  sehr  vorsichtig  aufgenom- 
men werden.  Sie  haben  unseres  PTachtens  sozialstatistisch  wenig 
Wert.  Besser  sind  noch  jene  Nachweisungen,  welche  eine  grössere 
Scheidung  nach  besonderen  Industriezweigen  enthalten,  wie  z.  B. 
jene  von  Obcrösterrcich,  Tirol,  Böhmen,  Schlesien,  Galizien.  Auch 
aus  der  »Zahlungsliste«  der  Mitgliedsbeiträge  (S.  565  A.N.)  läs.st 
sich  keine  bessere  Lohnstatistik  konstruieren,  da  viele  Mitglieder 
dieselben  gar  nicht  benützen,  sondern  direkt  bei  der  Kasse  ein- 
zahlen  und  daher  ein  Fänzahlungsbüchcl  (S.  566  A.  N.)  benützen, 
welches  aber  (sowie  auch  das  Vormerkbuch  II  über  die  Einzah- 
lungen der  Mitglieder  S.  568  A.  N.)  die  Lohnkategorie  nicht  ver- 
zeichnet, während  sich  dieselbe  int  Vormerkbuche  1 findet. 
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Ks  sei  uns  daher  gestattet,  hier  auf  eine  viel  wertvollere 
Quelle  hinzuweisen,  als  es  die  Vormerkbücher  der  Kassen  sind, 
aus  welchen  man  höchstens  durch  das  perzentuelle  Verhältnis  den 
Lohn  berechnen  könnte,  was  für  jedes  Mitglied  doch  sehr  um- 
ständlich wäre.  Was  wir  meinen,  sind  die  Matrikeln,  ln  den- 
selben (also  für  alle  nicht  vorübergehend  beschäftigten  Arbeiter) 
findet  sich  neben  der  »Art  der  Beschäftigungc  auch  die  »Lohn- 
kategorie«. Wie  vorteilhaft  wäre  hier  wieder  die  Zählkarte ! 
Nehmen  wir  an,  dass  das  in  den  Matrikeln  vorhandene  Material 
auf  Zählkarten  umgelegt  werden  könnte , so  würden  wir  nicht 
Durchschnittslöhne,  welche  gar  keinen  Wert  haben,  sondern  eine 
viel  bessere  Lohn  Statistik  gewinnen.  Wir  würden  nicht  nur 
wissen  , welche  Lohnkategorien  gezahlt  werden , sondern  auch, 
wie  viele  Personen  die  einzelnen  Lohnarten  geniessen , und  wel- 
cher Beschäftigungsart  diese  Personen  angehören.  Wenngleich 
diese  Lohnkategorien  nicht  die  faktischen  Löhne  darstellen , so 
werden  sie  denselben  doch  bei  einer  guten  Ausarbeitung  des 
Schemas  sehr  nahe  kommen , da  die  Einreihung  der  einzelnen 
Arbeiter  in  dieses  Schema  doch  Sache  der  Erwägung  bezw.  so- 
gar eines  Verfahrens  ist.  Ein  solcher  Einblick  in  die  lohnsta- 
tistischen Thatsachen  wäre  wohl,  wir  dürfen  es  offen  sagen,  ein 
Gewinn  gewesen,  welcher  eine  etwas  rationellere  Aufbercitungs- 
art  nicht  als  statistische  Spielerei  hätte  erscheinen  lassen.  Wir 
geben  jedoch  die  Hoffnung  auf  die  einstige  Hebung  dieser  Schätze 
noch  immer  nicht  auf.  In  Deutschland  ist  allerdings  hier  auch 
noch  nichts  geschehen. 

Die  Mitgliedsbeiträge  führen  nicht  nur  zu  der  Möglich- 
keit einer  Lohnstatistik , sondern  dieselben  sind  auch  an  sich  in 
gewisser  Beziehung  sozialstatistisch  von  Interesse.  Wir  wollen 
wissen,  wie  viel  ein  Mitglied  durchschnittlich  an  Beiträgen  zahlt, 
wie  gross  die  Belastung  der  arbeitenden  Klassen  ist,  wie  sich  die 
Beiträge  der  Unternehmer  zur  Gesamtsumme  der  Beiträge  ver- 
halten ')  u.  s.  w.  Letztere  Unterscheidung  ist  in  Deutschland  bis- 
her nicht  gemacht  worden.  Den  Mitgliederbeiträgen  steht  aber 
wieder  das  Krankengeld  gegenüber,  und  auch  von  diesem 
wollen  wir  wissen , wie  viel  es  bei  einem  Mitglied  oder  einem 
Krankheitsfall  betrug  u.  s.  w.  In  Oesterreich  erhalten  wir  das 
alles  aus  den  Vormerkbüchern  nicht  leicht.  Auf  der  »Zahlungs- 

i)  Vgl.  § 8,  Punkt  7 (S.  559  A.  N.)  der  Geschäftsordnung. 
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listet  erscheint  wohl  der  wöchentliche  Beitrag  für  jeden  Arbeiter 
und  der  Beitrag  des  Arbeitgebers  für  die  Beitragsperiode.  Doch 
gilt  diese  Liste  nicht  für  Mitglieder,  welche  direkt  einzahlen  (vgl. 
§ IO  des  Musterstatuts).  Dementsprechend  sind  auch  die  Vor- 
merkbücher I und  II  zu  diesem  Zwecke  nicht  verwendbar.  Das 
Vormerkbuch  III  dagegen  Hesse  sich  für  eine  detaillierte  Nach- 
weisung des  ausgezahlten  Krankengeldes  verwenden.  Doch  spre- 
chen wir  lieber  gleich  von  der  vorzulegenden  Gebarung  der 
Kassen  selbst.  Die  Betriebsrechnung  (S.  574  A.  N.)  weist  die 
Beiträge  der  Mitglieder  und  der  Arbeitgeber  für  jeden  Tag,  ebenso 
die  Krankengelder,  die  Kosten  der  Medikamente  und  Heilmittel, 
die  Spitalverpflegs-  und  Transport-,  sowie  die  Beerdigungskosten, 
auch  die  uns  interessierenden  Venvaltungskosten  nach.  Aus  die- 
sem Nachweise  wird  die  Statistik  mehr  schöpfen  können  '),  als 
aus  dem  Kassabuche  (S.  572  A N.)  und  den  Vermögensauf- 
schreibungen (S.  576  ff.  A.  N.).  Allerdings  sind  hier  nur  sehr 
allgemeine  Durchschnitte  möglich.  Im  einzelnen  wollen  wir  die 
Ausbeutung  der  Gebarungsausweise,  da  dieselbe  weniger  wichtig 
und  ziemlich  klar  umschrieben  scheint,  hier  nicht  verfolgen.  Wir 
müssen  nur  noch  erwähnen , dass  die  Vorlage  des  Rechnungs- 
abschlusses durch  § 21  K.G.  vorgeschrieben  ist,  und  dass  § 18 
des  Musterstatuts  den  Inhalt  dieser  Ausweise  näher  bestimmt, 
während  sich  im  Anhänge  zur  »Geschäftsordnungt  die  Formulare 
finden. 

Die  Statistik  der  Bezirkskassen,  welche  wir  bisher  mehr  de- 
zentralisiert betrachtet  haben , ist  eigentlich  zentralisiert  gedacht 
und  zwar  durch  den  Begriff  des  Bezirkskassenverbandes,  wodurch 
sich  die  Krankenversicherung  in  das  System  der  Unfallversiche- 
rung einfügt.  Diesem  Verbände,  dessen  Verwaltung  von  dem 
Vorstande  der  betreffenden  Unfallversicherungsanstalt  besorgt 
wird,  obliegt  die  Besorgung  der  Statistik  (§  39  K.G.).  Dadurch 
ist  Hoffnung  vorhanden,  dass,  was  der  einzelne  Kassenführer  nicht 
vermag,,  vielleicht  einer  zentralisierten  Aufarbeitung  erreichbar  ist. 
Allerdings  sollten  dazu  Zählkarten  vorhanden  sein.  Nach  § 2 des 
Musterstatuts  für  die  Bezirkskassenverbände  (S.  380  ff.  A.  N.) 
obliegt  dem  Verbände  die  Besorgung  der  Statistik.  Die  statisti- 
schen Uebersichten  haben  nach  § 13  (S.  386  A.  N.)  zu  enthalten : 


l)  Abgesehen  davon  , dass  die  Bclricbsrechnung  in  erster  Linie  zur  VeröfTcnl- 
lichung  bestimmt  ist. 


Digitized  by  Google 


282 


Eril, 


i)  die  Gcbarungsresultate  (für  Bezirks-  und  Betriebskassen)  und 
zwar  in  dreifacher  Gliederung  : a)  für  Kassen , welche  dem  Re- 
scrvefonde  mindestens  0.2  der  Kassenbeiträge  zufuhrten  (§  27  K.G.); 
b)  für  Kassen,  welche  nicht  volle  0.2  und  endlich  c)  für  Kassen, 
welche  gar  keine  Dotierung  dem  Reservefonde  zuwendeten.  Diese 
Kategorien  werden  uns  teilweise  die  Grösse  und  Leistungsfähig- 
keit der  Kassen  anzeigen.  2)  Haben  die  Nachweisungen  die 
Krankheitsstatistik  (Formular  I und  II)  und  zwar  getrennt  für 
Bezirks-  und  Betriebskassen  zu  enthalten. 

Wenn  wir  uns  schliesslich  fragen , ob  denn  ausser  von  den 
Bezirkskrankenkassen  auch  von  den  anderen  Kassenarten  stati- 
stische Nachweisungen  zu  gewinnen  sein  werden,  so  müssen  wir 
dies  zunächst  von  den  Betriebskassen  bejahen.  Die  Betriebs- 
kassen können  entweder  in  den  Bezirkskassenverband  eintreten 
oder  aber  selbst  einen  Verband  bilden.  (§  50  K.G.)  Jedenfalls 
aber  ist  (§  17  des  Musterstatuts  für  Betriebskrankenkassen)  der 
Aufsichtsbehörde  ausser  dem  Rechnungsabschlus.se  auch  eine  Sta- 
tistik vorzulegen , welche  genau  nach  den  für  die  Bezirkskassen 
vorgeschriebenen  Formularien  ')  zu  verfassen  ist  (S.  163  A.  N.).  F.s 
werden  also,  obwohl  darüber  nichts  gesagt  ist,  auch  die  Behelfe 
zur  Gewinnung  des  Urmaterials  ähnlich  gedacht  sein.  Der  An- 
zeigepflicht (bezw.  Abmeldepflicht)  jener  Kassen,  welche  nicht 
Bezirkskassen  sind,  haben  wir  schon  gedacht ; (§  61  K.G.)  Wenn 
wir  noch  einen  Zweifel  über  die  Einbeziehung  der  Betriebskassen 
in  die  Verpflichtung  zu  statistischen  Nachweisungen  hätten,  würde 
uns  der  § 10  des  Statuts  für  Krankenkassen  in  Zuckerfabriken  *) 
(S.  363  A.  N.)  denselben  benehmen.  Als  Betriebskassen  sind 
auch  jene  der  Eisenbahnen  und  Dampfschiflfahrtsbetriebe  aufzu- 
fassen, und  S;  33  des  Statuts  für  die  Krankenkassen  der  österreichi- 
schen Eisenbahnen  (S.  327  A.N.)  spricht  von  den  vorgeschriebenen 
Formularien.  Auch  bezüglich  der  genossenschaftlichen 
Krankenkassen  gelten  dieselben  Formulare  (vgl.  S.  207  ff.  A.  N. 
§ 88;  ferner  S;  8 des  Statutenentwurfs  für  eine  Lehrlingskranken- 
kassc  der  Genossenschaften  S.  38  A.  N.  I Suppl.). 

Zweifelhaft  bleiben  also  nur  die  Kassen  derStaatsbetriebe, 
ferner  die  Vereinskrankenkassen,  welche  ja  an  die  Nach- 


1)  Dieselben  sind  bis  auf  weiteres  zu  accepticren  (vgl.  .S.  260  A.  N.). 

2)  Entworfen  vom  Zentralvercin  für  Rübenruckerindustrie. 
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Weisungen  nach  dem  Gesetze  gebunden  wären , denen  übrigens 
die  Nachahmung  des  Statuts  für  Rczirkskassen  empfohlen  wird 
(S.  261  A.  N.),  sowie  die  Bruderladen,  welche  aber  ganz 
gewiss  zu  denselben  genauen  Ausweisen  verhalten  sein  werden. 
Die  B au  kra  nke  nkass  e n sind  ohnedies  nur  Tür  zeitlich  be- 
grenzte Betriebe  gedacht. 

Wenn  auch  dem  Wortlaute  nach  für  diese  Kassenarten  die 
oben  beschriebenen  Formularien  nicht  vorgeschrieben  sind  , so 
hegen  wir  doch  die  bestimmte  Zuversicht,  dass  eine  gleichförmige 
Statistik  für  alle  Kassenarten  gewonnen  werden  wird  , nachdem 
der  S 72  K.G.  »die  in  diesem  Gesetze  bezeichneten  Kranken- 
kassenc  (also  alle  Kassenarten)  verpflichtet,  »in  den  vorgeschrie- 
benen Fristen  und  nach  vorgeschriebenen  Formularien«  die  Aus- 
weise vorzulegen,  was  noch  durch  i;  76  K.G.  bekräftigt  wird. 

Nur  indem  wir  eine  alle  Kassenarten  umfassende  Statistik 
voraussetzen,  werden  wir  unsere  Ansicht  dahin  aussprechen  dürfen, 
dass  im  ganzen  betrachtet  die  sozialstatistische  Ausbeute  des 
Krankenversicherungsgesetzes  in  Oesterreich  uns  mehr  zu  ver- 
sprechen scheint,  als  die  deutsche  Statistik  bisher  geleistet  hat. 
Wir  glauben  auch,  dass  der  Mitgliederstand,  welchen  wir  oben 
ausgewiesen  haben,  und  welcher  beiläufig  6°/o  der  Bevölkerung 
beträgt,  im  Anfänge  noch  viel  zu  niedrig  erscheint , und  dass  es 
mit  der  Zeit  gelingen  wird,  über  einen  ebenso  grossen  Bevölke- 
rungsteil wie  derzeit  in  Deutschland,  aber  in  eingehenderer  Weise, 
sozialstatistische  Aufschlüsse  zu  erhalten.  Obwohl  uns  die  öster- 
reichische Krankenstatistik  mehr  Mängel  aufzuweisen  scheint  als 
die  Unfallstatistik,  so  wird  sie  doch  gegenüber  der  deutschen 
Statistik  einen  noch  grös.seren  Fortschritt  bedeuten,  als  dies  bei 
der  österreichischen  Unfallstatistik  konstatiert  werden  konnte. 
Und  deshalb  glauben  wir,  dass  alle  Bedenken,  welche  wir  hier 
auszusprechen  die  Pflicht  hatten , angesichts  der  grossen  sozial- 
statistischen Errungenschaften , welche  wir  dennoch  zu  erhoffen 
haben,  unbedeutend  zu  nennen  sind. 

Haben  wir  aber  nur  erst  den  Anfang  einer  Sozialstatistik  ge- 
schaffen, dann  wird  dieser  Teil  der  Verwaltung,  wie  jeder,  wel- 
cher dem  Bedürfnisse  des  Staates  entspricht,  sich  selbst  entwickeln 
und  befruchten,  und  w'ir  sehen  die  Zeit  nicht  ferne,  wo  wir  in 
dieser  Hinsicht  nicht  mehr  beschämt  auf  andere  Länder  blicken 
werden. 
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DIE  RUSSISCHE  FABRIKGESETZGEBUNG. 


VON 

Dr.  E.  M.  DEMENTJEFF 

IN  MOSKAU, 

Durch  das  Gesetz  vom  i.  Juni  1882  wurde  in  Russland  der 
Grund  für  die  ganze  nachfolgende  Fabrikgesetzgebung  gelegt. 
Vor  diesem  Zeitpunkte  waren  die  Rechte  und  Pflichten  der  Fa- 
brikanten wie  der  Arbeiter  zu  allererst  in  einem  Fabrikstatut, 
durch  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1835,  geregelt  worden.  Sehr  bald 
aber  entsprach  dieses  Reglement  nicht  mehr  den  Anforderungen 
des  praktischen  Lebens  und  die  Regierung  sah  sich  gezwungen, 
ihre  Zuflucht  zu  temporären  administrativen  Verordnungen,  bald 
für  dieses,  bald  für  jenes  Industriezentrum,  zu  nehmen.  lieber 
die  Arbeit  Minderjähriger  gab  es  überhaupt  keinerlei  Bestim- 
mungen ; eine  Ausnahme  bildeten  nur  die  Etablissements  der 
Regierung  und  der  Montanindustrie. 

In  den  Fabriken  und  Werkstätten  des  Marineressorts  wurden 
früher,  wie  auch  noch  jetzt,  Kinder  unter  12 — 14  Jahren  nicht  zu- 
gelasscn  und  arbeiteten  während  eines  Zeitraums  von  sieben 
Jahren  als  Lehrlinge  nicht  mehr  als  7 Stunden  täglich,  wobei  die 
in  besonders  für  sie  errichteten  Spezialschulen  zugebrachten  Lehr- 
stunden mit  inbegriffen  waren.  In  einigen  F'ällen  waren  täglich 
3’/a  Stunden  dem  Schulunterricht  gewidmet,  in  anderen  wechsel- 
ten die  Schultage  mit  den  Arbeitstagen  in  der  Werkstatt  ab.  In 
den  Werkstätten  des  Kriegsministeriums  wurden  Kinder  unter 
12  Jahren  und  solche,  die  des  I.esens  und  Schreibens  unkundig 
waren,  überhaupt  nicht  zugelassen,  während  die  Zahl  der  Arbeits 
stunden  nach  den  für  Erwachsene  geltenden  allgemeinen  Bestim- 
mungen geregelt  wurde,  d.  h.  auf  10  Stunden,  und  zwar  aus- 
schliesslich Tagesarbeit,  beschränkt  war. 
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In  den  Regierungsbergwerken  wurden  schon  vom  Jahre  1838 
ab  Kinder  unter  12  Jahren  zur  Arbeit  nicht  verwendet.  Seit  1861 
aber  forderte  das  Gesetz,  dass  sowohl  in  den  Krön-  wie  in  den 
Privatbergwerken  Kinder  unter  12  JaTiren  überhaupt  nicht  zur 
Arbeit  zugelassen  werden  sollten;  Kinder  unter  15  Jahren  durf- 
ten nicht  mehr  als  8 Stunden  täglich  beschäftigt  werden  und 
zwar  nur  bei  Tage  und  das  auch  nur  in  den  Werkstätten  auf  der 
Oberfläche  der  Erde,  aber  nicht  in  den  Schachten. 

Die  P'orderungen  um  Abhilfe  der  in  der  Praxis  auftreten- 
den Notstände  machten  sich  immer  lauter  geltend  und  schon 
im  Jahre  1859  überzeugte  sich  die  Kommission,  welche  dem 
St.  Petersburger  General-Gouverneur  infolge  der  sich  häufen- 
den Unfälle  der  Fabrikarbeiter,  besonders  minderjähriger,  bei- 
gegeben war,  nachdem  sie  alle  Fabriken  in  St.  Petersburg  und 
dem  Petersburger  Kreise  besichtigt  hatte,  von  dem  verderblichen 
Einflüsse  der  F'abrikarbeit  auf  die  Kinder  und  projektierte  daher 
eine  Einschränkung  sowohl  in  bezug  auf  das  Alter  der  zur  Ar- 
beit zuzulassenden  Kinder , wie  auch  der  täglichen  Arbeitszeit 
und  ein  Verbot  der  Nachtarbeit  für  dieselben.  Fline  in  demselben 
Jahre  beim  Finanzministerium  zur  Durchsicht  der  Bestimmungen 
über  den  Betrieb  von  F'abriken  und  gewerblichen  Anstalten  ge- 
bildete Kommission,  schloss  sich  dieser  Ansicht  vollkommen  an. 
Sie  hegte  die  volle  Ueberzeugung , dass  der  schädliche  Einfluss 
der  F'abrikarbeit  auf  den  jugendlichen,  noch  unentwickelten  Or- 
ganismus, sogar  bei  genauer  Beobachtung  aller  hygienischen  y\n- 
forderungen  , in  nichts  anderem  zu  suchen  sei , als  in  der  an- 
dauernden, einförmigen  Arbeit  und  sie  sprach  daher  die  Ansicht 
aus,  dass  es  um  so  besser  sei,  je  weiter  der  Alterstermin,  vor 
dessen  Erreichung  Kinder  zur  F'abrikarbeit  nicht  zuzulassen  wären, 
hinausgeschoben  würde.  Aber  nach  der  Meinung  dieser  Kom- 
mission ging  der  Einfluss  derartiger  Massregeln  noch  viel  tiefer. 
Die  mit  der  Beschränkung  der  Kinderarbeit  unvermeidlich  ein- 
tretende F>höhung  des  Arbeitslohnes , welche  sich  in  der  Ver- 
teuerung der  Erzeugnisse  äussern  dürfte,  würde,  nach  ihrer  Mei- 
nung, keinen  Verlust  für  die  allgemeine  Oekonomie  des  Volks- 
wohlstandes herbeiführen,  da  die  Billigkeit  der  Ware  nur  dann 
eine  normale  Erscheinung  ist,  wenn  sie  die  Folge  einer  Vervoll- 
kommnung in  der  Produktion  und  der  Leichtigkeit  des  Absatzes 
der  Erzeugnisse  ist , nicht  aber  wenn  sie  durch  gewandte  Aus- 
nutzung des  Unverstandes  anderer  oder  einen  Ueberfluss  an  Ar- 
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beitskräften  erreicht  wird.  Die  Kommission  hielt  es  sogar  für 
zulässig,  anzunehmen,  dass  die  Erhöhung  des  Arbeitslohnes  nicht 
so  sehr  in  der  Verteuerung  der  Erzeugnisse  sich  fühlbar  machen 
würde  als  vielmehr  in  der  Verminderung  des  Reingewinns  der 
Kapitalisten.  Aber  wenn  dieses  auch  der  Fall  wäre,  so  müsste 
dieser  Umstand , nach  Ansicht  der  Kommission , nur  beweisen, 
dass  die  eingeführten  Massregeln  vollkommen  ihren  Zweck  er- 
reichten, indem  sie  in  gewissem  Grade  das  Gleichgewicht  zwischen 
den  Interessen  der  Arbeitgeber,  der  Arbeiter  und  der  Konsu- 
menten herstellten. 

Das  Projekt  der  Kommission,  durch  das  beim  Finanzmini- 
sterium bestehende  Manufakturkonseil ')  etwas  zu  seinem  Nach- 
teile verändert,  wurde  nun  der  Ausgangspunkt  aller  späteren  Ar- 
beiten der  Regierung  in  dieser  Frage.  Es  bestimmte  das  Mini- 
malalter der  zur  Fabrikarbeit  zuzulassenden  Kinder  auf  12  Jahre, 
verbot  für  12 — 16jährige  Kinder  eine  mehr  als  zehnstündige  Tages- 
arbeit und  beschränkte  die  Nachtarbeit  für  dieselben  auf  6 Stun- 
den innerhalb  eines  Zeitraums  von  24  Stunden.  Es  stellte  Re- 
geln zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen  Verletzungen  auf  und 
machte  die  Fabrikbesitzer  dafür  verantwortlich  ; es  gab  Bestim- 

1)  Das  Manufakturkonseil,  im  Jahre  1872  in  ein  »Konseil  für  Handel  und  Manu- 
faktur« umgestaUet,  besteht  beim  Finanzministerium,  um  — wie  das  Gesetz  sagt  — 
»der  Regierung  im  Aufsuchen  von  Massnahmen  zur  Hebung  des  Handels  und  der 
Fabrikinduslrie  behilflich  zu  sein,  sowie  zur  Entscheidung  von  Fragen,  die  in  Sachen 
dieses  Vcrwaliungszwciges  auftauchen  könnten«.  Es  besteht,  unter  dem  Präsidium  des 
Ministergehilfen,  aus  24  vom  Minister  der  Finanzen  zu  berufenden  Mitgliedern  aus 
dem  Gelehrtenstande,  Technikern  und  überhaupt  aus  Leuten,  die  Kenntnisse  im  Han- 
dels- und  Industriefachc  besitzen  und  das  öficnlliche  Vertrauen  besitzen.  Nach  Ar- 
tikel 12  des  Gesetzes  vom  Jahre  1872,  hat  das  Konseil  auf  Antrag  des  Finanzministers 
über  Fragen  zu  beraten,  die  sich  auf  die  Fabrikindustrie  und  den  Handel  beziehen, 
wie  auch  über  die  Einrichtung  und  Verwaltung  von  industriellen  Anstalten;  über  ihre 
Klassifizierung  nach  Kategorien,  je  nach  dem  Einfiiissc  derselben  auf  das  Allgemein- 
wohl und  die  durch  sie  entstehenden  Gefahren;  über  die  Kontrolle  für  gehörige  In- 
standhaltung der  Dampfkessel;  über  Konzessionen  zur  Eröffnung  von  Fabriken  und 
Werkstätten  in  St.  Petersburg,  welche  Störung  der  öffentlichen  Ruhe  oder  sonst  welche 
Gefahren  für  die  benachbarte  Bevölkerung  mit  sich  bringen.  Endlich  hat  sic  Gesuche 
zu  begutachten  und  Privilegien  zu  erteilen.  Das  Konseil  hat  eine  Abteilung  in  Moskau, 
welche  aus  32  Gliedern  besteht,  die  den  Präses  aus  ihrer  Milte  wählen.  Die  Pflich- 
ten der  Abteilung  sind  dieselben,  wie  die  des  Konseils  in  St.  Petersburg,  mit  Aus- 
nahme der  Privilegienerteilung.  In  den  übrigen  Industriestädten  Russlands  bestehen 
Komilec's  für  Handel  und  Industrie  mit  6 — 12  Mitgliedern.  Sic  haben  dieselben 
Pflichten  und  Rechte  und  werden  von  den  örtlichen  städtischen  Munizipalitäten  und 
der  Kaufmannschaft  gewählt,  ebenso  wie  die  Präsidenten. 
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mungen  fiir  die  innere  Ordnung  in  den  Fabriken  und  schlug  end- 
lich die  Einführung  einer  besonderen  Aufsicht  durch  Inspektoren 
vor,  fürs  erste  freilich  nur  für  St.  Petersburg  und  den  Peters- 
burger Kreis. 

Im  Jahre  1886  wurde  das  Projekt  zur  Begutachtung  an  das 
Ministerium  des  Innern  überwiesen ; dabei  hatte  es  denn  auch 
sein  Bewenden,  eine  weitere  Folge  wurde  der  Angelegenheit  nicht 
gegeben.  So  war  der  geeignete  Augenblick  verpasst  w'orden, 
w'o  die  Einführung  beschränkender  Gesetze,  und  wären  sie  auch 
noch  umfassender  gewesen  als  die  beabsichtigten,  fast  gar  keine 
Schwierigkeiten  geboten  hätte,  da  bei  uns  in  Russland  die  schnelle 
Entwickelung  der  Fabrikindustrie  erst  mit  der  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  (im  Jahre  1861)  begann  und  erst  von  diesem  Zeit- 
punkte und  gleichzeitig  mit  der  letzteren  die  Umwandlung  des 
ursprünglichen  Typus  verhältnismässig  kleiner  Etablissements  in 
ausgedehnte  Fakriken  mit  Anwendung  vervollkommneter  mecha- 
nischer Hilfsmittel  anfing. 

Bald  darauf  wurde  diese  Frage  wieder  in  Anregung  gebracht. 
Im  Jahre  1870  wurde  beim  Ministerium  des  Innern  unter  Vorsitz 
des  Grafen  Ignatjew  eine  Kommission  zur  Lösung  aller  Fragen, 
die  sich  auf  die  Beschäftigung  von  Arbeitern  und  Dienstboten 
bezogen,  eingesetzt  zum  Zweck  einer  Verbesserung  der  Lage  der 
arbeitenden  Klassen  und  zur  Schaffung  dauerhafterer  Beziehungen 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern.  Die  Schutzbestini- 
mungen  über  die  Arbeit  Minderjähriger  in  Fabriken  und  gewerb- 
lichen Anstalten  fanden  hierbei  Berücksichtigung  als  ein  Teil  der 
umfassenden  Gesetzesbestimmungen,  welche  alle  Kategorien  der 
Arbeit  umfassen  sollten.  Das  war  denn  auch  hauptsächlich  die 
Ursache,  weshalb  sowohl  der  Gesetzentwurf  der  Kommission  des 
Grafen  Ignatjew , wie  auch  der  der  späteren  Kommission  des 
Grafen  VValujew  nicht  zur  Verwirklichung  kam  und  das  Erschei- 
nen solcher  Gesetze  um  12 — 15  Jahre  verzögert  wurde.  Das  Un- 
vollständige und  Ungenügende  vieler  Abschnitte  unserer  Gesetz- 
gebung infolge  der  gänzlich  veränderten  Lebensbedingungen  nach 
Aufhebung  der  Leibeigenschaft  war  handgreiflich.  Die  Regierung 
sah  die  Notwendigkeit  einer  festen  gesetzlichen  Ordnung  in  den 
Beziehungen  der  Arbeitgeber  zu  den  Arbeitern  und  das  Schäd- 
liche der  Arbeit  Minderjähriger  auf  den  Fabriken  wohl  ein.  Es 
schien  ihr  möglich  und  unumgänglich,  mit  einem  Griffe  eine  recht- 
liche Ordnung  in  komplizierte  Verhältnisse  hineinzubringen , die 
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sich  nur  sehr  alllmählich  neugestalten  lassen.  Sie  wünschte  ein 
Gesetz,  zu  schaffen,  welches  den  Fall  in  seiner  ganzen  Fülle  und 
seinen  Einzelheiten  umfasste , daher  erscheint  es  nicht  verwun- 
derlich, wenn  eine  so  breit  aufgefasste  Aufgabe  nicht  mit  einem- 
male  eine  genügende  und  schnelle  Lösung  fand.  Das  Auftauchen 
von  Schwierigkeiten  in  der  Lösung  des  einen  oder  des  andern 
Teiles  der  Aufgabe  hemmte  auf  Schritt  und  Tritt  die  Ausführung 
des  ganzen  Planes,  und  die  Arbeit  ging  aus  den  Händen  einer 
Kommission  in  die  der  andern  über  ohne  jegliche  praktische 
Folgen. 

Der  Gesetzentwurf  der  Kommission  des  Grafen  Ignatjew  wurde 
entsprechend  dem  Herkommen  zur  vorläufigen  Beratung  an  die 
Repräsentanten  der  Industrie  und  des  Handels , d.  h.  die  Kon- 
seils  und  Komitees  für  Handel  und  Industrie,  wie  auch  an  die 
Börsenkomitees  in  St.  Petersburg,  Moskau  und  anderen  grossen 
Industriezentren  übergeben.  Von  diesem  Moment  an  machte  sich 
das  Bestreben  der  Industriellen  verschiedener  Industriegebiete 
Russlands  und  insbesondere  das  ablehnende  Verhalten  der  Fa- 
brikanten des  Moskauer  Bezirks  gegen  jeden  Versuch  der  Re- 
gierung, das  eine  oder  andere  Gesetz  zur  Reglementierung  der 
Arbeit  auf  industriellem  Gebiete  durchzuführen  geltend.  Mit  einer 
Beharrlichkeit  und  einer  Energie,  die  eines  besseren  Zwecks  wert 
gewesen  wären,  Hessen  sie  keine  Gelegenheit  unbenutzt,  um,  wenn 
nicht  das  P'rscheinen  eines  Gesetzes,  welches  ihre  egoistischen 
Interessen  nur  im  geringsten  berührte , ganz  hinlanzuhalten , so 
doch  wenigstens  derart  auf  eine  Veränderung  hinzu  wirken,  dass 
das  Gesetz  seinen  ursprünglichen  Sinn  fast  ganz  verlor  und  den 
beabsichtigten  Zweck  nicht  erreichte. 

Es  ist  wohl  kaum  nötig  hier  die  Argumente  aufzuführen,  zu 
denen  die  Gegner  der  Fabrikgesetze  ihre  Zuflucht  nahmen.  Es 
sind  immer  dieselben  Lamentationen,  die  bei  ähnlichen  Gelegen- 
heiten auch  in  anderen  Staaten  erhoben  wurden , dieselbe  be- 
wusste oder  unbewusste  Identifizierung  des  persönlichen  Vorteils 
einer  Handvoll  Kapitalisten  mit  den  gesellschaftlichen  Interessen 
eines  ganzen  Staates , dasselbe  Spiel  mit  dem  Prinzip  der  Ge- 
werbefreiheit und  der  Nichtintervention  des  Staates. 

Das  Projekt  wurde  im  Jahre  1871  dem  Reichsrat  vorgelegt, 
von  diesem  aber  wieder  zurückgegeben.  Als  es  nach  seiner 
Amendierung  abermals  vorgelegt  wurde,  fand  es  wieder  keine  Be- 
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stätigung  und  ging  dann  im  Jahre  1875  in  die  Hände  einer  neuen 
Kommission  über,  welcher  der  Graf  Walujew  präsidierte. 

Seit  dem  Jahre  1870  begegnen  uns  immer  häufiger  Aeusse- 
rungen  über  die  Dringlichkeit  von  Gesetzen  , welche  die  Arbeit 
und  den  Schulunterricht  der  Kinder  auf  den  P'abriken  regeln.  Die 
erste  Aeusserung  dieser  Art  fand  in  einer  Versammlung  von  Fa- 
brikanten und  für  die  vaterländische  Industrie  sich  interessieren- 
den Leuten  in  Petersburg  1870  gelegentlich  der  russischen  Industrie- 
ausstellung statt.  Vier  Jahre  später  beschloss  die  Landschafts- 
Versammlung  von  Wladimir,  welches  unter  den  Industriebezirken 
Russlands  seiner  Entwickelung  nach  die  dritte  Stelle  einnimmt, 
bei  der  Regierung  um  den  Erlass  eines  Gesetzes  zu  petitionieren, 
welches  für  das  ganze  Reich  die  Arbeit  der  Minderjährigen  be- 
schränken und  den  Fabrikbesitzern  die  Pflicht  auflegen  sollte,  bei 
ihren  Fabriken  Elementarschulen  für  die  Arbeiter  zu  eröffnen. 

Die  grösste  Beachtung  verdient  eine  eingehende  Behandlung 
dieser  Frage  im  selben  Jahre  (1874)  von  seiten  der  kaiserlich  russi- 
schen techni.schcn  Gesellschaft.  Letztere  kam  hinsichtlich  der  Ein- 
schränkung der  Arbeit  Minderjähriger  zu  demselben  Resultate, 
wie  die  Kcgicrungskommissionen,  fand  aber,  dass  in  Rücksicht 
auf  die  Beschäftigung  der  Kinder  in  der  Schule  die  Arbeitsdauer 
für  dieselben  im  Alter  von  12 — 15  Jahren  5 Stunden  nicht  über- 
schreiten dürfe.  Der  Schwerpunkt  ihrer  Beschlüsse  lag  in  der 
Forderung  nach  Verbreitung  elementarer  Bildung  unter  den  min- 
derjährigen Arbeitern.  Zunächst  wurde  die  prinzipielle  Frage  auf- 
geworfen, ob  die  Besitzer  von  Fabriken  und  gewerblichen  An- 
stalten, die  die  Arbeit  der  Minderjährigen  sich  nutzbar  machen, 
verpflichtet  seien,  die  Kosten  für  die  Bildung  derselben  zu  tragen. 
Die  Gesellschaft  entschied  dieselbe  bejahend  und  fand  es  gerecht- 
fertigt, die  obligatorische  Uebernahme  der  Kosten  für  die  Schulen 
auf  alle  Fabriken  und  gewerbliche  Anstalten  auszudehnen,  ohne 
Ausschluss  derjenigen  welche  der  Arbeit  Minderjähriger  nicht  be- 
dürfen. Ferner  fand  sie  es  in  Anbetracht  dessen,  dass  der  sicherste 
Weg  zur  Errichtung  und  zum  Unterhalt  der  Schulen  für  Minder- 
jährige sowohl  wie  zur  Eröffnung  von  Kursen  für  erwachsene  Ar- 
beiter, die  Einführung  einer  besonderen  .Steuer  sei , für  gut , die 
Besitzer  von  Fabriken  und  gewerblichen  Anstalten  mit  einer  Steuer 
im  Betrage  von  '/*  2 Prozent  von  der  ganzen  Summe  des 

Arbeitslohnes  zu  belegen.  Gleichzeitig  erschien  der  Gesellschaft 
der  Erla.ss  von  Be.stimmungen  unerlässlich,  welche  die  Fabrikanten 
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zwingen,  für  die  Schulung  der  minderjährigen  Arbeiter  zu  sorgen, 
indem  die  Aufnahme  derselben  in  die  Fabriken  oder  gewerblichen 
Anstalten  von  dem  obligatorischen  Besuche  der  Schule  abhängig 
gemacht  wurde. 

Das  Projekt,  welches  von  der  permanenten  Kommission  für 
technische  Bildung  bei  der  technischen  Gesell.schaft  ausgearbeitet 
worden  war,  wurde  auf  der  Versammlung  von  Vertretern  der 
Maschinenbauindustrie  im  Jahre  1875  einer  Diskussion  unterzogen 
und  fand  hier  volle  Billigung.  Die  Versammlung  drückte  ihre 
Sympathie  für  die  Idee  einer  Steuerauflage  auf  die  Fabriken  aller 
Industriezweige  zum  Besten  eines  obligatorischen  Unterrichts  der 
Arbeiter  aus  und  beschloss,  in  Berücksichtigung  des  engen  Zu- 
sammenhanges geistiger  und  moralischer  Entwickelung  der  min- 
derjährigen Arbeiter  mit  der  Frage  der  Regelung  ihrer  Arbeit, 
um  den  beschleunigten  Erlass  eines  Arbeitsgesetzes  für  Minder- 
jährige cinzukommen.  Dieselbe  Sympathie  fand  das  Projekt  auch 
beim  Komitee  für  Handel  und  Industrie  in  Iwanowo-Wosnesensk 
(im  Wladimirschen  Gouvernement). 

Inzwischen  unterlag  der  Gesetzentwurf,  welchen  die  Kommis- 
sion des  Grafen  Ignatjew  ausgearbeitet  hatte,  einer  neuen  Durch- 
sicht in  der  schon  oben  erwähnten  Kommission  des  Grafen  Walu- 
jew.  Diese  Letztere  trennte  die  ursprünglich  allzu  breit  angelegte 
Aufgabe  in  einzelne  Teile  und  lieferte  drei  selbständige  Gesetzes- 
vorschläge: über  die  Anmietung  von  Arbeitern,  Regeln  über 
häusliche  Dienstboten  und  Ober  die  Verhältnisse  des  Lchrlings- 
wesens  im  Handwerk.  Die  von  ihr  aufgestelltcn  Regeln  über  die 
Arbeit  Minderjähriger  in  Fabriken  und  gewerblichen  Anstalten, 
waren  fast  dieselben,  wie  die  von  der  ersten  Kommission  des 
Grafen  Ignatjew  in  zweiter  Redaktion  ausgearbeiteten. 

Dieses  Gesetzesprojekt  wurde  im  Jahre  1875  dem  Reichrat 
vorgelegt,  fand  aber  ebenso,  wie  seine  Vorgänger,  keine  Be- 
stätigung. Bei  seiner  Durchsicht  wurde  schliesslich  klar,  da.ss  es 
eine  Unmöglichkeit  war,  durch  eine  einzige  Gesetzesbestimmung 
allen  möglichen  Fällen  persönlicher  Mietverträge  gerecht  zu 
werden.  Der  Rcichsrat  brachte  den  Grundgedanken  von  der  Un- 
umgänglichkeit gesetzlicher  Vorschriften , die  einer  Schädigung 
der  Kinder  durch  übermässig  anstrengende  Arbeiten  Vorbeugen 
und  deren  Leben  und  Gesundheit  schützen  wollten,  volle  Sym- 
pathie entgegen,  war  aber  gleichzeitig  der  Meinung,  da.ss  die  ent- 
worfenen Gcsetzesvorlagen  bei  weitem  nicht  alle  Seiten  der  Exi- 
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Stenz  minderjähriger  Arbeiter  berücksichtigten  und  nicht  allen 
den  Ansprüchen  gerecht  wurden,  welche  die  verschiedenen  Zweige 
landwirtschaftlicher,  Fabriks-  und  anderer  Arbeiten  mit  sich  brachten. 

Der  Reichsrat  war  der  Meinung , dass  die  Beseitigung  der 
Mängel  in  den  bestehenden  Gesetzesbestimmungen  über  die  Ver- 
hältnisse der  Arbeiter  viel  bequemer  durch  getrennte  Behandlung 
der  für  die  Praxis  wichtigsten  Fragen  sich  erreichen  Hesse.  In 
diesem  Sinne  wurde  sein  Beschluss  vom  Jahre  1880  abgefasst,  und 
damit  war  endlich  die  Angelegenheit  auf  den  richtigen  Weg  ge- 
bracht; nun  war  die  Möglichkeit  geboten,  auf  dem  Wege  der 
Gesetzgebung  vermittelst  einzelner  Akte  die  Massregeln  durch- 
zufuhren,  deren  Notwendigkeit  sich  mit  Jedem  Jahre  mehr  und 
mehr  fühlbar  machte. 

Während  dieses  Gesetzesprojekt  im  Reichsrat  durchberaten 
wurde,'  hatte  die  in  Moskau  dem  General-Gouverneur  zugeteilte 
Kommission  zur  Besichtigung  der  städtischen  Fabriken  dieser  An- 
gelegenheit keinen  geringen  Dienst  erwiesen.  Die  von  derselben 
gesammelten  Daten  boten  den  Kommissionsmitgliedern  Material 
zu  Referaten  in  den  Versammlungen  gelehrter  Gesellschaften  und 
zu  Artikeln  in  der  periodischen  Presse,  welche  beim  Publikum 
wie  bei  der  Regierung  immer  grösseres  Interesse  an  allen  Fragen, 
welche  die  Industrie  und  deren  Einfluss  auf  die  Lebenslage  der 
Arbeiter  betrafen,  wach  riefen.  Den  wichtigsten  Dienst  leisteten 
aber  in  dieser  Hinsicht  die  Arbeiten  des  Professors  Janshul. 

Die  Frage  über  die  Einschränkung  der  Arbeit  und  den  Schul- 
unterricht der  Kinder,  welcher  20  Jahre  lang  ventiliert  worden 
war,  hatte  man  genügend  erschöpft.  Gegen  Ende  des  Jahres  1881 
wurde  auf  Initiative  des  ehemaligen  Finanzministers  N.  Ch.  Bunge 
ein  Gesetz  dem  Reichsrate  vorgelcgt  und  als  »Gesetz  über  die  Arbeit 
Minderjähriger  in  Fabriken  und  Manufakturen«  am  i.  Juni  1882  bestä- 
tigt. Dieses  Ge.setz  sollte  am  i.  Mai  des  folgenden  Jahres  in  Geltung 
treten,  aber  den  Fabrikanten  gelang  es,  einen  abermaligen  Auf- 
schub durchzusetzen  und  erst  im  Mai  1884  erhielt  es  Gesetzeskraft. 
In  seiner  ursprünglichen  h'orm  lautete  das  Gesetz  so,  wie  es  von 
der  Kommission  des  Grafen  Ignatjew  in  der  ersten  Redaktion 
vom  Jahre  1871  amsgearbeitet  worden  war  d.  h.  es  verordnete 
sehr  bescheidene  Einschränkungen  des  auf  den  Fabriken  herrschenden 
Usus.  Die  Bestätigung  aber  erhielt  es  in  einer  bedeutend  zum 
Vorteil  veränderten  I'assung.  Indes  jene  Paragraphen,  welche 
den  Zweck  hatten,  den  Schulunterricht  der  auf  den  Fabriken 
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arbeitenden  Kinder  zu  regeln,  erfuhren  von  seiten  des  Reichs- 
rats eine  Ablehnung  in  Bausch  und  Bogen.  Im  Projekt  war  eine 
Verjiflichtung  der  Fabrikanten  und  Industriellen  beabsichtigt  worden, 
welche  sie  zwingen  sollte,  den  in  ihren  Etablissements  arbeitenden 
Minderjährigen  alle  Mittel  zu  einem  mindestens  wöchentlich  auf 
12  Stunden  sich  ausdehnenden  Unterricht  zu  bieten  und,  in  Er- 
manglung einer  Schule  im  Umkreise  von  zwei  VV'erst  von  der 
Fabrik,  eine  solche  auf  Anordnung  des  Ministeriums  zu  eröffnen. 
Das  Ministerium  hatte  gleichzeitig  auch  die  Höhe  der  Kosten  zu 
bestimmen,  insoweit  diese  letzteren  von  den  Fabrikanten  zu  tragen 
waren.  Mit  vollem  Recht  fand  der  Rcichsrat  diese  Bestimmungen 
zu  wenig  bestimmt  ausgedrückt,  so  dass  sie  den  administrativen 
Behörden  einen  gar  zu  freien  Spielraum  für  Anordnungen  Hessen, 
die  ausschliesslich  auf  persönlichen  Anschauungen  beruhten.  In 
keinem  Falle  aber  kann  man  sich  der  anderen  Ansicht  des  Rcichs- 
rats  anschliessen,  mit  welcher  die  Nichtbestätigung  der  oben  er- 
wähnten Bestimmung  motiviert  wurde,  dass  nämlich  die  Fabri- 
kanten nicht  zur  Sorge  um  den  Unterricht  aller  in  ihren  Anstalten 
arbeitenden  Kinder  verpflichtet  werden  könnten,  da  eine  solche 
Verpflichtung  durch  das  Gesetz  den  Eltern  der  Kinder  nicht  auf- 
crlcgt  sei,  nichtsdestoweniger  aber  gab  er  zu,  dass  die  Fabrik- 
besitzer jedenfalls  die  Pflicht  hätten,  die  Arbeiten  in  den  F'abriken 
derart  anzuordnen,  dass  die  Kinder  die  Möglichkeit  hätten.  Schulen 
zu  besuchen.  Die  Schulfrage,  soweit  sic  die  Minderjährigen  be- 
traf, bildete  den  Gegenstand  eines  zweiten  F'abrikgesctzcs  vom 
12.  Juni  1884. 

Das  Gesetz  vom  i.  Juni  1882  hatte  gleichzeitig  auch  ein  be- 
sonderes Aufsichtsorgan,  das  Fabrikinspektorat,  geschaffen.  Russ- 
land verfiel  zum  Glück  nicht  in  den  I’chlcr,  den  ursprünglich  die 
deutsche,  französische  und  schweizerische  Gesetzgebung  begangen 
hatte  trotz  des  Beispiels  des  hierin  vorangegangenen  Englands. 
Die  Idee  der  Notwendigkeit  eines  speziellen  Aufsichtsorganes, 
welches  möglichst  unabhängig  sein  sollte  von  verschiedenen  lokalen 
Einflüssen  und  mit  den  erforderlichen  Vollmachten  ausgerüstet 
wäre,  fand  im  Reichsrat  die  vollste  Sympathie.  Die  Organisation 
einer  Inspektion  in  einem  Lande  wie  Russland,  mit  einer  dünnen, 
über  ein  ausserordentlich  grosses  Gebiet  verstreuten  Bevölkerung 
bot  keine  geringen  Schwierigkeiten.  Aber  dennoch  sprach  Alles 
für  die  gleichzeitige  Einführung  eines  auf  gleichen  Prinzipien  basierten 
Inspektorats  für  ganz  Russland,  oder  doch  wenigstens  für  alle 
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Gouvernements,  in  denen  die  Fabrikindustric  einigermassen  ent- 
wickelt war.  Die  bedeutenden  Ausgaben,  die  damit  verbunden 
waren,  suchte  das  Finanzministerium  zu  decken,  ohne  das  Reichs- 
budget zu  belasten,  indem  es  zu  diesem  Zwecke  alle  Fabriken 
mit  einer  besonderen  Abgabe  belegen  wollte ; man  Hess  jedoch 
diesen  Gedanken  fallen,  und  alle  Kosten  für  den  Unterhalt  der 
Fabrikinspektion  wurden  auf  Rechnung  des  Staates  übernommen. 

In  Anbetracht  dessen,  dass  das  Gesetz  vom  i.  Juni  1882 
nach  Jahresfrist  in  Kraft  treten  sollte,  wurden  fürs  erste  nur  drei 
Fabrikinspektoren  für  die  wichtigsten  industriellen  Gebiete : Peters- 
burg, Moskau  und  Wladimir  ernannt.  Diesen  Inspektoren  war 
zur  Pflicht  gemacht  worden,  sich  vorläufig  mit  der  Lage  der  In- 
dustrie bekannt  zu  machen  und  statistisches  Material  zu  sammeln, 
das  sowohl  zur  praktischen  Ausführung  des  schon  erlassenen  Ge- 
setzes, wie  zu  weiterer  Entwickelung  der  Fabrikgesetzgebung  er- 
forderlich war.  Das  erschien  um  so  notwendiger,  als  die  vor- 
handenen statistischen  Daten,  welche  man  durch  die  Polizei  ge- 
sammelt hatte,  durchaus  nicht  genau  waren.  Nicht  nur  die  Zahl 
der  Arbeiter,  die  Grösse  der  jährlichen  Produktion  der  Fabriken, 
die  Menge  des  von  ihnen  verarbeiteten  Rohmaterials  u.  s.  w. 
sondern  auch  die  Zahl  der  Fabriken  erwies  sich  fast  in  allen  Fällen, 
wo  aus  irgend  einem  Grunde  eine  Kontrolle  der  Angaben  vor- 
genommen  wurde,  als  unrichtig  und  die  Zahlen  niedriger  gegriffen, 
als  sie  in  Wirklichkeit  waren.  Man  kann  nicht  umhin  unter  den 
ersten  Ernennungen  von  Fabrikinspektoren  zwei  besonders  glück- 
liche Griffe  hervorzuheben,  wir  meinen  die  Designation  des  Pro- 
fessors J.  Janshul  und  des  Dr.  P.  Peskow , die  bereits  mit 
der  Sache  gut  vertraut  waren  und  viel  auf  diesem  Gebiete  ge- 
arbeitet hatten  ’).  Beide  nahmen  thätigen  Anteil  an  der  Aus- 
arbeitung des  letzten  Fabrikgesetzes  von  3.  Juni  1886. 

Die  Grundideen  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1882  sind  in  fünf 
Paragraphen  nicdergelegt,  welche  die  Verwendung  von  Kindern 
unter  12  Jahren  verbieten,  die  effektive  Arbeit  12 — isjähriger  Kinder 
auf  8 Stunden  (innerhalb  eines  Zeitraums  von  24  Stunden)  be- 

l)  Prof.  Janshul  haue  als  Mitglied  der  Kommission  beim  Moskauer  General-Gou- 
verneur dieser  Angelegenheit  durch  die  Uebersetzung  des  englischen  »I'actory  and 
Workshop  Act,  1878«  und  durch  Bekanntmachung  des  russischen  Publikums  mit  der 
westeuropäischen  Fabrikgesetzgebung  grosse  Dienste  erwiesen.  Dr.  Peskow  hat  Stu- 
dien über  die  sanitären  Verhältnisse  der  Fabriken  für  Textilindustrie  in  der  Stadt 
Moskau  veröffentlicht. 
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schränken,  wobei  nur  4 Stunden  hintereinander  gearbeitet  W'erden 
darf  und  die  Nachtarbeit  zwischen  9 Uhr  abends  und  5 Uhr 
morgens,  und  endlich  die  für  die  Gesundheit  derselben  schäd- 
lichen Arbeiten  untersagen,  wobei  die  Bezeichnung  derjenigen  Fa- 
brikindustrien und  Beschäftigungen,  welche  für  unschädlich  zu  er- 
achten seien,  dem  Ministerium  der  Finanzen  nach  der  Ueberein- 
kunft  mit  dem  Ministerium  des  Innern  anheimgegeben  wird.  Der 
letzte  Paragraph  verpflichtet  die  h'abrikbcsitzcr , den  bei  ihnen 
beschäftigten  Kindern,  sofern  dieselben  kein  Zeugnis  über  die 
Beendigung  des  Kursus  in  den  unteren  Volksschulen  besitzen, 
die  Möglichkeit  zu  gewähren,  die  Schule  mindestens  für  3 Stunden 
täglich,  oder  18  Stunden  wöchentlich  zu  besuchen. 

Der  schädliche  Einfluss  der  Nachtarbeit  im  allgemeinen,  und 
insbesondere  auf  den  noch  nicht  erstarkten  jugendlichen  Organis- 
mus und  auf  die  Frauen  nicht  nur  in  physischer,  sondern  auch 
in  moralischer  Beziehung,  war  nicht  zu  bestreiten,  denn  er  war 
nur  zu  deutlich  durch  zahlreiche  Untersuchungen  und  Beobach- 
tungen, sowie  durch  die  Erfahrungen  in  anderen  Staaten  erwiesen 
worden.  Bei  der  Beratung  des  Gesetzes  zur  Einschränkung  der 
Arbeit  Minderjähriger,  hatte  der  Reichsrat  die  Nachtarbeit  unter 
allen  Bedingungen  als  schädlich  erkannt  und  ein  V^erbot  derselben 
auf  allgemeiner  Grundlage  für  nötig  erachtet.  Allein  im  Gesetze 
war  diese  Massregel  nicht  in  ihrer  ganzen  Strenge  durchgeführt. 
Die  Befürchtung  eines  allzuschroffen  Uebergangs  in  vielen  Zweigen 
der  Industrie  veranlasstc  ein  allmähligcs  Vorgehen,  was  denn  auch 
offenbar  die  Ursache  war,  dass  wir  im  Gesetz  vom  i.  Juni  1882  neben 
den  eben  angeführten  organischen  Bestimmungen  auch  temporäre 
Einschränkungen  finden  in  Gestalt  des  dem  Finanzministerium 
zustehenden  Rechtes  nach  Uebereinkunft  mit  dem  Ministerium  des 
Innern  : i)  Kinder  von  10 — ii  Jahren  zur  Arbeit  zuzulassen,  und 
2)  Kindern  von  12 — 15  Jahren  die  Nachtarbeit  in  solchen  industri- 
ellen Anstalten  zu  gestatten , wo  dieses  durch  die  Art  der  Pro- 
duktion notwendig  gemacht  würde  und  keinen  Schaden  für  die 
Gesundheit  des  Kindes  verursachte , mit  der  Bedingung  jedoch 
dass  die  Nachtarbeit  4 Stunden  (innerhalb  24  Stunden)  nicht 
übersteigen  durfte. 

Die  vom  Gesetzgeber  gehegte  überflüssige  Besorgnis,  auch 
nur  zeitweilig  einem  Teile  der  Fabrikanten  wie  ihrer  Arbeiter 
Schaden  zuzufügen , mochte  das  auch  durch  die  Sorge  für  das 
Wohl  des  ganzen  Volkes  erheischt  werden,  führte  zu  Resultaten, 
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welche  denen,  die  man  anstrebte,  geradezu  entgegengesetzt  waren. 
Ohne  Zweifel  wäre  eine  schroffe  Anwendung  der  einschränkenden 
Gesetze  bei  manchen  Produktionszweigen  in  vieler  Beziehung  nicht 
gut  angebracht  gewesen.  Aber  es  lag  doch  kein  Hindernis  vor, 
diejenigen  Produktionsarten  oder  Beschäftigungen  genau  zu  be- 
zeichnen, bei  denen  temporäre  Ausnahmen  zulässig  waren,  und 
vor  allen  Dingen  einen  Termin  festzusetzen,  über  den  hinaus 
keinerlei  Vergünstigungen  gestattet  werden,  zumal  da  das  unein- 
geschränkte Recht,  die  Grenzen  der  Anwendung  des  Grundgesetzes 
immer  mehr  zu  verengen,  der  Partei  der  Fabrikanten,  welche  un- 
ermüdet  »im  Interesse  des  Staates«  gegen  jegliche  Einmischung 
desselben  »in  die  Freiheit  der  Industrie«  kämpfte  und  noch  kämpft, 
die  Möglichkeit  gab,  ihr  Ziel  zu  erreichen  und  in  der  Praxis  die 
Wirkung  dieser  Gesetze  in  vielen  Fällen  zu  paralysieren. 

Das  Recht,  von  dem  eben  gesprochen  wurde,  wurde  dem 
Finanzminister  auf  2 Jahre  erteilt.  Auf  Grund  dessen  wurden 
publiziert : i)  eine  Liste  der  Produktionszweige,  bei  denen  für  die 
Dauer  zweier  Jahre,  gerechnet  vom  i.  Juni,  dem  Zeitpunkt  der  In- 
krafttretung  des  Gesetzes,  die  Tagesarbeit  für  Kinder  von  lo — 12  Jah- 
ren gestattet  wird;  2)  eine  Liste  der  Produktionszweige,  bei  denen  für 
denselben  Zeitraum  die  Nachtarbeit  I2 — I5jähriger  Kinder  erlaubt 
ist;  und  3)  ein  Verzeichnis  von  Produktionszweigen  und  besonderen 
Operationen,  bei  denen  die  Arbeit  von  Kindern,  die  noch  nicht 
das  15.  Lebensjahr  erreicht  haben,  unbedingt  untersagt  ist.  Nach 
der  ersten  Liste  erstreckte  sich  die  Vergünstigung  nur  auf  solche 
Kinder , die  sich  bei  Einführung  des  Gesetzes  schon  in  Arbeit 
befanden,  so  dass  nach  Ablauf  dieser  Frist,  d.  h.  vom  i.  Mai  1886 
ab,  keine  Kinder  unter  12  Jahren  mehr  auf  den  I'abriken  sein  durften. 
Auf  die  zweite  Liste  kamen  Spinnereien,  Webereien,  (ohne  Unter- 
schied des  verarbeiteten  Materials)  und  Glasfabriken.  Die  Ver- 
günstigung betraf  also  die  Hauptmasse  aller  Kinder,  denn  gerade 
die  Fabriken,  welche  Faserstoffe  verarbeiten,  exploitiercn  ja  in 
ihren  Zweigen  der  Spinnerei  und  Weberei  bei  uns  am  meisten 
die  Arbeit  von  Kindern.  Nehmen  wir  an,  dass  die  Notwendigkeit 
solcher  Vergünstigungen  wirklich  vorlag,  so  war  in  allen  Fällen 
eine  zweijährige  Frist  mehr  als  genügend,  damit  die  Fabrikanten 
sich  der  neuen  Ordnung  der  Dinge  anpassen  konnten,  und  man 
muss  bedauern,  dass  diese  Zeit  um  weitere  zwei  Jahre  verlängert 
wurde  und  dann  wiederum  auf  i'  j Jahre  (bis  zum  i.  Januar  1890), 
so  dass  schliesslich  die  Bedeutung  des  dritten  Paragraphen  des 
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organischen  Gesetzes  direkt  untergraben  war.  Und  doch,  wenn 
jemals  die  Anwendung  des  Gesetzes  in  seinem  vollen  Umfange, 
fast  ohne  jede  Verletzung  ökonomischer  Interessen  sowohl  der 
Fabrikanten  wie  der  Arbeiter,  hätte  verwirklicht  werden  können, 
so  war  dieses  grade  im  Jahre  1887  während  der  langandauemden 
Krisis  in  unserer  gesamten  Industrie,  besonders  aber  der  Baum- 
wollenmanufaktur, möglich. 

Es  Lst  kaum  noch  nötig,  das  dritte  Verzeichnis  zu  besprechen, 
welches  eine  Aufzählung  der  Fabrikationszweige  und  besonderer 
Operationen  enthielt,  bei  denen  Kinder  unter  15  Jahren  als  Ar- 
beiter nicht  zuzulassen  waren.  Da  cs  im  Jahre  1884  aufgestellt 
war , als  noch  fast  gänzlich  jede  praktische  Erfahrung  der  In- 
spektoren mangelte,  hat  es  nicht  wenig  Mängel  aufzuweisen  '). 
Doch  ist  dieser  Umstand  von  keiner  Bedeutung,  da  dieses  Ver- 
zeichnis stets  auf  dem  Wege  der  Erteilung  von  Instruktionen  auf 
Grund  der  praktischen  Erfahrung  geändert  und  ergänzt  werden 
kann. 

Im  allgemeinen  hat  das  Gesetz  vom  i.  Juni  1882  über  die  Arbeit 
Minderjähriger  einen  Vorzug  vor  ähnlichen  Gesetzen  der  meisten 
europäischen  Staaten,  indem  es  das  Maximalalter  der  Kinder  bis 
zum  15.  Lebensjahr  hinaufrückt,  zugleich  aber  bleibt  cs  weit  hinter 
den  Gesetzen  in  England,  Deutschland,  Oesterreich,  Dänemark 
und  der  Schweiz  zurück,  weil  es  statt  einer  sechsstündigen  eine 
achtstündige  Arbeitsdaucr  pro  Tag  zulässt.  Bei  einer  so  grossen 
Ausdehnung  der  Arbeitszeit  ist  ein  Schulbesuch  absolut  unmöglich, 
oder  richtiger  gesagt,  für  die  Kinder  geradezu  schädlich.  Infolge 
der  Klagen  von  seiten  der  Fabrikanten  über  die  Unbequemlich- 
keiten, welche  eine  achtstündige  Arbeitsdauer  mit  sich  brachte, 
räumte  das  Gesetz  vom  12,  Juni  1884  als  temporäre  Massregel, 
(die  aber,  wie  alle  folgenden,  eine  permanente  blieb),  dem  Finanz- 

1)  Ntan  begegnet  in  dem  Verzeichnisse  sogar  mancher  Sonderbarkeit.  5»o  sind 
z.  D.  auf  Glasfabriken  die  Beschäftigungen  verboten,  zu  denen  man  niemals  Kinder 
verwendet ; gestattet  sind  anderseits  solche,  bei  denen  sie  immer  Verwendung  finden. 
Dies  ist  um  so  auffallender,  als  in  der  ursprünglichen  Redaktion  der  Liste,  welche 
vom  Ober-Fabrikins|>cktor  verfasst  ist,  ein  derartiges  Versehen  nicht  vorkomml.  Es 
ist  unter  anderem  nicht  uninteressant  zu  bemerken , um  das  Verhalten  der  ^^oskauc^ 
Abteilung  des  Konseils  für  Handel  und  Manufaktur  der  Fabrikgesetzgebung  gegcnülxrr 
zu  charakterisieren,  dass  dieselbe  in  ihren  Anmerkungen  zu  der  Liste  das  Verbot  der 
Kinderarbeit  bei  den  für  die  Gesundheit  schädlichen  Operationen  der  Glasfabrikatioo 
für  überflüssig  erklärte,  da  bei  diesem  Fabrikationszweig,  wie  sic  meinte,  Kinder  über> 
haupt  keine  Verwendung  fänden! 
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minister  das  Recht  ein,  eine  sechsstündige  ohne  Unterbrechung 
fortgehende  Arbeitszeit  zu  gestatten,  »in  den  Fällen  wo  solches  in 
Rücksicht  auf  die  Produktionsweise  erforderlich  erschien  und  die 
Art  der  von  den  Kindern  zu  leistenden  Arbeit  keinen  Schaden 
für  deren  Gesundheit  mit  sich  brachte,  mit  der  Bedingung  dass 
in  solchen  Fällen  die  Gesamtdauer  der  Arbeitszeit  innerhalb  24 
Stunden  die  Norm  von  6 Stunden  nicht  überschritt«.  Aber  auch 
in  dieser  Fassung  steht  das  Gesetz  den  Bestimmungen  in  den 
obcnaufgestellten  Staaten  nach , welche  wohl  eine  sechsstündige 
Arbeitsdauer  jedoch  mit  Unterbrechung  gestatteten. 

Abgesehen  von  diesen  Mängeln  und  der  sozusagen  bewussten 
Un Vollständigkeit  des  Gesetzes,  welche  durch  die  Besorgnis  vor 
einer  allzu  schroffen  Aenderung  der  Lage  der  Industrie  bedingt 
war,  müssen  wir  noch  zwei  Momente  hervorheben,  die  in  hohem 
Grade  die  Bedeutung  des  Gesetzes  verminderten.  Dieselben  vor- 
auszusehen, war  nicht  schwer  und  sie  mussten  sich  unverzüglich, 
gleich  im  ersten  Jahre  der  ])raktischcn  Anwendung  des  Gesetzes 
fühlbar  machen,  wie  dies  der  Fabrikinspektor  Prof.  Janshul  in 
seinem  zweiten  Rechenschaftsbericht  für  1885  auch  nachwies.  Wie 
das  Gesetz  über  die  Arbeit  Minderjähriger  so  bezogen  sich  auch 
alle  folgenden  Gesetze  ausschliesslich  auf  die  Fabriken,  aber  nicht 
etwa  weil  es  den  Gesetzgebern  unbekannt  gewesen  wäre , dass 
die  Lage  der  Arbeiter,  besonders  der  jugendlichen,  in  den  ge- 
werblichen Werkstätten  durchaus  keine  bessere,  in  den  meisten 
Fällen  sogar  eine  schlimmere  war  als  die  der  Fabrikarbeiter.  Die 
besondere  Art  der  Arbeiten  und  die  Eigentümlichkeit  der  Existenz- 
bedingungen , unter  welchen  die  Arbeiter  im  Handwerk  lebten, 
erforderten  ein  spezielles  Studium  ; andererseits  hätte  eine  Rege- 
lung der  Gewerbearbeit  sofort  eine  zwei-  bis  dreimal  umfänglichere 
Aufsicht  durch  Inspektoren  erfordert,  als  die  auf  welche  man  we- 
nigstens in  den  ersten  Jahren  der  Anwendung  solcher  Gesetze 
rechnen  durfte.  Hierdurch  lässt  sich  auch  der  Ausweg  erklären,  den 
der  Reichsrat  aus  diesem  Dilemma  fand,  indem  er  im  Gesetze  vom 
I.  Juni  1882  dem  Finanzminister  das  Recht  gab,  die  Bestimmungen  über 
die  Arbeit  Minderjähriger  auf  solche  gewerbliche  Werkstätten  auszu- 
dehnen, die  seiner  Meinung  nach  eine  solche  Ausdehnung  ertragen  und 
denen  die  Anwendung  der  Bestimmungen  nützen  konnte.  Gegen 
eine  solche  temporäre  Regelung  der  Angelegenheit  lässt  sich  nichts 
einwenden,  in  solchem  P'alle  aber  mussten  genau  die  Begriffe 
»Fabrik«  und  »gewerbliche  Werkstatt«  definiert  werden,  um  so 
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mehr  da  eine  derartige  Entscheidung  in  unseren  Gesetzen  nicht 
existiert,  oder,  genauer  ausgedrückt,  die  beiden  Definitionen  des 
Begriffs  »Fabrik«,  welche  in  zwei  besonderen  Fällen  gegeben  sind, 
durchaus  unbestimmt  gehalten  waren.  Hieraus  entsprangen  eine 
Menge  Missverständnisse  und  Schwierigkeiten  für  den  Inspektions- 
dienst und  direkte  Schädigungen  der  Sache  selbst.  Wenigstens 
konstatierte  Prof.  Janshul  im  ersten  Jahre  seiner  Thätigkeit  als 
Inspektor  in  Moskau  eine  systematische  Massenflucht  von  solchen 
Fabrikanten,  deren  Etablissements  alle  Merkmale  einer  grossen 
Fabrik  aufwiesen,  indem  sie  sich  einfach  in  die  städtischen  Ge- 
werbeinnungen anschreiben  Uesen  und  sich  so  als  Handwerker 
entpuppten. 

Ein  weiterer  fundamentaler  Mangel  des  Gesetzes  vom  i.  Juni  1882 
ist  darin  begründet,  dass  es  die  langanhaltende,  ununterbrochene 
Arbeit  über  4 Stunden  hinaus  verbot,  aber  über  die  Dauer  und 
Häufigkeit  von  Erholungspausen  nichts  bestimmte.  Daher  konnten 
die  Fabrikanten  die  achtstündige  Arbeitszeit  auf  den  ganzen  Tag 
ausdehnen,  von  5 Uhr  früh  bis  9 Uhr  abends.  Ganz  abgesehen 
davon , dass  die  Ausdehnung  der  Arbeit  auf  eine  längere  Reihe 
von  Stunden  mit  nur  kleinen  Ruhepausen,  die  Kinder  der  nötigen 
Erholung  berauben  und  so  die  Wirkung  des  Gesetzes  bedeutend 
beeinträchtigen  kann,  gibt  sie  zugleich  den  Fabrikanten  die  beste 
Gelegenheit,  das  Gesetz  auf  dieselbe  Weise  zu  umgehen,  wie  dies 
in  England  geschah,  nämlich  durch  die  Einführung  falscher  Ab- 
lösung (false  rclais).  Ferner  erschwert  sie  aufs  äussenste  die  In- 
spektion, Ja  sie  kann  dieselbe  zeitweilig  ganz  lahm  legen  und  dies 
um  so  eher,  als  das  Gesetz  nichts  von  einem  Verbot  gegen  den 
Aufenthalt  der  Arbeiter  in  den  Arbeitsräumen  auch  während  der 
Ruhepausen  enthält,  und  die  auf  unseren  Fabriken  allgemein  herr- 
schende, schädliche  Unsitte,  dass  die  Arbeiter  dieselben  Räum- 
lichkeiten bewohnen,  in  denen  sie  arbeiten,  nicht  untersagt  ist. 

Als  erstes  Resultat  der  anderthalbjährigen  Wirksamkeit  des  Ge- 
setzes vom  I.  Juni  1882  sehen  wir  eine  Erscheinung,  welche  von  den 
Inspektoren  des  Moskauer,  Wladimircr  und  Petersburger  Industrie- 
bezirks in  ihren  Rechenschaftsberichten  pro  1885  hervorgehoben 
wird,  eine  Erscheinung  die  nicht  unerwartet  sich  einstellte,  da 
sic  schon  bei  analogen  Fällen  in  England  und  Deutschland  be- 
obachtet worden  war:  die  Entfernung  der  Kinder  unter  15  Jahren 
aus  den  Fabriken , manchmal  in  solcher  Menge,  dass  sic  32  °;'o 
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des  ehemaligen  Bestandes  betrug.  Es  war  für  die  Fabrikanten 
um  so  leichter , sich  der  Arbeit  der  Kinder  zu  begeben,  als  die 
Einführung  des  Gesetzes  mit  der  industriellen  Krisis  zusammenfiel, 
welche  sie  ohnehin  zwang,  ihre  Arbeiterzahl  einzuschränken  und 
cs  ihnen  leicht  machte,  die  Kinder,  soweit  das  erforderlich  war, 
durch  jugendliche  Arbeiter  (über  15  Jahr)  und  Weiber  bei  fast 
gleicher  Löhnung  zu  ersetzen.  Ohne  Zweifel  schlug  diese  Erschei- 
nung mit  der  Neubelebung  der  Industrie  in  das  Gegenteil  um,  doch 
haben  wir  keine  offiziellen  Daten,  die  diese  Thatsache  bestätigen 
könnten,  da  die  Rechenschaftsberichte  der  Fabrikinspektoren  für 
die  Jahre  1886 — 88  nicht  veröffentlicht  wurden. 

Wie  dem  auch  sei,  das  Gesetz  vom  i.  Juni  1882  stellte  we- 
nigstens gewisse  bestimmte  Forderungen.  Einen  ganz  anderen 
Charakter  trägt  das  Gesetz  vom  12.  Juni  1884,  welches  von  dem 
Schulunterricht  der  Kinder  handelt.  Die  Majorität  der  Gross- 
industriellen hatte  sich,  wie  wir  oben  gesehen,  für  die  Verpflich- 
tung der  Fabrikanten,  die  Kosten  für  den  Unterricht  der  auf  den 
Fabriken  arbeitenden  Kinder  zu  übernehmen,  entschieden  ausge- 
sprochen. Sie  fanden  es  nur  inopportun,  die  Einrichtung  und 
Unterhaltung  der  Schulen  in  die  eigene  Hand  zu  nehmen,  da 
ihnen  eine  solche  Verpflichtung  Sorgen  aufbürdete,  denen  sie  sich 
absolut  nicht  gewachsen  fühlten,  weshalb  sie  auch  die  Belastung 
durch  eine  speziell  zu  Unterrichtszwecken  aufgelegte  Steuer  vor- 
zogen. Das  Finanzministerium  aber  lehnte  diesen  Gedanken 
ab,  als  es  das  Gesetz  einbrachte  und  fand  es  billiger,  wenn 
der  Staat  die  Kosten  übernahm , wobei  es  zur  Errichtung  von 
Schulen  für  die  Fabrikarbeiter  auch  die  Landschaft  (Semstwo) 
und  die  Stadtmuniziiialitäten  hcranzog,  denen  bei  uns  die  Sorge 
für  den  Elementarunterricht  zugewiesen  ist.  Indem  aber  das  Mi- 
nisterium keinerlei , die  vorgeschlagene  Steuer  ersetzende  Ver- 
pflichtungen in  das  Gesetz  cinfügte,  sprach  es  die  Industriellen 
von  jeglicher  Mitwirkung  in  dieser  Angelegenheit  frei.  Das  Gesetz 
vom  12.  Juni  1884  entspricht  vollkommen  der  früher  geäusserten  An- 
sicht des  Reichrats,  dass  die  Fabrikanten  nicht  gezwungen  werden 
könnten , die  Sorge  für  den  Elementarunterricht  der  bei  ihnen 
arbeitenden  Kinder  zu  übernehmen.  Dieses  Gesetz  verpflichtet 
die  Fabrikbesitzer  zu  gar  nichts.  Genau  genommen  gestattet  es 
ihnen  nur  nicht,  die  Kinder  am  Lernen  zu  verhindern,  wenn  letztere 
einen  solchen  Wunsch  haben  und  mit  Hilfe  der  Inspektion  ver- 
wirklichen können.  V'on  allen  9 Punkten  des  Gesetzes  über  den 
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Unterricht  minderjähriger  Arbeiter,  berührt  nur  ein  einziger  die 
Pflichten  der  Fabrikanten  und  zwar  in  folgender  Form ; es  wird 
den  Fabrikbesitzern  frcigestellt,  Schulen  bei  den  Fabriken  zu 
eröffnen,  d.  h.  es  wird  ihnen  eine  Berechtigung  erteilt,  in  deren 
Besitz  ein  jeder  russische  Unterthan  ohne  Ausnahme  sich  befindet. 
Den  Inspektoren  wird  es  zur  Pflicht  gemacht,  die  Fabrikanten  zur 
Eröffnung  von  Schulen  zu  überreden  und  sollte  es  ihnen  nicht 
gelingen,  so  haben  sie  sich  an  die  Schulbehörden  zu  wenden, 
welche  dann  >al!e  nötigen  Schritte  zur  Eröffnung  der  Schule  thut*, 
d.  h.  dann  eröffnet  entweder  das  Ministerium  der  Volksaufklärung, 
die  Landschaft  (Semstwo)  oder  die  städtische  Munizipalität  eine 
Schule,  oder  sie  eröffnet  dieselbe  auch  nicht  — je  nachdem,  wie 
sie  es  »für  gut«  finden. 

Die  einzige  an  die  Adresse  der  Fabrikanten  gerichtete  Dro- 
hung finden  wir  im  § 67  der  Instruktion  für  die  Inspektoren,  wel- 
cher bestimmt,  dass,  wenn  es  nach  vergeblichen  Bemühungen  beim 
Fabrikanten  dem  Inspektor  gelingt,  die  Eröffnung  einer  Schule  ohne 
die  Beihilfe  des  Fabrikbesitzers  durchzusetzen,  in  diesem  Fall  »die 
Zeit  für  den  Unterricht  der  minderjährigen  Arbeiter  ohne  Rücksicht 
auf  die  Anforderungen  des  Produktionszweigs,  bei  dem  die  Kinder 
beschäftigt  sind,  festgesetzt  wird«.  Diese  Drohung  schreckte  aber 
die  Fabrikanten  keineswegs.  Sie  wissen  recht  wohl,  dass  die  ln- 
spektion nie  und  nimmer  in  dieser  Sache  etwas  durchzusetzen  im 
Stande  ist,  da  das  Ministerium  der  Volksaufklärung  schon  längst 
die  Sorge  für  den  Volksschulunterricht  den  Landschaften  und  Stadt- 
munizipalitäten überwiesen  hat,  diese  beiden  aber  sind  weit  ent- 
fernt, den  Anforderungen  bezüglich  des  Volksschulunterrichts  ge- 
recht zu  werden,  die  von  der  Bevölkerung,  ganz  abgesehen  von 
den  P'abrikarbeitern,  an  sie  gerichtet  werden.  So  vergrössert  z.  B. 
die  Moskauer  Landschaft  (Semstwo)  alljährlich  die  Anzahl  ihrer 
Elementarschulen , unterhält  deren  augenblicklich  an  486  ‘)  und 
ist  dennoch  jedes  Jahr  gezwungen , 2000  Kindern  aus  der  Dorf- 
bevölkerung, aus  Mangel  an  Platz  in  den  überfüllten  Schulen,  die 
Aufnahme  zu  verweigern. 

Den  Zweck  des  Gesetzes  vom  12.  Juni  1884  hätte  man  nur  in 
dem  Falle  erreicht,  wenn  das  Gesetz,  welches  die  Arbeit  der  Kinder 

i)  Die  Zahl  aller  Kandschaftlichen,  städtischen  und  privaten  u.  s.  w.  Schulen  des 
Moskauer  Gouvernements  (mit  Ausschlu&s  der  Stadt  Moskau)  beträgt  auf  l 317  000 
permanenter  Einwohner  741,  wovon  nur  23  auf  Kosten  des  Ministeriums  der  Volks- 
aundarung  unterhalten  werden. 
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beschränkte , einen  Paragraphen  aufzuweisen  hätte , ähnlich  den 
Paragraphen  8 — 9 des  französischen  Gesetzes  vom  19.  Mai  (3.  Juni) 
1874,  oder  in  der  Art  der  Paragraphen  23  und  24  der  englischen 
Factory  and  Workshop  Act.  Bei  alledem  hätte  dann  das  Mini- 
sterium für  Volksaufklärung  sein  Budget  soweit  erhöhen  müssen, 
dass  dasselbe  für  den  Unterhalt  von  1500  neuen  Schulen,  speziell 
für  Fabrikkinder  ausgereicht  hätte.  Da  das  nicht  geschah,  er- 
reichte das  Gesetz  gerade  das  Gegenteil  von  dem  worauf  es  zielte. 
In  ihrem  ersten  Rechenschaftsbericht  nach  Einführung  des  Gesetzes 
mussten  die  Fabrikinspektoren  die  Erfolglosigkeit  ihrer  Bemühungen 
eingestehen,  und  gelang  es  ihnen  auch  hier  und  da,  wenn  auch 
selten,  ein  Einvernehmen  mit  der  der  Fabrik  nächstgelegenen 
Schule  hcrzustellen , so  passierte  es  eben  so  oft,  dass  Schlies- 
sungen von  Schulen  stattfanden , die  bis  dahin  ganz  oder  zum 
Teil  auf  Kosten  der  Fabrikanten  unterhalten  worden  waren. 

Gleichzeitig  mit  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  i.  Juni 
1882  wurde  auch  das  zweite  Gesetz  vom  12.  Juni  1884  erlassen. 
Das  ganze  Gebiet  des  europäisches  Russlands  war  in  9 Bezirke 
geteilt  worden.  Nur  zwei  Gouvernements,  das  bcssarabischc  und 
Taurien,  blieben  von  dieser  Einteilung  ausgeschlossen,  und  sic 
wurden  dem  Inspektor  des  südwestlichen  Bergwerksbezirks  unter- 
stellt. In  jedem  Bezirke  befindet  .sich  ein  Inspektor  mit  seinem 
Gehilfen.  Alle  sind  unmittelbar  dem  Oberinspektor  (beim  Fi- 
nanzministerium) unterstellt , welcher  auch  einen  Gehilfen , für 
den  Fall  temporärer  Verstärkung  der  lokalen  Inspektion,  hat.  So 
war  unsere  Fabriksinspektion  unmittelbar  der  Zentralgewalt  unter- 
geordnet und  vollkommen  unabhängig  von  den  lokalen  admini- 
strativen Behörden,  wodurch  in  hohem  Grade  die  Regelmässigkeit 
ihres  Wirkens  und  die  Einförmigkeit  in  der  Ausführung  des  Ge- 
setzes garantiert  war. 

Auf  Grund  der  erla.sscnen  Gesetze  wurde  vom  Finanzminister 
den  Inspektoren  eine  Instruktion  gegeben  und  für  die  Fabrikanten 
Vorschriften  erlassen.  Als  erster  Versuch  auf  einem  neuen  Felde  wei- 
sen sowohl  die  Instruktion  als  auch  jene  Vorschriften  manche  Unklar- 
heit und  Unvollkommenheit  auf,  deren  Beseitigung  übrigens,  wie  die 
Erfahrung  gelehrt  hat,  keinerlei  Schwierigkeiten  bietet.  Wir  wollen 
hier  nur  die  wichtigsten  Mängel  anführen,  welche  eine  wesentliche 
Bedeutung  für  die  Anwendung  des  Gesetzes  vom  i.  Juni  1882  ha- 
ben. Zum  Nachweis  des  Alters  verlangen  die  Vorschriften  vom 
Fabrikanten,  er  solle  dem  In.spektor  die  Taufscheine  blo.ss  der 
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Minderjährigen  unter  den  Arbeitern  vorlegen,  welche  das  15.  Jahr 
noch  nicht  erreicht  haben.  Da  aber  die  Pässe  der  Arbeiter  in 
ihrer  Heimat,  ohne  Vorweis  der  Taufscheine,  ausgestellt  werden, 
wobei  ihr  Alter  nach  ihren  eigenen  Angaben  festgestellt  wird,  so 
ist  es  begreiflicher  Weise  dem  Minderjährigen  unter  15  Jahren 
nicht  schwer,  sich  mit  Pässen  zu  versehen,  in  welchen  ihr  Alter 
höher  als  15  Jahr  angegeben  ist.  Solche  Arbeiter  sind  aber  nach 
den  Bestimmungen  nicht  verpflichtet , einen  Taufschein  in  der 
Fabrik  vorzuzcigen,  und  das  Gesetz  wird,  wie  die  Praxis  zeigt, 
ohne  jegliche  Schwierigkeit  umgangen ; die  Inspektion  aber  ist 
diesen  Missbräuchen  gegenüber  vollkommen  machtlos. 

Um  die  Handhabung  der  Inspektion  zu  verstärken,  übertrug 
man  die  Pflichten  der  Inspektion  über  solche  Fabriken,  die  Er- 
zeugnisse lieferten,  welche  der  Accise  unterliegen,  auf  die  Beamten 
der  lokalen  Acciseverwaltung  und  diese  sollten  den  Fabrikinsj)ek- 
toren  Bericht  erstatten.  Die  Praxis  jedoch  lehrte,  dass  die  Fa- 
brikinspektion auf  keine  ernstliche  Unterstützung  von  Seiten  der 
Acciseverwaltung  rechnen  konnte.  Schliesslich  wollen  wir  noch 
bemerken,  dass  die  Aufsicht  der  Inspektoren  sich  weder  auf  die 
Regierungsfabriken , noch  auf  die  Hüttenwerke  und  Erzgruben 
erstreckt ; die  Sorge  für  die  Beobachtung  der  Bestimmungen  der 
Fabrikgesetze  in  den  letztgenannten  Anstalten  liegt  den  Inspek- 
toren der  Bergwerksbezirke  ob. 

Ehe  noch  die  Fabriksinspektion  etwas  ausgerichtet  hatte  und 
die  Vorzüge  oder  Mängel  der  neuen  Gesetze  sich  durch  die  Praxis 
gezeigt  hatten,  und  ehe  noch  weitere  Fragen  auftauchten,  welche 
der  gesetzgebenden  Gewalt  vorgelegt  werden  sollten , war  durch 
die  Lage  der  Dinge  die  Erweiterung  der  Fabrikgesetzgebung  durch 
unverzüglichen  Erla.ss  zweier  neuen  Gesetze  notwendig  geworden. 
Diese  Gesetze  untersagten  die  Nachtarbeit  für  jugendliche  Arbeiter 
und  Frauen  und  regulierten  die  rechtlichen  Beziehungen  zwischen 
den  Fabrikanten  und  Arbeitern. 

Die  .schnelle Entwicklung  der  industriellen  Produktion  infolge  des 
Stockens  der  Einfuhr  vom  Auslande  während  des  Krieges  1877 — 78, 
verfehlte  nicht,  sich  durch  höchst  traurige  Folgen  bemerkbar  zu  ma- 
chen. Sobald  erst  das  frühere  Verhältnis  zwischen  Einfuhr  und  .Aus- 
fuhr hergestellt  war,  während  die  Nachfrage  im  Inlande  nach  dem 
Kriege  etwas  sank,  führte  die  vorhergegangenc  vergrösserte  Pro- 
duktion dazu,  dass  das  Angebot  die  Nachfrage  überstieg  und  der 
Markt  mit  Ware  überfüllt  wurde.  Die  Fabrikanten  zögerten  natürlich 
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nicht,  für  sich  die  vorteilhaftesten  Massregeln  zu  treffen  und  die  erste 
h'olge  der  Krisis  war  ein  Sinken  des  Arbeitslohnes,  das  im  Jahre  1884 
10%,  ja  sogar  20%  erreichte.  In  geringerem  Masse  griffen  sie  zur 
Einschränkung  der  Arbeiterzahl;  dafür  aber  gestattete  ihnen  das 
Fehlen  bestimmter  Gesetze  und  einer  Kontrolle,  welche  die  Ar- 
beiter vor  ihrer  Willkür  schützte,  sehr  oft,  zu  einem  anderen  und 
für  sie  viel  vorteilhafteren  Mittel  zu  greifen.  Sie  verkürzten  näm- 
lich die  Arbeitszeit,  indem  sie  den  Abmachungen  mit  den  Arbei- 
tern zuwider,  statt  6 Tage  in  der  Woche  nur  5 oder  4 Tage  arbei- 
ten Hessen , wodurch  der  Arbeitslohn , der  ja  ohnehin  schon  auf 
ein  schier  unmögliches  Minimum  gesunken  war,  noch  mehr  herab- 
gedrückt wurde. 

Das  war  übrigens  nicht  der  letzte  Tropfen  im  Becher  bitteren 
Trankes,  den  die  Arbeiter  geduldig  viele  Jahre  lang  getrunken 
hatten.  Am  meisten  von  allen  Aeusserungen  der  Willkür,  welche 
auf  unseren  Fabriken  herrschte,  reizten  die  Arbeiter  die  Strafab- 
züge und  die  Verkaufsbuden,  welche  von  den  Fabrikbesitzern 
selbst  oder  unter  der  fingierten  Firma  irgend  einer  unbeteiligten 
Person  gehalten  wurden.  Die  willkürlichen  Strafabzüge  erreichten 
oft  40  % des  Arbeitsverdienstes,  und  wurden  selbst  von  grossen 
Firmen , die  allgemein  bekannt  waren , dermassen  in  ein  System 
gebracht,  dass  die  Strafabzüge  riesige  Summen  eintrugen  und  zur 
Ausgleichung  etwaiger  Verluste  bei  der  Produktion  dienten.  Kein 
geringeres  Uebel  waren  die  Buden,  wo  die  Arbeiter  genötigt  wur- 
den, ihren  täglichen  Bedarf,  gewöhnlich  auf  Kredit,  zu  Preisen 
zu  entnehmen,  welche  die  gewöhnlichen  Preise  des  Marktes  oft 
um  45  % überstiegen. 

Es  ist  begreiflich,  dass  diese  drückende  Lage  der  Arbeiter 
nicht  lang  ertragen  werden  konnte.  Zu.sammenrottungen  und  Un- 
ordnungen auf  den  Fabriken  verschiedener  Gegenden  kamen  auch 
in  früheren  Jahren  vor,  aber  am  Ende  des  Jahres  1884  und  im 
Anfang  des  Jahres  1885  wurden  sie  besonders  im  Moskauer  und 
Wladimirschcn  Gouvernement  derart  häufig  und  nahmen  einen  so 
stürmischen  Charakter  an , dass  fernerhin , wenn  auch  für  den 
Augenblick  oft  erst  mit  Hilfe  des  Militärs  freilich  Ruhe  geschaffen 
wurde , ein  derartiger  Zustand  nicht  länger  möglich  war.  Die 
schleunigste  Ordnung  der  Verhältnisse  zwischen  Fabrikanten  und 
Arbeitern  ward  zur  Notwendigkeit.  Im  Februar  1885  wurde  eine 
Kommission  beim  Ministerium  des  Innern  unter  V'orsitz  des  Minister- 
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gehilfen  von  Pleve  errichtet  und  nach  Ablauf  dreier  Monate  legte 
sie  dem  Reichsrate  ein  Geset2Csprojekt  vor. 

Die  Initiative  zum  Gesetz,  welches  die  Nachtarbeit  für  Jugend-  ) 
liehe  Arbeiter  und  Frauen  untersagte,  ging  von  den  Petersburger 
Fabrikanten  aus,  Besitzern  von  Baumwollspinnereien,  Webereien 
und  Kattundruckereien.  Wir  müssen  hier  einschalten,  dass  in  Pe- 
tersburg auf  derartigen  Fabriken  die  Nachtarbeit  nicht  usuell  war, 
während  umgekehrt  im  Moskauer  P'abrikrayon  die  Mehrzahl  der 
Fabriken  Tag  und  Nacht  in  Gang  waren.  Bei  so  ungleichen  Be- 
dingungen bereitete  die  industrielle  Krisis  den  Petersburger  Fa- 
brikanten natürlich  grössere  Schwierigkeiten.  Einige  von  ihnen 
mussten  sogar  zeitweilig  die  Arbeit  ganz  einstellen,  welcher  Um-  \ 
stand  die  Administration  von  St.  Petersburg  in  eine  sehr  schwie- 
rige Lage  zu  stürzen  drohte.  Natürlich  konnte  Niemand  darauf 
rechnen,  die  Ueberproduktion  durch  die  auf  Anregung  der  P'a- 
brikanten  selbst  beschlossene  Aufhebung  der  Nachtarbeit  einzu- 
schränken; ungeachtet  dessen,  dass  viele  von  ihnen  sehr  gut  das 
Schädliche  der  Nachtarbeit  erkannt  hatten,  entschlossen  sie  .sich 
doch  nicht  selbständig  zu  dieser  Massregel,  aus  Furcht  in  gar  zu 
ungleiche  Konkurrenzverhältnisse  zu  geraten.  Das  einzige  Mit- 
tel , die  voraussichtliche  Krisis  hintanzuhalten , konnte  nach  der 
Meinung  der  Petersburger  P'abrikantcn  nur  ein  von  der  Regierung 
selbst  ausgehendes  Verbot  der  Nachtarbeit  für  ganz  Russland  sein. 

Es  wäre  nach  ihrer  Anschauung  genügend  gewesen,  die  Nacht- 
arbeit für  Kinder,  jugendliche  Arbeiter  und  P'rauen  zu  untersagen, 
um  die  Krisis  in  der  Baumwollindustrie  durch  sich  selbst  ein 
Ende  finden  zu  lassen,  da  ohne  die  Arbeit  von  Frauen  und 
Minderjährigen  die  Fabriken  nicht  bestehen  könnten  und  die  Nacht- 
arbeit auf  diese  Art  überhaupt  ein  Ende  finden  würde.  Die  Mass- 
regel erschien  um  so  wünschenswerter,  als  die  Nachtarbeit  nicht 
bloss  in  physischer,  sondern  auch  in  moralischer  Beziehung  höchst 
ungünstig  auf  die  Arbeiter  einwirkte,  ln  allen  Industriebczirken 
des  Reichs,  wo  sic  üblich  war,  musste,  nach  Eingeständnis  der 
Fabrikanten  selbst,  das  Sinken  der  Sittlichkeit  der  Arbeiter  unter 
das  Niveau  des  Zulässigen  konstatiert  werden. 

Wir  haben  oben  gesehen,  da.ss  die  Aufhebung  der  Nacht- 
arbeit auf  den  Fabriken  im  Prinzip  von  der  Regierung  als  unum- 
gänglich erkannt  worden  war,  als  eine  Forderung  der  Notwendig- 
keit die  in  nicht  allzu  ferner  Zukunft  erfüllt  werden  musste;  wir 
haben  auch  die  Gesichtspunkte  kennen  gelernt,  welche  gegen  eine 
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sofortige  Einführung  des  Gesetzes  geltend  gemacht  wurden.  Der 
Puls  des  industriellen  Lebens  schlug  aber  schneller,  als  man  hätte 
erwarten  können  und  die  Verhältnisse  gestalteten  sich  so  günstig 
als  möglich,  indem  nicht  nur  das  Hauptliindernis;  das  Inopportune 
und  Drückende  der  beabsichtigten  Massregel,  in  Wegfall  kam, 
sondern  diese  gerade  im  Interesse  einer  Erhaltung  des  Gleich- 
gewichts in  ökonomischer  Beziehung  unvermeidlich  erschien. 

Die  Anträge  der  Petersburger  P'abrikantcn  stiessen  auf  entschie- 
denen Widerstand  bei  einer  Anzahl  Moskauer  Industrieller,  welche 
mit  den  hergebrachten  Redensarten  und  ihrer  gewöhnlichen  Unver- 
frorenheit die  Notwendigkeit  der  nächtlichen  Arbeiten  im  Interesse 
des  Staates  und  des  Wohles  der  Arbeiter  beweisen  wollten.  Die 
diametrale  Gegensätzlichkeit  der  Ansichten  der  Vertreter  zweier  der 
grössten  Industriezentren  vcranlasstc  das  Ministerium,  diese  Frage 
der  obenerwähnten  Kommission  zu  unterbreiten,  welche  damals 
eben  Bestimmungen  ausarbeitete,  um  die  gegenseitigen  Verhältnisse 
der  Fabrikanten  und  ihrer  Arbeiter  zu  regeln.  Diese  Arbeit  wurde 
mit  Hinzuziehung  von  Vertretern  der  Industriellen  des  Moskauer, 
Petersburger  und  Wladimirschen  Gouvernements  vorgenommen. 
In  den  Sitzungen  dieser  Kommission  wiesen  aber  gerade  Fabri- 
kanten , und  zwar  solche  aus  dem  Moskauer  Gouvernement , in 
glänzender  Weise  das  Irrtümliche  und  Falsche  in  den  Beweis- 
gründen der  Majorität  der  Moskauer  Industriellen  nach. 

Das  Gesetz,  welches  die  Nachtarbeit  für  Frauen  und  jugendliche 
Arbeiter  männlichen  Geschlechts  bis  zum  17.  Jahre  verbot,  wurde 
dem  Reichsrat  vorgelegt  und  am  3.  Juni  1885  auch  be.stätigt.  Die- 
ses Verbot  betraf  nur  Baumwollen-,  Leinwand-  und  Wollwarenfabri- 
ken,  doch  blieb  dem  Finanzminister  das  Recht  Vorbehalten,  nach 
Uebercinkunft  mit  dem  Minister  des  Innern,  dasselbe  auch  auf  an- 
dere Industriezweige  auszudehnen.  Das  Gesetz  trat  am  i.  Oktober  1885 
in  Kraft  und  wurde  ein  Jahr  darauf  auch  auf  die  P'lachsspinnercien, 
Flachsbrechereicn  und  solche  P'abriken  ausgedehnt,  welche  ge- 
mischte Gewebe  herstellten.  Die  Gültigkeit  dieses  Gesetzes  sollte 
sich  bis  zum  Jahre  1890  ausdehnen.  Den  Moskauer  Fabrikanten 
gelang  es  aber,  trotz  alledem  wieder  einige  Einschränkungen  des 
Gesetzes  durchzusetzen.  Ungeachtet  dessen  dass  schon  im  Gesetz 
vom  I.  Juni  1882  angegeben  war,  welcher  Abschnitt  der  Zeit  innerhalb 
24  Stunden  als  »Nacht«  zu  gelten  habe,  wussten  sie,  indem  sie 
sich  das  Fehlen  eines  darauf  bezüglichen  Hinwei.ses  im  Gesetz 
vom  3.  Juni  1885  zu  nutze  machten,  zu  bewirken,  dass  vom  Mi- 
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nister  des  Innern  eine  Ergänzung  dos  Gesetzes  erlassen  wurde, 
welcher  nach  Zustimmung  des  Finanzministers  bekannt  gab,  dass 
in  Bezug  auf  das  Gesetz  vom  3.  Juni  als  Nachtzeit  die  Stunden 
von  IO  Uhr  abends  bis  4 Uhr  morgens  aufzufassen  seien,  d.  h.  ein 
um  2 Stunden  kleinerer  Zeitraum,  als  ihn  das  Gesetz  für  Min- 
derjährige bestimmte. 

Es  ist  schwer  anzunehmen,  dass  der  Gesetzgeber  den  Wider- 
spruch zwischen  dem  eben  angeführten  Gesetze  und  demjenigen, 
welches  zeitw'eilig  die  Nachtarbeit  Minderjähriger  in  Baumwoll- 
spinnereien und  Webereien  zuliess,  nicht  bemerkt  haben  sollte : 
zu  ein  und  derselben  Zeit  wurde  h'rauen  und  jugendlichen  Ar- 
beitern von  15 — 18  Jahren  die  Nachtarbeit  untersagt,  Kindern 
von  12 — 15  Jahren  dagegen  gestattet.  Man  müsste  doch  anneh- 
men, dass  ein  Verbot  der  Nachtarbeit  für  die  ersteren  eine  Aus- 
dehnung temporärer  Zulässigkeit  derselben  über  den  1.  Oktober 
1885  hinaus  (bis  1890),  für  die  letzteren  ganz  unmöglich  gemacht 
hätte,  und  dennoch  geschah  das,  wie  wir  gesehen  haben.  In 
der  Praxis  versöhnte  man  sich , dank  der  Schwäche  der  Fabrik- 
inspektoren, sehr  leicht  mit  diesem  Widerspruche,  und  Jedermann, 
der  nur  einigermassen  den  heutigen  Gang  der  Dinge  kennt,  weiss 
genau,  dass  die  Nichterfüllung  des  Gesetzes  vom  3.  Juni  18S5 
durchaus  nicht  zu  den  Ausnahmen  gehört. 

Während  die  Regierungskommissionen  einen  Statutenentwurf 
zu  schaffen  bemüht  waren,  der  allen  Verhältnissen  der  I,ohnarbeit 
gerecht  werden  sollte,  stellte  das  Leben  immer  entschiedener 
seine  Forderungen  und  nicht  immer  in  einer  Form,  wie  sic  für 
ein  wohlgeordnetes  Staatswesen  passend  wäre.  Grobe  Ausschrei- 
tungen auf  einer  der  Petersburger  Fabriken  (1878)  gaben  die  Ver- 
anlassung zur  Einsetzung  einer  Kommission  bei  der  Petersburger 
Stadthauptmannschaft,  der  anheim  gegeben  wurde,  bindende  Be- 
stimmungen in  Bezug  auf  die  Arbeiterverhältnisse  festzustellen, 
Massregeln  gegen  die  Missverständnisse  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  zu  ergreifen  und  die  Aufsicht  über  die  Einhaltung 
der  bestehenden  Gesetze  und  Gesetzeskraft  besitzender  Bestim- 
mungen der  Kommission  .selbst  zu  führen.  Nach  Versetzung  des 
St.  Petersburger  .Stadthauptmanns,  des  General-Majors  Koslow, 
nach  Moskau,  wurde  auch  hier  eine  solche  temporäre  Kommission 
auf  seine  Initiative  im  Jahre  1884,  mit  Hinzuziehung  eines  Re- 
präsentanten der  I'abrikinspektion,  des  Prof  Janshul,  errichtet. 
Das  Hauptverdienst  dieser  Kommission  war  die  Zusammenstellung 


Digitized  by  Google 


Die  russische  Fabrik^esetzgebun,^. 


30; 

von  Regeln  für  die  gegenseitigen  Beziehungen  zwischen  Fabrikan- 
ten und  Arbeitern,  welche  sie  mit  Benutzung  der  Arbeiten  der 
früheren  Kommission  beim  Moskauer  Generalgouvcrneur  zur  Be- 
sichtigung von  Fabriken,  ausarbeitete.  Diese  Regeln  dienten  als 
Unterlage  bei  der  Abfassung  des  Gesetzes  vom  3.  Juni  1886  durch 
die  Kommission  von  Plewes. 

Ohne  Zweifel  haben  jene  beiden  Kommissionen  für  die  Haupt- 
zentren  der  Industrie  Russlands  ihren  Nutzen  gehabt , aber  auf 
die  Dauer  waren  sie  nicht  im  stände,  die  Mängel  und  Unvoll- 
ständigkeiten der  bestehenden  Gesetze  und  den  Mangel  einer 
speziellen  Fabrikinspektion  zu  ergänzen.  Das  Gesetz  schützte 
die  Arbeiter  durchaus  nicht  vor  Willkürlichkeiteii,  selbst  nicht 
vor  den  allergröbsten  der  durch  ihr  Kapital  und  ihren  Einfluss 
mächtigen  Fabrikanten.  Aber  auch  die  letzteren  waren  in  vieler 
Hinsicht  in  Abhängigkeit  vom  guten  Willen  der  Arbeiter. 

Die  nicht  enden  w'ollenden  Unordnungen  auf  den  Fabrikendes 
Moskauer  und  Wladimirer Gouvernements,  welche  durch  die  höchst 
gedrückte  Lage  der  Arbeiter  hervorgerufen  waren,  nötigten  zuletzt 
die  Regierung  zu  den  schon  läng.st  notwendig  gewordenen  ernsten 
Massnahmen.  Sie  musste  Bestimmungen  erla.ssen,  welche  geeig- 
net waren,  solide  Verhältnisse  zwischen  Fabrikanten  und  Arbeitern 
zu  schaffen,  indem  sie  sich  von  den,  den  geltenden  Gesetzen  zu 
Grunde  liegenden  theoretischen  Anschauungen  losmachte,  welche 
das  persönliche  Lohn  Verhältnis  der  Fabrikarbeiter  als  einen  Pri- 
vatkontrakt ansahen , als  einen  freiwilligen  Vertrag  der  lediglich 
auf  der  Basis  des  bürgerlichen  Rechts  beruhte.  Die  Rücksicht 
auf  die  Interessen  des  Staates,  welche  mit  dem  persönlichen  Lohn- 
verhältnis  verbunden  sind,  veranlasstc  die  Regierung,  mit  Auf- 
hebung der  privilegierten  Ausnahmestellung  der  einen  Partei,  die 
Interessen  beider  in  Einklang  zu  bringen  durch  Regulierung  der 
Beziehungen,  welche  in  der  Praxis  öfter  als  andere  die  Veran- 
lassung zu  gegenseitiger  Unzufriedenheit  gaben.  Indem  das  neue 
Gesetz  die  Rechte  und  Pflichten  beider  Parteien  ins  Gleichgewicht 
brachte , garantierte  cs  zugleich  die  Flinhaltung  derselben  durch 
ernste  Vermögenshaftpflicht  von  seiten  der  Fabrikanten  und  per- 
sönliche Haftpflicht  der  Arbeiter. 

Das  Gesetz  vom  3.  Juni  1886,  das  letzte  aller  bis  jetzt  er- 
lassenen Fabrikgesetze,  besteht  aus  zwei  Teilen.  Das  erste  »Re- 
geln über  das  Anmieten  von  Arbeitern  auf  I'abriken  und  indu- 
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striellen  Anstalten«  begreift,  als  Ersatz  für  die  bisher  geltend  ge- 
wesenen Gesetze,  allgemeine  Grundbestimmungen  in  sich,  deren 
Gültigkeit  sich  über  ganz  Russland  erstreckt.  Der  zweite  Teil 
»Regeln  für  die  Aufsicht  über  das  Fabrikwesen  und  für  die 
Wechselbeziehungen  zwischen  Fabrikanten  und  Arbeitern«,  bildet 
eine  detailliertere  Auseinandersetzung  des  ersteren  Teiles  und  gibt 
genaue  Hinweise  für  die  Art  und  Weise,  wie  die  Ausführung 
dieser  Bestimmungen  zu  kontrollieren  sei.  Verbunden  mit  einer 
verstärkten  Inspektion  wird  dieser  Teil  des  Gesetzes  gleich- 
zeitig mit  dem  ersten  einstweilen  auf  die  Hauptindustriegou- 
vernements Moskau , Petersburg , Wladimir  ausgedehnt.  Zu- 
gleich mit  dem  Inkrafttreten  dieser  Bestimmungen  vom  i.  Okt. 
1886,  wurde  der  Etat  der  Fabrikinspektion  in  den  drei  Bezirken, 
denen  die  oben  genannten  Gouvernements  angehören,  um  zehn 
neue  Gehilfen  für  die  Inspektoren  vergrössert. 

Im  ersten  Teile  des  Gesetzes  wird  gleich  nach  den  Bestim- 
mungen über  das  Passwesen,  die  Form  der  Arbeitsverträge  fest- 
ge.sctzt  und  die  Dauer  derselben  bestimmt.  Die  allerwichtigste 
Neuerung  in  diesem  Gesetze  ist  das  Arbeitsbuch  (Paragraph  7). 
in  welches  im  Augenblick  des  Abschlusses  des  Vertrages  mit 
dem  Arbeiter  seine  Rechte  und  Pflichten  eingetragen  werden, 
der  genaue  Termin  der  Dauer  des  Vertrages  angegeben  wird, 
ebenso  wie  der  vertragsmässige  Lohn  und  seine  Berechnungsnorm, 
der  Lohnzahlungstermin,  die  Art  und  die  Grösse  der  Abzüge  vom 
Arbeitslohn  u.  s.  w.  Auf  unseren  Fabriken  hat  sich,  entsprechend 
unseren  eigentümlichen  T.ebcnsbedingungen,  die  Gewohnheit  ein- 
gebürgert, die  Arbeiter  halbjährlich , im  Herbst  und  Frühjahr, 
anzumieten.  Aber  je  nach  dem  Schwanken  der  industriellen 
Marktpreise  hielten  sich  die  F'abrikanten  an  diese  Verträge  nur 
so  lange,  als  es  für  sie  vorteilhaft  war.  Das  Gesetz  verpflichtet, 
ohne  den  Arbeitgeber  noch  den  Arbeiter  irgendwie  zu  beengen, 
beide  den  geschlo.s.senen  Vertrag  genau  cinzuhalten  (§§  9 und  10) 
und  sichert  den  Fabrikanten  gegen  die  Willkür  der  Arbeiter 
und  nimmt  zugleich  dem  ersteren  die  Möglichkeit,  zu  jeder  pas- 
senden Zeit  die  nicht  mehr  benötigten  Arbeiter  auf  die  Strasse 
zu  werfen  und  den  Lohn  auf  irgend  eine  Weise  vor  Ablauf 
des  Miettermins  zu  verkürzen  (§  11).  Es  hebt  die  bei  uns  auf 
Fabriken  sehr  oft  geübte  Gepflogenheit  auf,  den  Arbeitern  den 
erarbeiteten  Lohn  teilweise  bis  zur  Endabrechnung  cinzubehaltcn 
und  zwingt  die  P'abrikanten  zu  rechtzeitiger  und  regelmässiger 
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Abrechnung  mit  den  Arbeitern,  nach  den  festgesetzten  Terminen 
(§§  12 — 14).  Indem  durch  die  Paragraphen  15  und  16  einem  ge- 
wissen Teil  (Vs — ’/<)  des  verdienten  Lohnes  der  Charakter  unan- 
tastbaren Einkommens  beigelegt  wird,  wird  dem  Arbeitgeber  ver- 
boten, Entscheidungen  in  Betreff  von  Schulden  der  Arbeiter  bei 
Privatpersonen  zu  treffen.  Hierdurch  wird  der  auf  russischen  Fa- 
briken häufigen  Beraubung  der  Arbeiter,  unter  dem  Vorwände 
einer  Bezahlung  der  gewöhnlich  mit  der  Fabrik  in  Verbindung 
stehenden  Buden,  in  welchen  die  Arbeiter,  oft  zwangsweise,  ihre 
Lcbensmittelvorräte  und  Waren  auf  Kredit  einkaufen  müssen,  ein 
Ziel  gesteckt.  Das  Gesetz  verbietet  die  auf  sehr  vielen  unserer 
Fabriken  üblichen  Abzüge  für  Beleuchtung  der  Werkstätten,  für 
das  Handwerkszeug  und  für  ärztlichen  Beistand,  den  der  Fabrikant 
seinen  Arbeitern  kostenfrei  gewähren  muss,  laut  Gesetz  vom  26.  Au- 
gust 1866  welches  Errichtungen  von  Lazaretten  mit  einem  Bett 
auf  je  100  Mann  Arbeiter  fordert.  Die  Paragraphen  19 — 21  bestim- 
men endlich  die  Fälle,  wann  der  Vertrag  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  von  selbst  hinfällig  wird  oder  von  einer  der  ver- 
tragschliessenden  Parteien  aufgehoben  werden  kann. 

Der  zweite  Teil  des  Gesetzes  erweitert,  abgesehen  von  der 
genaueren  Regulierung  der  im  ersten  Teil  berührten  Verhältnisse, 
den  Kreis  der  Thätigkeit  der  Fabrikinspektion,  indem  es  dieselbe 
auf  die  Gesamtheit  aller  Beziehungen  zwischen  Fabrikanten  und 
Arbeitern  ausdehnt  und  führt  ein  neues  Aufsichtsinstitut  ein  »die 
Behörde  für  Fabrikangclegenheiten«.  Diese  letztere  besteht  aus 
6 Gliedern,  Repräsentanten  des  Gerichts,  der  Administration,  Po- 
lizei und  dem  Fabrikinspektor  unter  Vorsitz  des  Gouverneurs 
oder  des  Oberpolizeimeisters ; leider  aber  finden  wir  in  allen  drei 
Gouvernements,  in  denen  dieser  Teil  des  Gesetzes  vom  3.  Juni 
1886  Geltung  hat , die  Vertreter  der  Landschaft  (Semstwo)  und 
der  Stadtmunizipalitäten  durch  Glieder  der  »Konseils  für  Handel 
und  Manufaktur«  ersetzt , d.  h.  durch  Fabrikanten,  oder  Leute, 
die  mit  ihnen  solidarische  Interessen  haben , was  durchaus  nicht 
dem  gerichtlich-administrativen  Charakter  der  neuen  Institutionen 
entspricht.  Indem  das  Gesetz  die  Hauptleitung  in  der  Angelegen- 
heit einer  guten  Fabriksordnung  der  höchsten  örtlichen  Admini- 
stration in  die  Hände  legt,  erleichtert  es  in  gewissem  Grade  die 
der  Inspektion  zufallende  Aufgabe,  indem  es  letzterer  die  lokale 
Polizei  als  Hilfe  beigesellt. 

Der  Paragraph  5 des  Gesetzes  legt  der  Behörde  für  Fabrik- 
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angelegcnheiten  die  Verpflichtung  auf,  Klagen  über  Verfügungen 
der  Inspektion  durchzusehen,  Zweifel  zu  heben,  welche  bei  An- 
wendung des  Gesetzes  vom  3.  Juni  1886  aufstossen  und  gibt  dieser 
Behörde  das  Recht,  etwa  in  der  Gesetzgebung  vorhandene  I.ücken 
durch  obligatorische  Bestimmungen  auszufüllen.  Um  aber  ausser- 
dem eine  schnellere  und  mehr  den  Anschauungen  des  Inspektors 
entsprechende  Entscheidung  zu  ermöglichen,  erhält  die  Fabriks- 
behörde exekutive  Gewalt  für  gewisse  Arten  von  Gesetzesver- 
letzungen, wie  nicht  ordnungsgemässe  Führung  der  Lohnbücher 
und  verschiedener,  zur  Erleichterung  der  Aufsicht  seitens  des 
Inspektors  eingeführter  Bücher,  widerrechtliches  Strafen  der  Ar- 
beiter durch  Abzüge  u.  s.  w.  Eine  sehr  wichtige  Bedeutung  in 
diesem  Teile  des  Gesetzes  vom  3.  Juni  1886  haben  die  §§  30-  -39. 
Nach  dem  allgemeinen  Grundgedanken  unserer  Gesetzgebung  hatte 
vor  der  Publikation  dieses  Gesetzes  niemand  das  Recht  Strafen 
anders  zu  verhängen  als  auf  Gerichtsentscheidungen  hin  oder  durch 
Vermittlung  der  höchsten  Administrativbehörden.  Aber  es  genügt  ein 
Paragraph  im  Fabrikstatut,  welcher  die  Fabrikbesitzer  verpflichtete, 
in  die  Lohnbücher  hineinzuschreiben,  (die  indes  nicht  obligatorisch 
waren),  wieviel  nach  dem  Vertrage  mit  dem  Arbeiter  aus  dessen 
Verdienst  für  »Versäumnis  oder  Schädigung  des  Arbeitsherrn« 
zurückbehalten  worden  war,  damit  die  Fabrikanten  diese  Bestim- 
mung in  der  Praxis  in  ein  umfa.ssendes  Recht  zu  Strafabzügen  ver- 
wandelten, Dieses  willkürliche  Recht  den  Arbeitern  Strafabzüge 
aufzuerlegcn,  welches  an  und  für  sich  notwendig  ist  als  Mittel, 
die  nötige  Disziplin  aufrecht  zu  erhalten,  diente  wie  wir  sahen  in  der 
Hand  der  Fabrikanten  als  Quelle  verschiedener  grober  Missbrauche. 
In  Anbetracht  dessen  bestimmt  das  neue  Gesetz  feste  Grenzen 
für  die  den  Fabrikanten  zustehenden  Vollmachten  (§  30),  führt 
genau  diejenigen  Fälle  auf,  wann  Strafabzüge  zulässig  sind  und 
welche  Maximalbeträge  sie  erreichen  dürfen  (§§  31 — 33  und  33k 
und  stellt  dieselben  endlich  unter  die  Kontrolle  der  Inspektion 
(§§  34t  37  und  38).  Das  Allerwichtigste  ist  aber  der  Umstand, 
dass  durch  den  Paragraphen  39  dem  Fabrikanten  jede  Möglich- 
keit genommen  wird,  das  Strafrecht  als  Mittel  zur  Vergrösscrung 
der  Einkünfte  der  Fabrik  zu  benutzen.  Den  Arbeitern  anderer- 
seits war  keine  Handhabe  mehr  geboten,  in  den  Strafen  blosse 
Gewinnsucht  der  Fabrikanten  zu  erblicken,  wodurch  die  so  häufig 
aus  dieser  Anschauung  hervorgehenden  Unzufriedenheiten  und  Un- 
ruhen unmöglich  gemacht  wurden.  Manche  Stimme  erhob  sich 


Digitized  by  Google 


Die  russische  Fabrikgesetzgebung. 


3" 


dafür,  dass  cs  gerechter  sei,  die  Strafzahlungcn,  welche  den  Arbei- 
tern für  Schädigungen  und  Verluste  infolge  nachlässiger  Ar- 
beit, Verderben  der  Waren  und  Maschinen  auferlegt  werden, 
in  die  Tasche  der  Fabrikanten  fliessen  zu  lassen,  aber  alle  die 
angeseheneren  Fabrikanten,  unterstützt  vom  Präses  des  Moskauer 
Manufakturkonseils,  fanden  bei  Beratung  dieser  Frage  in  der  Kom- 
mission von  Plewe's  dies  überflüssig  und  inopportun  , da  es  in 
den  meisten  Fällen  bei  solchen  Vorgehen  sehr  schwer  zu  be- 
stimmen ist,  ob  der  Arbeiter  wirklich  einen  Verlust  verursacht 
hat  oder  nicht.  Nachdem  aber,  ihrer  Ansicht  nach,  der  Besitzer  das 
Recht  hat,  oder  das  Recht  haben  muss,  Strafabzüge  den  Arbeitern 
aufzuerlcgcn,  um  etwa  sich  zeigendem  bösen  Willen  entgegenzu- 
treten, so  wäre  cs  richtiger,  dem  Arbeitgeber  ganz  das  Recht  zu 
nehmen,  diese  Strafabzüge  zu  seinem  Vorteil  zu  verwenden.  Dem- 
entsprechend bestimmte  auch  das  Gesetz  vollkommen  mit  Recht, 
dass  alle  den  Arbeitern  aufcrlegten  Strafabzüge  einem  besonderen 
Fonds  zufliessen  sollen,  dc.ssen  Kapital  nur  zu  wohlthätigen  Stif- 
tungen für  Arbeiter  verwandt  werden  dürfe. 

Mit  dem  Erlass  des  Gesetzes  vom  3.  Juni  1886  endete  die  schran- 
kenlose Willkür  der  Fabrikanten.  Es  ist  selbstverständlich,  dass 
dieselben  sofort  zu  allerlei  Schlichen  behufs  Umgehung  des  Ge- 
setzes ihre  Zuflucht  nahmen.  Sobald  sie  aber  bemerkten,  dass 
dieses  ihnen  hierzu  keine  Handhabe  bot  und  sie  auf  den  Wi- 
derstand der  Fabrikinspektion  stiessen , warfen  sie  sich , da  sic 
es  nicht  wagten,  die  oberen  Gewalten  anzuklagen,  mit  aller  Wucht 
auf  die  Inspektion.  Die  Arena  des  Kampfes  war  Moskau.  Eine 
systematische  Hetze  gegen  die  Inspektion  wurde  in  der  periodischen 
Presse,  in  Brochüren,  durch  Klagen  beim  Ministerium,  versucht, 
um  die  verhasste  Inspektion  zu  vernichten.  Die  Fabrikanten,  welche 
durch  ihre  gewinnsüchtigen  Willkürakte  unaufliörlichc  Arbeitcnin- 
ruhen  verursacht  hatten,  bezichtigten  die  Inspektion,  durch  ihren 
Einfluss  »Bewegungen  unter  den  Arbeitern  von  gefährlicher  und 
akuter  Art  hervorgerufen  zu  haben«.  Sie  verkündeten  laut  »die 
Organisation  der  Inspektion  sei  unvollkommen  und  das  Personal 
derselben  tauge  nichts  und  schaffe  nur  Hindernisse  für  die  rus- 
sische Industrie«.  Sie  baten,  sie  zu  befreien  von  »dem  neuen, 
sie  beengenden  Gesetze  und  von  den  Fabrikinspektoren,  welche 
gar  nichts  gemein  hätten  mit  den  Interessen  des  Staates  und  der 
Industrie«.  Sic  forderten  eine  Rückkehr  zu  »der  patriarchalischen, 
ruhigen  Vergangenheit  der  russischen  Industrie«,  zu  der  »ruhigen 
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Vergangenheit«,  welche  die  Regierung  mehr  als  einmal  hatte  zu 
militärischen  Einschreitungcn  greifen  lassen  ! Sich  eine  unbedeu- 
tende, freilich  aber  augenscheinliche  Auslassung  im  § 7 des  ersten 
Teils  des  Gesetzes  zu  nutze  machend , wies  jetzt  die  Moskauer 
Abteilung  des  Konseils  für  Handel  und  Manufaktur,  mit  demselben 
Präses  an  der  Spitze,  welcher  in  der  Kommission  von  Plewes  den 
Vorschlag  unterstützt  hatte,  den  Fabrikanten  das  Recht  zu  nehmen, 
die  Strafabzüge  vom  Lohne  der  Arbeiter  für  sich  zu  verwenden, 
nach , ja  sie  forderte  hierzu  die  Sanktion  der  Regierung , dass 
die  Fabrikanten  das  Recht  hätten,  zu  eignem  Besten  von  dem 
Verdienste  der  Arbeiter  Abzüge  für  Verluste  zu  machen,  welche 
durch  schlechte  Arbeit  herbeigeführt  waren  und  zwar  noch  dazu 
ohne  Kontrolle  von  seiten  der  Insjiektion.  Nicht  zufrieden  mit 
dem  von  der  Regierung  den  Fabrikanten  gemachten  Zugeständ- 
nisse, forderte  das  Konscil  i)  statt  der  zwei  Repräsentanten  aus 
ihrer  Mitte  in  der  Behörde  für  Fabrikangelegcnheiten,  deren  drei ; 
2)  Entfernung  des  Fabrikinspektors  aus  der  Zahl  der  Glieder 
dieser  Behörde;  3)  das  Recht  im  Falle  einer  Meinungsverschieden- 
heit zwischen  ihren  Vertretern  und  den  übrigen  Gliedern  der  Be- 
hörde, an  das  Ministerium  zu  appellieren  und  schliesslich  4)  das 
Recht  einer  vorläufigen  Durchsicht  der  obligatorischen  Bestim- 
mungen, welche  von  der  Behörde  erlassen  wurden.  Kurz,  das 
Konseil  forderte  die  Verwandlung  der  Inspektion  in  ein  vollkom- 
men gefügiges  Werkzeug  der  Unternehmer. 

Der  leidenschaftliche  Kampf  der  Fabrikanten  gegen  die  ln- 
spektion, welcher  bei  uns  im  Jahre  1887  soviel  Lärm  verursacht 
hatte,  führte  zu  gar  nichts.  Das  Gesetz  vom  3.  Juni  1886  blieb  in 
Kraft  und  bis  jetzt  wurden  den  Fabrikanten  keinerlei  Konzessionen 
gemacht.  Das  einzige  Resultat  dieser  Kämpfe  war  der  Abschied, 
um  den  der  Fabrikinspektor  des  Moskauer  Bezirks,  Prof.  Janshul 
nachsuchte,  weil  er  es  nicht  für  möglich  hielt,  bei  den  zugespitzten 
Verhältnissen  seinen  Dienst  fortzusetzen.  Uebrigens  worden  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  3.  Juni  1886  gegenwärtig  revidiert. 
Ob  sie  nur  auf  Grund  praktischer  Erfahrungen  verbessert  werden 
sollen,  oder  ob  den  Fabrikanten  Zugeständnisse  gemacht  werden, 
das  wird  die  Zukunft  lehren. 

Welche  Resultate  hat  nun  das  Gesetz  vom  3.  Juni  1886  er- 
zielt? Welche  Veränderungen  hat  es  im  Leben  der  Fabrikarbeiter 
hervorgerufen?  Die  Antwort  auf  diese  Fragen  kann  nur  in  frag- 
mentarischen Nachrichten  gegeben  werden,  die  von  Zeit  zu  Zeit 
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in  der  periodischen  Presse  .luftauchen.  Offizielle  Daten  existieren 
überhaupt  nicht,  denn  seit  der  Einführung  des  Gesetzes,  d.  h. 
für  die  letzten  drei  Jahre , wurden  die  Rechenschaftsberichte  der 
Inspektoren  nicht  publiziert. 

Wie  aus  diesem  kurzen  Ucberblick  über  die  Fabrikgesetz- 
gebung der  letzten  10  Jahre  in  Russland  ersichtlich  ist,  wurde 
für  dieselbe  eine  feste  Grundlage  gelegt,  aber  eben  nur  eine  Grund- 
lage, und  eine  Menge  von  Verhältnissen,  die  durch  die  Industrie 
geschaffen  werden,  sind  vom  Gesetze  noch  gar  nicht  berührt  worden. 
Die  legislatorische  Arbeit  auf  diesem  Gebiete  ist  selbstverständlich 
noch  nicht  beendet.  So  liegt  unter  anderem  gegenwärtig  dem 
Reichsrat  ein  Gesetz  vor,  »über  die  Verantwortlichkeit  der  Fabrik- 
besitzer für  Verletzungen  und  Todesfälle  unter  den  Arbeitern«. 
Wir  behalten  uns  vor,  von  diesem  und  anderen  Vorlagen  zu 
sprechen , sobald  ihr  Schicksal  entschieden  sein  wird.  Bei  alle- 
dem bleibt  ein  weites  Gebiet  der  Fabrikgesetzgebung  : das  sani- 
täre, dank  der  gänzlichen  Gleichgültigkeit  selbst  für  die  elemen- 
tarsten Forderungen  der  Gesundheitslehre,  welche  auf  unseren 
Fabriken  in  weit  grösserem  Mass  als  in  Westeuropa  herrscht, 
noch  ganz  unberührt. 
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DEUTSCHES  REICH. 

DER  NEUE  GESETZENTWURF  BETR.  DIE 
GEWERBEGERICHTE. 

EINGEI.EITET  VON 
Dr.  FERDINAND  SCHMID 

IN  WIEN. 

Schon  die  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  enthielt  im 
§ 108  die  Bestimmung,  dass  durch  Ortsstatut  Schiedsgerichte 
mit  der  Entscheidung  der  gewerblichen  Streitigkeiten  betraut  wer- 
den konnten,  die  durch  die  Gemeindebehörden  unter  gleichmässi- 
ger  Zuziehung  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  zu  bilden  waren. 
Im  übrigen  sollte  die  Entscheidung  dieser  Streitigkeiten  den  Ge- 
meindebehörden oder  den  sonstigen  kraft  der  Landesgesetze  hiezu 
berufenen  besonderen  Behörden  obliegen.  Diese  dürftigen  Be- 
stimmungen der  Gewerbeordnung , welche  das  Problem , den  ar- 
beitenden Klassen  eine  sachkundige , rasche  und  billige  Rechts- 
pflege zu  verschaffen,  lösen  sollten,  bilden  im  grossen  und  ganzen 
in  Deutschland  noch  bis  zur  Stunde  die  Grundlage  für  die  be- 
stehende Arbeitsrechtspflege.  Schon  wenige  Jahre  nach  Erlassung 
der  Gewerbeordnung  fühlte  man  jedoch  das  Unzureichende  des 
gesetzlichen  Zustandes,  und  wiederholt  machte  die  deutsche  Reichs- 
regierung Versuche,  diese  Bestimmungen  durch  zweckmässigere  Nor- 
men zu  ersetzen.  So  verschieden  auch  diese  Versuche  in  ihrer  Anlage 
waren , ein  nennenswertes  praktisches  Ergebnis  haben  sie  nicht 
gehabt.  Man  hatte  eine  zeitlang  die  ganze  Frage  unrichtig  huf- 
gefasst , indem  man  in  den  Schiedsgerichten  ein  Heilmittel  für 
soziale  Schäden  zu  erkennen  glaubte,  das  sie  niemals  sein  kön- 
nen, eine  irrige  Ansicht  zu  der  die  häufige  Vermengung  mit  den 
Einigungsämtern  nicht  wenig  beitrug.  Seither  hat  sich  diese 
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Auffassung  wesentlich  geklärt.  Man  ist  davon  abgekommen,  den 
gewerblichen  Schiedsgerichten  eine  Aufgabe  zuzuschreiben,  welche 
ihnen  ihrer  Natur  nach  nicht  zukommen  kann  , ohne  dass  man 
darum  die  Wichtigkeit  dieser  Einrichtung  für  die  Wahrung  des 
sozialen  Friedens  unterschätzt,  und  man  hat  ferner  ihre  Funktion 
von  jener  der  Einigungsämter  trennen  gelernt.  Diese  Auffassung 
fand  denn  auch  in  dem  Entwürfe  ihren  Ausdruck,  welchen  die 
Reichsrcgicrung  in  der  Frühjahrssession  des  Jahres  1878  dem 
Reichstage  vorlegte.  Bekanntlich  scheiterte  dieser  Entwurf  daran, 
dass  der  Reichstag  das  von  der  Reichsregierung  in  Anspruch  ge- 
nommene Recht  zur  Bestätigung  des  Vorsitzenden  des  Gerichtes 
nicht  zugestehen  wollte.  Das  einzige  Resultat  der  damaligen 
Vorlage  bestand  darin , da.ss  der  § 108  der  Gewerbeordnung  als 
neuer  § 120  a eine  kleine  Erweiterung  erfuhr. 

Der  Entwurf  des  Jahres  1878  hat  das  Substrat  für  den  vor- 
liegenden neuen  Gesetzentwurf  gebildet,  während  den  äusseren 
Anstoss  zu  seiner  Ausarbeitung  die  bekannten  Resolutionen  des 
deutschen  Reichstages  in  den  Sitzungen  vom  24.  März  1886  und 
vom  12.  Jänner  1889  gegeben  haben.  Der  Zweck  des  Entwurfes, 
der  in  5 Abschnitte  zerfällt  und  76  §§  umfasst,  geht,  wie  dies 
auch  bei  der  früheren  Vorlage  der  Fall  war,  nicht  auf  Beseitigung, 
sondern  auf  weitere  Ausgestaltung  und  Entwicklung  der  im  § 120  a 
der  Gewerbeordnung  hinsichtlich  der  gewerblichen  Schiedsge- 
richte aufgestellten  Prinzipien.  Der  Motivenbericht  betont  dies 
ausdrücklich.  Die  Einrichtung  von  Gewerbegerichten  wird  daher 
auch  in  Zukunft  in  erster  Linie  den  Gemeindebehörden  überlassen, 
und  diese  Gerichte  werden  nicht  dem  allgemeinen  Gerichtsorga- 
nisnuis,  sondern  jenem  der  Gemeindeverwaltung  eingegliedert.  So 
sehr  es  auch  zu  wünschen  wäre , dass  die  Gewerbegerichte , die 
doch  Justizorgane  sind,  im  Laufe  der  Zeit  ihren  Platz  im  Rahmen 
der  staatlichen  Justizorganisation  erhalten,  so  stehen  wir  nicht  an, 
das  entgegengesetzte  Verfahren  des  Entwurfes  zu  billigen.  Denn 
es  ist  klar,  dass  ein  Bedürfnis  nach  solchen  besonderen  Gerichts- 
instanzen keineswegs  an  allen  Orten  überhaupt  oder  in  gleichem 
Masse  fühlbar  sein  wird , und  dass  die  In.stitution  , die  ohnehin 
sehr  langsam  Wurzel  fassen  will,  vorläufig  nur  unter  Berücksich- 
tigung der  örtlichen  Verhältni.sse,  also  am  besten  in  Anlehnung 
an  die  einzelnen  Gemeinden  , wo  sich  ein  solches  Bedürfnis  er- 
gibt, geregelt  werden  kann.  Es  ist  daher  auch  zu  billigen,  wenn 
der  Entwurf  die  Berücksichtigung  der  lokalen  Verhältnisse  durch 
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Aufnahme  entsprechender  Bestimmungen  in  das  für  jedes  Gericht 
aufzustellende  Statut  ermöglicht.  Der  Spielraum  aber , welcher 
dieser  ortsstatutarischen  Regelung  offen  steht,  wird  in  Zukunft 
ziemlich  beschränkt  sein.  Während  der  Entwurf  des  Jahres  1878 
sich  insbesondere  damit  begnügte,  für  das  Verfahren  vor  den  Ge- 
werbegerichten nur  eine  Reihe  von  leitenden  Grundsätzen  aufzu- 
stellen , setzt  der  neue  Entwurf  an  die  Steile  dieser  wenigen  lei- 
tenden Prinzipien  eine  ganz  umfassende  Kodifikation  (};§  21 — 54). 
In  diesen  Detailbestimmungen  über  das  Verfahren  liegt  überhaupt 
der  Schwerpunkt  des  ganzen  Entwurfs,  und  es  ist  anzuerkennen, 
dass  dieselben  mit  grosser  juristischer  Präzision  abgefasst  sind. 
Diese  besondere  Sorgfalt  erklärt  sich  daraus , dass  der  Motiven- 
bericht  in  dem  bisherigen  Mangel  an  einheitlichen  Bestimmungen 
über  die  Zusammensetzung  und  das  Verfahren  der  gewerblichen 
Schiedsgerichte  einen  Hauptgrund  der  geringen  V^erbreitung  des 
ganzen  Institutes  findet.  Leider  sucht  man  in  dem  Motivenbe- 
richte  vergebens  nach  irgendwelchen  Angaben  über  die  Zahl, 
Verfassung  und  bisherige  Entwicklung  der  gewerblichen  Schieds- 
gerichte, und  doch  wäre  einige  Rücksichtnahme  auf  die  in  Deutsch- 
land bestehenden  Gewerbeschiedsgerichte  und  die  verwandten 
ausländischen  Institutionen  bei  der  Abfassung  des  Entwurfes,  wie 
w'ir  sehen  werden,  von  ganz  entschiedenem  Nutzen  gewesen.  Im 
übrigen  sind  wir  jedoch  mit  diesem  Bestreben  des  Entwurfes,  für 
die  Verfassung  und  das  Verfahren  der  Gerichte  einheitliche  und 
ausführlichere  Normen  vorzuschreiben,  vollkommen  einverstanden. 

Auch  nach  dem  neuen  Entwürfe  soll  die  Errichtung  der  Ge- 
werbegerichtc  nur  fakultativ  sein ; sie  bleibt  nach  wie  vor  zu- 
nächst der  Initiative  der  Gemeindebehörden  überlassen.  Dem  Be- 
dürfnis, dass  auf  indolente  Gemeinden  ein  Druck  ausgeübt  wer- 
den könne,  damit  sie  dieser  Obliegenheit  nachkommen,  welches 
Bedürfnis  sich  häufig  in  der  unklaren  Forderung  äussert,  dass  die 
Einrichtung  obligatorisch  sein  soll,  erscheint  durch  die  Befugnis, 
welche  der  § i,  Absatz  4 in  Uebereinstimmung  mit  dem  früheren 
lintwurfe  den  Landeszentralbehörden  einräumt , wohl  genügend 
Rechnung  getragen. 

Schon  aus  diesen  Bestimmungen  des  Entwurfes  ergibt  sich 
aber,  dass  auch  in  Zukunft  weite  Kreise  der  arbeitenden  Klasse 
von  der  Wohlthat  einer  ihren  Interessen  entsprechenden  Rechts- 
pflege ausgeschlossen  sein  werden.  Insbesondere  gilt  dies  von 
der  grossen  Masse  der  land-  und  forstwirtschaftlichen 
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Arbeiter.  Ohne  einschneidende  Reformen  der  Landgemeinde- 
ordnung wird  es  wohl  nicht  möglich  sein,  hierin  eine  Aenderung 
herbeizufvihren.  Da  es  aber  mit  diesen  Reformen  noch  lange  Zeit 
seine  guten  Wege  haben  wird,  so  müssen  wir  uns  hier  damit  be- 
scheiden , auf  diese  Lücke  schon  jetzt  wenigstens  aufmerksam 
gemacht  zu  haben.  Es  ist  von  diesem  Standpunkte  aus  auch 
ziemlich  gleichgültig,  ob  die  Bestimmungen  der  §§  64  ff.  über  die 
Judikatur  der  Gemeindevorsteher  in  gewerblichen  Streitigkeiten 
auf  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  ausgedehnt 
werden  oder  nicht.  Eine  besondere  Bedeutung  können  wir  diesen 
Anordnungen  überhaupt  nicht  beimessen.  Der  Entwurf  scheint 
dies  selbst  anzuerkennen , da  er  die  Entscheidungsgewalt  der 
Gemeindevorsteher  in  gewerblichen  Streitigkeiten  fortan  nur 
in  fakult.ativer  Form  zulassen  will  und  ihre  Bedeutung  im  § 65 
dadurch  noch  weiter  abschwächt,  dass  der  bisherige  Grundsatz 
der  unbedingten  vorläufigen  Vollstreckbarkeit  der  vom  Gemeinde- 
vorsteher gefällten  Entscheidungen  mehrfach  durchlöchert  wird. 

Dagegen  hat  der  Entwurf  die  Kompetenz  der  Gewerbege- 
richte in  subjektiver  Beziehung  gegenüber  dem  bisherigen  Rechts- 
zustand wesentlich  durch  die  Bestimmung  des  § 70  erweitert, 
welcher  die  Landeszentralbchörden  ermächtigt,  auch  für  die  Strei- 
tigkeiten der  in  Bergwerken,  Salinen,  Aufbereitungsanstalten  und 
unterirdisch  betriebenen  Brüchen  und  Gruben  beschäftigten  Ar- 
beiter besondere  Spezialgerichte  zu  bilden , welche  sich  an  die 
territoriale  Einteilung  der  Bergverwaltung  und  nicht  an  die  Ge- 
meindeorganisation anzulehnen  haben.  An  sich  sind  diese  An- 
ordnungen zwar  nicht  neu.  Schon  das  belgische  Gesetz  vom 
7.  Februar  1859,  die  neueren  französischen  Gesetzentwürfe  über 
die  Prud'hommes  mineurs  und  das  sächsische  Gesetz  vom  2.  April 
1884  verfolgen  dasselbe  Ziel.  Jedenfalls  aber  bilden  diese  Be- 
stimmungen einen  sehr  bemerkenswerten  Fortschritt  und  sind  auch 
deshalb  beachtenswert,  weil  sie  einen  Bruch  mit  der  bisherigen 
Auffassung  bedeuten,  dass  die  Gewerbegerichte  es  nur  mit  Strei- 
tigkeiten der  gewerblichen  Hilfsarbeiter  zu  thun  haben,  während 
es  sich  vielmehr  um  die  Befriedigung  eines  allen  arbeitenden 
Klassen  gemeinsamen  Bedürfnisses  handelt.  Umso  auffallender 
ist  es , dass  der  Entwurf  wieder  auf  halbem  Wege  stehen  bleibt 
und  sich  nicht  dazu  entschliessen  kann,  auch  das  kaufmänni- 
sche und  bei  Verkehrsanstalten  beschäftigte  Hilfsper- 
sonale der  Judikatur  der  Gewerbegerichte  zu  unterstellen.  Das 
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Bedürfnis  nach  einer  solchen  Erweiterung  der  Kompetenz  dieser 
Gerichte  ist  denn  doch  wohl  nicht  abzulcugnen.  Beweis  dessen 
sind  die  Bestimmungen  des  Genfer  Gesetzes  vom  3.  Oktober 
1883,  der  Entwurf  Lockroy’s  über  die  Prud'hommes  commerciaux. 
Beweis  dessen  sind  ferner  die  schiedsgerichtlichen  Ausschüsse  der 
kaufmännischen  Gremien  in  Oesterreich,  w'o  man  sich  auch  nicht 
mit  den  im  Handelsgesetzbuch  und  in  der  Jurisdiktionsnorm  ge- 
troffenen Anordnungen  befriedigt  hat.  Die  Verfasser  des  Motiven- 
Berichtes  scheinen  freilich  von  allen  diesen  Dingen  wenig  zu 
wissen.  Ihnen  genügt  das  Gefühl  der  Freude,  dass  es  ihnen  ge- 
lungen ist,  den  Kreis  der  Arbeitnehmer , auf  welche  das  Gesetz 
Anwendung  finden  soll,  so  festzustellen,  dass  eine  besondere  Her- 
vorhebung der  Gehilfen  und  Lehrlinge  in  Handelsgeschäften  und 
Apotheken,  wie  sie  noch  der  Entwurf  des  Jahres  1878  enthielt, 
nicht  mehr  notwendig  ist  I 

Der  Entwurf  scheut  auch  sonst  davor  zurück , die  Gerichte 
auf  eine  möglichst  breite  Basis  zu  stellen,  deren  sie  so  sehr  be- 
dürfen , um  das  nötige  Interesse  der  arbeitenden  Klasse  zu  ge- 
winnen. Im  Gegensätze  zu  dem  Entwürfe  des  Jahres  1878  wird 
nunmehr  als  ausschliessliche  Berufungsform  für  die  Gerichtsbei- 
sitzer die  Wahl  durch  die  Arbeitgeber,  beziehungsweise  die  Ar- 
beitnehmer statuiert.  Nur  der  Vorsitzende  und  seine  Stellver- 
treter, welche  weder  Arbeitgeber  noch  Arbeitnehmer  sein  dürfen, 
werden  von  dem  Magistrat  oder  durch  die  Gemeindevertretung 
ernannt.  Dagegen  stellt  der  Entwurf  weitgehende  Beschränkungen 
bezüglich  des  aktiven  und  passiven  Wahlrechtes  auf.  Für  das 
ersterc  werden  das  vollendete  25.  Lebensjahr  und  zweijähriger 
Aufenthalt  oder  zweijährige  Beschäftigung  in  dem  Bezirke  des 
Gewerbegerichtes  sowie  alle  jene  Eigenschaften  gefordert,  welche 
das  Gerichtsverfassungsgesetz  (!;§  31  und  32)  für  das  Amt  eines 
Schöffen  vorschreibt.  Das  passive  VV’ahlrecht  ist  an  das  zurück- 
gelegte 30.  Lebensjahr  gebunden , und  sind  hievon  alle  ausge- 
schlossen , welche  in  den  letzten  drei  Jahren  für  sich  und  ihre 
Familie  aus  öffentlichen  Mitteln  Armenunterstützung  empfangen 
haben.  Hienach  sind  zunächst  alle  Personen  weiblichen  Ge- 
schlechtes von  dem  Wahlrechte  ausgeschlossen.  Bei  der  grossen 
Rolle,  welche  die  weibliche  .Arbeitskraft  in  den  gewerblichen  Be- 
trieben bedauerlicherweise  gegenwärtig  spielt  und  welche  sie  wohl 
noch  lange  spielen  wird,  gestaltet  sich  diese  Bestimmung  zu  einer 
schweren  Unbilligkeit  für  das  weibliche  Arbeitspersonale,  welches 
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doch  auch  vor  diesen  Gerichtsinstanzen  Recht  nehmen  muss.  Wir 
fügen  hinzu,  dass  in  Oesterreich  die  schiedsgerichtlichen  Aus- 
schüsse einzelner  Genossenschaften  überwiegend  oder  fast  aus- 
schliesslich aus  Angehörigen  weiblichen  Geschlechtes  zusammen- 
gesetzt sind , ohne  dass  die  Gesetzgebung  an  dieser  unvermeid- 
lichen Konsequenz  unserer  wirtschaftlichen  Verhältnisse  irgend- 
wie Anstoss  genommen  hätte. 

Auch  das  für  die  Ausübung  des  aktiven  und  passiven  Wahl- 
rechtes geforderte  Alter  scheint  uns  entschieden  zu  hoch  gegriffen. 
Verlangt  doch  das  österreichische  Gesetz  vom  14.  Mai  1869  für 
das  aktive  Wahlrecht  nur  das  zurückgelegte  20.  Lebensjahr  und 
auch  der  von  Lockroy  vorgelegte  Gesetzentwurf  über  die  Prud’- 
hommes-Gerichte  begnügt  sich  mit  dem  25.  Lebensjahre  für  das 
passive  und  dem  21.  Lebensjahre  für  das  aktive  Wahlrecht.  Diese 
Altersstufen  dürften  wohl  auch  für  Deutschland  als  ausreichend 
zu  erachten  sein.  Die  von  den  Verfassern  des  Entwurfes  heran- 
gezogene Analogie  des  Schöffenamtes  trifft  keineswegs  zu,  da  es 
sich  bei  den  Gewerbegerichten  nur  um  vermögchsrechtliclie  An- 
sprüche von  zumeist  minderer  Bedeutung  handelt , während  der 
Schöffe  gemeinsam  mit  dem  Richter  über  die  Freiheit  des  An- 
geklagten zu  erkennen  hat.  Ebenso  wird  die  zur  Ausübung  des 
Beisitzeramtes  und  des  aktiven  Wahlrechtes  erforderliche  Kenntnis 
der  lokalen  Verhältnisse  auch  wohl  schon  durch  einen  einjährigen 
Aufenthalt  oder  eine  ebenso  lange  Beschäftigung  in  dem  Bezirke 
des  Gerichtes  erworben  werden  können.  Besonders  hart  müssen 
wir  aber  die  Bestimmung  über  die  Armenunterstützung  finden, 
so  lange  die  Verpflegung  in  einem  Krankenhause  von  Gesetzes- 
wegen regelmässig  als  eine  solche  Unterstützung  anzusehen  ist, 
selbst  wenn  nachträglich  zur  Tilgung  der  aufgelaufenen  Verpflegs- 
kosten  Raten  bewilligt  und  auch  eingehalten  werden,  ln  einer 
Zeit,  wo  man  endlich  daran  gegangen  ist,  von  der  Armenpflege 
den  bitteren  Beigeschmack,  der  dem  »Almosent  bisher  angehaftet, 
abzustreifen,  sollte  man  doch  nicht  solche  Anhängsel  wieder  durch 
eine  Ilinterthür  einführen. 

Bezüglich  der  subjektiven  Kompetenz  wären  endlich  noch 
zwei  Momente  hervorzuheben.  Zunächst  bedarf  die  Bestimmung 
des  § 69,  welche  in  etwas  unbestimmterer  Fassung  schon  in  dem 
friiheren  Entwürfe  enthalten  war,  wonach  die  in  Staatsdruckereien, 
staatlichen  Münzanstalten,  Eisenbahn-  oder  militärischen  Betriebs- 
anlagen beschäftigten  Arbeiter  von  der  Kompetenz  der  Gewerbe- 
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gerichte  ausgeschlossen  sein  sollen,  einer  Einschränkung.  Denn 
es  ist  ein  längst  anerkannter  Grundsatz , dass  auch  der  Staat  in 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  vor  den  Zivilgerichten  Recht  zu 
nehmen  hat,  und  da  die  Gewerbegerichte  in  erster  Linie  nur  ein 
Spezialforum  für  gewisse  derartige  Streitsachen  bilden , ist  nicht 
einzusehen , warum  von  diesem  Grundsatz  hier  eine  Ausnahme 
gemacht  werden  soll.  Eine  solche  könnte  man  höchstens  für  die 
militärischen  Anstalten  aus  Rücksichten  der  Disziplin  statuieren, 
und  auch  für  die  Bestimmungen  der  §§55  ff.,  wonach  das  Ge- 
werbegericht zugleich  als  Einigungsamt  zu  fungieren  hat,  wird  in 
solchen  Fällen,  wo  es  sich  um  in  Staatsetablisseinents  beschäftigte 
Arbeiter  handelt,  kein  Raum  sein.  Umgekehrt  bedarf  wieder  der 
§ 2 des  Gesetzentwurfs  insofern  einer  Ergänzung,  als  auch  solche 
Streitigkeiten  vor  die  Gewerbegerichte  gehören  sollten , w'elche 
zwischen  Arbeitnehmern  unter  einander  entstehen,  falls  die  letz- 
teren bei  demselben  Arbeitgeber  beschäftigt  sind  und  die  Streitig- 
keiten in  dem  betreffenden  Gewerbebetriebe  ihren  Grund  haben. 
Eine  derartige  Erweiterung  der  Kompetenz  findet  sich  denn  auch 
in  dem  in  Elsass-Lothringen  geltenden  Gesetze  vom  23.  März  1880 
(§  2),  welches  hiebei  nur  die  französische  Praxis  kodifiziert  hat. 
Ebenso  enthält  der  Artikel  i des  belgischen  Gesetzes  vom  7.  Fe- 
bruar 1859  eine  derartige  Norm  und  die  statistischen  Ausweise  über 
die  Thätigkeit  der  belgischen  Prud’hommes  zeigen , dass  diese 
erweiterte  Kompetenz  der  Gerichte  immerhin  eine  gewisse,  wenn- 
gleich, wie  dies  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  nicht  allzu  erheb- 
liche Bedeutung  hat. 

Auf  dieselbe  einschränkende  Tendenz,  welche  den  Normen 
über  das  Wahlrecht  zu  Grunde  liegt,  ist  auch  die  Bestimmung 
des  § 15  zurückzuführen,  wonach  die  Beisitzer  zwar  eine  Vergütung 
der  Reisekosten  erhalten,  es  aber  dem  Statut  überlassen  wird, 
ihnen  eine  solche  für  Zeitversäumnis  zu  gewähren.  Den  Wün- 
schen der  Arbeiter  wird  jedoch  durch  diese  Anordnung  gewiss 
nicht  entsprochen.  Die  Gewährung  einer  Entschädigung  für  Zeit- 
versäumnis ist  auch  nur  eine  Forderung  der  Billigkeit.  Den  lo- 
kalen Verschiedenheiten  und  der  Vermögenslage  der  Gemeinden, 
welche  der  Motivenbericht  in  Schutz  nehmen  zu  müssen  glaubt, 
wird  genügend  Rechnung  getragen,  wenn  die  P'ixierung  der  Höhe 
der  Präsenzgebühren  der  statutarischen  F'estsetzung  überlassen 
bleibt.  Wir  wissen  zwar  recht  wohl,  dass  Präsenzgelder  keines- 
wegs überall,  wo  gewerbegerichtliche  Institutionen  bestehen,  ge 
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währt  w^erden.  Allein  die  allmählich  erweiterte  Basis  der  Gewerbe- 
gerichte, welche  es  mit  sich  bringt,  dass  nicht  mehr  bloss  die  ma- 
teriell bestsitiiierten  Arbeiter,  w’ic  die  Werkmeister  u.  s.  w.,  zum 
Reisitzcramte  gelangen,  drängt  mit  Notwendigkeit  dazu,  die  bloss 
fakultative  Gewährung  von  Präsenzgeldern  zu  einer  obligatorischen 
Einrichtung  zu  machen.  Wir  werden  kaum  irre  gehen,  wenn  wir 
annehmen  — im  Motivenberichte  sucht  man  auch  hierüber  ver- 
gebens nach  näheren  Angaben  — , dass  die  Statuten  der  Mehr- 
zahl der  deutschen  Gewerbeschiedsgerichte  einen  Rechtsanspruch 
auf  Präsenzgebühren  gew'ähren.  Dass  die  Bestimmungen  über  die 
Gewährung  der  Präsenzgelder  sowohl  für  Arbeitgeber  als  Arbeit- 
nehmer Geltung  haben  müssen,  und  dass  eine  Zurückweisung  dieser 
Gebühren  unstatthaft  ist,  erscheint  uns  selbstverständlich. 

Wir  zweifeln  auch  nicht,  dass  die  deutschen  Städte  die  hier- 
durch entstehenden  Auslagen  bereitwillig  tragen  werden,  obwohl 
sie  guten  Grund  hätten , zu  fragen , wie  s i e dazu  kommen , die 
Kosten  einer  Institution  bestreiten  zu  müssen,  die  herzustellen 
eigentlich  Sache  des  Staates  wäre.  Auch  diese  Bestimmung  des 
§ 6 des  Entwurfes  kann  nur  vorläufig  aus  der  praktischen  P'r- 
wägung  gebilligt  werden , dass  die  Gewerbegerichte  derzeit  am 
zweckmässigsten  in  den  städtischen  Verwaltungsorganismus  ein- 
gegliedert werden.  In  jedem  Fall  bleibt  es  aber  richtig,  wie  der 
Motivenbericht  mit  vollem  Recht  bemerkt , dass  die  Gemeinden 
hier  mit  einer  Aufgabe  betraut  werden,  die  eigentlich  der  staat- 
lichen Thätigkeit  anheimfälll.  Es  ist  daher  ganz  folgerichtig, 
wenn  der  Entw'urf  ebenso  wie  sein  Vorgänger  von  diesem  Stand- 
punkt aus  für  die  Landeszentralbehörden  das  Recht  zur  Bestä- 
tigung des  Vorsitzenden  und  seiner  Stellvertreter  in  Anspruch 
nimmt.  Dass  von  seiten  der  städtischen  Vertreter  gegen  diese 
Bestimmung  des  Entwurfes  abermals  auf  das  lebhafteste  Front 
gemacht  werden  wird,  darf  schon  jetzt  vorausgesagt  werden. 
Irgend  welche  durchschlagende  Argumente  wird  man  freilich  auch 
jetzt  von  dieser  Seite  nicht  erwarten  dürfen.  Die  Opposition  gegen 
diese  Bestimmung  erscheint  wirklich  in  einem  eigentümlichen  Lichte, 
wenn  man  den  Anspruch  der  städtischen  Vertreter  auf  selbstän- 
dige Bestellung  der  Vorsitzenden  ohne  staatliche  Intervention  mit 
der  Bescheidenheit  vergleicht , W'elche  die  arbeitende  Klasse 
Deutschlands  gerade  in  dieser  P'rage  bisher  beobachtet  hat. 
Im  Gegensätze  zu  ihren  Genossen  in  den  romanischen  Ländern, 
welche  mit  grossem  Eifer  für  das  Wahlrecht  eintreten,  haben  die 
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deutschen  Arbeiter  bisher  im  allgemeinen  gegen  die  Bestellung 
des  Vorsitzenden  aus  dem  Kreise  der  Beamten  der  kapitalistisch 
angehauchten  Stadtverwaltungen  keine  Einsprache  erhoben.  Noch 
weniger  wird  zugegeben  werden  können , dass  die  Stadtverwal- 
tungen das  Recht  erhalten  sollen,  die  Vorsitzenden  und  Beisitzer 
nach  Belieben  abzuberufen  oder  im  Ealle  einer  Pflichtverletzung 
ihres  Amtes  zu  entheben.  Die  Statuten  der  deutschen  Gewerbe- 
schiedsgerichte enthalten  hierüber  in  der  Regel  keine  ausreichen- 
den Bestimmungen,  es  ist  aber  bekannt,  dass  dies  der  Wunsch 
der  Stadtverwaltungen  ist.  Auch  diese  Frage  wird  sich,  so  lange 
die  Gewerbegerichte  nicht  in  den  Organismus  der  staatlichen 
Justiz  eingegliedert  werden,  kaum  befriedigend  lösen  lassen.  Der 
Entwurf  macht  zwar  im  § i6  den  Versuch,  einer  solchen  Lösung 
durch  Statuierung  eines  richterlichen  Verfahrens  im  Falle  der 
Pflichtverletzung  näher  zu  kommen.  Diese  Bestimmungen  weisen 
aber  in  zweifacher  Richtung  Mängel  auf.  Einerseits  ist  es  not- 
wendig, in  materieller  Beziehung  einige  nähere  Anhaltspunkte  da- 
für zu  geben,  was  als  eine  solche  Pflichtverletzung  aufzufassen 
ist.  Sodann  dürfte  es  wohl  zweckmässig  sein,  das  Verfahren  als 
ein  disziplinäres  zu  betrachten  und  nicht  für  jeden  Fall  einer 
Pflichtverletzung  ein  hochnotpeinliches  Verfahren  anzuordnen. 
Ueberdies  enthält  der  Entwurf  insofern  eine  Lücke,  als  keine  Be- 
stimmung darüber  getroffen  erscheint,  auf  welchem  Wege  der  Vor- 
sitzende auch  abgesehen  von  dem  Falle  einer  Pflichtverletzung 
seines  Amtes  enthoben  werden  könne,  was  ja  durch  die  Bedürf- 
nisse der  Stadtverwaltung  notwendig  werden  kann. 

Zu  den  schwersten  Bedenken  müssen  die  Bestimmungen  des 
§ 49  des  neuen  Entwurfes  Anlass  geben,  wonach  in  den  vor  die 
Gewerbegerichte  gehörigen  Rechtsstreitigkeiten  die  Rechtsmittel 
zulässig  sind,  welche  in  den  zur  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte 
gehörigen  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  stattfinden.  Die  Be- 
schwerde und  Berufung  gehen  in  diesem  Falle  an  das  Landge- 
richt, in  dessen  Bezirk  das  Gewerbegericht  seinen  Sitz  hat.  Für 
das  Rechtsmittelverfahren  sind  die  Vorschriften  der  Zivilprozess- 
ordnung massgebend.  Pis  ist  uns  unbegreiflich,  wie  der  Entwurf 
über  das  so  wichtige  und  im  allgemeinen  gemeinsame  Interesse 
der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  an  der  nötigen  Beschleu- 
nigung  des  V'erfahrens  so  leicht  zur  Tagesordnung  übergehen 
kann.  Man  kann  nicht  sagen,  dass  der  Motivenbeticht  diese 
P'rago  mit  der  wünschenswerten  Gründlichkeit  behandelt.  Die 
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Verfasser  des  Entwurfes  begnügen  sich  damit,  zu  konstatieren, 
dass  kein  ausreichender  Grund  vorhanden  sei,  gerade  in  gewerbe- 
gerichtlichen  Prozessen  den  Parteien  die  Garantien  des  Instanzen- 
zuges vorzuenthalten  ; die  Ausschliessung  aller  Rechtsmittel  würde 
Zweifel  an  der  Sicherheit  der  gewerbegerichtlichen  Judikatur  ent- 
stehen lassen.  Mit  denselben  Gründen  kann  man  die  Gewerbe- 
gerichte überhaupt  zu  blossen  Vorinstanzen  der  ordentlichen  Ge- 
richte herabdrücken.  Es  ist  allerdings  richtig,  dass  in  Frankreich 
und  Belgien  von  den  Urteilen  der  Prud’hommes  Appellation  an 
die  Handelsgerichte  wenigstens  bei  höherem  Werte  des  Streit- 
gegenstandes zulässig  ist.  Ebenso  richtig  ist  es  auch , dass  es 
der  deutschen  Rechtsauffassung  nicht  entspricht,  nach  französi- 
schem Vorbild  die  Zulässigkeit  der  Berufung  von  einer  bestimmten 
Höhe  der  Streitsumme  abhängig  zu  machen.  Wenn  wir  nicht 
irren,  ist  eine  solche  Bestimmung  nur  in  dem  Statut  eines 
der  bestehenden  grösseren  Gewerbeschiedsgerichte,  nämlich  in 
jenem  von  Frankfurt  am  Main,  in  der  modifizierten  Form  aufge- 
nommen , dass  bei  höherem  Werte  des  Streitgegenstandes  die 
Kompetenz  der  ordentlichen  Gerichte  aufrecht  bleibt.  Ob  aber 
der  geistige  Schöpfer  der  französischen  Prud'hommes-Gerichte, 
Regnault  de  .Saint  Jean  d’Angely , in  der  erwähnten  Norm  des 
französischen  Rechtes  eine  glückliche  Lösung  dieser  Detailfrage  er- 
blickt habe,  muss  billig  bezweifelt  werden.  Erbat  die  erstinstanzliche 
Judikatur  der  Handelsgerichte  in  Arbeitsstreitigkeiten  ausgeschlos- 
sen, weil  sie  für  derartige  Streitsachen  nicht  die  geeigneten  Organe 
seien.  Wenn  er  sie  trotzdem  als  Appellationsgerichte  beibehielt, 
so  hat  er  sich  eben  in  dieser  Detailfrage  nicht  anders  zu  helfen 
gewusst,  oder  sich  unbewusst  eines  Widerspruches  schuldig  ge- 
macht. Das  Bedürfnis  der  arbeitenden  Klassen  nach  rascher 
Judikatur  fordert  entschieden  die  Pindgültigkeit  der  gewerbege- 
richtlichen Urteile.  Unseres  Wissens  ist  dieselbe  auch  in  den 
Statuten  gerade  der  bedeutendsten  Gewerbeschiedsgerichte  — 
wir  nennen  nur  Jene  von  Hamburg,  Dresden , Leipzig  ■ — bereits 
ausgesprochen.  Wenn  die  Verfasser  des  Entwurfes  meinen,  es 
sei  der  Gefahr,  dass  die  Rechtsmittel  zur  Chikane  oder  Verschlep- 
pung missbraucht  werden  können , durch  die  im  ICntwurfe  im 
weitesten  Umfange  anerkannte  vorläufige  Vollstreckbarkeit  der 
gewerbegerichtlichen  Urteile  zur  Genüge  vorgebeugt  und  es  werde 
diese  Besorgnis  durch  die  bei  den  bestehenden  Gewerbegerichten 
gemachten  Erfahrungen  widerlegt,  nach  welchen  von  dem  Rechts- 
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mittel  der  Berufung  nur  in  verhältnismässig  geringem  Umfange 
Gebrauch  gemacht  werde,  so  beweist  die  letztere  Behauptung 
unseres  Erachtens  so  lange  nichts,  als  wir  nicht  wissen,  aus  wel- 
chen Gründen  die  unterliegenden  Klagparteien  hiev'on  einen  so 
geringen  Gebrauch  machen.  Es  kann  der  Grund  dieser  Erscheinung 
gerade  in  der  Scheu  vor  nutzlosem  Prozessieren  liegen.  Mit  der 
vorläufigen  Vollstreckbarkeit  aber  hat  es  seine  guten  Wege,  wie 
sich  bei  genauerer  Uurchsicht  der  Bestimmungen  des  S 5°  ergiebt. 
Sie  ist  nicht  auszusprechen,  wenn  glaubhaft  gemacht  wird,  dass 
die  Vollstreckung  dem  Schuldner  einen  nicht  zu  ersetzenden  Nach- 
teil bringen  würde.  Das  wird  wohl  vom  Gerichte  in  der  Regel 
angenommen  werden  müssen,  wenn  dem  Arbeitgeber  ein  ver- 
mögensloser Arbeiter  als  Gläubiger  und  Kläger  gegenübersteht, 
der  für  die  Rückerstattung  der  urteilsmässig  zuerkannten  Leistung 
nicht  immer  die  nötigen  (jarantien  bietet.  Ueberdies  kann  die 
vorläufige  Vollstreckbarkeit  in  allen  Fällen  von  einer  vorgängigen 
Sicherheitsleistung  abhängig  gemacht  werden,  deren  Höhe  nicht 
vorgeschrieben  ist,  die  zu  erschwingen  dem  vermögenslosen  Ar- 
beiter aber  nicht  immer  leicht  sein  wird.  Dazu  kommt  noch, 
dass  die  Zivilprozessordnung,  deren  Vorschriften  im  übrigen  nach 
dem  Schlussalinea  des  »;  50  auf  die  Zwangsvollstreckung  Anwen- 
dung finden  sollen,  dem  chikanösen  beklagten  Arbeitgeber  noch 
manche  andere  Mittel  an  die  Hand  gibt,  um  die  Vollstreckung 
des  Urteils  abzuwenden  und  seinen  Gegner  durch  Hinausschleppen 
des  Prozesses  mürbe  zu  machen.  Dem  Schuldner  ist  vom  Ge- 
richte auf  Antrag  zu  gestalten , durch  Sicherheitsleistung  oder 
Hinterlegung  die  Vollstreckung  abzuwenden,  falls  sich  nicht  der 
Gegner  erbietet,  vor  der  Vollstreckung  Sicherheit  zu  leisten.  Ebenso 
kann  auch  noch  das  Berufungsgericht  auf  Antrag  anordnen,  dass 
die  Zwangsvollstreckung  gegen  oder  ohne  Sicherheitsleistung  einst- 
weilen eingestellt  werde  oder  nur  gegen  Sicherheitsleistung  statt- 
finde, und  dass  die  erfolgten  Vollstreckungsmassregeln  gegen 
Sicherheitsleistung  aufzuheben  seien.  Die  Einstellung  der  Zwangs- 
vollstreckung ohne  Sicherheitsleistung  ist  ferner  zulässig , wenn 
glaubhaft  gemacht  wird,  dass  die  Vollstreckung  einen  nicht  zu 
ersetzenden  Nachteil  bringen  würde  u.  s.  w.  Doch  nicht  genug 
daran  1 Auch  der  sonstige  Gang  des  Berufungsverfahrens  soll 
sich  nach  den  schwerlälligen  Formen  des  landgerichtlichen  Ver- 
fahrens richten.  Was  das  bedeutet , wird  klar , wenn  man  be- 
denkt, dass  darnach  gegen  das  Urteil  des  Gewerbegei  ichles  auch 
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bei  der  geringsten  Streitsache  binnen  einem  Monat  Berufung  ein- 
gelegt werden  kann,  dass  zwischen  Zustelhings-  und  Verhand- 
lungstermin wieder  ein  Monat  verstreichen  soll,  worauf  die  Sache 
dann  nach  einigen  weiteren  Terminen  zur  Erledigung  gelangen 
kann,  Ueberdies  ist  das  landgerichtliche  Verfahren  dem  Anwalts- 
zwange unterworfen,  so  dass  der  Arbeiter  entweder  die  hohen 
Kosten  der  Vertretung  aufbringen  oder  das  Armenrecht  nach- 
suchen muss,  wozu  bei  der  heutigen  Einrichtung  desselben  wohl 
nur  wenige  Lust  empfinden  werden.  Zur  Förderung  des  An- 
sehens der  Gewerbegerichte  wird  es  jedenfalls  nicht  beitr.agen, 
wenn  sie  auf  diese  Weise  zwar  nicht  zu  einer  Vorinstanz  der  or- 
dentlichen Gerichte  herabgedrückt,  aber  derselben  doch  sehr  ge- 
nähert werden.  Wir  halten  diese  Bestimmungen  geradezu  für 
unannehmbar.  Glaubt  man  wirklich  für  das  gewerbegerichtliche 
Verfahren , wo  es  sich  doch  in  der  Regel  um  einfache  Streit- 
sachen handelt  und  ebenso  grosses  Gewicht  auf  schleunige  als 
richtige  Entscheidung  gelegt  werden  muss,  einer  zweiten  Instanz 
nicht  entbehren  zu  können,  so  bleibt  noch  immer  der  Ausweg 
offen,  welchen  das  Genfer  Gesetz  gewählt  und  den  auch  der  Re- 
formentwurf von  Lockroy  eingeschlagen  hat.  Man  bilde  aus  den 
Mitgliedern  des  Gerichtes  einen  verstärkten  Senat,  welchem  selbst- 
verständlich weder  der  frühere  Vorsitzende  noch  die  früheren  Bei- 
sitzer angehören  .dürfen,  und  dieser  verstärkte  Senat,  der  sich  als 
ebenso  qualifiziert  darstellt  wie  das  Untergericht  und  ebenso  schleu- 
nig Judizieren  kann,  wie  dieses,  sei  Beschwerde-  und  Appellations- 
instanz. Dieser  Vorgang  würde  sich  namentlich  dann  empfehlen, 
wenn  das  kaufmännische  Personal  der  Kompetenz  der  Gewerbe- 
gerichte unterstellt  werden  sollte,  weil  es  sich  hier  immerhin  öfters 
um  sehr  bedeutende  Streitsachen  handeln  kann. 

Auch  gegen  den  aus  den  Bestimmungen  des  § 50  hervor- 
gehenden Grundsatz , dass  als  Vollstreckung.sgericht  nicht  das 
Gewerbegericht,  sondern  das  Amtsgericht  zuständig  ist,  während 
wiederum  zur  Fällung  der  Entscheidungen,  die  im  Laufe  der  Zwangs- 
vollstreckung von  dem  Prozessgericht  als  solchem  auszusprechen 
sind,  das  Gewerbegericht  berufen  sein  soll,  müssen  wir  uns  im 
Interesse  der  wünschenswerten  Beschleunigung  des  Verfahrens, 
welche  hiedurch  gewiss  nicht  begünstigt  wird,  nachdrücklich  er- 
klären. Der  Motivenbericht  begnügt  sich  hier  wieder  mit  der  in- 
haltslosen Bemerkung,  eine  genügende  Veranlassung,  die  Zwangs- 
vollstreckung an  andere  als  die  sonst  zuständigen  Behörden  zu 
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überweisen  oder  das  Vollstreckungsverfahren  in  anderer  Weise 
zu  regeln,  liege  nicht  vor.  Es  kann  sich  vielmehr  im  Interesse 
der  Beschleunigung  des  Verfahrens  sehr  wohl  empfehlen,  nach 
dem  Muster  der  Statuten  verschiedener  Gewerbeschiedsgerichte 
die  Zwangsvollstreckung  dem  Magistrate  als  Vollstreckungsbc- 
hörde  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  über  das  Verwaltungs- 
zwangsverfahren wegen  Betreibung  von  Geldbeträgen  zu  über- 
tragen, wobei  natürlich  eine  etwa  vorgeschricbene  Mahnung  zu 
entfallen  haben  wird.  Dass  die  Uebertragung  der  Exekutions- 
befugnis an  die  ordentlichen  Gerichte  nur  zur  Verschleppung 
Anlass  gibt,  bestätigen  die  anderwärts  gemachten  Erfahrungen, 
wie  z.  B.  das  in  Wien  bestehende  Gewerbegericht  für  Metall- 
industrie hierüber  mehrfach  zu  klagen  hatte.  Es  trägt  aber  eine 
solche  Regelung  der  Materie  auch  nicht  dazu  bei,  das  Ansehen 
der  Gewerbegerichte  bei  den  Parteien  zu  erhöhen. 

Wir  müssen  ferner  fordern,  dass  für  die  Zwangsvollstreckung 
nur  die  baren  Auslagen  zur  Einziehung,  beziehungsweise  Bei- 
treibung zu  gelangen  haben,  sowie  dass  überhaupt  das  ganze 
Verfahren  des  Gewerbegerichtes  kostenfrei  sei  und  nur  die  dem 
Gericht  entstandenen  baren  Auslagen,  wozu  jedoch  die  Ent- 
schädigungen der  Beisitzer  nicht  zu  zählen  sind,  von  der  unter- 
liegenden Partei  erstattet  werden  sollen.  Der  Entwurf  perhorres- 
ziert  auch  diesen  Grundsatz,  obwohl  derselbe  gleichfalls  immer 
mehr  zur  Anerkennung  gelangt.  Die  Verfasser  des  Entwurfes 
verkennen  zwar  nicht,  da.ss  die  einfache  Anwendung  des  gesetz- 
lichen Gebührentarifes  auf  das  Verfahren  vor  den  Gewerbege- 
richten nicht  thunlich  sei,  und  wollen  deshalb  für  die  Verhand- 
lung eines  Rechtsstreites  vor  den  Gewerbegerichten  eine  ein- 
malige Gebühr  nach  dem  Werte  des  Streitgegenstandes  erhoben 
wissen,  welche  bis  höchstens  30  Mark  ansteigen  kann  und  nur 
dann  Platz  greifen  soll,  wenn  der  Rechtsstreit  durch  kontradik- 
torisches Urteil  erledigt  würde.  Im  I'alle  eine  kontradiktorische 
V'erhandlung  nicht  vorherging,  ist  die  Gebühr  nur  mit  der  Hälfte 
zu  entrichten.  Vergleiche  sollen  ganz  gebührenfrei  sein  (§  51). 
Die  letztere  Anordnung  ist  getroffen,  um,  wie  sich  der  Motiven- 
bericht  ausdrückt,  das  an  der  Kostenfrage  häufig  scheiternde 
Zustandekommen  von  Vergleichen  thunlichst  zu  fördern. 

Auch  hier  sucht  man  in  dem  Motivenberichte  vergebens  ein 
Verständnis  für  Envägungen  höherer,  sozialpolitischer  Natur.  Es 
wird  die  prinzipielle  Frage  der  Gebührenfreiheit  des  gewerbe- 
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gerichtlichen  Verfahrens  überhaupt  nicht  aufgeworfen,  sondern 
nur  bemerkt,  dass  die  Gebühren  so  zu  bemessen  seien,  dass 
einerseits  dem  Bedürfnis  nach  einer  möglichst  billigen  Recht- 
sprechung genügt,  andererseits  weder  eine  frivole  Prozessführung 
begünstigt  noch  eine  übermässige  Belastung  der  Gemeinden  her- 
beigeführt wird.  Den  Gemeinden  also,  welche  bisher  in  richtiger 
Würdigung  der  Verhältnisse  diese  übermässige  (I)  Belastung  frei- 
willig übernommen  haben  — leider  fehlen  uns  auch  hierüber 
wieder  alle  statistischen  Angaben  — , soll  dies  künftig  untersagt 
sein.  Der  frivolen  Prozessführung  würde  aber  wohl  viel  besser 
dadurch  begegnet  werden,  dass  dem  Gerichte  die  Ermächtigung 
zur  Auferlegung  einer  mässigen  Mutwillensstrafe  erteilt  würde. 
Was  als  frivole  Pozessführung  zu  betrachten  ist,  hierüber  wird 
man  aber  freilich  mit  einiger  Vorsicht  urteilen  müssen.  Denn 
es  ist  begreiflich,  dass  der  Arbeiter,  dem  solange  oft  jedes  ge- 
eignete Forum  zur  Geltendmachung  seiner  Ansprüche  gefehlt  hat, 
im  Klassenkampfe  leichter  geneigt  sein  wird,  die  Rechtshilfe  der 
neuen  Instanzen  anzurufen,  als  andere  im  sicheren  Besitze  ihrer 
Rechte  geschützte  Staatsbürger.  Die  stetige  Abnahme  der  in 
Frankreich  von  den  Prud’hommes  vermittelten  Vergleiche  weist 
wenigstens  darauf  hin,  dass  die  Arbeiter  bei  dem  erstarkenden 
Klassenbewusstsein  sich  nicht  mehr  mit  mageren  Vergleichen, 
bei  denen  sie  oft  nur  den  Kürzeren  ziehen  oder  zu  ziehen  glauben, 
begnügen  wollen,  sondern  in  steigendem  Masse  die  Tätigkeit  der 
Urteilskammern  provozieren.  Nur  eine  oberflächliche  Betrachtung 
kann  diese  Thatsache  ignorieren  und  vermeinen  durch  Statuierung 
der  Gebührenfreiheit  für  die  V'ergleiche  — dieselbe  besteht  in 
l-'rankreich  bekanntlich  auch  — das  Zustandekommen  derselben 
in  unserer  Zeit  des  wachsenden  Klassenkampfes  wesentlich  för- 
dern zu  können,  während  durch  die  P'orderung  von  Gebühren 
im  kontradiktorischen  Verfahren  nur  zu  leicht  das  Misstrauen 
des  Arbeiters  gegen  die  ganze  Institution  erregt  werden  kann, 
da  dieser  einmal  kein  Verständnis  dafür  hat,  dass  er,  der  nichts 
besitzt , nur  nach  Erfüllung  lästiger  P'ormalitaten  und  Flrlegung 
verhältnismässig  hoher  Sporteln  zu  seinem  guten  Rechte  soll  ge- 
langen können.  Fs  ist  endlich  noch  zu  berücksichtigen,  dass 
das  Verfahren  vor  dem  Gemeindevorsteher  in  Gewerbestreitig- 
keiten kostenlos  ist.  Desgleichen  ist  das  Verfahren  vor  den 
Schiedsgerichten  des  Unfallversicherungsgesetzcs  gebührenfrei  und 
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auch  das  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  kennt  keine 
derartigen  Sporteln. 

Vollständig  neu  sind  die  Bestimmungen  der  §§  55 — 63  über 
die  Wirksamkeit  der  Gewerbegerichte  als  Einigungsämter. 
Dieselben  sind  gut  gemeint,  werden  aber  voraussichtlich  beson- 
dere praktische  Erfolge  nicht  erzielen.  Es  ist  richtig,  dass  die 
Gewerbegerichte , was  man  in  der  deutschen  Wissenschaft  so- 
lange perhorrcsziert  hat,  auch  die  Funktionen  von  Einigungs- 
ämtern versehen  können.  Und  in  der  That  haben  bereits  manche 
deutsche  Städte  in  ihren  Statuten  über  die  Gewerbeschieds- 
gerichte hiefür  Vorsorge  getroffen.  Allein  wie  bisher,  wird  wohl 
auch  in  Zukunft  die  Wirksamkeit  der  Gewerbegerichte  in  dieser 
ihrer  Eigenschaft  eine  beschränkte  bleiben  und  höchstens  bei  lo- 
kalen Ausständen  zur  Geltung  gelangen.  Grösseren  Strikes  wer- 
den die  Einigungsämter  ohnmächtig  gegenüberstehen  und  die 
staatlichen  Verwaltungsbehörden  werden  sich  auch  künftig  der 
ihnen  durch  die  Macht  der  Verhältnisse  übertragenen  .\ufgabe, 
in  solchen  Fällen  in  die  Arbeitsverhältnisse  einzugreifen , nicht 
entziehen  können.  Je  mehr  in  den  Kämpfen  zwischen  Kapital 
und  Arbeit  in  letzter  Linie  die  Macht  des  Stärkeren  entscheidet, 
mit  umso  grösserer  Skepsis  wird  man  trotz  der  vielgepriesenen 
Erfolge  der  englischen  Einigungsämter  dieser  Wirksamkeit  der 
Gewerbegerichte  entgegensehen  müssen.  Dieser  Zustand  der 
Dinge  wird  erst  dann  zu  ändern  sein,  wenn  man  sich  dazu  ent- 
schliesst,  die  Arbeiter  von  Staatswegen  in  Arbeitervertretungen 
zu  organisieren , ihre  Gleichberechtigung  mit  den  Arbeitgebern 
nicht  nur  theoretisch  anzuerkennen,  sondern  auch  praktisch  durch- 
zuführen. Hier  eröffnet  sich  jedoch  eine  Perspektive , die  wir 
nicht  weiter  verfolgen  können. 

Von  den  Schlussbestimmungcn  des  Entwurfes  gibt  uns  noch 
der  § 72  zu  einer  Erörterung  Anlass.  Darnach  soll  die  schieds- 
gerichtliche Thätigkeit  der  Innungen  und  der  von  letzteren 
errichteten  Schiedsgerichte,  sowie  der  nach  den  Landesgesetzen 
zur  Entscheidung  gewerbegerichtlicher  Streitigkeiten  berufenen 
besonderen  Behörden  aufrecht  erhalten  werden.  Eine  nähere 
Motivierung  dieser  Anordnungen  vermissen  wir  gänzlich.  Es  wäre 
hier  eine  passende  Gelegenheit  gewesen,  einmal  nachzuforschen, 
was  denn  die  Innungen  und  ihre  Schiedsgerichte  in  der  fraglichen 
Richtung  geleistet  haben,  und  ob  es  sich  wirklich  empfiehlt,  die 
Exemtion  der  Mitglieder  und  Angehörigen  der  Innungen  in  dieser 
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Ueziehung  auch  in  Zukunft  fortbestehcn  zu  lassen.  Von  den  vielen 
tausend  Innungen,  die  in  Deutschland  bestehen,  dürften  wohl  nur 
wenige  als  schiedsgerichtliche  Organe  etwas  Erspriessliches  ge- 
leistet, zum  mindesten  nicht  soviel  geleistet  haben,  als  die  be- 
stehenden Gewerbeschiedsgerichte.  Wenn  man  also  der  Innungs- 
bewegung schon  entgegenkommen  will  und  die  Innungen  etwas 
wirken  wollen,  so  mögen  sie  es  auf  anderen  Gebieten  versuchen, 
cs  steht  ihnen  ja  ein  weites  Feld  hieftir  offen;  aber  die  Mitglie- 
der und  Angehörigen  der  Innungen  der  sachkundigen  und  mit 
hinlänglichen  Garantien  ausgestatteten  Judikatur  der  Gewerbe- 
gerichte zu  entziehen,  liegt  kein  Grund  vor.  Gerade  solche  Ga- 
rantien bieten  aber  die  Entscheidungen  der  Innungsschiedsgerichte 
nicht,  was  der  Entwurf  selbst  dadurch  anerkennt,  dass  er  diese 
Organe  auch  in  Zukunft  nur  als  Vorinstanzen  der  ordentlichen 
Gerichte  gelten  lassen  will.  Unseres  Erachtens  wäre  es  viel 
zweckmässiger,  auch  die  Mitglieder  und  Angehörigen  der  Innungen 
der  Judikatur  der  Gewerbegerichte  zu  unterstellen.  Die  bloss 
vermittelnde  Funktion  der  Innungen  kann  ja  daneben  bestehen 
bleiben. 

Ganz  unstatthaft  erscheint  aber  die  unveränderte  Aufrecht- 
haltung  der  sonstigen  auf  Grund  besonderer  Landesgesetzc  zur 
Entscheidung  von  gewerbegerichtlichen  Streitigkeiten  berufenen 
Organe.  Hierzu  gehören  insbesondere  — der  Motivenbericht  ist 
hier  wieder  sehr  schweigsam  — die  in  Rheinpreussen  und  Eisass- 
Lothringen  bestehenden  Gewerbegerichte,  ferner  das  in  Meissen 
bestehende,  noch  auf  dem  sächsischen  Gesetze  vom  15.  Oktober  1861 
beruhende  Gewerbegericht.  Auch  die  sächsischen  Berggerichte 
nach  dem  Gesetze  vom  2.  April  1884  müssen  zu  diesen  beson- 
deren landesgesetzlichen  Institutionen  gezählt  werden.  Die  legis- 
lativen Grundlagen  dieser  verschiedenen  Gerichte  weichen  nun 
sowohl  unter  einander  als  auch  von  den  Bestimmungen,  welche 
der  Ivntwurf  für  das  übrige  Deutschland  einzuführen  beabsichtigt, 
zum  Teil  sehr  erheblich  ab.  Wir  können  uns  nicht  denken,  dass 
eine  solche  Rechtsverschiedenheit  durch  sachliche  Motive  gerecht- 
fertigt werden  kann.  Die  rheinischen  Gewerbegerichte  entbehren 
bis  heute  überhaupt  einer  einheitlichen  Kodifikation,  ihre  Organi- 
sation entspricht,  selbst  was  die  grösseren  Gerichte  betrifft,  nicht 
mehr  den  Anforderungen  unserer  Zeit,  da  nur  Fabrikanten,  Hand- 
werker und  VV’erkmeister  zu  den  Wahlen  zugelassen  werden  und 
die  Zahl  der  Beisitzer  aus  der  Klasse  der  Fabrikanten  jene  der 
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Beisitzer  aus  den  übrigen  Klassen  immer  um  ein  Mitglied  über- 
steigen muss.  Weniger  zu  bemängeln  wäre  die  Verschiedenheit, 
die  darin  besteht,  dass  die  Beisitzer  der  rheinischen  Gerichte 
das  Recht  zur  Wahl  des  Vorsitzenden  und  seines  Stellvertreters 
besitzen.  Dagegen  ist  wiederum  nicht  einzusehen,  warum,  wäh- 
rend der  Entwurf  in  allen  Streitsachen  die  Rechtsmittel  der  Be- 
schwerde und  Berufung  zulässt,  die  zufolge  des  preussischen  Ein- 
führungsgesetzes zur  Reichszivilprozessordnung  vom  24.  März  1879 
für  die  rheinischen  Gerichte  gültige  Bestimmung , dass  die  Zu- 
lässigkeit der  Berufung  durch  einen  80  Mark  übersteigenden  Wert 
des  Streitgegenstandes  bedingt  ist,  fortbcstehen  bleiben  soll.  Noch 
schlimmer  steht  es  mit  dem  Gewerbegerichte  von  Meissen , für 
welches,  wie  wir  annehmen  müssen,  noch  heute  die  Bestimmungen 
des  sächsischen  Gesetzes  vom  15.  Oktober  1861  gelten.  Darnach 
ist  die  Kompetenz  des  Gewerbegerichtes  auf  alle  Streitigkeiten 
aus  dem  Arbeits-  oder  Lehrvertrage  , welche  sonst  den  Verwal- 
tungsbehörden zur  Entscheidung  zugewiesen  sind  und  deren  Wert- 
betrag 20  Thalcr  nicht  übersteigt,  beschränkt.  Bei  höherem  Werte 
des  Streitgegenstandes  hat  die  Judikatur  der  ordentlichen  Ge- 
richte einzutreten,  vor  welchen  jedes  Erkenntnis  des  Gewerbe- 
gerichtes anfechtbar  ist.  Solche  veraltete  Einrichtungen  noch 
weiter  fortzuschleppen,  fehlt  es  an  jeglichem  vernünftigen  Grund. 
Aber  auch  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  23.  März  1880, 
wodurch  die  in  Elsass-Lothrigcn  auf  französischer  Grundlage  er- 
wachsenen Prud’hommes-Gerichte  zu  »Gewerbegerichtenc  umge- 
staltet wurden,  weisen  gegenüber  den  neu  einzufiihrenden  Normen 
mancherlei  Differenzen  auf.  So  ist  z.  B.  gegen  die  Endurteile 
der  in  Elsass-Lothringen  bestehenden  Gewerbegerichte  eine  Be- 
rufung nur  zulässig,  wenn  der  Wert  des  Streitgegenstandes  200  .Mark 
übersteigt.  Wenn  der  Fortbestand  dieser  Bestimmung  gewünscht 
werden  muss,  falls  die  von  uns  bekämpfte  Anordnung  des  Ent- 
wurfes über  die  allgemeine  Zulässigkeit  der  Berufung  in  gewerbe- 
gerichtlichen  Streitsachen  zum  Gesetze  wird,  so  fehlt  es  umge- 
kehrt auch  nicht  an  solchen  Normen  in  den  landesgesetzlichen 
Bestimmungen , deren  Aufrechthaltung  keineswegs  im  Interesse 
des  Arbeiterstandes  gelegen  erscheint.  So  werden  z.  B.  weder  in 
Elsass-Lothringen  noch  auch  unseres  Wissens  bei  den  rheinischen 
Gewerbegerichten  Präscnzgelder  bewilligt.  Es  wäre  nur  falscher 
Konservatismus,  diese  Spezialitäten  in  Zukunft  unverändert  fort- 
bestehen  lassen  zu  wollen.  Die  Einwendung,  dass  sich  diese  In- 
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stitutionen  in  ihrer  bisherigen  Gestalt  ja  bewährt  haben,  erscheint 
nicht  recht  stichhaltig  und  das  Lob,  welches  von  gewisser  Seite 
diesen  Gerichten  gespendet  wird,  ist  immerhin  mit  einiger  Vor- 
sicht aufzunehmen.  Ist  doch  die  Thätigkeit  der  Mehrzahl  der 
rheinischen  Gerichte  von  einer  gewissen  Stagnation  nicht  freizu- 
sprechen und  die  Wirksamkeit  der  in  Elsass-Lothringen  bestehen- 
den Gewerbegerichte  in  entschiedenem  Rückgang  begriffen.  Die 
Gründe  dieser  Erscheinung  können  ganz  wohl  darin  gelegen  sein, 
dass  die  Verfassung  jener  Gerichte  den  Wünschen  und  Bedürf- 
nissen der  arbeitenden  Klasse  nicht  mehr  entspricht,  und  es 
kann  ganz  wohl  die  Vermutung  ausgesprochen  werden,  dass  durch 
eine  zeitgemässe  Umbildung  auch  dieser  Gerichte  das  Interesse 
der  Arbeiter  an  denselben  und  ihre  Wirksamkeit  erheblich  ge- 
steigert werden  könnte.  Es  ist  ganz  unhaltbar,  das  Gros  der 
Arbeiterschaft  auf  die  Dauer  von  der  aktiven  Mitw’irkung  bei  den 
Gerichtsverhandlungen  ausschliessen  zu  wollen , wie  dies  — es 
geschah  hiervon  bereits  Erwähnung  — bei  den  rheinischen  Ge- 
richten der  Fall  ist.  Die  Verfasser  des  Entwurfes  scheinen  frei- 
lich allen  diesen  Dingen  wenig  Aufmerksamkeit  geschenkt  zu 
haben,  was  sich  eben  aus  ihrer  Ignorierung  der  faktischen  Zu- 
stände und  ihrem  überwiegenden,  ja  fast  ausschliesslichen  Streben 
nach  sorgfältiger  juristischer  Durchbildung  der  neuen  Detailbe- 
stimmungen zur  Genüge  erklärt. 

Wir  haben  uns  im  vorstehenden  auf  die  Hervorhebung  der 
wichtigeren  Bedenken,  die  wir  gegen  den  Entwurf  vorzubringen 
haben,  beschränken  müssen.  Gleichwohl  dürfte  der  unbefangene 
Leser  schon  hierdurch  zur  Ueberzeugung  gelangen,  dass  derselbe 
in  der  vorliegenden  Gestalt  unannehmbar  erscheint.  VV'ir  müssten 
es  im  Interesse  der  Sache,  der  der  Entwurf  zu  dienen  bestimmt 
ist,  tief  beklagen,  wenn  er  in  dieser  Form  Gesetz  werden  sollte. 
Denn  so  sehr  auch  seine  unifizierende  Tendenz  zu  schätzen  ist 
und  so  beachtenswert  und  zweckmässig  auch  viele  seiner  Detail- 
bestimmungen sein  mögen,  gerade  in  den  entscheidenden  Punkten 
lässt  er  es,  w'ie  sich  aus  unseren  Andeutungen  ergeben  hat , an 
dem  nötigen  Verständnis  für  die  Bedürfnisse  der  arbeitenden 
Klasse,  für  welche  er  doch  zunächst  berechnet  ist,  fehlen.  Wir 
können  nicht  glauben,  dass  der  Gesetzentwurf  die  Institution  der 
Gewerbegerichte  in  Zukunft  wesentlich  fördern  wird,  ja  er  ist  von 
dem  Vorwurf  nicht  freizusjirechen,  dass  er  in  mehr  als  einer  Be- 
ziehung selbst  gegenüber  dem  bestehenden  Kechtszustande,  wie 
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ihn  die  Statuten  vieler  bereits  bestehender  Gewerbeschiedsgerichte 
darstellen,  geradezu  einen  Rückschritt  bedeutet. 

Wir  lassen  nunmehr  den  authentischen  Text  des  Gesetz- 
entwurfes betreffend  die  Gewerbegerichtc  folgen  : 


Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Gewerbegerichte. 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  Prctisscn  etc. 
verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zusiimmung  des  Bundesrats  und  des 
Reichstags,  was  folgt ; 


Erster  Abschnitt. 

Errichtung  und  Zusammensetzung  der  Gewerbegerichtc. 

§ I.  Für  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitern  einerseits  und  ihren 
Arbeitgebern  andererseits  können  Gewerbegerichtc  errichtet  werden. 

Die  Errichtung  erfolgt  durch  Ortsstatut  nach  Massgabc  des  § 142  der  Gewerbe- 
ordnung. Soll  das  Gewerbegericht  für  mehrere  Gemeinden  errichtet  werden,  so  wird 
das  Ortsstatut  für  jede  dieser  Gemeinden  abgefasst. 

Für  den  Bezirk  eines  weiteren  Kommunalverbandes  erfolgt  die  Errichtung  nach 
Massgabe  der  Vorschriften,  nach  welchen  Angelegenheiten  des  Verbandes  statutarisch 
geregelt  werden. 

Die  Errichtung  kann  auf  Antrag  beteiligter  Arbeitgeber  oder  Arbeiter  durch  An- 
ordnung der  I..andes-Zcntralbehördc  erfolgen,  wenn  ungeachtet  einer  an  die  beteiligten 
Gemeinden  oder  den  weiteren  Kommunalvcrband  ergangenen  Aufforderung  innerhalb 
der  gesetzten  Frist  die  Errichtung  auf  dem  in  Absatz  2 und  3 vorgesehenen  Wege 
nicht  erfolgt  ist. 

Vor  der  Errichtung  sind  sowohl  Arbeitgeber  als  Arbeiter  der  hauptsächlichen  Ge- 
werberweige  und  Fabrikbelriebc  in  entsprechender  Anzahl  zu  hören. 

§ 2.  Als  Arbeiter  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gellen  diejenigen  gewerblichen  Arbeiter 
(Gesellen,  Gehilfen,  Fabrikarbeiter  und  Lehrlinge),  auf  welche  der  siebente  Titel  der 
Gewerbeordnung  Anwendung  findet. 

Personen,  welche  für  bestimmte  Gewerbetreibende  ausserhalb  der  Arbeits.stätlcn  der 
letzteren  mit  der  Anfertigung  gewerblicher  Erzeugnisse  bcsch  ifligt  sind , gelten  als 
Arbeiter  im  Sinne  dieses  Gesetzes  nur  insoweit,  als  dies  durch  das  Statut  oder  durch 
die  Anordnung  der  Landcs-Zentralbehördc  (§  l Absatz  2 bis  4)  bestimmt  ist.  Durch 
eine  solche  Bestimmung  wird  die  Zuständigkeit  der  Gewerbegerichtc  für  Streitigkeiten 
zwischen  den  bczeichnelen  Personen  und  den  von  ihnen  selbst  beschäftigten  Arbeitern 
nicht  berührt. 

§ 3.  Die  Gewerbegerichtc  sind  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streitgegenstandes 
zuständig  für  Streitigkeiten  zwischen  den  im  § i Absatz  i bezeichncten  Personen : 

1.  über  den  Antritt,  die  Fortsetzung  oder  die  Auflösung  des  Arbeitsvcrhältnisses, 

sowie  über  djc  Aushändigung  oder  den  Inhalt  des  Arbeitsbuches  oder  Zeugnisses, 

2.  über  die  Leistungen  und  Entschädigungsansprüche  aus  dem  Arbeitsverhältnisse, 

3 über  die  Berechnung  und  Anrechnung  der  von  den  Arbeitern  zu  leistenden 
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Krankenvcrsacherungsbciträgc  (§§  53,  6$,  72,  73  des  GeseUes,  betreffend  die 

Krankenversicherung  der  Arl)eiier  vom  15.  Juni  1883,  Rcichs-GeseUbl.  S.  73) 

Durch  dic'Zuständigkcit  eines  Gewerbegerichts  wird  die  Zuständigkeit  der  ordent- 
lichen Gerichte  ausgeschlossen. 

§ 4.  Die  sachliche  Zuständigkeit  der  Gcwerbegcrichle  kann  auf  bestimmte  Arten 
von  Gewerbe-  oder  Fabrikbetrieben,  die  örtliche  auf  bestimmte  Teile  des  Gemeinde- 
hezirks  beschränkt  werden. 

Die  I^ndes-Zentralbehörde  kann  die  Örtliche  Zuständigkeit  eines  von  ihr  errichteten 
(icwerbegcrichts  ausdehnen.  Die  beteiligten  Ortsbehörden  sollen  zuvor  gehört  werden. 

§ 5.  Die  Grenze  der  Zuständigkeit  (§  4),  sowie  die  Bildung  des  Gerichts  nach 
Massgabe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ist  durch  das  Statut  oder  durch  die  An- 
ordnung der  Landes-Zcntralbehördc  (§  l Absatz  2 bis  4)  zu  regeln. 

§ 6.  Die  Kosten  der  Einrichtung  und  der  Unterhaltung  des  Gerichts  sind , sow'cit 
s»e  in  dessen  Einnahmen  Ihre  Deckung  nicht  finden,  von  der  Gemeinde  oder  von 
dem  weiteren  Kommunalverbande  zu  tragen.  Soll  da.s  Gericht  nicht  ausschliesslich 
für  eine  Gemeinde  oder  einen  weiteren  Kommunalverband  zuständig  sein,  so  ist  bei 
Festsetzung  der  Zuständigkeit  zugleich  zu  bestimmen,  zu  welchen  Anteilen  die  ein- 
zelnen Bezirke  an  der  Deckung  der  Kosten  teilnehmen. 

Gebühren,  Kosten  und  Strafen,  welche  in  Gemässheil  dieses  Gesetzes  zur  Hebung 
gelangen,  bilden  Einnahmen  des  Gerichts. 

§ 7.  Für  jedes  Gewerbegerichl  sind  ein  Vorsitzender  un<l  mindestens  ein  Stcllver- 
vertreter  desselben,  sowie  die  erforderliche  Zahl  von  Beisitzern  zu  berufen;  die  Zahl 
der  letzteren  soll  mindestens  vier  betragen. 

Bei  Gcwerbegerichien , welche  aus  mehreren  Abteilungen  (Kammern)  bestehen, 
können  mehrere  Vorsitzende  bestellt  werden. 

§ 8.  Zum  Mitglicde  eines  Gcwerbegcrichl.s  soll  nur  berufen  werden,  wer  da.s  dreis- 
sigste  I^hensjahr  vollendet,  in  den  letzten  drei  Jahren  für  sich  oder  seine  Familie 
Armenunterstützung  aus  öffentlichen  Mitteln  nicht  empfangen  und  in  dem  Bezirke  des 
Gerichts  seit  mindestens  zwei  Jahren  Wohnung  oder  Beschäftigung  hat. 

Personen  , welche  zum  Amt  eines  Schöffen  unfähig  sind  (Gerichlsverfassungsgesctz 
§8  3*»  3*)i  können  nicht  berufen  werden. 

§ 9.  Die  Berufung  der  Mitglieder  erfolgt  auf  mindestens  ein  Jahr  und  auf  höch- 
stens fünf  Jahre.  Eine  wiederholte  Berufung  ist  nicht  ausge.schlosscn. 

§ IO.  Der  Vorsitzende  sowie  dessen  Stellvertreter  dürfen  weder  Arbeitgeber  noch 
Arbeiter  sein. 

Sic  werden  durch  den  Magistrat  und,  wo  ein  solcher  nicht  vorhanden  ist  oder  da.s 
Statut  oder  die  Anordnung  der  I^mdes-Zentralbehörde  dies  bestimmt,  durch  die  Ge- 
meindevertretung , in  weiteren  Kominun.alverbänden  durch  die  Vertretung  des  Ver- 
bandes gewählt. 

§ II.  Die  Beisitzer  müssen  zur  Hälfte  aus  den  Arbeitgebern,  zur  Hälfte  aus  den 
Arbeitern  entnommen  werden. 

Die  ersteren  werden  mittelst  Wahl  ticr  Arbeitgeber,  die  letzteren  mittelst  Wahl  der 
Arbeiter  b«lelll. 

§ 12.  Zur  Teilnahme  an  den  Wahlen  (§  11)  ist  nur  berechtigt,  w’er  das  fünfund- 
zwanzigste Lebensjahr  vollende!  und  seil  mindestens  zwei  Jahren  in  dem  Bezirke  d« 
Gewerbcgerichls  Wohnung  oder  Beschäftigung  hat.  Die  im  § 8 Absatz  2 bczeich- 
neten  Personen  sind  nicht  wahlberechtigt. 

Ist  die  Zusläiuligkeil  tlcs  Gewerbegcrichts  auf  bestimmte  .Arten  von  (iewerbc-  oder 
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Fabrikbctricben  beschränkt  (§  4 Absatz  1),  so  sind  nur  die  Arbeitgeber  un<l  Arbeiter 
dieser  Betriebe  wählbar  und  wahlberechtigt. 

Mitglieder  einer  Innung,  für  welche  ein  Schiedi^ericht  in  Gemässheit  der  §5J  97a, 
lood  der  Ges?erbeordnung  errichtet  ist , sowie  deren  Arbeiter  sind  weder  wählbar 
noch  wahlberechtigt. 

Die  Art  der  Wahl  und  das  Verfahren  bei  derselben  wird  durch  das  Statut  oder 
die  Anordnung  der  Landes-Zentralbehörde  (§  I Absatz  2 bis  4)  bestimmt. 

§ 13.  Den  Arbeitgebern  stehen  im  Sinne  der  §§  10  bis  12  die  mit  der  l^tung 
eines  Gewerbebetriebes  oder  eines  bestimmten  Zweiges  desselben  betrauten  Stellver- 
treter der  selbständigen  Gewerbetreibenden  gleich. 

§ 14.  Die  Wahlen  der  Voralzendcn  und  ihrer  Stellvertreter , sowie  der  Beisitzer 
unterliegen  der  Prüfung  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde.  Dieselbe  hat  Wahlen, 
welche  gegen  das  Gesetz  oder  die  auf  Grund  des  Gesetzes  crlas-senen  Wahlvor- 
Schriften  verstossen,  für  ungültig  zu  erklären.  Die  Wahl  der  Vorsitzenden  und  der 
Stellvertreter  bedarf  ihrer  Bestätigung, 

Sind  Wahlen  überhaupt  nicht  zustande  gekommen  oder  wiederholt  für  ungültig 
erklärt,  .so  ist  die  höhere  Verwaltungsbehörde  befugt,  die  Mitglic<lcr  zu  ernennen. 

Namen  und  Wohnort  der  Mitglieder  des  Gewerbcgcrichtcs  werden  nach  näherer 
Bestimmung  des  Statuts  oder  der  Anordnung  der  Landes-Zentralbehörde  (§  1 Absatz  2 
bis  4)  öffentlich  bekannt  gemacht, 

§ 15.  Das  Amt  der  Beisitzer  ist  ein  Ehrenamt.  Die  Uebemahnie  kann  nur  aus 
den  Gründen  verweigert  werden,  welche  zur  Ablehnung  eines  unbesoldeten  Gemeinde- 
amtes berechtigen.  Wo  landcsgeselzliche  Bestimmungen  über  die  zur  Ablehnung  von 
Gemeindeämtern  bercchligcnilen  Gründe  nicht  bestehen,  darf  die  Uebemabme  nur  aus 
den.sclben  Gründen  verweigert  werden,  aus  welchen  das  Ami  eines  Vonnun<ls  abge- 
lehnt werden  kann. 

Die  Beisitzer  erhalten  Vergütung  der  Reisekosten.  .Ausserdem  kann  ihnen  durch 
das  Statut  oder  die  Anordnung  der  Landes-Zentralbehörde  (§  i Absatz  2 bis  4)  eine 
Vergütung  für  Zeitversaumnis  zugebilligt  werden. 

§ 16.  Ein  Mitglied  des  Gewerbegerichts,  hinsichtlich  dessen  Umstände  eintreten  oder 
bekannt  werden , w’elcbc  die  Wählbarkeit  zu  dem  von  ihm  bekleideten  Amte  nach 
Massgabe  dieses  Gesetzes  ausschlies.sen  , ist  des  Amts  zu  entheben.  Die  Enthebung 
erfolgt  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  nach  Anhörung  des  Beteiligten.  Be- 
schwerde findet  nicht  statt. 

Ein  Mitglied  des  Gewerbegerichts,  welches  sich  einer  groben  V^erlelzung  seiner 
Amlsptlicht  schuldig  macht,  kann  seines  Amts  entsetzt  werden.  Die  Entsetzung  er- 
folgt durch  das  Landgericht,  in  dessen  Bezirke  das  Gewerbegericht  seinen  Sitz  hat. 
Hinsichtlich  des  Verfahrens  und  der  Rechtsmittel  finden  die  Vorschriften  entsprechende 
Anwendung,  welche  für  die  zur  Zuständigkeit  der  Landgerichte  gehörigen  Strafsachen 
gelten.  Die  Klage  wird  von  der  SiaatsanwaltschaB  auf  Antrag  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde erhoben. 

§ 17.  Der  Vorsitzende  des  Gcwcrbegcrichls  und  dessen  Stellvertreter  sind  vor  ihrem 
Amtsantritte  durch  den  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  beauftragten  Bemnten, 
die  Beisitzer  vor  der  ersten  Dienstleistung  durch  den  Vorsitzenden  auf  die  Erfüllung 
der  Obliegenheiten  d<s  ihnen  übertragenen  Amts  eidlich  zu  verpflichten. 

§ 18.  Beisitzer,  welche  ohne  genügende  Entschuldigung  zu  den  Sitzungen  nicht 
rechtzeitig  sich  einflmlen  oder  ihren  Obliegenheiten  in  anderer  Weise  sich  entziehen, 
sind  zu  einer  Ordnungsstrafe  bis  zu  300  M.,  sowie  in  die  verursachten  Kosten  la 
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verurteilen.  Die  Verurteilung  wird  durch  den  Vorsitzenden  ausgesprochen.  Erfolgt 
nachträglich  genügende  Entschuldigung,  so  kann  die  Verurteilung  ganz  oder  teilweise 
zurückgenommen  werden. 

Gegen  die  Entscheidungen  findet  Beschwerde  von  seiten  des  Verurteilten  an  die 
höhere  Verwallungsbchörde  statt. 

§ 19.  Das  Gewerbegericht  verhandelt  und  entscheidet,  soweit  nicht  in  diesem  Ge- 
setze ein  Anderes  bestimmt  ist,  in  der  Besetzung  von  drei  Mitgliedern  mit  Einschluss 
des  Vorsitzenden. 

Durch  das  Orts.statut  oder  die  Anordnung  der  Landes-Zentralbehörde  (§  l Absatz  2 
bis  4)  kann  bestimmt  werden,  dass  für  gewisse  Streitigkeiten  eine  grössere  Zahl  von 
Beisitzern  zuzuziehen  ist. 

In  gleicher  Weise  ist  zu  bestimmen,  nach  welchen  Grundsätzen  der  Vorsitzende  die 
einzelnen  Beisitzer  zuzuziehen  hat. 

Arl>eitgeber  und  Arbeiter  müssen  stets  in  gleicher  Zahl  zugezogen  werden; 

§ 20.  Bei  jedem  Gewerbegerichte  wird  eine  Gerichlsschreiberei  eingerichtet. 

Für  die  Bewirkung  der  Zustellungen  in  dem  Verfahren  vor  den  Gcwerbegerichteti 
können  an  Stelle  der  Gerichtsvollzieher  Gemeindebeamte  verw’endet  werden. 

Zweiter  Abschnitt. 

Verfahren. 

§ 21.  Auf  das  Verfahren  vor  den  Gcwcrbegerichlen  finden,  soweit  im  nachstehen- 
den nicht  besondere  Bestimmungen  getroffen  sind,  die  für  das  amtsgerichtliche  Ver- 
fahren geltenden  Vorschriften  der  Zivilprozessordnung  entsprechende  Anwendung. 

§ 22.  Zuständig  ist  dasjenige  Gewerbegerichl , in  dessen  Bezirke  die  streitige  Ver- 
pflichtung aus  dem  Arbeitsverhältnis  zu  erfüllen  ist. 

§ 23.  Die  Vorschrift  im  § II  der  Zivilprozessordnung  über  die  bindende  Wirkung 
der  rechtskräftigen  Entscheidung . durch  welche  ein  Gericht  sich  für  sachlich  unzu- 
ständig erklärt  hat , findet  in  dem  Verhältnis  der  Gewcrbcgcrichtc  und  der  ordent- 
lichen Gerichte  Anwendung.  Eine  solche  Entscheidung  des  ordentlichen  (icrichts  ist 
auch  insoweit,  als  sie  auf  der  Annahme  der  örtlichen  Zuständigkeit  eines  bestimmten 
Gewerbegerichts  beruht,  für  dns  letztere  bindend, 

§ 24.  Heber  Gesuche  wegen  Ablehnung  von  Gerichlspcrsonen  entscheidet  das  Ge- 
werbegericht unter  Teilnahme  von  Beisitzern. 

§ 25.  Nichtproz^fähigen  Parteien,  welche  ohne  gesetzlichen  Vertreter  sind,  kann 
auf  Antrag  bis  zum  Eintritt  des  gesetzlichen  Vertreters  von  dem  Vorsitzenden  ein 
besonderer  Vertreter  bestellt  werden. 

Das  Gleiche  gilt  im  Fall  erheblicher  Entfernung  des  Aufenthaltsorts  des  gesetz- 
lichen Vertreters. 

§ 26.  Die  Zustellungen  in  <lem  Verfahren  vor  den  Gewerbegerichlen  erfolgen  von 
Amtswegen. 

ürlrile  und  Beschlüsse  des  Gerichts  sind,  auch  wenn  die  Verkündigung  <lerselben 
in  einem  Termin  staltgefunden  hat , den  Parteien  zuzustcllen  , soweit  diese  nicht  auf 
die  Zustellung  verzichten.  Beschlüsse  und  Verfügungen,  welche  nur  die  Prozesslcitung 
betreflen,  werden  nicht  zugestellt. 

Anträge  und  Erklärungen  einer  Partei,  welche  zugestellt  werden  sollen,  sind  bei 
dem  Gericht  einzureichen  u<ler  mündlich  zum  Protokoll  des  Gerichlsschreibers  an- 
zubringen. 
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Sofern  durch  die  Zustellung  eine  Frist  gewahrt  oder  die  Verjährung  unterbrochen 
werden  soll,  tritt  diese  Wirkung,  wenn  die  Zustellung  demnächst  erfolgt,  bereits  mit  I 
der  Einreichung  oder  Anbringung  des  Antrags  oder  der  Erklärung  ein. 

§ 27  Der  Gerichtsschreiber  hat  für  die  Bewirkung  der  Zustellung  Sorge  tu  trag« 
und  die  bei  derselben  zu  übergebenden  Abschriften  zu  beglaubigen. 

Kr  hat  das  zu  übergebende  Schriftstück  in  einem  verschlossenen,  nril  der  Adresse 
der  Person,  an  welche  zugestcllt  werden  soll , sowie  mit  einer  Geschäftsnummer  ver- 
sehenen Briefumschläge  dem  Zustellungsbeamten  und  im  Kalle  der  Zustellung  durch 
die  Post  dieser  zur  Zustellung  zu  übergeben.  Auf  den  Briefumschlag  ist  der  Vermerk 
zu  setzen  : Vereinfachte  Zustellung. 

Djc  auf  dem  Briefumschläge  angegebene  Geschäflsnummcr  ist  in  den  Akten  a 
vermerken. 

Erfolgt  die  Zustellung  durch  die  Post,  so  ist  eine  Bescheinigung  der  ücbergabe  an 
die  Post  (Zivilproressordnung  177,  179)  nicht  erforderlich.  [ 

§ 28.  Die  von  dem  Zustellungsbeamtcn  oder  dem  Postboten  aufzunehmende  Zu-  [ 
stellungsurkunde  muss  die  Art  und  Weise,  in  welcher  der  seiner  Adresse  und  seiner 
Gcschäftsnumtner  nach  bezeichnetc  Briefumschlag  übergeben  ist,  insbesondere  <len  Ort 
und  die  Zeit  der  Uebergabe,  sowie  die  Person,  welcher  rugestelU  ist,  bezeichnen  und, 
wenn  die  Zustellung  nicht  an  den  Adressaten  persönlich  erfolgt  ist,  den  Grand  hier- 
von angeben.  Die  Urkunde  ist  von  dem  die  Zustellung  vollziehenden  Beamten  za  | 
unterschreiben.  I 

Bei  der  Zustellung  wird  eine  Abschrift  der  Zustellungsiirkunde  nicht  übcrgcb<w. 

Der  Tag  der  Zustellung  ist  von  dem  zu.stellenden  Beamten  auf  dem  Briefumschläge 
zu  vermerken. 

§ 29.  Die  zur  Erledigung  des  Uechtsstreits  erforderlichen  Verhandlungstennine  wer- 
den von  dem  Vorsitzenden  von  .\mlswegen  angesetzt.  Nach  Anset/ung  des  Termins 
ist  die  Ladung  der  Parteien  durch  <len  (»erichtsschrciber  zu  veranlassen.  l.^dungeQ 
durch  die  Parteien  finden  nicht  statt. 

Die  Zustellung  der  I.adimg  muss  spätestens  am  Tage  vor  dem  Termin  erfolgen. 

Die  Zustellung  der  La<lung  an  eine  Partei  ist  nicht  erforderlich  , wenn  der  'Pennin 
in  Anwesenheit  derselben  verkündet  oder  ihr  bei  Einreichung  oder  .^nbringung  der 
Klage  oder  des  Antrags,  auf  Grund  dessen  die  Terminsbestimmung  staubndel,  mil- 
geleilt worden  ist.  Die  erfolgte  Mitteilung  ist  zu  den  Akten  zu  vermerken. 

30,  Nachdem  die  Klage  eingereicht  oder  zum  Protokolle  des  Gerichtsschreiber« 
angebracht  i.st,  hat  der  Vorsitzende  einen  möglichst  nahen  'Permin  zur  Verhandlung 
anzusetzen. 

Die  Klage  gilt,  unbeschadet  der  Bestimmung  im  § 26  Ab.satz  4,  erst  mit  der  Zu- 
stellung an  den  Beklagten  als  erhoben. 

§ 31.  An  ordentlichen  Gwichtstagen  können  die  Parteien  zur  Verhandlung  des  Rechts- 
streits ohne  Terminsbestimmung  und  Ladung  vor  dem  Gericht  erscheinen. 

Die  Erhebung  der  Klage  erfolgt  in  diesem  Falle  durch  den  mündlichen  \’'ortrag 
derselben. 

§ 32  Die  Verhandlung  vor  dem  erkennenden  Gericht  einschliesslich  der  Verkün- 
dung der  Urteile  und  Beschlii.ssc  desselben  erfolgt  öffentlich. 

Durch  das  Gericht  kann  die  Oeffenllichkeit  für  die  Behandlung  oder  für  einen 
Teil  derselben  nach  Massgabe  der  Vorschriften  in  den  §;}  173  bis  175  des  Gcrichis- 
verfassungsgesetzes  ausgeschlossen  werden. 

Die  Vorschriften  der  176  bis  193  dc.s  Gerichtsvcrfa.s.sungsgcsclzes  über  die  Auf- 
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rechterhaltung  der  Ordnung  in  den  Sitzungen  und  Uber  die  Gerichtssprache  finden 
Anwendung. 

§ 33.  Erscheint  der  Kläger  im  Verhandlungstermine  nicht , so  ist  auf  Antrag  des 
Beklagten  das  Versäumnisurieil  dahin  zu  erlassen , dass  der  Kläger  mit  der  Klage 
abzuweisen  sei. 

Erscheint  der  Beklagte  nicht  und  beantragt  der  Kläger  das  VersäumnLsurteil , so 
werden  die  in  der  Klage  behaupteten  Thatsachen  als  zugestanden  angenommen.  So« 
weit  dieselben  den  Klageantrag  rechtfertigen,  ist  nach  dem  Anträge  zu  erkennen; 
soweit  dies  nicht  der  Fall,  ist  die  Klage  abzuweisen. 

Bleiben  beide  Parteien  aus,  so  ruht  das  Verfahren , bis  die  Ansetzung  eines  neuen 
Verhandlungstermins  beantragt  wird. 

§ 34-  Partei,  gegen  welche  ein  Versaumnisurteil  erlassen  ist,  katm  binnen  der 
Notfrist  von  drei  Tagen  seit  der  an  sie  bewirkten  Zustellung  des  Urteils  die  Erklä- 
rung abgeben,  dass  sie  Einspruch  einlege.  Die  Einlegung  gilt  mit  der  Einreichung 
der  Erklärung  oder  mit  der  Abgabe  derselben  zum  Protokolle  des  Gerichtsschreibers 
als  bewirkt. 

Nach  Einlegung  des  Einspruchs  bat  der  Vorsitzende  einen  neuen  Verhandlungs- 
termin anzusetzen. 

Erscheint  die  Partei , welche  den  Ein-spruch  eingelegt  hat , auch  in  dem  neuen 
Termine  nicht,  so  gilt  der  Einspruch  als  zuriiekgenommen.  Anderenfalls  wird,  sofern 
der  Einspruch  zulässig  ist,  der  Prozess  in  die  Lage  zurückversetzt,  in  welcher  er  sich 
vor  Eintritt  der  Versäumnis  befand. 

§ 35.  Erscheinen  die  Parteien  in  dem  Termine,  so  ist  über  den  Rechtsstreit  zu 
verhandeln.  Die  Leitung  der  Verhandlung  liegt  dem  Vorsitzenden  ob.  Derselbe  hat 
dahin  zu  wirken,  dass  die  Parteien  über  alle  erheblichen  Thatsachen  sich  vollständig 
erklären,  die  Beweismittel  für  ihre  Behauptungen  bezeichnen  und  die  sachdienlichen 
Anträge  stellen.  Derselbe  kann  jederzeit  das  persönliche  Erscheinen  der  Parteien 
anordnen. 

Wird  die  Fortsetzung  der  Verhandlung  in  einem  weiteren  Termine  notwendig,  ins- 
besondere weil  eine  erforderliche  Beweisaufnahme  nicht  sofort  bewirkt  werden  kann, 
so  ist  der  weitere  Termin  alsbald  zu  verkünden.  Der  zur  Beweisaufnahme  vor  dem 
Gerichte  anberaumte  Termin  ist  zugleich  zur  Fortsetzung  der  Verhandlung  bestimmt 

Erscheinen  in  dem  zur  Fortsetzung  der  Verhandlung  bestimmten  Termine  die  Par- 
teien oder  eine  derselben  nicht,  so  finden  die  Vorschriften  des  § 33  Anwendung,  auch 
wenn  eine  Beweisaufnahme  vorausgegangen  war. 

§ 36.  Die  Beweisaufnahme  erfolgt  in  der  Regel  vor  dem  Gewerbegericht.  Sie 
kann  nur  in  den  Fällen  der  §§  337,  340,  399,  441  der  Zivilprozessordnung  dem  Vor- 
sil/.emlen  des  Gerichts  orler  mittelst  Ersuchens  einem  Amtsgericht  übertragen  werden. 

Die  Beweisaufnahme  ist  auch  dann  zu  bewirken,  wenn  die  Parteien  oder  eine  der- 
selben in  dem  für  die  Beweisaufnahme  bestimmten  Termine  nicht  erscheinen. 

§ 37.  Beschlicssl  das  Gericht  die  Vernehmung  von  Zeugen  oder  Sachverständigen, 
so  sind  dieselben,  falls  sie  nicht  von  den  Parteien  zur  Stelle  gebracht  sind,  zu  laden. 
Von  der  I.adung  der  Sachverständigen  kann  abgesehen  werden,  wenn  schriftliche  Be- 
gutachtung angeordncl  wird. 

Die  Beeidigung  der  Zeugen  und  Sachverstiindigen  erfolgt  nur,  wenn  das  Gericht 
die  Beeidigung  zur  Herbeiführung  einer  wahrheitsgemässen  Aussage  für  notwendig 
erachtet  oder  wenn  eine  Partei  dieselbe  beantragt.  Die  Bestimmungen,  nach  welchen 
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die  Beeidigung  in  gewissen  Fällen  unzulässig  ist  (Zivilprozessordnung  § 358),  bleibet 
unberührt. 

§ 38.  Ob  die  Leistung  eines  z.ugeschobenen  oder  zurückgeschobenen  Eides  dorcli 
bedingtes  Urteil  oder  durcli  Beweisbeschliiss  anzuordnen  sei,  bestimmt  das  Gehcb; 
nach  freiem  Ermessen. 

§ 39  Erscheint  der  Schwurpflichtige  in  dem  zur  I^istung  eines  Eides  bestimmtes 
Termine  nicht,  so  ist  der  Eid  als  verweigert  anzuschen.  Üem  Verfahren  ist  Fort- 
gang zu  geben. 

Der.  Schwurpflichtige  kann  binnen  einer  Notfrist  von  drei  Tagen  nach  dem  Temuae 
sich  zur  nachträglichen  Leistung  des  Eides  erbieten.  Auf  ein  inzwischen  ergangeae' 
Urteil  Anden  die  Bestimmungen  des  § 647  der  Zivilprozessordnung  entsprechende  An- 
wendung. Ein  solches  Urteil  ist,  wenn  der  Eid  nachträglich  geleistet  wird,  insoweit 
aufzuheben,  als  es  auf  der  Annahme  der  Eidesverweigerung  beruht. 

Erscheint  der  Schwurpflichtige  auch  in  dem  zur  nachträglichen  Eidesleistung  be- 
stimmten Termine  nicht,  so  findet  ein  nochmaliges  Erbieten  zur  Eidesleistung  nicht  statt 

§ 40.  Ueber  die  Verhandlung  vor  dem  Gewerbegericht  ist  ein  Protokoll  anf»- 
nehmen.  Dasselbe  ist  von  dem  Vorsitzenden  und  dem  Gcrichtsschreiber  zu  unterzeichnec. 

§ 41.  Das  Gewerbegericht  kann  in  jeder  Lage  des  Rechtsstreites  die  gütliche  Bei- 
legung desselben  versuchen.  Es  hat  den  Sühnevcrsuch  bdm  Schlu.sse  der  Verhaft'^ 
lung  vorzunehmen  oder  zu  wiederholen. 

Der  Inhalt  eines  vor  dem  Gericht  abgeschlossenen  Vergleichs  ist  durch  Aufnahnur 
in  das  Protokoll  festzustellen.  Die  Feststellung  ist  den  Parteien  vorzulesen,  ln  den 
Protokoll  ist  zu  bemerken,  dass  die  Vorlesung  slaitgcfunden  hat  und  dass  die  Gcneh- 
migiing  erfolgt  ist  oder  welche  Einwendungen  erhoben  sind. 

§ 42.  Kommt  ein  Vergleich  nicht  zustande,  so  ist  das  Urteil  in  dem  Termine,  » 
welchem  die  Verhandlung  geschlos-sen  wird,  zu  verkünden.  Ist  dies  nicht  ausfiihrh»». 
so  erfolgt  die  Verkündung  in  einem  sofort  anziiberauinenden  'Permine,  welcher  rocht 
über  drei  Tage  hinaus  anberaumt  werden  soll. 

Die  Wirksamkeit  der  Wrkündung  des  Urteils  ist  von  <icr  Anwesenheit  der  Partei«« 
und  der  Beisitzer  nicht  abhängig. 

§ 43.  Aus  dem  Urteile  müs-sen  ersichtlich  sein  : 

1.  die  Mitglieder  des  Gerichts,  welche  bei  der  Entscheidung  mitgewirkt  haben, 

2.  die  Parteien, 

3.  das  Sach-  und  Streitverhältnis  in  gedrängter  Darstellung  nebst  den  wesentlichrfi 

Entscheiduogsgründen, 

4.  der  Spruch  des  Gerichts  in  der  Hauptsache  und  in  betreff  der  Kosten 

Das  Urteil  ist  von  dem  Vorsitzenden  zu  unterzeichnen. 

§ 44.  Ein  über  den  Grund  des  Anspruches  vorab  entscheidendes  Zwischenurteil  ut 
in  betreff  der  Rechtsmittel  nicht  als  Endurteil  anzusehen. 

§ 45.  Erfolgt  <Ue  V’enirteilung  auf  Vornahme  einer  Handlung,  so  ist  der  Beklagte 
zugleich  auf  Antrag  des  Klägers  für  den  Fall,  dass  die  Handlung  nicht  binnen  einer 
zu  bestimmenden  Frist  vorgenommen  ist,  zur  Zahlung  einer  nach  dem  Ermessen 
Gerichtes  fesuusetzenden  Entschädigung  zu  verurteilen. 

In  diesem  Falle  ist  die  Zwangsvollstreckung  in  Gemäßheit  der  §§  773,  774  der 
Zivilprozessordnung  ausgeschlossen. 

§ 46.  Die'  Verpflichtung  der  unterliegenden  Partei,  die  Kosten  des  Rcchtislreit»  tu 
tragen,  erstreckt  sich  auf  die  Erstattung  der  dem  Gegner  durch  die  Zuziehung  eiors 
Pro/esshevollmächtigtcn  oder  Beistandes  entstandenen  Auslagen  nur  unter  der  Voraos- 
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Setzung,  dass  die  Zuziehung  durch  besondere  Umstande  gerechtfertigt  war,  und  nur 
in  Ansehung  des  Betrages,  welchen  das  Gericht  für  angemessen  erachtet. 

Auf  Antrag  kann  der  obsiegenden  Partei  für  die  ihr  durch  das  Erscheinen  bei  dem 
Gericht  entstandenen  Versäumnisse  in  dem  Urteil  eine  Entschädigung  zugebilligt  werden. 

§ 47.  Die  nicht  auf  Grund  einer  mündlichen  Verhandlung  ergehenden  Beschlüsse 
und  Verfügungen  werden,  soweit  nicht  ein  anderes  bestimmt  ist,  von  dem  Vorsitzenden 
allein  erlassen. 

Im  übrigen  sind  für  die  Befugnisse  des  Vorsitzenden  und  der  Beisitzer  die  Vor- 
Schriften  über  das  landgerichtliche  Vet  fahren  massgebend. 

Inbezug  auf  die  Beratung  und  Abstimmung  finden  die  Vorschriften  der  §§  194^200 
des  Gerichtsverfassungsgesetzes  entsprechende  Anwendung. 

§ 48.  In  dem  ersten , auf  die  Klage  angesetzten  Termine  kann  die  Zuziehung  der 
Beisitzer  unterbleiben. 

Erscheint  in  dem  Termine  nur  eine  der  Parteien  , so  erlässt  auf  Antrag  derselben 
der  Vorsitzende  das  Vcrsäumnisurteil. 

Erscheinen  beide  Parteien,  so  hat  der  Vorsitzende  einen  Sühneversuch  vorzunehmen. 
Kommt  ein  Vergleich  zustande,  so  ist  derselbe  in  Gemässheit  des  § 41  Absatz  2 im 
Protokoll  festzustcllcn,  <las  Gleiche  gilt,  wenn  die  Klage  zurückgenommen  oder  wenn 
auf  den  Klageanspruch  verzichtet,  oder  wenn  derselbe  anerkannt  wird ; in  diesen  Fällen 
hat,  sofern  beantragt  wird,  die  Rechtsfolgen  durch  Urteil  auszusprechen,  der  Vor- 
sitzende das  Urteil  zu  erlassen. 

Bleibt  die  Sache  in  dem  Termine  streitig,  so  hat  der  Vorsitzende  die  Entscheidung 
zu  erlas-sen , wenn  dieselbe  sofort  erfolgen  kann  und  beide  Parteien  sie  beantragen. 
Anderenfalls  ist  ein  neuer  Verhandlungstermin  , zu  welchem  die  Beisitzer  zuzuziehen 
sind,  anzusetzen  und  sofort  zu  verkünden.  Zeugen  und  Sachverständige,  deren  Ver- 
nehmung der  Vorsitzende  für  erforderlich  erachtet,  sind  zu  diesem  Termine  zu  laden. 

§ 49,  In  den  vor  die  Gcwcrbcgcrichtc  gehörigen  Rechtsstreitigkeiten  finden  die 
Rechtsmittel  statt,  welche  in  den  zur  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte  gehörigen  bürger- 
lichen Rechtsstieitigkeiten  zulässig  sind.  Als  Benifungs-  und  Beschwerdegericht  ist 
das  Landgericht , in  dessen  Bezirke  das  Gcwerbegcrichl  seinen  Sitz  hat , zuständig. 

Ist  für  das  Rechtsmittel  gegen  eine  Entscheidung  des  Gewerhegcrichts  eine  Not- 
frist bestimmt , so  beginnt  diese  für  jede  Partei  mit  der  an  sic  bewirkten  Zustellung 
und,  sofern  auf  die  Zustellung  verzichtet  war  (§  26  Absatz  2) , mit  der  Verkündung 
der  Entscheidung.  Im  übrigen  richtet  sich  die  Einlegung  des  Rechtsmittels  und  das 
Verfahren  in  der  Rechtsmittelinstanz  nach  den  Vorschriften  der  Zivilprozessordnung. 

§ 50.  Aus  den  Endurtcilen  der  Gewerbegerichte,  welche  rechtskräftig  oder  für  vor- 
läufig vollstreckbar  erklärt  sind,  sowie  aus  den  Vergleichen,  welche  nach  Erhebung  der 
Klage  vor  dem  Gcwcrbegerichtc  geschlossen  sind,  findet  die  Zwangsvollstreckung  statt. 

Die  Urteile  sind  von  Amtswegen  für  vorläufig  vollstreckbar  zu  erklären,  wenn  sie 
die  in  Nummer  i des  § 3 bezeichnelen  Streitigkeiten  betreffen  oder  der  (.legcnstand 
der  Verurteilung  an  Geld  oder  Geldeswert  die  Summe  von  300  Mk.  nicht  übersteigt. 

Die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  ist  nicht  auszusprechen,  wenn  glaubhaft  gemacht 
wird , dass  die  Vollstreckung  dem  Schuldner  einen  nicht  zu  ersetzenden  Nachteil 
bringen  würde;  auch  kann  sic  von  einer  vorgängigen  Sicherheitsleistung  abhängig  ge- 
macht werden. 

Im  übrigen  finden  auf  die  Zwangsvollstreckung  sowie  auf  den  Arrest  und  die  einst- 
weiligen Verfügungen  die  Vorschriften  im  achten  Buche  der  Civilprozessordnung  An- 
wendung. 

22* 


Digitized  by  Google 


340 


G esetzgebung : Deutsches  Reich. 


§ 51.  Für  die  Verhandlung  des  RechUslrcitcs  vor  den  Gcwcrbcgerichtcn  winl  c!oe 
einmalige  Gebühr  nach  dem  Werte  des  Streitgegenstandes  erhoben. 

Dieselbe  beträgt  bei  einem  Gegenstand  im  Werte 

bis  20  M.  einschliesslich i,ee  M- 

von  mehr  als  20  M.  bis  50  M.  einschliesslich  . . . 1,60  M. 

von  mehr  als  50  M.  bis  100  M.  einschließlich  3,00  M. 

Die  ferneren  Wcrtsklasscn  steigen  um  je  100  M. , die  Gebühren  um  je  3 M.  Die 
höchste  Gebühr  beträgt  30  M, 

Wird  der  Rechtsstreit  durch  Versäumnisurteil  oder  durch  eine  auf  Grund  eines  An- 
erkenntnisses oder  einer  Zurücknahme  der  Klage  erlassene  Entscheidung  erledigt,  ober 
dass  eine  kontradiktorische  Verhandlung  vorhergegangen  war,  so  wird  eine  Gebdhr 
in  Höbe  der  Hälfte  der  oben  bezeichnclen  Sätze  erhoben. 

Wird  ein  zur  Beilegung  des  Rechtsstreits  abgeschlossener  Vergleich  aufgcnomn>ec. 
so  wird  eine  Gebühr  nicht  erhoben,  auch  wenn  eine  kontradiktorische  Vcrhandluni; 
vorausgegangen  war. 

Schreibgebühren  kommen  nicht  in  Ansatz.  Für  Zustellungen  werden  bare  Aoslagce 
nicht  erhoben.  Im  librigen  findet  die  Erhebung  der  Auslagen  nach  Massgabe  de 
§ 79  des  Gerichtskostengesetzes  statt. 

§ 52.  Schuldner  der  entstandenen  Gebühren  und  Auslagen  ist  deijcnige , welchem 
durch  die  gerichtliche  Entscheidung  die  Kosten  auferlegt  sind,  o<ler  welcher  dieselbeo 
durch  eine  vor  dem  Gewcrbegertcht  abgegebene  oder  diesem  mitgeleiite  Erkläras^ 
übernommen  hat,  und  in  Ermangelung  einer  solchen  Entscheidung  oder  Ucbcmahice 
derjenige,  welcher  das  Verfahren  beantragt  hat. 

Oie  Einziehung  der  Gcrichtskosten  erfolgt  nach  den  für  die  Einziehung  der  Ge- 
meindeabgaben geltenden  Vorschriften. 

§ 53.  Die  Kosten  der  Rechtsmittel  und  der  Zwangsvollstreckung  bestimmen  sich 
nach  den  fiir  die  ordentlichen  Gerichte  massgebenden  Vorschriften. 

Die  Gebührenordnung  für  Zeugen  und  Sachverständige  findet  in  dem  Verfahre« 
vor  den  Gewerbegerichten  Anwendung. 

§ 54.  Die  ordentlichen  Gerichte  haben  den  Gewerbegerichten  nach  Maßgabe  der 
Bestimmungen  des  Gerichtsverfassungsgeselzes  Rechtshilfe  zu  leisten. 

Dritter  Abschnitt. 

Thätigkeit  des  Gewerbegerichts  als  Einigungsamt. 

g 55.  Das  Gewerbegericht  kann  in  Fällen  von  Streitigkeiten,  welche  zwischen  Ar- 
beitgebern und  Arbeitern  über  die  Bedingungen  der  Fortsetzung  oder  Wiederaufnahme 
des  Arbcitsvcrhältnißcs  entstehen,  als  Kinigungsamt  angcrufen  wcnlen. 

§ 56.  Der  Anrufung  ist  Folge  zu  geben,  wenn  sie  von  beiden  Teilen  erfolgt  und 
die  beteiligten  Arbeiter  und  Arbeitgeber  — letztere  «»fern  ihre  Zahl  mehr  als  drei 
beträgt  — Vertreter  bestellen,  welche  mit  der  Verhandlung  vor  dem  Einigungsamt 
beauftragt  werden. 

Als  Vertreter  können  nur  Beteiligte  bestellt  werden,  w'ciche  das  fünfundzwaniigste 
Lebensjahr  vollendet  haben,  sich  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befiiwlen 
und  nicht  durch  gerichtliche  Anordnung  in  der  Verfügung  über  ihr  Vermöge«  be- 
schränkt sind. 

Die  Z.ahl  der  Vertreter  jedes  Teiles  soll  in  der  Rege!  nicht  mehr  aU  drei  betragen. 
Das  Eintgungs.iint  kann  eine  grössere  Z.ahl  von  Vertretern  zuiaßcn. 
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Ob  ilie  Vertreter  für  genügend  legitimiert  r.u  erachten  sind,  entscheidet  das  Kinigungs- 
amt  nach  freiem  Ermessen. 

§ 57.  Das  Gewerbegericht  welches  als  Einigungsamt  thätig  wird,  soll  neben  dem 
Vorsitzenden  mit  vier  Beisitzern,  Arbeitgeber  und  Arbeiter  in  gleicher  Zahl,  besetzt 
sein.  Die  Zuziehung  der  Beisitzer  erfolgt,  sofern  durch  das  Statut  nicht  anderes  be- 
stimmt ist,  durch  den  Vorsitzenden. 

Das  Einigungsamt  kann  sich  durch  Zuziehung  von  Vertrauensmännern  der  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  in  gleicher  Zahl  ergänzen.  Dies  muss  geschehen , wenn  es  von 
den  Vertretern  beider  Teile  unter  Bezeichnung  der  zu/uziehenden  Vertrauensmänner 
beantragt  wird. 

Die  Beisitzer  und  Vertrauensmänner  dürfen  nicht  zu  den  Beteiligten  gehören.  Be- 
finden sich  unter  den  Beisitzern  unbeteiligte  Arbeitgeber  und  Arbeiter  nicht  in  ge- 
nügender Zahl,  so  werden  die  fehlenden  durch  Vertrauensmänner  ersetzt,  welche  von 
den  Vertretern  der  Arbeitgeber  beziehungsweise  der  Arbeiter  zu  wählen  sind. 

§ 58.  Das  Einigungsamt  hat  durch  Vernehmung  der  Vertreter  beider  Teile  die 
Streitpunkte  und  die  für  die  Beurteilung  derselben  in  Betracht  kommcntlcn  Verhält- 
nisse festzustellen.  Es  ist  befugt,  zur  Aufklärung  der  letzteren  Auskunflspcrsoncn  vor- 
zuladen und  zu  vernehmen. 

Jedem  Beisitzer  und  Vertrauensmann  steht  das  Recht  zu,  durch  den  Vorsitzenden 
Fragen  an  die  Vertreter  und  Auskunftspersonen  zu  richten. 

§ 59‘  N^ach  erfolgter  Klarstellung  der  Verhältnisse  ist  in  gemeinsamer  Verhandlung 
jedem  Teile  Gelegenheit  zu  geben,  sich  über  das  Vorbringen  des  anderen  Teiles,  so- 
wie über  die  vorliegenden  Aussagen  der  Auskunftspersonen  zu  äussem.  Demnächst 
findet  ein  Einigungsversuch  zwischen  den  streitenden  Teilen  statt. 

§ 60.  Kommt  eine  Vereinbarung  zustande,  so  ist  der  Inhalt  derselben  durch  eine 
von  sämtlichen  Mitgliedern  des  Einigungsamts  und  von  den  Vertretern  beider  Teile  zu 
unterzeichnende  Bekanntmachung  zu  verÖlTentlichen. 

§ 6t.  Kommt  eine  Vereinbarung  nicht  zustande,  so  hat  das  Einigungsamt  einen 
Schiedsspruch  abzugeben,  welcher  sich  auf  alle  zwischen  den  Parteien  streitigen  Fra- 
gen zu  erstrecken  hat. 

Die  Beschlussfassung  über  den  Schiedsspruch  erfolgt  mit  einfacher  Stimmenmehrheit. 
Stehen^bei  der  Beschlussfa.ssung  über  den  Schiedsspruch  die  Stimmen  iSämtlicher  für 
die  Arbeitgeber  zuge/ogenen  Beisitzer  und  Vertrauensmänner  denjenigen  sämtlicher  für 
die  Arbeiter  zugetogenen  gegenüber,  so  kann  der  Vorsitzende  sich  seiner  .Stimme  ent- 
halten und  feststellcn,  dass  ein  Schiedsspruch  nicht  zustande  gekommen  ist. 

§ 62.  Ist  ein  Schiedsspruch  zustande  gekommen , so  ist  derselbe  den  Vertretern 
beider  Teile  mit  der  Aufforderung  zu  eröffnen  , sich  binnen  einer  zu  bestimmenden 
Frist  darüber  zu  erklären , ob  sie  sich  dem  Schiedssprüche  unterwerfen.  Die  Nicht- 
abgabe der  Erklärung  binnen  der  bestimmten  Frist  gilt  als  Ablehnung  der  Unter- 
werfung. 

Nach  Ablauf  der  Frist  hat  das  Einigungsamt  eine  von  sämtlichen  .Mitgliedern  des- 
selben Unterzeichnete  öffentliche  Bekanntmachung  zu  erlassen,  welche  den  abgegebenen 
Schiedsspruch  und  die  darauf  abgegebenen  Erklärungen  der  l*arteien  enthält. 

§ 63.  Ist  wetlcr  eine  Vereinbarung  (§  6o)  noch  ein  Schiedsspruch  zustandegekom- 
men, so  ist  dies  von  dem  Vorsitzenden  des  Einigungsamtes  öffentlich  bekannt  zu 
machen 
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Vierter  Abschnitt. 

Verfahren  vor  dem  Gemeindevorsteher. 

§ 64.  Ist  ein  zuständiges  GewerbegeridU  nicht  vorhanden , so  kann  bei  Slreiiif- 
keiten  der  in  Nr.  l und  3 des  § 3 bezeichneten  Art  jede  Partei  die  vorläufige  Ent- 
scheidung durch  den  Vorsteher  der  Gemeinde  (Bürgermeister,  Schultheiss,  Ortsvor* 
Steher  u.  s.  w.)  nachsuchen.  Zuständig  ist  der  Vorsteher  der  Gemeinde,  in  deren 
Bezirk  die  streitige  Veqjflichtung  aus  dem  Arbeitsvcrhältnissc  zu  erfüllen  ist. 

Den  Parteien  ist  Gelegenheit  zu  geben,  ihre  Ausführungen  und  Beweismittel  in  einem 
Termin  vorzubringen.  Eine  Beweisaufnahme  durch  Ersuchen  anderer  Behörden  findet 
nicht  statt;  Vereidigungen  sind  nicht  zulässig. 

Kommt  ein  Vergleich  zustande,  so  ist  ein  Protokoll  darüber  aufnmehmen  und  von 
den  Parteien  und  dem  (icmcindcvorstcher  zu  unterschreiben. 

§ 65.  Die  Entscheidung  des  Gemeindevorstehers  ist  schriftlich  abzufassen ; sie  gebt 
in  Rechtskraft  über,  wenn  nicht  binnen  einer  Notfrist  von  zehn  Tagen  von  einer  der 
Parteien  Klage  bei  dem  ordentlichen  Gericht  erhoben  wird.  Die  Frist  beginnt  aut 
der  Verkündung,  gegen  eine  bei  der  Verkündung  nicht  anwesende  Partei  mit  der  Be- 
händigung  der  Entscheidung. 

Die  Entscheidungen  des  Gemeindevorstehers  sind  von  Amts  wegen  für  vorläufig 
vollstreckbar  zu  erklären. 

Die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  ist  nicht  auszusprechen,  wenn  glaubhaft  gemacht 
wird,  dass  die  Vollstreckung  dem  Schuldner  einen  nicht  zu  ersetzenden  Nachteil  brm- 
gen  würde;  auch  kann  sie  von  einer  vorgängigen  Sicherheitsleistung  abhängig  ge- 
macht werden. 

Ist  rechtzeitig  Klage  erhoben,  so  findet  der  § 647  der  Zivilprozessordnung  entspre- 
chende .Anwendung. 

§ 66.  Die  vor  dem  Gemeindevorsteher  geschlossenen  Vergleiche,  sowie  die  rechts- 
kräftigen oder  vollstreckbaren  Entscheidungen  desselben  sind,  sofern  die  Part«  cs 
beantragt,  auf  Ersuchen  des  Gemeindevorstehers  durch  die  OrtsjvolizeibehÖrde  nach 
den  Vorschriften  über  das  V'^erwaltungszwangsverfahrcn  zu  vollstrecken.  Ein  unmittel- 
barer Zwang  zur  Vornahme  einer  Handlung  ist  nur  im  Falle  des  § 130  der  fifwerbc- 
ordnung  zulässig.  Wo  ein  Verwaltungszwangsverfahren  nicht  besteht,  finden  die  Be- 
stimmungen über  die  Zwangsvollstreckung  in  bürgerlichen  Rcchtsstreitigkeiten  .Kt» 
Wendung. 

§ 67.  Der  Gemeindevorsteher  kann  die  Wahrnehmung  der  ihm  nach  den  §§  64 
bis  66  obliegenden  Geschäfte  mit  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
einem  Stellvertreter  übertragen.  Derselbe  muss  aus  der  Milte  der  Gemeindeverwal- 
tung oder  Gemeindevertretung  auf  min<lcstens  ein  Jahr  berufen  werden.  Die  Be- 
rufung ist  öfifcntlich  bekannt  zu  machen. 

§ 68.  Durch  Anortlnung  der  I.andes-Zcntralbchörde  kann  an  Stelle  des  Gemeinde- 
vorstehers ein  zur  Vornahme  von  Sühneverhandlungcn  über  streitige  Rcchlsangelegen- 
heilen  staatlich  bestelltes  Organ  mit  Wahrnehmung  der  in  den  64  bis  66  aufge- 
führten Geschäfte  beauftragt  werden.  Die  Anordnung  ist  öffentlich  bekannt  zu  machen. 
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Fünfter  Abschnitt. 

Schlusshcstimmungen. 

^ 69.  Ute  hesiimmungen  dieses  Gesetzes  finden  keine  Anwendung  auf  Streitig' 
Weiten  der  Vorstände  der  Reichs^  und  Staatsdruckereien,  der  staatlichen  Münzanstalten, 
sowie  der  unter  der  Militär-  oder  Marineverwaltung  oder  der  Staatseisenbahnvcrwal- 
tung  stehenden  Belricbsanlagcn  mit  den  in  diesen  Betrieben  beschäftigten  Arbeitern. 

§ 70.  Auf  Streitigkeiten  der  in  Bergwerken,  Salinen,  Aufbcreitungsanstalten  und 
unterirdisch  betriebenen  Brächen  und  Gruben  beschäftigten  Arbeitern  mit  ihren  Arbeit- 
gebern hnden  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  mit  <ler  Massgabe  Anwendung,  dass 
die  Errichtung  von  Gewerbegerichten  , deren  Zuständigkeit  auf  die  vorbezeichncten 
Betriebe  beschränkt  wird,  unabhängig  von  den  Voraussetzungen  des  § t Absatz  4 
durch  Anordnung  der  Landes-Zentralbchörde  erfolgen  kann. 

Für  die  auf  Gmnd  der  letzteren  Bestimmung  errichteten  Gcwcrbegcrichtc  gelten 
nachstehende  besondere  Vorschriften : 

1.  Die  Bestimmung  des  letzten  Salzes  in  Absatz  2 tles  § 4 findet  keine  Anwendung. 

2.  Uic  Kosten  der  Gewerbegerichte  werden,  soweit  sic  in  deren  Einnahmen  nicht 
Deckung  finden,  vom  Staate  getragen. 

3.  Üer  Vorsitzende  und  dessen  Stellvertreter  werden  von  der  Landes-Zentralbehördc 
oder  von  der  durch  diese  damit  beauftragten  Behörde  ernannt.  Zur  Bewirkung  der 
Zustellungen  können  an  Stelle  der  Gerichtsvollzieher  oder  Gemeindebcamten  (§  20 
Absatz  2)  andere  Beamte  verwendet  werden. 

4 Inwieweit  den  Arbeitgebern  im  Sinne  der  §§  10  bis  12  die  mit  der  Leitung  eines 
Betriebes  oder  eines  bestimmten  Zweiges  desselben  betrauten  Stellvertreter  der  selb- 
ständigen Gewerlietrcibendcn  gletchstehen , wird  durch  Anordnung  der  Landes- 
Zentralbehörde  bestimmt. 

5.  Die  Bestimmung  des  1}  57  Absatz  3 findet,  soweit  sie  sich  auf  Beisitzer  bezieht, 
keine  Anwendung. 

§ 71.  Der  § 120a  der  Gewerbeordnung  wird  aufgehoben. 

Soweit  auf  denselben  zur  Bezeichnung  der  im  Absatz  1 daselbst  erwähnten  Streitig- 
keiten in  anderen  Gcselzesstcllen  Bezug  genommen  wird,  tritt  der  § 3 Absatz  i dieses 
Gesetzes  an  seine  Stelle. 

Soweit  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter 
die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  über  die  Berechnung  und  Anrechnung  von  Ver- 
sicherungsbeiträgen inGcmässheit  der  Bestimmungen  des  § t2oa  der  (»ewerbcordnung 
zu  erfolgen  hatte,  finden  die  Vorschriften  des  gegcnw.irtigcn  (jcselzcs  über  das  Ver- 
fahren vor  dem  Gemeindevorsteher  auch  dann  Anwendung,  wenn  es  sich  um  Versiehe- 
rimgsbcilräge  anderer,  als  der  im  § 2 bczcichneten  Arbeiter  handelt.  Die  Zuständig- 
keit des  Gemeindevorstehers  wird  in  diesem  Falle  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass 
ein  Gewerbegcrichl  für  die  Gemeinde  errichtet  ist. 

§ 72.  Die  Zuständigkeit  der  Innungsschiedsgerichte  (Ciewerbcordnung  § 97a  Nr  6, 
§ looi  Absatz  2)  erleidet  durch  dieses  Gesetz  keine  Einschränkung. 

Das  Gleiche  gilt,  sofern  ein  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  errichtetes  Gewerbe- 
gericht nicht  vorhamlen  ist , von  der  Zuständigkeit  der  Innungen  (Gewerbeordnung 
§ 97  Nr.  4,  § looc  Nr.  l)  un<l  der  auf  Grund  der  LandesgescUe  zur  Rntscheiilung 
von  Streitigkeiten  der  im  § 3 bczeichnctcn  Art  berufenen  besonderen  Behörden. 
Gegen  die  Enlscheitlungen  der  Innungen  und  der  Innungsschiedsgerichte  steht  binnen 
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7.ehn  Tagen  die  Berufung  auf  den  Rechtsweg  durch  Erhebung  der  Klage  bei  dem 
ordentlichen  Gericht  offen. 

§ 73.  Die  auf  Grand  des  § 120a  Absatz  3 der  Gewerbeordnung  errichteten  Schieds- 
gerichte gelten  als  Gewerbegerichte  im  Sinne  dieses  Gesetzes. 

Die  mit  Rücksicht  auf  die  Vorschriften  desselben  über  die  Zusammensetzung  der 
Gewerbegerichte  und  das  Verfahren  erforderlichen  Aenderungen  der  geltenden  Orts- 
statuten sind  ohne  Verzug  vorzunehmen.  Ist  eine  erforderliche  Aendening  binnen 
zwei  Monaten  nach  dem  Inkrafltretcn  dieses  Gesetzes  nicht  erfolgt,  so  ist  sie  dorcH 
die  Landes-Zentralbehörde  zu  verfügen. 

Nachdem  die  erforderlichen  Aenderungen  getroffen  sind , finden  die  Vorschrift« 
dieses  Gesetzes  auch  auf  die  vorher  anhängig  gewordenen  Streitigkeiten  Anwendung. 

§ 74.  Streitigkeiten , welche , bevor  ein  für  dieselben  zuständiges  Gewerbegericht 
bestand,  anhängig  geworden  sind,  werden  von  den  bis  dahin  zuständig  gewesenes 
Behörden  erledigt. 

§ 75.  Die  Zentralbehörden  der  Bundesstaaten  bestimmen,  welche  Verbände  als 
weitere  Kommunalvcrbändc  im  Sinne  dieses  Gesetzes  anzusehen,  von  welchen  t)rganeo 
der  Gemeinden  und  weiteren  Kommunalverbände  die  Statuten  über  Errichtung  tos 
Gewerbegerichlen  zu  beschliessen , und  von  welchen  Staats-  oder  Gcmeindeorgaflcß 
die  übrigen  in  diesem  Gesetze  den  Staats-  oder  Gemeindebehörden,  sowie  den  Ver- 
tretungen der  Gemeinden  und  weiteren  Kommunalverbände  zugewiesenen  Verrichtuog« 
wahrzunehmen  sind. 

§ 76.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem in  Kraft. 

Urkundlich  etc. 

Gegeben  etc. 
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UNFALLVERSICHERUNG  UND  KRANKEN- 
UNTERSTÜTZUNG IN  DÄNEMARK. 

VON 

N.  NKEKGAARD 

IN  KOPENH.  GEN, 

Während  der  Reichstagssession  u’88 — 1889  sind  dem  däni- 
schen Landsthing  zwei  Regierungsvorlagen  von  grosser  sozialer 
Bedeutung  zugegangen , die  eine  »über  vnerkannte  Krankenkas- 
sen«, die  andere  »über  die  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  die  Fol- 
gen von  Unglücksfällen  während  der  Arbeit«  , und  da  die  Vor- 
lagen in  jener  Session  nicht  beendigt  worden  waren , sind  sie 
mit  mehreren  nicht  unwesentlichen  Aenderungen  in  der  Session 
1889 — 1890  aufs  neue  vorgelegt  worden.  Wenn  auch  die  Ver- 
handlungen über  dieselben  gegenwärtig  noch  nicht  soweit  ge- 
diehen sind , dass  man  schon  jetzt  eine  eigentlich  kritische  Be- 
leuchtung geben  könnte,  so  mag  doch  immerhin  eine  gedrängte 
und  im  wesentlichen  referierende  Darstellung  des  Hauptinhalts 
dieser  Vorlagen  und  des  statistischen  Materials,  auf  das  sie  sich 
stützen,  von  Interesse  sein.  Später,  wenn  diese  Vorlagen,  wahrschein- 
lich in  sehr  veränderter  Form,  Gesetz  geworden,  und  in  vielseiti- 
gen Verhandlungen  eine  gründliche  Beleuchtung  der  Verhältnisse, 
um  die  es  sich  handelt , stattgefunden  haben  wird , soll  eine 
eingehende  kritische  Behandlung  erfolgen. 

Der  erste  der  zwei  Gegenstände,  die  hier  zum  ersten  male  den 
gesetzgebenden  Körpern  unterbreitet  worden  sind,  die  Kranken- 
versicherung, ist  tief  in  dem  Bewusstsein  des  dänischen  Volkes 
eingewurzelt,  während  der  letztere,  die  Unfallversicherung,  ver- 
hältnismässig neu  und  fremd  ist.  Da  die  Krankenversicherung 
nun , wesentlich  durch  die  Anregung  der  Arbeiter  selbst , aber 
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auch  infolge  wirksamer  Unterstützung  seitens  der  Gemeinden  und 
vieler  Privatleute  aus  den  besitzenden  Klassen,  in  den  Städten 
wie  auf  dem  Lande  eine  ausserordentlich  grosse  Bedeutung  er- 
reicht hat,  hat  sowohl  die  zur  Untersuchung  der  beregten  Fragen 
eingesetzte  Kommission  als  auch  die  Regierung  geglaubt,  bei  der 
Unfallversicherung  den  deutschen  Grundsatz  der  zwangsweisen, 
wesentlich  auf  den  Arbeitgebern  lastenden  Unfallversicherung  der 
Arbeiter  annehmen,  dagegen  bei  der  Krankenversicherung  auf 
der  Grundlage  weiter  bauen  zu  sollen,  die  sich  natürlich  ent- 
wickelt hat.  Das  dänische  Recht  der  Schadenersatzpflicht  der 
Unternehmer  für  Unfälle  während  der  Arbeit  ist  — von  Seite  der 
Arbeiter  betrachtet  — nichts  weniger  als  befriedigend.  Der  .'\r- 
beitgeber  ist  dem  beschädigten  oder  getöteten  Arbeiter , resp. 
dessen  Familie  gegenüber  nur  insoweit  ersatzpflichtig,  als  der  Be- 
weis erbracht  werden  kann,  dass  er  selbst  oder  sein  Stellvertreter 
bei  der  Leitung  und  Beaufsichtigung  der  Arbeit  vorsätzlich  oder 
durch  Mangel  an  nötiger  Achtsamkeit  den  Unfall  verschuldet  hat. 
Es  hat  sich  in  Dänemark  wie  anderswo  gezeigt,  dass,  wenn  auch 
die  Gerichte  sich  geneigt  zeigen,  die  Erstattungspflicht  innerhalb 
der  Grenzen  der  Billigkeit  soweit  wie  möglich  auszudehnen , es 
verhältnismässig  doch  nur  wenige  Fälle  geben  wird,  in  denen  die 
Arbeiter  unter  der  Herrschaft  jenes  Grundsatzes  einen  Schaden- 
ersatz werden  erreichen  können.  Die  Kommission  ist  denn  auch 
gewiss  mit  Recht  der  Ansicht  gewesen,  dass  selbst  wenn  man  die 
Frage  der  Bcweislast  in  einer  ähnlichen  Ausdehnung  zum  Nach- 
teile des  Arbeitgebers  entschiede,  wie  sic  in  dem  deutschen  Haft- 
pfliclitgesetz  von  1871  festgesetzt  ist,  in  einer  ganz  überwiegenden 
Anzahl  von  Fällen  eine  Schadloshaltung  auf  gerichtlichem  Wege 
doch  nicht  zu  erreichen  wäre. 

ln  Dänemark  brauchte  man  übrigens  nicht  Rücksichten  auf 
die  private  Versicherung  zu  nehmen,  welche  in  Deutschland  bei 
den  Verhandlungen  über  das  Unfallversicherungsgcsetz  eine  so 
grosse  Rolle  spielte , denn  die  meisen  Versicherungen  dieser  Art 
sind  bei  fremden  Gesellschaften  abgeschlossen.  Es  bestand  auch 
darüber  kein  Zweifel,  dass  die  Versicherung  durch  eine  öffent- 
liche Anstalt  zu  bewerkstelligen  sei. 

In  den  wesentlichen  Punkten  folgt  die  dänische  Gesetzvorlage 
über  die  Unfallversicherung  den  Grundsätzen  der  neueren  deut- 
schen Gesetzgebung.  Namentlich  sind,  wie  in  Deutschland , nur 
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solche  Arbeiter  in  den  Bereich  der  Versicherung  gezogen , die 
für  andere  arbeiten.  Es  sind  allerdings  gewichtige  Einwände 
gegen  die  Feststellung  einer  solchen  Grenze  erhoben  worden,  in- 
dem man  darauf  aufmerksam  gemacht  hat,  dass  man  das  allge- 
meine Gerechtigkeitsgefühl  verletzt,  wenn  man  sozial  ganz  gleich- 
gestellte Personen,  deren  Thätigkeit  ungefähr  dieselbe  Gefahr  mit 
sich  führt,  bei  Unfällen  ganz  verschieden  behandeln  will,  je  nach- 
dem sie  für  fremde  oder  für  eigene  Rechnung  arbeiten.  Es  ist 
augenfällig,  dass  nach  dem  angedeuteten  Grundsätze  eine  in  Däne- 
mark sehr  zahlreiche  Klasse  von  Gewerbtreibenden,  die  P'ischer, 
unter  denen  besonders  viele  Unfälle  sich  ereignen , und  die 
unter  sehr  harten  und  drückenden  Verhältnissen  arbeiten  , fast 
ganz  von  der  Unfallversicherung  ausgeschlossen  würden,  da  der 
überwiegende  Teil  derselben  für  eigene  Rechnung  arbeitet.  Bei 
einer  Minderzahl  der  Kommission,  welche  die  Vorlage  auszuarbei- 
ten hatte,  hat  sich  denn  auch  die  Ansicht  geltend  gemacht,  dass 
kein  Unterschied  zwischen  den  Arbeitern  gemacht  werden  sollte, 
ob  sie  für  eigene  oder  für  fremde  Rechnung  arbeiten.  Dagegen 
stellte  sie  als  Bedingung  für  die  Teilnahme  an  der  Unfallversiche- 
rung die  Forderung  auf,  dass  der  Betreffende  Mitglied  einer  an- 
erkannten Krankenkasse  ist , was  jeder  Arbeiter  oder  jede  dem 
Arbeiter  sozial  gleichgestellte  Person  werden  kann.  Die  grosse 
Mehrzahl  der  Kommission  hat  indess  mit  der  Regierung  vorgezogen, 
das  Gesetz  auf  die  Lohnarbeiter  zu  beschränken  und  zwar  besonders 
in  der  Erwägung,  dass  die  ganze  Frage  des  Schadenersatzes  bei 
Unfällen  geschichtlich  innig  mit  der  Arbeit  im  Dienste  Anderer 
zusammenhängt.  Durch  den  Ersatzanspruch  des  Arbeiters  dem 
Unternehmer  gegenüber  ist  die  Frage  entstanden,  und  die  Unfall- 
versicherung soll  den  Zweck  haben,  der  Bitterkeit,  die  aus  den 
Streitigkeiten  über  die  Gewährung  eines  Schadenersatzes  entsprang, 
ein  Ende  zu  machen.  Sobald  man  den  in  der  deutschen  Gesetz- 
gebung geltenden  Grundsatz  verliesse,  würde  man  sich  ja  auch 
von  dem  Begriffe  entfernen , dass  die  Prämie  der  Unfallversiche- 
rung als  ein  Teil  der  Betriebskosten  der  Produktion  zu  gelten 
habe,  und  man  würde  zu  einem  direkten  Geschenk  der  Staats- 
kasse an  die  betreffenden  Personen  kommen. 

Die  Gesetzvorlage  hat  die  Versicherung  auf  folgende  5 Ar- 
beitsgruppen beschränkt ; 

1.  Landarbeit  — doch  mit  Ausnahme  der  Hausarbeit  — Gar- 
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tenarbeit,  Waldarbeit  jeder  Art,  Arbeit  bei  Ackerbaumaschinen, 
in  Mergel-,  Thon-,  Sand-  und  Kiesgruben  und  Viehhut. 

2.  Gewerbliche  Arbeiten,  bei  denen  Dampfkessel  oder  ma- 
schinelle Vorrichtungen  angewandt  werden , die  durch  Wind, 
Wasser,  Dampf,  Gas,  Petroleum,  heisse  Luft , Elektrizität  u.  dgl. 
bewegt  werden;  dazu  Arbeiten  an  Eisenbahnen,  Dampftrambah- 
nen und  ähnlichen  Verkehrsmitteln. 

3.  Andere  gewerbliche  Thätigkeiten,  mit  denen,  selbst  ohne 
Anwendung  von  Dampfkesseln  und  maschinellen  Vorrichtungen, 
besondere  Gefahr  verbunden  ist , wie  Arbeiten , durch  welche 
Sprengstoffe  erzeugt,  oder  bei  denen  sie  angewandt  werden,  und 
der  Betrieb  von  Ziegelwerken.  Handwerksarbeiten,  mit  denen 
ebenfalls  besondere  Gefahr  verbunden  ist , wie  Bauarbeiten  — 
darunter  Arbeiten  auf  dem  Zimmerplatze , in  Steinhauer-Werk- 
stätten und  anderen , die  mit  solchen  Handwerken  verbunden 
sind  — und  Brunnengraben. 

4.  Löschen  und  Laden  von  Schiffen  und  ähnliche  Arbeiten. 
Arbeiten  in  Warenlagern  und  auf  Schiffswerften,  Wege-,  Wasser- 
bau- und  Baggerarbeiten  wie  auch  Arbeitsfuhren , sofern  diese 
Thätigkeiten  von  dem  Arbeitgeber  als  Gewerbe  betrieben  werden 
oder  mit  einem  von  ihm  betriebenen  Gewerbe  in  Verbindung 
stehen. 

5.  Schiffahrt  und  F'ischerei  mit  dänischen  Fahrzeugen. 

Selbstredend  umfasst  das  Gesetz  nur  unbemittelte  Arbeiter 

dieser  Gewerbe,  aber  im  Unterschied  von  dem  deutschen  Gesetze 
ist  kein  Maximum  des  Einkommens  festgestellt.  Jeder,  der  die 
obgenannten  Bedingungen  erfüllt,  ist  nach  der  Vorlage  von  selbst 
gegen  Unfälle  versichert,  und  es  wird  keinerlei  Leistung  von  ihm 
verlangt.  Eine  Mehrzahl  der  Kommission  hatte  vorgeschlagen, 
dass  nur  solche,  welche  durch  den  Eintritt  in  eine  der  anerkann- 
ten Krankenkassen  etwas  gethan  hätten,  um  sich  gegen  die  Fol- 
gen leichterer  Unfälle  zu  sichern , in  die  Unfallversicherung  auf- 
zunehmen seien , aber  die  Regierung  hat  in  ihrer  Vorlage  diese 
Bestimmung  fallen  lassen.  Dagegen  hat  dieselbe  indirekt  dazu 
aufgefordert,  die  Selbsthilfe  nicht  aus  den  Augen  zu  verlieren; 
denn  sie  hat  in  ihrer  Vorlage  eine  Karrenzzeit  von  26  Wochen 
für  die  Unterstützung  der  von  Unfällen  Betroffenen , die  nicht 
Mitglieder  anerkannter  Krankenkassen  sind,  festgesetzt;  dadurch 
hat  sic  es  dem,  der  vollkommen  gegen  die  Folgen  eines  Unfalles 
gesichert  sein  will,  zur  Notwendigkeit  gemacht,  sich  in  eine  Kran- 
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kenkasse  aufnehnien  zu  lassen.  Die  Versicherung  gilt  für  alle 
Unfälle,  die  den  Arbeiter  während  der  Ausführung  seiner  Arbeit 
treffen , sofern  der  Schaden  nicht  vorsätzlich  oder  durch  grobe 
Fahrlässigkeit  von  ihm  selbst  herbeigeführt  worden  ist.  Im  Falle 
der  Krankheit  oder  der  Invalidität  infolge  eines  Unfalles  kommt 
dem  Betroffenen  eine  Unterstützung  zu,  die  er  so  lange  bezieht, 
als  die  Beschränkung  seiner  Arbeitsfähigkeit  dauert.  Die  Unter- 
stützung wird  nach  dem  Grade  der  Einbusse  der  Arbeitsfähigkeit 
und  nach  dem  durchschnittlichen  Tagelohn  bemessen,  kann  aber 
nicht  mehr  als  */s  des  Lohnes  betragen.  Verliert  ein  Arbeiter 
durch  einen  Unfall  oder  infolge  desselben  das  Leben,  so  bezahlt 
die  Versicherungsanstalt  eine  bestimmte  Summe  für  das  Begräbnis 
und  unterstützt  ausserdem  die  Witwe , solange  sie  unverheiratet 
bleibt,  mit  14%  und  jedes  Kind  unter  15  Jahren  mit  7%  des 
Tagelohnes.  Die  der  Familie  zu  zahlende  Summe  soll  indessen 
im  ganzen  35  “/o  des  Tagelohncs  nicht  überschreiten.  Unter- 
stützung von  Eltern  und  Verwandten  findet  nach  der  Vorlage 
nicht  statt. 

Der  wesentlichste  Unterschied  zwischen  der  in  Deutschland 
geltenden  Unfallversicherung  und  der  in  Dänemark  vorgeschlagenen 
liegt  in  der  Organisation.  Man  hat  in  Dänemark,  wo  die  Ver- 
hältnisse so  viel  kleiner  und  leichter  übersehbar  sind , nicht  ge- 
glaubt, eines  so  grossen  Apparates  zu  bedürfen,  wie  es  die  deut- 
schen Berufsgenossenschaften  sind.  Die  ganze  Leitung  der  Ver- 
sicherungsthätigkeit  und  die  Beschaffung  der  Mittel  wird  nach 
der  dänischen  Gesetzvorlage  einer  Staatsanstalt  übergeben,  deren 
Direktor  und  übrigen  Beamten  von  der  Regierung  ernannt  wer- 
den. Am  Schlüsse  jedes  Jahres  stellt  die  Anstalt  fest,  wie  viel 
die  im  Laufe  des  Jahres  ausbezahlten  Unterstützungen  betragen 
haben.  Es  werden  dabei  drei  Abteilungen  unterschieden , von 
denen  die  erste  die  Land-  und  Forstwirtschaft  umfasst,  die  zweite 
die  Seefahrt  und  h'ischerei,  die  dritte  die  sämtlichen  übrigen  Ge- 
werbe, die  zu  der  Unfallversicherung  gehören.  Die  Mittel  werden 
jetzt  durch  ein  wie  in  Deutschland  modifiziertes  Umlagesystem 
aufgebracht,  indem  ausser  dem  zur  Deckung  der  jährlichen  Unter- 
stützungen nötigen  Betrage  in  den  ersten  n Jahren  ein  Zuschlags- 
betrag erhoben  wird,  der  in  einem  gewissen  sinkenden  Verhältnis 
zu  dem  Unterstützungsbetrage  steht,  und  von  dem  für  jede  Ab- 
teilung eine  besondere  Kücklagekasse  gebildet  wird  ln  der  Ab- 
teilung der  Land-  und  Forstwirtschaft  werden  die  nötigen  Beträge 
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nach  dem  Hartkorn  (Grundsteuer)  veranlagt,  in  den  zwei  anderen 
nach  der  Höhe  des  Arbeitslohnes.  In  der  dritten  Abteilung  hat 
zudem  bei  der  Veranlagung  die  Gefährlichkeit  der  Thätigkeit  eine 
Bedeutung,  und  der  Minister  des  Innern  teilt  die  ganze  Abteilung 
in  mehrere  Gefahrklassen.  Die  Anstalt  führt  die  Veranlagung 
auf  Grund  von  Listen  aus,  die  von  dem  Gemeindevorstande  auf- 
genommen worden  sind , und  welche  die  Arbeitgeber  jeder  Ge- 
meinde nebst  den  eigenen  Angaben  jedes  Arbeiters  über  den  in 
seinem  Betriebe  im  Verlauf  des  letzten  Jahres  bezahlten  Lohn 
nachweisen.  Die  veranlagten  Beträge  werden  mit  den  Gemeinde- 
steuern erhoben. 

Eine  Ordnung  wie  diese  empfiehlt  sich  ihrer  Einfachheit  und 
Billigkeit  Wegen  für  ein  kleines  Volk,  wie  es  das  dänische  ist. 
Es  fehlt  ihr  aber  andererseits  das  Element  der  Selbstverwaltung, 
das  durch  die  deutsche  Organisation  entsteht.  Alle  Zweifel  über 
die  Zugehörigkeit  zu  der  Versicherung,  über  die  Höhe  der  Unter- 
stützungen u.  s.  w.  werden  von  der  Verwaltung  der  Anstalt  ent- 
schieden, gegen  deren  Erkenntnis  Berufung  an  ein  vom  Könige 
auf  fünf  Jahre  ernanntes  Schiedsgericht,  das  aus  einem  l’räsidenten, 
einem  Arzte,  2 Arbeitgebern  und  2 Arbeitern  besteht,  eingelegt 
werden  kann.  Wenn  ein  Arbeitgeber  seine  Arbeiter  in  einer 
privaten  Anstalt  versichert  hat,  kann  der  Direktor  der  Staatsan- 
stalt, eventuell  der  Minister  des  Innern  dessen  Etablissement  von 
der  Unterordnung  unter  das  Unfallversicherungs-Gesetz  befreien. 

Während  die  Unfallversicherung  in  Dänemark  einer  historischen 
Grundlage  ermangelt,  verhält  es  sich,  wie  schon  bemerkt,  anders 
mit  der  Krankenversicherung.  Hier  besitzt  man  in  einer 
lebenskräftigen,  durch  Ereiwilligkeit  geschaffenen  und  durch  eine 
vieljährige  Erfahrung  gestärkten  Institution  wertvolle  Stützen.  In 
Kopenhagen  und  den  I'rovinzstädten  stehen  die  Krankenkassen 
in  geschichtlicher  Verbindung  mit  der  durch  das  Gewerbegesetz 
vom  29.  Dezember  1857  aufgehobenen  Innungsordnung,  indem 
die  Kassen  nach  dem  Aufhören  des  Innungszwanges  und  teilweiser 
Auflösung  der  Innungen  ihr  Dasein  als  freiwillige  Versicherungs- 
gesellschaften innerhalb  der  betreffenden  Gewerke  fortsetzten.  Auf 
dem  Lande  haben  die  Krankenkassen  einen  solchen  geschicht- 
lichen Boden  nicht;  sie  sind  dort  durch  Genossenschafts-Bestre- 
bungen entstanden,  die  sich  namentlich  während  der  letzten  J.ahre 
stark  entfaltet  haben ; die  Institution  ist  aber  da  in  starker  Zu- 
nahme begriffen  und  scheint  im  Besitze  grosser  Lebensfähigkeit. 
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Am  Schlusse  des  Jahres  1885  gab  es  in  Dänemark  cirka 
1000  Krankenkassen  mit  etwa  120  OCX)  Mitgliedern.  VV^ill  man  die 
Zahl  der  Versicherten  kennen,  so  muss  man  den  Mitgliedern  die 
Frauen  und  Kinder  zuzählen,  welche  durch  die  Mitgliedschaft  der 
Männer  Recht  zur  Unterstützung  im  Krankheitsfalle  erworben 
haben.  Ferner  muss  man  die  Personen  hinzurechnen,  die  Mit- 
glieder von  Vereinen  sind,  welche,  ohne  Krankenkassen  zu  sein, 
ihren  Mitgliedern  doch  im  Krankheitsfalle  Hilfe  gewähren.  Nach 
dieser  Berechnung  stellt  sich  die  Anzahl  der  im  Krankheitsfalle 
Unterstützten  auf  etwa  164  ocx3  oder  7,8  °/o  der  Bevölkerung  Däne- 
marks. Von  sämtlichen  aus  den  eigentlichen  Krankenkassen  Bei- 
hilfe beziehenden  Personen  wohnen  Vs  in  Kopenhagen,  Vr  in  den 
Provinzstädten  und  der  Rest  auf  dem  Lande.  Die  Mitglieder  der 
dänischen  Krankenkassen  sind  überwiegend  Leute  in  dürftigen 
Umständen;  kaum  12%  derselben  gehören  zu  der  Klasse  der 
Handwerksmeister  und  selbständigen  Gewerbetreibenden  in  den 
Städten  oder  zu  der  Klasse  der  Hofbesitzer  und  anderer  besser 
gestellter  Leute  auf  dem  Lande,  während  die  Uebrigen  Arbeiter, 
Dienstboten,  Häusler  u.  dergl.  sind. 

Eine  grosse  Anzahl  Kassen  sind  klein ; etwa  '/‘  derselben 
hatte  weniger  als  50  Mitglieder.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass 
so  kleine  Gesellschaften  ihren  Mitgliedern  nur  eine  geringe  Sicher- 
heit bieten  können.  Deshalb  beginnt  das  Bestreben  zu  Tage  zu 
treten,  mehrere  Kassen  derselben  Gegend  zu  einem  Kranken- 
kassenbunde zu  vereinigen,  um  dadurch  einen  festeren  Rückhalt 
zu  schaffen.  Natürlich  sind  die  Regeln,  nach  denen  die  einzelnen 
Krankenkassen  wirken,  wie  auch  die  Unterstützungen,  die  sie  ge- 
währen, sehr  verschieden,  ln  den  Städten  wird  gewöhnlich  ärzt- 
liche Behandlung  und  Arznei  nebst  Geldunterstützung  gewährt, 
aber  auf  dem  Lande  beschränken  sich  mehr  als  Vs  der  Kassen 
darauf,  nur  eine  Geldbeihilfe  zu  gewähren;  andere  bezahlen  den 
Arzt  und  die  Arznei,  oder  sie  geben  Geld  und  gewähren  freie 
ärztliche  Behandlung.  Sehr  viele  Kassen  in  den  Städten  und  auf 
dem  Lande  geben  ausserdem  ein  Begräbnisgeld.  Die  tägliche 
Unterstützung  bewegt  sich  in  Kopenhagen  um  I Krone , in  den 
Provinzstädten  um  70  Oere,  auf  dem  Lande  um  40 — 50  Oere, 
gewöhnlich  für  einen  Zeitraum  von  13  Wochen,  in  Kopenhagen 
durchgehends  länger,  meistens  26  Wochen.  F'ast  alle  Kassen 
haben  eine  Karrenzzeit,  die  aber  sehr  verschieden  bemessen  ist. 
Es  i.st  durchgehends  eine  Altersgrenze  für  die  Aufnahme  von 
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Mitgliedern  festgesetzt,  in  Kopenhagen  beträgt  sie  40 — 45  Jahre 
in  den  Provinzstädten  45 — 50,  auf  dem  Lande  50 — 55  und  nicht 
selten  mehr.  Nur  ausnahmsweise  richtet  der  Beitrag  sich  nach 
dem  Alter  des  eintretenden  Mitgliedes.  Es  ist  übrigens  interes- 
sant, zu  bemerken,  dass  die  Neigung,  den  Kassen  früh  beizutreten, 
in  den  Orten  und  in  den  Volksklassen  ungleich  stärker  ist,  wo 
die  Krankenversicherung  sich  seit  längerer  Zeit  eingebürgert  hat. 
So  steht  in  Kopenhagen  das  Eintrittsalter  der  Handwerksgesellen 
weit  unter  dem  der  Arbcitsleute  und  Tagelöhner  und  auf  dem  Lande, 
wo  die  Krankenversicherung  verhältnismässig  jung  ist,  tritt  man 
durchgehends  in  einem  viel  späteren  Alter  ein,  als  in  den  Städten. 

Die  Höhe  des  Beitrages  der  Mitglieder  ist  selbstredend  sehr 
verschieden;  teils  hängt  dieselbe  von  den  Leistungen  der  Kasse 
ab,  zum  Teil  aber  auch  von  anderen  Umständen.  Ein  grosser 
Teil  der  Kassen,  und  namentlich  die  kleineren  Landkassen,  rechnen 
direkt  auf  Geschenke  und  Unterstützungen  verschiedener  Art  als 
Ergänzung  der  Mitgliederbeiträge.  Im  ganzen  Lande  ist  es  all- 
gemeine Sitte , dass  wohlhabende  Leute  als  Ehrenmitglieder  in 
die  Krankenkassen  eintreten,  d.  h.  sie  bezahlen  Beiträge  ohne 
Anspruch  auf  eine  Gegenleistung  seitens  der  Kasse.  Ausserdem 
kommt  durch  freiwillige  Gaben,  Einnahmen  von  Festen,  Bazaren 
u.  s.  w.  nicht  wenig  ein.  An  verschiedenen  Orten  gewähren  auch 
die  Gemeinden  den  Kassen  Zuschüsse,  teils  in  Geld,  teils  auch 
durch  Begünstigung  der  Mitglieder  in  den  öffentlichen  Kranken- 
häusern. Diese  letztere  Form  der  Unterstützung  ist  besonders  in 
Kopenhagen  eingeführt,  wo  die  Mitglieder  der  von  dem  Magistrate 
anerkannten  Krankenkassen  in  den  städtischen  Hospitälern  um 
den  halben  Preis  Aufnahme  finden.  Ausserdem  bekommen  die- 
selben nach  einer  ununterbrochenen  Mitgliedschaft  von  3 Jahren  freie 
Kur  und  Verpflegung  für  ihre  Frauen  und  noch  nicht  konfirmierten 
Kinder.  In  den  eigentlichen  Betriebskrankenkassen,  die  von  grossem 
Arbeitgebern  gegründet  worden,  gibt  der  Unternehmer  gewöhn- 
lich einen  Zuschuss  in  irgend  einer  Form,  Obgleich  so  dem  niedrigen 
Beitrage  auf  verschiedene  Weise  nachgeholfen  wird,  haben  die 
Krankenkassen  doch  nur  in  den  wenigsten  Fällen  die  Mittel,  ihren 
Aer/.ten  ein  entsprechendes  Gehalt  zu  zahlen.  Es  wird  geradezu 
darauf  gerechnet,  dass  der  Arzt  im  Interesse  für  die  Sache  für 
eine  unverhältnismässig  niedrige  Bezahlung  thätig  sei.  Auch  die 
Apotheker  verabfolgen  die  von  den  Kassenärzten  den  Mitgliedern 
verschriebenen  Arzneien  zu  ermässigtem  Preise.  Wie  sehr  auch 
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anerkannt  werden  muss , dass  den  Krankenkassen  so  auf  ver- 
schiedene Weise  von  Privaten  und  Gemeinden  Hilfe  geleistet  wird 
so  ist  doch  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Thatsache,  wornach  die 
meisten  Kassen  auf  diese  wechselnden  und  unberechenbaren  Unter- 
stützungen von  verschiedenen  Seiten  angewiesen  sind,  denselben 
eben  kein  geschäftsmässigcs  Ansehen  gibt,  und  ihre  ganze  Thätig- 
keit  infolge  dessen  weniger  Sicherheit  bietet  als  wünschenswert 
wäre.  Auch  der  Umstand,  dass  den  Vorstehern  der  meisten 
Kassen  enltveder  gar  kein  Gehalt  für  ihre  Arbeit  gezahlt  werden 
kann  oder  doch  nur  ein  sehr  geringes,  und  dass  sie  auch  keine 
besoldeten  Hilfskräfte  anstellen  können,  ist  der  Sache  nicht  zu- 
träglich, Eine  reichlicher  bemessene,  bestimmte  Summe  für  Aerzte 
und  die  ganze  Verwaltung  würde  es  ermöglichen,  höhere  Leistungen 
von  den  Beamten  der  Kassen  zu  verlangen,  als  es  jetzt  geschehen 
kann,  und  würde  im  ganzen  eine  bessere  Leitung  herbeiführen. 
Hier  wie  auf  anderen  Gebieten  bedarf  es  einer  festen  materiellen 
Stütze  und  eines  organisierenden  und  leitenden  Eingreifens  sei- 
tens der  Behörde. 

Aus  den  oben  angeführten  Thatsachen  geht  hervor,  dass  auf 
dem  Gebiete  der  Krankenversorgung  in  Dänemark  schon  eine  be- 
deutende Arbeit  gcthan  ist , eine  Arbeit , die  trotz  ihrer  Un- 
vollkommenheiten erhebliche  Erfolge  erreicht  hat.  Aus  diesem 
Grunde  hat  sich  in  Dänemark  die  Ansicht  durchgesetzt , dass 
man  die  freiwillig  geschaffenen  Organisationen  als  Grundlagen 
benützen  müsse,  und  sowohl  die  parlamentarische  Kommission 
als  die  Regierung  haben  gemeint , dass  man  sich  nicht  allein 
vom  Zwangskassensystem  fern  halten  solle , sondern  dass  selbst 
eine  Ordnung,  welche,  wie  die  deutsche,  auf  Kassenzwang  ge- 
gründet ist,  es  aber  übrigens  Jedem  freistellt,  einer  beliebigen, 
den  gesetzlichen  V oraussetzungen  entsprechenden  Kasse  beizu- 
treten , nicht  in  die  Pintwickelung  passen  würde , die  Däne- 
mark auf  diesem  Gebiete  durchgemacht  hat.  Die  Kommission 
äussert  ihre  prinzipielle  Ansicht  iiber  die  Frage:  P'reiheit  oder 
Zwang  ? in  folgender  Weise  : 

» . . . Es  ist  in  der  Kommission  von  keiner  Seite  die  Rede 
davon  gewesen,  alle  .Arbeiter  in  Krankenkassen  hineinzuzwingen, 
um  sie  gegen  die  Folgen  jedes  Unfalles  zu  sichern.  Man  würde 
dadurch  ohne  Notwendigkeit  einen  weithin  störenden  Eingriff  in 
das  Leben,  das  Bewusstsein  und  die  Einrichtungen  unseres  Ge- 
meinwesens machen. 
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»Der  Versicherungszwang  würde  ein  Bruch  der  Entwickelung 
sein.  Allerdings  waren  seiner  Zeit  die  Handwerksgesellen  als 
gezwungene  Mitglieder  der  Innungen  insoweit  auch  gezwungene 
Mitglieder  der  Krankenkassen  — ein  Verhältnis,  das  einige  Mit- 
glieder zum  Vorteil  des  Kassenzwanges  hervorhoben  — , aber'dic 
eigentliche  Krankenkassen-Einrichtung  hat  sich  neben  den  Innungen 
und  nach  deren  Aufhebung  ausschliesslich  in  der  Freiheit  ent- 
wickelt. Bei  den  Krankenkassen  finden  wir  uns  einer  Einrichtung 
gegenüber,  die  von  geringen  Anfängen  sich  zu  einer  grossen  Be- 
deutung emporgearbeitet  hat  ganz  in  Gemässheit  der  Geschichte 
der  Selbsthilfe  dieses  Jahrhunderts.  Die  Anzahl  der  Kranken- 
kassen hat  sich  in  dem  letzten  halben  Menschenalter,  von  1870 
bis  1885,  fast  verdoppelt  und  beträgt  jetzt  etwa  lOOO.  Die  An- 
zahl der  Mitglieder  ist  in  derselben  Zeit  verdoppelt  oder  verdrei- 
facht worden  und  beträgt  jetzt  120000;  aber  die  Einrichtung 
leidet  wie  es  bei  einer  halb  zufälligen  und  an  hundert  Orten  ent- 
standenen Organisation  natürlich  ist,  an  vielen  Mängeln  und  häufig 
fehlen  ausreichende  Mittel  den  festgesetzten  Zweck  zu  erreichen. 
Es  wird  darum  die  Aufgabe  des  Staates  sein,  auf  einer  gewissen 
Entwicklungsstufe  der  Krankenkassen  diejenigen  von  ihnen  unter 
seine  Aufsicht  zu  stellen,  welche  diese  Begünstigung  wünschen, 
ihnen  eine  Verfassung  zu  schaffen,  das  Gemeinsame  und  Gute 
in  ihren  Bestimmungen  in  einem  Gesetze  zu  ordnen,  die  Eigen- 
tümlichkeiten zu  schonen,  wo  sie  keinen  Schaden  thun,  in  jedem 
Falle  vorläufig  helfend  einzugreifen,  um  eine  fernere  und  um- 
fassendere Entfaltung  zu  ermöglichen  und  den  mangelhaften  Er- 
folg der  Bestrebungen  zu  bessern , der  daher  rührt , dass  nur 
Unbemittelte  an  der  Sache  beteiligt  sind«. 

Die  Regierung  hat  diese  Ansicht  im  wesentlichen  angenommen 
und  den  Gesetzentwurf  darauf  gebaut.  Die  Vorlage  setzt  zunächst 
eine  Reihe  von  Bedingungen  fest,  welche  die  freien  Krankenkassen 
zu  erfüllen  haben,  um  anerkannt  zu  werden  und  dadurch  in  den  Besitz 
der  Vorteile  zu  gelangen,  welche  das  Gesetz  gewährt.  Die  Aner- 
kennung, welche  der  Minister  des  Innern  erteilt,  wird  nur  solchen 
Krankenkassen  verliehen,  die  »aus  einem  Verein  von  Personen 
bestehen,  der  sich  zu  dem  Zwecke,  durch  bestimmte  Beiträge  in 
Krankheitsfällen  einander  Hilfe  zu  sichern«,  gebildet  hat,  die  wenig- 
stens 50  oder  unter  besonderen  Umständen  30  vollberechtigte 
Mitglieder  haben,  und  die  entweder  an  ein  bestimmtes  Fach,  ein 
einzelnes  Geschäft  oder  einen  bestimmten  Kreis  von  Personen 
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gebunden  sind,  oder  die  jedenfalls  nur  Mitglieder  innerhalb  eines 
bestimmten  örtlich  begrenzten  Gebietes  aufnehmen.  Mitglieder 
von  anerkannten  Krankenkassen  können  nur  sein  ; Arbeiter,  Häusler, 
unbemittelte  Handwerker  und  Gewerbetreibende,  Angestellte  mit 
niedrigem  Gehalt  und  andere  mit  den  genannten  ökonomisch 
gleichgestellte  Männer  und  Frauen.  Die  bei  dem  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  bestehenden  Krankenkassen  sollen  indessen  aner- 
kannt werden  können,  selbst  wenn  sie  Mitglieder  haben,  die  nicht 
zu  den  genannten  Klassen  von  Personen  gehören.  Letztere  Mit- 
glieder müssen  natürlich  vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  ein- 
getreten sein.  Bei  der  Berechnung  des  der  Kasse  zu  leistenden 
Zuschusses  zählen  dieselben  nicht  mit. 

Die  Gesetzvorlage  sucht  durch  eine  Reihe  von  Bestimmungen 
Sicherheit  dafür  zu  schaffen,  dass  die  anerkannten  Krankenkassen 
nach  Grundsätzen  verwaltet  werden,  die  ihre  Sicherheit  nicht  in 
Gefahr  bringen,  und  dass  sie  nicht  durch  willkürliche  Bestimmungen 
oder  vielleicht  aus  persönlichen  Gründen  Jemand,  der  seinem 
Stande  und  seinen  Verhältnissen  nach  an  der  Unterstützung,  welche 
Staat  oder  Gemeinde  den  Krankenkassen  leisten,  Teil  haben  soll, 
davon  ausschliessen  können.  Es  wird  eine  Altersgrenze  für  die 
Aufnahme  in  anerkannte  Krankenkassen  festgesetzt,  die  nach  unten 
auf  15  Jahre  bestimmt  ist,  nach  oben  je  nach  den  Statuten  der 
einzelnen  Kassen,  sich  zwischen  45  und  55  Jahren  bewegt.  Keiner 
kann  ausserdem  aufgenommen  werden,  der  »an  einer  bedeutenden 
dauernden  oder  unheilbaren  Krankheit*  leidet.  Durch  die  Be- 
stimmung, dass  die  Mitgliedsbeiträge  so  festgestellt  sein  müssen, 
dass  dieselben  mit  den  übrigen  laufenden  Einnahmen  der  Kasse 
und  dem  Gemeindezuschusse  zur  Erfüllung  der  Verpflichtungen 
der  Kasse  genügen,  hat  man  die  Rechnung  auf  ausserordentliche 
Beiträge,  Einnahmen  von  Festen  u.  dergl.  verhindern  und  den 
Kassen  eine  wirklich  zuverlässige  wirtschaftliche  Grundlage  schaffen 
wollen.  Andererseits  wird  bestimmt,  dass  keinem  die  Aufnahme 
in  eine  Krankenkasse  verweigert  werden  kann,  wenn  er  die  von 
dem  Gesetze  vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllt,  und  dass  der, 
welcher  durch  Umzug,  Aufhebung  der  Kasse  oder  ähnliche  Um- 
stände sein  Mitgliedrecht  verliert,  während  er  immer  noch  die 
allgemeinen  Bedingungen  erfüllt , die  ihn  zur  Mitgliedschaft  an 
einer  anerkannten  Krankenkasse  berechtigen,  ohne  Eintrittsgeld 
und  ohne  Karrenzzeit,  auch  ohne  Rücksicht  auf  die  für  den  Ein- 
tritt bestimmte  Altersgrenze  seine  Aufnahme  in  »eine  andere  an- 
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erkannte  Krankenkasse  verlan^jen  kann,  in  die  einzutrelen  ihm  au( 
Grund  der  für  dieselbe  geltenden  Regeln  über  die  persönlichen 
Bedingungen  das  Recht  zusteht«.  Ist  sein  Gesundheitszustand 
ein  solcher,  dass  er  nicht  in  eine  andere  anerkannte  Kranken- 
kasse aufgenommen  werden  kann,  so  behält  er  seine  Rechte  in 
der  anerkannten  Kasse,  deren  Mitglied  er  vorher  gewesen  ist, 
und  jede  anerkannte  Krankenkasse  des  Bezirkes,  in  dem  er  nun 
wohnt,  hat  die  Pflicht,  in  die  Stelle  der  früheren  Kasse  einzu- 
treten, %vogegen  sie  aber  natürlich  für  ihre  Auslagen  durch  jene 
entschädigt  wird. 

Ueber  die  Leistungen  und  die  Geschäftsführung  der  Kranken- 
kassen enthält  die  Gesetzvorlage  gewisse  Grundsätze,  deren  Zweck 
derselbe  ist,  wie  der  oben  angeführte.  Die  anerkannten  Kranken- 
kassen sollen  im  Krankheitsfalle  ihren  Mitgliedern  und  deren 
Kindern  unter  15  Jahren,  wenn  sie  zu  Hause  sind,  freie  ärztliche 
Behandlung  und  Arznei  gewähren  oder  die  Pflegekosten  des 
Krankenhauses  zahlen,  dabei  den  Mitgliedern  eine  tägliche  Geld- 
unterstützung leisten,  die  in  den  Statuten  der  einzelnen  Kassen 
verschieden  festgesetzt  werden  kann , doch  nicht  unter  und 
nicht  über  */s  des  täglichen  Arbeitslohnes  und  keinesfalls  unter 
40  Oere  täglich.  VV'ird  das  Mitglied  in  einem  Krankenhause  ver- 
pflegt, so  ist  die  Geldunterstützung  verhältnismässig  herabzusetzen. 
Die  Gesetzvorlage  fixiert  eine  Karrenzzeit  von  wenigstens  6 Wochen 
für  alle  Krankheiten,  die  nicht  durch  Uniälle  verursacht  worden 
sind  und  bestimmt  ferner,  dass  Geldunterstützung  für  keine  Krank- 
heit geleistet  werden  darf,  die  nur  3 Tage  dauert,  und  dass  die- 
selbe sich  nur  auf  eine  Zeit  von  höchstens  26  Wochen  in  einem 
Rechnungsjahre  erstrecken  darf.  Wenn  im  Laufe  von  3 nach 
einander  folgenden  Rechenschaftsjahren  ein  Mitglied  im  ganzen 
60  Wochen  Krankenunterstützung  genossen,  erlischt  dessen  Recht, 
eine  solche  ferner  aus  der  Kasse  zu  beziehen,  während  seine 
übrigen  Rechte  der  Kasse  gegenüber  bestehen  bleiben. 

Die  anerkannten  Krankenkassen  sollen  von  den  Gemeinden 
unterstützt  werden  und  der  Zuschuss  wird  für  jede  einzelne  Kasse 
auf  ein  Viertel  des  Mitgliedbeitrages  in  dem  betreffenden  J.ihre 
und  i’  a Krone  (ca.  i M.  33  Pf.)  per  Mitglied  berechnet.  Der 
Betrag  wird  auf  sämtliche  Stadt-  und  Landgemeinden  verteilt,  in 
denen  Mitglieder  anerkannter  Krankenkassen  in  dem  Jahre  Auf- 
enthalt gehabt  haben  , für  welches  der  Zuschuss  gegeben  wird, 
dieser  ist  im  Verhältnisse  zu  dem  Beitrage  zu  entrichten,  den  die 
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in  der  Gemeinde  ansässigen  Mitglieder  in  dem  betreffenden  Jahre 
an  eine  anerkannte  Krankenkasse  gezahlt  haben.  Krankenhaus- 
beihilfe und  ähnliche  Leistungen  seitens  der  Gemeinden  können 
mit  der  Genehmigung  des  Ministers  des  Innern  ganz  oder  teil- 
weise an  die  Stelle  der  hier  erwähnten  Geldzuschüsse  treten.  Die 
Landgemeinden  müssen  ausserdem  den  Mitgliedern  der  aner- 
kannten Krankenkassen  und  deren  Kindern  unter  15  Jahren  freie 
Fahrgelegenheit  innerhalb  einer  Entfernung  von  i'/j  Meilen  be- 
hufs Abholung  des  Kassenarztes  oder  der  Hebamme,  wie  auch 
behufs  Beförderung  des  Kranken  stellen.  Nach  dem  Vorschläge 
der  Kommission,  der  von  der  Regierung  nicht  angenommen  worden, 
sollte  der  Zuschuss  ganz  von  der  Staatskasse  gezahlt  und  auf 
einen  Betrag  von  6 Kronen  für  jedes  verheiratete  und  3 Kronen 
für  jedes  unverheiratete  Mitglied  einer  anerkannten  Krankenkasse 
festgesetzt  werden,  doch  so  dass  da,  wo  Mann  und  Frau  Mitglieder 
sind,  der  Beitrag  nur  einzeln  zu  rechnen  sei.  Nach  derselben 
Vorlage  war  den  Gemeinden  ausserdem  die  Last  auferlegt,  die 
Mitglieder  der  anerkannten  Krankenkassen  in  das  Krankenhaus 
der  Gemeinde  so  lange  aufzunehmen  als  die  betreffende  Kranken- 
kasse Hilfe  leistet,  wogegen  täglich  höchstens  40  ( )ere  für  jedes 
Mitglied  gezahlt  werden  sollten,  während  die  Frauen  der  Mitglieder 
und  ihre  Kinder  unter  15  Jahren  ohne  Entgelt  aufgenommen  werden 
sollten.  Es  w'ar  der  Kommission  wohl  klar,  dass  nach  ihrem  Vor- 
schläge über  die  Berechnung  des  Beitrages  die  Krankenkassen,  deren 
Mitgliedsbeitrag  am  niedrigsten  ist,  verhältnismässig  den  höchsten 
Zuschuss  bekommen  würden , dass  namentlich  die  ländlichen 
Kassen  den  städtischen  gegenüber  begünstigt  würden;  aber  in 
der  Erkenntnis,  dass  die  Höhe  des  Beitrages  sich  in  der  Regel 
nach  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  der  Mitglieder  richtet  und 
dass  der  Arbeitslohn  auf  dem  Lande  viel  niedriger  ist  als  in  den 
Städten,  hat  man  in  der  Vorlage  eben  da  die  grösste  Hilfe  ge- 
währen wollen,  wo  das  Bedürfnis  am  grössten  ist;  daher  auch  die 
Bestimmung  bezüglich  des  doppelten  Zuschusses  für  Verheiratete. 

Nach  der  Gesetzvorlage  soll  ein  Krankenkassen-lnspektor  er- 
nannt werden,  welcher  dem  Minister  Bericht  zu  erstatten  hat, 
wenn  eine  Krankenkasse  anerkannt  werden  soll.  In  zweifelhaften 
Fällen  hat  der  Inspektor  zu  entscheiden,  ob  Jemand  nach  seiner 
Stellung  oder  nach  dem  Zustande  seiner  Gesundheit  Mitglied  einer 
anerkannten  Krankenkasse  sein  kann  ; auch  hat  er  die  Zuschüsse 
der  Gemeinden  festzusetzen.  Ausserdem  sind  die  Rechnungen 
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der  Kasse,  Verzeichnisse  der  Mitglieder  u.  s.  w.  dem  Inspektor 
zur  Durchsicht  vorzulegen,  der  auch  die  Aufsicht  über  die  Kassen- 
bestände führt,  allen  nötigen  Aufschluss  erteilt,  Weisungen  gibt 
und  bei  der  Gründung  neuer  Kassen  Beistand  leistet.  Die  Ge- 
nehmigung des  Inspektors  ist  zu  allen  Statuten-Veränderungen 
der  anerkannten  Krankenkassen  nötig.  Wenn  eine  solche  Kasse 
die  für  die  Anerkennung  festgesetzte  Bedingung  nicht  mehr  er- 
füllt, oder  wenn  sie  keine  genügende  Sicherheit  für  die  Erfüllung 
ihrer  Verpflichtungen  mehr  bietet,  kann  der  Inspektor  dem  Minister 
des  Innern  den  Antrag  stellen,  der  Kasse  die  Anerkennung  zu 
entziehen. 

Weder  die  Vorlage  über  die  Unfallversicherung  noch  die  über 
die  Krankenkassen  ist  in  der  parlamentarischen  Behandlung  son- 
derlich gefördert  worden.  Erst  am  Schlüsse  der  Session  von 
1888  — 1889  konnte  der  zur  Bearbeitung  dieser  Vorlagen  gewählte 
Ausschuss  des  Landsthings  seinen  Bericht  erstatten,  nach  welchem 
sowohl  die  Mehrzahl  als  die  Minderzahl  des  Ausschusses  die  An- 
nahme der  Vorlagen  empfahlen,  wenn  auch  mit  einer  Reihe  zuni 
Teil  tief  eingreifender  Aenderungen , auf  welche  die  Regierung 
in  ihrer  neuerlichen  Vorlage  Rücksicht  genommen  hat.  Auch 
ausserhalb  des  Reichstages  sind  viele  bedeutungsvolle  Erörte- 
rungen des  Gegenstandes  erschienen , und  in  einer  von  52000 
Krankenkasscn-Mitgliedern  unterschriebenen  Adresse  wird  die 
Forderung  aufgestellt,  dass  der  Staat  die  Krankenkassen  unter- 
stütze, indem  er  allen  Unbemittelten  unentgeltlich  ärztliche  Be- 
handlung, Arznei  und,  wenn  nötig,  Pflege  im  Krankenhause  ge- 
währe. Eine  erschöpfende  kritische  Darstellung  der  Erörterungen, 
die  sich  über  diese  und  andere  Fragen  entsponnen  haben,  lässt 
sich  gegenwärtig  noch  nicht  geben  und  bleibe  einem  späteren 
Zeitpunkt  Vorbehalten. 
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DER  GESETZENTWURF  BETREFFEND  DIE 
SONNTAGSRUHE. 

EIVGELEITET  VON 
HEINRICH  BRAUN. 

Für  den  kläglichen  Zustand  der  Arbeiterschutzgesetzgebung 
gibt  es  kaum  eine  bezeichnendere  Thatsache,  als  dass  selbst  die 
Frage  der  Sonntagsruhe  noch  zu  den  bestrittenen  Problemen  ge- 
hört und,  von  den  besonderen  Verhältnissen  Englands  abgesehen, 
sogar  in  Ländern,  wo  die  Sonntagsruhe  gesetzlich  vorgeschrieben 
ist,  die  Feier  in  beschränktem  Masse  und  unvollkommen  stattfin- 
det. An  dem  letzteren  Umstande  haben  die  mangelnde  All- 
gemeinheit der  Gesetze  und  ihre  laxe  Durchführung  gleich- 
mässig  ihren  Anteil.  Die  Sachlage  ist  umso  auffälliger,  als  die 
Sonntagsruhe  derjenige  Teil  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  ist, 
zu  deren  Gunsten  sozialpolitische  Gründe  wie  religiöse  Rücksich- 
ten, das  natürliche  Gefühl  nicht  minder  als  theoretische  Erwä- 
gungen sich  vereinen  und  mit  dem  grössten  Nachdruck  geltend 
machen.  Dieser  Widerspruch  zwischen  innerer  Berechtigung  und 
thatsächlicher  Geltung  macht  es  deutlich , dass  die  Sonntags- 
ruhe nicht  minder  als  jedes  andere  Stück  der  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung im  Mittelpunkt  eines  Interessen-Konfliktes  steht,  und  dass 
die  F>rungenschaften  auf  dem  Gebiete  der  sozialen  Gesetzgebung, 
wie  jedes  Blatt  ihrer  Geschichte  bezeugt , nur  die  Frucht  eines 
lange  und  zähe  geführten  Kampfes  zwischen  widerstreitenden  Be- 
strebungen sind. 

Die  Ausdauer  und  heroische  Kraft , mit  der  die  arbeitende 
Klasse  seit  Jahrzehnten  für  ihre  sozialpolitischen  Interessen  ein- 
tritt,  hat  endlich  in  Hinsicht  des  Arbeiterschutzes  den  Erfolg  ge- 
habt , dass  sich  gegenwärtig  überall  die  Neigung  zu  einer  ge- 
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setzlichen  Weiterbildung  desselben  kundgibt.  Als  ein  freilich 
eigenartiger  Tribut  an  die  allgemeine  Bereitwilligkeit  für  die 
Weiterentwicklung  dieser  Gesetzgebung  stellt  sich  auch  der  kürz- 
lich seitens  der  ungarischen  Regierung  in  Vorschlag  gebrachte 
Gesetzentwurf  betr.  die  Sonntagsruhe  dar. 

Die  Fabrikgesetzgebung  beruht  in  Ungarn  auf  dem  revidier- 
ten Gewerbegesetz  von  1884  und  erschöpft  sich  der  Hauptsache 
nach  in  einigen  durchaus  unzureichenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
desselben  hinsichtlich  der  Arbeit  von  Kindern,  die  bedingungsweise 
schon  mit  dem  10.  Jahre  zur  Arbeit  zugelassen  werden  (§  115), 
der  Arbeit  von  jungen  Personen  (§  116) , in  einer  sehr  unzuläng- 
lichen Schutzbestimmung  zu  Gunsten  von  Wöchnerinnen  (§  it6), 
der  Vorschrift  von  Pausen  während  der  Arbeit,  in  der  »Beschrän- 
kung« der  Tagesarbeit  auf  die  Zeit  von  5 Uhr  morgens  bis  9 Llir 
abends,  wornach  ein  Arbeitstag  von  16  Stunden  mit  einer  effek- 
tiven Arbeitsleistung  von  14  Stunden  gesetzlich  erlaubt  ist  (§  117), 
in  der  Bestellung  einer  Fabrikinspektion  (§  121)  und  einigen  der- 
massen elastischen  Bestimmungen  gegen  den  Truck,  dass  dadurch 
diese  Form  der  Ausbeutung  nur  zu  einem  geringen  Teil  unmög- 
lich gemacht  wird  (§§  118 — 120).  Ein  Verbot  der  Sonntagsarbeit 
fehlt  in  dem  Gewerbegesetz  von  1884;  |5  89  desselben  enthält 
bloss  die  Vorschrift,  dass  »der  Gewerbetreibende  verpflichtet  (ist), 
dem  Gehilfen  dazu  Zeit  zu  lassen , dass  er  an  Feiertagen  seiner 
Religion  dem  Gottesdienste  beiwohnen  könne.« 

Einen  vollkommenen  Einblick  in  den  Geist  dieser  Gesetz- 
gebung gewährt  mehr  noch  als  die  Dürftigkeit  ihres  Inhalts  die 
Art  ihrer  Durchführung.  Die  P'abrikinspektoren,  deren  es  neben 
einem  Zentral-Gewerbe-Inspektor  für  das  ganze  Königreich  drei 
gibt,  können  sich  der  Inspektion  nicht  einmal  ausschliesslich 
widmen,  vielmehr  betreiben  sie  dieselbe  neben  anderen  amtlichen 
Verpflichtungen.  Ueberdies  sind  sie  in  ihrer  fhätigkeit  dadurch 
sehr  beschränkt , dass  die  den  Wirkungskreis  der  Inspektion  re- 
gelnde ministerielle  Instruktion  ‘)  jedes  selbständige  Vorgehen 
verhindert.  So  schreibt  z.  B.  § 3 dieser  Instruktion  vor,  dass 
das  Ministerium  und  nicht  die  Inspektoren  die  im  Lauf  des  Jahres 
zu  inspizierenden  F'abriken  im  voraus  bestimme.  Jede  exekutive 
Befugnis  fehlt  den  Inspektoren  (§  7 der  Instruktion),  und  es  lässt 


l)  Vgl  Mitteilungen  des  k.  ung.  Ministeriums  für  Ackerbau,  Industrie  und  Mande). 
Budapest,  1889,  1 u.  2.  lieft,  S.  125  fg. 
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sich  darnach  leicht  ermessen,  dass  sie  einer  Autorität  gegenüber 
den  Unternehmern  gänzlich  ermangeln.  Das  Schlimmste  ist  frei- 
lich, dass  die  Inspektoren  sich  selber  viel  mehr  als  Anwälte  der 
Fabrikanten  wie  als  Vertreter  der  Arbeiter-Interessen  zu  betrach- 
ten scheinen.  Mau  lese  folgenden  Satz  in  dem  Berichte  des  mit 
der  Oberaufsicht  über  die  Fabrikinspektion  betrauten  Ministerial- 
rats Dr.  J.  V.  Schnierer');  »Ausser  der  Fabrikinspektion  waren 
die  Gewerbe-Inspektoren  noch  mit  der  Ueberwachung  der  Fach- 
schulen beschäftigt , selbe  intervenierten  bei  staatlichen  und  be- 
hördlichen Lieferungen,  wobei  selbe  meist  mit  gutem  Erfolge  be- 
müht waren,  die  Interessen  der  Fabrikanten  (! !)  zu  fördern.  Wei- 
ters erteilten  sie  den  wegen  Einrichtung  von  Fabriken  sowie 
wegen  technischen  Einrichtungen  sich  an  sie  wendenden  Unter- 
nehmern Aufklärungen  und  Ratschläge.  Endlich  bemühten  sich 
dieselben  in  Geldverlegenheiten  geratene  kleinere  strebsame  Fa- 
brikanten mit  Kapitalisten  in  Verbindung  zu  setzen  und  auf  solche 
Art  den  Weiterbestand  derartiger  Unternehmungen  zu  sichern.« 
Diese  Aeusserung  könnte  den  Eindruck  absichtlicher  Verhöhnung 
der  Thätigkeit  der  ungarischen  Fabrikinspektion  hervorrufen,  wenn 
sie  sich  nicht  in  einer  amtlichen  Publikation  fände  und  nicht 
durchaus  im  Einklang  wäre  mit  den  gewerbepolitischen  Maximen 
der  ungarischen  Regierung , die  auf  jede  Weise  und  mit  allen 
Mitteln  die  Entwicklung  einer  Grossindustrie  zu  befördern  sucht 
und  dabei  die  Interessen  der  arbeitenden  Klasse  leichten  Herzens 
dem  Egoismus  der  Unternehmer  preisgibt. 

Der  Gesetzentwurf  über  die  Sonntagsruhe  ist  eine  Illustration 
zu  der  Konsequenz,  mit  der  die  ungarische  Regierung  nach  diesen 
Grundsätzen  verfährt.  In  der  Hauptsache  lehnt  sich  der  Entwurf 
an  die  entsprechende  österreichische  Gesetzgebung  an;  wie  die 
letztere  acceptiert  er  als  Hauptprinzip,  dass  die  Sonntagsruhe  für 
das  gesamte  gewerbliche  Leben  gelten  soll  ({?  i) , und  ist  im 
übrigen  auch  in  verschiedenen  Spezialvorschriften  z.  T.  eine  di- 
rekte Abschrift  des  österreichischen  Gesetzes  und  der  bez.  Ver- 
ordnungen, das  mangelhafte  Original  im  ganzen  noch  wesentlich 
verschlechternd. 

Auch  ohne  diesen  Umstand  würde  übrigens  ein  ungarisches 
Gesetz  über  die  Sonntagsruhe , selbst  wenn  es  mit  den  öster- 


i)  Berichte  der  ungarischen  Fabrikinspektoren  über  ihre  Wirksamkeit  im  Jahre  i8S8. 
Budapest,  1889,  S,  5. 
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reichischen  Bestimmungen  durchaus  identisch  lautete,  geringwer- 
tiger sein  als  jene.  Das  erklärt  sich  neben  anderem  insbesondere 
aus  dem  Unterschied  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  beider  Län- 
der. Von  vornherein  kann  man  den  Wert  der  Gesetzgebung  über 
die  Sonntagsruhe  nicht  richtig  beurteilen , wenn  man  sie  nicht 
in  ihrem  Verhältnis  zu  der  allgemeinen  Regelung  der  Arbeitszeit  in 
dem  betr.  Lande  betrachtet.  Die  Wechselwirkung,  die  zwischen 
diesen  beiden,  organisch  zusammenhängenden  Teilen  der  Arbeits- 
gesetzgebung herrscht,  sollte  darum  auch  eine  isolierte  gesetzliche 
Regulierung  der  Sonntagsruhe  ausschliessen.  Dort  wo  ein  Nor- 
malarbeitstag nicht  existiert  oder  wie  in  Ungarn  seine  Grenzen 
so  weite  sind,  dass  die  physische  Erschöpfung  des  Arbeiters  fast 
die  einzige  reelle  Schranke  des  Arbeitstages  bildet,  wird  es  dem 
Arbeitgeber  ein  Leichtes  sein,  durch  Ausdehnung  der  regelmässi- 
gen Tagesarbeit  oder  durch  Einführung  der  Nachtarbeit  die  Sonn- 
tagsruhe wett  zu  machen , und  es  kann  fraglich  erscheinen , ob 
der  den  Arbeitern  unter  solchen  Verhältnissen  zugebilligte  Vor- 
teil nicht  überwogen  wird  durch  die  mittelbar  aus  jenem  ent- 
springenden Nachteile.  Selbstverständlich  werden  auch  andere 
Momente  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  eines  Landes,  insbeson- 
dere der  Umfang  und  die  Strenge  der  Inspektion,  von  Einfluss 
auf  den  Wert  einer  gesetzlichen  Festsetzung  der  Sonntagsruhe 
sein,  und  in  all’  diesen  Beziehungen  steht  Ungarn  hinter  Oester- 
reich nicht  nur,  sondern  auch  vielen  anderen  Ländern  weit  zurück. 

Mochte  nun  auch  die  ungarische  Regierung  davor  zurück- 
schrecken, im  Zusammenhang  mit  der  Sonntagsruhe  eine  weiter- 
gehende Regelung  der  täglichen  Arbeitszeit  in  Vorschlag  zu 
bringen,  so  hätte  sie  doch  unter  allen  Umständen  die  Arbeitszeit 
wenigstens  an  den.  Sonn-  und  Feiertagen  vorhergehenden  Tagen 
beschränken  müssen.  Der  Gesetzentwurf  bestimmt  im  § 2,  dass 
die  Sonntagsruhe  spätestens  am  Morgen  um  6 Uhr  beginnen  und 
24  Stunden  dauern  soll.  Das  will  sagen,  dass  die  Arbeitszeit  an 
den  Samstagen  die  gewöhnliche  Dauer  behalten  und  gesetzlich 
auch  nichts  im  Wege  stehen  soll,  dass  eventuell  ebenso  wie  die 
ganze  Woche  hindurch  auch  vom  Samstag  auf  den  Sonntag  die 
Nacht  durchgearbeitet  werden  kann.  Es  ist  ein  zu  klarer  und 
zu  oft  erörterter  Grundsatz,  dass  die  Sonntagsruhe  wirkliche  Ge- 
stalt nur  gewinnt , wenn  die  Arbeitszeit  an  den  dem  freien  Tag 
vorangehenden  Nachmittag,  falls  sie  nicht  ganz  ruht,  doch  be- 
trächtlich verkürzt  wird,  als  dass  wir  denselben  weitläufig  aus 
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einandersetzen  sollten,  ln  den  Ländern,  in  denen  die  Sonntags- 
ruhe ernstlich  beobachtet  wird,  fehlt  es  auch  an  der  entsprechen- 
den Vorschrift  nicht. 

Im  § 3 des  Gesetzentwurfs  werden  die  Gesichtspunkte  her- 
vorgehoben , unter  denen  die  ministeriellen  Behörden  ausnahms- 
weise die  Sonntagsarbeit  für  bestimmte  Industriezweige  im  Ver- 
ordnungswege sollen  gestatten  können : es  sind  dies  die  Rück- 
sichten auf  die  Unmöglichkeit  einer  Unterbrechung  des  Betriebes, 
auf  die  Bedürfnisse  der  Konsumenten  und  des  öffentlichen  Ver- 
kehrs. Nach  diesen  Gesichtspunkten  ist  die  den  Gesetzentwurf 
begleitende  Verordnung  abgefasst  und  sie  entspricht  in  dieser 
Hinsicht  genau  der  korrespondierenden  österreichischen  Verord- 
nung. Prinzipiell  ist  dagegen  nichts  einzuwenden , da  es  selbst- 
verständlich ausgeschlossen  ist,  dass  jede  Arbeit  am  Sonntag 
ruhen  kann.  Nur  über  das  Mass  der  gestatteten  Ausnahmen  und 
die  zu  gunsten  der  Arbeiter  zu  beobachtenden  Kautelen  wird  ein 
Streit  möglich  sein.  In  dieser  Beziehung  geht  die  österreichische 
Verordnung  über  die  zulässige  Grenze  hinaus,  und  die  sich  an  sie 
im  übrigen  sorgsam  anlehnende  ungarische  übertrifft  sie  darin 
noch  mannigfach.  Es  ist  beispielsweise  nicht  einzusehen,  warum 
in  Unterschied  von  den  österreichischen  Vorschriften  den  Bä- 
ckern, Selchern  und  Wursterzeugern  in  Ungarn  die  Sonntags- 
arbeit ohne  Einschränkung  gestattet  sein  soll ; die  ruinöse  Ar- 
beit in  diesen  Gewerbszweigen  , namentlich  dem  erstgenannten, 
fordert  dringend  Sonntagsruhe,  und  die  Einführung  der  letzte- 
ren Hesse  sich  wohl  mit  den  allgemeinen  Interessen  in  Einklang 
bringen. 

Viel  krasser  noch  und  in  keiner  Weise  zu  rechtfertigen  ist 
die  Abweichung  des  ungarischen  Gesetzentwurfs  von  den  in  Oester- 
reich geltenden  Normen  in  einem  anderen  und  wichtigeren  Punkt, 
ln  Oesterreich  wird  als  Kompensation  für  die  gestattete  Sonntags- 
arbeit von  den  Gewerbeinhabern  gefordert,  dass  sie  »durch  ent- 
sprechende Abwechslung  der  Arbeiter  dafür  Sorge  tragen,  dass 
jeder  einzelne  Arbeiter  nur  jeden  zweiten  oder  dritten  Sonntag 
oder  an  jedem  Sonntag  nur  für  die  Hälfte  des  Tages  zur  Arbeit 
herangezogen  werde«  ').  Diese  Bestimmung  ist  bereits  schwan- 
kend genug  und  von  allzu  grosser  Konnivenz  gegen  die  Unter- 
nehmer erfüllt,  aber  trotzdem  zeichnet  sie  sich  gegenüber  dem 

i)  Vgl.  die  Verordnung  vom  8.  März  1885,  R.G.B.  Nr.  22,  C.  al.  10. 
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S 4 des  ungarischen  Gesetzentwurfs  noch  fast  rühmlich  aus.  Der 
letztere  bestimmt,  dass  die  Unternehmer  in  Hinsicht  der  kon- 
tinuierlich beschäftigten  Arbeiter  dafür  sorgen  sollen,  »dass  die 
Arbeiter  mindestens  jeden  Monat  einen  ganzen  oder  in  je  zwei 
Wochen  einen  halben  Sonntag  Arbeitsruhe  geniessen«.  Man  kann 
in  der  That  die  Willfährigkeit  gegen  die  Unternehmer-Interessen 
und  die  Vernachlässigung  der  pflichtmässigen  Obsorge  für  die 
elementarsten  Bedingungen  der  Wolfahrt  der  Arbeiter  nicht  wei- 
ter treiben,  als  es  hier  seitens  der  ungarischen  Regierung  geschieht. 

Wie  man  daher  auch  den  Gesetzentwurf  betrachte,  ob  nach  dem 
Wert  seiner  speziellen  Bestimmungen  oder  nach  seinem  Zusam- 
menhang mit  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  Ungarns , er  lässt 
so  gut  wie  alles  zu  wünschen  übrig  und  bildet  kaum  etwas  an- 
deres als  ein  hohles  Dekorationsstück , das , wenn  es  auch  sehr 
gut  zu  der  ungarischen  Gesetzgebung  passt,  ihr  desto  weniger 
zur  Zierde  gereicht. 

Wir  lassen  nunmehr  den  Text  des  Gesetzentwurfs  und  der 
Verordnung,  — die  Uebersetzung  verdanken  wir  Herrn  Dr.  J.  hi. 
R.  Krejesi  in  Budapest  — , im  Wortlaut  folgen ; 

Gesetzentwurf  Uber  die  Arbeitsruhe  an  Sonntagen. 

§ I.  An  .Sonnlagen  muss  auf  dem  Gebiete  <ier  St.  Stefanskrone  die  gewerbliche  Ar- 
beit ruhen.  Eine  Ausnahme  bildet  die  zur  Reinhaltung  und  Instandsetzung  der  Ge- 
schäftslokalitäten  und  Ktnrichtungen  nötige  Arbeit. 

§ 2.  Die  gewerbliche  Ar})citsruhe  beginnt  spätestens  Sonntag  morgens  6 Uhr  ond 
dauert  24  Stunden  von  Heginn  derselben  gerechnet. 

§ 3.  Der  Handelsminisler  wird  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  un<l 
dem  Minister  für  Kultus  und  Unterricht,  hinsichtlich  Kroatien-Slavonicns  aber  mit  deo 
bamis  von  Kroatien , Slavonien  und  Dalmatien  im  Verordnungswege  jene  Gewerbe- 
arten bestimmen,  bei  denen  aus  dem  Grunde,  dass  die  Unterbrechung  des  Betriebes 
unmöglich,  oder  die  Bedürfnisse  des  konsumierenden  Publikums  oder  des  öfTentlichefi 
Verkehrs  die  kontinuierliche  Inbelriebhallung  fordern,  die  gewerbliche  Arbeit  auch  an 
Sonntagen  zu  bewerkstelligen  sein  wird. 

§ 4.  Bei  jenen  Gewerbearten,  bei  denen  die  gewerbliche  Arbeit  im  Sinne  des  vor- 
hergehenden Punktes  auch  an  Sonntagen  zu  bewerkstelligen  sein  wird , hat  der  Ge- 
werbetreibende für  die  Ablösung  der  bei  diesen  Arbeiten  beschäftigten  Arbeitern  iß 
der  Richtung  zu  sorgen,  dass  die  Arbeiter  mindestens  an  jedem  Monat  einen  ganzen, 
oder  in  je  zwei  Wochen  eine»  hall>en  Sonntag  Arbeitsruhe  geniessen. 

§ 5.  Derjenige,  welcher  gegen  die  in  den  l und  4 festgestellten  Bestimmuogea 
sich  vergeht,  macht  sich  einer  Ucbcrtrelung  schuldig  und  ist  durch  die  in  den  §§  l66 
resp,  184  des  G.-A,  XV^II  1 18S4  bczeichnclen  Gewerbebehörden  im  Wege  eines  stufen- 
weisen  Vorgehens»  bei  jedesmaligem  V'ergchcn  einer  Geldstrafe  von  fl.  10  bis  fl.  300 
zu  verfallen.  Die  nach  § 165  des  citierten  Gesetzes  einzutreibenden  Geldbussen  sind 
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in  Ungarn  lu  gunslen  tles  unter  Verwaltung  des  Handclsministcrs  stehenden  gewerb- 
lichen und  Handelsfonds  eu  verwenden. 

§ 6.  Dieses  Gesetz  tritt  zwei  Monate  nach  der  Ptildikation  ins  Leben ; mit  der 
Durchführung  wird  der  HandeUminister  betraut. 


Entwurf  der  Verordnung. 

Auf  Grund  der  im  § 3 des  G.-A vom  Jahre  1890  erhaltenen  Vollmacht 

gestatte  ich  im  Einvernehmen  mit  den  betreflcntlen  Ministern , resp.  mit  dem  Banus 
von  Kroatien,  Slavonicn  und  Dalmatien  die  gewerbliche  Sonntagsarbeit  in  folgenden 
Gewerbezweigen : 

A.  Vom  Standpunkte  der  Kontinuität  des  Betriebest 

1.  Für  Thon*,  Porzellan-,  Majolika-,  Steingut-  und  Ziegeifabriken  ln 
Bezug  auf  die  beim  Brennen  beschäftigten  Arbeiter. 

2.  Für  Lederfabriken  zu  Zwecken  des  Rührens  und  Wendens  der  Hiiute  vor- 
mittags durch  z.wei  Stunden. 

3.  Für  Konservenfabriken,  insoferne  bei  irgend  einer  Erzeugung  das  aufzu- 
arbeitende Material  oder  einzelne  Artikel  vor  Verderbnis  zu  bewahren  sind. 

4.  Für  Zuckerfabriken  bei  jenen  Arbeitern,  die  bei  den  Raffinerie- Maschinen 
und  Apparaten  beschäftigt  sind. 

5.  Für  Kssigfabriken  bezüglich  jener  Arbeiter,  die  das  Uebergiessen  zu  besorgen 
und  die  (jährung  zu  überwachen  haben, 

6.  Für  elektrische  Beleuchtungsanlagen  hinsichtlich  derjenigen  Arbeiter, 
welche  bet  der  Kesselheizung,  den  Trcibmoloren  und  den  llÜfsmaschinen  beschäf- 
tigt sind, 

7.  Für  Bleichereien  auf  einige  Stunden  bei  solchen  V'enichlungen , welche 
ohne  grosseren  Schaden  nicht  unterbrochen  werden  können. 

8.  ln  Maschinen  fabriken  , wenn  es  sich  um  dringende  und  unverzügliche  Re- 
paratur-Arbeiten handelt. 

9.  Bei  Zink-  und  Z i n k w e i s so  f e n insoferne  ilcr  Betrieb  einzelner  Verrich- 
tungen niclit  unterbrochen  werden  kann. 

10.  Für  Gasfabriken  unbedingt. 

11.  Für  Mühlen  bei  den  Treib-  und  Arbeitsmaschinen. 

12.  Für  Eisfabriken  unbedingt. 

13.  Bei  Kalk-,  Zement-  und  Z i c g e 1 b r e n n c r e i e n für  die  bei  dem  Brenn- 
prozess verwendeten  Arbeiter. 

14.  In  der  Kunst-  und  Küchengärtnerei,  insofern  Wittcrungsverh.ällnissc 
das  Begics.sen,  Lüften  oder  sofortige  Umsetzen  der  Pflanzen  erfordern. 

15.  In  Bleioxyd-  und  Bleifirnissfabriken  für  die  bei  kontinuierlichen 
Verrichtungen  Beschäftigten. 

16.  In  der  Papier-  und  Papierpappeerzeugung  für  die,  bei  den  in  un- 
unterbrochenem Betrieb  stehenden  .Maschinen  und  Konstruktionen  verwendeten  Arbeiter. 

ty.  In  Surrogatkaffee-  und  Zichorientrocknungsfabriken  be- 
züglich der  im  Herbste  mit  dem  Trocknen  der  Rüben  und  Wurzeln  Beschäftigten. 

18.  In  Kupfer-,  M e s s i n g - T o m b a k-  und  Pakfongfabriken,  inso- 
ferne in  einzelnen  Werkstätten  der  Betrieb  nicht  unterbrochen  werden  kann. 
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19.  In  Seidenfärbereien  hinsichtlich  der  beim  Färben  Beschäftigten,  insofern 
diese  Verrichtung  bis  Sonntag  nicht  vollendet  werden  konnte. 

20.  In  Bierbrauereien  und  Malzfabriken  unbedingt. 

21.  In  Spiritus-,  Spiritusraffinerie-  und  Presshefefabriken  un- 
bedingt 

22.  In  Farbendruckereten  bei  solchen  Verrichtungen,  welche  behufs  des 
im  Laufe  der  Woche  ununterbrochenen  Betriebes  notwendig  sind,  wie  z.  B.  die  \'or- 
bereitung  der  Farbstoffe. 

23.  In  Glasfabriken  und  Glashütten  für  die  Schmelzer  und  jene  Arbi- 
ter, welche  das  Samstag  nachts  geschmolzene  Glas  verarbeiten,  mit  Ausnahme  der 
Schleifer  und  Maler. 

24.  In  Eisen-  und  Stahlwerken,  bei  Hochöfen , Schmelzen , bet  Paddel- 
werken und  bei  den  mit  diesen  in  Verbindung  stehenden  Walzwerken  und  Giessereien. 
wie  auch  bei  Coaks-  und  Rostöfen,  für  jene  Arbeiten,  welche  nicht  unterbrochen  wer- 
den können. 

25.  In  chemischen  Fabriken,  insolernc  einzelne  Stadien  des  Produktions- 
prozesses keine  Unterbrechung  dulden;  namentlich 

für  die  bei  Glüh-Flamm-  und  Schmelzöfen , in  den  Bleikammem  und  bei  den  Re- 
torten verwendeten  Arbeiter.  Insbesondere  wird  die  Sonntagsarbeit  gestattet  deu 
Schwefel-,  Salpeter-,  Salz-  und  Weinsiein-Säurcfabriken ; wie  auch  den  Fabriken, 
welche  Sodasalpeter,  Ultramarin,  und  Zinkfarben  erzeugen;  ferner  den  Stärke-,  Leim-, 
Ocl-,  Spodium-,  Thecr-  und  Pechfahriken.  Dessen  ungeachtet  müssen  auch  in  den 
aufgezähllen  Betrieben,  die  sonst  vorkommenden  anderweitigen  Arbeiten,  wie  z.  B. 
das  Mahlen,  Reutern,  Packen  u.  s.  w.  an  Sonntagen  ruhen. 

26.  ln  Fe 1 1 fa  brik  cn,  namentlich  l>ei  Erzeugung  von  Margarin,  Stearin,  Glycchn 
und  Erdwachs  für  jene  Arbeiter,  welche  beim  Schmelzen  und  Pressen  beschäftigt  sind. 

27.  In  Eiscncmaill-Geschirrfabriken  für  jene  Arbeiter,  welche  heim  Schmel- 
zen, Brennen  und  Zinnbrennen  beschäftigt  sind. 

H.  Vom  Standpunkte  der  Interessen  der  Konsumenten; 

1.  Den  Barbieren  und  Friseuren  unbedingt. 

2.  Den  Zucker-  und  Backwerkbäckern  unbedingt 

3.  Den  Viktualienhändlern,  namentlich  den  Spezerei-,  Wein-,  'I'hec-  und 
Dclikalesscn-Händlcrn,  Greislern,  llöckcrincn,  Obst-.  Milch-  und  Mehlhändlem  unbe- 
dingt. 

4 Den  Photographen  unbedingt. 

5.  Den  Badeanstalten  unbedingt. 

6.  Den  Selchern  und  Wursterzeugern  unbedingt 

7.  Den  Kleingewerbetreibenden  bis  mittags  12  Uhr,  und  zwar  zur  Be- 
endigung von  dringend  bestellten  oder  nicht  aufschiebbaren  Arbeiten,  ebenso  zu 
dringenden  Wohnungsreparaturen  und  zwar  eine  Woche  vor  und  nach  den  gebräuch- 
lichen Zieh-Tenninen. 

8.  Den  Lampenanzündern  unbedingt. 

9.  Den  Fleischhauern  und  Wildprelhändlcrn  der  Verkauf  bis  mit- 
tags 12  Uhr. 

10.  Den  Druckereien,  insofeme  dringende  Ankündigungen.  Theaterzettel,  To- 
desanzeigen unbedingt  notwendig  sind 

it  Den  Bäckern  unbedingt. 
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12.  Den  Sodawasserfabrikanten  für  die  Krteugung  vom  i.  April  bis 

1.  Oktober  Sonntag  vormittags;  für  den  Verkauf  das  gaiue  Jahr  hindurch  unbedingt. 

13.  Den  Restaurationen,  Wirtshäusern,  Bier-,  Wein-  und  B r a n n t* 
weinschänkern,  Kaffeehaus  besitsern  und  Kaffeeschänkern 
unbedingt. 

14.  Den  Trödlern  und  Pfandhausbesitzern  vormittag  bis  12  Uhr. 

15.  Den  Tabakfabrikanten  unbedingt. 

16.  Allen  andern  Kaufleuten  und  Verkäufern  von  Gewerbe>Erzeugnlssen 
in  der  Hauptstadt  und  in  Städten  von  mindestens  20000  Einwohnern  bis  mittags 
12  Uhr,  an  andern  Orten  bis  5 Uhr  nachmittags. 

C.  Vom  Standpunkte  des  öffentlichen  Verkehrs: 

1.  Im  Warenverkehr  fUr  sämmtliche  Arbeiten  auf  den  Bahnhöfen  und  Lager* 
platzen  der  Eisenbahnen  und  Dampfschiftahrtunternehmungen , wie  auch  für  die  Zu* 
und  Abfuhr,  Auf-  und  Ablagerung  vom  Speditionswi^en,  unbedingt. 

2.  Den  Schiffahrtunternebmungen  auf  den  Bin  nen  w äs se r n unbedingt. 

3.  Den  Kommissionären  und  Trägern  unbedingt. 

4.  Für  solche  gewerbliche  Arbeiten , deren  Durchführung  im  Interesse  des  öffent- 
lichen Verkehrs  und  der  öffentlichen  Sicherheit  keinen  Aufschub  erleiden  können, 
solche  sind  namentlich  die  Reparaturen  von  Wasser-  und  Gasleitungsrohren,  die  Aus- 
mauerung von  Laufgräben,  unaufschiebbare  Reparaturen  bei  Strassen  und  Wegen, 
Brücken,  Eisenbahnen,  die  Eröffnung  und  Einmauerung  von  Grüften.  Endlich  ver- 
schiedene Dekorationsarbeiten  bei  Feierlichkeiten. 

5.  Den  Omnibus-  und  Mietwagen-Geschäften. 

6.  Den  Begräbnis-Unternehmungen. 
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DIE  SOZIALE  LAGE  DER  CIGARRENARBEITER  IM 
GROSSHERZOGTUM  BADEN. 

VON 

EUGEN  VON  PHILIPPOVICU. 

Dem  Jahresberichte  des  badischen  Fabrikinspektors  für  das  Jahr 
1889  ist  als  Beilage  eine  Monographie  über  »die  soziale  Lage  der 
Cigarrenarbeiter  im  Grossherzogtum  Badenr  ‘)  beigegeben,  welche  die 
allgemeinste  Beachtung  verdient.  Zunächst  ihres  Inhaltes  wegen,  der 
die  Lage  des  Arbeiterstandes  eines  bedeutenden  Industriezweiges  eines 
ganzen  Landes  klarlegt,  sodann  aber  aus  dem  Grunde,  weil  uns  hier 
eine  sozialstatistische  Untersuchung,  die  in  musterhafter  Weise  Zählung 
und  Beobachtung  verbindet,  von  amtlicher  Seite  vorgelegt  wird.  Es 
ist  das  erste  Mal,  dass  in  Deutschland  die  eingehende  Schilderung  der 
ökonomischen  und  sozialen  Lage  einer  Arbeiterklasse  mit  den  Mitteln 
und  unter  der  Verantwortung  einer  staatlichen  Behörde  unternommen 
wird.  Das  Gebiet,  das  man  bisher  den  »fahrenden  Schülern»  der  des- 
kriptiven Nationalökonomie  überlassen  hatte,  ist  nunmehr  auch  von 
amtswegen  betreten  worden,  .^n  die  Stelle  der  privaten  Beobachtung 
tritt  die,  zwar  nicht  mit  besseren  .■\ugen  sehende,  aber  schärfere  Kontrolle 
übende  und  schärferer  Kontrolle  ausgesetzte  Beobachtung  eines  ver- 
antwortlichen Beamten,  an  die  Stelle  der  stets  mehr  oder  weniger  be- 
schränkten Privatstatistik  tritt  die  offizielle  Statistik.  Die  Arbeit  des 
badischen  Fabrikinspektors  stellt  den  sehr  verdienstvollen  Versuch  dar, 
die  Arbeitsstatistik,  wie  sie  in  den  Vereinigten  Staaten  begonnen  und 
in  England  nachgeahmt  wurde , auch  in  Deutschland  einzufuhren  und 
sie  zugleich  mit  der  von  Deutschland  ausgegangenen  Methode  beschrei- 
bender Darstellung  zu  verbinden.  Was  die  Fabrikinspektoren  bisher 
in  dieser  Hinsicht  geleistet  hatten,  reicht  bei  weitem  nicht  an  den  Wert 
der  vorliegenden  .-Vrbeit  heran.  Sie  hatten  zwar  im  5.  Abschnitt  der 
Jahresberichte  ihre  Erfahrungen  auch  mit  Bezug  auf  die  wirtschaft- 

l)  Karlsruhe,  Thiergarten  S Raupp,  231  SS. 
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liehen  und  sittlichen  Zustände  der  Arbeiterbevölkerung  niederzulegen, 
doch  können  sich  diese,  wie  der  badische  Fabrikinspektor,  Herr  Wöris- 
hoffer,  in  der  vorliegenden  Studie  mit  Recht  hervorhebt,  nur  an  die 
bei  den  Dienstreisen  gemachten  Wahrnehmungen  und  Untersuchungen 
einzelner  Missstande  anschliessen  und  müssen  daher  stets  den  Charakter 
des  Zufälligen  haben.  Dazu  kommt,  dass  das  der  nur  allgemeinen  Be- 
obachtung zugängliche  Gebiet  bald  erschöpft  und  Gefahr  vorhan- 
den ist,  »dass  die  Berichterstattung  über  die  wirtschaftliche  und 
soziale  Lage  der  Arbeiterbevölkerung  mit  der  Zeit  Wiederholungen  und 
Gemeinplätzen  verfallen  muss,  wenn  die  Grundlage  dieser  Berichter- 
stattung keine  Veränderung  erfahrtc.  Aus  diesen  Gründen  hat  Herr 
Wörishoffer  versucht,  einen  neuen  Weg  einzuschlagen.  Die  unter- 
nommene Darstellung  der  Lage  der  Cigarrenarbeiter  soll  daher  nicht 
bloss  ein  Beitrag  zur  gründlichen  Kenntnis  der  Arbeiterverhältnisse  sein, 
sondern  auch  die  Frage  nach  der  Bedeutung  der  Jahresberichte  der 
Fabrikinspektoren  mit  Rücksicht  auf  die  Verbreiterung  dieser  Kenntnis 
in  Fluss  bringen.  Die  Frage,  die  hierdurch  thatsächlich  angeregt  wor- 
den ist,  ist  die,  wie  man  Fabrikinspektorat  und  Arbeitsstatistik  mit 
einander  verbinden  könne.  In  Bezug  auf  diesen  wichtigen  Funkt  sei 
hier  nur  in  Kürze  das  Folgende  bemerkt.  Das  Material  für  die  Untei- 
suchung  über  die  Lage  der  Cigarrenarbeiter  in  Baden  lag  zum  Teil 
bereits  durch  die  Vorbereitungen  zu  der  Verordnung  des  Bundesrats 
vom  9.  Mai  1888,  zum  Teil  von  früheren  Dienstreisen  her  vor.  Nichts 
destoweniger  haben  die  neuerlich  vorzunehmenden  Erhebungen  an  Ort 
und  Stelle,  die  Korrespondenz  und  die  Ausarbeitung  immer  noch  be- 
deutende Zeit  in  Anspruch  genommen,  so  dass  während  eines  halben 
Jahres  die  regelmässigen  Geschäfte  des  Fabrikinspektorats,  soweit  thun- 
lich,  zurückgestellt  werden  mussten.  Herr  Wörishoffer  erblickt  in  diesem 
Umstand  keinen  genügenden  Grund  dagegen,  dass  die  künftigen  Jahres- 
berichte der  Fabrikinspektoren  eine  gründlichere  Untersuchung  der 
Arbeiterverhältnisse  auf  dem  von  ihm  gewiesenen  Wege  darbieten,  »weil 
es  sehr  wohl  möglich  ist,  nur  einzelne  Seiten  des  Gegenstandes  zur 
eingehenderen  Behandlung  herauszugreifen.  Auch  in  dieser  Beschrän- 
kung lässt  sich  sehr  wohl  ein  gründlicheres  Eindringen  in  das  thatsäch- 
liche  Material,  als  es  seither  stattfand,  ermöglichent.  Ohne  Zweifel. 
Es  kann  auch  darüber  kein  Zweifel  sein,  dass,  wenn  solche  Arbeiten 
mit  den  gegenwärtigen  Mitteln  des  F'abrikinspektorates  geleistet  werden 
sollen,  eine  derartige  Beschränkung  eintreten  muss,  um  nicht  die  eigent- 
liche Aufgabe  der  .\ufsichtsbeamten  zu  gefährden.  Allein  angesichts 
der  grossen  Bedeutung,  welche  arbeitsstatistische  Untersuchungen  der 
vorliegenden  Art  besitzen,  darf  m.  E.  die  Frage  nicht  so  gestellt  werden, 
wie  diese  der  gegebenen  Organisation  des  Fabrikinspektorats  anzu- 
passen sind.  Es  ist  nicht  das  geringste  Verdienst  der  Wörishoffer  sehen 
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Arbeit,  dass  sie  über  das  Mass  hinaiisragt,  das  man  je  an  die  Berichte 
des  Fabrikinspektors  wird  anlegen  können.  Arbeiten,  wie  diese,  müssen 
von  nun  an  zur  selb.ständigen  Aufgabe  behördlicher  Organe  werden. 
Es  können  zu  diesem  Zwecke  selbständige  arbeitsstatistische  -Aemter 
geschaffen  werden  oder  man  kann  die  bestehenden  statistischen  Bureaus 
benützen  oder  die  Organisation  der  Fabrikinspektoren  auch  mit  Rück- 
sicht auf  diesen  Zweck  umwandeln.  Welchen  Weg  man  auch  einschlager. 
mag,  die  Zweiheit  der  .Aufgabe:  Zählung  einerseits,  Beobachtung  und 
Beschreibung  andererseits  wird  jedenfalls  eine  Abweichung  von  der 
bisherigen  Organisation  der  statistischen  Acmter  notwendig  machen. 
Und  ferner  scheint  mir  zweifellos  zu  sein,  dass  solche  arbeitsstatistische 
Erhebungen  und  ihre  Ausarbeitung  in  jedem  Falle  in  steter  Fühlung 
mit  dem  Fabrikinspektor,  in  dem  sich  die  grösste  und  beste  amtliche 
Kenntnis  der  Arbeiterverhältnisse  vereinigt,  vorgenommen  werden  müsste. 
Welchen  Wert  aber  eine  systematische,  für  das  Reich  einheitlich  or- 
ganisierte Aufnahme  der  Arbeiterverhältnisse  in  der  Art  besässe,  wie 
sie  in  Baden  begonnen  wurde,  möge  der  Einblick  darthun , den  wir 
durch  Herrn  Wörishoffer’s  Untersuchung  in  die  Lage  der  Cigarrenar- 
beiter in  Baden  erhalten. 

Diese  Untersuchung  umfasst  sämtliche  Cigarrenfabriken  des  Gross- 
herzogtums. .Ausgeschlossen  sind  daher  die  Zubereitung  des  'Fabaks, 
soweit  sie  nicht  in  der  Cigarrenfabrik  erfolgt  und  mit  der  Cigarren- 
fabrikation in  unmittelbarem  Zusammenhänge  steht,  sowie  die  Hilfs- 
industrieen  der  Cigarrenfabrikation  und  die  Hausindustrie.  Die  Schei- 
dung von  Fabrik  und  Hausindustrie  erfolgte  im  Sinne  der  Verordnung 
vom  9.  Mai  1888,  wonach  nur  jene  Anlagen  hausindustriell  sind,  in 
welchen  ausschliesslich  Familienangehörige  des  Unternehmers  beschäftigt 
sind.  In  diesem  Sinne  umfasst  die  Cigarren-Hausindustrie  in  Baden 
nur  71  Betriebe  mit  182  Personen,  ihr  ist  im  Buche  nur  ein  kleiner 
Abschnitt  gewidmet.  Die  Cigarrenfabriken  umfassen  in  375  .Anlagen 
18737  Personen,  d.  i.  den  vierten  Teil  der  Cigarrenarbeiter  im  Deut- 
schen Reiche  und  zugleich  etwa  den  vierten  Teil  der  industriellen  .Ar- 
beiter im  Grossherzogtum  Baden  überhaupt.  Ist  die  Darstellung  der 
sozialen  Lage  der  Cigarrenarbeiter  in  Baden  schon  dieser  Grössenver- 
hältnisse wegen  von  Wichtigkeit,  so  wird  das  Interesse  an  ihr  noch 
durch  den  besonderen  Charakter,  welchen  die  Cigarrenindustrie  hier 
aufweist,  erhöht. 

Die  Cigarrenindustrie  hat  ihren  Standort  in  dem  am  wenigsten 
fruchtbaren  Teile  der  Rheinebene  und  in  wenigen  Orten  des  angrenzen- 
den Hügellandes.  Als  vor  etwa  30  Jahren  die  Industrie  auf  das  Land 
hinauswanderte  — in  den  grösseren  Städten  spielt  sie  heute  keine  Rolle 
mehr  — suchte  sie  die  Orte  mit  wohlfeilster  Arbeitskraft  auf.  Ein 
wenig  ertragfähiger  Boden,  eine  relativ  zahlreiche  sehr  arme  Bevölkerung, 
welche  durch  jährliche  .Auswanderung  einen  dürftigen  Gleichgewichtszu- 
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Stand  herzustellen  suchte,  und  bei  ihren  sandigen,  kiesigen  Feldern  in 
jedem  nur  etwas  trockenen  Jahr  einer  Missernte  und  damit  der  nackten 
Not  ausgesetzt  war,  so  wird  die  Grundlage  charakterisiert,  auf  der  die 
Cigiirrenindustrie  emporwuchs.  Sie  ist  in  eine  armselig  gedeihende  I5e- 
völkerung  neben  die  Landwirtschaft  hinein  versetzt  worden  und  hat 
ihr  Gelegenheit  zur  Selbsterhaltung  und  zur  Vermehrung  geboten.  In 
beiden  Erwerbszweigen  ringt  die  Bevölkerung  um  ihre  Existenz  und 
untereinander  ringen  Landwirtschaft  und  Cigarrenindustrie,  wer  von 
beiden  dem  ökonomischen  und  sozialen  Charakter  der  Bevölkerung  den 
Stempel  aufdrücke.  Die  Industrie  wird  in  diesem  noch  fortschreiten- 
den Prozesse  Siegerin  bleiben.  Das  Bauerndorf  wird  Fabrikdorf.  Immer 
üblicher  wird  es,  die  der  Schule  entwachsenen  Kinder  in  die  Fabriken 
zu  schicken.  Zuerst  thun  es  die  Aenneren,  dann  auch  solche,  welche 
den  Verdienst  nicht  unbedingt  nötig  haben  »und  wo  die  Industrie 
schon  wahrend  einer  Generation  besteht,  schicken  auch  ziemlich  wohl- 
stehende mittlere  Landwirte  ihre  Kinder  in  die  Fabrikc.  Die  Folge 
ist : keine  Auswanderung,  keine  Handwerker,  Vermehrung  der  Bevöl- 
kerung, immer  weitergreifende  Zersplitterung  des  Grundes  und  Bodens, 
dadurch  Vermehrung  der  Schwierigkeiten  der  landwirtschaftlichen  Be- 
völkerung und  immer  stärkere  Abhängigkeit  von  der  Cigarrenindustrie. 
Noch  aber  ist  dieUeberlieferung  und  das  Verlangen  in  den  Fabrikarbeitern 
mächtig  und  sie  suchen,  oft  um  hohen  Preis,  ein  Stückchen  Grund  und 
Boden  festzuhalten  oder  zu  erwerben  und  sich  in  späteren  Jahren,  wenn 
der  Verdienst  der  Kinder  die  Familie  zum  grössten  Teile  erhalten 
kann,  darauf  zurückzuziehen.  Diese  Verhältnisse  sind  nun  wieder  nicht 
ohne  Einfluss  auf  die  Industrie.  Siezeigen  sich  in  auffallend  niedrigen 
Löhnen,  in  grösserer  Freiheit  der  Arbeiter  bei  Benützung  der  .Arbeits- 
zeit in  der  Fabrik,  in  geringerer  Fabrikdisziplin,  aber  auch  geringer 
oder  fast  fehlender  Organisation  der  Arbeiter.  So  zeigt  uns  die  Cigarren- 
industrie in  Baden  die  Erwerbsverhältnisse  und  damit  die  ganzen  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Charaktermomente  eines  ganzen  Bevölkerungs- 
kreises im  Flusse,  im  Uebergange  von  naturalwirtschaftlicber  Freiheit 
des  Landvolks  zu  geldwirtschaftlicher  Abhängigkeit  der  Fabrikbevöl- 
kerung. Scheinbar  ist  ja  das  Verhältnis  von  Freiheit  und  Abhängig- 
keit umgekehrt,  thatsächlich  ist  aber  der  Hang,  am  Orte  zu  bleiben, 
seit  der  durch  die  Cigarrenfabriken  vorhandenen  Verdienstgelegenheit 
gewachsen.  »Mit  diesem  Hange,  am  Orte  zu  bleiben,  bezw.  mit  der 
Möglichkeit,  ihn  zu  befriedigen,  ist  überall  auch  die  Unternehmungs- 
lust und  das  Selbstvertrauen  unter  der  Bevölkerung  zurückgegangen, 
welche  das  Risiko  scheut,  sich  unter  fremden  Verhältnissen  eine  bessere 
Existenz  zu  gründenc.  Noch  erscheint  die  Fabrik  mit  ihrer  Löhnung 
in  barem  Gelde  gegenüber  der  Landwirtschaft  als  ein  Besseres. 

Unter  der  früher  angegebenen  Zahl  von  Arbeitern  der  Cigarren- 
fabriken sind  14522  Erwachsene  und  4215  jugendliche  Arbeiter,  unter 
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den  letzteren  etwa  1020  Kinder.  Die  Kinderzahl  macht  24,2  •/»  der 
jugendlichen  Arbeiter  aus  gegen  15  V«  in  der  badischen  Industrie  über- 
haupt. Dieser  starke  Prozentsatz  der  Kinderarbeit  — sie  umfasst  60  */• 
der  Kinilerarbeit  des  Grossherzogtums  überhaupt  — ist,  von  allem  anderen 
abgesehen,  der  gesundheitschädlichen  Arbeit  wegen  zu  beklagen.  Alle 
Arbeitgeber  haben  sich  selbst  mit  der  grössten  Bestimmtheit  für  das 
Verbot  der  Kinderarbeit  ausgesprochen.  Es  müsste  aber  selbstverständ- 
lich allgemein  sein  und  im  Interesse  der  Arbeiter,  welche  heute  trotz 
des  geringen  Verdienstes  der  Kinderarbeit  auf  diese  angewiesen  sind, 
ein  mehrjähriger  Uebergang.szeitraum  vorangehen. 

Die  weiblichen  Arbeiter  machen  etwa  */>  der  ganzen  Arbeiterschaft 
aus.  Unter  den  erwachsenen  Arbeiterinnen  sind  etwa  37,4  “/•  verhei- 
ratet. In  manchen  Gemeinden  aber  steigt  der  Satz  auf  über  50,  sogar 
auf  55,4 “/•■  In  allen  Fällen  der  verheirateten  Arbeiterinnen  zeigt  sich, 
wie  gleich  hier  bemerkt  werden  mag,  als  hervorstechendes  Kennzeichen 
die  schlechte  Führung  des  Haushaltes  insbesondere  der  Küche. 

Die  Verteilung  der  Arbeiter  auf  die  einzelnen  .Altersklassen  wurde  in 
37  Fabriken  mit  3971  Arbeitern  festgestellt  und  ergab  folgendes  Resul- 
tat : Es  betrug  die  Zahl  der  Arbeiter 

im  Alter  von  Jahren  12-16  16  — 20  20  — 40  40  — 50  50 — 60 

Prozent  ....  22,95  24,08  44,62  6,59  1,76. 

Die  stärkere  Besetzung  der  jüngeren  Jahrgänge  ist  auffallend.  Diese 
Zählung  in  Verbindung  mit  persönlichen  Beobachtungen  und  Erfahrungen 
ergiebt,  dass  mit  dem  40.  Lebensjahre  die  Beschäftigung  im  Wesent- 
lichen abgeschlossen  ist.  Der  Verdienst  nimmt  ab,  weil  die  Finger  nicht 
mehr  die  zu  schneller  Arbeit  nötige  Gelenkigkeit  haben.  Vielfach  er- 
folgt der  .Austritt,  weil  die  Leute  die  Arbeit  nicht  mehr  vertragen.  Die 
Arbeitgeber  selbst  sehen  ältere  Leute  nicht  mehr  gerne,  weil  sie  den 
gestiegenen  .Anforderungen  an  die  Qualität  nicht  mehr  nachkommen 
können.  Dazu  kommt  das  Verlangen  der  .Arbeiter  zur  Landwirtschaft 
zurückzukehren,  das  in  dem  Masse  zunimmt,  wie  der  Wunsch,  Bargeld 
für  kleinere  Vergnügungsausgaben  zu  besitzen,  abnimmt. 

Charakteristisch  für  die  badische  Cigarrenindustrie  ist,  wie  bereits 
oben  hervorgehoben,  die  freie  .Ausnützung  der  Arbeitszeit.  Die  fest- 
gesetzte Arbeitszeit  beträgt  zwar  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der 
Fabriken  11  Stunden,  in  kleineren  Anlagen  und  abgelegeneren  l.and- 
orten  mit  erst  in  den  letzten  Jahren  eingeführter  Industrie  12  Stunden, 
doch  sind  thatsächlich  die  Fabriken  .Anlagen,  »in  welchen  die  in  ihnen 
zugelassenen  Arbeiter  sich  innerhalb  der  festgesetzten  Stunden  so  lange 
beschäftigen,  als  sie  wollen«.  Da  im  .Akkord  gearbeitet  wird,  hat  der 
Arbeitgeber  mit  Rücksicht  auf  den  Lohn  kein  Interesse  an  intensiver 
Ausnützung  der  .Arbeitszeit  und  w enn  dasselbe  durch  regeren  Geschäfts- 
gang hervorgerufen  wird,  so  vermeidet  er  es  doch,  einen  Zwang  auszu- 
üben, da  nur  die  freiere  Bewegung  die  landwirtschaftliche  Nebenbe- 
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schäftigung  und  nur  diese  die  Niedrigkeit  der  Löhne  ermöglicht.  So 
kommt  es  sogar  vor,  dass  in  Orten  mit  starkem  Hopfenbau  die  Fabriken 
während  der  Hopfenernte  durch  14  Tage  und  darüber  geschlossen 
werden.  L'eberarheit  kommt  daher  selten  vor.  Nur  an  manchen  Orten 
mit  zahlreichen  Klein-Anlagen,  welche  im  Lohn  für  grössere  Fabriken 
arbeiten  und  etwas  niedrigere  als  die  üblichen  Löhne  zahlen,  ist  frei- 
willige Ueberarbeit  bis  zu  13  und  14  Stunden  einigermasscn  häufig. 

Jene  PTeiheit  in  der  Ausnützung  der  Arbeitsgelegenheit  bringt  es 
mit  sich,  dass  in  einem  und  demselben  Unternehmen  Arbeiter  Zusammen- 
wirken können,  für  welche  die  gleichartige  Arbeit  die  verschieden- 
artigste Bedeutung,  von  blosser  Nebenbeschäftigung  bis  zur  Hauptsache, 
haben  kann.  Dieser  Umstand  bot  der  L o h n Statistik  ein  besonderes 
Hindernis,  da  es  schwierig  war,  für  eine  grosse  Zahl  von  Arbeitern 
die  Zeiteinheit  zu  fixieren,  innerhalb  welcher  ein  bestimmter  Lohnsatz 
verdient  worden  ist.  Die  Akkordsätze  sind  natürlich  ziemlich  gleichartig. 
Für  Wickel  1,40 — 1,70  M.,  für  das  Rollen  der  Cigarren  3,20 — 3,60  M. 
pro  1000  Stück.  Bei  besseren  Sorten  erhebt  sich  der  Preis  bis  zu  7 M. 
für  1000  Stück  Wickel  und  Cigarren.  Doch  gilt  bereits  ein  Preis  von 
6 Mark  für  sehr  gut.  Für  das  Ausrippen  des  Tabaks  und  das  Zu- 
sammenpacken, das  meist  von  älteren  Frauen  besorgt  wird,  werden  im 
Taglohn  1 — 1,03  M.,  im  Akkord  3 — 5Pf.  pro  Pfund  bezahlt.  Sortiererinnen 
erhalten  bei  gefärbtem  Tabak  28 — 30  Pf,  bei  natürlicher  Farbe  45 — 50  Pf 
bei  besseren  Sorten  i M.  für  1000  Stück.  Geschickte  Sortiererinnen 
können  im  .Akkord  leicht  viel  verdienen.  Dann  wird  aber  der  Lohn 
heruntergesetzt,  »da  hier  wie  überall  sonst  nur  beabsichtigt  ist,  die 
Arbeiter  durch  diese  Arbeitsform  gerade  so  viel  mehr  verdienen  zu 
lassen,  dass  sie  dieselbe  noch  dem  Taglohn  vorziehenc.  Den  Vorteil 
geniessen  freilich  nur  durch  kurze  Zeit  die  Fabrikanten  oder  Zwischen- 
händler. Die  Konkurrenz  drückt  den  Preis  so  stark,  dass  der  Rein- 
gewinn des  Fabrikanten  bei  den  in  Baden  vornehmlich  hergestellten 
geringeren  Sorten  sich  auf  80  Pf  bis  i .VI.  bei  1000  Stück  stellt!  Diese 
.Akkordsätze  geben  nun  noch  kein  Bild  der  wirklich  verdienten  indivi- 
duellen Löhne.  Ein  solches  ist  von  dem  Verfasser  durch  Ermittlung 
der  Wochenverdienste  von  2747  einzelnen  Arbeitern  in  23  Fabriken 
innerhalb  7 Gemeinden  des  nördlichen  Komplexes  der  Cigarrenindustrie 
entworfen  worden.  Die  Gemeinden  sind  so  ausgewählt , dass  in  den- 
selben die  verschiedensten  Verhältnisse,  Dörfer  und  kleine  Landstädte, 
dichte  und  weniger  dichte  Industrien,  höhere  und  geringere  Akkord- 
löhne, schlechterer  und  besserer  Boden  zum  .Ausdruck  kommen.  Die 
Lohnverhältnisse  können  daher  für  die  grössere  nördliche  Gruppe  der 
Cigarrenindustrie  als  vollkommen  typisch  gelten.  Für  den  südlichen 
Komplex  wurden  7 Fabriken  mit  1 156  Arbeitern  ausgewählt.  D.is  P>- 
gebnis  ist  für  den  Norden  im  Wesentlichen  das  Folgende: 

Etwa  2,62  oder  nach  Abzug  der  darunter  befindlichen  Werk- 
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führer,  1,4  der  Gesamtzahl  beziehen  einen  Wochenverdienst  von 
15  Mark.  Einen  Wochenverdienst  von  12—15  Mark  haben  7,13  *, 
der  Gesamtzahl.  Man  kann  daher  sagen,  dass  nur  8,5  "/•  sämtlicher 
Cigarrenarbeiter  mehr  als  2 Mark  im  Tage  verdienen.  Im  Zusammen 
hange  mit  den  Leislungsforderungen  für  die  einzelnen  Akkordsätze  und 
auf  Grund  persönlicher  Angaben  ist  mit  ziemlicher  Sicherheit  anzu-  I 
nehmen,  dass  es  sich  hierbei  um  Personen  handelt,  welche  die 
volle  Zeit  arbeiten.  Bei  den  weiteren  Stufen  ist  dies  nicht  mehr 
mit  Sicherheit  anzunehmen.  Ein  Wochenverdienst  von  10 — 12  Mark 
gehört  noch  zu  den  bevorzugten,  denn  nur  12,78 ‘”0  beziehen  denselben, 
so  dass  es  im  ganzen  nur  21,28 '/„  der  .Arbeiter  über  10  Mark  Wochen- 
lohn haben.  Geber  9 Mark  in  der  Woche  verdienen  29,77  der 
Gesamtheit,  so  dass  ein  Arbeiter  mit  diesem  Wochenlohn  noch  sehr 
reichlich  im  oberen  Drittel  seiner  Genossen  rangiert.  Im  südlichen 
Komplex  sind  die  Verhältnisse  noch  ein  wenig  ungünstiger. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen  und  wird  von  den  F'abrikanten 
selbst  zugegeben,  dass  diese  höhne  dringend  eine  Erhöhung  erheischen. 

Sie  zwingen  die  ganze  Familie  zur  Arbeit,  ohne  ihr  doch  selbst  in 
Verbindung  mit  landwirtschaftlichem  Betrieb  mehr  als  eine  kümmer- 
liche Existenz  zu  sichern.  Die  Lohnziffern  allein  bieten  dafür  natür-  | 
lieh  noch  keinen  Massstab.  Nur  eine  Betrachtung  der  individuellen 
Wirtschaftsführung  und  Haushaltung  vermag  über  das  .Aus- 
kömmliche des  Einkommens  zu  entscheiden.  Es  ist  d.iher  vom  V'er- 
fasser  der  Ermittlung  dieser  .Momente  nicht  nur  die  grösste  Sorgfalt, 
sondern  auch  in  der  Darstellung  ein  breiter  Raum  gewidmet  worden. 

Von  den  23t  Seiten  des  Buches  sind  etwa  100  auf  die  Darstellung 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Familien  und  der  Haiishaltungs- 
budgets  verwendet.  Er  hat  in  7,  ihren  allgemeinen  Verhältnissen  nach 
verschiedenen  Gemeinden,  innerhalb  welcher  der  Anteil  der  Cigarren- 
arbeiter  an  der  Gesamtbevölkerung  zwischen  4.88  und  31,73  */o  schwankt. 

41  Familien  und  12  einzelne  Personen  herausgegriffen  und  durch  per- 
sönliche Erhebungen  unter  Mitwirkung  der  Gemeindebehörden  bezw. 
Fabrikleiter  alle  für  die  Wirtschaftsführung  und  Haushaltung  mass- 
gebenden Momente  festgestellt.  Eine  tabellarische  Uebersicht  fasst 
dieselben  für  jede  einzelne  Familie  zusammen.  Sie  gibt  einen  ge- 
nauen Ueberblick  über  die  Personen  des  Haushaltes,  den  Wochen- 
verdienst Jeder  einzelnen  Person  in  der  Cigarrenfabrik,  die  sonstigen  Ein- 
nahmen und  Erwerbsquellen,  Haus,  Gelände,  Viehstand,  Schuld- 
zinsen und  Pachtgeld,  die  Führung  des  Haushaltes,  das  Verhältnis 
der  Fabrikarbeiter  zur  landwirtschaftlichen  Tätigkeit , sowie  kurze 
Bemerkungen  über  die  gesamte  wirtschaftliche  Lage.  Zu  diesem  all- 
gemeinen Bilde  tritt  ergänzend  hinzu  die  Untersuchung  über  die 
Haushaltungsbudgets.  Von  15  der  vorerwähnten  h'amilien  wurden  die 
genauen  Einnahmen  und  .Ausgaben,  sowie  die  Menge  der  verbrauchten 
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Nahningsmittel  erhoben.  Ist  durch  jene  allgemeine  Schilderung  be- 
reits das  Dürftige  der  Existenz  dargethan,  so  gewinnt  man  an  der 
Hand  dieser  Budgets  die  Ueberzeugung  von  der  vollkommenen  Un- 
haltbarkeit des  Zustandes,  in  welchem  sich  die  Cigarrenarbeiter  dahier 
befinden.  Die  finanzielle  Seite  des  untersuchten  Haushalts  ist  zwar 
befriedigend.  Im  grossen  und  ganzen  ermöglichen  die  Einnahmen 
nicht  bloss  die  Deckung  der  Ausgaben,  sondern  es  bleibt  sogar  ein 
kleiner  Ueberschuss,  welcher  Schuldentilgung  oder  I. anderwerb  oder 
doch  wenigstens  Verbesserung  der  häuslichen  Einrichtung  ermöglicht. 
Allein  es  geschieht  dies  auf  Kosten  der  Ernährung  und  der  Erhaltung 
der  physischen  Kraft  der  Bevölkerung.  Ihre  Ernährung  entspricht 
nur  in  vereinzelten  Fällen  der  sitzenden  Lebensweise  des  Arbeiters. 
Der  geringen  Einnahmen  oder  der  vielen  Köpfe  im  Haushalte  wegen  behal- 
ten sie  die  Ernährung  der  kleinen  Landwirte  und  Taglöhner  auf  dem  Lande 
bei,  welche  nur  bei  starker  körperlicher  Anstrengung  zweckmässig  ist. 
Der  Fleischgenuss  übersteigt  in  den  Fällen  reichlichster  Ernährung 
nicht  70 — 85  Gramm  d.  h.  '/• — '/•  Pfund  täglich,  häufig  bewegt  er  sich 
zwischen  20 — 30  Gramm.  Die  Speisen  sind  unter  Verwendung  zu  ge- 
ringer Fettmengen  und  daher  selbst  bei  der  selten  vorhandenen  Fähig- 
keit der  Frau,  die  S|)eisen  gut  zuzubereiten,  schon  aus  diesem  Grunde 
nicht  in  dem  erreichbaren  Grade  leichter  Verdaulichkeit  hergestellt. 
Der  Verfasser  hat  für  jede  Familie  den  Gehalt  der  auf  den  Kopf  tref- 
fenden Nahrungsmittel  an  den  vorzugsweise  für  die  Ernährung  in  Be- 
tracht kommenden  Substanzen  nach  Vierordt’s  Grundriss  der  Physio- 
logie berechnet  und  dem  Ergebnisse  den  Bedarf  für  gute  Ernährung 


gegenübergestellt.  Das  Resultat  ist  folgendes : 

Eiweis 

Bedarf  für  gute  Ernährung  pro  Kopf  und 

Fette 

Kohlenhydrate 

Tag  in  Gramm  

Es  entfielen  pro  Kopf  und  Tag  in  jeder 
Familie  (2  Kinder  unter  14  Jahren  gleich 
einem  Erwachsenen  gerechnet): 

1.  Mann,  Frau,  8 Kinder  im  Alter  von 

120 

99 

330 

3 — 16  Jahren 

80 

45 

309 

2.  Mann,  Frau,  2 Kinder  von  5 u.  7 J. 

88 

47 

373 

3 Mann,  Frau,  i Kind  von  3 J*  . . • 

105 

65 

327 

4.  Mann,  Frau,  2 Kinder  von  2 und  3 J. 

5.  Mann,  Frau,  6 Kinder,  darunter  3 unter 

88 

68 

3" 

14  Jahren 

120 

66 

398 

6.  Mann,  Frau,  3 Kinder  von  iVs-4  J. 

101 

67 

353 

7.  Mann,  Frau,  2 Kinder  von  1 und  2 J. 

II6 

88 

367 

8.  Mann,  Frau,  1 Kind  von  i'/s  J.  . . 

96 

53 

350 

9.  Mann,  Frau,  2 Kinder  von  l und  2 J. 

83 

47 

306 

IO,  Mann,  Frau,  6 Kinder  von  6— -21  J.  . 

97 

54 

427 

II,  Mann,  Frau,  3 Kinder  von  8 — 14  j.  . 

104 

55 

459 
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Eiweis  Kette  Kolilenhydrate 

12.  Mann,  Frau,  7 Kinder  von  V» — II  J.  127  66  515 

13.  Mann,  Frau,  2 Kinder  von  4 und  14  J.  113  56  468 

14.  Mann,  Frau,  2 Kinder  von  3 und  5 J.  95  53  401 

15.  Mann,  Frau,  6 Kinder  von  '/i — 13'/«  J-  97  41 

Es  kommt  daher  der  Verfasser  zu  dem  Schlüsse,  »dass  die  Lebens- 
weise der  Cigarrenarbeiter  ihnen  nicht  nur  einzelne  Ernährunsgsub- 
stanzen  in  nicht  ganz  genügender  Menge  liefert,  was  weniger  wichtig 
ist,  (ihrer  geringen  körperlichen  .'\nstrengttng  wegen)  sondern  dass 
wegen  der  Auswahl  der  Nahrungsmittel  und  des  ungünstigen  Verhält- 
nisses, in  welchem  die  Mengen  der  Ernährungssubstanzen  zu  einander 
stehen,  sowie  wegen  der  durchaus  mangelhaften  Zubereitung  die  letzteren 
von  dem  Körper  nur  unvollständig  assimiliert  werdenc. 

Es  ist  erklärlich,  dass  dementsprechend  auch  die  G es  u n d h e i t s- 
verhältnisse  nicht  befriedigende  sind.  Auch  in  dieser  1 linsicht  hat 
der  Verfassersehr  umfassende  Erhebungen  bei  den  Bezirksärzten,  Kassen- 
ärzten, Betriebskrankenkassen  u.  s.  w.  veranstaltet.  Ein  Beispiel  der 
Häufigkeit  der  Erkrankung  gibt  ein  Kassenarzt  zu  dessen  Praxis  800 
Cigarrenarbeiter  gehören.  Es  kamen  auf  100  Einwohner  an  ärztlichen 
Hülfeleistungen  : 

Im  Orte  A, 

1888  in  der  Privalpraxis  i68,  in  der  Kassenpraxis  366 

erstes  Halbjahr  1S89  » » « 80,  * » » 230 

Im  Orte  B, 

1888  in  der  Privatpraxis  185,  in  der  Kassenpraxis  350 

erstes  Halbjahr  1889  » » * 120,  » • * 260 

Dieser  erhöhte  Krankenstand  in  den  Fabriken  wird  zum  Teil  durch 
den  Umstand,  dass  vielfach  gerade  die  schwächlicheren  Elemente  der 
Bevölkerung  die  leichtere  Arbeit  in  der  Fabrik  suchen,  begründet, 
aber  eine  ausreichende  Erklärung  ist  dadurch  nicht  gegeben.  Nach 
der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Berichte  sind  Krankheiten  und  Todes- 
fälle unter  der  Fabrikbevölkerung  häufiger  als  unter  dem  Landvolk. 
Die  Krankheiten  sind  vornehmlich;  Blutarmut,  an  der  beinahe  jeder 
Arbeiter  leidet,  nervöse  Störungen  verschiedener  Art,  hartnäckige  Ka- 
tarrhe, Verdauungsstörungen  und  Tuberkulose.  Mit  Rücksicht  auf  die 
Tuberkulose  ist  zu  beachten,  dass  die  Bevölkerung  jenes  Teils  der  Rhein- 
ebene, welche  für  die  Cigarrenfabrikation  in  Betracht  kommen,  an 
Empfänglichkeit  dafür  leidet.  .Allein  darüber  besteht  nach  den 
übereinstimmenden  Au.ssagen  kein  Zweifel , dass  die  Cigarrenfabri- 
kation auf  die  in  der  Bevölkerung  liegende  Disposition  fördernd  wirke 
und  dass  namentlich  der  frühzeitige  Eintritt  schwächlicher  Kinder  auch 
solcher,  welche  nicht  hereditär  belastet  sind,  in  die  Fabrik  meist  zu 
Lungenschwindsucht  und  zum  Tode  im  .Alter  zwischen  20  und  30  Jahren 
führe.  Insbesondere  die  zweite  Generation  von  Cigarrenarbeitem  und 
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Heranwachsende  Mädchen  sind  erhöhten  Krankheitsgefahren  ausgesetzt. 
Die  Kindersterblichkeit  steigt  bis  zu  48  Vo  gegen  31,7  “/,  im  Gross- 
herzogtume  überhaupt. 

Ich  habe  im  Vorhergehenden  einige  wesentliche,  charakteristische 
Züge  der  Cigarr;nindustrie  in  Baden  und  der  Lage  ihrer  Arbeiter  her- 
vorgehoben. ?ie  werden  genügen,  um  ein  skizzenhaftes  Bild  zu  geben 
und  daran  das  Verdienst  Herrn  Wörishoffers  erkennen  zu  lassen,  welcher 
dasselbe  nicht  nur  in  den  angegebenen,  sondern  auch  noch  nach  an- 
deren Rieht  rngen  mit  Rücksicht  namentlich  auf  die  Arbeitsräume,  die 
sozialen  uni  sittlichen  Zustände  in  der  Arbeiterbevölkerung,  die  Ge- 
samtlage der  Erhebungsgemeinde  u.  s.  w.  mit  grosser  Sorgfalt  und  Ge- 
wissenhaftigkeit ausgeführt  hat. 

Die  Quellen,  aus  welchen  Herr  Wörishoffer  geschöpft  hat,  sind 
teils  eigen.-  Erhebungen  und  Beobachtungen,  teils  Mitteilungen  von 
den  Bezirk.ämfern,  Bezirksärzten,  Gemeindebehörden,  Geistlichen  u.  A. 
Mit  besonderer  Anerkennung  gedenkt  er  der  Mitwirkung  der  Arbeit- 
geber. »Die  Fabrikanten  sind  den  Erhebungen  nirgends  mit  Miss- 
trauen begegnet , sie  haben  vielmehr  den  an  sie  gestellten,  oft  ihre 
Zeit  sehr  in  Anspruch  nehmenden  Anforderungen  stets  auf  das  Bereit- 
willigste entsprochen.<  Ohne  Ausahme  haben  sie  dem  Fabrikinspektor 
ihre  Lohnlisten  zur  Verfügung  gestellt  und  Auszüge  aus  denselben 
fertigen  lassen.  Ich  hebe  dies  hervor,  weil  es  mir  ein  bemerkenswertes 
Zeichen  dafür  zu  sein  scheint,  dass  die  weit  verbreiteten  Vorstellungen 
von  dem  Misstrauen  der  Arbeitgeber  gegen  Erhebungen  über  die  Lage 
ihrer  Arbeiter  und  gegen  die  Fortschritte  der  Sozialpolitik  vielfach 
auf  Uebertreibungen  beruhen.  Der  Wunsch  des  Einzelnen,  nicht  allein 
zum  Gegenstände  öffentlicher  Besprechung  oder  behördlicher  Eingriffe 
gemacht  zu  werden,  ist  in  den  meisten  Fällen  wohlberechtigt.  Auch 
mit  Rücksicht  auf  diesen  Umstand  empfehlen  sich  offizielle  und  mög- 
lichst ausgedehnte  Erhebungen.  Ausgedehnt  nicht  bloss  mit  Bezug 
auf  die  Beobachtungsreihen,  sondern  auch  in  Bezug  auf  die  Zahl  der 
in  die  Untersuchung  einbezogenen  Unternehmungen.  Diese  Aufgabe 
wird  endgiltig  nur  gelöst  werden  können  von  arbeitsstatistischen  Aemtern, 
auf  deren  Organisation  Bedacht  zu  nehmen  uns  die  Pflicht  gründlichster 
Kenntnis  der  Arbeiterverhältnisse  gebietet.  So  gut  die  »Landesbe- 
schreibungc  als  staatliche  Aufgabe  anerkannt  worden  ist,  wird  dies 
auch  die  »Gesellschaftsbeschreibungc  werden.  Möge  die  Bahn,  die 
Herr  Wörishoffer  gebrochen  hat,  bald  weiter  beschritten  werden. 
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ZUR  BEURTEILUNG  DER  ZUSTÄNDE  DER  RÖMISCHEN 
CAMPAGNA. 

VON 

Dr.  WERNER  SOMBART. 

Herr  Professor  Dietzel  hat  die  P'reundlichkeit  gehabt,  in  der  ror- 
liegenden  Zeitschrift  (Bd.  II,  Heft  4,  S.  676  ff.)  mein  Buch  über  die 
römische  Campagna  (Leipzig,  1888}  zur  Anzeige  zu  bringen.  Aus 
seinen  Worten  selbst  wie  auch  aus  der  Art  seiner  Kritik  geht  hervor, 
dass  er  meine  Arbeit  eines  eingehenden  Studiums  für  w'ert  befunden 
hat.  Um  so  mehr  bedauere  ich,  dass  Herr  Professor  Dietzel  die  Er- 
gebnisse meines  Buches  für  verfehlt  erachtet  und  das  zwar  trotzdem 
er  meine  sozialpolitische  Grundanschauung  teilt.  Dafern  jedoch,  wie 
ich  nachweisen  zu  können  glaube,  die  Einwände  Dietzels  durchgehends 
auf  irrtümlichen  Annahmen  und  offenbarem  Missverstehen  einzelner 
Stellen  meines  Buches  beruhen,  möchte  ich  die  Hoffnung  nicht  auf- 
geben,  Herrn  Professor  Dietzel  doch  noch  von  der  Richtigkeit  meiner 
Beweisführung  zu  überzeugen. 

Wenn  ich  die  Auseinandersetzung  mit  meinem  geehrten  Kritiker 
hier  öffentlich  besorge,  so  leitet  mich  dabei  noch  insbesondere  die 
Erwägung,  dass  Herr  Professor  Dietzel,  dank  seiner  Arbeit  über  die 
juristische  Konstruktion  des  Teilbauvertrages  in  Deutschland  den  Ruhm 
eines  hervorragenden  Kenners  italienischer  Agrarverhältnisse  erworben 
hat,  seine  Verurteilung  meines  Buches  mithin  in  weiteren,  dem  Gegen- 
stand selber  fern  stehenden  Kreisen  die  Meinung  erwecken  könnte, 
als  entspräche  in  der  That  meine  Darstellung  nicht  den  wirklichen 
Verhältnissen,  was  ich  im  Interesse  der  Sache  auf  das  Lebhafteste 
bedauern  würde. 

Zu  meiner  besonderen  Freude  hat  Herr  Professor  Dietzel  den  prin- 
zipiellen Inhalt  meiner  Studie  in  den  Vordergrund  seiner  Kritik  g^ 
rückt , durchaus  meinen  Intentionen  entsprechend.  Nur  thut  er  mir 
unrecht,  wenn  er  es  mir  zum  Vorwurf  macht,  »dass  ich  gerade  die 
Verhältnisse  der  römischen  Campagna  gewählt  habe,  um  den  Induk- 
tionsbeweis für  die  Gefahren  des  modernen  Kapitalismus  zu  erbringenr. 
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Das  heisst  denn  doch  die  Genetik  einer  wissenschaftlichen  Spezial- 
untersuchung falsch  erfassen.  Freilich  mag  es  bessere  Objekte  geben, 
um  jenen  Beweis  zu  erbringen.  Aber  ich  habe  auch  nicht  die  römische 
Campagna  herausgesucht,  um  einen  prinzipiellen  Satz  zu  erweisen,  son- 
dern, wie  sich  eigentlich  von  selbst  versteht,  ich  bin  durch  das  Zu- 
sammentreffen unzähliger  Umstände  zu  einem  Studium  des  Campagna- 
Problems  geführt  und  habe  in  diesem  dann  einen  Beleg  für  jene  prinzi- 
pielle Wahrheit  gefunden.  Doch  das  nur  im  Vorbeigehen.  Wichtiger  ist, 
dass  die  Gründe,  weshalb  Dietzel  die  römische  Campagna  für  nicht 
geeignet  hält,  den  beregten  Beweis  zu  erbringen,  keineswegs  stichhaltig 
sind.  Herr  Professor  Dietzel  hält  das  von  mir  behandelte  Problem 
für  zu  anormal,  für  nicht  typisch  genug  und  zwar: 

1.  weil  »der  Nationalökonom  gezwungen  ist,  die  für  die  sozial- 
politische Kritik  grundlegende  Vorfrage  — die  Klima-Frage  — sich 
von  einer  Wissenschaft  beantworten  zu  lassen,  deren  Resultate  zu  be- 
urteilen er  nicht  kompetent  istc.  Ich  habe  nachgewiesen  (S.  121  f), 
dass  das  Vorhandensein  der  Malaria  in  einer  Gegend  kein  Hin- 
dernis für  deren  Besiedelung  ist.  Die  dicht  bevölkerten,  intensiv  be- 
wirtschafteten Thäler  des  Po,  des  Liris  u.  a.  — um  nur  Italien  heran- 
zuziehen — sind  nicht  minder  ungesund,  als  die  römische  Campagna, 
die  selbst,  obwohl  unstreitig  stets  fieberisch,  glänzende  Zeiten  landwirt- 
schaftlich hoher  Kultur  erlebt  hat; 

2.  weil  die  Grundherrn  nicht  schlechthin  Grundherrn,  sondern  zu- 
dem renitenter  papaler  Adel  seien.  Ich  habe  gerade  diese  Thatsache 
als  entscheidend  für  meine  Beweisführung  selbst  ausdrücklich  hervor- 
gehoben und  kann  den  Einwand  meines  Herrn  Kritikers  nur  aus  seiner 
Fiktion  erklären,  als  sei  mir  in  erster  Linie  darum  zu  thun gewesen, 
den  abstrakten  Satz  von  der  Gefahr  des  modernen  Kapitalismus  mit 
den  Campangna-Verhältnissen  zu  belegen.  Im  Gegenteil,  ich  habe 
nur  darthun  wollen,  wenn  der  Grundeigentümerstand  sich  irgendwo 
so  entwickelt,  wie  der  römische  Adel,  dann  hat  er  vom  sozialpolitischen 
Standpunkt  aus  seine  Eigentumsberechtigung  verloren.  Ich  nenne  die 
Campagnazustände  sozial  anormal  — nicht  weil  die  Grundherrn  hohe 
Renten  beziehen  — sondern  weil  mit  jenen  hohen  Grundrenten  »ein 
sozial  wertloser  Eigentümerstand  erhalten  wird,  der  dem  staatlichen 
Leben  nicht  nur  fern,  sondern  zum  Teil  feindlich  gegenübersteht«  u.  s.  w. 
Dass  der  Grund  für  die  soziale  Nichtsnutzigkeit  des  Eigentümerstandes 
in  der  römischen  Campagna  in  seiner  Geschichte  liegt,  ist  natürlich 
das  Zufällige,  das  ebensogut  ein  anderes  sein  könnte ; entscheidend  ist 
die  Thatsache  der  Nutzlosigkeit. 

Abgesehen  von  meiner  »schlechten  Wahl«  glaubt  nun  aber  Herr 
Professor  Dietzel,  dass  ich  den  Beweis,  es  habe  in  der  römischen  Cam- 
pagna, »das  Privatinteresse  die  volkswirtschaftliche  und  allgemein  so- 
ziale Entwicklung  gehemmt  und  verzerrt,  nicht  erbracht  habe«  und 
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zwar  deshalb  nicht,  weil  mir  der  Nachweis  einer  volkswirtschaftlich  und 
sozial  ungesunden  Gestaltung  der  Campagnaverhältnisse  nicht  ge- 
lungen sei. 

1.  behauptet  Herr  Professor  Dietzel,  ich  erachtete  die  römische 
Campagna  nur  deshalb  für  volkswirtschaftlich  krank,  weil  sie 
extensiv  bewirtschaftet  werde,  wobei  >mir  entgangen  sei,  dass  unter 
den  einmal  gegebenen  Verhältnissen  das  Verharren  auf  einer  so  nie- 
drigen Stufe  landwirtschaftlicher  Kultur,  wie  sie  die  extensive  Weide- 
wirtschaft bedeutet,  volkswirtschaftlich  geboten  sein  kann.« 

Ich  verweise  Herrn  Professor  Dietzel  auf  folgende  Stellen  meines 
Buches,  die  ihm  ofl'enbar  entgangen  sind: 

S.  29.  »Wir  wollen  nicht  in  den  häufig  begangenen  Fehler  veifallen, 
extensive  und  schlechte  Kultur  zu  verwechseln.  Aber  leider,  die  rö- 
mische Wirtschaft  ist  vielfach  nicht  nur  extensiv , sondern  auch  un- 
rationell; ja,  in  einem  gewissen  Sinne  ist  gerade  sie  auch,  weil  exten- 
siv, darum  schlecht,  sofern  sie  ein  schreiender  Anachronismus  und 
Anatopismus  ist.e  S.  ii4f.  weise  ich  dann  eingehend  nach,  weshalb 
a.  für  einen  europäischen  Kulturstaat,  b.  insbesondere  für  Italien 
die  extensive  Campagnawirtschaft  jenen  Anachronismus  und  Anatopis- 
mus bedeute , den  ich  vorher  erwähnt  habe.  Die  betreffenden  Aus- 
führungen würden  zuviel  Raum  beanspruchen,  wenn  ich  sie  extensiv 
hier  abdrucken  lassen  wollte.  Jeder  Interessent , insbesondere  mein 
geehrter  Herr  Kritiker,  mag  sie  selbst  nachlesen. 

2.  »Auch  den  Beweis  des  sozial  Anomalen  in  der  römischen 
Campagnawirtschaft  hat  sich  Sombart  zu  leicht  gemacht  . . . Die  »piöce 
de  resistancec  — was  ich  übrigens  in  dieser  Allgemeinheit  durchaus 
nicht  zugeben  kann  — dieses  Abschnittes  bildet  die  Behauptung,  dass 
während  die  Grundrente  seit  100  Jahren  enorm  gestiegen,  der  Lohn 
der  Campagnahirten,  nicht  in  erster  Linie  deren,  sondern  derjenige  aller 
übrigen  Campagna-Arbeiter,  nahezu  stabil  geblieben  sei.  Vielleicht  ist 
dem  so  — ich  bin  jetzt  nicht  in  der  Lage,  den  Gegenbeweis  zu  fuhren  . . .* 
Wahrscheinlich  auch  später  nicht,  es  müsste  denn  sein,  dass  Herr 
Professor  Dietzel  sich  zwei  Jahre  lang  in  die  römischen  .\rchive  zu 
setzen  gedächte  und  hier,  völlig  unwirtschaftlich,  ungemessene  Akten- 
stösse  von  neuem  durcharbeiten  wollte.  Das  »Vielleicht<  meines  Herrn 
Kritikers  halte  ich  für  verletzend.  Wenn  es  in  der  Wissenschaft  erst 
dahin  kommen  sollte,  dass  auf  quellenmässige  Angaben  von  Zahlen  — 
nicht  Urteilen,  auch  nicht  indirekt  gewonnenen,  sondern  simpel  abge- 
lesenen Zahlen  — kein  Verlass  mehr  wäre,  dann  könnten  wir  über- 
haupt alles  Weiterarbeiten  aufgeben.  Denn  dann  schwankte  aller  Boden 
unter  den  Füssen,  dann  wäre  Treu  und  Glauben  in  der  wissenschaft- 
lichen Welt  eitel  Phrasen.  »Vielleicht«  hat  aber  Herr  Professor  Dietzel 
etwas  anderes  sagen  wollen,  als  er  gesagt  hat;  sachlich  wichtiger  ist 


Digilizod  by  Gc 


Sombart,  Zur  Beurteilung  der  ZMSlände  der  römischen  Campagna.  381 

das,  was  er  fortfahrend  bemerkt:  »Sicher  ist  nur,  dass  das  Beweis- 
material, welches  Sombart  vorbringt,  durchaus  nicht  hinreicht , seine 
Behauptung  zu  fundieren.  Warum  wählt  er  denn  immer  die  Periode 
der  napoleonischen  Kriege,  die  Zeit  um  1800,  als  das  römische  Gebiet 
von  Krieg  und  Revolution  erschüttert  war,  um  Daten  für  Grundrenten 
und  Löhne  zu  gewinnen,  die  er  denen  der  Gegenwart  vergleicht?  Jeder 
kritische  Leser  wird  ihm  da  ein  kräftiges  Fragezeichen  machen.  Ob 
nicht  damals  die  Grundrenten  ungewöhnlich  niedrig,  die  Löhne  unge- 
wöhnlich hoch  gewesen  sind  ?«  . . 

Diese  Bemerkungen  Dietzel's  sind  schlechthin  irrtümlich.  Um  nicht 
den  Raum  dieser  Zeitschrift  ungebührlich  in  Anspruch  zu  nehmen,  be- 
schränke ich  mich  auf  folgende  kurze  Korrektur: 

1.  Ich  habe  mich  nur  bei  einer  einzigen  der  quellenmässig  er- 
mittelten Zahlengattungen  auf  die  »Zeit  um  18001  beschränkt:  der 
Kollektivpachtzinse.  Herr  Professor  Dietzel  fragt,  warum?  Er  kennt 
offenbar  die  Schmerzen  des  Archivarbeiters  ganz  und  gar  nicht;  sonst 
wüsste  er,  dass  die  Quellen  leider  nicht  in  der  Vollständigkeit  uns 
überliefert  sind,  wie  es  unsere  wissenschaftlichen  Zwecke  wohl  ver- 
langten. Am  liebsten  hätte  ich  die  Pachtpreise  aus  Romulus  Zeit  gleich- 
falls angeführt,  mit  wonnigem  Forscherstolz  sogar!  Leider  musste  ich 
froh  sein,  wenigstens  für  die  Zeit  von  1790  bis  1800  die  gewünschten 
Zahlen  zu  finden;  für  die  frühere  Zeit  versagen  die  Quellen.  Hier 
würde  Herr  Professor  Dietzel  mit  Recht  erwidern  können:  »Vielleichtt 
ist  dem  so.  Er  mag  nachprüfen:  S.  71  habe  ich  die  hauptsächlich  in 
Betracht  kommenden  Akten  des  römischen  Staatsarchivs  genau  ver- 
zeichnet; römische  Privatarchive  waren  mir,  trotz  bester  Empfehlungen, 
nicht  zugänglich. 

2.  Alle  übrigen  Zahlengattungen  habe  ich  in  eine  viel  frühere 
Zeit  als  1800  hinein  verfolgt: 

a.  S.  108:  Pachtpreise  für  Weideland  (pro  Rubbio,  Lire): 

■7*5  '75°  >775  heute 

16  17  17  35  125 -150. 

Daraus  mag  Herr  Professor  Dietzel  übrigens  ersehen,  »dass  die 
Grundrenten  — die  natürlich  nur  nach  den  Pachtpreisen  zu  schätzen 
sind;  ich  habe  nachgewiesen,  weshalb  im  vorigen  Jahrhundert  der 
gleiche  Pachtpreis  eine  kleinere  Grundrente  enthielt  .als  heute  — 
um  1800  durchaus  nicht  ungewöhnlich  niedrig«  waren. 

b.  Die  Arbeitslöhne  der  Heuarbeiter  verfolge  ich  zahlenmässig 
und  speziell  bis  1700  zurück  (S.  98);  der  Schnitter  de.sgl.  bis  1750— 60 
(ebenda);  der  gewöhnlichen  Feldarbeiter  bis  in’s  17.  Jahrhundert, 
freilich  im  letzteren  Falle  ohne  einzelne  Zahlen  anzugeben,  was  nicht 
durchführbar  war.  Für  die  Hirten  schliesslich  finden  sich  gar  keine 
Löhne  in  den  Archiv-Akten;  ich  habe  daher,  ohne  besonderen  Wert 
darauf  zu  legen,  eine  gedruckte  Quelle,  Nicolais  Werk  (1803)  ange- 
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führt.  Hätte  ich  Herrn  Professor  Dietzel’s  Einwand  vermutet,  so  hätte 
ich  statt  Nicolai  Doria  (1777),  der  im  wesentlichen  dieselben  Zahlen 
enthält,  anfiihren  können. 

Zum  Ueberfluss  verweise  ich  selbst  ausdrücklich  auf  die  für  die 
Arbeitslöhne  günstige  Konjunktur  der  Revolutionszeit:  vergl.  S.  91 
Anm. : »Dieses  interessante  Schriftstück  (sc.  ein  Blatt  aus  dem  Archivio 
camerale)  enthält  die  Entwicklung  der  Löhne  von  1791 — 1800;  seit 
1799  war  eine  Erhöhung  um  100 "/o  eingetreten  (Revolution!  Assignaten  !). 
die  sich  jedoch  nur  als  vorübergehend  erwies«. 

Damit  sind  die  Einwände  meines  Herrn  Kritikers  erschöpft;  sie 
beruhen,  wie  ich  glaube  nachgewiesen  zu  haben,  auf  so  augenfälligen 
Versehen  und  Missverständnissen,  dass,  wie  ich  eingangs  hervorhob, 
ich  nunmehr  hoffen  darf,  Herr  Professor  Dietzel  werde,  wie  er  die 
sozialpolitische  Grundanschauung  mit  mir  teilt,  so  nun  auch,  was  meine 
Beweisführung  im  einzelnen  anbelangt,  seinen  Widerspruch  aufgeben. 
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Mario,  Karl,  Unter»iichuB|ieH  Aber  die  Orgaalsatlon  der  Arbeit  oder  Systwi 

der  \VeltOkonomie  2.  Auflage.  | 

I.  Band.  Historiiche  Einleitung  in  die  Oekonomie.  8.  broch.  M.  9.  — 

II.  > Geacbichte  der  Kritik  der  Okonomiachen  Sjriteme.  8.  broch.  H.  12. — 
IIL  » AllgemeineGrundsütreder  Volkswirtechaft.  8.  brocb.  M.  14. — 

IV.  » Allgemein  praktischer  Teil  der  VolkawirUchaft.  8.  broch.  M.  8. — 

Aachrott,  Dr.  P.  F.,  Die  Amerikanischen  Trusts  als  Weltorblldunp  der  Uatar- 
nehmer-Verbände.  gr.  8.  broch.  M. — 80.  Pfg. 

Baarnrelther , Dr.  1.  M.,  Die  englischen  ArbelterverhSnde  und  Ihr  Recht.  Ein 
Beitrag  eur  Öeschichte  der  sozialen  Bewegung  der  Gegenwart.  I.  Band, 
gr.  8.  broch.  M.  9.  — 

Bfleher,  Dr.  C.,  Die  BevSIkerong  von  Frankfurt  am  Main  Im  XIV.  und  XV.  Jahr- 
hundert.  SoziaUtatistiscbe  ätudien.  Erster  Band  gr.  8.  broch.  M.  15.  — 
— . — Frankfurter  Buehblnder-OrdHunpen  vow  XVI.  bis  lum  XIX.  Jahrhundert 
gr.  Ö.  broch.  M.  2.  . — . 

Erlsaiann,  Dr.  F.,  Untersechungen  über  die  k8rperllche  Entwlckeluno  der  Ar- 
beiterbevOlkerung  in  Centralrussland,  gr.  8.  broch.  M.  2.  — 

Lawprecht,  K.,  Zur  Sozialgeschlchte  der  deutschen  Urielt  gr.  8.  broch.  M.  —60. 
Laveleye,  Emil  von.  Die  sorlalen  Parteien  der  Gegenwart.  Nach  der  sweiten 
Auflage  des  Originals  und  mit  Autorisation  des  Verfassers  unter  Mitwirkung 
Ton  Prof.  Dr.  K.  Th.  Eheberg-  in  Erlangen  ins  Deutsche  flbertragen  von 
Meinh.  Eheberg.  kl.  8.  Zweite  Ausgabe  M.  3.  — 

Melninghaus,  Dr.  A.,  Die  sozialen  Aufgaben  der  Industriellen  Arbeltpeher.  gr.  8. 

broch.  M.  S.  — * 

Menger,  Dr  A.,  Das  bflrgerllche  Recht  und  die  besitaloaen  Volksklassen,  gr.  8. 
broch.  M.  2.  — 

Morgenstern,  Dr.  Fr.,  Die  Fiirther  Metallsohltgerel.  Eine  mittelfrgnkische 
Hausindustrie  und  ihre  Arbeiter,  gr.  8.  broch.  M.  4.  — 

Ordega,  Dr.  S.,  Die  Gewerbepolitik  Russlands  von  Peter  I.  bis  Katharina  II. 
(1682—1762).  Ein  Beitrag  sur  Geschichte  des  russischen  Qewerbewesens 
gr.  8.  broch.  M.  3.  — 

Peters.  H.,  Ein  Beitrag  zur  Lohnreforw  unter  Zugrnndlegung  der  aoziaigkone- 

mischen  Ansichten  von  llodbertus-Jagetsow.  gr.  8.  broch.  .M  1.20. 

Planck,  K.  Chr.  Halbes  und  ganzes  Recht.  Mit  einer  Einleitung  von  A.  Gubits. 
kl.  8.  broch.  M.  8.  — 

Seidel,  Robert,  Der  Arbeitsunterricht,  eine  pädagogische  und  soziale  Notwendig- 
keit,  augleich  eine  Kritik  der  gegen  ihn  erhobenen  EinwAnde.  kl.  8.  broch. 
M.  2.  — 

Talt,  W.  Cave,  Die  Arbelterschuügesetsgebung  in  den  Vereinigten  Staaten. 
kl.  8.  broch.  M.  8.  — ~ 

Weyer,  Dr.  0.  W.,  Die  englische  Fabriklnspektion;  ein  Beitrag  sur  Geschichte 
der  englischen  Fabrikgesetzgebung,  gr.  8.  broch.  M.  6.  — 

Zeyss,  Dr.  Richard,  Adam  Smith  nnd  der  Eigennutz.  Eine  Untersuchung  aber 
die  philosophischen  Grundlagen  der  älteren  Nationalökonomie,  gr.  8.  broch 
M.3.  — 


Neuer  Verlag  der  H.  LAUPP’schen  Buchhandlung. 


Handbuch  der  Politischen  Oekonomie 

in  Veibindang  mit  einer  Reihe  der  herromgendtten  Fecbgenoaen 
herausgegeben  von 
Dr.  Gustav  Schönberg, 

ord.  Professor  der  SusuwlsseatcKhft  so  der  UniversIUC  Tfibiogeii, 

Dritte  Auflage. 

Erster  Band:  Volkswlrttchaflslehre.  Erster  Teil.  XVI  n.  790  Säten 
Lex.-Oktav.  brooh.  M.  15.  — In  Halbfrxbd.  M.  17.  40. 

(Band  II.  Volkswirtschaftslehre.  Zweiter  Teil  und  Band  III.  Fiaaonrisseasckafl 
- and  Verwaltungslehre  befinden  sich  unter  der  Presse  und  ist  deren  ErscheineD 
binnen  Jahresfrist  gesichert!) 

Die Thatsacbe,  dass  dasHandbuch  der  politischen  Oekonomie 
in  der  verliMtnissmOssig  kurzen  Zeit  von  nur  7 Jahren  seinen  Absatz  in  zwa 
starken  Aufiagen  fand,  ist  wohl  der  vollgQItigste  Bewäs  fOr  den  praktisches 
Werth  dieses  Werkes. 

Diese  dritteAuflage  zeigt  keine  so  grossen VerSjiderangen,  wie  die 
zweite  gegenQber  der  ersten  — mit  der  zweiten  Auflage  waren  die  fnnda* 
mentalen  Aenderungen  abgeschlossen  und  der  Rahmen  für  das  Werk  fest- 
gestellt — aber  immerhin  sind  doch  die  Aenderungen  nicht  unerhebliche. 
Der  Herausgeber  und  die  Mitarbeiter  haben  sich  bemQht,  innerhalb  des  bis- 
herigen Rahmens  — so  dass  bei  wesentlich  reicherem  Inhalt  der  Umfang 
kaum  grösser  werden  wird  — die  Darstellung  der  zweiten  Auflage  im  Ein- 
zelnen zu  verbessern,  die  Debersicbtlichkeit  zu  erhöhen,  Wiederholungen  xii 
vermeiden,  einige  wenige  noch  vorhandene  LOcken  aussufallen,  die  inzwischen 
erschienene  Litteratur  tu  beröcksiebtigen,  neues  legislatorisches  und  statiiti- 
sches  Material  hinzuzufDgen  und  insbesondere  bei  den  vielen  schwebenden 
Wirtschaft  s-,  somal-  und  finanzpolitischen  Fragen  die  gegenwärtige  Sachlage 
und  den  heutigen  Standpunkt  der  Wissenschaft  in  objektiver  Darlegung  klar 
tu  stellen,  ln  dieser  Weise  ist  fiberall  mit  grösster  Sorgfalt  die  bessernde 
Band  angelegt  worden  und  wir  hofl'en,  dass  das  Werk  als  wissenschaftliches 
liehrbuch  und  namentlich  auch  als  praktisch  brauchbares  Nach- 
schlagewerk erheblich  gewonnen  hat. 

Das  ,4Iandbucb  der  politischen  Oekonomie“  wird  sich  somit 
nicht  nur  als  das  anerkannte  wissenschaftliche  Lehrbuch,  sondern  auch 
durch  seine  gut  gearbeiteten  Register  zu  jedem  einzeln  Band,  wie  zum  Oe- 
sammtwerk  als  das  beste , zuverlässigste  und  praktisch  brauchbarste  Nach- 
schlagewerk erweisen. 


Mit  äner  Beilage  von  Ferd.  Enke  in  Stuttgart;  nDammer  UandwCrterbneh 
der  öffentlicheu  nnd  privaten  Gesnndheitspflege'*  betreSend. 
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KONTRAKTBRUCH  UND  KOALITIONSRECHT 
IM  HINBLICK  AUF  DIE  REFORM  DER  DEUT- 
SCHEN GEWERBEGESETZGEBUNG. 

VON 

Dr  THEODOR  LOEWENFELD, 

RECHTSANWALT  UND  DOZENT  AN  DER  UNIVERSITÄT  IN  MÜNCHEN 

I.  Die  Novelle  zur  Gewerbeordnung. 

Der  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Abänderung  der  Gewerbe- 
ordnung, welcher  am  5.  Mai  1890  von  der  deutschen  Regierung 
dem  Reichstage  vorgelegt  worden  ist,  hat  bekanntlich  zwei  an 
Umfang  erheblich  verschiedene  Bestandteile.  Der  eine , das  Ar- 
beiterschutzgesetz, bezweckt  in  Fortentwicklung  bisheriger  Normen 
die  Verhütung  unnötiger,  d.  h.  durch  richtige  und  menschenwür- 
dige Ordnung  der  gewerblichen  Produktion  vermeidbarer  Opfer  an 
Leib  und  Leben,  körperlicher  und  geistiger  Gesundheit  der  Arbei- 
ter und  sucht  auf  diese  Weise  einen  grossen  Teil  der  Nation  und 
insbesondere  des  heranwachsenden  Geschlechtes  vor  physischer 
und  moralischer  Schädigung  zu  bewahren.  Zu  solchem  Zweck 
werden  Vorschriften  vorgeschlagen  zur  Sicherung  eines  Ruhetages, 
zur  Regelung  der  Nachtarbeit,  der  Arbeit  von  F'rauen  und  Kin- 
dern, beziehungsweise  jugendlichen  Personen,  und  zur  thunlichsten 
P'ernhaltung  von  Gefahren  für  Leben,  Gesundheit  und  Sittlichkeit 
von  der  Betriebsstätte  der  gewerblichen  Arbeit  u.  a. 

Ein  zweiter  Teil  der  Novelle  beabsichtigt,  wie  es  der  Abge- 
ordnete k.  sächsischer  Oberstaatsanwalt  Dr.  Hartmann  in  der 
Reichstagsitzung  vom  17.  Mai  1890  in  stark  übertreibender  Anti- 
these zum  »Arbeiterschutz«  bezeichnete,  den  »Schutz  der  Arbeit- 
geber«: den  Schutz  der  .■Arbeitgeber  nicht  gegen  Gefahren, 
welche  etwa  deren  Leib  oder  Leben , Gesundheit  oder  Moral 
drohen  könnten,  sondern  vielmehr  imVV'esentlichen  gegen  die  »Ge- 

Archiv  für  *oz.  Cesctzgbs  u StatUtik.  ill.  2 3 


Digiiized  by  Google 


3«4 


Loewenf  eld. 


fahr«,  dass  Arbeiter  gegen  den  Willen  der  Arbeitgeber  oder  vertrags- 
widrig die  Arbeit  einstellen  und  dass  hiezu  ohne  oder  mit  Erfolg 
angestiftet  wird.  Wenn  die  Novelle  zum  Schutz  gegen  diese  Gefahr 
einen  weit  über  dieselbe  hinausgehenden  Apparat  neuer  zivil-  und 
strafrechtlicher  Aktionen  und  Verschärfung  bestehender  Kriminal- 
satzungen vorschlägt,  so  geschieht  dies  nach  der  Begründung  des 
Regierungsentwurfes,  sowie  nach  Erklärungen  von  Vertretern  des 
letzteren  in-  und  ausserhalb  des  Reichstages  nicht  bloss  der  ökonomi- 
schen Interessen  der  Arbeitgeber  halber,  sondern  zugleich  in  einem 
öffentlichen  Interesse,  nämlich  in  demjenigen  des  öffentlichen  Rechts- 
gefühls oder  der  öffentlichen  Moral.  Da  an  diesem  letzteren  Interesse 
auch  die  Arbeiter  beteiligt  sind  — wenn  sie  auch  vielleicht  mei- 
nen , dass  es  zur  Förderung  desselben  nicht  eines  Experimentes 
gerade  und  nur  an  ihrem  corpore  vili  bedürfte  — so  könnte 
man  den  erwähnten  zweiten  Teil  der  Novelle  auch  als  eine,  frei- 
lich eigenartige,  Arbeiterschutzgesetzgebung  erklären.  W^er  sich 
auf  diesen  sehr  idealen  Standpunkt  begibt,  der  darf  keinesfalls 
den  ersten  Teil  der  Novelle  im  Verhältnisse  zum  zweiten  wie 
Leistung  und  Gegenleistung  behandeln ; der  darf  also  nicht  als 
Gesetzgeber  zu  den  anderen  Gesetzgebern  etwa  sagen;  Wenn 
Ihr  mir  für  die  »öffentliche  Aufforderung«  zu  »widerrechtlicher 
Einstellung  der  Arbeit«  nicht  Gefängnis  von  i Monat  bis  zu  5 Jah- 
ren (§  153,  Absatz  2 der  Novelle)  bewilligt,  so  bewillige  ich 
Euch  nicht,  dass  »in  Anlagen,  deren  Betrieb  cs  mit  sich  bringt, 
dass  die  Arbeiter  sich  umkleiden  und  nach  der  Arbeit  sich  rei- 
nigen, ausreichende,  nach  Geschlechtern  getrennte  Ankleide-  und 
Waschräume  vorhanden  sein«  müssen  (§  I20^  Abs.  3 der  Novelle), 
oder:  dann  schreibe  ich  auch  nicht  vor,  dass  die  Gewerbeunternehmer 
für  »genügendes  Licht,  ausreichenden  Luftraum  und  Luftwechsel, 
Beseitigung  des  bei  dem  Betriebe  entstehenden  Staubes,  der  da- 
bei entwickelten  Dünste  oder  Gase,  sowie  der  dabei  entstehenden 
Abfälle«  Sorge  zu  tragen,  oder  dass  sie  Vorrichtungen  hcrzustel- 
len  haben,  zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen  »gefährliche  Berüh- 
rungen mit  Maschinen«  (§  120*  der  Novelle).  Ein  solcher  Handel 
mit  Gesetzesparagraphen  würde  hier  eine  unangenehme  Aehnlichkeit 
mit  einem  Handel  in  Menschenfleisch  und  Menschenseelen  an  sich 
tragen ; und  er  würde  sich  daher  auch  nicht  für  einen  Vertreter 
des  Arbeitgeberschutzes  sans  phrase , der  die  in  der  No- 
velle verlangten  Strafen  und  Bussen  nicht  als  Segnungen  für  die 
Arbeiter  ausgibt,  empfehlen.  Wenn  der  oben  erwähnte  konser- 
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vative  Abgeordnete  in  der  Reichstagssitzung  vom  17.  Mai  er- 
klärte ') : »Die  Bestimmungen  über  den  Kontraktbruch  und 

gegen  die  Auswüchse  des  Koalitionsrechts  — das  sind , glaube 
ich,  Dinge,  welche  mit  den  Bestimmungen  über  Arbeiterschutz 
Hand  in  Hand  gehen,  mit  denselben  genommen  oder  verworfen 
werden  müssen«,  so  bedarf  es  wohl  keiner  Ausführung,  dass  dies 
als  theoretische  Behauptung  unwahr,  als  praktische  Forderung 
oder  — Drohung  aber  unbillig  ist.  Es  würde  sogar  eine  arge 
Verkennung  der  Unternehmerinteressen  in  sich  schliessen  , auf 
solchem  do  ut  des  zu  bestehen  denjenigen  gegenüber,  wel- 
che der  Meinung  sind , dass  zwar  die  Arbeiterschutzvorschläge 
der  Regierung  einem  höchst  dringlichen  Bedürfnisse  entsprechen, 
einem  Bedürfnisse  der  Kultur  und  Humanität,  dass  dagegen  die 
Vorschläge  über  Kontraktbruch  und  Koalitionen  nicht  notwendig, 
nicht  nützlich,  nicht  durchführbar  und  insbesondere  nicht  gerecht 
seien,  dass  dieselben  nur  eine  Verlegung  des  Kampfes  gegen 
blosse  Symptome,  der  bisher  durch  das  Sozialistengesetz  mit  Po- 
lizeirechtswaffen geführt  wurde,  auf  das  Gebiet  des  Zivil- 
rechts bedeuten,  welches  für  die  Neueinführung  eines  Aus- 
nahmsrechts gegen  ganze  grosse  Klassen  der  Bevölkerung 
am  Ende  des  neunzehnten  Jahrhunderts  am  allerwenigsten  ge- 
eignet ist. 

Die  nachstehenden  Erörterungen  wollen  die  Gründe  für  und 
die  Bedenken  gegen  das  vorgeschlagene  Ausnahmerecht  einer 
Prüfung  unterziehen.  Wenn  hiebei  zuerst  die  juristischen  Fragen 
behandelt  werden,  so  wird  die  unten  folgende  Kennzeichnung  des 
bisherigen  Rechts,  sowie  des  Inhalts  der  Novelle  die  Erklärung 
bringen.  Hier  sollen  in  dieser  Beziehung  nur  einige  allgemeine 
Bemerkungen  Platz  finden.  Inhaltlich  schlechte  und  das  Leben 
falsch  behandelnde  Gesetze  sind  regelmässig  auch  juristisch  , als 
Werke  der  Gesetzgebungstechnik,  schlecht,  da  unklare  Gedanken 
keine  klare  Fassung  vertragen.  Gesetze  solcher  Art  gereichen 
nicht  bloss  den  von  ihnen  direkt  Betroffenen,  sondern  auch  der 
Gesetzesanwendung  zum  Unglück,  indem  sie  die  letztere 
über  den  einzelnen  Fall  hinaus  verderben.  Es  ist  ein  Ausdruck 
des  Aergernisses , welches  die  neuere  deutsche  Gesetzgebung 
manchmal  von  diesem  technischen  Gesichtspunkte  aus  erregt, 
wenn  kürzlich  aus  der  Mitte  des  höchsten  deutschen  Gerichts- 

t)  Stenographische  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Deutschen  Reichstags, 
8.  Legislaturper.  l.  Session.  I.  Bd.  S.  129. 
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hofes  die  Klage  geführt  wurde;  >Es  will  einem  manchmal  be- 
dünken,  als  machten  wir  in  der  Gesetzgebungskunst  nicht  Fort- 
schritte, sondern  Rückschritte,  als  liefe  dasjenige,  was  einst  Kunst 
gewesen,  immer  mehr  Gefahr,  sei  es  zum  Dilettantismus, 
sei  es  zu  handwerksmässiger  Routine  herabzusinken , als  trügen 
mindestens  unsere  modernen  Strafgesetze  nur  allzuhäuhg  den 
Stempel  der  Fabrikware  an  sich,  für  den  augenblicklichen  Bedarf 
von  dem  behenden  Räderwerk  des  legislativen  Mechanismus  nach 
bekannter  Schablone  rasch  hergestellt,  und  dazu  bestimmt,  rasch 
verbraucht  zu  werden  ')c.  Wenn  bisher  in  der  Presse  gegen  den 
Entwurf  der  Novelle  der  Vorwurf  erhoben  worden  ist,  er  trage 
»einen  geradezu  dilettantenhaften  Charakter«  und  er  werde  in 
dieser  Beziehung  »nur  noch  übertroflfen  von  seinen  Motiven«  ’), 
so  galt  dieser  Vorwurf  dem  strafrechtlichen  Inhalte  der  Novelle 
bezüglich  des  Kontraktbruches.  Dagegen  glaubt  der  Autor  des 
fraglichen  Aufsatzes,  dass  die  Novelle,  wenn  sie  auch  nicht  dem 
»delikaten«  von  der  Strafgesetzgebung  zu  wahrenden  Cha- 
rakter entspreche,  doch  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechtes  »einen 
glücklichen  Griff  gethan«  habe,  indem  sie  das  »altersschwache* 
Schadensersatzrecht  durch  das  Recht  der  »Busse«  verjünge.  Die 
Bussbestimmung  der  Novelle  könne  bei  gehöriger  Benützung 
durch  die  Arbeitgeber  »sehr  wohl  dazu  dienen , den  Strikenden 
das  Bewusstsein  davon  beizubringen,  dass  der  Bruch  eines  Ver- 
trages eine  Handlung  ist,  für  welche  man  einzustehen  hat«.  Es 
hat  sonach,  wie  es  scheint,  nach  der  Meinung  jenes  Autors 
keinerlei  Bedeutung  für  das  Zivilrecht,  welchem  doch  die 
»Busse«  der  Novelle  angehören  soll,  wenn  er  selbst  sehr  schön 
sagt:  »Es  ist  höclist  einseitig,  zu  glauben,  dass  der  Vertrags- 

bruch eine  Erscheinung  sei , welche  sich  auf  die  Arbeiterkreise 
beschränke.  . . . Suchen  wir  hierin  zu  bessern,  mögen  die  höhe- 
ren Gesellschaftsschichten  den  niederen  mit  gutem  Beispiel  v'oran- 
gehen.  Wenn  die  unbezahlten  Weinrechnungen  erst  zur  Selten- 
heit geworden  sind;  wenn  die  Schuster  und  Schneider  ihre  Eie- 
ferungsvcrsprechen  in  der  Regel  halten  und  nur  in  seltenen  Aus- 
nahmefällen verletzen  — wenn  dann  trotz  alledem  und  alledem 
die  Arbeiter  allein  eine  Vertragsbrüchige  Klasse  bleiben  sollten, 
dann  wäre  die  Zeit  gekommen  , sie  die  besondere  Strenge  des 


1)  Keichsgerichör.-U  Dr.  Millelslädt  im  »GeriditssaaU  Bd.  43  (1S90).  .S.  i. 

2)  Münchener  »Allgemeine  Zeitung«,  Murgcnblalt  Nr.  147  vom  29.  Mai  1S90.  S.  I. 
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Strafgesetzes  fiihlen  zu  lassen. t Sollte  man  hiernach  nicht 
auch  glauben  dürfen,  dass  die  Zeit  noch  nicht  gekommen  sei,  um 
die  Arbeiter  »die  besondere  Strenge«  der  Busse  fühlen  zu  lassen, 
so  lange  diese  nicht  über  den  Kavalier  verhängt  wird , der  die 
erwähnten  W^einrechniingen  kavaliermässig  kontrahiert  und  ebenso 
»einfach  schuldig  geblieben«  ist? 

Wir  unsererseits  meinen,  dass  der  Gesetzgeber  nirgends  und 
niemals  ein  blosser  Dilettant  in  der  Gerechtigkeit  sein  darf;  wir 
halten  auch  das  Privatrecht  für  ein  sehr  »delikates«  Gebiet,  auf 
welchem  die  gleiche  strenge  oder  billige  Satzung  für  Alle  gelten 
sollte  und  finden  daher  die  Einführung  des  Institutes  der  »Busse« 
als  privilegium  odiosum  in  das  Zivilrecht  nicht  bloss  um  deswillen 
verwerflich,  weil  das  fragliche,  bisher  schon  im  Kriminalrecht 
missblühende  Institut  dort  bereits  in  der  verhältnismässig  kur- 
zen Zeit  seines  reichsrechtlichen  Bestandes  zu  den  grössten 
Bedenken  Anlass  gegeben  und  »zu  den  schwierigsten  und  unan- 
genehmsten Streitfragen  in  der  praktischen  Handhabung«  geführt 
hat  ').  Die  ausnahmsrechtliche  Behandlung  des  Arbeitsvertrages 
und  des  zugehörigen  Koalitionsrechtes  ist  aber  nicht  bloss  aus 
Kcchtsgründen  verfehlt,  sie  ist  vor  allem  auch  sozialpolitisch  schäd 
lieh,  schädlich  auch  der  soeben  vom  Deutschen  Reich  neu  inau- 
gurierten »positiven«  Sozialpolitik. 

II.  Die  Rechtsquellen  bezüglich  der  gewerblichen  Arbeits- 
verträge. 

Dem  Zustande,  in  welchem  die  Novelle  vor  uns  tritt,  gereicht 
der  Zustand  der  wissenschaftlichen  Litteratur  des  Arbeitsvertrages 
einigermassen  zur  Entschuldigung.  Wir  erlauben  uns  hier  an  be- 
kannte Thatsachen  zu  erinnern.  Die  teilweise  treffliche  ökonomi- 
sche und  sozialwissenschaftliche  Litteratur  bietet  keine  umfassende 
und  erschöpfende  Darstellung  der  bestehenden  V^erhältnisse,  eine 
Darstellung,  für  welche  zur  Zeit  noch  nicht  einmal  die  nötigen 
Grundlagen  durch  Statistik  und  deskriptive  Nationalökonomie  ge- 
schaffen sind.  Die  spezielle  Kontraktbruchslitteratur  ist  fast  durch- 
weg Gelcgenheit.swcrk,  veranlasst  durch  die  Bewegungen  der  sieb- 
ziger Jahre.  Von  juristischer  Seite  hat  sich  der  Arbeitsvertrag 

l)  F.  V.  Liszt,  in  Heft  V von  Bckkcr’s  und  FUchcr’s  »Beiträgen  zur  Erläuterung 
und  Beurteilung  des  Entwurfes  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  Tür  d;vs  Deutsche  Reich 
(1SS9)  S.  32. 
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»bisher  keiner  besonderen  Pflege  zu  erfreuen  gehabt  ‘).  Diese  Ver- 
nachlässigung hat  ihre  Gründe  einerseits  in  den  Recht squellen, 
andererseits  in  den  sozialen  Verhältnissen,  Gründe,  die  des  Zusam- 
menhanges nicht  entbehren,  wie  sich  aus  dem  Folgenden  er- 
geben wird. 

Ein  Teil  der  das  Arbeitsvertragsverhältnis  beherrschenden 
Normen,  zumeist  solche,  welche  die  P'reiheit  der  Vertragsbeliebung 
einschränken , ist  in  modernen  deutschen  Gesetzen  , wie  der  Ge- 
werbeordnung und  dem  Gesetz  betreffend  die  Beschlagnahme  des 
noch  nicht  verdienten  Arbeits-  und  Dienstlohnes  vom  21.  Juni  i86g 
enthalten.  Diejenigen  Rechtssätze  dagegen,  welche  das  Arbeits- 
verhältnis als  freies  Vertragsverhältnis  betreffen,  entstammen  in 
der  Hauptsache  dem  römischen  Rechte,  welches  in  der  heutigen 
deutschen  Praxis  nicht  bloss  da  herrscht,  wo  es  noch  unmittelbar 
gilt,  sondern  auch  in  den  Gebieten  der  neueren  Partikularrechte, 
da  diese  im  obligationenrechtlichen  Teile  fast  durchweg  auf  römi- 
schem Rechte  beruhen.  Die  Typen  des  römischen  Lohnvertrages, 
die  locatio-conductio  operarum,  die  locatio-conductio  operis  und 
die  als  Innominatkontrakt  bezeiehneten  Ergänzungsformen  kehren 
in  der  römischen  Abgrenzung  der  Begriffe  gegen  einander  und 
gegenüber  dem  Kaufverträge,  wenn  von  einer  nicht  sehr  erheb- 
lichen Abweichung  des  allgemeinen  preussischen  Landrechtes  ab- 
gesehen wird,  in  allen  deutschen , ja  wohl  in  allen  kontinentalen 
Rechten  wieder,  und  auch  die  englische  und  nordamerikanische 
Praxis  sieht  sich  hie  und  da  genötigt,  mit  verschiedenem  Glück 
Stellen  des  justinianischen  Corpus  juris  zu  interpretieren  zur  Ent- 
scheidung der  Frage,  ob  ein  Rechtsverhältnis  unter  die  locatio 
operarum  oder  die  conductio  operis  oder  unter  eine  dritte  Ver- 
tragskategorie fällt  ’). 

Das  römische  Recht  des  Arbeitsvertrages  ist  nun  zwar  ziem- 
lich dürftig  und  für  heutige  Verhältnisse  ungenügend.  Die  Arbeit 
für  fremden  Gebrauch  hatte  ja  bei  den  Alten  bei  weitem 
nicht  die  gewaltige  Bedeutung,  welche  derselben  in  der  modernen 
Welt  zukommt.  Während  ferner  diese  Arbeit  heute  überall  in 
der  zivilisierten  Gesellschaft  in  der  Rechtsform  des  freien  obli- 
gatorischen Vertrages  beschafft  wird,  trat  diese  letztere  bei  den 

1)  So  mit  Recht  Jakobi  bezüglich  des  Dienslvertrages  im  Archiv  für  bürger- 
liches Recht  Btl  IV.  1890,  S.  137.  Gleiches  gilt  von  anderen  Formen  des  Ar- 
bcilsvertrages. 

2)  Vgl.  z.  B.  die  Erkenntnisse  bei  Ordronaux,  Jurisprudencc  of  mcdicinc.  Phi- 
ladelphia, 1869.  pp.  II  SS. 
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Römern  zurück  hinter  dinglichen  Rechten  auf  fremde  Arbeit, 
welche  durch  Eigentum  und  andere  dingliche  Rechte  an  Menschen 
begründet  waren.  Um  so  anerkennenswerter  ist  es , wenn  trotz- 
dem das  römische  Recht  des  Arbeitsvertrages  nicht  ganz  der- 
jenigen Vorzüge  entbehrt,  welche  vor  allem  die  berühmte  Ueber- 
legenheit  des  römischen  Rechtes  bedingen,  der  sicheren  Fassung 
des  lebendigen  freien  Verkehrslebens  in  die  scharfen  Grenzen  der 
Juristischen  mit  >fchlerloser  Präzisiont  ')  gebildeten  Begriffe , der 
treffenden  Interpretation  der  Verhältnisse  und  des  Willens  der 
Vertragsparteien,  der  Berücksichtigung  der  Gebote  der  Billigkeit 
und  Humanität  im  Vertragsvollzug.  Die  mittelalterlicheRechts- 
entwicklung  vor  und  nach  Rezeption  des  römischen  Rechtes  war 
der  Fortbildung  des  freien  Arbeitsvertrages  nicht  günstig.  Einer- 
seits bestanden  sehr  verschiedenartige  dingliche  Rechte  auf  fremde 
Arbeit  bis  in  die  neuere  Zeit  herein.  Ausserhalb  dieser  indivi- 
dualrechtlichen Herrschaftsverhältnisse  ging  der  Zug  der  Zeiten 
dahin,  die  unselbständige  Arbeit  im  Wege  des  öffentlichen  Rech- 
tes immer  fester  in  Zwangsdiensts-,  Zucht-  und  Schutzverhältnisse 
zu  den  Zünften  und  anderen  Organisationen  des  Unternehmertums 
zu  bannen,  innerhalb  deren  für  das  Recht  der  freien  Person  und  des 
freien  Vertrages  wenig  Spielraum  blieb.  Die  Sprengung  dieser  immer 
enger  und  starrer  gewordenen  Formen  durch  das  grosse  weltbe- 
herrschende Industrie-  und  Handelskapital  stellte  dem  letzteren  die 
für  seine  Aktionen  erforderliche  Arbeiterschaft  gegenüber,  als  freie 
Verkäufer  der  Ware  Arbeit*).  Diese  Entwicklung  ist  un- 
widerruflich. In  ihr  liegt  der  Grund  dafür,  dass  uns  das  rö- 
mische Obligationenrecht,  obwohl  vierzehn  Jahrhunderte  seinen 
kodifikatorischen  Abschluss  von  unserer  Zeit  trennen,  doch  gei- 
stig und  kulturell  näher  steht , als  das  mittelalterliche  deutsche 
Recht,  dass  ferner  keinerlei  Aussicht  vorhanden  ist  für  die  von 
gewissen  Seiten  gewünschte  Wiederherstellung  von  Normen  des 
letzteren,  dass  auch  der  Entwurf  des  zukünftigen  deutschen  bür- 
gerlichen Gesetzbuches  in  den  von  demselben  gezogenen  privat- 
rechtlichen Grundlinien  des  Arbeitsrechtes  sich  auf  römischem  Bo- 
den bewegt.  Darin  endlich  ist  es  auch  begründet,  dass  die  in  der 
Kontraktbruchslitteratur  vorkommenden  Versuche,  aus  tausend 
mittelalterlichen  oder  auf  mittelalterlichem  Standpunkt  befindlichen 

1)  L.  Knapp,  Syatem  der  Rechtsphilosophie  S.  225  (1S57). 

2)  K.  Manc,  Kapital  1 (3.  And.)  S.  143  fT.  Brentano  in  Schönberg's  Handbuch 
der  politischen  Oekonomie.  (I.  Aull.)  Bd.  I,  S.  914. 
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älteren  Rechtsquellen  die  Bestrafung  kontraklswidriger  Hand- 
lungen oder  Unterlassungen  als  einen  für  die  Gegenwart 
gültigen  »Deutschen  Rechtsgedanken«  abzuleiten,  als  vollkom- 
men gescheitert  zu  betrachten  sind.  Es  ist  dies  in  der  That  kein 
spezifisch  deutscher,  sondern  ein  Gedanke  aller  rohen,  primi- 
tiven und  halbzivilisierten  mittelalterlichen  Rechte,  und  auch  die 
römische  Rechtsgeschichte  zeigt  uns  diesen  angeblich  deutschen 
Rechtsgedanken,  ursprünglich  das  Privatrecht  und  den  Zivilpro- 
zess beherrschend  und  allmählich  ab  st  erbend  mit  dem 
Fortschreiten  der  Gesittung,  ein  weltgeschichtliches  »Erziehungs- 
rcsultat«  ').  Das  Zwölftafelgesetz  gestattet  der  Wut  unbezahlter 
Gläubiger  die  Vivisektion  des  Schuldners  und  schreibt  ein  M i n i- 
malgewicht  für  die  Ketten  vor,  in  welche  der  Schuldknecht  zu 
legen  ist  ; das  spätere  Recht  begnügt  sich  mit  dem  Vermögen 
des  Schuldners,  lässt  Leib,  Leben  und  Freiheit  unangetastet  und 
kommt  sogar  auf  die  Idee , dass  man  unter  Umständen  dem 
Schuldner  soviel  von  seiner  Habe  lassen  müsse,  als  für  des  Lebens 
Notdurft  erforderlich. 

Der  Satz,  dass  die  Arbeitskraft  Ware  und  dass  sie  wie  eine 
Sülche  verkauft  wird,  ein  Satz,  der  zu  den  Grundlagen  des  mo- 
dernen Wirtschafts-  und  Gesellschaftssystems  gehört,  steht  an  der 
Sjiitze  des  vom  Mietvertrag  überhaupt , vom  Arbeitsvertrag  ins- 
besondere handelnden  Titels  des  kaiserlich-römischen  Lehr-  und 
Gesetzbuchs  der  »Institutionen« ’).  Wenn  es  daselbst  heisst:  Lo- 
catio  et  conductio  proxima  est  emtioni  et  venditioni  i i s d c m- 
que  juris  regulis  consistunt,  — was  sich  nach  dem  un- 
mittelbar Folgenden  insonderheit  auf  den  Arbeitsvertrag  bezieht, 
so  ist  dies  keine  bedeutungslose  doctrinäre  Redewendung,  sondern 
ein  aus  den  Thatsachen  des  Lebens  erwachsener  Rechtssatz , 
dessen  Konsequenzen  auch  gezogen  werden.  Die  Freiheit  des 
Kampfes  der  Kräfte  und  der  Interessen,  welche  im  Marktverkehr 
herrscht,  in  welchem  alle  Vorteile  gelten,  ist  ein  »Naturrecht« 
auch  im  Bereich  des  Arbeitsvertrages*).  Die  Voraussetzung 
dieser  Auffassung  ist  nicht  nur  die  rechtliche  Freiheit,  sondern 

1)  jhering»  das  Schuldmomcnl  im  röm.  l*rivatrccht.  (1S67.)  S.  4,  S ff. 

2)  Gcllius,  Doctes  Atticae  XXI«  45. 

3)  Princ.  J.  in,  24  de  locatione  ct  condtictionc.  cf.  1.  2 D locati  conduct.  19  2. 
Gajus  Imst.  III.  142. 

4)  I.  22,  § 3 I>.  loc.  19.  2:  Quemadmodum  in  emendo  ct  vendendo  naturaliicr 
concessum  est,  quod  pluris  est  niinoris  emere,  quod  minoris  sit,  pluris  venderc  cl  ila 
invicem  se  circumscribere,  ita  in  locationibus  quoque  et  conductionibus  juris  est. 
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auch  die  wirtschaftliche  Selbständigkeit  der  kontrahierenden  Par- 
teien ; und  diese  Voraussetzung  des  römischen  Rechts  bezüglich 
des  Arbeitsvertrages  ist  aus  der  bedeutungsvollen  Thatsache  er- 
sichtlich, dass  — wie  noch  des  näheren  zu  zeigen  — , die  Typen 
des  römischen  Arbeitsrechts  überhaupt  nicht  zwischen  selbstän- 
diger und  unselbständiger  Arbeit  unterscheiden  und  teilweise  auf 
letztere  nicht  einmal  berechnet  zu  sein  scheinen. 

Gemessen  an  den  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  der  unselb- 
ständigen Arbeit  der  Gegenwart  erscheint  die  Auffassung  des 
römischen  Rechts  in  erster  Linie  als  ein  Vorzug.  Sie  bildet  für 
uns  die  privatrechtliche  Ausführung  des  in  der  Gewerbeordnung 
auch  für  die  unselbständige  Arbeit  ausgesprochenen  Grundsatzes 
der  b'reiheit  und  damit  die  privatrechtliche  Gewähr  des  Rechts 
der  Arbeiter  zum  Kampf  um  ihren  Anteil  an  der  Kultur,  »die 
erste  der  Bedingungen,  die  gegeben  sein  müssen,  damit  die  Ar- 
beiter zum  Bezug  jenes  für  die  persönliche  Entwicklung  unent- 
behrlichen , ausreichenden , gesicherten  und  unabhängigen  Ein- 
kommens gelangcnt  '). 

Das  römische  Arbeitsrecht  ist  also  mit  einem  Wort  modern. 
Aber  dieser  Vorzug  ist  zugleich  ein  gewaltiger  Fehler;  Das  römische 
Recht  ist  noch  zu  modern  für  die  moderne  Gesellschaft,  so  lange 
diese  sich  nicht  entschliesst,  sich  entsprechend  ihren  eigenen  Produk- 
tionsbedingungen zu  organisieren,  soweit  dies  auf  ihrer  dermaligen 
privatrechtlichen  Grundlage  möglich  ist.  Um  es  deutlicher  zu 
sagen;  Die  römische  Voraussetzung  wirtschaftlich  gleicher  Kräfte, 
deren  Spiel  auf  dem  Waren-  und  Arbeitsmarkt  man  einfach  wallen 
zu  lassen  h.abe,  wurde  zur  Fiktion  gegenüber  einerseits  einer 
mit  allen  Machtmitteln  des  Kapitales  ausgerüsteten  Grossindustrie, 
und  gegenüber  Arbeitern  andererseits,  die  zwar  rechtlich  frei,  aber 
auch  »frei  von  allen  Mitteln,  ihre  Arbeitskraft  .selbst  zu  verwerten,« 
deren  Verkauf  ihrer  Ware  Arbeit  der  »fortgesetzte  Verkauf  der 
Ernte  auf  dem  Halm«,  die  sich  fortwährend  »in  der  Lage  des 
Falliten  befinden,  der  um  jeden  Preis  losschlagen  muss  und  dessen 
Ausverkauf  zu  Spottpreisen  sprichwörllicb  geworden  ist«  “). 

l)  lirentano  in  Schönbt-rg's  Handbuch  der  polit.  ückonomie.  (t.  Aull.)  Bit.  I, 
S.  020.  § 9. 

2|  Marx,  Kajutal  I (3  Aull.)  S.  146;  Engels  »Herrn  E.  Oühring’s  t'inwälziing  der 
WLsseuschafl«  laripzig  1877.  .S.  82 ; RiHlberlus,  Nachlass  herausgegeben  von  Adolph 
Wagner  untl  Theoidiil  Kozak  II.  B.  das  Kapital.  Vicrler  .sozialer  Brief  an  von  Kireh- 
mann.  Berlin  1S84.  S.  194.  'I'hornton  bei  I«  Brentano,  Das  Arbcitsvcrhliltnis  gemäss 
dem  heutigen  Recht.  Leipzig  1877.  S,  186. 
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Diese  völlige  Hilf-  und  Haltlosigkeit  der  Lage  des  isolierten 
Arbeiters  gegenüber  mächtigen  Gegenkontrahenten  war  und  ist 
eine  Gefahr  für  die  Kultur  der  Gegenwart  und  der  Zukunft;  sie 
ermöglichte  — und  verwirklichte  vielfach  — die  Gefahr  von 
thatsächlichen  auf  die  Kapitalmacht  gebauten  Gewalt-  und 
I.eibeigenschaftsverhältnissen  der  Arbeiter,  die  sich  von  den  ent- 
sprechenden Rechtsverhältnissen  des  Altertums  und  des  Mit- 
telalters zu  ihrem  Nachteil  durch  den  Mangel  jeder  Fürsorge- 
Pflicht  der  neuen  Gewalthaber  für  ihre  Gewaltunterthanen  unter- 
scheiden. Sie  ermöglichte  insbesondere  und  bekanntlich  Zustände, 
die  so  sehr  auch  bescheidenen  Ansprüchen  der  Arbeiter  auf  Re- 
produktion der  Lebenskraft,  auf  Erhaltung  eines  gesunden  und 
menschenwürdigen  Daseins  widersprachen , dass  man  sie  nur  als 
ein  System  des  chronischen  Kannibalismus  im  Dienste  der  Waren- 
produktion bezeichnen  könnte,  wenn  nicht  hiemit  das  sittliche 
P'lend  und  die  sittliche  Vernichtung  unbezeichnet  blieben,  welche 
die  notwendige  Begleiterscheinung  solcher  Zustände  bilden. 

Die  letzteren  sind  nur  Massenwirkungen  allgemeiner  nationaler 
und  internationaler  Verhältnisse,  für  welche  der  Einzelne,  Arbeit- 
geber oder  Arbeiter,  nicht  verantwortlich  ist.  Die  Aufhebung  oder 
Milderung  des  Grundübcls  aber,  der  wirtschaftlichen  Ohnmacht 
des  isolierten  Arbeiters  im  Kampf  um  die  Bedingungen 
des  Arbeitsvertrages,  ist  auf  doppeltem  Weg  möglich  und  auf 
doppeltem  Weg  auch  versucht  worden.  Erstens  dadurch,  dass 
die  öffentliche  Gewalt  für  ihn  eintritt  und  die  Vertragsbe- 
dingungen für  ihn  diktiert.  Zweitens  durch  Organisation 
der  Selbsthilfe  im  Wege  der  Koalition. 

Was  den  ersten  Weg,  den  der  Arbeiterschutzgesetzgebung 
betrifft , so  ist  zu  bemerken , dass  man  nirgends  und  auch  im 
deutschen  Reich  niemals  unternommen  hat,  auf  demselben  alle 
Seiten  des  Arbeitsverhältnisses  zu  regeln  ’).  Das  weiteste  Ziel, 
das  jemals  vielleicht  dem  Staate  gestellt  wurde,  ist  in  dem  Erlasse 
des  deutschen  Kaisers  Wilhelm  II.  an  den  Reichskanzler  vom 

4.  Februar  1890  bezeichnet,  worin  ausgesprochen  wird,  «dass  es 
eine  der  Aufgaben  der  Staatsgewalt  ist,  die  Zeit,  die  Dauer  und 
die  Art  der  Arbeit  so  zu  regeln , dass  die  Erhaltung  der  Ge- 
sundheit, die  Gebote  der  Sittlichkeit,  die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse 
der  Arbeiter  und  ihr  Anspruch  auf  gesetzliche  Gleichberechtigung 

i)  Dr.  Adolph  Braun,  Die  Arbeiterschutzgesetze  der  europäischen  Staaten.  I.  TeiL 

5.  62  ff.  Tübingen,  1890,  Laupp’schcr  Verlag. 
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gewahrt  bleiben«  ').  Der  nunmehr  dem  Reichstag  vorgelegte 
lintwurf  einer  Novelle  zur  Gewerbeordnung  ist  indessen  nur  eine 
Etappe  zu  diesem  Ziel,  von  welchem  das  zur  Zeit  geltende  Gesetz 
noch  viel  weiter  entfernt  ist.  In  der  Hauptsache  bezweckt  die 
dermalige  wie  die  künftige  Arbeiterschutzgesetzgebung  die  Regelung 
der  Kinderarbeit  in  Fabriken,  teilweise  auch  die  der  Frauen  da- 
selbst, die  Sicherung  eines  Ruhetages  und  die  Fernhaltung  von 
physischen  und  moralischen  Gefahren  von  der  Betriebsstätte  der 
Arbeit.  Dagegen  bleibt  im  übrigen  die  Zeit,  Dauer  und  Art  der 
Arbeit,  sowie  die  Grösse  der  Gegenleistung  des  Arbeitgebers 
überhaupt  der  freien  Vereinbarung  Vorbehalten.  Hienach  sind 
sehr  wesentliche  Elemente  des  Arbeitsverhältnisses  aller  erwachsenen 
Arbeiter  nicht  Gegenstände  der  Arbeiterschutzgesetze.  »Der  den 
Arbeitern  zu  gewährende  Schutz  gegen  eine  willkürliche  und 
schrankenlose  Ausbeutung  der  Arbeitskraft«  *),  welcher  von  der 
Staatsgewalt  erhofft  wurde,  wird  nunmehr  wohl  für  längere  Zeit 
der  Organisation  der  Arbeiter  selbst  anheimgestellt 
bleiben.  Um  so  bedeutender  wird  hienach  die  Kulturaufgabe 
dieser  Organisation  und  um  so  sicherer  muss  dieselbe  des  Rechts- 
schutzes sein,  welchen  der  heutige  Staat  Bestrebungen  gewährt, 
die  in  weit  geringerem  Grade  dem  Gattungsinteresse  der  Menschheit 
dienen.  Wir  werden  später  sehen,  wie  das  dermalige  und  das  neu 
projektierte  Recht  des  deutschen  Reichs  diese  Forderung  erfüllt. 

III.  Die  Elemente  der  gewerblichen  Arbeitsverträge. 

Nach  dem  Bisherigen  enthält  auf  Grund  des  zur  Zeit  im 
deutschen  Reiche  geltenden  Rechts  jeder  Arbeitsvertrag  eines 
unselbständigen  Arbeiters  mit  einem  Unternehmer  zweierlei  Ele- 
mente. Ein  Teil  des  Vertragsinhalts  ist  durch  zwingende 
Rechtsnorm  unabänderlich  vorgeschrieben  und  die  demselben 
entsprechenden  Pflichten  bestehen  sofort  mit  Begründung  des 
Arbeitsverhältnisses,  gleichviel  wie  letzteres  sonst  beschaffen  ist. 
Im  übrigen  hängt  der  Inh.nlt  des  Arbeitsvertrages  nicht  thatsächlich, 
aber  rechtlich  vom  Belieben  derVertragsparteien  ab, 
das  nur  in  gewissen  Beziehungen  in  Ermangelung  einer  gegen- 
teiligen Erklärung  der  Kontrahenten  vom  Gesetze  in  bestimmter 

1)  Deutscher  Rcichsanzciger  und  kgl,  preuss.  Slantsanicigcr  vom  5.  Februar  1890, 
Nr.  34. 

2)  Ansprache  des  deutschen  Kaisers  bei  Eröffnung  des  preussischen  Staatsrates 
im  Februar  1890.  Deutscher  Reichsaiuciger  vom  14.  Febr.  1890.  Nr,  42. 
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Weise  präsumiert  d.  li.  ergänzt  wird,  z.  B.  in  § 122  der  R.G.O. 
bezüglich  der  Kündigung. 

Wir  befassen  uns  hier  zunächst  mit  dem  ersterwähnten  Teil 
des  Vcrtragsinhaltes. 

A.  Arbeiterschutz  normen.  Die  Arbeitcrschutzvor- 
schriften  der  Gewerbeordnung  und  die  zur  Ausführung  derselben 
in  gesetzmässiger  Weise  erlassenen  Verordnungen  sind  zunächst 
polizeilicher,  d.  h.  öffentlich-rechtlicher  Natur.  Sie  verfolgen 
zweifellos  den  Zweck,  Gefahren  zu  verhüten,  welche  mit  Rücksicht 
auf  die  Gestaltung  der  modernen  Produktion  in  weitem  Umfang 
die  körperliche  und  geistige  Entwicklung,  das  Leben,  die  Ge- 
sundheit und  andere  unverzichtbare  Güter  der  Arbeiter  bedrohen, 
oder  sonst  in  einer  dem  öffentlichen  Interesse  nachteiligen  Weise 
die  Verhältnisse  der  Arbeiter  beeinflussen.  Mit  Rücksicht  auf 
das  anerkannte  öffentliche  Interesse  des  Arbeiterschutzes  droht 
auch  die  derzeit  geltende  Gewerbeordnung,  ebenso  wie  die  No- 
velle, den  Zuwiderhandelnden  Unternehmern  öffentliche  Bestrafung 
an,  von  welcher  letzteren  allerdings  schwerlich  behauptet  werden 
kann,  dass  sie  überall  in  zweckentsprechender  und  genügender 
Weise  normiert  sei.  Wenn  z.  B.  § 147  Absatz  i Ziffer  4 der  Gewerbe- 
ordnung denjenigen  Unternehmer,  welcher  »der  Aufforderung  der 
Behörde  ungeachtet  den  Bestimmungen  des  § I20  zuwiderhandelt, c 
mit  Geldstrafe  »bis  zu  300  Mark«  bedroht,  also  eine  Strafe  von 
I Mark  bis  zum  Maximum  von  300  Mark  für  den  offenen  und 
hartnäckigen  Ungehorsam  gegen  behördliche  Anordnungen  zur 
Sicherung  von  Leib  und  Leben,  Gesundheit  und  Sittlichkeit  der 
.Arbeiter  bestimmt,  so  müssen,  wenn  der  Ihering’sche  Satz  »der 
Tarif  der  Strafe  ist  der  Wertmesser  der  sozialen  Güter«  ')  auf 

120  und  147  der  G.O.  angewendet  wird,  die  bezeichneten 
Güter  der  Arbeiter  nicht  sehr  hoch  stehen  und  es  würde  sich 
wohl  für  die  Novelle  zur  Gewerbeordnung  empfehlen , die  Schä- 
tzung um  ein  Bedeutendes  zu  erhöhen  *). 

In  zweiter  Linie  sind  aber  die  Arbeiterschutzvorschriften 
der  Gesetze  im  Verhältnisse  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter 
V e rt  r a gs i nh a 1 1.  Dies  ist  insbesondere  bezüglich  der  Bestim- 
mungen des  bisherigen  § 120  der  Gewerbeordnung  wiederholt  vom 

1)  V Ihcring.  Zweck  im  Recht.  1,  (i.  Aiifl.)  S.  482. 

2)  Auch  Binthng,  Die  Kormen  und  ihre  L’ebertretung  (H.  Auflage  1S90)  I.  Btl. 
S.  227  hczciclinet  die  Bestimmung  in  § 147,  Ziff.  4 der  Gewerbeordnung  als  »sehr 
merkwürdig*. 
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Reichsgerichte  anerkannt  und  ausgesprochen  worden,  dass  der 
bezeichnete  Gesetzesparagraph  nicht  lediglich  präventiv-polizei- 
licher Natur  sei , sondern  auch  »die  dem  Gewerbeunternehmer 
aus  dem  Dienstmietvertrag  obliegenden  Verpflich- 
tungen, insoweit  es  sich  um  die  zum  Schutze  der  Arbeiter 
gegen  die  mit  dem  Gewerbebetrieb  verbundenen  Gefahren  für 
Gesundheit  und  Leben  handelt , gesetzlich  normiert«  ').  Das 
Reichsgericht  hat  deshalb  auch  wiederholt  ausgesprochen , dass 
die  Nichtbefolgung  dieser  gesetzlichen  V'orschrift  einen  privat- 
rechtlichen Grund  für  den  Anspruch  auf  Schadensersatz  im  Falle 
von  Verletzungen  bildet,  welche  die  Arbeiter  infolge  der  Nicht- 
erfüllung dieser  Verpflichtung  des  Gewerbcunternehmers  erlitten 
haben*).  Der  Vertrag  ist  aber  nicht  erst  dann  verletzt, 
wenn  Leib  und  Leben  des  Arbeiters  verletzt  sind , wenn  ein 
Schaden  zugefugt  wurde,  sondern  bereits  dann,  wenn  der  Ar- 
beiter durch  Ungehorsam  des  Unternehmers  gegen  die  gesetzlichen 
Schutzvorschriften  gefährdet  wird,  wenn  die  behördlichen  An- 
ordnungen auf  Beseitigung  gefährlicher  Zustände  nicht  befolgt 
werden.  Sind  die  gesetzlichen  Schutzvorschriften,  wie  dies  bezüg- 
lich des  § 120  in  dem  erwähnten  reichsgerichtlichen  Erkenntnis 
ausgesprochen,  für  die  Parteien  des  Arbeitsverhältnisses  Vertrags- 
inhalt, so  hat  der  Arbeiter  von  Beginn  bis  zum  Ende  des  Arbeits- 
verhältnisses ein  privates  Recht  auf  Befolgung  derselben  Seitens 
des  Unternehmers  und  zwar  nach  der  Natur  des  Arbeiterschutz- 
rechtes ein  Recht,  auf  welches  vornherein  nicht  verzichtet  werden 
kann,  abgesehen  davon  dass  ein  Erlassvcrtrag  dieser  Art,  als 
gegen  die  guten  Sitten,  ungiltig  wäre  ’). 

Bedauerlicher  Weise  hat  die  Gewerbeordnung  selbst  nicht 
nur  die  privatrechtlichen  Konsequenzen  des  Arbeiterschutzes  nicht 
vollständig  gezogen,  sondern  auch  Bestimmungen  aufgenommen, 

Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen.  XU.  Bti.  S.  46  ff.  cf.  VIII. 
151;  XV.  52;  XIX.  189. 

2)  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  a.  a.  O.  XII.  46.  Diese  Haftung  Ist  nun- 
mehr, soweit  das  Gebiet  der  Unfallversicherung  reicht,  durch  § 95  des  Gesetzes  vom 
6.  Juli  1S84  wesentlich  eingeschränkt;  auf  .Schadensersatz  kann  nur  wegen  vorsätz- 
licher durch  strafgerichtliches  Urteil  festgcstelltcr  Verursachung  einer  VcrleUung  ge- 
klagt werden  und  zwar  auf  den  nicht  rlurch  die  Unfallversicherung  zu  erlangenden 
Teil  der  Schadenssumme.  Cf.  Motive  zum  erwähnten  Gesetz  int  Kommentar  von 
Izindmann  zu  § 95  I.  c. 

3)  Erkenntnis  des  Reichsgerichts  vom  5.  Dezember  1882,  citiert  bei  Reger,  Ent- 
sch.  III.  S.  375. 
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welche  mit  dem  Zweck  und  der  rechtlichen  Bedeutung  dieses 
Arbeiterschutzes  in  direktem  Widerspruch  stehen  und  sogar  einen 
bedeutenden  Rückschritt  gegenüber  dem  Inhalte  des  gemeinen 
Zivilrechtes  darstellen.  Die  Bestimmungen  der  Novelle  aber 
würden,  zum  Gesetz  erhoben,  die  Sache  noch  sehr  erheblich  ver- 
schlimmern. 

Man  vergleiche  zunächst,  um  die  Gerechtigkeit  des  bestehenden 
Gesetzes  auch  vom  Standpunkt  der  Parität  der  Rechtsstellung  der 
beiden  Parteien  des  Arbeitsverhältnisses  aus  zu  würdigen,  § 123 
Ziffer  3 und  § 124  Ziffer  4 und  5 der  R.G.Ü.  Nach  § 123  Ziffer  3 
cit.  können  Arbeiter  ohne  Aufkündigung  entlassen  werden,  »wenn 
sie  die  Arbeit  unbefugt  verlassen  haben  oder  sonst  den  nach 
dem  Arbeitsvertrage  ihnen  obliegenden  Verpflichtungen  nachzu- 
kommen beharrlich  verweigern. t 

Nach  § 124  Ziffer  4 und  5 des  Gesetzes  können  Arbeiter 
ohne  Aufkündigung  und  vor  Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit 
die  Arbeit  verlassen,  »wenn  der  Arbeitgeber  den  Arbeitern  den 
schuldigen  Lohn  nicht  in  der  bedungenen  Weise  auszahlt,  bei 
Stücklohn  nicht  für  ihre  ausreichende  Beschäftigung  sorgt,  oder 
wenn  er  sich  widerrechtlicher  Uebervorteilungen  gegen  sic  schuldig 
macht, c ferner  dann  »wenn  bei  Fortsetzung  der  Arbeit  das  Leben 
oder  die  Gesundheit  der  Arbeiter  einer  erweislichen  Gefahr  aus- 
gesetzt sein  würde , welche  bei  Eingehung  des  Arbeitsvertrages 
nicht  zu  erkennen  war.« 

Würde  das  Gesetz  seinen  Grundsatz  der  Gleichberechtigung 
der  beiden  Parteien  des  Arbeitsverhältnisses  wahren,  dann  müsste 
der  Generalklausel  zu  Gunsten  der  Unternehmer  in  § 123  Ziffer  3 
eine  Generalklausel  zu  Gunsten  der  Arbeiter  in  § 124  Ziffer  4 
dahin  entsprechen , dass  der  Arbeiter  die  Arbeit  verlassen  darf, 
wenn  überhaupt  der  Arbeitgeber  »den  ihm  nach  dem  Arbeits- 
vertrag obliegenden  Verpflichtungen  nachzukommen  beharrlich 
verweigert.« 

Zu  diesen  Verpflichtungen  gehört  zweifellos  nach  dem  Gesetz 
sowohl  als  auch  nach  der  oberstrichterlichen  Praxis  die  Ver- 
pflichtung, gemäss  § 120  der  R.G.O.  die  von  der  Verwaltungs- 
behörde rechtskräftig  angeordneten  Vorkehrungen  zur  Sicherung 
der  Arbeiter  gegen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit,  bezw. 
nach  § 120  Absatz  i auch  für  die  Sittlichkeit  derselben,  zu  treffen. 
Der  Unternehmer,  welcher  den  bezüglichen  Anordnungen  gegen- 
über p.assiv  bleibt,  verletzt,  wie  oben  ausgeführt,  den  Arbeits- 
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vertrag.  Da  Leben , Gesundheit  und  Sittlichkeit  des  Menschen 
doch  mindestens  so  hoch  stehen  als  Geld,  so  sollte  man  glauben, 
dass  auch  diese  Vertragsverletzung  den  Arbeiter  berechtigt,  das 
Verhältnis  einseitig  zu  lösen,  bevor  er  für  immer  geschädigt  ist. 

Nach  der  Gewerbeordnung  und  auch  nach  der  vorliegenden 
Novelle  hat  der  Arbeiter  dieses  Recht,  sich  der  Gefahr  zu  ent- 
ziehen, weder  bevor  sich  dieselbe  verwirklichte,  noch  auch 
nachher,  sofern  bei  Eingehung  des  Arbeitsverhältnisses  die 
Gefahr  »zu  erkennen  war.«  Denn  unter  dieser  Voraussetzung 
ist  nach  § 124  Ziffer  5 auch  »die  erweisliche  Gefahr«  kein  Grund 
der  Vertragsauflösung.  Der  Arbeiter  hat  vielmehr  die  Pflicht 
auszuharren,  obwohl  der  Arbeitgeber  in  einer  Leben  und  Ge- 
sundheit bedrohenden  Weise  seine  Pflicht  gegenüber  dem  Arbeiter 
fortdauernd  verletzt;  der  Arbeiter  kann,  wenn  er  infolge  dieser 
Pflichtverletzung  des  Arbeitgebers  an  Körper  und  Gesundheit 
geschädigt  wurde,  unter  Umständen,  nicht  immer*).  aufSchadensr 
ersatz  klagen ; aber  der  Vertrag  wird  auch  durch  solche  Schä- 
digung nicht  gelöst;  und  wenn  der  Arbeiter  etwa,  weil  er  kein 
Bedürfnis  in  sich  fühlt,  einen  erfolgreichen  Schadensprozess  zu 
führen,  dem  Schaden  ausweicht,  dann  hätte  er  nach  der  Novelle 
(§  125  neuer  Lesung)  »vor  rechtmässiger  Beendigung 
des  Arbeitsverhältnisses  die  Arbeit  verlassen«  und  das  hiedurch 
verletzte  »öffentliche  Rechtsgefühl«  *)  erhält  eine  »Sühne«,  indem 
der  Arbeiter  dem  Arbeitgeber  eine  Busse  für  jeden  Tag  des  »Ver- 
tragsbruchs« zu  zahlen  hat. 

Humane  Seelen  meinen  wohl,  dass  hier  die  Gewerbeordnung 
ein  ganz  »heidnisches«  Recht  eingeführt  habe.  Die  Sache  ver- 
hält sich  aber  umgekehrt  und  schlimmer.  Die  Gewerbeordnung 
hat  durch  § 124  ein,  der  christlichen  Liebe  mehr  als  sie  selbst 
entsprechendes,  »heidnisches«  Gesetz,  ein  Gesetz  des  Kaisers 
Diocletian  nämlich,  welches  in  unserem  Corpus  juris  steht,  für 
gewerbliche  Arbeiter  ab  geschafft.  Das  fragliche  zehn 
Jahre  vor  der  ersten  diocletianischen  Christenverfolgung  datierende 
kaiserliche  Reskript  spricht  aus : Dienstvertragsfristen  dürfen  nur 
insoweit  als  bindend  behandelt  werden,  als  dies  die  Billigkeit 
gestattet  ').  Diese  Norm  gilt  bei  uns  gemeinrechtlich  *),  ist  auch 

1)  Vergl.  S.  395,  Anmerkung  2. 

2)  Motive  zur  Novelle  S.  39. 

3)  1.  22.  C.  de  loc.  ct  cond.  IV.  65  (293  p.  Chr.).  Impp.  Dioclclianus  et  Ma- 
ximioianus  Papiniano.  Si  hi  contra  quos  supplicas,  facta  localione  temporis  certi 
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partikular-*)  und  handelsrechtlich“)  anerkannt,  ebenso  im  Ent- 
wurf des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  ’).  Der  Ent- 
wurf der  Novelle  zur  Gewerbeordnung  statuiert  sie  in  g 133  c 
für  die  Verhältnisse  der  gewerblichen  Betriebsbeamten,  Werk- 
meister, Techniker*).  Der  Entwurf  führt  hiemit  eine  neue 
Rechtsungleichheit  ein,  eine  Rechtsungleichheit  unter  den  gewerb- 
lichen Arbeitern  selbst;  Für  Arbeiter  I.  Klasse  Billigkeitsrecht, 
für  Arbeiter  II.  und  letzter  Klasse,  für  welche  es  bei  § 124 
verbleibt,  strenges  oder  besser  gesagt  U nbilligkeitsrecht 
Unbilligkeitsrecht,  weil  die  Rücksicht  auf  Billigkeit , Treue  und 
Glaube,  welche  sonst  überall  das  Mass  der  Bindung  durch  Dienst- 
verlragsfristen  bildet,  gegen  gewerbliche  Arbeiter,  ausserhalb  der 
fünf  in  § 124  G.O.  genannten  Fälle,  nicht  beachtet  werden  muss; 
Unbilligkeitsrecht,  weil  hiermit  die  gewerblichen  Arbeiter  schlech- 
ter behandelt  werden,  als  die  Unternehmer;  Unbilligkeitsrecht  vor 
allem  deswegen,  weil  von  den  wenigen  den  Arbeitern  zugebilligten 
Vertragsauflösungsgründen  mehrere  vom  Gesetze  so  gestaltet  sind, 
dass  sie  weniger  als  Schutz  des  Rechtes  der  Arbeiter,  als  vielmehr 
des  Unrechtes  und  der  Unsittlichkeit  der  Unternehmer  erscheinen. 

Bei  § 124  Ziffer  5 der  Gewerbeordnung  geht  dies  soweit,  dass 
man  ein  Versehen  des  Gesetzgebers  annehmen  möchte;  und 
das  scheint  in  der  That  der  Fall.  Im  ursprünglichen  F.ntwurfe 

suas  tibi  locaverint  operos,  quatenus  bona  fides  patitur,  causa  cognita  compe- 
icns  judex  conventionem  servari  jubehit.  Zum  Begriff  der  bona  fides  vgl.  Sa'-igny, 
System  des  heutigen  römischen  Rechts  V.  S.  io8. 

4)  Bezüglich  der  obcrslgerichtlichen  Praxis  vgl.  Windscheid  Pandekten  II.  Ikl. 
(6.  Aurt.)  § 402,  Anm.  loa. 

1)  Preussisches  I.andrccht  I.  5.  § 270.  408.  Nach  § 408  kann  man  jederzeit 
von  einem  Vertrag  über  Handlungen  zurucktreten , wenn  der  Gegenkontrahent  nicht 
vertragsmiissig  handelt,  cf.  A.L.R.  I.  2,  § 878.  — Code  Civil,  Art.  11S4  1135;  kgl. 
sädisi&ches  Gesetzbuch  §§  1241.  1242.  — Schweizerisches  Bunde&gesctz  über  das  übU* 
galionenrccht  An.  346.  Ocsterreichisches  a b,  Gesetzbuch  1160. 

2)  Handelsgesetzbuch  Art.  62:  »Die  Aufhebung  des  Dienstverhältnisses  vor  der 
bestimmten  Zeit  kann  aus  wichtigen  Gründen  von  jedem  Teile  verlangt  werden.« 

3)  Entwurf  § 566  und  .Motive  II.  S.  468  ff.  Ueber  die  Exclusivität  der 
Gewerbcordnungsnormen  gegenüber  den  I.anclesrechten  vgl.  Dernburg , Lehrbuch  des 
prcussischcn  Privatrechlcs  und  der  Privatrechtsnormen  des  Reichs  (111  Aufl.)  II.  B4, 
§ 26,  S.  62,  Anra.  12.  17.  19.  jacobi  im  Archiv  für  bürgerlich«  Recht  IV.  S.  158. 
*59-  — Entwurf  und  die  Motive  schweigen  sich  über  diese  wichtige  Frage  aus. 

4)  § *33®  »Jeder  der  beiden  Teile  kann  vor  Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit 
und  ohne  Innehaltung  der  Kündigungsfrist  die  Aufliebung  des  Dienstverhältnisses  ver- 
langen, wenn  ein  wichtiger,  nach  den  Umständen  des  Kalles  die  Aufhebung  rechi- 
ferligcnder  Grund  vorliegt.« 
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fehlte  die  Ziffer  5.  Erst  von  dem  Abgeordneten  Dr.  Hirsch  wurde 
beantragt,  dass  die  Arbeiter  zur  einseitigen  Lösung  des  Vertrags- 
verhältnisses berechtigt  sein  sollten,  >wenn  bei  Fortsetzung  der 
Arbeit  ihr  Leben  und  ihre  Gesundheit  einer  erweislichen  Gefahr 
ausgesetzt  sein  würdet  '). 

Zur  Begründung  dieses  Antrages  wurde  geltend  gemacht,  dass 
die  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter  beim  Gewerbe- 
betrieb ausserordentlich  häufig  und  stark  seien,  und  dass  oft,  »trotz 
der  grössten  Gefahr,  die  Arbeitgeber  aus  selbstischen  Interessen 
es  unterlassen,  eine  solchergestalt  gefährliche  Sache  abzustellen». 
Der  Antragsteller  meinte  weiter,  gerade  in  der  Berechtigung  der 
Arbeiter  zur  Verlassung  der  Arbeit  ohne  Kündigung  liege  ein 
Druck  auf  die  Arbeitgeber  zur  Ausführung  der  gesetzlichen  V'or- 
schrift  des  (nunmehrigen)  § 120  der  G.ü. 

Hiegegen  wurde  ausgeführt,  dass  eine  Anzahl  von  Betrieben 
»an  sich  schon  eine  Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit  in  sich 
schliessen«,  wie  z.  B.  Quecksilberfabrikation.  Die  aus  der  Natur 
des  Betriebes  selbst  hervorgehende  unvermeidliche  Gefahr 
könne  aber  kein  Grund  zum  Verlassen  der  Arbeit  sein. 

Diesem,  vom  Antragsteller  alsbald  als  berechtigt  anerkannten, 
Einwand  suchte  derselbe  zu  begegnen , indem  er  ferner  in  der 
beantragten  Ziffer  5 nach  dem  Wort  »erweislichen«  die  Worte 
inserierte;  »nicht  notwendig  mit  dem  Gewerbebetrieb  verbunde- 
nen« (Gefahr). 

Der  Abgeordnete  Dr.  Harnier  schlug  zur  Ziffer  5 nach  dem 
Hirsch'schen  z\ntrag  einen  Schlusssatz  vor : »(Gefahr)  welche  bei 
Eingehung  des  Arbeitsvertrages  nicht  zu  erkennen  war«. 

Bei  der  Schlussabstimmung  in  2ter  Lesung  wurde  die  Ziffer  5 
des  §124  in  folgender  den  kombinierten  Anträgen  Hirsch  und  Harnier 
entsprechender  Fassung  angenommen:  »wenn  bei  Fortsetzung 
der  Arbeit  ihr  Leben  oder  ihre  Gesundheit  einer  erweislichen, 
nicht  notwendig  mit  dem  Gewerbebetrieb  ver- 
bundenen Gefahr  ausgesetzt  sein  würde,  welche  bei  Eingehung 
des  Arbeitsvertrages  nicht  zu  erkennen  war«  *). 

Trotzdem  enthält  aber  die  amtliche  Zusammen- 
stellung der  Beschlüsse  der  zweiten  Lesung  der 

1)  Slcnographische  üerichle  über  die  Vcrhamllungcn  des  norddeutschen  Reich-s- 
lages  I.  Legislaturperiode,  .Session  1869.  lid.  1.  S,  609. 

2)  Stenograph.  Berichte  über  die  Verh.  des  Reichstags  des  norrid.  Bundes.  1.  I.e- 
gislaturperiode,  Session  1869.  Bd.  1.  S,  Ö12. 

Archiv  für  lof.  Geseughf{.  u.  Sutistilc  III.  3 u.  4.  2Ö 
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Gewerbeordnung  eine  andere  Fassung  der  Ziffer  5;  die  von  dem 
Abgeordneten  Hirsch  seinem  ursprünglichen  Antrag  hinzugefügten 
Worte  »nicht  notwendig  mit  dem  Gewerbebetrieb 
verbundene  nt  fehlen,  so  dass  die  Fassung  dieser  Zusammen- 
stellung mit  derjenigen  des  späteren  Gesetzes  identisch  ist  ')- 

Auf  Grund  dieser  Zusammenstellung  erfolgte  dann  sehr 
summarisch  die  3te  Lesung,  in  welcher  über  § 124  Ziffer  5 keine 
Debatte  stattfand , und  endlich  die  Schlussabstimmung  ebenfalls 
ohne  Debatte  ’). 

ln  der  oben  angeführten  Fassung  der  2ten  1,  esung  hätte 
offenbar  § 124  Ziffer  5 wenigstens  einen  guten  Sinn.  Von  der  jetzigen 
Fassung,  deren  Aufnahme  in  das  Gesetz  ursprünglich  nach  dem 
erwähnten  Hergang  auf  einem  Druckversehen  zu  beruhen  scheint, 
kann  Gleiches  nicht  gesagt  werden.  Es  hat  keinen  Sinn , die 
Pflichtverletzung  des  Unternehmers  in  Bezug  auf  Leben  und  Ge- 
sundheit des  Arbeiters  nicht  mit  derselben  Rechtswirkung  auszu- 
statten, wie  die  Pflichtverletzung  des  Unternehmers  bezüglich  der 
pekuniären  Ansprüche  des  Arbeiters.  Vom  Standpunkte  der  H u- 
manität  und  daher  auch  des  Arbeiterschutzes  aus  ist  aber  nicht 
bloss  die  Bestimmung  des  ij  124  Ziffer  5 in  der  jetzigen  F'assung, 
die  in  der  Novelle  beibchalten  ist,  verwerflich,  sondern  ebenso, 
wenn  auch  nicht  in  so  hohem  Grade,  die  Bestimmung  in  der 
F'assung  der  2ten  Lesung.  Es  widerspricht  der  Menschlichkeit 
und  den  guten  Sitten , aus  Gründen  des  pekuniären  Vor- 
teils einen  Menschen  in  einer  sein  Leben  und  seine  Gesundheit 
gefährdenden  Lage  wider  seinen  Willen  festzuhalten,  auch 
wenn  er  sich  ursprünglich  freiwillig  in  die  Gefahr  begeben  hat. 
Das  Recht  des  Arbeitsvertrages  ist  immer  ein  blosses  Vermö- 
gensrecht und  ein  blosses  Vermögensrecht  sollte  im  19.  Jahr- 
hundert nicht  mehr,  wie  das  a It  römisch-heidnische  Schuldrecht, 
einen  Anspruch  auf  Hinopferung  von  Menschenleben  in  sich 
schliessen.  Wenn  Jemand  einem  jungen  Mann  unter  Ausbeu- 
tung der  Notlage  oder  des  Leichtsinnes  desselben  für  eine  Dar- 
lehensgewährung  pekuniäre  Gegenleistungen  auferlegt,  welche  das 
übliche  Mass  überschreiten , so  kann  er  wegen  W'uehers  ange- 
klagt, zu  F'reiheits-,  Geld-  und  Fdirenstrafe  verurteilt  werden’). 
Wenn  aber  derselbe  junge  Mann  aus  Not  in  einer  Bleiweissfabrik 

1)  A.  a.  O.  III.  Bä.  .S.  49S. 

2)  A.  a.  O.  Bd.  11,  S.  1104,  1142  i Bd.  III,  .S.  733. 

3)  Sl  G.B.  § 302a. 
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in  Arbeit  eintritt,  deren  Gefahren  er  im  allgemeinen  kennt,  und 
später,  wenn  sich  die  Folgen  für  seine  Gesundheit  zeigen,  sei- 
nen Entschluss  bereut  und  wieder  austreten  will,  so  wird  ihm 
dies  von  der  Gewerbeordnung  nicht  gestattet , es  wird  vielmehr 
als  seine  gesetzliche  Pflicht  erklärt,  vertragsgemäss  sein 
Leben  und  seine  Gesundheit  im  Interesse  des  Betriebes , d.  h. 
des  Geldvorteils  des  Gegenkontrahenten,  aufs  Spiel  zu  setzen. 

Entspricht  schon  dies  weder  der  christlichen  Moral , noch 
den  allgemeinen  zivilrechtlichen  Normen  '),  wie  viel  weniger  muss 
es  dann  als  gerechtfertigt  erscheinen , wenn  dem  Gewerbeunter- 
nehmer gestattet  wird , den  Arbeiter  in  einer  gefährlichen  Lage 
festzuhalten , welche  nicht  auf  die  Natur  des  Betriebes , son- 
dern lediglich  auf  das  rechtswidrige,  dem  öffentlichen  wie 
dem  Vertragsrecht  zuwiderlaufende,  Verhalten  des  Unterneh- 
mers, also  auf  den  »Vertragsbruch«  des  letzteren  zurück- 
zufuhren  ist.  Wenn  unter  solchen  Umständen  einer  Vertrags- 
partei eine  »Busse«  aufzuerlegen  ist,  so  ist  dies  gewiss  nicht  der 
Arbeiter,  welcher  der  Pflicht  der  Selbsterhaltung  folgend  die  Arbeit 
verlässt,  sondern  der  Unternehmer,  welcher  den  Arbeiter  hiezu 
durch  seine  Rechtsverletzung  genötigt  hat  Dann  würde  die 
»Busse«  auch  im  Einklang  mit  den  bisherigen  reichsrechtlichen 
Bestimmungen  bezüglich  derselben  stehen,  wonach  die  Busse  über 
einen  Delinquenten  neben  der  öffentlichen  Strafe  verhängt 
wird  und  zu  Gunsten  des  Verletzten.  Wenn  die  Novelle  zum 
Gesetz  erhoben  würde,  so  würde  die  Busse  zu  Gunsten  des 
Delinquenten  über  den  verletzten  Arbeiter  verhängt  und  ver- 
hängt werden  müssen. 

Wer  sich  dem  Glauben  hingibt , dass  derartige  Fälle  ver- 
meidlicher und  rechtswidrig  verschuldeter  Gefährdung  der  Ar- 
beiter durch  die  Unternehmer  selten  verkommen  und  deswegen 
unsere  Erörterung  ohne  praktische  Bedeutung  sei , der  dürfte 
wohl  schon  durch  einen  Blick  in  die  amtlichen  Berichte  der  Fabrik- 
inspektoren anderer  Ansicht  werden,  wobei  noch  zu  bemerken 
ist,  dass  die  Kontrolle  der  Fabrikinspektoren  bei  der  geringen 
Anzahl  der  Beamten  als  eine  nichts  weniger  als  genügende  er- 
scheint. Wenn  es  die  Regel  ist,  dass  F'abriken  in  ein  paar 
Jahren  nur  einmal  inspiziert  werden,  und  der  Fall  vorkommt,  dass 
sie  in  fünf,  ja  in  zehn  Jahren  einmal  den  Besuch  der  Aufsichtsbe- 

1)  l)r.  A.  von  Tiihr,  Der  Nothstami  im  Zivilrecht.  Heidelberg,  Karl  Winter's 
Hniversilätsbuchhaiuilung,  1888.  S,  25,  § 9. 

26  * 
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amten  erlialten,  so  sicht  eine  solche  Kontrolle  weniger  einer  Beauf- 
sichtigung als  einem  Zudrücken  des  Auges  des  Gesetzes  ähnlich  ‘). 

Die  Novelle  zur  Gewerbeordnung  erweitert  das  Gebiet  der 
Arbeiterschutzgesetzgebung  erheblich ; die  Vorlage  wird  in  dieser 
Beziehung  durch  höchst  dringende  praktische  Bedürfnisse  be- 
gründet, deren  Darlegung  nicht  die  Aufgabe  dieser  Zeilen  bildet. 
Die  Gewerbeordnung  schützt  z.  B.  die  Sittlichkeit  nur  bei  Arbei- 
tern unter  achtzehn  Jahren  i§  120,  Absatz  i);  die  Novelle  (§  I20*>) 
hebt  diese  Altersgrenze  auf  und  verpflichtet  die  Unternehmer 
allgemein  >diejenigen  Einrichtungen  zu  treffen  und  zu  unter- 
halten, welche  erforderlich  sind , um  die  Aufrechterhaltung  der 
guten  Sitten  und  des  Anstandes  zu  sichern«.  Dennoch  schützt 
§ 124  auch  nach  dem  Recht  der  Novelle  die  Sittlichkeit  der  Ar- 
beiter in  völlig  ungenügender  Weise  gegen  Angrilfe  seitens  der 
Unternehmer  selbst.  Die  mit  einer  minderjährigen  Arbeiterin  be- 
gangene unzüchtige  Handlung  berechtigt  nach  einer  Woche  den 
gesetzlichen  V'ertreter  nicht  mehr  zur  Vertragsauflösung;  die 
mit  einer  Arbeiterin  vom  Unternehmer  begangene  unzüchtige 
Handlung  berechtigt  deren  Arbeitskameradinnen,  auch  die  min- 
derjährigen, nicht  zur  Vertragsauflösung,  obwohl  ihr  Ruf,  ja  ihre 
Sittlichkeit  dadurch  mitbedroht  sein  kann.  Hier  ist  von  einem 
Redaktions-  oder  Druckverschen  des  Gesetzgebers  keine  Rede ! 
Die  Erweiterungen  des  Arbeiterschutzes  bilden , wenn  sie  zum 
Gesetz  erhoben  werden  , für  die  Parteien  des  Arbeitsverhält- 
nisses, soweit  sie  sich  auf  dessen  Inhalt  beziehen , Vertrags- 
normen , daher  vertragsmässige  V'crbindlichkeiten , und  deren 
Nichteinhaltung  seitens  des  Unternehmers  einen  »Kontrakt- 
bruch«, einen  Kontraktbruch,  welcher  mit  Rücksicht  auf  Art  und 
Wert  der  verletzten  Interessen  regelmässig  weit  gefährlicher 
und  unsittlicher  erscheint , als  je  ein  Fall  der  Arbeitverlassung 
seitens  des  Arbeiters  sein  kann.  Dennoch  vermissen  wir  für 
diesen  Kontraktbruch  der  Unternehmer,  für  den  Kontraktbruch 
in  Bezug  auf  die  Arbeiterschutzpflichten,  die  Anordnung  einer 
Busse  zu  Gunsten  der  gefährdeten  Arbeiter.  Und  doch  wäre  hier, 
wenn  man  einmal  eine  Busse  in  das  Arbeitsrecht  einfiihren  will, 
eine  solche  ganz  besonders  am  Platz.  Denn  eine  Klage  auf  Scha- 
densersatz ist  auf  Grund  blosser,  wenn  auch  noch  so  erheblicher 

l)  L’ebcr  <lie  Uniuliinglichkeil  tlicscr  Kontrulle  vgl.  illc  Krklärung  eines  prcus.-4- 
»chen  Fabrikinspeklors  bei  l).  Adler,  Die  Krage  des  internationalen  Arbeiterskhutics. 
(j.  Hirtlis  Verlag  iSSS  S.  42. 
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Clefälirtlung  ausgeschlossen;  eine  Klage  auf  Herstellung  der  den 
gesetzlichen  Bestimmungen  entsprechenden  Anstalten  ist  seitens 
der  Arbeiter  schon  wegen  der  regelmässig  zur  Durchführung 
einer  solchen  Klage  ungenügenden  Dauer  des  Arbeitsverhältnisses 
praktisch  ebenfalls  unmöglich.  Zur  Erzwingung  der  Vertrags- 
erfiillung  des  Unternehmers  gerade  in  Bezug  auf  die  erheblichsten 
Vertragsclemente,  die  Sicherung  der  höchsten  Güter  des  Lebens, 
steht  dem  Arbeiter  sonach  kein  zivilrechtliches  Mittel  zu 
Gebote.  Der  Schutz  des  öffentlichen  Rechtes  aber  ist,  wie  oben 
bemerkt,  z.  Z.  ein  völlig  ungenügender. 

B.  Die  Vertrag  sbeliebung  und  die  Vertrags- 
arten. Wir  wenden  uns  nunmehr  zum  zweiten,  dem  will- 
kürlichen Elemente  im  Arbeitsvertragsverhältnisse.  Es  wurde 
bereits  oben  darauf  hingewiesen  , dass  dieser  Teil  des  Verhält- 
nisses in  der  Hauptsache  durch  die  Normen  des  römischen  Rechts 
bestimmt  wird,  welche  iin  deutschen  Reich  teils  unmittelbar  als 
Gesetz  gelten , teils  dem  geltenden  Arbeilsrecht  wenigstens  zu 
Grunde  liegen.  Die  vom  römischen  Recht  vor  1800  Jahren  bereits 
ausgebildeten  Tonnen  des  Arbeitsvertrages  sind  in  der  Gegenwart 
zu  einer  erhöhten  Bedeutung  gelangt  und  sie  werden  wohl  erst  mit  der 
derrnaligen  Wirtschaftsform  überhaupt  ihre  Anwendbarkeit  verlieren. 
Diese  Formen  sind  im  Interesse  der  späteren  Erörterung  über  den 
Vertragsbruch  der  Arbeiter  einer  kurzen  Betrachtung  zu  unterziehen. 

a.  Der  Vertrag  betrifft  möglicherweise  die  Arbeit  als  lebendi- 
gen der  Leitung  des  Unternehmers  unterstellten  Vorgang;  dann 
spricht  man  von  Dienstvertrag,  römisch  locatio-conductio  operarum. 

b.  Der  Arbeitsvertrag  betrifft  möglicherweise  lediglich  einen 
bestimmten  gedachten  und  bezeichneten  körperlichen  oder  imma- 
teriellen Erfolg  der  Arbeit,  welcher  unter  der  eigenen  Leitung 
des  Arbeiters  herzustellen  ist ; dann  spricht  man  von  Werkvertrag 
oder  locatio-conductio  operis.  Bei  diesem  Vertrag  wird  — was 
beim  Dienstvertrag  ebenfalls  selbstverständlich  ist  — vorausgesetzt, 
dass  der  Stoff,  an  welchem  die  Arbeit  vollzogen,  aus  welchem  das 
W’erk  geschaffen  wird,  der  Hauptsache  nach,  d,  h.  von  unerheblichen 
Zuthaten  abgesehen,  dem  Arbeiter  vom  Unternehmer  geliefert  wird. 

c.  Ermangelt  diese  letztere  Voraussetzung,  was  bei  der  Haus- 
industrie nicht  selten  der  Fall,  so  wird  nicht  mehr  Werkmiete, 
sondern  Kauf,  Lieferungskauf  angenommen  '). 

l)  Andera  nach  preussischem  I-andrecht.  cf.  Motive  zum  Entwurf  eines  bürger- 
Heben  Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich,  Rd.  II  S.  474  ff.  zu  § 568. 
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d.  In  allen  bisher  erwähnten  Fällen  kommt  der  Vertrag  durch 
Vereinbarung  einerseits  der  Arbeitsleistung,  andererseits  des  Lohns 
oder  Preises  derselben  zustande,  ln  zahlreichen  Fällen  gelangt 
aber  das  Arbeitsverhältnis  ohne  Vereinbarung  eines  vornherein 
bestimmten  Preises  in  der  Weise  zum  vertragsweisen  Abschluss, 
dass  zunächst  lediglich  die  Arbeitsleistung  bestimmt  und  die 
nachträgliche  Vereinbarung  eines  Preises  derselben  Vor- 
behalten wird.  In  dieser  Weise  wird  die  Arbeit  besonders 
häufig  an  persönlich  und  in  Bezug  auf  Leistungsfähigkeit  nicht 
näher  bekannte  Arbeiter  vom  Unternehmer  vergeben.  Diese 
Art  von  Arbeitsvertrag  entspricht  dem  sog.  Innominalkontrakn 
der  Römer.  Sie  kann  eine  Abart  von  Dienstmiete,  oder  Werk- 
miete oder  Lieferungkauf  darstellen  ’). 

Nicht  mehr  eine  Art  des  Vertragsschlusses,  sondern  eine 
Art  des  Vertrags  b r u c h e s ist  dasjenige  V'erfahren,  welches  bei 
der  locatio  conductio  operis  im  Gebiete  der  Bergarbeit  mehrfach 
geübt  zu  sein  scheint  und  als  »Abreissen  der  Gedinget  bezeichnet 
wird  Eis  besteht  darin , dass  nach  Abschluss  eines  Accord- 
vertrages  über  eine  bestimmte  Arbeit  hinterher,  wenn  im  Verlaufe 
der  wirklichen  Arbeitsleistung  der  Vertrag  mit  Rücksicht  auf  die 
Verhältnisse  des  Gesteins  etc.,  als  dem  Grubenarbeiter  zu  günstig 
erscheint,  die  Gedingsätze  rückwärts  wirkend  vom  Unternehmer 
reduziert  werden.  Bezüglich  dieses  Verfahrens  äussert  die  eben 
citierte  Denkschrift  sich  dahin:  »dass  diese  Vergütung  (der 

Accordlohn)  allein  von  dem  Willen  einer  Partei  abhängen  solle, 
würde  den  Grundregeln  der  V e rtragslehre  zuwiderlaufen ; 
nicht  minder  würde  auch  eine  nachträgliche  Herabsetzung  des 
Gedinges,  ohne  dass  eine  wesentliche  Veränderung  in  den  V'er- 
liältnissen  eingetreten  ist,  und  ohne  Einwilligung  des  Arbeiters, 
rechtlich  als  unzulässig  zu  bezeichnen  seine  ’). 

In  der  That  stellt  die  erwähnte  Verfahrensart  nicht  etwa  einen 
neuen  Vertragsschluss,  sondern  einfach  eine  Vorenthaltung  des 
versprochenen  Lohnes  des  Arbeiters  dar,  welche  in  den  in  F'rage 

1)  1.  22.  l).  lg.  5. 

2)  Denkschrift  über  die  Unlersuchiing  der  Arbeiter-  und  Betriebsverhaltnisse  in 
den  Sleinkiihlenbezirken.  Bearbeitet  im  Aufträge  der  Ministei  der  üffenilichen  Arbei- 
ten und  des  Innern.  Berlin,  1890,  S.  10.  Verlag  der  Expedition  des  Deutschen  Reiebs- 
und  kgl.  Breuss.  Staatsanzeigers. 

3)  Denkschrift,  S.  Ii.  Klagen  über  das  Abreissen  iler  Gedinge  in  der  Denkschrift. 
SS.  14.  19.  53. 


Digitized  by  Google 


Kontraktbrudt  und  Koalitionsrecht. 


405 


koinmcnilcn  Fällen  gemäss  S 83,  Ziffer  3 des  allgemeinen  Berg- 
gesetzes für  die  preussischen  Staaten  vom  24.  Juni  1865  den  Ar- 
beiter berechtigte , vor  Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit  und 
ohne  vorhergegangene  Aufkündigung  die  Arbeit  zu  verlassen  '). 

Die  Vertragsarten  welche  zu  a — d aufgeführt  wurden,  lassen 
nach  dem  geltenden  Recht  verschiedene  Modifikationen  zu ; der 
Innominatkontrakt  (litera  d)  z.  B.  kann  auch  in  der  Weise  zu- 
stande kommen,  dass  statt  Geld  eine  andere  Gegenleistung  stipu- 
liert  wird.  Im  Gebiet  der  Gewerbeordnung  ist  dies  jedoch  nach 
i}  115  der  G.O.  ausgeschlossen. 

Andere  als  die  hier  aufgeführten  Vertragsarten  sind  mir  un- 
bekannt. Insbesondere  kenne  ich  nicht  die  Rechtsquellen,  auf  Grund 
deren  R.  Loening*)  einen  Arbeitsvertrag  »in  einem  engeren  wirt- 
s c h a f 1 1 i c h wichtigen  und  hier  allein  in  Betracht  kommenden 
Sinnet  dahin  definiert,  cs  sei  dies  »diejenige  Vereinbarung  zweier 
Personen,  kraft  welcher  die  eine  (der  Arbeiter  oder  Arbeitnehmer) 
sich  der  anderen  (dem  Arbeitgeber)  gegen  einen  vom  letzteren 
zu  zahlenden  Lohn  zur  persönlichen  Verrichtung  gewisser 
körperlicher  durch  einen  dauernden  wirtschaftlichen  Zweck 
fortlaufend  geforderter  Arbeiten  für  einen  konkret 
bestimmten  Zeitraum  verpflichtet«,  und  zwar  derart  ver- 
pflichtet, dass  die  konkrete  Zeitbestimmung  für  den  Arbeitsvertrag 
von  wesentlicher  Bedeutung  sei,  indem  dieselbe  »der  Indivi- 
dualisierung des  Vertragsgegenstandes,  der  zu 
leistenden  Arbeiten  selbst«  diene.  Denn,  heisst  es  a.  a.  ü.  weiter  : 
»Es  sollen  bei  einem  solchen  Vertrage  nicht  irgendwelche 
Arbeiten  dieser  oder  jener  Art  geleistet  werden,  sondern  diejenigen, 
welche  durch  den  an  sich  dauernden  wirtschaftlichen  Zweck  ge- 
rade  während  der  Vertragszeit  erforderlich  ge- 
macht werden.  Durch  die  Verknüpfung  mit  einem  bestimm- 
ten konkreten  Zeitraum  werden  die  den  Vertragsgegenstand  bil- 
denden Arbeiten  von  anderen  gleichartigen  und  demselben  Zweck 
dienenden  Arbeiten  unterschieden,  sie  werden  eben  hiedurch  spe- 
zifiziert und  individualisiert,  verlieren  gewissermassen  den 
fungibeln  Charakter  ’)«. 

1)  Cf.  auch  Art.  8i.  Z.  3 des  bayer.  Berggesetzes  vom  20.  Marz  1869  (im 
wesentlichen  i>!enli$ch  mit  § 124,  ZitT.  4 der  R.G.O.). 

2)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaflcn , Bd.  i,  SS.  750,  751  Artikel:  Ar- 
bcilsvcrtragsbruch  (1S89). 

3)  Dass  Loening  hiemit  die  Arbeilsverträgc  des  gewerblichen  Arbeiters  mit  dem 
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Zur  Steuer  der  Wahrheit  will  ich  gestehen,  dass  das  »ge- 
wiss e r m a s s e n«  bei  K.  Loening  nicht  gesperrt  gedruckt  ist, 
diese  Auszeichnung  des  in  einer  juristischen  Definition  ominösen 
Wortes  von  mir  herrührt,  weil  in  diesem  »gewissermassenc  die 
»stillschweigende  Erklärungc,  wie  die  Juristen  sagen,  steckt,  dass 
die  ganze  Definition  unhaltbar  und  unwahr  ist.  Ist  die  Zeitbe- 
stimmung beim  Arbeitsvertrag  schlechthin  so  wesentlich , dass 
hierdurch  die  Arbeitsleistung  »individualisiert  und  spezifiziert«  wird, 
dann  hat  sie  den  »fungibeln  Charakter«  verloren,  wirklich , und 
nicht  bloss  »gewis.sermassen«.  Denn  diesen  fungibeln  Charakter 
kann  sie  nur  entweder  haben  oder  nicht  haben  , aber  sie  kann 
denselben  nicht  nur  »gewissermassen«  haben  unil  gewissermassen 
nicht.  Wir  wollen  und  dürfen  annehmen,  dass  Loening,  trotz  der 
Zweifelhaftigkeit  seiner  Erklärung,  bei  dem  Arbeitsvertrag 
in  dem  von  ihm  behau|>teten  engeren  Sinne  um 
der  angeblichen  Wesentlichkeit  der  Zeitbestimmung  willen  der 
Arbeitsleistung  die  Eungibilität  a b s p r i c h t.  Er  thut  das,  um 
hiemit  zu  beweisen,  dass  die  vom  Arbeiter  durch  Nichtantritt  des 
Dienstes  oder  der  Arbeit  oder  vorzeitiges  Verlassen  der  Arbeit 
begangene  Vertragsverletzung,  der  bekannte  »Vertragsbruch« 
xax’  nicht  etwa  ein  gewöhnlicher  Verzug  sei,  welcher 

eineNachleistungzulas.se,  sondern  sich  »als  ein  dauerndes, 
an  sich  nicht  wieder  zubeseitigendesUnrecht« 
charakterisiere , gleichviel  ob  er  sich  auf  die  ganze  Arbeitszeit, 
oder  nur  auf  einen  Teil  derselben  erstreckt ').  Hiedurch  unter- 
scheidet sich  nach  Loening  die  bezeichnete  Vertragsverletzung  des 

Unlcrnclimer  überhaupt,  und  nicht  etwa  bloss  einrclne  Fälle  oder  Arten  derselben, 
kennzeichnen  will,  ergibt  sich  aus  seiner  weiteren  Darstellung  a a.  O. , insbesomlerc 
aus  <ler  von  ihm  aus  der  angeführten  Definition  abgeleiteten  Votwendigkeit  der  He- 
Sträfling  des  Vertragsbruchs  der  Arbeiter;  ferner  aus  der  offenh.ar  jener  Definition  ru 
(irumle  liegenden  Darstellung  in  dem  Buche  R.  Loening's  »Der  Vertragsbruch 
und  seine  Rechtsfolgen  I.  Band.  Der  Vertragsbruch  im  Deutschen 
Recht«.  Stras£.burg,  1876,  S.  462 , woselbst  behauptet  wird,  dass  in  Bezug  auf  die 
\Ve.scntlidikeil  der  Zeitbestimmung  beim  »gewerblichen  G ese  11  en  ver  t r a g« 
gleiche  Verhältnisse  wie  beim  Gesindevertrage  obwalten.  »Nur  die  Art  der  Thätig- 
keil  ist  hier  eine  andere  als  beim  Gcsindcvcrlragc ; von  wesentlicher  Bedeutung  ist 
aber  auch  hier,  dass  diese  Thätigkeit  gerade  in  der  im  Vertrage  bestimm* 
len  Zeit  vorgenommen  werden  muss,  wenn  sie  wirklich  als  eine  Erfüllung  des  Ver- 
trages gehen  soll  « »Mil  einem  etwas  freien  Ausdruck  könnte  man  daher  die  ge- 
werblichen und  Gesindedienste  als  in  zeitlicher  Hinsicht  nicht  fungible,  nicht 
vertretbaic  bezeichnest 

l)  Handwörterbuch  der  Slaalswisscnschaftcn  1.  c.  S.  753. 
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Arbeiters  sehr  wesentlich  und  zu  ihrem  Nachteil  von  der  etwa 
seitens  des  Unternehmers  durch  Lohnvorenthaltung  be- 
gangenen Vertragsverletzung;  diese  ist  ein  gewöhnlicher  Verzug, 
auch  die  nachträgliche  Zahlung  ist  Vertragserfiillung,  an  deren 
Stelle  etwas  Anderes,  eine  Strafe  zu  setzen,  unnötig  und  unge- 
rechtfertigt sei,  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  Bezahlung  nach- 
träglich ausbleibt.  Dagegen  ist  beim  Vertragsbruch  des  Ar- 
beiters eine  nachträgliche  Erfüllung  überhaupt  unmöglich. 
Von  der  Einhaltung  der  Zeit  hängt  hier  — nach  Loening  — 
die  Identität  des  Geschuldeten  und  Geleisteten  ab.  >Mit  dem 
Ablaufe  dieser  Zeit  sind  diejenigen  Arbeiten , zu  welchen  sioh 
der  Arbeiter  verpflichtet,  unmöglich  geworden  ; sie  können  nicht 
mehr  vorgenommen  werden,  weder  freiwillig,  noch  zwangsweise, 
eben  weil  ihre  Zeit  vorüber  ist.c  Die  hiemit  bewiesene 
Nichtvollstreckbarkeit  des  Vertrages  auf  seinen  eigentlichen  Gegen- 
stand müsse  die  Strafbarkeit  der  Vertragsverletzung  zur 
Folge  haben,  denn  snicht  e x e q u i e rb  a r es  doloses  Un- 
recht bedarf  zu  seiner  Ausgleichung  immer  der 
Strafe«  '). 

Diese  Begründung  der  Strafbarkeit  des  Vertragsbruchs  der 
Arbeiter  und  der  Unsträflichkeit  des  Vertragsbruchs  der  Arbeit- 
geber entbehrt  nicht  einer  »gewissermassen«  philosophischen 
Tiefe ; für  uns  kommt  es  aber  weniger  hierauf  an , als  auf  die 
juristische  und  wirtschaftliche  Richtigkeit,  und  diese  müssen 
wir  bestreiten.  Wir  müssen  uns  hier  in  eine  kurze  Prüfung  der 
Loening'schen  Argumente  einlassen,  weil  dieselben  für  die  nunmehr 
vorgeschlagene  >Büssung«  des  Vertragsbruchs  der  .Arbeiter 
verwendet  werden  könnten.  W'ir  haben  uns  hierbei,  gem.äss  dem 
Zweck  dieser  Erörterung,  auf  die  Prüfung  jener  Argumente  an  der 
I land  des  geltenden  Rechts  zu  beschränken  und  übergehen 
den  Beweis,  dass  der  Vertragsbruch  der  Arbeiter  früher  in  nun- 
mehr aufgehobenen  Strafgesetzen  bestraft  war,  als  für  uns  völlig  be- 
deutungslos, ebenso  wie  wir  dem  vermeintlichen  Eoening'schen 
Beweis  der  Unsträflichkeit  des  Vertragsbruchs  des  Unterneh- 
mers auch  nicht  entgegen  halten , dass  vor  Zeiten  auch  dieser 
wegen  seiner  Vertragsverletzungen  vielfach  »gebüsst«  wurde. 

1)  I.ocning  a.  a.  O.  S.  754.  Ein  grosses  Wort,  gelassen  ausgesprochen,  aber 
unwahr.  Vgl.  Binding,  die  Normen,  I (2.  Aufl.)  S,  225  ff.  i Merkel  in  Holtzendorff, 
VEncyklopädie  der  Rechtswissenschaft  (V.  Aufl.  1890)  .S.  10;  Bierling,  Kritik  der  juristi- 
schen Grundbegriffe,  I.  S.  140.  II.  .S.  63  ff. 
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Nacli  I.ocning  ist  der  Arbeitsvertrag  auf  seiten  des  Arbeiters 
ein  sog.  Fixgeschäft:  die  Erfüllung  des  Vertrages  durch 
Arbeitsleistung  ist  derart  an  einen  bestimmten  Zeitraum  gebunden, 
dass  sie  nach  Ablauf  desselben  unmöglich  ist.  Hieraus  folgt 
nach  Eoening  die  Notwendigkeit  der  Bestrafung  des  Vertragsbruches 
des  Arbeiters,  weil  cs  nach  Ablauf  der  vertragsmässigen  Leistungs- 
zeit keine  Vollstreckung  mehr  geben  könne.  Hiernach  müsste  im 
Börsenverkehr,  der  bekanntlich  fast  ausschliesslich  Fixgeschäft 
ist,  bei  Nichterfüllung  von  Zeitgeschäften,  — die  hier  tagtäglich 
tausendmal  vorkommt  — , sofort  nach  dem  Staatsanwalt  gerufen 
werden , sofern  nicht  etwa  die  Ewigkeit  des  Unrechtes  nur  für 
Arbeiter  gilt.  Denn  die  mit  dem  Unrecht  verbundenen  etwaigen 
wirtschaftlichen  Nachteile  machen  nach  Loening  den 
Vertragsbruch  nicht  zum  strafbaren  Unrecht,  s i e können  durch 
Schadensersatz  ausgeglichen  werden  ').  Und  diese  Koulanz  oder 
vielmehr  Konnivenz  der  Börsianer  gegenüber  dem  gebrochenen 
Fixgeschäft  beruht  nicht  einmal  auf  freier  Wahl,  sondern  ist  mit 
Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  des  allgemeinen  deutschen 
Handelsgesetzbuches  in  Art.  357  eine  notwendige.  Das  deutsche 
Handelsgesetzbuch  hält  die  Bestrafung  des  Vertragsbruchs  beim 
Fixgeschäft  nicht  für  erforderlich  und  zieht  aus  der  Nichterfüllung 
eines  solchen  Geschäftes  verschiedene,  nur  keine  kriminellen  Kon- 
sequenzen. Dieses  Fixgeschäft  des  Handelsrechts  ist  aber  ein 
wirkliches  und  ernstgemeintes , nicht  bloss  ein  »Gewissermassen-« 
Fixgeschäft ! Warum  soll  nun , was  für  den  handelsrechtlichen 
Kaufvertrag  recht  ist,  nicht  für  den  gewerblichen  Mietvertrag 
billig  sein  ? 

Es  ist  nun  aber  die  Loening'sche  Behauptung,  dass  der  gewxrb- 
liche  Arbeitsvertrag  überhaupt,  und  nicht  etwa  bloss  in  ganz  bestimm- 
ten einzelnen  Fällen,  ein  Fixgeschäft  sei,  unwahr,  und  die  einzige 
Kechtsquelle  für  die  Loening'sche  Behauptung  ist  die  Loening'- 
sche Definition  des  Arbeitsvertrages  »im  engeren  Sinne«.  Das 
im  deutschen  Reich  geltende  Recht  •)  kennt  zunächst  überhaupt 

1)  A.  a.  O.  .S.  759. 

2\  Als  geltendes  Recht  des  Arbeitsvertrages  wird  in  dem  S.  406,  Anm.  3 citicr- 
len  Buch  von  Loening  noch  das  römische  Recht,  wie  cs  scheint,  anerkannt,  wenn 
auch  mit  Bedauern,  da  »so  mancher  mittelalterliche  deutsche  Rechtsgedanke  uziserem 
modernen  Bewusstsein  näher  steht,  als  eine  vielleicht  fein  ausgebildete  und  formell 
bei  uns  rciipicrlc  römische  Theorie  (Vorwort  p.  XIV,  cf.  p.  Vll).  Ob  und 
inwieweit  dies  auch  jetzt  noch  der  Fall,  ist  mir  aus  dem  Artikel  »Arbcitsvcrtragsbruchc 
nicht  ganz  klar  geworden.  Doch  ist  das  Geständnis  aus  demselben  zu  koDstalierco. 
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keinen  einheitlichen  Arbeitsverlrag,  wie  I.oening  behauptet,  sondern 
verschiedene  Arbeitsverträge  mit  verschiedenen  privatrechtlichen 
Folgen.  Diese  verschiedenen  Vertragskategorien  sind  aber  weiter 
nicht  Vertragsformen  ausschliesslich  für  Leute,  die  berufsmässig 
»Arbeiter«  und  für  Leute,  die  berufsmässig  Unternehmer  sind, 
in  diesen  ihren  Eigenschaften;  das  Privatrecht  ver- 
hält sich  vielmehr , was  die  rechtlichen  Folgen  der  verschie- 
denen Vertragsarten  anlangt,  soweit  nicht  die  Bestimmungen 
der  G.O.  in  Betracht  kommen , gegenüber  diesen  wirtschaft- 
lichen und  allenfalls  auch  sozialen  Unterschieden  vollkommen 
gleichgültig;  die  Werkmiete  z.  B.  wird  bekanntlich  nicht  bloss 
von  Schneidergesellen  mit  dem  Schneidermeister,  sondern  auch 
vom  Schneidermeister  mit  den  Kunden  abgeschlossen.  Wenn 
am  Vormittag  der  Kunde  dem  seiner  eleganten  Arbeit  halber 
berühmten  Schneidermeister  X das  Tuch  behändigt  und  mit  ihm 
vereinbart,  dass  der  Meister  ihm  hieraus  einen  Rock  nach  neue- 
ster Mode  herzustellen  habe  gegen  Bezahlung  von  50  Mark , so 
ist  dies  Werkmiete;  wenn  dann  am  Nachmittag  der  Meister  das 
fragliche  Tuch  einem  seiner  be.sten  »Rockmacher«  übergibt  und 
mit  diesem  »Gesellen«  vereinbart,  dass  er  für  Herstellung  des 
Rockes  IO  Mark  bekomme,  so  ist  dies  wieder  Werkmiete;  und 
diese  zweite  W’erkrniete  unterscheidet  sich  von  der  ersten  in  Be- 
zug auf  die  Wesentlichkeit  des  Zeitmomentes  gar  nicht.  Nach 
Loening  aber  ist  zwischen  diesen  beiden  Verträgen  vom  Vor- 
mittag und  vom  Nachmittag  in  dieser  Beziehung  ein  sehr  wesent- 
licher rechtlicher  Unterschied.  Gesetzt  der  Kunde  hat  mit  dem 
Meister  vereinbart , dass  er  den  Rock  in  acht  Tagen  fertig  zu 
bekommen  habe , der  Rock  wird  aber  erst  in  zehn  Tagen  fertig, 
so  ist  er  um  dieses  kleinen  »Verzuges«  willen  eben  doch  ein  ver- 
tragsmässiger  Rock,  der  sich  von  dem  gleichen  Rocke , wenn  er 
zwei  Tage  früher  fertig  geworden  wäre,  in  nichts  unterscheidet 
und  angenommen  werden  muss,  wie  ja  auch,  wenn  der  Rock  nicht 
sofort  am  achten  Tage  dem  Kunden  völlig  gepasst  hätte,  dem 
Herrn  Schneidermeister  zur  entsprechenden  Abänderung  noch 
eine  Nachfrist  zu  gewähren  sein  würde').  Jedenfalls  aber  kann 
diese  Nachfrist  mit  der  Wirkung  gewährt  werden,  dass  die  nach- 

diss  »dem  römischen  Recht  das  Institut  des  Arbeitvertr.ages  in  unserem  Sinne  un- 
bekannt» ist  (s.  Handwörterbuch  I,  S.  754I. 

i)  Vgl.  Motive  zum  Entwurf  eines  bürgerl.  Gesetzbuches,  II,  S.  480  zu  § 569. 
Demburg,  Preussisches  Privatrecht  (111,  Aull.),  II  Bd.,  g 201,  zu  Note  18  ff. 


Digitized  by  Coogle 


410 


I.o  e7t<e  n/  el  d , 


trauliche  Erfüllung  eben  auch  Erfüllung  ist.  Denn,  wie  jedermann 
weiss,  ist  der  Vertrag  mit  dem  Schneider  k e i n E i x g c s c h ä f t ; 
cs  besteht  auch  gar  keine  Veranlassung,  es  hiezu  zu  erklären. 
Alles  dies  gilt  aber  nur  vom  Vertrag  des  Schneidermeisters  mit 
dem  Kunden.  Ganz  anders  verhält  sich  die  Werkmietc,  welche 
der  Schneidermeister  mit  seinem  Gesellen  abgeschlossen  hat. 
Ifas  ist  ein  Fixgeschäft.  Da  ist  der  Rock,  welcher,  statt 
am  Mittwoch,  am  Donnerstag  fertig  wird , kein  vertragsmässiger 
Kock  mehr,  dieser  Rock  kann,  wenn  der  Mittwoch  vorbei  ist, 
von  diesem  Gesellen  überhaupt  nicht  mehr  vertragsgemäss  herge- 
stellt  werden,  da  liegt  kein  blosser  Rechtsverzug  vor,  sondern 
»ein  dauerndes,  an  sich  nicht  wieder  zu  beseitigendes  Unrechte, 
also  eine  ewige  Schuld,  für  die  es  nur  eine  Sühne,  die  Strafe 
gibt,  oder  vielleicht  jetzt  die  »Russe«  ’).  Denn  die  Werkmiete  ist 
zweifellos  nach  dem  geltenden  Rechte  auch  eine  Art  des  »ge- 
werblichen Gesellenvertrages«  und  die  Wesentlichkeit  der  Zeit- 
bestimmung, welche  R.  I.oening  in  seinem  Buch  über  den  »Ver- 
tragsbruch im  deutschen  Rechte«  allgemein  als  Begriffsmerkmal 
dieses  Gesellenvertragcs  behauptet’),  muss  daher  — zwar  nicht 
nach  dem  geltenden  Recht,  aber  nach  Eoening  — auch  für  die 
Werkmiete  gelten.  Andererseits  aber  scheint  die  Werkmiete  des 
gewerblichen  Arbeiters  nach  der  zweiten  Loening'schen  Dar- 
stellung (I  landwörterbuch,  Artikel  Arbeitsvertragsbuch)  doch  kein 
Arbeitsvertrag  »in  einem  engeren  und  wirtschaftlich  wichtigen« 
Sinn;  und  das  ist  äusserst  charakteristisch,  nicht  für  die  Werk- 
miete, aber  für  den  Loening'schen  Arbeitsvertrag,  welcher  eine 
Ilauptform  der  modernen  industriellen  Arbeit  einfach  ignoriert 
und  nur  die  locatio  operarum , den  Dienstv'ertrag , zu  kennen 
scheint  — ; zu  kennen  scheint,  denn  die  wirklichen  und  gelten- 
den Rechtsquellen  sagen  uns  auch  bezüglich  des  Dienstvertrags, 
sowie  der  anderen  Formen  des  gewerblichen  Arbeitsvertrages 
nichts  von  einer  grundsätzlichen  Wesentlichkeit  des  Zeitmomentes. 

ln  Wirklichkeit  unterscheiden  sich  die  Arbeitsverträge  zwi- 
schen .Arbeitern  und  Unternehmern  nach  dem  geltenden  Recht  in 
Bezug  auf  die  Erheblichkeit  des  Zeitmomentes  in  Nichts  von 

1)  Mil  Rücksicht  auf  diese  verheimlich  liefere  und  ausreichendere  IlegTündung  der 
Bestrafung  des  Arbcitervcrtragsbruchs  bezeichnet  Loening  die  Begründung  der  in  det 
Novelle  von  1.S74  vorgeschlagcnen  Bestrafung  der  beiderseitigen  Vertragsbrüche 
als  schwächlich  und  prinziplos. 

2)  R.  Loening  a.  a.  ü.  S.  462. 
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anderen  Arbeitsvertr;i[jcn  und  von  Verträgen  über  Leistungen  über- 
haupt. Der  gewerbliche  Arbeitsvertrag  kann  als  Fixgeschäft  ab- 
geschlossen werden  und  der  bezügliche  Vertragswille  kann  dann 
nicht  bloss  ausdrücklich  erklärt  werden , sondern  sich  auch  aus 
den  Umständen  des  einzelnen  Falles , aus  der  Natur  und  d e m 
Zweck  der  zu  bestimmenden  Arbeit  ergeben.  Aber  es  ist  dies 
weder  notwendig  noch  auch  nur  die  Regel. 

Wir  wollen  dies  hier  nur  an  den  beiden  eben  erwähnten 
Hauptformen  des  Arbeitsvertrages,  der  locatio-conductio  operarum 
(Uienstmiete)  und  der  locatio-conductio  operis  (Werkmiete)  dar- 
legen, dabei  aber  auch  die  Gelegenheit  zur  Erörterung  der  that- 
sächlichen  Entwicklung  der  Verhältnisse  benützen.  Denn  cs  ist 
bezeichnend  für  die  Loening'sche  Begründung  der  Strafbarkeit 
des  Vertragsbruchs  — übrigens  unter  den  vielen  von  Juristen 
gemachten  derartigen  Begründungsversuchen  der  einzige  auf  das 
eigene  privatrechtliche  Wesen  des  Arbeitsvertrages  sich  stützende 
Versuch  — dass  derselbe  nicht  bloss,  wie  die  andern,  mit  den 
Rechtsquellen  im  Widerspruch  sich  befindet,  sondern  auch 
gegenüber  den  wirklichen  Lebensverhältnissen  sich  einfach  als 
Phanlasiegebilde  erweist. 

Die  Zeit  hat  bei  Arbeitsverträgen  eine  mehrfache  recht- 
liche F'unktion. 

I.  Die  Zeit  fungiert  als  Mass  der  Leistung  des  Arbeiters 
und  der  Lohn  bemisst  sich  direkt  oder  indirekt  nach  Zeitgrössen. 
Dann  ist  locatio-conductio  operarum  (Dienstmiete)  gegeben.  Die 
Arbeitskraft  des  Arbeiters  steht  während  bestimmter  Zeit  dem 
Gegenkontrahenten  zur  Verfügung,  der  daher  während  dieser 
Zeit  über  die  fragliche  Arbeitskraft  zu  disponieren  hat.  Die  Zeit 
kann  unabhängig  oder  abhängig  vom  Kalender  bezeichnet  werden  : 
So  und  soviel  Stunden,  Tage,  Wochen;  oder;  2 X 72  Stunden 
an  2 mal  6 Wochentagen  vom  i. — 15.  Juli.  Als  Masseinheit  im 
Vertrag  des  unselbständigen  gewerblichen  Arbeiters,  wonach  der 
Arbeitslohn  bemessen  wird,  dient  jetzt  fast  allgemein  die  Stunde ; 
der  Tag  als  Arbeitstag  ist  ein  Aggregat  von  x zusammenhängen- 
den Stunden  oder,  der  vertragsmässigen  bezw.  gesetzlichen  Pausen 
halber,  eine  Zwei-  oder  Mehrzahl  solcher  Aggregate  und  regel- 
mässig nur  ein  oder  mehrere  in  die  Tages-  oder  die  Nachtzeit 
oder  in  beide  fallende  Stücke  des  Kalendertages,  der  also  in 
eine  dem  Unternehmer  gehörige  und  in  eine  dem  Arbeiter  frei 
verbleibende  Zeit  zerfallt.  1 liedurch  entsteht  die  Möglichkeit,  aus 
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einem  Kalendertag  mehrere  Arbeitstage,  heute  mit  Rücksicht  auf 
die  regelmässige  Minimalzeit  des  Arbeitstages,  höchstens 
drei  zu  machen.  Sind  mehr  als  diese  aus  natürlichen  Gründen 
mögliche  Zahl  von  Arbeitstagen  an  einem  Kalendertag  zu  be- 
schaffen, so  wird  die  locatio-conductio  operarum  zum  Arbeitsbe- 
schaffungsvertrag. wodurch  sie  ihre  Natur  nicht  ändert.  Der  Arbeiter 
kontrahiert  über  x aus  y Stunden  bestehende  Arbeitstage  für  je 
einen  Kalendertag  oder  eine  Kalenderwoche  etc. , und  beschafft 
das  so  bemessene  Arbeitsquantum  durch  vertragsmässige  Ver- 
fügung über  fremde  Arbeit,  die  i h m zur  Erfüllung  seines  Arbeits- 
vertrages dient,  so  dass  der  Unternehmer  nur  mit  einem  Gegen- 
kontrahenten rechtlich  zu  thun  hat.  Z.  B.  der  Ziegelarbeiter  N.  ver- 
pflichtet sich,  dem  Ziegeleibesitzer  A.  vom  Frühjahr  bis  Herbst 
zur  Leistung  von  täglich  50  Arbeitsschichten,  wozu  er  49  Ge- 
hilfen beiziehen  muss,  wenn  auf  einen  Kalendertag  je  ein  Arbeits- 
tag eines  Arbeiters  fällt. 

Der  Lohn  wird  bei  dieser  Form  der  locatio-conductio  ope- 
rarum treffend  als  Zeitlohn  bezeichnet.  Dem  Unternehmer  obliegt 
hier,  wie  die  Verfügung  über  das  ihm  vertragsmässig  überant- 
wortete Quantum  von  Arbeitskraft , so  auch  naturgemäss  die 
Kontrolle  über  deren  fortwährende  Verausgabung  während 
der  betreffenden  Zeit.  Diese  Kontrolle  kann  erspart  werden, 
indem  der  Lohn  nicht  direkt  nach  bestimmten  Einheiten  der 
Zeit  bemessen  wird,  sondern  unter  Benützung  früherer  Erfahrungen 
nach  bestimmten  Einheiten  von,  während  der  Vertragszeit  that- 
sächlich  geleisteter  und  vergegenständlichter  Arbeit,  also  so  und 
so  viel  Tausend  Ziegelsteine,  so  und  soviel  Meter  Garn.  Dann 
spricht  man  von  »Stücklohn«  *).  Diese  Art  von  Lohn-  und  Ar- 
beitsberechnung eröffnet  der  beiderseitigen  Spekulation  Spielraum; 
aber  immer  ist  auch  hier  die  Hingabe  von  Arbeitskraft  auf 
Zeit  beiderseits  gewollt  und  für  die  zur  Disposition  gestellte 
Zeit  zu  bezahlen,  die  nur  nach  Arbeitsstücken  berechnet  wird. 
Daher  schreibt  i;  124  Ziffer  4 der  G.O.  vor,  dass  Gesellen  und 
Gehilfen  vor  Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit  die  Arbeit  ver- 
lassen können , wenn  der  Arbeitgeber  bei  Stücklohn  nicht  für 
ihre  ausreichende  Beschäftigung  sorgt;  die  Vereinbarung  von 
Stücklohn  verpflichtet  ihn  hiezu  von  selbst. 

Diese  F'unklion  der  Zeit  als  Mass  der  Arbeits-  und  Lohn- 


I)  Vgl.  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen,  B<1.  4,  S.  424. 
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leistung  fällt  vollständig  weg  bei  W e rk  m i e t e (locatio-conductio 
operis),  während  die  der  Preisfeststellung  zu  Grunde  liegenden 
thatsächlichcn  Berechnungen  dieselben  bleiben  können.  Den 
Vertragsgegenstand  bildet  ein  bestimmtes  Werk  , und  nicht 
die  rechtliche  Verfügung  über  die  Zeit  des  Arbeiters.  Daher 
gibt  es  hier  auch  keine  stillschweigende  Fortsetzung  des 
Arbeitsverhältnisses  über  den  Vertragsgegenstand  hinaus,  wie  bei 
locatio-conductio  operarum,  daher  auch  keine  Notwendigkeit  oder 
auch  nur  Möglichkeit  der  Kündigung;  so  wenig  ein  Kauf  oder 
Verkauf  ein  Recht  auf  einen  zweiten  Kauf  oder  Verkauf  gibt, 
ebensowenig  eine  Werkmiete  ein  Recht  auf  eine  zweite  Werkmiete. 

I^s  ist  bemerkenswert , dass  gerade  in  Industrien , die  mit 
Rücksicht  auf  die  Art  und  den  Gegenstand  ihrer  Produktion  auf 
Kontinuität  der  Arbeitsleistung  angewiesen  sind,  einerseits  die 
locatio  operis  immer  mehr  begünstigt  wird,  andererseits  bei  Dienst- 
miete die  Kündigungsfristen  ausgeschlossen  werden , ohne  da.ss 
irgend  welche  Betriebsstörungen  eintreten.  Solche  Kontinuität 
verlangt  z.  B.  ganz  gewiss  die  Bauindustrie,  und  Dannenberg  in 
seinem  Referat  über  die  P'rage  der  Bestrafung  des  Arbeitskon- 
traktbruchs behauptet  daher,  ')  hier  seien  »längere  Abschlüsse  sehr 
wünschenswert,  ja  vielleicht  notwendig«.  Und  dennoch  besteht 
z.  B.  in  dem  ganzen  Münchener  Baugewerk  seit  Jahren  bereits  der 
Ausschluss  jeder  Kündigungsfrist , ohne  im  geringsten  dem  Auf- 
schwung und  der  Blüte  der  Bauindustrie  geschadet  zu  haben. 
Keine  Kündigung  haben  die  Schlosser,  Schreiner,  Maurer,  Ziiumer- 
leute,  Steinmetzen,  Schieferdecker,  Spängler  (Klempner),  die 
Eisengiesserei  und  andere  Metallgewerbe.  Auch  die  Bierbrauerei 
blüht  bekanntlich  und  baut  den  Münchenern  Häuser  ohne  Kün- 
digungsfristen für  die  Brauburschen.  Im  Jahre  1874  hat  Dr.  Max 
Hirsch  eine  Erhebung  über  die  Kündigungsverhältnisse  veran- 
staltet. Er  kam  auf  Grund  des  damals  gesammelten  Materials 

ij  Verhandlungen  der  zweiten  (fcncralvcrsammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik 
am  II.  und  12.  Oktober  1874.  Herauf»gegeben  vom  ständigen  Ausschuss.  Leipzig, 
Diincker  und  Humblot,  1S75,  S.  29.  Achnlich  äusserte  sich  Schulze-Delilzsch  in  der 
ReichstagSTerhandhing  vom  19.  Februar  1S74:  »Baugewerke  sind  darauf  angewiesen, 

auf  längere  Zeit  Kontrakte  zu  haben,  damit  sie  im  stände  sind,  Entreprisen  einzugehen 
und  die  Kosten  der  Unternehmungen  zu  berechnen«  (stenogr.  Berichte  der  Verh.  des 
Deutschen  Reichstages,  1874,  II.  I»egislalurperiode,  I.  Session,  I.  Hand,  S.  126).  Dieses 
angebliche  Bedürfnis  wurde  wohl  am  besten  durch  die  Petition  der  Maurer-  und  Zim- 
mermeister Berlins  an  den  Reichstag  um  RetUmerung  <ier  gesetzlichen  Kündigungsfrist 
auf  I Tag  illu^riert- 
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zu  folgendem  Ergebnisse;  >Längere  Verträge,  bezw.  Kündi- 
gungsfristen, als  die  Gewerbeordnung  vorschreibt,  bestehen  fast 
nur  bei  höher  gestellten  Arbeitern,  besonders  Fabrikmeistern  und 
Aufsehern,  l'^in  praktisches  Bedürfnis  nach  solchen  längeren 
Kündigungsfristen  für  die  grosse  Masse  der  gewerblichen  Arbeiter 
hat  sich  sonach  nicht  geltend  gemacht.  . . . Dagegen  findet 
sich  eine  kürzere  als  die  gesetzliche  Frist,  bezw.  gar  keine 
Kündigungsfrist,  ausdrücklich  verabredet  oder  stillschweigend  von 
beiden  Seiten  als  Regel  anerkannt,  in  allen  Hauptabteilungen 
des  Gewerbebetriebes  sehr  häufig,  ja  im  ganzen  über- 
wiegend. ...  Die  Grossindustrie  hat  gegenüber  dem 
Handwerk  überwiegend  keine  Kündigungsfrist,  und  bei  Accord- 
(Stück-)Arbeit  besteht  fast  niemals  Kündigung. 
Beide  Resultate,  besonders  das  letztere  sind  für  unsere  Frage  von 
grösster  Bedeutung.  Denn  da  der  Grossbetrieb  und  die  Accord- 
arbeit  entschieden  die  zunehmenden , die  eigentlich  modernen 
Produktionsformen  sind,  so  liegt  hierin  das  beständige 
Zu  rück  weichen  des  Kündigungs  Verhältnisses 
vorgezeichnet,  wie  das  auch  thatsächlich  nach  dem  Ge- 
samteindruck  der  vorliegenden  Antwortschreiben  bereits  statt- 
findet. Jedenfalls  aber  ergibt  sich  aus  der  Häufigkeit  der  Nicht- 
kündigung in  den  verschiedensten  Gegenden , Städten  und  Ge- 
werken, dass  die  Industrie  im  allgemeinen  sehr  wohl  ohne  Kün- 
digungsfrist bestehen  und  blühen  könne«  '). 

Wenn  Jetzt  Erhebungen  über  die  im  deutschen  Reich  be- 
stehenden Kündigungsverhältnisse  gepflogen  würden,  so  möchten 
dieselben  wohl  den  raschen  P'ortgang  dieser  von  M.  Hirsch  schon 
1874  beobachteten  rechtlichen  Mobilisierung  des  Arbeitsvertrags 
bestätigen.  Diese  ist  nur  die  geschichtliche  Konsequenz  der 
durch  die  Gewerbeordnung  definitiv  vollzogenen  Abwendung  von 
mittelalterlichen  Zwangsarbeitsverhältnissen  und  war  ursprünglich 
von  der  Gunst  beider  Parteien  des  Arbeitsvertrags  befördert 
worden.  »Die  Arbeitsverhaltnisse  früherer  Jahrhunderte,  sagt 
Schmoller’),  waren  nicht  bloss  dauernde,  sie  waren  erblicher 
Natur.  Die  Gegenwart  verbietet  teilweise  Arbeitsverträge,  die 
über  zu  lange  Zeiträume  sich  erstrecken  ’).  Noch  mehr  haben  die 

1)  Schriften  des  Vereines  für  So/.ia])>oUtik,  VII,  167,  l68;  159  ff. 

2)  Zur  Sozial-  und  Gcwerbcpalilik  der  Gegenwart.  1890.  S.  iio. 

3)  So  auch  das  künftige  deutsche  bürgerliche  Recht,  cf.  § 564  des  Entwurfs 
eines  hurgerl.  (Icselzhuchs  für  da-s  Deutsche  Reich,  um!  Motive  hiezu  II,  >».  46t>, 
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Wünsche  der  Arbeitgeber  auf  dasselbe  Ziel  hingewirkt,  wie 
für  unsere  deutschen  Verhältnisse  schon  die  Resultate  der  Unter- 
suchungskommission von  1865  bezüglich  der  Koalitionsfrage  (Achte 
Sitzung  S.  47)  zeigen.  Uer  Bund  der  Berliner  Maurer-  und 
Zimmer  m e i s t e r hat  noch  im  Jahre  1874  beim  Reichstag  peti- 
tioniert, statt  der  vierzehntägigen  eine  e i n t ägi  ge  Kündigungs- 
frist einzuführen.  Die  Unternehmer  hatten  lange  nur  das  Ver- 
langen, sich  frei  zu  machen  von  der  Last,  missgestimmte  und 
überflüssige  Arbeiter  länger  als  nötig  zu  behalten  und  zu  be- 
zahlen. Umgekehrt  strebten  auch  die  Arbeiter  dahin,  sich  jeder- 
zeit rasch  einer  ungerechten  Behandlung  entziehen  zu  können, 
um  sich  gewinnreicheren  Stellungen  zuzuwenden.  Die  Freizügig- 
keit und  Beweglichkeit  unseres  modernen  wirtschaftlichen  Lebens 
musste  so  die  Tendenz  auf  kürzere  Verträge  erzeugent. 

Andererseits  wurde  mit  Recht  hervorgehoben,  dass  die  Kürze 
der  Kündigungsfristen  noch  keineswegs  die  notwendigen  Ursache 
thatsächlich  kurzer  Vertragsverhältnisse  ist,  sondern  »zunächst 
nur  ein  Beweis  dafür,  dass  beide  Kontrahenten  auf  die  Erhaltung 
ihrer  persönlichen  Unabhängigkeit  Wert  legen«  ').  Umgekehrt 
sind  dauernde  Arbeitsverhältnisse  »nicht  das  Produkt  langer  bin- 
dender Verträge,  sondern  sie  entstehen  da,  wo  man  sich  gegen- 
seitig versteht , wo  der  soziale  Frieden  e.xistiert,  wo  man  einen 
gerechten  modus  vivendi,  mit  dem  man  gegenseitig  zufrieden  ist, 
gefunden  hat«  *). 

Unter  allen  Umständen  haben  wir  hier,  in  der  zunehmenden 
Abkürzung  und  Atomisierung  der  Vertragszeiten  und  Vertrags- 
leistungen im  gewerblichen  Gebiete  nur  eine  Einzelerscheinung 
im  Flusse  einer  allgemeinen  und  unaufhaltsamen  Entwicklung 
vor  uns.  Die  Entwicklung  der  unselbständigen  Arbeit  in  der 
modernen  Welt  geht  durch  schärfere  Abgrenzung  der  Arbeits- 
leistung, durch  Auflösung  des  Arbeitstages  in  Arbeitsstunden, 
durch  Begünstigung  der  locatio  operis  und  des  Stücklohns  auf 
Ausgestaltung  des  WarencharaktersderArbeit.  Diese 
Entwicklung  setzt,  wenn  sie  hierauf  beschränkt  bleiben 
soll,  voraus,  dass  beide  Kontrahenten  des  Arbeitsvertrages 
einander  gleichberechtigt  und  unabhängig  gegenübertreten,  dass, 
wie  es  VV'agener  in  der  Sitzung  des  norddeutschen  Reich.stages 

C Roscher,  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  VII  S.  29. 

2)  Schmollcr,  Sozial-  und  GewerbepoUtik,  «S.  lli. 

Archiv  für  toz.  OeseUgbg  u Statistik.  111.  3 u 4.  27 
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vom  14.  Oktober  1867  bezeichnete,  dem  »Arbeiterstand«  die 
Möglichkeit  gegeben  wird,  »in  sich  und  durch  sich  selbst  Angebot 
und  Nachfrage , soweit  es  ihn  berührt  und  interessiert,  regu- 
lieren zu  können«').  Das  einzige  Mittel  hiezu  ist,  was  man 
im  Jahre  1867  und  bei  Beratung  der  Gewerbeordnung  fast  all- 
seitig anerkannte,  die  Freiheit  der  Koalition  der  Arbeiter.  Ohne 
Organisation  dagegen  ergreift  der  Warencharakter 
der  Arbeit  den  Arbeiter  selbst,  der  zwar  rechtlich 
frei , aber  zugleich  sozial  und  wirtschaftlich  »so  frei  gewor- 
den ist«,  (wie  der  oben  erwähnte  konservative  Politiker  den  Ver- 
tretern des  Liberalismus  im  norddeutschen  Reichstag  gegenüber 
drastisch  ausführtc),  »dass  er  nun  von  der  Spekulation  des  Geld- 
kapitals gerade  wie  ein  Ballen  Baumwolle  und  ein  Sack  Kaffee 
behandelt  wird , d.  h.  dass  er  mit  Angebot  und  Nachfrage  hin 
und  her  geworfen  wird  durch  die  Spekulation , die  durch  nichts 
weiter  beschränkt  ist , als  durch  das  nackte , durch  nichts  kon- 
trollierte und  beschränkte  Interesse  des  Geldkapitals*)«.  — Nur 
unterscheidet  sich  der  zur  Ware  gewordene  Arbeiter  von 
der  Baumwolle,  dem  Kaffee  und  anderen  Waren,  am  meisten  von 
denjenigen,  welche  auf  dem  Sklavenmarkte  verkauft  werden,  durch 
eine  Eigenschaft,  welche  nicht  bloss  für  die  Kultur , sondern  ge- 
radezu für  das  Lebensmark  und  die  Existenz  der  modernen  Na- 
tionen als  höchst  bedrohlich  erscheint;  durch  die  Käuflich- 
keit unter  dem  Selbstkostenpreis’).  Es  ist  ein  betrüben- 
des Kennzeichen  der  modernen  Produktion,  dass  gerade  diejenigen 
Arbeitsformen,  welche  allseitig  als  ihr  am  entsprechendsten  gelten, 
Werkmiete  und  Stücklohnarbeit , sich  als  am  geeignetsten  zur 
Verrichtung  dieser  »Mordarbeit«  erwiesen  haben,  da  sie  die  Aus- 
weitung des  Arbeitstages,  die  Umgehung  der  Arbeiterschulzge- 
setze, überhaupt  die  Ausbeutung  des  Arbeiters  der  Betrachtung 
verhüllen  und,  dem  isolierten  Arbeiter  gegenüber,  am 
wirksamsten  durchsetzen  helfen. 


1)  Slcnogr.  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichstages  des  norddeutsebra 
Bundes,  I.  Legislaturperiode,  I.  Session,  I.  Band,  S.  391. 

Z)  Debatte  über  die  Gewerbeordnung  vom  17.  Juni  1868  in  den  slenogr.  Be- 
richten über  die  Verhandlungen  des  Reichtages  des  norddeuLschen  Bundes,  I. 
bturperiode,  Session  186S,  Bd,  I,  S.  538. 

3)  Vgl  hiezu:  Dr.  Engel,  »Die  Selbstkosten  der  Arbeite  in  Heft  20  und  21  <1® 
Sammlung  gemeinverständlicher  wissenschaftlicher  Vorträge , herausgegeben  von  R«<1* 
Virchow  und  Fr.  von  I loltzcndorff,  Berlin  1872.  SS.  35  ff.,  64,  70. 
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II.  In  zweiter  Linie  fungiert  die  Zeit  als  Er- 
füllungsmodalität der  Arbeitsverträge.  Wie  bei 
jeder  obligatorischen  Leistung  ist  auch  bezüglich  der  Erfüllung 
von  Arbeitsverträgen  Art  und  Zeit  derselben  entweder  vorn- 
herein durch  den  Vertrag  bestimmt  oder  in  Ermangelung  sol- 
cher Bestimmung  auf  Grund  gesetzlicher  Vorschriften  durch 
den  Richter  festzustellen.  Die  Normierung  einer  bestimmten 
Erfüllungszeit  gehört  nicht  zum  wesentlichen  Inhalte  eines 
Arbeitsvertrages  nach  dem  derzeit  bei  uns  geltenden  Recht. 
Weder  nach  gemeinem  Recht,  noch  nach  irgend  einem  Parti- 
kularrecht ist  die  Zeit  der  Erfüllung  ein  BegriflTsmerk- 
mal  für  den  Dienst-  oder  Werkvertrag;  auch  der  Entwurf  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches  enthält  sich  einer  besonderen  Vorschrift 
für  die  Erfüllungszeit  von  Dienst-  oder  Werkverträgen.  Selbst- 
verständlich aber  ist  es  Pflicht  der  Parteien,  w ie  sonst  im  Gebiet 
des  Übligationenrechtes , den  Vertrag  zur  »rechten  Zeitt  zu 
erfüllen , also  die  Arbeit  zu  leisten  und  den  Lohn  zu  bezahlen, 
gleichviel  wie  diese  rechte  Zeit  festzustellen  ist.  Verletzen  sie 
diese  Pflicht  vorsätzlich  oder  fahrlässig  und  ohne  dass  ein  ge- 
nügender Entschuldigungsgrund  gegeben  ist,  so  kommen  die 
Parteien  in  »Verzug«  und  haben  nicht  bloss  auf  nachträg- 
liche Erfüllung  (sofern  solche  möglich)  zu  haften,  sondern 
auch  auf  das  Interesse,  d.  h.  auf  Ersatz  des  Schadens  und 
der  Gewinneinbusse,  welche  P'olge  der  Verspätung  oder  des  Un- 
terbleibens der  Leistung  sind.  Ein  Zwang  zur  nachträglichen 
Arbeitsleistung  ist  regelmässig  gesetzlich  ausgeschlossen.  Bei  der 
regelmässigen  Vertretbarkeit  der  gewerblichen  Arbeiten 
ist  die  Möglichkeit  gegeben,  die  Arbeit  an  Stelle  des  eigent- 
lichen Verpflichteten  durch  einen  Anderen  verrichten  zu  lassen. 
Auf  derartige  vertretbare  Leistungen  findet  die  Bestimmung  in 
§ 773  <^cr  deutschen  Zivilprozessordnung  Anwendung,  welche 
besagt;  »Erfüllt  der  Schuldner  die  Verpflichtung  nicht,  eine 
Handlung  vorzunehmen,  deren  Vornahme  durch  einen  Dritten  er- 
folgen kann,  so  ist  der  Gläubiger  von  dem  Prozessgerichte  erster 
Instanz  auf  Antrag  zu  ermächtigen,  auf  Kosten  des  Schuldners 
die  Handlung  vornehmen  zu  lassen. 

»Der  Gläubiger  kann  zugleich  beantragen,  den  Schuldner  zur 
Vorauszahlung  der  Kosten  zu  verurteilen,  welche  durch  die  Vor- 
nahme der  Handlung  entstehen  werden,  unbeschadet  des  Rechts 

27  ♦ 
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auf  eine  Nachforderung,  wenn  die  Vornahme  der  Handlung  einen 
grösseren  Kostenaufwand  verursacht  ').« 

Der  Arbeitgeber  ist  aber  selbstverständlich  nicht  genötigt, 
die  birmäehtigung  des  Gerichts  abzuwarten,  um  >auf  Kosten  des 
Schuldners  die  Handlung  vornehmen  zu  lassenc.  Sein  Interesse 
wird  regelmässig  den  Inhalt  haben,  dass  die  Arbeit  alsbald  durch 
einen  andern  vorgenommen  werde.  Hiezu  ist  der  Arbeitgeber 
berechtigt  und  er  kann  dann  die  allcnfallsigen  Mehrkosten  dieser 
anderweitigen  Arbeitsbeschaffung  als  Interesseforderung  mit  den 
andern  pekuniären  Folgen  des  Verzuges  des  Verpflichteten  gel- 
tend machen.  Denn  § 778  der  Zivilprozessordnung  bestimmt: 
»Durch  die  Bestimmungen  dieses  Abschnittes  wird  das  Recht 
des  Gläubigers  nicht  berührt,  die  Leistung  des  Interesses  zu 
verlangent ’).  Die  Wirkungen  des  Verzuges  hören  mit  diesem 
letzteren  auf;  der  Verzug  kann  »purgiert*  werden,  indem  nach- 
träglich die  vertragsmässige  Leistung  in  genügender  Weise  er- 
folgt. Das  letztere  ist  nun  allerdings  nicht  überall  möglich.  Es 
setzt  bei  Arbeitsverträgen  voraus,  dass  bezüglich  der  Arbeits- 
leistung, ohne  Veränderung  der  Quantität,  Qualität  und  Wirkung 
derselben,  eine  Verschiebung  der  Anfangs-  und  Endtermine, 
oder  wenigstens  der  erstcren  möglich  ist.  Die  Verschiebung  des 
Anfangstermines  führt  nicht  notwendig  zur  entsprechenden  Ver- 
schiebung des  Endtermines,  da  die  Möglichkeit  besteht,  den 
letzteren  durch  Zusammendrängung  von  Arbeitstagen  einzuhaltcn 
(»Ueberschicht«) , eine  Möglichkeit,  mit  welcher  bekanntlich  die 
moderne  Industrie  vielfach  rechnet. 

1)  Im  prakllsclicn  Ergebni.s  löst  sich  sonach  die  Vcrpflichlung  im  einer  vertretbaren 
obligatorischen  Leistung  bei  Nichterfüllung  überall  in  eine  Entschädigungsforderung  auf. 
Ausdrücklich  und  für  jede  Obligation  ist  dies  in  Art.  1142  des  Code  civil  ausge> 
sprochen.  Vgl.  hiezu  die  schönen  Worte  Waldccks  (Stenographische  Berichte  über 
die  Verhandlungen  des  Reichstages  des  norddeutschen  Bundes,  I.  Lcgislaturperio^le, 
I.  Session  1S67  Band  I S.  401),  Das  römische  Recht  sieht,  abgesehen  von  Rcsliiutionv 
prtichten,  grundsätzlich  auf  diesem  Standpunkte,  der  auch  von  den  bedeutendsten  modernen 
Rechten  geteilt  wird.  Vgl.  auch  Degenkolb  im  Archiv  für  civ.  Praxis.  76.  Bd.  S.  49  ff. 

2)  cf.  Rcichgerichtscnlschcidung  in  Sammlung  civilr.  Entscheidungen,  Bd.  X.  177. 
Kann  die  Interesseforderung  nicht  bcigctricben  werden,  die  eine  gewöhnliche  Schuld 
ist,  so  ist  das  Zivilrecht  am  Ende  seiner  Mittel.  Dass  dann  gestraft  werden  mu^ 
ist  nur  dann  richtig,  wenn  man  überhaupt  den  zahlungsunfilhigcn  Schuldner  als 
solchen  strafen  muss.  «Solange  der  Uebellhäter  im  stände  ist,  eine  Entschädigung 
zu  bezahlen,  solange  ist  der  Konlraklbruch  nur  ein  ziviles  Unrcctil;  sobald  er  aber 
dies  nicht  kann,  so  wird  das  Ding  plötzlich  kriminell I«  Dr  Hirsch  in  den  VVrhandl 
der  II.  Oencralvcrs.  <les  Vereins  f Sozialpolitik  1875  S.  48. 
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Es  kommt  nun  freilich  vor,  dass  die  Erfüllungszeit  durch 
ausdrückliche  Erklärung  oder  durch  den  sonst,  aus  den  Umständen 
des  Kalles,  zu  erkennenden  Willen  der  Parteien  derart  bestimmt 
ist,  dass  spätere  Erfüllung  nicht  mehr  als  Vertragserfüllung  er- 
scheint und  daher  zurückgewiesen  werden  kann  oder  überhaupt 
nicht  denkbar  ist.  Dieser  Fall,  welchen  Loening  bei  jedem 
Arbeitsvertrag  zwischen  Arbeiter  und  Unternehmer  gegeben 
glaubt,  ist  erstens  auf  dem  Wege  der  Willkür  zu  statuieren.  Wenn 
ich  bezüglich  der  Lieferung  einer  Arbeit,  deren  wirtschaftlicher 
Zweck  bei  mir  nicht  bloss  am  i.  Juli , sondern  auch  später  er- 
füllt werden  kann,  mit  dem  Arbeiter  vereinbare,  dass  sie  nur 
am  I.  Juli  und  nicht  später,  auch  nicht  früher,  geliefert  werden 
darf,  widrigenfalls  ich  sie  nicht  annehme,  so  ist  dies  ein  Fixge- 
schäft. Es  ist  denkbar,  kommt  auch  vor,  dass  in  dieser  künst- 
lichen Weise  z.  B.  in  einer  Arbeitsordnung  die  Arbeit  im  Interesse 
der  Ordnung  oder  aber  auch , um  einen  Grund  zu  beliebiger 
einseitiger  Vertragsaulhebung  durch  den  Unternehmer  zu  sta- 
tuieren, als  Fixgeschäft  erklärt  wird,  so  dass  der  Arbeiter  etwa, 
wenn  er  I Minute  nach  6 Uhr  den  Arbeitsplatz  betritt,  nicht  mehr 
zuzulassen  ist,  dann  aber  auch  — und  dies  wäre  die  richtige 
aber  wohl  kaum  je  gezogene  Konsequenz  eines  so  geschaffenen 
»Fixgeschäftest  — , wenn  er  nicht  Punkt  6 Uhr  zur  Arbeit  zu  ge- 
lassen wird,  das  Recht  haben  sollte,  heimzugehen,  unbeschadet 
der  Verpflichtung  des  Unternehmers  zur  Zahlung  des  Lohnes.  In- 
dessen in  dieser  Weise  werden  die  Anfangstermine  der  gewerb- 
lichen Arbeitsleistung,  auch  wo  solche  mit  militärischer  Strenge 
und  entsprechender  Strafsanktion  vorgeschrieben  sind,  wohl  selten 
aufgefasst.  Dagegen  ergibt  sich  vielfach  das  Fi.xgeschäft  ohne 
solche  Statuierung  von  selbst  aus  Natur  und  Zweck  der 
Arbeitsleistung,  so  dass  es  einer  ausdrücklichen  F>klärung 
nicht  einmal  bedarf.  Dabei  kann  der  entscheidende  Zeitpunkt 
wie  im  Handelsrecht  eine  Minute,  eine  Stunde,  ein  Tag  oder  ein 
anderer  Zeitpunkt  sein.  Der  Feuerwehrmann  kann  seine  Ver- 
tragsleistung eine  Stunde  nach  dem  Feuerruf  nicht  mehr  nach- 
holen, der  Bahnwechselwärter  kann  nach  einer  Viertelsminute  zu 
spät  kommen ; der  Schneeschaufler  nützt  einen  Tag  nach  dem 
Schneefall  unter  Umständen  nichts  mehr,  der  Theater-  oder 
Kenzertunternehmer  kann  den  Garderobier  nach  dem  Ende  der 
Vorstellung  nicht  mehr  verwenden,  der  Wirt  den  Kellner  nicht 
nach  der  Polizeistunde  u.  s.  f Derartige  Möglichkeiten  sind  auch 
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in  der  Reihenfolge  der  Produktionsprozesse,  sowie  der  Konsunr 
tionsperioden  gegeben.  Sommermodewaren  braucht  man  nach  Be- 
ginn der  Herbstsaison  nicht  mehr  und  eine  auf  Herstellung  solcher 
etwa  erst  im  Oktober  gerichtete  Arbeit  ist  zweck-  und  wertlos. 

Man  wird  gewiss  nicht  behaupten  können,  dass  derartige 
zeitliche  Gebundenheit  ein  Merkmal  der  gesamten  Produktion 
sei.  Niemand  wird  insbesondere  behaupten  können,  dass  die  that- 
sächliche  Gebahrung  der  grossen  wie  der  mittleren  und  der 
kleinen  Gewerbebetriebe  der  Annahme  einer  solchen  zeitlichen, 
etwa  gar  punktuellen  Fixierung  entspreche.  Im  Warenverkehr, 
abgesehen  von  demjenigen  mit  Börsenwaren,  ist  das  Fixgeschäf: 
eine  Ausnahme,  hat  der  Lieferant  regelmässig  ein  gesetzliche« 
Recht  auf  die  >Nachfristc,  d.  h.  auf  Unpünktlichkeit,  und  es  ist 
eine  bekannte  Thatsache,  dass  von  diesem  Recht  der  ausgiebigste 
Gebrauch  gemacht  wird  und  zw'ar  allgemein  und  überall.  Mac 
könnte  vielleicht  eine  Prämie  setzen  auf  Entdeckung  desjeniget 
Fabrikanten  oder  Handwerksmeisters,  der  jemals  eine  Bestellucg 
wegen  ungenügender  Leistungsfähigkeit  seines  Betriebes  zuriiek- 
gewiesen  hat.  In  dem  die  moderne  Industrie  charakterisierendcc 
wilden  Kampf  um  den  inländischen  und  auswärtigen  »Absätze  ist 
die  P'rage  der  zeitlichen  Beherrschung  und  Bew’ältigung  der  Be- 
stellung in  der  That  die  allergeringste  Sorge,  nicht  bloss  wegen 
der  weit  verbreiteten  in  Gewohnheiten  des  gewerblichen  Verkehrs 
begründeten  Gleichgültigkeit  in  Bezug  auf  e.xakte  Vertragserfiil- 
hing.  Man  rechnet  mit  Recht  auf  die  wenn  auch  nicht  prompte, 
so  doch  unbegrenzte  Ausdehnungsfähigkeit  der  Industrie.  Eine 
grosse  »Reservearmee«  ')  unbeschäftigter  Arbeiter  steht  ihr  Mt 
Verfügung.  »Mangels  eines  Normalarbeitstages  und  unparteiischer 
Fabrikpolizei  wdrd  durch  Ausdehnung  der  Tagesarbeit,  des  Stuck- 
lohnsystems, der  Kinder-  und  Frauenarbeit  das  Arbeitsangebot 
künstlich  gesteigert«  *).  Hiezu  kommt  die  Möglichkeit  der  Er- 
setzung menschlicher  Arbeitskraft  durch  Vermehrung  und  \^er- 
besserung  von  Maschinen.  Viel  grössere  Sorge  bereitet  der  In- 
dustrie der  ständige  Mangel  jeder  Uebersicht  über  die  E'aktoren 
des  künftigen  Bedarfs,  das  stete  Schwanken  und  die  Unsicherheit 
der  Marktkonjunkturen,  infolge  deren  die  Bewegungen  der  Industrie, 
die  Aeusserungen  ihrer  berühmten  Expansionskraft  vielfach  den 
Bewegungen  führerloser  Blinder,  wenn  nicht  den  Zuckungen  von 

1)  F,  Engels,  Lage  der  arbeitenden  Klasse  in  England  (1845).  .S  129. 

2)  Sdiäffle,  Bau  und  Leben  ries  sozialen  Körpers  III.  429  (18S1). 
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I‘'iebeikranken  vergleichbar  sind,  die  wahnsinnigste  Anspannung 
aller  Kräfte  oft  völlig  ziellos  ist  und  lediglich  den  Zusammen- 
bruch befördert.  Von  allenden  seit  den  zwanziger  Jahren  dieses 
Jahrhunderts  mit  der  regelmässigen  Periodizität  von  Naturerreig- 
nissen  die  zivilisierte  Welt  verheerenden  Handels-  und  Industrie- 
krisen mit  ihrem  Gefolge  von  Elend  und  Vernichtung  aller  Art 
ist  keine  einzige  dadurch  veranlasst  worden , dass  zu  wenig , zu 
langsam,  zu  spät  produziert  wurde,  sondern  im  Gegenteil ; die 
gemeinsame  Ursache  aller  war  umgekehrt  Ueberproduktion,  Ueber- 
produktion  nicht  für  die  Bedürfnisse  der  Menschheit,  die  inmittendes 
»erstickenden  Reichtums!  von  Gütern  an  diesen  Gütern  darbt  und 
in  Not  verkommt,  aber  Ueberproduktion  für  den  Bedarf,  die  Kauf- 
kraft und  die  Kauflust  derjenigen , welche  für  den  Produzenten 
die  »wirksame  Nachfrage!  darstellen.  Eben  deswegen  nennt 
man  diese  Krisen  »Absatzkrisenc.  Uas  muss  gesagt  werden  zum 
Nutzen  von  Leuten,  welche  sich  das  Industriesystem  unserer  Zeit 
nach  Art  eines  wohlgeordneten  planmässig  geleiteten  dauernden 
Haushaltes  vorstellen,  dessen  schöne  Harmonie  durch  gelegent- 
liche Unbotmässigkeit  von  untergeordneten,  zu  üppig  gewordenen 
Dienern  gestört  wird,  ln  Wirklichkeit  verhält  sich  leider  die 
Sache  ganz  anders.  In  Wirklichkeit  möchte  man  als  Motto 
über  eine  Darstellung  des  modernen  Produktionssystems,  sofern 
von  solchem  gesprochen  werden  kann,  den  Vers  schreiben:  Quid- 
quid  delirant  reges,  plectuntur  Achivi.  Die  Achiver  der  modernen 
Indu.strie  sind  es , die  bluten  und  verbluten  müssen  in  den  mit 
blinder  W'ut  von  Betrieb  zu  Betrieb,  von  Land  zu  Land  und  von 
Kontinent  zu  Kontinent  von  den  Herren  dieser  Industrie  ge- 
führten Konkurrenzkriegen  und  sie  müssen  deren  Kosten  zahlen, 
gleichviel  von  wem  die  Schlachten  gewonnen  oder  verloren  werden. 

Betrachtet  man  diese  F.ntwicklung  der  Produktion  der  Gegen- 
wart und  hält  man  mit  ihr  zusammen  die  oben  dargelegte  zu- 
nehmende und  jetzt  jedenfalls  im  Gewerbebetrieb  bei  weitem 
überwiegende  Atomisierung  der  unselbständigen  Arbeit  durch 
Verkürzung  und  völligen  Ausschluss  der  Vertragsfristen,  so 
kann  man  die  Frage,  ob  inmitten  dieser  Verhältnisse  dem  sog. 
Vertragsbruch  der  Arbeiter  noch  eine  erhebliche  wirtschaft- 
liche Bedeutung  beigemessen  werden  kann,  mit  Sicherheit  ver- 
neinen, obwohl  unter  allen  Umständen  es  sehr  bedauerlich  ist, 
dass  die  1874  vielfach  gegebene  Anregung  zu  einer  amtlichen 
und  erschöpfenden  Erhebung  aller  einschlägigen  Thatbcstände 
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keine  Folge  gehabt  liat  und  dass  die  Reichsregierung  auch  jetzt 
nicht  nötig  fand,  vor  Ausarbeitung  eines  zivilrechtlichen  Aus- 
nahmegesetzes für  die  in  den  Motiven  hiezu  aufgestellten  ganz 
allgemeinen  Behauptungen  eine  Grundlage  durch  Enquete  zu 
beschaffen.  Dieselbe  würde  wohl  ergeben  haben,  dass  keine 
wirtschaftliche  Veranlassung  zu  dem  vorgeschlagenen  Ge- 
setz bestand  und  besteht.  Die  Motive  zum  Entwurf  der  Novelle 
deuten  dies  etwas  verblümt  selbst  an , indem  sie  sagen : Bei 
Vertragsbruch  des  Arbeiters  werde  oft  »ein  Entschädigungsan- 
spruch (des  Unternehmers)  deshalb  scheitern , weil  parate  Mittel 
fehlen , um  selbst  nur  die  Existenz  eines  Schadens  im  allge- 
meinen überzeugend  darzulegenc  ’).  Man  darf  wohl  statt  dessen 
einfach  sagen;  Weil  die  Existenz  eines  durch  den  Vertrags- 
bruch bewirkten  Schadens  nicht  einmal  behauptet  werden  kann. 
Treffend  sagt  in  dieser  Beziehung  ein  neuerer  Schriftsteller*)  über 
die  vorliegende  Frage : »Was  im  besonderen  noch  die  angeblich 
ungeheure  Schädigung  der  gesamten  Produktion  betrifft,  so 
werden  in  dieser  Beziehung  die  Kontraktbrüche  meist  für  das  ver- 
antwortlich gemacht,  was  eigentlich  und  allein  nur  den  Arbeitsein- 
stellungen als  solchen  zur  Last  gelegt  werden  kann , mögen  sie 
nun  mit  oder  ohne  Kontraktbruch  veranstaltet  werden.  F'ür  die 
Grossindustrie  hat  gerade  einer  ihrer  berufensten  Vertreter  bei  den 
f<eichstagsverhandlungen  im  Jahre  1874  die  Notwendigkeit  eines  Straf- 
gesetzes gegen  den  Kontraktbruch  ausdrücklich  in  Abrede  gestellt«. 

Dass  Strikes  — ebenso  wie  Lockouts  — den  kämpfenden 
Parteien  vielfach  bedeutende  Opfer  aufcrlegen , ist  unbestreitbar, 
obwohl  eine  sichere  Statistik  fehlt.  Auf  der  Unternehmerseite  han- 
delt es  sich  hauptsächlich  um  zeitweise  Unterbrechung  der  Gewinn- 
produktion, welche  letztere  jedoch  hinterher  wohl  häufig  durch 
entsprechende  — und  mehr  als  entsprechende  — Preiserhöh- 
ungen nachgeholt  wird , wie  die  Erfahrungen  des  Publikums 
nach  dem  Bergarbeiterstrike  von  1889  beweisen.  Gar  mancher 
von  den  vielen  rein  defensiven  Strikes  wird  aber  durch  wohl 
vorbereitete  Massnahmen  der  Unternehmer  den  Arbeitern 
octroyiert ’) ; mancher  Strike  kommt  auch  den  Unternehmern  in- 

1)  Moüvc.  S 38,  39. 

2)  Dictz,  Vertragsbruch  im  Arbeits-  und  Dienstverhältnisse  Hcrlin.  1890,  S,  26. 

3»  So  wurde  der  Strike  der  Bergleute  im  Hennegau  im  August  d.  Js.  dadurch 

vcranhxsst.  dass  eine  der  grössten  und  reichsten  Bcrgwcrkgesellschafien  Belgiens,  ili« 
»l'roduiis  du  Flenu*,  trotz  glänzender  Geschäfte  die  Löhne  reduzierte  und  ein  Iruige 
nicht  mehr  angeuendetes  Reglement  von  1852  wieder  ausgrub,  wonach  z.  B.  die  nicht 
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folge  vorhandener  Uebcrproduktion  oder  schlechter  Marktkon- 
junktur nicht  unerwünscht.  Solchen  Falls  kann  natürlich  von  einem 
durch  die  Arbeitseinstellung  den  Unternehmern  zugefügten  Scha- 
den keine  Rede  sein , sondern  nur  von  einem  Vorteil  derselben. 
Dagegen  legt  jeder  Strike  ausnahmslos  den  Arbeitern  die 
schwersten  und  eingreifendsten  Opfer  auf;  und  keinesfalls  kann 
man  von  den  Arbeitern  sagen,  dass  ihr  Vertragsbruch,  sofern  ein 
solcher  mit  dem  Strike  verbunden  ist  und  Schaden  bringt,  ihnen 
selbst  nichts  koste;  wogegen  der  Vertragsbruch  der  Unter- 
nehmer, wo  diese  selbst  Arbeitnehmer  sind,  die  Vertragsbrecher 
keinen  Pfennig  zu  kosten  pflegt  und  zumeist  lediglich  Gewinn  bringt. 

Es  besteht  nach  dem  Vorerörterten  kaum  eine  Veranlassung 
zu  vo  Ik  s wirtschaftlicher  Erwägung  desjenigen  Schadens,  welcher 
mit  dem  Vertragsbruch  der  Arbeiter  an  und  für  sich  und  ab- 
gesehen von  der  Arbeitseinstellung  selbst  angeblich  verbunden 
ist.  Wir  haben  gesehen,  dass  von  solchem  Schaden  im  Gebiete 
des  Grossindustrie  und  überwiegend  auch  in  demjenigen  des  Hand- 
werkes schon  wegen  des  Ausschlusses  oder  erheblicher  Verkürzung 
der  Kündigungsfristen  kaum  eine  Rede  sein  kann.  Wenn  wir  hier 
trotzdem  nach  diesem  Schaden  fragen  und  denselben  nicht  so 
hoch  schätzen,  als  es  von  Wortführern  der  Gegenmeinung  ge- 
schieht, so  sind  wir  nicht  gewillt,  hiemit  irgend  etwas  in  recht- 
licher Beziehung  über  den  Vertragsbruch  der  Arbeiter  zu 
sagen.  Im  Gegenteil;  wir  wollen  hiemit  dafür  sorgen,  dass  die 
Frage  ausschliesslich  demjenigen  Gesichtspunkt  unterstellt  wird, 
dem  allein  sie  zu  unterstellen  ist,  dem  Gesichtspunkt  der  Ge- 
rechtigkeit: ob  die  Gerechtigkeit,  deren  der  Gesetzgeber  zu 
pflegen  hat,  es  verlangt,  ob  sie  erlaubt  oder  nicht  verbietet,  die 
Arbeiter  zu  strafen  wegen  einer  Schuld,  welche  von  anderen 
Unterthanen  des  Gesetzes  straflos  begangen  werden  darf.  Wir 
stellen  uns  hiemit  nur  entschieden  auf  denjenigen  Standpunkt, 
welchen  im  Jahre  1874  der  Bericht  der  Reichst.agskommission 
über  den  Regierungsentwurf  einer  Kontraktbruchbestrafung  ein- 
genommen hat,  indem  er  seine  Verwerfung  dieses  Entwurfes 
folgendermassen  motiviert:  »zu  berücksichtigen  sei  ferner,  dass 
in  vielen  Fabriken  und,  soweit  man  wisse,  auch  in  handwerks- 
mässig  betriebenen  Gewerben  die  Arbeitnehmer  nur  auf  Kündi- 

direkt  der  Kohlenförderung,  sondern  nur  der  Instandsctrung  von  Schachten  dienende 
Arbeit  unberahlt  bleiben  würde.  Dieses  Manchem  unbegreifliche  Vorgehen  würde  durch 
die  mehrfach  behauptete  Thatsachc  einer  Uebcrproduktion  der  Gesellschaft  begreiflich. 
Vgl.  Münchener  Allgemeine  Zeitung  vom  26.  u.  27.  August  1890. 
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piing  von  Tag  zu  Tag  angenommen  würden.  Für  einen  grossen 
Teil  der  gewerblichen  Thätigkeit  liege  hienach  schon  ein  Bedürfnis 
nach  einer  derartigen  Strafbestimmung  nicht  vor.  Auf  den  auf 
Grund  eingehender  Erhebungen  geführten  Nachweis , dass  die 
strafrechtliche  Verfolgung  des  Kontraktbruches  im  öffentlichen 
Interesse  und  zur  Beseitigung  einer  öffentlichen  Kalamität  ge- 
fordert werden  müsse,  könne  um  so  weniger  verzichtet 
werden,  als  mit  der  Bestimmung  des  Regierungs- 
entwurfes, zumal  in  seiner  jetzigen  Fassung,  die 
jeden  Kontraktbruch  treffe,  wesentlich  abgewichen 
wird  von  denGrundsätzen,welchebisher  in  unserer 
Rechtspflege  gegolten  haben'). 

IV.  Die  Busse  in  dem  Entwurf  der  Novelle. 

Bei  oberflächlicher  Betrachtung  der  neu  vorgeschlagenen 
Bestimmung  über  die  wegen  Kontraktbruch  zu  verhängende 
Bus.se  scheint  es,  als  ob  der  Grundsatz  der  Gleichheit  vor  dem 
Gesetz  vollkommen  gewahrt  sei.  Diese  Bestimmung  lautet : 

(§  125.)  »Hat  ein  Geselle  oder  Gehilfe  vor  rechtsmässiger 
Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses  die  Arbeit  verlassen , so 
kann  der  Arbeitgeber  an  Stelle  der  Entschädigung  eine  an  ihn 
zu  erlegende  Busse  fordern , w'elchc  für  den  Tag  des  Vertrags- 
bruchs und  jeden  folgenden  Tag  der  vertragsmässigen  oder  ge- 
setzlichen Arbeitszeit,  höchstens  aber  für  sechs  Wochen  bis  auf 
die  Höhe  des  ortsüblichen  Tagelohns  (4j  8 des  Krankenversiche- 
rungsgesetzes vom  15.  Juni  1883,  Reichsgesetzblatt  S.  73)  sich 
belaufen  darf  Dasselbe  Recht  steht  dem  Gesellen  oder  Gehilfen 
gegen  den  Arbeitgeber  zu , wenn  er  vor  rechtmässiger  Beendi- 
gung des  Arbeitsverhältnisses  entlassen  worden  ist«. 

Hierauf  folgt  ein  zweiter  Absatz,  welcher  den  bisherigen 
tj  125  der  R.G.Ü.  wörtlich  reproduziert  mit  dem  Zusatz,  dass  der 
Arbeitgeber,  welcher  einen  Arbeiter  zum  Vertragsbruch  verleitet, 
dem  früheren  Arbeitgeber  auch  für  die  hiedurch  verwirkte 
Busse  als  Selbstschuldner  mit  verhaftet  ist. 

Ein  dritter  Absatz  erstreckt  endlich  diese  letztere  Be- 
stimmung auch  auf  die  Hausindustrie  ’). 

1)  Stenopr.  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichstages,  2.  Legislaturperiode, 

I.  Session,  111,  Band  S.  296. 

2)  Hin  Arbeitgeber,  welcher  einen  Gesellen  oder  Gehilfen  verleitet,  vor  recht- 
mässiger Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses  die  Arbeit  zu  verlassen,  ist  dem  früheren 
Arbeitgeber  für  den  dadurch  entstehenden  Schaden  oder  die  verwirkte  Busse 
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Wir  haben  es  zunächst  lediglich  mit  den  Bestimmungen  des 
neuen  ersten  Absatzes  von  § 125  zu  thun  und  werden  der  Noxal- 
h a f t , welche  Absatz  2 mit  dem  Kontraktbruch  des  Arbeiters 
in  origineller  Weise  begründet,  erst  später  eine  kurze  Betrachtung 
zu  widmen  haben. 

Wenn  man  die  Motive  zu  § 125,  Abs.  i neuer  Fassung  liest, 
so  fällt  zunächst  auf,  dass  dieselben  lediglich  von  der  Notwendig- 
keit, den  Vertragsbruch  der  Arbeiter  mit  Busse  zu  belegen, 
sprechen,  dagegen  die  in  dem  vorgeschlagenen  § zugleich  nor- 
mierte Busse  wegen  Vertragsbruchs  der  Unternehmer  mit  keiner 
einzigen  Silbe  begründen  oder  auch  nur  erwähnen.  Dieselbe  auf- 
fällige Beobachtung  drängt  die  Lektüre  der  Reichstagsverhand- 
lungen bei  der  ersten  Lesung  des  Entwurfes  der  Novelle  vom 
17.  bis  20.  Mai  1890  auf.  Auch  hier  wurde  von  keinem  der 
Redner  die  Vertragsbruchbusse  bezüglich  der  Unternehmer  be- 
gründet; es  ist  nur  von  den  Gründen  für  und  gegen  die  Ver- 
tragsbruchbusse der  Arbeiter  die  Rede ; und  wenn  seitens  des 
Abgeordneten,  nunmehrigen  kgl.  preussischen  Finanzministers  l)r. 
Miquel  darauf  hingewiesen  wurde,  dass  das  »Delikte  des  Ver- 
tragsbruches auch  von  Unternehmern  nach  seinen  Erfahrungen 
begangen  werde,  so  geschah  dies  nicht,  um  die  Vertragsbruch- 
busse bezüglich  dieser  zu  begründen,  sondern  umgekehrt, 
um  seinen  allgemeinen  Standpunkt  zu  rechtfertigen,  »dass  in  Be- 
ziehung auf  die  Bestimmung  wegen  Erkennung  von  Bussen  auf 
Grund  stattgehabten  Kontraktbruches  Bedenken  bestehen c '). 

Es  ist  ferner  bemerkenswert,  dass  genau  in  derselben  Weise 
im  Jahre  1874  die  damals  vorgeschlagenen,  vom  Reichstag  nicht 
angenommenen  Vertragsbruchstrafen  gegen  Unternehmer  und 
Arbeiter  begründet  waren , indem  lediglich  von  dem  unter 
den  Arbeitern  überhandnehmenden  »Geist  der  Zuchtlosigkeit 
und  Ungebundenheit«  die  Rede  war,  und  von  dem  »Gefühl  des 

als  SclbslschulHner  mitverhaftet.  In  gleicher  Weise  haftet  ein  Arbeitgeber,  welcher 
einen  Gesellen  oder  Gehilfen  annimml  oder  behält,  von  dem  er  weiss,  dass 
derselbe  einem  anderen  Arbeitgeber  *ur  Arbeit  noch  verpflichtet  ist. 

Den  Gesellen  und  (iehilfen  stehen  im  Sinne  des  vorstehenden  Absatzes  die  in 
§ 119  Abs.  2 bezeichneten  Personen  gleich 

§ 119  Absatz  2 sagt:  »Unter  den  in  §§  115  — 118  bezeichneten  Arbeitern  (gewerb- 
lichen Arbeitern)  werden  auch  diejenigen  Personen  verstanden,  welche  für  bestimmte 
Gewerbetreibende  ausserhalb  der  Arbeitsstätten  der  letzteren  mit  der  Anfertigung  ge- 
werblicher Erzeugnisse  beschäftigt  sind,  und  zwar  auch  dann,  wenn  sie  die 
Roh-  und  Hilfstoffe  selbst  beschaffene. 

1)  Slenogr.  Bericht  über  die  Verhandlungen  des  deutsch.  Reichstages.  1890,  S.  137, 
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mangelnden  Rechtsscliutzes  auf  seiten  der  Arbeit- 
geb e r € , Gründe , welche  doch  keinesfalls  geeignet  waren, 
eine  Bestrafung  der  Unternehmer  zu  motivieren.  Die  letztere 
w’ar  damals  nur  mit  der  Redewendung  begründet , dass  straf- 
rechtliche Nachteile  notwendig  seien , »welche  den  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  mit  gleicher  Wirksamkeit  treffen  und 
dadurch  die  Achtung  vor  dem  Recht  und  das  Bewusstsein  der 
Rechtsgleichheit  und  Rechtssicherheit  wieder  herzustellcn 
geeignet  sind '). 

Ebenso  ist  jetzt  in  den  Motiven  des  Entwurfs  zur  Novelle 
nur  gesagt,  es  habe  sich  der  erhebliche  Missstand  gezeigt,  »dass 
der  Rechtsschutz,  welchen  der  Arbeitgeber  dem  Vertrags- 
brüchigen Arbeiter  gegenüber  geniesst,  thatsachlich  ungenügend 
ist«,  und  bezüglich  der  Busse  wird  die  Erwartung  ausgesprochen, 
dass  dieselbe  auf  den  »kontraktbrüchigen  Arbeiter  einen  tieferen 
und  von  Gefühlen  der  Gehässigkeit  und  Empfindlichkeit  freieren 
l'jndruck  machen  werde,  als  eine  vom  Arbeitgeber  auf  Grund 
seiner  eigenen  Arbeitsordnung  ausgesprochenen  Strafe«.  Das 
ist  doch  offenbar  keine  Begründung  für  die  Busse,  welche  dem 
Unternehmer  auferlegt  wird. 

Im  Jahre  1874  hat  einer  der  Führer  der  damaligen  Reichs- 
tagsmajorität von  diesem  Delikt  des  Unternehmers  gesagt, 
»cs  sei  bloss  zum  Schein  zu  Papier  gebracht,  um  eine  anschei- 
nende Gleichheit  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  dem  Arbeit- 
nehmer hcrzustellen«  *).  Ausserhalb  des  Reichstages  hat  man 
von  dieser  Bestrafung  der  Unternehmer  gemeint,  sie  figuriere  nur 
als  Dekoration  in  der  Gewerbenovelle’).  Das  beredte 
Schweigen  der  Regierungsmotive  zur  nunmehrigen  Gewerbeord- 
nungsnovelle  bezüglich  des  Kontraktbruches  der  Unternehmer 
deutet  darauf,  dass  auch  diesmal  die  Norm  gegen  die  Unter- 
nehmer nur  Ornament  ist,  bestimmt,  den  äusseren  El  in- 
druck der  Symmetrie  zu  gew  ähren.  Sollte  es  mehr  sein 
als  dies,  so  müssten  vor  allem  die  Unternehmer  mit  demselben  Masse 
gemessen  werden,  wie  die  Arbeiter , und  dazu  würde  gehören, 
dass  die  Unternehmer  da,  w- o sie  selbst  Arbeitnehmer 
sind,  für  ihren  Vertragsbruch  der  gleichen  Busse  unterstellt 

1)  Slenogr.  Rcrichle  über  <lic  Verhamllungen  des  deutsch.  Rcichsiagcs , II,  1^ 
gislaturperiode,  I.  Session,  1874.  IM.  IH.  S.  132. 

2)  Slenogr.  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  deutsch.  Reichstages.  1874,  II. 
Legi.daturperiode.  I.  Se.s&ion,  I.  Bd.  S.  140. 

3)  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  VII.  S.  194. 
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werden.  Wenn  der  Ziegelarbeiter  dem  Ziegeleibesitzer  Busse 
zahlen  muss,  falls  er  vor  vollständiger  Ausführung  seiner  Arbeit 
zu  einem  anderen  Unternehmer  geht,  der  ihm  ein  paar  Pfennige 
mehr  Lohn  bietet,  weil  der  Vertragsbruch  des  armen  Arbeiters 
das  »öffentliche  Rechtsgefühlc  verletzt,  obwohl  er  vielleicht  durch 
des  Lebens  Not  dazu  gezwungen  wurde , wie  viel  mehr  müsste 
dann  dieses  öffentliche  Rechtsgefühl  empfindlich  werden,  wenn  der 
wohlhabende  Ziegeleibesitzer  bei  Steigen  des  Preises  der  Ziegel- 
steine sich  an  seinen  Kontrakt  nicht  mehr  gebunden  hält  und 
die  fertige  Ware  nicht  mehr  vertragsgemäss  demjenigen  liefert, 
mit  welchem  er  zur  Zeit  grösserer  Billigkeit  der  Ware  einen  Liefe- 
rungsvertrag abschloss,  sondern  einfach  anderweitig  weiter  und 
teuerer  verkauft,  wie  dies  bei  lebhafter  Bauthättgkeit  nicht  selten 
vorkommt.  Und  kommen  derartige  und  noch  weit  schlimmere  und 
folgenreichere  Kontraktbrüche  nicht  überhaupt  in  weitem  Umfange 
seitens  derArbeitnehmer  aus  den  höheren  und  höchsten 
bürgerl  ichen  Kreisen  vor?  Von  all  dem  ist  im  Entwürfe  der  No- 
velle keine  Rede  ; nur  derArbeiter  als  Arbeitnehmer  wird  gebüsst. 

Will  man  die  »Paritätc  und  damit  die  Gleichheit  vor  dem 
Gesetz  wahren,  dann  erscheint  es  überhaupt  als  völlig  ungerecht- 
fertigt, lediglich  den  Bruch  eines  Arbeitsvertrages  unter 
andere  Norm  zu  stellen,  als  den  Bruch  anderer  Leistungsver- 
träge. 1874  schrieb  l)r.  Max  Hirsch');  »Es  geschieht  mit  dem 
Arbeitskontrakt  gerade  so , wie  mit  dem  Lieferungskontrakt  an 
der  Fonds-  und  Produktenbörse ; bekanntlich  liefern  sehr  oft  die 
Verkäufer  nicht,  wenn  es  steigt,  und  empfangen  die  Käufer  nicht, 
wenn  es  fällt,  und  an  Ausreden  fehlt  es  beiden  Teilen  nie;  so 
ist  es  ausserordentlich  spasshaft  — als  früherer  Produktenhändler 
kenne  ich  das  — wie  die  Farbe  und  der  Geruch  des  Weizens 
und  Roggens,  die  Beschaffenheit  der  Gebinde  beim  Spiritus  u.  s.  w. 
sich  plötzlich  sehr  zu  ihrem  Nachteile  ändern , wenn  die  Preise 
einen  oder  gar  mehrere  I'haler  fallen.  Darüber  wird  im  Handel 
sehr  viel  räsonniert,  aber  da  derselbe  Kaufmann  heute  Käufer 
und  morgen  Verkäufer  ist,  ja  sehr  häufig  am  selben  Tage  beides, 
so  bleibt  es  beim  Räsonnieren  oder  führt  höchstens  zu  einem 
Zivilprozess*. 

Wie  steht  es , abgesehen  von  dem  speziellen  Gebiete  der 
Lieferungsk  o ntrakte,  in  Bezug  auf  Erfüllung  obligatorischer 
Leistungen  überhaupt  im  Gebiete  des  deutschen  Reichs?  Der 

1}  Schriften  des  Vereins  Tiir  Suzialpuiilik.  VII.  179 
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kgl.  preussische  Handelsminister  Herr  von  Berlepsch  hat  in  der 
Reichstagsverhandlung  vom  20.  Mai  1890  eine  Uebersicht  der  im 
Gebiete  der  preussischen  Monarchie  seit  dem  i.  Januar  1889  bis 
Ende  April  1890  vorgekommenen  Kontraktbrüche  von  Arbeitern 
mitgeteilt.  Hienach  sollen  während  dieser  Zeit  574  grosse  gewerb- 
liche Arbeitseinstellungen  stattgefunden  haben  mit  234961  aus- 
ständigen Arbeitern ; von  diesen  sollen  206  395  Arbeiter  oder 
mehr  als  87  Prozent  kontraktbrüchig  gewesen  sein.  Wir  werden 
uns  nachher  erlauben,  diese  Statistik,  die  im  Reichstag  völlig 
ununtersucht  geblieben  ist,  einer  Prüfung  zu  unterziehen.  Aber 
wir  wollen  hier  einen  Augenblick  annehmen,  dass  dieselbe  voll- 
ständig richtig,  und  eine  richterliche  Prüfung  der  einzelnen  Fälle 
bei  keinem  einzigen  ergeben  würde,  dass  der  Kontraktbruch  auf 
Seite  des  Unternehmers  lag  und  dass  die  Arbeit  mit  Recht 
eingestellt  wurde.  Herr  von  Berlepsch  hat  an  die  Mitteilung 
seiner  Zahlen  in  jener  Reichstagssitzung  die  Bemerkung  geknüpft: 
»Ich  meine,  diese  Zahlen  geben  zu  denken,  sie  liefern  den  Beweis, 
dass  die  Heiligkeit  des  gegebenen  Wortes  und  des  Vertrags  völlig 
ausser  Beachtung  in  weiten  Kreisen  unserer  Arbeiterschaft  ge- 
kommen sind , und  zwar  in  so  weitem  Masse,  dass  das  öffent- 
liche Interesse  in  äusserstem  Grade  dadurch  geschädigt  erscheintc'!. 

Herr  von  Berlepsch  folgert  offenbar  aus  den  von  ihm  mit- 
gcteilten  Zahlen,  dass  der  Kontraktbruch  im  Kreise  der  Arbeiter 
eine  weitere  V e rbre  i tu  n g angenommen  hat,  als  in  anderen 
Bevölkerungskreisen , für  welche  keine  öffentliche  Kalamität  be- 
hauptet und  keine  Ausnahmegesetzgebung  für  notwendig  erachtet 
wird.  Wir  finden  nun  diese  Art,  relative  statistische  Behaup- 
tungen aufzustellen  unter  Angabe  einer  einzigen  Ziffer  sehr 
bedenklich.  Gerade  so  gut  ja  mit  viel  mehr  Recht  könnte  man 
sagen:  »die  Krankenversicherungskassen  der  Arbeiter,  ohne  die 
Knappschaftskassen , hatten  im  Jahre  1888  nach  den  veröffent- 
lichten Ausweisen  für  i 762  520  Erkrankungsfälle  Unterstützungs- 
zahlung zu  leisten.  Daraus  folgt,  dass  die  deutsche  Arbeiter- 
bevölkerung eine  durch  und  durch  kranke  istc.  Jedermann 
weiss  aber,  dass  man,  um  ein  richtiges  Bild  der  wirklichen  Krank- 
heitsbewegung zu  gewinnen  und  dieselbe  mit  derjenigen  in  anderen 
Bevölkerungskreisen  vergleichen  zu  können,  um  also  ein  Bild  der 
relativen  Krankheitsverbreitung  zu  erlangen,  eine  ganze  Reihe 

l)  Sienographische  I^erichtc  über  tlie  Verhamllungcn  des  deutschen  Reichstages, 
1890,  I.  S,  171. 
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von  anderen  Ziffern  kennen  muss,  gerade  so,  wie  es  nicht 
genügt,  um  die  Beschaffenheit  der  Getreideproduktion  eines  Jahres 
zu  prüfen,  etwa  einen  Haufen  von  ein  paar  Millionen  faulen 
Gerstenkörnern  vorzulegen. 

Wenn  wir  daher  prüfen  wollen , ob  im  Verhältnis  zur  Ver- 
tragstreue der  andern  von  der  Novelle  nicht  berührten  Bevöl- 
kerungsklassen die  Vertragstreue  der  Arbeiter  neuerlich  erheblich 
gesunken  ist,  so  können  wir  uns  mit  den  206395  Kontrakt- 
brüchen , — auch  wenn  jeder  einzelne  derselben  sich  bei  rich- 
terlicher Prüfung  als  wahr  erweisen  würde,  was  unserer  unten 
darzulegenden  Ueberzeugung  nach  durchaus  nicht  der  Fall  ist  — 
nicht  begnügen,  wir  müssen  vielmehr  noch  einige  andere  Ziffern 
welche  den  statistischen  Stand  der  Vertragstreue  in  der 
Bevölkerung  überhaupt  beleuchten,  heranziehen.  In  dieser 
Beziehung  dürfte  die  amtliche  Justiz-  bezw.  Prozessstatistik  von 
wesentlicher  Bedeutung  sein,  wenngleich  dieselbe  durchaus  keine 
erschöpfende  Darstellung  aller  in  Betracht  kommenden  Verhält- 
nisse gewährt.  Es  wird  hiebei  keinem  Anstande  unterliegen,  wenn 
angenommen  wird,  dass  an  Verträgen  und  an  vermögensrecht- 
lichen Prozessen  im  ganzen  und  grossen  nur  der  erwerbsthä- 
tige  Teil  der  Bevölkerung  beteiligt  ist. 

Die  im  preussischen  Justizministerialblatte  pro  1889  S.  213  If. 
veröffentlichte  Hauptübersicht  über  die  Geschäfte  der  preussischen 
und  waldeck'schen  Amtsgerichte  für  das  Jahr  1888  lässt  er- 
sehen , dass  den  bezeichncten  Gerichten  im  Jahre  1888  ange- 
fallen sind; 

I 304  724  Mahnsachen, 

704697  gewöhnliche  (ordentliche)  Prozesse, 

84  711  Urkundenprozesse, 

35911  Arreste  und  einstweilige  Verfügungen. 

Weiter  sind  nach  der  im  gleichen  Ministerialblatte.  S.  222  ff. 
veröffentlichten  »Hauptübersicht  der  Geschäfte  der  Landge- 
richte pro  1888*  angefallen: 

a)  den  Zivikainmern : 
ordentliche  Prozesse  56  587, 
ürkundenprozesse  9 359, 

b)  den  Handelskammern  ; 
ordentliche  Prozesse  15  836, 

Urkundenproze.s.se  13  377. 

Bei  diesen  Zahlen  sind  Ehescheidungsprozesse  und  amtsge- 
richtliche Berufungssachen  nicht  mitgerechnet ; bei  den  amtsge- 
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richtlichen  Zahlen  sind  alle  Sühnesachen , sowie  Vollstreckungs- 
sachen vollständig  weggeblieben. 

Die  Zusaiiuncnstellung  ergibt  für  Amtsgerichte  und  Land- 
gerichte für  das  Jahr  1888  2 184  288  vermögensrechtliche  Prozesse. 
Wenn  wir  hienach  die  Zahl  der  wirklichen,  in  einem  Jahre  in 
der  preussischen  Monarchie  überhaupt  streitig  werdenden  Sachen 
ungefähr  veranschlagen  wollen , so  muss  dieselbe  mindestens  in 
Höhe  von  4000000  angenommen  werden.  Denn  eine  Anzahl 
von  Vollstreckungen,  welche  auf  Grund  anderer  Urkunden  als 
richterlicher  Urteile  oder  Vollstreckungsbefehle  jeden  Tag  voll- 
zogen werden,  eine  grosse  Anzahl  von  Sachen,  welche  auf  Grund 
blosser  aussergerichtlicher  Mahnung  durch  Rechtsanwälte,  Rechts- 
agenten u.  s.  w.  erledigt  werden,  die  noch  grössere  Anzahl  von 
Sachen,  die  überhaupt  wegen  Mangels  an  Beweisen  oder  Mangels 
an  Aussicht  auf  pekuniären  Erfolg  nicht  durchgeführt  werden,  muss  ^ 
zusammen  mit  den  bei  anderen  Gerichten  als  den  Amtsgerichten 
und  Landgerichten  in  erster  Instanz  durchgeführten  Sachen  auf 
mindestens  ebenso  hoch  als  die  Zahl  der  durch  die  ordentlichen 
Gerichte  erledigten  Prozesse  angeschlagen  werden.  Es  ist  hiebei 
zu  bemerken,  dass  neuerdings  in  kaufmännischen  Kreisen  nicht 
mit  Unrecht  die  Gepflogenheit  sich  einbürgert,  faule  Kunden 
lieber  einfach  zu  streichen  als  zu  verfolgen.  Es  ist  nun  ziemlich 
gleichgültig , ob  wir  annehmen , dass  die  Kontraktbruclisfalle  zu 
den  gerichtlich  erledigten  oder  zu  den  aussergerichtlich  erledigten 
oder  zu  den  unerledigt  gebliebenen  zu  rechnen  sind.  Dagegen 
müssen  und  sollen  dieselben  jedenfalls  überhaupt  zu  den  4000OOO 
P'ällen  gerechnet  werden,  welche,  wenn  das  Jahr  1889  in  justiz- 
statistischer Hinsicht  nicht  hinter  dem  Jahr  1888  zurückgeblieben 
ist  , auch  für  dieses  Jahr  anzunehmen  wären.  Die  ao6  395 
Kontraktbruchsfälle  sollen  sich  nach  Angabe  des  Herrn  von 
Berlepsch  in  den  16  Monaten  vom  i.  Januar  1889  bis  30.  April 
1890  ereignet  haben.  Es  treffen  sonach  auf  ein  Jahr  15479^ 
Kontraktbruchsfalle.  Zur  Gesamtzahl  der  oben  bemerkten  ge- 
richtlichen vermögensrechtlichen  Prozesse  hinzugerechnet,  würden 
dieselben  diese  Zahl  auf  2 339  084  bringen  und  sich  zu  dieser 
Gesamtzahl  wie  etsva  6,60  °/o  verhalten.  Zur  Gesamtzahl  derver- 
mögensrechtlichen  Sachen  zu  4000000  würden  sie  sich  verhalten 
wie  3,86;  100.  — Um  jeden  Einwand  zu  beseitigen,  sei  aber  weiter 
angenommen,  dass  von  den  4000000  vermögensrechtlichen  Bif 
ferenzfällen  die  Hälfte  auf  Erbrechts-,  Servitut  und  andere  nicht 
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vertragsrechtliche  Streitigkeiten  treffe  — eine  höchst  über- 
triebene Annahme  — und  dass  Arbeiter  an  Streitigkeiten  solcher 
Art  n i e beteiligt  seien,  was  ebenfalls  der  Wirklichkeit  nicht  ent- 
spricht. Dann  würde  ihr  Anteil  an  den  vertragsrechtlichen  Strei- 
tigkeiten sich  doppelt  so  hoch,  als  eben  berechnet,  stellen,  auf 
7,72  ”/o. 

Wir  haben  nun  den  Anteil  der  Arbeiter  der  preussischcn 
Monarchie  an  dieser  Anzahl  von  Rechtssachen  ungefähr  zu  be- 
rechnen, wie  er  sich  der  Bevölkerungszahl  nach  stellen  würde. 
Die  Bevölkerung  Preussens  betrug  nach  der  Volkszählung  von 
1885  28313CXX)  Seelen.  Nach  Rümelin  *)  betrug  die  Zahl  der  er- 
werbsthätigen  Bevölkerung  des  deutschen  Reichs,  ohne  Dienst- 
boten, 39  % der  Gesamtbevölkerung.  Die  erwerbsthätige  Bevöl- 
kerung Preussens  bezifferte  hienach  11042070.  Wenn  man  nun 
die  Zahl  der  unselbständigen  Arbeiter  im  deutschen  Reich  und 
in  Preussen  speziell  berechnen  will,  so  ist  es  gewiss  nicht  über- 
trieben, wenn  die  Plrgebnisse  der  Statistik  der  Unfallversicherungs- 
berufsgenossenschaften zu  Grunde  gelegt  werden.  Denn  es  ist  so- 
viel sicher,  dass  die  Berufsgenossenschaften  durchaus  nicht  alle 
unselbständigen  Arbeiter  umfassen.  Die  Berufsgenossenschaften 
zählten  1887  in  62  Genossenschaften  3851560  unselbständige  Ar- 
beiter oder  20,80 ®/o  der  gesamten  selbständig  erwerbenden  Be- 
völkerung des  deutschen  Reiches.  Wenn  man  annimmt,  dass 
das  Prozentverhältnis  auch  in  Preussen  ungefähr  dasselbe  ist, 
wird  man  es  nicht  zu  hoch  anschlagen,  da  die  Krankenversiche- 
rungsstatistik eine  Arbeiterzahl  ausweist,  welche  über  die  Zahl 
der  Unfallversicherung  weit  hinausgeht  (1888  im  ganzen  deut- 
schen Reich  5398478  Mitglieder  ohne  die  Bergleute). 

Wenn  die  Arbeiter  entsprechend  der  Bevölkerungszahl  an 
den  vertragsrechtlichen  Streitigkeiten  Anteil  nehmen  würden, 
wie  dies  ja  bei  dem  vorgeblichen  fortwährenden  Vertrags- 
bruch derselben  angenommen  werden  muss  und  zwar  als  Mini- 
mum ihrer  Beteiligung,  so  würden  sie  nach  Vorstehendem  min- 
destens 20,80  "/o  der  verlragsrechtlichen  Streitigkeiten  treffen.  Die 
angeblichen  206  395  Kontraktbrüche  repräsentieren  aber,  auf  e i n 
Jahr  reduziert,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  höchstens  7,72“/o  dieser 
Rechtsstreitigkeiten  und  dieser  Prozentsatz  ist  sogar  sicher  viel  zu 

l)  bei  Schönberg,  Hamlbuch  der  politwehen  Ockonomie,  III.  Auflage,  1.  Bd. 
{1S90)  SS.  726  ff. 

Archiv  für  toi.  Oesciigbg.  u Statistik  III.  3 u 4.  2S 
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hoch  gegriffen.  Wenn  man  erwägt,  was  behauptet  wurde,  dass  die 
angegebene  Zahl  von  Kontraktbrüchen  beweisen  soll,  es  sei  »die 
Heiligkeit  des  gegebenen  Wortes  und  des  Vertrages  in  weiten 
Kreisen  der  Arbeiterschaft  völlig  ausser  Beachtung 
gekommene,  so  möchte  man  schon  jetzt  umgekehrt  sagen,  dass  be- 
wiesen ist , dass  die  Arbeiter  den  anderen  sogenannten  höheren 
Klassen  in  der  Vertragstreue  bedeutend  voraus  sind. 

Wir  haben  bisher  angenommen,  dass  unter  den  einschlägigen 
Ziffern  die  behauptete  Anzahl  zu  206395  Arbeitskontraktbru- 
chen  auf  16  Monate  ungeprüft  einzusetzen  ist.  Diese  2Salil 
fordert  nun  aber  die  Prüfung  sehr  stark  heraus.  Herr  V'on  Ber- 
lepsch hat  nicht  angegeben,  wie  er  zu  dieser  Zahl  gelangt  ist, 
welche  Erhebungen  gepflogen,  ob  alle  beteiligten  206395  Ar- 
beiter oder  auch  nur  eine  grosse  Anzahl  derselben  etwa 
gehört  worden  sind.  Das  letztere  ist  nun  selbstverständlich  nicht 
der  Fall.  Man  hat  vielmehr  in  der  Hauptsache  — von  anderen 
Massregeln  verlautete  wenigstens  absolut  nichts  — diejenigen  Ar- 
beiter, welche  angeblich  ohne  vorhergehende  Kündigung  ausge- 
treten sind , als  kontraktbrüchig  betrachtet  und  in  den  Ziffern 
der  amtlichen  Statistik  behandelt.  So  figurieren  unter  den  206395 
kontraktbrüchigen  Arbeitern  unter  anderen  ungefähr  lOOOOO  Berg- 
arbeiter, bezüglich  deren  vermeintlich  gar  kein  Zweifel  be- 
steht, dass  sie  Kontraktbruch  begangen  haben.  Diese  Meinung 
ist  aber  nur  dann  begründet , wenn  man  der  Ansicht  ist , dass 
den  Unternehmern  jede  Verletzung  zu  Gunsten  der  Arbeiter  be- 
stehender Gesetzesnormen  gestattet  sei,  ohne  dass  dergleichen  auf 
die  Pflichten  der  Arbeiter  den  geringsten  Einfluss  üben  könne. 
Das  Gesetz  aber,  speziell  das  preussische  Berggesetz,  ist  in  dieser 
Beziehung  anderer  Ansicht,  und  wenden  wir  das  Gesetz  auf  die 
hier  durch  amtliche  Enquete  wenigstens  teilweise  festgestellten 
Thatsachen  an,  dann  wird  es  im  höchsten  Grade  zweifelhaft,  ob 
auch  nur  bezüglich  eines  einzigen  von  jenen  looooo  Arbeitern 
gesagt  werden  kann,  dass  er  nicht  das  Recht  gehabt, 
seine  Arbeit  sofort  und  ohne  Kündigung  zu  verlassen.  Wir  wol- 
len dies  in  aller  Kürze  begründen  , nicht  bloss  um  deswillen, 
weil  hiemit  von  den  206  395  oder  bei  Reduktion  auf  ein  Jahr 
154796  Kontraktbrüchen  des  Herrn  von  Berlepsch  ungefähr  100000 
also  ’/a  alsbald  zweifelhaft  werden,  sondern  auch  um  deswillen, 
weil  hier  an  einem  eklatanten  Fall  an  der  Hand  der  Thatsachen 
gezeigt  werden  kann , wie  die  Kontraktbrüche  gemacht  werden. 
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auf  welcher  Seite  eigentlich  die  den  Arbeitern  zur  Last  gelegte 
Gleichgültigkeit  gegen  das  Recht  zu  suchen  ist. 

Wenn  man  die  im  Aufträge  der  kgl.  preussischen  Minister 
der  öffentlichen  Arbeiten  und  des  Innern  bearbeitete  >Denk- 
.schrift  über  die  Untersuchung  der  Arbeiter-  und  Betriebsver- 
hültnisse  in  den  Steinkohlenbezirken«  prüft , so  wird  man  sich 
zunächst  des  Eindruckes  nicht  entschlagen,  dass  die  Untersuchung 
unparteiisch,  aber  mit  grösster  Schonung  für  die  betreffenden 
Bergwerksbesitzer  geführt  worden  ist.  Es  ergibt  sich  dies  be- 
sonders aus  der  gleich  Eingangs  als  Direktive  für  die  Erhebung 
aufgestellte  und  selbstverständlich  auch  befolgte  Norm,  »dass  die 
Untersuchung  sich  auf  Gegenstände,  welche  einen  rein  privat- 
rechtlichen  Charakter  tragen , ungeachtet  der  von  den  Arbei- 
tern darüber  erhobenen  Beschwerden  nicht  erstrecken  könne«. 
Anderseits  ist  festgestellt,  dass  die  Bergleute  »bei  den  stattge- 
gehabten  V ernehmungen  ...  im  Allgemeinen  übereinstimmend 
dieselben  Beschwerden  vorgebracht,  welche  bei  Beginn  und 
im  Verlaufe  der  Arbeitseinstellung  erhoben  worden  sind«.  Endlich 
ist  festgestellt,  dass  ein  erheblicher  Teil  dieser  Beschwerden 
amtlich  als  begründet  anerkannt  wurde,  oder  auf  Grund  un- 
widersprochener Erklärungen  als  begründet  erachtet  werden 
muss.  Eine  Anzahl  dieser  Beschwerden  aber  gehört  zu  denjenigen, 
welche  nach  dem  Berggesetz,  das  in  dieser  Beziehung  mit  der 
Gewerbeordnung  übereinstimmt,  das  Recht  auf  Einstellung  der 
Arbeit  ohne  vorgängige  Kündigung  geben.  Wir  haben  hier,  um 
von  rechtlich  unwesentlicheren  Beschwerden  abzusehen,  nur 
Folgendes  anzuführen. 

1.  Die  Beschwerde  über  das  »Abreissen  der  Ge- 
dinge«, das  schon  oben  als  Vertragsbruch  gekennzeichnet  ist,  d.  i. 
die  nachträgliche  einseitige  u nd  w i I Ik  ü r lieh  e Kürzung  des 
vereinbarten  und  sogar  schon  verdienten  Lohnes  der  Arbeiter, 
welche  Kürzung  der  Unternehmer  vornimmt,  sofern  der  Lohn 
nach  der  hinterherigen  Gestaltung  der  Schwierigkeiten  der  Ar- 
beit — deren  Uebernahme  wie  Vergebung  auf  Spekulation  be- 
ruht — sich  nach  Ansicht  des  Unternehmers  als  für  den  Arbei- 
ter zu  hoch  erweist.  Die  bezügliche  von  den  Arbeitern  als  Miss- 
brauch und  rechtswidrige  Schädigung  empfundene  Uebung  scheint 
vielfach  förmlich  zum  dauernden  System  geworden  zu  sein  (Denk- 
schrift SS.  II.  14). 

2.  Das  Nullen  der  Ford  erwägen  und  die  Strafen. 

28« 
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Das  Nullen  besteht  bekanntlich  darin,  dass  ein  von  den  Berg- 
leuten zu  Tage  geförderter  Wagen  (Kasten)  mit  Kohlen,  welcher 
nicht  das  volle  der  Gedingstellung  entsprechende  Mass  von  Koh- 
len enthält  oder  teilweise  mit  Gesteinstücken  oder  sogenannten 
Schrambergen  (kohlenhaltigen  Schiefern)  verunreinigt  ist  (so  dass 
die  Verkäuflichkeit  der  Kohlen  leidet),  von  den  Aufsichtsbeamten 
nicht  angenommen,  sondern  mit  einer  o bezeichnet  wird,  was  zur 
Folge  hat,  dass  die  zur  Gewinnung  und  Förderung  des  Wagen- 
inhaltes aufgewendete  Arbeit  nicht  bezahlt  wird*).  »Bezüg- 
lich ungenügend  gefüllter  Wagen  findet  übrigens  das  Nullen 
nicht  allgemein  statt«.  Der  genullte  Wageninhalt  wird  nicht 
bezahlt.  Derselbe  w'ird  aber  trotzdem  vielfach  im  Interesse  des 
Bergwerkbesitzers  verwendet  (Denkschrift  S.  27).  Es  kommt 
nach  der  Konstatierung  der  Denkschrift  ferner  häufig  vor , dass 
für  einen  »unreinen«  Wagen  4,  5 oder  gar  6 vorschriftsmäs-sig 
beladene  »zur  Strafe«  gestrichen  oder  neben  dem  Nullen  noch 
regelmässig  Geldstrafen  verhängt  werden.  Die  Denkschrift  an- 
erkennt,- dass  »in  diesen  Fällen  der  Arbeitgeber  einen  Teil  der 
ihm  obliegenden  Verbindlichkeiten  aus  dem  Arbeitsvertrage  nicht 
erfüllt«  und  dass  solches  Verfahren  nicht  »als  zweckdienlich  er- 
achtet werden  kann«  *).  Dies  um  so  weniger,  als  es  mit  Rück- 
sicht auf  die  Beschaffenheit  der  Betriebsstätte  und  des  Gebirges 
hie  und  da  wohl  unmöglich  ist , vollkommene  Reinheit  der  Wa- 
gen-Füllung zu  erzielen.  Weiter  ist  festgestellt,  dass  eine  Kon- 
trolle von  seiten  der  Arbeiter  bezüglich  der  Berechtigung  der 
Annahme  eines  »Nullfalls«  meist  ausgeschlossen  war.  Es  ist 
ferner  festgestellt,  dass  das  Nullen  in  einer  grossen  Anzahl  von 
Bergwerken  überhaupt  nicht  vertragsmässig  gestat- 
tet und  daher  schon  deswegen  rechtswidrig  ist.  So  konsta- 
tiert die  Denkschrift  (S.  29):  »Die  oberschlesi.schen  Arbeitsord- 

nungen enthalten  über  das  Nullen  nichts,  so  dass  man  bei  dem 
Widerspnich  der  Belegschaft  gegen  das  Verfahren  dasselbe  nicht 
als  zulässig  ansehen  kann«. 

Wo  immer  aber  das  Nullen  vertragsgemäss,  etwa  auf  (irund 
der  Arbeitsordnung,  als  zulässig  gelten  könnte,  würde  es  immer 
nur  die  Bedeutung  einer  entsprechenden  Konventionalstrafe 
für  Verletzung  der  Arbeitsordnung  haben;  nirgends  hätte  dasselbe 
zu  einer  förmlichen  Konfiskation  eines  grossen  Teiles  des  Arbeits- 

1)  Denkschrift  S.  26  ff. 

2)  Denkschrift,  S,  27. 
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lohns  nach  Willkür  des  Arbeitgebers  führen  dürfen,  weil  es 
den  guten  Sitten  und  dem,  im  Rechtsverkehr  auch  zwischen  Berg- 
werksbesitzern und  Bergleuten  massgebenden,  Grundsatz  der  bona 
fides  widersprechen  würde,  einen  derartigen  Vertragsinhalt  als 
gewollt  oder  als  gültig  anzunehmen.  Dennoch  ist  nicht  nur  nach 
den  Beschwerden  der  Bergleute,  sondern  auch  nach  den  Erhe- 
bungen derartiger  Missbrauch  mit  dem  Nullen  getrieben  worden, 
dass  darüber  kein  Zweifel  bestehen  kann,  dass  hier  eine  nach 
Berggesetz  und  nach  allgemeinen  Rcchtsgrundsätzen  völlig  un- 
zulässige Vorenthaltung  verdienter  Löhne  gegeben 
ist , welche  dem  betroffenen  Arbeiter  ausser  anderen  Rechten 
insbesondere  das  Recht  gibt,  die  Arbeit  ohne  Kündigung  zu  ver- 
lassen. Die  Untersuchungskommission  begnügt  sich  in  mehreren 
Fällen  mit  der  Bemerkung,  dass  man  den  bezüglichen  Gebrauch 
nicht  billigen  könne'). 

Der  Bericht  lässt  ferner  ersehen , dass,  abgesehen  von  dem 
Nullen,  vielfach  Strafen  verhängt  wurden,  die  — Mangels  einer 
Arbeitsordnung  — überhaupt  nicht  oder  nicht  nach  Art  und  Mass 
erlaubt  waren , oder  welchen  jede  »innere  Berechtigungc  fehlte 
(z.  B.  wegen  verspäteter  Lohnerhebung!)  Denkschrift  S.  33. 

3.  Der  Zwang  zu  Ueb  e rschi  chten.  Bekanntlich  war 
eine  der  Hauptbeschwerden  der  Bergleute  bei  Ausbruch  des 
Strikes  und  einer  der  Hauptdifferenzpunkte  die  Dauer  der  ordent- 
lichen und  regelmässigen  Arbeitsschicht,  welche  mit  Rücksicht 
auf  die  ausserordentlichen  Anstrengungen  und  auf  die  gesund- 
heitlichen lünwirkungen  der  Arbeit  unter  Tag  bei  erhöhten 
Temperaturen  ein  gewisses  Mass  auch  berggesetzlich  nicht  über- 
steigen soll  ; es  war  aber  neben  der  Beschwerde  über  die  Dauer 
der  ordentlichen  Schicht  eine  weitere  sehr  häufige  Be- 
schwerde, dass  die  Bergleute  zu  Uc  b crsch  ic  h te  n gezwungen 
werden,  noch  dazu  unter  Verhältnissen,  welche  hiezu  weder 
eine  technische  noch  eine  wirtschaftliche  Veranlassung  gaben. 
Und  zwar  wurde  nach  den  Firhebungen  der  Untersuchungskom- 
mission  dieser  Zwang  vielfach  auf  direktem  physischem 
Wege  geübt,  indem  denjenigen  Bergleuten,  welche  die  befohlene, 
aber  nicht  vertragsgemässe  Ueberschicht  nicht  freiwillig  mitmachen 
wollten , einfach  die  Möglichkeit  auszufahren  genommen  wurde. 
In  verschiedenen  Werken  diente  auch  als  Zwangsmittel  die  Androh- 

1)  Denkschrift  104,  106. 
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ung  von  — weder  nach  Gesetz  noch  durch  Vertrag  begründeten  — 
Strafen.  Wir  wollen  in  dieser  Beziehung  nur  zwei  Stellen  der  amt- 
lichen Denkschrift  anführen;  S.  io8  daselbst  heisst  es  bezüglich  der 
Zeche  Königsgrube  bei  Recklinghausen:  »Ueberschichten.  Es 
ist  hiebei  entschieden  zu  tadeln,  dass  die  Zechenverwaltung  vor 
dem  Streik  die  Seilfahrt  bei  Beendigung  der  Schicht  denjenigen, 
welche  keine  Ueberschicht  im  Allgemeinen  machen  wollten,  nicht 
zur  V'erfügung  gestellt  hat,  somit  ein  direkter  Zwang  zum 
Verfahren  von  Ueberschichten  vorliegt.c  Ferner  S.  109:  Gut- 

achten der  Untersuchungskommission  betreffend  die  Zeche  Schlägel 
und  Eisen;  »Durchaus  ungehörig  war  dagegen  der  einge- 
standenermassen  geübte  Zwang  zum  Mitmachen  der  Ueber- 
schichten, da  derselbe  mit  der  klaren  Bestimmung  in  § i Abs.  2 
der  Bergpolizei-Verordnung  über  die  Seilfahrt  vom  iS.  Marz  1887 
im  Widerspruch  steht,  und  der  entgegenstehende  Passus 
der  Arbeitsordnung,  lautend:  — »Im  Falle  eine  kürzere  oder 
längere  Arbeitszeit  ( — als  8 Stunden  vor  Ort  — ) durch  die  Ver- 
hältnisse bedingt  ist,  wird  solches  durch  Anschlag  des  Direktors 
rechtzeitig  der  Belegschaft  angezeigt  und  ist  diese  Anordnung 
für  dieselben  bindend,  jedoch  soll  der  Arbeiter  nicht  gezwungen 
werden,  länger  als  zehn  Stunden  in  der  Grube  beschäftigt  zu 
sein  ohne  Unterbrechungt  — ändert  daran  selbstredend 
nicht  das  Mindeste.  Besonders  tadelnswert  und  unbe- 
greiflich ist  der  Umstand,  dass  sogar  auf  solche  Arbeitspunkte 
welche  zu  3 Dritteln,  also  ununterbrochen,  belegt  waren,  der 
Zwang  zu  Ueberarbeiten  ausgedehnt  wurde,  obwohl  ffir  die  doppelte 
Zahl  sich  keine  genügende  Arbeitsgelegenheit  bot.c  Bezüglich 
anderer  Bergwerke  vgl.  die  Feststellungen  der  Denkschrift  SS.  24. 
104 — 108. 

Kann  man  wirklich  sagen,  dass  Arbeiter,  mit  deren  Freiheit, 
mit  deren  körperlicher  Integrität  und  Gesundheit,  mit  deren  unter 
stündlicher  I,eben.sgefahr  und  in  schwerster  Arbeit  zu  verdienendem 
Lohn  man  in  dieser  Weise  verfährt , keinen  gesetzlichen  Grund 
zur  jederzeitigen  Einstellung  der  Arbeit  ohne  Kündigung  haben.^ 
Und  sind  die  Bergleute,  denen  gegenüber  die  Bergwerksbe- 
sitzer in  einzelnen  Fällen  oder  ständig  und  systematisch  vertrags- 
und  gesetzwidrig  sich  verhalten,  die  Arbeiter,  denen  gegenüber 
die  Bergwerksbesitzer  Tag  für  Tag  Vertragsbruch  begangen  haben, 
bei  Berechnung  der  Zahl  jener  206395  kontraktbrüchigen  Arbeiter 
weggelassen  worden?  Warum  findet  sich  in  den  Motiven  der 
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Novelle  zur  Gewerbeordnung,  die  ja  von  den  Arbeitseinstellungen 
der  Arbeiter  überhaupt  sprechen,  kein  Wort  auch  nur  des  lei- 
sesten Vorwurfs  für  solches  Gebahren  der  Unternehmer,  obwohl 
doch  bezüglich  desselben  das  »öffentliche  RechtsgefühU  in  der 
That  und  nicht  bloss  auf  dem  Papier  des  Entwurfes  sehr  ener- 
gisch reagiert  hat? 

Uer  zuletzt  erwähnte  Fall  der  zwangsweisen  Veranlassung 
zu  Arbeitsleistungen,  welcher  mit  Rücksicht  auf  die  Art  der  ge- 
brauchten Gewaltmittel  hart  an  das  Vergehen  wider  die  h'reiheit 
gemäss  § 239  St.G.B.  grenzt,  oder  dessen  Thatbestand  erfüllt, 
legt  die  Frage  nahe,  wie  es  denn  sonst  mit  der  Freiheit  des 
Vertragsschlusses  im  Gebiete  der  gewerblichen  Arbeit  bestellt 
ist.  Bei  dem  regelmässig  bedeutenden  Angebot  von  Arbeits- 
kräften haben  es  die  Unternehmer  gewiss  nicht  nötig,  die  Arbeiter 
zur  Arbeit  zu  pressen.  Aber  die  Gegensätze  berühren  sich  und 
so  führt  die  Konkurrenz  der  Arbeiter  um  Erlangung  der  Erlaubnis, 
bei  dem  Unternehmer  zu  arbeiten,  für  die  Arbeiter  Zustände  herbei, 
welche  von  freien  Vertragsverhältnissen  fast  ebenso  weit  entfernt 
sind  als  die  Situation  des  zur  Ueberschicht  durch  Einsperrung 
vor  Ort  gezwungenen  Bergarbeiters.  Dies  gilt  vor  allem  von 
den  Arbeitern  der  Grossindustrie,  aber  auch  nach  Umständen 
von  denjenigen  der  mittleren  und  kleineren  Betriebe.  In  b'abriken 
und  Werkstätten  werden  sehr  wesentliche  Punkte  des  Arbeits- 
vertrages bekanntlich  nicht  etwa  mit  dem  einzelnen  neu  ein- 
tretenden Arbeiter  mündlich  besprochen  oder  sonst  dafür  ge- 
sorgt, dass  dem  Arbeiter  die  Möglichkeit  einer  reiflichen  Erwägung 
der  Vertragsbedingungen  gewährt  sei.  Man  hält  dies  nicht  für 
nötig,  sondern  begnügt  sich  damit,  die  Vertragsbedingungen  in  Ge- 
stalt einer  Fabrik-  oder  Werkstatt-Arbeitsordnung  vorzuschreiben, 
welche  irgendwo  im  Arbeitsraum  oder  auch  ausserhalb  desselben 
z.  B.  im  Comptoir  der  Fabrik  angeschlagen  oder  auch  den  neu 
Eintretenden  zur  Unterschrift  vorgelegt  wird. 

Bezüglich  des  Inhalts  solcher  P’abrikordnungen  macht  sich 
das  Bestreben  der  Unternehmer  bemerkbar,  einerseits  ihre  Rechte 
über  das  in  der  Gewerbeordnung  und  deren  Nebengesetzen  vor- 
geschriebene Mass  auszudehnen,  anderseits  gesetzliche  Rechte 
der  Arbeiter  zu  beschränken.  Während  z.  B.  in  der  Gewerbe- 
ordnung der  Billigkeitsgrundsatz  gleicher  Kündigungsfristen  für 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  ausgesprochen  ist,  weichen  die  P'abrik- 
ordnungen  hievon  nicht  selten  erheblich  ab.  Die  Bitzer'sche 
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Schrift*)  über  den  >freien  Arbeitsvertrag  und  die  Arbeitsordnungen c 
gibt  auf  Grund  der  Vergleichung  einer  ansehnlichen  Anzahl  von 
Fabrikordnungen  folgendes  an,  was  nach  dem  Inhalt  der  Motive 
zur  Novelle  und  neueren  Erfahrungen  auch  für  die  Gegenwart 
noch  nicht  antiquiert  ist*). 

»Während  die  Voraussetzungen  und  Fristen  (lir  das  Kündi- 
gungrecht der  Arbeiter  genau  bestimmt  sind,  jede  Abweichung 
davon  mit  V^erlust  des  Guthabens  der  Arbeiter  bedroht  ist,  wird 
häufig  dem  Arbeitgeber  ein  unbedingtes  Kündigungs- 
recht Vorbehalten  oder  es  wird  anderseits  das  Kündigungsrecht 
der  Arbeiter  durch  den  Vorbehalt  der  Arbeitgeber  beschrä  nkt, 
unter  gewissen  Voraussetzungen  nur  einen  Teil  derjenigen  Arbeiter, 
welche  gekündigt  haben,  zu  entlassen.  So  heisst  es  z.  B.  in  einer 
Fabrikordnung:  Wenn  mehrere  Arbeiter  zugleich  aulkündigen, 
wodurch  der  Fabrikbetrieb  gestört  oder  gar  unterbrochen  würde, 
so  sind  wir  berechtigt,  die  Entlassung  zu  verweigern  oder  bei 
dennoch  erfolgtem  Austritt  den  stehenden  Lohn  nicht  auszuzahlen. 
Oder;  Derjenige,  welcher  aus  der  Arbeit  zu  treten  wünscht,  hat 
4 Wochen  vorher  aufzukündigen  ; es  dürfen  diese  Aulkündigungcn 
nur  am  Zahltagsschlusse , somit  8 Tage  vor  der  Zahlung  ge- 
schehen , und  werden  solche  jeweils  nur  von  lO  Personen  der 
Spinnerei  und  lO  Personen  der  Weberei  angenommen  . . . oder 
es  behalten  sich  die  Fabrikherren  das  Recht  vor,  diese  Kündi- 
digungszeit  auf  4 — 6 Wochen  zu  verlängern  u.  s.  f.<  Weiter  fallen 
nach  dem  genannten  .\utor  in  die  Augen  vielfache  Lohnabzüge 
und  Geldstrafen  aus  den  verschiedensten  Gründen.  Die  Geld- 
.strafen  sind  teils  in  bestimmten  Beträgen  oder  nach  Maximalbe- 
trägen angedroht,  vielfach  aber  ist  nur  »angeniessenec  oder  »nach 
Umständen  zu  bemessendet  Strafe  angedroht  oder  überhaupt 
nur  bestimmt,  dass  die  Arbeiter  »sich  der  Strafgewalt  des 
!•' a b r i k b e s i tze  rs  unterwerfen«.  Die  Leistung  des  Unter- 
nehmers ist  damit  vielfach  der  Willkiir  desselben  anheimgestellt’). 


1)  I)r.  Friedrich  Bilrer,  Staatsrat,  der  freie  Arbeilsvcrtrag  und  die  Arbeitsord- 
nungen, Stuttgart,  1876. 

2)  Vgl.  I.  JB.  die  Mitteilung  über  eine  Arasberger  Fabrikordnung  in  den  »Amt- 
lichen .Mitteilungen  aus  den  Jahresberichten  der  mit  Beaufsichtigung  der  Fabrikoi 
betrauten  Beamten«,  XIII.  Jahrg.  1888,  Berlin  1889. 

3)  Bitzer  1.  c.  S.  30.  M.  Hirsch  1.  c.  p.  171,  172.  .Schmoller,  Sozial-  u,  Ge- 
werbepoliiik , Lcijrzig,  l8«>o  SS.  108,  109;  »Was  Bitzer  . . . behauptet,  dass  gar 
häufig  der  Fabrikant  sich  ausbedingt,  nicht  über  so  und  so  viel  Kündigungen  der 
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In  Beziehung  auf  Gründe  der  Entlassung  von  Arbeitern 
gehen  die  Fabrikordnungen  meistens  sehr  ins  Detail , enthalten 
aber  schliesslich  oft  eine  Clausula  generalis , welche  alles  dem 
Belieben  des  Unternehmers  anheimgibt:  »geschäftliche  Verhält- 
nisset ’).  Dabei  kommt  es  auch  vor,  »dass  dem  vor  Ablauf  der  ver- 
tragsmässigen  Zeit  durch  einseitige  Handlung  des  Arbeitgebers 
entlassenen  Arbeiter  nicht  nur  mit  der  Entlassung  der  Anspruch 
auf  jede  weitere  Eohnvergütung  abgeschnitten,  sondern  auch  ein 
mehr  oder  minder  grosser  Teil  des  bereits  verdienten  aber  noch 
nicht  ausbezahlten,  zur  Sicherheit  des  Arbeitgebers  zurückbehal- 
tenen Lohnes  vorenthalten  und  so  der  bereits  erwachsene  An- 
spruch auf  Lohn  hinfällig  erklärt  wird  ’). 

Dass  diese  Arbeitsordnungen,  obwohl  sie  die  wichtigsten 
Elemente  des  gegenseitigen  Rechtsverhältnisses  im  einzelnen  fest- 
stellen , von  vorneherein  nicht  als  ein  von  den  beiden  Kon- 
trahenten vereinbarter  Vertrag  gemeint  sind,  geht  aus  einer 
Reihe  von  Umständen  hervor,  i)  Aus  der  vollkommenen  Gleich- 
gültigkeit der  Unternehmer  dagegen , ob  von  dem  Inhalt  der 
Bestimmungen  seitens  der  Arbeiter  Kenntnis  genommen  wird 
oder  auch  nur  Kenntnis  genommen  werden  kann.  2)  Aus  der 
Häufigkeit  des  Schlussparagraphen : »Etwaige  Abänderungen  dieser 
Fabrikordnung  behält  sich  der  Fabrikbesitzer  Jederzeit  vor  ’).c 
3)  Aus  der  Thatsache,  dass  derartige  Abänderungsbestimmungen 
alsbald  als  vollziehbar  betrachtet  und  behandelt  werden,  obwohl 


Arbeiter  auf  einmal  unzunehmen,  dass  er  kürzere  Kuntligun^stcrmine  sich  ausbedingt, 
als  dem  Arbeiter,  d:iss  er  für  sich  die  Gründe  sofortiger  KiUlossung  so  allgemein  for« 
muliert,  dass  gerichtlich  dagegen  niemals  etwas  zu  machen  ist,  habe  ich,  soweit  ich 
mich  speziell  darum  bekümmerte,  bestätigt  gefunden.  Um  z.  B.  hier  wieder  die 
Kabrikordnungen  Mühlhausens  an/ufuhren,  so  ist  für  gewöhnliche  Arbeiter  eine  vier- 
zehntägige,  fUr  höher  gelernte  Arbeiter  eine  ein-  und  zweimonatliche  Kündigungs- 
frist gegenseitig  festgesetzt.  Aber  es  kann  jeder  Arbeiter  sofort  entlassen  werden 
wegen  jeder  Treulosigkeit,  jedes  Ungehorsams,  jedes  Kcspcktmangels  gegenüber 
den  Vorgesetzten  (lout  manque  de  respecl  de  la  pari  d'un  oiivrier  vis-.\-vis  de  son 
chef  ou  des  personnes  rcvfiiucs  de  son  autorit^}.  Was  ist  aber  Untreue,  Ungehorsam, 
Kespektmangel,  sind  das  fest  präzisierte  Begriffe?  Wenn  über  die  Vertragsverletzung 
nur  der  Fabrikant  auf  den  Bericht  eines  vielleicht  ungebihleten  oder  aus  irgend  einem 
Grunde  erbosten  Werkruhrers  oder  Saalmeisters  erkennt,  zu  welch  ungerechten  Ent- 
scheidungen kann  es  da  auf  Grund  dieser  ungleichen  KundigungHberechtigung  kom- 
men«. — 

1)  Bitzer  1.  c.  S.  32. 

2)  Bitzer  1.  c.  S.  33. 

3)  C.  Roscher  in  Schriften  des  Vereins  f.  Sozialpolitik,  VII.  2t. 
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sie  doch,  als  neue  V e rt  rags o ffe  rte,  bei  Aufrechterhaltung  der 
gesetzlichen  Kündigungsfristen  der  Gewerbeordnung  erst  nach 
14  Tagen  in  Kraft  treten  könnten.  Es  ist  einfach  eine  Fiktion, 
wie  Hitzer  mit  Recht  hervorgehoben  hat,  wenn  hier  eine  Verein- 
barung angenommen  wird  *).  Bitzer  konstatiert  zwar  die  »innere 
Unwahrheit  des  ganzen  Verhältnissesc,  glaubt  aber  mit  Unrecht, 
dass  die  Fiktion  gesetzlich  und  darum  in  der  That  ein  \^er- 
tragsverhältnis  gegeben  sei. 

Die  thatsächlichen  Verhältnisse , wie  sic  Bitzer  vor  Augen 
hat , bestehen  offenbar  und  ausweislich  der  Motive  zur  Novelle 
selbst  auch  heute  noch.  Die  Novelle  schreibt  in  §§  134a — 134g 
Normen  über  die  in  Zukunft  für  alle  F’abriken  obligatorische 
Arbeitsordnung  vor  und  bestimmt  in  5?  134a,  Absatz  4,  dass 
Arbeitsordnungen  und  Nachträge  zu  solchen  erst  nach  Ab- 
lauf von  zwei  Wochen  nach  ihrem  Erlasse  in  Geltung  treten. 
Sie  bestimmt  ferner  in  § >34  d,  dass  »vor  dem  Erlass  einer 
Arbeitsordnung  oder  eines  Nachtrags  zu  derselben  den  in  der 
Fabrik  beschäftigten  Arbeitern  Gelegenheit  zu  geben«  ist,  »sich 
über  den  Inhalt  derselben  zu  äussern«.  Die  Motive  hiezu  (S.  44)  be- 
merken; »Die  Bestimmung  des  § 134  d ist  aus  der  Erw'ägung  her- 
vorgegangen, dass  der  einzelne  Arbeiter,  welcher  Beschäftigung 
sucht,  in  der  Regel  keine  Wahl  hat,  ob  er  sich  den  in  der  Arbeits- 
ordnung vom  Arbeitgeber  festgestellten  Bedingungen  unterw'erfen 
will  oder  nicht,  dass  ihm  also  beim  Vertragsabschluss 
jede  Einwirkung  auf  die  einzelnen  Bedingungen  des 
Ar  b e i t s ve  rt  r ags  entzogen  ist.  Unter  diesen  Umständen 
erscheint  es  billig,  dass  vor  dem  Erlass  einer  Arbeitsordnung  oder 
eines  Nachtrages  den  zur  Zeit  im  Betriebe  beschäftigten  Arbeitern 
die  Möglichkeit  gegeben  wird , die  Interessen  der  Arbeiterschaft 
dabei  zu  vertreten.  . . . Hiedurch  wird  die  Vorschrift  gerecht- 
fertigt, dass  vor  dem  Erlass  einer  Arbeitsordnung  oder  eines  Nach- 
trags den  Arbeitern  Gelegenheit  gegeben  werden  soll,  sich  über 
ihren  Inhalt  zu  äussern..  . Er  (der  Unternehmer)  wird  aber, 
um  der  Vorschrift  zu  genügen,  in  irgend  einer 
Weise  sämtlichen  Arbeitern  die  Möglichkeit  geben 
müssen,  den  Inhalt  der  Arbeitsordnung  kennen  zu 
lernen  und  etwaige  Wünsche  vo  r z u b r i ngen«. 

Dies  schreibt  also  das  deutsche  Gesetz,  dessen  Entwurf  hier 

i)  Bitzer  1.  c.  p.  40. 
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vorliegt,  für  die  Zukunft  vor,  aus  Zweckmässigkeits-  und  Billig- 
keitsgründen, nicht  aber  etwa  um  deswillen,  weil  ausserdem  kein 
Vertrag  vorhanden  wäre,  während  doch  zur  Annahme  eines 
Vertrages  mindestens  die  Möglichkeit  einer  Kenntnisnahme  von 
dem  Vertragsinhalte  für  beide  Parteien  gegeben,  weiter  aber  die 
wirkliche  Kenntnisnahme  irgendwie  bekundet  sein  muss.  Und 
dabei  sind  die  Motive  der  Ansicht,  die  Bestimmungen  des 
V?  134c  bringen  zum  Ausdruck,  »dass  die  Arbeitsordnung  die 
Grundlage  des  Arbeitsvertrages  istc. 

nie  Arbeitsordnung  wird  nach  § 134a  der  Novelle  durch 
Aushang  erlassen ; sie  ist  gültig,  auch  wenn  vor  dem  Aushang 
den  Arbeitern  nicht  in  Gemässheit  des  § I34d  Gelegenheit  zur 
Kenntnisnahme  gegeben  worden  ist;  und  sie  ist  gültig,  auch  wenn 
der  Inhalt  derselben  den  bisherigen  Verträgen  widerspricht;  nur 
soll  die  Geltung  nicht  vor  Ablauf  von  14  Tagen  nach  dem  Aus- 
hang eintreten.  Gesetzt,  die  bei  Aushang  der  Arbeitsordnung 
bestehenden  Arbeitsverträge  haben  längere  Kündigungsfristen,  so 
werden  dieselben  — und  das  stimmt  mit  der  bisherigen  vielfach 
thatsächlichen  Gepflogenheit  überein  — als  gültig  von  Ablauf 
der  I4tägigen  Frist  an  abgeändert  betrachtet.  Damit  wird 
ein  Zustand  legalisiert,  welcher  an  sich  nicht  als  legal  erachtet 
werden  kann.  Wir  sind  der  Meinung,  dass  die  Arbeitsordnung 
als  Vertragsbestandteil  von  den  Gegenkontrahenten  durch  Unter- 
werfung unter  dieselbe  in  irgend  einer  Form  angenommen  sein 
muss,  \venn  dieselbe  für  diese  Gegenkontrahenten  Gültigkeit  haben 
soll,  dass  daher  den  Arbeitern  die  Arbeitsordnung  zur  Kenntnis- 
nahme mitzuteilen  ist  und  dass  sie  frühestens  erst  von  dem  Au- 
genblick als  gültige  Norm  behandelt  werden  darf,  in  welchem 
die  Fristen  der  bisherigen  Verträge  ab  gelaufen 
sind.  Keines  der  im  Gebiete  des  deutschen  Reichs  gelten- 
den Privatrechte  kennt  einen  Vertrag,  der  anders  als  durch 
die  Handlungen  der  beiden  vertragschliessenden  Parteien  zu- 
stande kommt.  Keines  dieser  Privatrechte  lässt  eine  einseitige 
beliebige  Abänderung  bestehender  Verträge  durch  den  einen  Kon- 
trahenten zu.  Wenn  die  Annahme  gerechtfertigt  ist  — und  sie 
ist  gewiss  gerechtfertigt  — dass  die  Bestimmungen  des  Entwurfs 
der  Novelle  gegenüber  den  gegenwärtigen  Zuständen  einen  Fort- 
schritt anbahnen  wollen  und  thatsächlich  an  bahnen,  so  ist 
weiter  der  Schluss  unabweislich,  dass  die  dermalen  bestehenden 


Digitized  by  Google 


442 


Lociucnf  eld. 


Arbeitsordnungen  mit  Rücksicht  auf  die  Art  ihrer  Setzung  nicht 
dem  geltenden  Rechte  entsprechen , und  dass  soweit  dies  der 
Fall,  von  Arbeitsverträge  n , von  Arbeitsvertragsverhältnissen 
überhaupt  nicht  gesprochen  w'erden  kann.  Es  wird  dies  denn  auch 
gerade  von  Vertretern  der  Bestrafung  des  Kontraktbruches  offen 
anerkannt.  So  schreibt  C.  Roscher  in  den  erwähnten  Gut- 
achten’) , indem  er  bemerkt,  es  sei  gar  manche  Bestimmung 
der  Gewerbeordnung , welche  die  gesetzgebenden  Faktoren  im 
Interesse  der  Arbeiter  gaben,  »auf  diesem  Wege  (der  Fabrikord- 
nung) durch  die  Hinterthüren  beseitigt  wordene  : »es  ist  dringend 
zu  wünschen,  dass  an  die  Stelle  der  oktroierten  Fabrikordnungen 
vereinbarte  tretenc.  Sehr  bezeichnend  ist  auch  eine  Bemerk- 
ung Dannenbergs  in  seinem  der  II.  Generalversammlung  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  erstatteten  Korreferat  über  die  Kontrakt- 
bruchsfrage; auch  der  Staatsangehörige  habe  mancherlei  Verord- 
nungen sich  zu  fügen  , bei  deren  Erlass  er  nicht  gefragt  ist  und 
deren  Inhalt  ihm  häufig  sehr  wenig  zusagt  *). 

Wir  wollen  von  der  Merkwürdigkeit  dieses  Vergleichs  der 
Gegenkontrahenten  mit  den  Unterthanen  der  Staatsgewalt  ganz 
absehen.  Bestimmter  kann  jedenfalls  nicht  die  Thatsache  der 
formellen  Einseitigkeit  der  Satzung  der  Arbeitsordnungen  aner- 
kannt und  denselben  der  Charakter  einer  Vertragsgrundlage  ab- 
gesprochen werden.  Dabei  unterscheiden  sich  die  Gesetze  des 
Staates  noch  von  den  Arbeitsordnungen  durch  ein  Doppeltes: 
Erstens  werden  vor  der  Erlassung  der  Staatsgesetze  die  Unter- 
thanen derselben  durch  ihre  verfassungsmässigen  Vertreter  ge- 
hört und  ohne  ihre  Zustimmung  kann  das  Gesetz  nicht  Zu- 
standekommen. Zweitens  gilt  das  Gesetz  erst  dann,  wenn  es 
gehörig  publiziert  und  dadurch  allen  Unterthanen  des  Gesetzes 
die  Möglichkeit  der  Kenntnisnahme  gegeben  ist. 

Das  erste  Erfordernis  des  Gesetzes  wird  nach  der  bisherigen 
und  der  durch  die  Novelle  vorausgesetzten  künftigen  Uebung  bei 
der  Erlassung  einer  Arbeitsordnung  selbstverständlich  niemals  er- 
füllt. Aber  auch  in  bezug  auf  die  Publikation  stehen  die  Arbeits- 
ordnungen hinter  dem  Gesetze  zurück.  Die  Publikation  der  .Arbeits- 
ordnungen erfolgt  ungefähr  in  der  Weise,  nur  noch  viel  primitiver, 

1)  I.  C.  p.  21. 

2)  Vcrtiandlungen  der  II  C!eneralvcr»ammluiig  des  Vereins  für  Sozialpolitik  S.  2Q. 
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wie  die  Publikation  der  Gesetze  im  Altertum,  da  noch  die  Buch- 
druckkunst nicht  erfunden  war  und  die  Gesetze,  als  Denkmäler  für 
die  Ewigkeit  in  Stein  und  Erz  gegraben,  öffentlich  ausgestellt  wur- 
den ; die  Arbeitsordnungen  werden  auf  weniger  dauerndem  Ma- 
terial durch  Anbringung  eines  Plakats  publiziert,  soferne  man  sie 
überhaupt  publiziert,  indem  sie  zum  Beispiel  an  der  Rückwand  einer 
Comptoirthüre  angeschlagen  werden.  Ich  selbst  habe  einen  Fall 
kennen  gelernt,  in  welchem  der  betreffende  Fabrikant  erst  auf  Grund 
sehr  unangenehmer  prozessualer  Erfahrungen  sich  hcrbeiliess,  die 
Arbeitsordnung  in  der  VVerkstätte  anzuschlagen.  Der  Entwurf  der 
Novelle  schreibt  vor,  dass  die  Arbeitsordnung  erlassen  wird  durch 
Aushang  an  geeigneter,  allen  Arbeitern  zugänglicher  Stelle. 
>Der  Aushang  muss  stets  in  lesbarem  Zustande  erhalten  werden« 
(§  I34e,  Absatz  2). 

Man  vergegenwärtige  sich  nun  den  Zustand,  welcher  eintreten 
würde,  wenn  ein  paar  tausend  Arbeiter  einer  Fabrik  am  gleichen 
Tage  das  an  sich  nicht  ungerechtfertigte  Bedürfnis  empfinden,  sich 
den  Inhalt  der  »die  Grundlage  ihres  Vertragsverhältnisses«  bildenden 
vielleicht  50  Paragraphen  umfassenden  Arbeitsordnung  genauer  an- 
zusehen und  einzuprägen,  was  dann,  wenn  ein  Nachtrag  zur  Arbeits- 
ordnung oder  Neuerlassung  solcher  beliebt  wird , für  alle  z.  Z.  an- 
gestellten  Arbeiter  in  der  That  notwendig  sein  wird.  Man  darf 
wohl  bezweifeln , ob  der  Entwurf  zu  hart  gegen  die  Fabrikanten 
gewesen  wäre,  wenn  er  denselben  auferlegt  hätte,  jedem  Ar- 
beiter ein  gedrucktes  Pixemplar  der  Arbeitsordnung  beim  Ein- 
tritt in  das  Arbeitsverhältnis  in  die  Hand  zu  geben,  zumal  doch 
viele  Unternehmer  gewohnt  sind , mit  gedruckten  Vertrags- 
offerten in  tausenden  von  Exemplaren  ihre  Kundschaft  und  ge- 
legentlich auch  den  l’apierkorb  aller  Leute,  die  nur  im  Adress- 
buch stehen  (der  neuerlich  sogenannten  »Privatkundschaft«)  zu 
überschwemmen.  Sie  könnten  daher  wohl  die  Druckkosten  für 
den  V'crtrag  mit  ihren  Arbeitern  erschwingen , so  dass  es  der 
gesetzgeberischen  Sorgfalt  in  Bezug  auf  die  Konservierung  des 
einen  auszuhängenden  Exemplars  nicht  bedürfte.  lüs  ist  aber  eine 
gesetzliche  Fiktion,  wenn  dieser  »Aushang«  die  Stelle  einer 
wirklichen  und  wirksamen  Mitteilung  der  Vertragsbedingungen 
versehen  soll;  diese  P'iktion  beweist  aber  als  solche,  was  ich  oben 
als  charakteristisch  für  die  Fänseitigkeit  der  Arbeitsordnung  als 
Willkürakt  des  Unternehmers  bezeichnete:  die  Gleichgültigkeit 
gegen  die  Publikation.  Solange  diese  Gleichgültigkeit  noch  nicht 


Digitized  by  Google 


444 


Loewtnfeld, 


durch  das  Gesetz  gerechtfertigt  wird,  d.  h.  solange  der 
Entwurf  der  Novelle  noch  nicht  zum  Gesetze  erhoben  ist,  kann 
der  Inhalt  von  ungenügend  publizierten  Arbeitsordnungen  auch 
dann  keinen  Anspruch  auf  Anerkennung  als  Vertragsinhalt  er- 
heben, wenn  seit  der  Emanation  des  bezüglichen  Willensaktes  des 
Unternehmers  die  gesetzliche  oder  vertragsmässige  Kündigungs- 
frist abgelaufen  ist;  denn  ohne  gehörige  Kenntnisgabe  und  Kennt- 
nisnahme ist  die  Annahme  einer  Unterwerfung  unter  die  Ar- 
beitsordnung seitens  der  Arbeiter  durch  Verharren  im  Arbeilsver- 
hältnis  ausgeschlossen. 

Wir  müssen  aus  dem  Bisherigen  den  Schluss  ziehen , dass 
die  Gültigkeit  vieler  vermeintlicher  Vertragsverhaltnisse  im  Ge- 
biete der  gewerblichen  Arbeit  sehr  zweifelhaft  ist  und  dass  viel- 
fach rechtlich  vertraglose  Arbeitsverhältnisse  zu  konstatieren 
sein  werden.  Dieser  Zustand  ist  für  beide  Parteien  des  Arbeits- 
verhältnisses ein  gleich  unerquicklicher.  Aber  von  V ertrags- 
bruch  wird  aufbeiden  Seiten  unter  solchen  Um- 
ständen nicht  dieRede  sein  können.  Denn  es  dürfte 
die  gesetzliche  Frist  des  § 122  der  Gewerbeordnung  auf  andere 
als  Vertragsverhältnisse  nicht  anwendbar  sein,  da  der  Gesetzgeber 
nur  durch  Vereinbarung  geschaffene  Verhältnisse  voraus- 
setzte. Vollkommen  zweifellos  ist  indessen  auch  diese  letztere 
Annahme  nicht;  es  mag  im  einzelnen  Falle,  wie  ich  auf  Grund 
eigener  Erfahrung  bestätigen  kann,  überhaupt  eine  schwierige  Auf- 
gabe auch  für  den  juristisch  gebildeten  Richter  sein,  die  Gel- 
tung einer  Kündigungsfrist  oder  die  Nichtgeltung  solcher  festzu- 
stellen, schwierig  nicht  bloss  wegen  der  häufigen  Unklarheit  der 
thatsächlichen  V^erhältnisse,  sondern  mehr  noch  wegen  der  äusserst 
vernachlässigten  Gestalt  der  privatrechtlichen  Bestimmungen  der 
Gewerbeordnung. 

Die  Schwierigkeiten,  die  wir  bisher  erwähnten,  betreffen  den 
sogenannten  objektiven  T hatbestand  des  Kontraktbruchs. 
Sie  vermehren  sich  natürlich,  wenn  nicht  bloss  die  Frage,  ob  ein 
Vertrag  vorhanden  i.st,  Zweifeln  unterliegt,  sondern  auch  der  In- 
halt des  Vertrages  , beziehungsweise  der  Arbeitsordnung  selbst 
in  entscheidenden  Beziehungen  unklar  ist,  so  dass  über  den 
Willen  der  Parteien  eine  sichere  P'eststellung  nicht  erzielt  werden 
kann.  Grösser  sind  jedoch  diejenigen  Schwierigkeiten , welche 
sich  bei  P'eststellung  des  subjektiven  Thatbestandes  des 
Kontraktbruchs  ergeben  müssen.  Darüber,  dass  ein  Kontrakt- 
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bruch,  welcher  Gegenstand  einer  Bestrafung  oder  Busse  sein 
soll,  nur  vorsätzlich  begangen  werden  kann,  sind  alle  Mei- 
nungen einig.  Der  Entwurf  schweigt  zwar  in  dieser  Beziehung ; 
nach  dem  Wortlaut  des  § 125,  Absatz  1 neuerer  Fassung  könnte 
man,  ohne  die  Vorgeschichte  dieser  Bestimmung  und  ohne 
Kenntnisnahme  von  den  Motiven,  zu  der  Ansicht  gelangen, 
dass  die  Thatsache  der  Einstellung  der  Arbeit  vor  dem 
gesetzlichen  oder  vertragsmässigen  Ende  des  Arbeitsverhält- 
nisses genügt,  um  die  Busse  zu  verwirken;  da  indes  die  Motive 
zu  i;  125  die  Busse  als  eine  »Genugthuung  für  das  verletzte 
öffentliche  Kechtsbewusstsein«  bezeichnen,  als  eine  »Rechtsgenug- 
thuung«  für  den  Beschädigten,  so  i.st  die  Annahme  wohl  begrün- 
det, dass  nur  die  bewusste  Vertragsverletzung  unter 
Busse  gestellt  werden  soll.  Die  Möglichkeit,  dass  die  Rechts- 
anwendung  den  Entwurf,  wenn  er  Gesetz  wird,  anders  auffasst 
und  behandelt,  ist  aber  durchaus  nicht  ausgeschlossen  und  es 
ist  dies  bezeichnend  für  die  eingangs  dieser  Ausführung  betonte 
technische  Seite  unserer  Gesetze  I 

Die  Kontraktbruchvorlage  von  1874  hatte  nicht,  wie  der  jetzige 
Entwurf,  von  Verlassung  der  Arbeit  vor  rechtmässiger  Beendigung 
des  Arbeitsverhältnisses  gesprochen,  sondern  von  »widerrecht- 
lichem« Verlassen  oder  Verweigern  der  Arbeit  ').  Die  Motive 
zu  diesem  Gesetzentwürfe  bemerken  hiezu,  »dass  die  Strafbe- 
stimmungen selbstverständlich  nur  ein  doloses  Handeln  treffen, 
und  dass  es  nicht  als  entsprechend  erachtet  wurde , diese  allge- 
meine Voraussetzung  im  Gesetzestexte  besonders  zum  Ausdruck 
zu  bringen«.  Diese  Erläuterung  hat  nun  bei  den  Reichstagsver- 
handlungen der  Abgeordnete  Lasker  zum  Gegenstand  treffender 
Bemerkungen  gemacht,  welche  die  Schwierigkeit  der  Feststellung 
gerade  des  subjektiven  Thatbestandes  zeigen  und  auch  auf  die 
Bestimmungen  des  jetzt  vorliegenden  Entwurfes  vollständig  an- 
wendbar sind.  Kr  wirft  die  Frage  auf;  Was  heisst  »widerrecht- 
lich den  Vertrag  brechen«?  und  antwortet  folgendes;  »Wenn  2 
Menschen  im  Civilprozess  mit  einander  streiten,  der  eine  erklärt, 
der  andere  muss  ihm  eine  Sache  oder  eine  Geldsumme  geben, 
dann  gehen  sie  vor  den  Richter  und  dieser  entscheidet ; Dieser 
hat  Recht,  jener  nicht;  er  handelt  widerrechtlich.  So  geht  es 

1)  Stenographische  Herichte  über  die  Verhandlung  des  Reichst.agcs  TI.  Legislatur- 
periode I.  Session  1874,  III.  Band  S.  131  Vgl.  übrigeas  auch  § 153  Absatz  2 in 
der  Fassung  des  Entwurfes. 
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zu,  sofern  es  sich  um  Zivilrecht  handelt.  Das  genügt  aber  nicht, 
um  einen  Kontraktbruch  strafbar  zu  maclien.  Da  sagt  nun 
der  Abfasser  der  Motive , um  uns  über  seine  Idee  ganz  aufzu- 
klären ; Unter  diesem  »widerrechtlich«  habe  er  »dolose«  verstanden. 
Kr  hat  vielleicht  darauf  gerechnet,  dass  man  in  gewissen  Zirkeln 
lateinisch  besser  versteht  als  deutsch ; denn  sonst  w'eiss  ich  nicht, 
was  er  durch  das  Wort  »dolos«  an  dem  Ausdruck  »widerrecht- 
lich« gebessert  hat.  Ist  sein  Wille  bloss  darauf  gerichtet,  etwas 
nicht  zu  thun,  so  ist  damit  noch  nicht  ein  strafbarer  That- 
bestand  gewonnen;  wie  muss  sich  der  Mann  verhalten,  um  die 
auf  die  Widerrechtlichkeit  gerichtete  Absicht  darzuthun  ? Soll  der 
Richter  erforschen,  ob  der  betreffende  Arbeiter  oder  Arbeitgeber 
wider  besseres  Wissen  gehandelt  hat,  so  muss  der  Richter  unter- 
suchen, ob  der  Angeklagte  juristisch  genug  geschult  war,  um 
zu  wissen,  dass  das,  was  er  gethan,  unrecht  war,  oder  ob  er  ohne 
dieses  Wissen  gehandelt  hat,  ob  er  gemeint  hat,  er  sei  wirklich 
im  Rechte.  Diese  juristische  Kenntnis  würde  dann 
zum  entscheidenden  Inhalt  eines  Strafartikels«. 
Lasker  führt  als  Beispiel  den  im  Reichstag  erwähnten  Kall  an. 
dass  ein  Unternehmer  einem  Arbeiter  die  Lektüre  einer  Zeitung 
verbietet,  und  er  meint,  wenn  in  solchem  Falle  der  Arbeiter  ohne 
Kündigung  austritt,  so  komme  es  auf  die  Frage  an,  ob  der  Mann 
gewusst  hat,  dass  er  berechtigt  gewesen,  den  Befehl  seines  Herrn 
für  nichts  zu  achten , dagegen  auch  verpflichtet  sei , weiter  zu 
arbeiten,  oder  ob  er  der  juristischen  Meinung  gewesen,  er 
habe  durch  das  Ansinnen  seines  Herrn  das  Recht  erlangt,  aus 
der  Arbeit  zu  scheiden. 

Selbstverständlich  aber  würde  die  Meinung  eines  Arbeiters, 
sich  bei  Verlassung  des  Arbeit.svcrhältnisses  im  Unrecht  zu  be- 
finden oder  sein  Zweifel  daran,  ob  er  sich  im  Rechte  befinde, 
dann  nicht  genügen,  um  denselben  als  vertragsbrüchig  erscheinen 
zu  lassen,  wenn  diese  Meinung  oder  dieser  Zweifel  objektiv  un- 
begründet wäre,  wenn  also  etwa  thatsächlich  der  Arbeiter  das 
Recht  hatte , das  Arbeitsverhältnis  zu  verlassen , weil  etwa  ein 
Vertrag  überhaupt  nicht  gegeben  war  oder  ein  genügender 
Grund  zur  einseitigen  Auflösung  des  bestehenden  Vertragsver- 
hältnisses vorlag  und  weil  der  betreffenden  Beschwerde  halber 
das  Verhältnis  gelöst  wurde. 

Schon  nach  dem  Bisherigen  dürfte  so  viel  klar  sein,  dass  die 
Berufung  auf  das  »öffentliche  Rcchtsgefühl«  nicht  genügen  kann 
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einen  ruhig  abwägenden  Gesetzgeber  zu  Ausnahmsmassregeln 
gegen  den  Kontraktbruch  der  Arbeiter  speziell  zu  veranlassen, 
da  dieses  angeblich  öffentliche  Rechtsgefühl  hier  nichts  anderes 
als  die  wirkliche  oder  bloss  vorgeschützte  Ignoranz  bedeutet. 
Selbst  wenn  im  einzelnen  Falle  oder  in  vielen  einzelnen  Fällen 
ein  Kontraktbruch  in  einer  den  Anforderungen  des  Rechtes  ge- 
nügenden Weise  sowohl  in  Bezug  auf  den  objektiven  als  auch 
bezüglich  des  subjektiven  Thatbestandes  festgestellt  wird,  ist  um 
dieser  Thatsache  , um  der  Feststellung  einer  Vertragsverletzung 
willen,  noch  lange  nicht  dargethan,  dass  eine  wirklich  unparteiisch 
informierte  öffentliche  Meinung  sich  nicht  mit  den  ordentlichen 
Folgen  der  Nichterfüllung  des  Vertrages  auch  dann 
begnügen  würde,  wenn  es  sich  um  Arbeiter  handelt,  bei  welchen 
der  zivilrechtliche  Zwang  erfolglos  wäre  wegen  Mangels  der  hiezu 
vorausgesetzten  Habe.  Ich  will  hier  davon  ganz  absehen,  dass 
dieser  Fall  bekanntlich  nicht  bloss  bei  Arbeitern  eintritt  und  der 
§ 711  der  Zivilprozessordnung,  welcher  dem  erfolglos  gepfändeten 
Schuldner  auf  Verlangen  des  Gläubigers  einen  »Offenbarungseidt 
auferlegt,  nicht  bloss  für  Arbeiter  geschrieben  ist.  Ich  sehe 
ferner  davon  ab , dass  die  Kriminalisierung  einer  zivilrechtlichen 
Verbindlichkeit  für  den  F'all  der  Nichterfüllung  doch  nicht  ein- 
seitig gegen  eine  bestimmte  Bevölkerungsklasse  erfolgen  kann. 
Denn  vor  allem  muss  man  fragen : ist  selbst  die  absichtliche, 
oder  wie  die  Juristen  lieber  sagen,  »dolosec  Verletzung  klar  er- 
kannter Vertragspflichten  bei  Arbeitern  in  höherem  Grade 
sittlich  verwerflich  als  bei  Mitgliedern  anderer  Bcvölkerungs- 
klassen  und  sind  nicht  vielmehr  Gründe  dafiir  gegeben , gerade 
bei  Arbeitern  vielfach  diesen  F'all  entschuldbarer  zu  finden,  als 
bei  jenen  anderen  Klassen?  Wird  nicht  zum  mindesten,  wenn 
diese  Möglichkeit  erheblicher  Entschuldigungsgründe  thatsäch- 
licher  Art  im  Gesetz  vollständig  ignoriert  und  damit  die 
Unentschuldbarkeit  der  Unterlassung  der  Vertragserfüllung  als 
ausnahmslose  Regel  erklärt  wird,  eine  um  so  grössere  Un- 
gerechtigkeit gegen  die  Arbeiter  begangen,  als  auch  der  schlimmste 
und  frivolste  Vertragsbruch  der  besitzenden  Klassen  der  Bevölkerung 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Arbeitnehmer  nicht  gestraft  oder  gebüsst 
werden  soll  ? 

Sehen  wir  uns,  um  auch  hier  statt  allgemeiner  Erwägungen 
die  Thatsachen  sprechen  zu  lassen,  die  Rechnungsergebnisse  der 
deutschen  Unfallberufsgenossenschaften  für  das  Jahr  1887  an, 
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welche  vom  Reichsversicherungsamt  dem  Reichstage  vorgclegt 
worden  sind  ‘).  Hier  finden  sich  28  Berufsgenossenschaften  v'er- 
r.eichnet  mit  1948468  versicherten  I’crsonen,  d.  h.  Arbeitern, 
welche  ein  Durchschnittsjahreseinkommen  von  weniger  als  618.75 
M.  beziehen.  In  der  sächsischen  Textilberufsgenossenschaft  ist 
das  angenommene  Durchschnittseinkommen  per  Jahr  520  M.. 
und  das  durchschnittliche  Jahreseinkommen  eines  Arbeiters  sinkt 
bis  auf  315.16  M.,  welches  in  der  Zuckerberufsgenossenschaft 
erreicht  wird.  Kann  es  bei  solchen  Lohnverhältnissen  Wunder 
nehmen,  wenn  bisher  fast  noch  jede  über  die  L.ebcnshaltung  der 
deutschen  Arbeiter  angestellte  Untersuchung,  zu  dem  unerfreu- 
lichen Ergebnis  geführt  hat,  dass  die  Ernährung  der  Arbeiter- 
familien eine  vielfach  ganz  ungenügende  ist,  dass  sie  häufig  kaum 
die  Grenze  des  absolut  Notwendigen  im  physiologischen  Sinne 
erreicht,  ja  oft  genug  sogar  hinter  dieser  Grenze  zurückbleibt 

Ich  halte  es  nur  für  teilweise  richtig,  zu  sagen:  es  hiesse 
vielleicht  von  den  Arbeitern  einen  moralischen  Heroismus  ver- 
langen, wenn  man  es  ihnen  sehr  verargen  würde,  dass  sie  unter 
Umständen  wie  die  eben  angedeuteten  die  Schaffung  einer  be- 
friedigenderen und  menschenwürdigeren  Lage  für  sich,  für  ihre 
Familie  und  Arbeitskameraden  als  ein  in  der  Rangordnung  sitt- 
licher Bestrebungen  höher  stehendes  Ziel  erachten , als  die  Er- 
füllung von  im  Zwang  der  Not  eingegangenen  Verträgen.  D ass 
eine  Rangordnung  sittlicher  Normen  existiert  und  dass  bei  einem 
Konflikte  solcher  Normen  diejenige  als  die  allein  entscheidende 
zu  befolgen  ist,  welche  der  höheren  Wertgattung  angehört . das 
ist  ein  Satz  nicht  bloss  der  philosophischen  Ethik,  sondern  eine 
Maxime , die  der  praktischen  Lebensgestaltung  auch  nach  den 
Sätzen  der  Religion  zu  Grunde  gelegt  werden  sollte.  Im  Straf- 
recht ist  durch  die  allerdings  bestrittene  Lehre  vom  Nolrecht  und 
ausserhalb  derselben  die  verschiedene  Wertschätzung  der  idealen 
Güter,  wie  der  materiellen,  ebenfalls  zum  Ausdruck  gelangt.  Das 
gemeine  Zivilrecht  endlich  stellt  den  Grundsatz  auf,  dass  ein  Ver- 
trag nicht  zu  erfüllen  ist,  welcher  den  Schuldner  zu  einem  Opfer 
an  l.eib  und  Leben,  Ehre  und  Sittlichkeit  verbinden  würde*).  Ob 
dieser  Grundsatz  auf  den  Arbeilsvertrag  des  unselbständigen  Ar- 
beiters direkt  anwendbar  ist,  erscheint  zwar  nach  den  oben  S.  398  fl. 

1)  Stenographische  Berichle  über  ilie  Verhandlungen  iles  deutschen  Reichstages, 
VII.  Legislaturperiode,  IV.  Ses-sion,  1S88/89.  IV.  Bd.  S.  327  ff. 

2)  A.  von  Tnhr,  der  .Nhtt.sland  im  Zivilrecht,  S.  25. 
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besprochenen  Bestimmungen  der  deutschen  Gewerbeordnung  sehr 
zweifelhaft;  aber  zweifellos  darf  er  für  die  Krage  der  Entschuld- 
barkeit, der  Sittlichkeit  oder  Unsittlichkeit  des  Vertrags- 
bruches hcrangezogen  werden.  Wenden  wir  ihn  hierauf  an,  so 
ist  die  Bemerkung  ungenügend,  dass  die  Vermeidung  des  Ver- 
tragsbruches unter  Umständen  nicht  zu  verlangen  ist,  weil  sie 
einen  auch  von  den  »höherene  Bevölkerungsklassen  regelmässig 
nicht  gezeigten  Grad  sittlicher  Energie  voraussetzen  würde.  Wäre 
es  denn  wirklich  sittliche  Energie,  wenn  ein  Arbeiter,  um 
dem  Eabrikanten  den  Vertrag  zu  halten,  sein  Kind  verhungern 
Hesse  oder  zum  Betteln  auf  die  Strasse  schicken  würde; 
wäre  cs  sittliche  Energie , wenn  eine  Arbeiterin,  welche  nur  die 
Wahl  zwischen  Vertragsbruch  oder  Prostitution  hat,  die  letztere 
wählen  würde,  um  die  Vertragstreue  zu  bewahren?  Und  wenn, 
wie  die  Untersuchung  der  l.age  der  Arbeiterinnen  in  den  grösseren 
Industriestädten  gezeigt  hat,  viel  tausendmal  die  Pro.stitution  die 
ICrgänzung  des  ICxistenzminimums  liefern  muss,  welches  durch 
die  Gegenleistungen  der  Unternehmer  für  die  ehrliche  Arbeit  nicht 
vollständig  geboten  wird:  wäre  es  dann  sittliche  Energie,  wenn 
Arbeiterinnen  um  den  Preis  der  Fortsetzung  der  Prostitution  ver- 
tragstreu blieben?  Hier  wäre  nach  dem  Urteile  jedes  sittlich 
Denkenden  die  Vertragstreue  die  grösste  Unsittlichkeit.  Trotzdem 
aber  empört  sich  das  »öffentliche  Rechtsgefühl«  der  Novelle,  das 
keine  Ausnahme  kennt,  auch  über  solchen  Vertragsbruch  und 
verhängt  zur  Sühne  desselben  eine  »Busse«  über  die  .Aermsten, 
während  eine  Busse  nicht  für  notwendig  erachtet  wird  für  die 
Jeunesse  doree,  die  ihre  Schulden  nicht  bezahlt,  für  den  Kavalier, 
der  auf  Kosten  seiner  Lieferanten  lebt,  für  den  gewissenlosen 
Koue,  der  die  Verführung  und  den  Bruch  von  Eheversprechen 
als  Geschäft  betreibt.  »Dahin  kommt  es«,  könnte  man  mit 
I.asker  sagen'),  »wenn  man  eine  Stückarbeit  macht  und  nicht 
aus  dem  Ganzen  schöpft«.  Ist  dieses  »öffentliche  Rechtsgefuhl« 
der  Novelle  nicht  schlechter  als  das  des  Shylock , der  den 
»Schein« , auf  welchem  er  besteht , wenigstens  zuvor  mit  vielem 
gutem  vcnetianischem  Gold  bezahlt  hat?  Und  dennoch  wird 
Shylock  bekanntlich  auch  im  Jahre  1890  noch  immer,  unter 


I) 

1S74. 


Kontraktbruchsdebatte  in  den  Verliandlungen  des  deutschen  Reichstags  von 
Stenographische  Berichte,  II  Legislaturperiode,  I.  Ses.sion,  I.  140. 
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dem  Ueifall  eines  gefühlvollen  Theaterpublikums,  nicht  nur  von 
der  »weisen  Richterinc  l’ortia  um  seinen  »Scheint  betrogen,  son- 
dern auch,  weil  er  darauf  bestand,  zum  Tode  verurteilt  und  zur 
Taufe  begnadigt. 

Jenes  angebliche  »öffentliche  Rechtsgefuhlt  ist  lediglich  eine 
Erscheinungsform  des  wirtschaftlichen  Egoismus.  Dem  wirk- 
lichen Rechtsgefuhle  widerspricht  es  aber  im  höchsten  Grade, 
dass  die  Arbeiter , auch  wenn  ihr  etwa  subjektiv  und  objek- 
tiv festgcstellter  Vertragsbruch  keinerlei  Schaden  angerichtet 
hat,  dem  betreffenden  Unternehmer  je  nach  der  Tange  der  Ver- 
tragsfrist  zu  einer  Busse  auf  die  Höhe  des  ortsüblichen  w'ährcnd 
sechs  Wochen  zu  verdienenden  Tagelohns  verurteilt  werden 
können.  Die  Novelle  erlaubt  dies,  wie  bemerkt,  auch  für  den  Fall, 
dass  ein  Schade  nicht  dargethan,  ja  auch  nicht  behauptet  werden 
kann.  Der  Entwurf  weicht  in  dieser  Beziehung  und  auch  sonst 
von  der  bisher  im  Reichsrecht  vertretenen  Auffassung  der  Bu.sse  ab‘). 
Erstens  kennt  das  bisherige  Reichsrecht  keinen  Fall,  in  welchem 
auf  Busse  ohne  strafbares  Delikt  und  ohne  Strafverfahren  erkannt 
wird.  Die  Bu.sse  des  S;  125  neuer  Fassung  der  Gewerbeordnung  wird 
verhängt  wegen  blosser  Vertr.agsverletzung.  Zweitens  ist  zwar 
die  rechtliche  Natur  der  bisherigen  reichsrechtlichen  Busse  streitig, 
indem  sie  von  den  einen  als  l’rivatstrafe,  von  den  andern  und 
zwar  von  der  weitaus  überwiegenden  Mehrheit  als  Entschädigung 
erklärt  wird , auf  welche  der  Strafrichter  zu  Gunsten  des  Be- 
schädigten im  Strafverfahren  selbst  zu  erkennen  hat ; die  Praxis 
aber  verlangt  ganz  allgemein  bei  Beleidigungen , wie  bei  Ver- 
letzungen des  Urheberrechts  den  Nachweis  oder  wenigstens  die 
Bescheinigung  der  Existenz  eines  Vermögensschadens  überhaupt, 
und  nur  bei  Körperverletzungen  gelten  schon  der  erlittene  Eingriff 
in  die  körperliche  Integrität  und  beziehungsweise  die  ausgestandenen 

1)  Ucber  die  Busse  im  RcichsreciU  vgl.  Dernburg,  I.chrbuch  des  preussi»clieji 
l’rivalrcchis  und  der  l’rivatreclilsnormcn  des  Reichs.  II.  Bd.  III.  Auflage  g 79, 
Mandry,  zivilrechtlicher  Inhalt  der  Reichsgesetze  III.  Auf!  g 48  S.  4250“.;  Iloltaen- 
dorflT,  Strafrecht  III.  372,  375  (Dochow);  Ergän/ungsband  S.  378  (Geyer);  4t»o,  405 
(Dambach);  Stobbe,  DeuUsches  Privatrecht  III.  Bd.  II  Aufl.  §200  S.  385  ; I>ochr*vr, 
Die  Bus.se  im  Strafrecht  und  .Strafprozess  1S75;  Köhler,  Patentrecht  .S  647.  l>iese 
Autoren  vertreten  tien  reinen  Entschäiligimgsst.andpunkt.  Anderer  Meinung  sind:  Mer- 
kel, btrafrccht  § 84  S.  234;  üppenhoff,  Kommentar  zum  Strafgesetzbuch  § iSS 
g 231;  V.  Wächter,  Die  Busse  bei  Bclciiligungcn  und  Körperverletzungen,  I.eipzig 
1S74 ; Klostermann,  Urheberrecht,  .S.  258. 
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Schmerzen  als  Schaden.  Diese  Bescheinigung  kann  der  Richter 
nach  bisherigem  Rechte  verlangen,  weil  die  Verhängung  einer 
Busse  überall  in  sein  Ermessen  gestellt  ist.  Bei  Be- 
leidigung und  Körperverletzung  >kannc  auf  Verlangen  des  Be- 
leidigten oder  Verletzten  auf  eine  Busse  erkannt  werden  und 
zwar  bei  Beleidigung,  wenn  dieselbe  »nachteilige  Folgen  für  die 
Vermögensverhältnisse,  den  Erwerb  oder  das  Fortkommen  des 
Beleidigten  mit  sich  bringt*’);  ebenso  »kann«  die  Verletzung 
des  Urheberrechts  durch  rechtswidrige  Veranstaltung  eines  Nach- 
druckes , die  Nachbildung  eines  Werkes  der  bildenden  Künste, 
von  Photographien,  Mustern,  Modellen,  die  Verletzung  eines 
Patentrechts  zur  Verhängung  einer  Busse  auf  Verlangen  des  Be- 
schädigten führen’);  der  Richter  kann,  aber  muss  nicht  eine 
Busse  auf  Antrag  verhängen  und  er  verhängt  eine  Busse  regel- 
mässig nur  bei  nachgewiesenem  oder  wenigstens  substanziiertem 
und  bescheinigtem  Schaden,  wenn  es  auch  mit  dem  Beweis  des 
Kausalnexus  und  insbesondere  der  Schadenshöhe  nicht  strenge 
genommen  wird.  Nach  der  Gestaltung  des  Rechts  der  Busse  in 
der  Praxis  dürfte  die  Charakterisierung  der  Busseals  Entschä- 
digung derjenigen  als  Privatstrafe  vorzuziehen  sein,  während 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  allerdings  zweifelhaft  sind,  wie 
denn  überhaupt  »die  juristische  Ausprägung  des  Instituts  der 
Busse  durch  die  Reichsgesetze  wenig  genügend  und  durchsichtig« 
ist  *).  Das  letztere  muss  nun  zwar  auch  von  der  Busse  des 
§ 125  des  Entwurfes  gesagt  werden.  Die  Busse  kann  nach  dem 
Entwürfe  »an  Stelle  der  Entschädigung«  gefordert  werden  ; hie- 
mit  ist  gemeint,  dass,  wer  Busse  fordert,  Entschädigung 
nicht  mehr  verlangen  kann,  wie  dies  auch  bei  der  bis- 
herigen Busse  des  Reichsrechts  gilt.  Aber  die  Busse  kann  ver- 
langt werden , ohne  Rücksicht  darauf  ob  ein  Schadensersatzan- 
spruch  begründet  ist  oder  nicht,  und  ferner  ist  es  drittens 
bei  der  Busse  des  § 125  nicht  mehr  dem  richterlichen  Ermessen 

1)  188  St.G.B. 

2)  § 18  des  Reichsgesetzes  betreffend  das  Urheberrecht  an  Schriftwerken,  Ab- 
bildungen, musikalischen  Kompositionen  und  dramalUchen  Werken  vom  ii.  Juni  1870; 
§ 16  des  Reichsgesetzes  betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken  der  bildenden  Künste 
vom  9.  Januar  1876;  § 9 des  Gesetzes  betreffend  den  Schutz  der  Hholographiccn 
gegen  unbefugte  Nachbildung  vom  10.  Januar  1876;  § 14  des  Gesetzes  betreffend  das 
Urlicbenccht  an  Mustern  und  Modellen  vom  11.  Januar  1876;  §3^  des  l'atenlgesetzes 
vom  25.  Mai  1877. 

3)  Uemburg  1.  c.  § 79  S.  185. 
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überlassen  ob,  sondern  nur  in  welcher  Höhe  auf  Busse  zu  er- 
kennen ist;  der  § 125  sagt  nicht,  wie  die  oben  erwähnten  Reichs- 
gesetze  »es  kann  auf  Busse  erkannt  werden*  , sondern  »der  Ar- 
beitgeber kann  eine  an  ihn  zu  erlegende  B u s s e fordern«  und 
die  einzige  Bedingung  dieser  Forderung  ist,  dass  der  Arbeiter 
»vor  rechtmässiger  Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses  die  Arbeit 
verlassen  hat«.  Da  jedoch  darüber  kein  Zweifel  besteht,  dass  die 
Nichteinhaltung  des  Arbeitsvertrags  dem  Unternehmer  keineswegs 
immer  schadet  (sie  kann  ihm  sogar  nützen),  während  er  immer  1 
einen  Anspruch  auf  Busse  haben  soll,  so  ist  hiemit  allein  schon 
festgestellt,  dass  der  Busseanspruch  des  § 125  der  Gewerbeord- 
nung nicht  als  Schadensanspruch,  Jedenfalls  nicht  lediglich 
als  Schadensersatzanspruch  bezeichnet  werden  kann , wie  denn 
auch  die  Motive  sagen,  die  Busse  solle  »dem  Beschädigten  mehr 
eine  R e c h t s ge  n ug  t h u u n g als  einen  Ersatz  seines  Schadens 
gewähren«. 

Dass  ohne  Delikt,  ohne  Strafverfahren,  ohne  Schaden,  bloss 
wegen  Verletzung  eines  »immateriellen  Gutes«,  nämlich  des 
Rechtsgefühls  des  Berechtigten  eine  Busse  nicht  nur  beantragt 
werden  kann , sondern  auch  — wenn  auch  nicht  notwendig  in 
der  beantragten  Höhe  — gewährt  werden  muss,  das  wird  in  I 

§ 125  neuer  Fassung  zum  erstenmale  reichsrechtlich  statuiert, 
und  es  kann  daher  die  Berufung  der  Motive  zu  § 125  auf  die  ! 
bisherigen  reichsrechtlichen  Normen  bezüglich  der  Busse  (womit 
bewiesen  werden  soll,  dass  mit  dieser  Busse  kein  neuer  Begrin 
ins  Reichsrecht  cingefuhrt  wird)  nicht  als  vollständig  zutreffend 
erachtet  werden.  Die  Busse  des  § 125  ist  in  der  That  ein  anderes 
Ding,  sowohl  in  materieller  als  auch  in  proze.ssualer  Beziehung.  | 
als  die  bisherige  Busse.  Und  es  kann  nicht  gesagt  werden,  1 
dass  die  Rechtsanwendung  bezüglich  dieser  neuen  Bussbestim- 
niung  etwa  einfacher  und  leichter  sein  wird , als  die  bezüglich 
der  bisher  bekannten  Bussnormen.  Denn  dass  die  neue  Busse 
auf  der  efnen  Seite  Schadenersatz  sein  soll , auf  der  anderen 
Seite  Schadenersatz  nicht  zu  sein  braucht , auch  ohne  Schaden 
verhängt  werden  kann,  das  wird  die  Rechtsanwendung  um  so 
weniger  erleichtern  als  der  Richter  nicht  mehr  — wie  bisher  — 
durch  die  Befugnis  der  Ablehnung  des  Bussantrags  die  Mög- 
lichkeit hat,  sich  Skrupeln  zu  entziehen  , ohne  den  Ansprüchen 
des  Berechtigten  vorzugreifen. 

Wenn  der  juristische  Gehalt  des  § 125  des  Entwurfes  ange- 
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geben  werden  soll,  so  ist  zu  sagen,  dass  hier  ein  Schmerzens- 
geld für  Seelenschmerzen  gewährt  wird,  im  Gegensatz  zu 
dem  Schmerzensgeld  für  körperliche  Schmerzen  und  Verletzungen, 
auf  welche  nach  § 232  St.G.B.  der  Richter  durch  Zuerkennung 
einer  Busse  erkennen  kann.  Dieser  Rechtsgedanke  ist  offenbar 
weiterer  Entwickelung  fähig  und  ist  auch  an  und  für  sich  gewiss 
nicht  verwerflich.  Verwerflich  ist  nicht  die  Busse  für  Verletzung 
des  Rechtsgefühles  überhaupt,  aber  ihre  Einführung  für  einen  ein- 
zelnen Fall,  in  welchem  gerade  das  angeblich  Sühne  heischende 
Rechtsgefühl  der  Parteilichkeit,  ja  vielfach  der  Simulation  und 
pharisäischen  Heuchelei  verdächtig  ist,  während  im  übrigen  so- 
wohl dem  Rechtsgefühl,  als  auch  anderen  hochwichtigen  immate- 
riellen und  verletzungsfähigen  Gütern  j eder  Rechtsschutz  versagt 
bleibt.  Wenn  man  einmal  den  Schutz  immaterieller  Interessen 
überhaupt  und  des  verletzten  Rechtsgefühls  insbesondere  in  die 
Justiz  einführen  will,  dann  soll  es  zunächst  in  dem  allgemei- 
nen gleichen  bürgerlichen  Gesetzbuche  geschehen  und 
dann  grundsätzlich,  nicht  aber  als  Anomalie,  und  noch  dazu 
auf  einem  Gebiete,  das  den  Schauplatz  erbitterter  Kämpfe  mate- 
rieller Interessen  bildet,  auf  einem  Gebiete,  wo  der  Gesetzgeber 
selbst  das  höchste  immaterielle  und  zugleich  materielle  Gut,  die 
Sittlichkeit,  durchaus  nicht  als  einen  unter  allen  Umständen 
schütz  würdigen  Gegenstand  behandelt*).  Zu  jener  grundsätzlichen 
Bedenkung  der  jimmatcriellen  Güter«  scheint  aber  keine  Aus- 
sicht zu  bestehen.  Der  Pintwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuches 
lehnt  sie  ab  in  § 221  *).  So  ist  auf  die  von  dem  Entwurf  der 
Novelle  verlangte  Sühne  des  durch  den  Vertragsbruch  der  Ar- 
beiter verletzten  Rechtsgefuhls  das  Wort  Laskers  analog  anwend- 
bar; >Es  ist  Willkür  und  eine  Beleidigung  der  Arbeiter,  dass  aus 
ihren  Personen  der  Grund  entnommen  wird,  weshalb  das,  was 
allen  anderen  Personen  gegenüber  lediglich  zivilrechtlich  und  mit 
bürgerlichen  Ansprüchen  verfolgt  wird,  gegen  sie  mit  öffentlichen 

1)  § 124,  Absatz  I,  Ziffer  2 vgl.  mit  § 124,  Absatz  2. 

2}  Vgl.  hiezu  l)r.  Georg  Schmidt  in  »Gutachten  aus  dem  Anwaltsstande  über  die 
erste  Lesung  des  Entwurfes  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs»  Heft  14,  S.  1187,  1197; 
und  die  daselbst  citierte  Litteratur,  insbesondere;  Ihcring,  Rechlsgutachten  in  Sachen 
des  interkantonalen  Vorbercitungs-Komilee's  der  Gäubahn  gegen  die  Gesellschaft  der 
Schweizerischen  Zcntralbahn,  Ulten  1878  ; Jahrbücher  für  Dogmatik  etc.,  13d.  18,  S.  41  ff. ; 
Ur  G.  lA'hmann,  Die  Schutzlosigkeit  der  immalericllen  Lebensgütcr  beim  Schadens- 
ersatz. Dresden  1884;  jetzt  auch  Degcnkolb  im  Archiv  für  zivilislische  l*raxis,  76.  B<1 
(1890)  S.  22  ff. 
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Strafen  verfolgt  wird*').  Die  >Busse«  ist  nicht  weniger  will- 
kürlich und  exceptionell , wie  die  öffentliche  Strafe  es  sein 
würde,  und  dass  sie  in  die  Tasche  des  Unternehmers  wandert, 
statt  wie  die  Strafe  in  die  Kasse  des  Staates,  ist  nicht  geeignet, 
die  Sache  zu  bessern. 

Unter  allen  Umständen  halten  wir  aber  die  Busse  für  das 
verletzte  Rechtsgefühl,  wde  solche  der  Entwurf  des  >;  125  der  Ge- 
werbeordnung einführt,  schon  ihrer  Höhe  wegen  für  unvereinbar 
mit  dem  wirklichen  Rechtsgefühl.  Sechswöchige  Entziehung  des 
Arbeitslohnes  zu  verlangen  — was  der  Unternehmer  gegenüber 
dem  Arbeiter  als  Busse  verlangen  darf,  wenn  er  es  auch  nicht 
gerade  in  dieser  Höhe  durchsetzen  muss  — bedeutet  für  den 
Arbeiter  die  Entziehung  der  Mittel  des  Lebens  auf  42  Tage,  be- 
deutet nicht  bloss  Hunger  und  Idend  aller  Art , sondern  auch 
schliesslich  die  Notwendigkeit  zu  betteln,  die  Armenpflege  in  An- 
spruch zu  nehmen  und  — zu  stehlen,  wenn  die  ersteren  beiden 
Arten  der  Beschaffung  des  Unterhaltes  nicht  ausreichen.  Andere 
Möglichkeiten  der  Unlerhaltsbeschaffung,  als  diese  grösstenteils 
vom  Gesetze  verbotenen,  hat  der  »gebüsste«  Arbeiter  nicht,  denn 
es  wird  ihm  sechs  Wochen  lang  der  Lohn  der  während  die- 
ser Zeit  verrichteten  Arbeit  als  >Busse*  entzogen. 
Es  ist  meines  Erachtens  sehr  fraglich , ob  solche  Busse  als 
Sühne  für  Nichteinhaltung  eines  Arbeitsvertrags  notwendig  oder 
zweckmässig  ist.  Glücklicherweise  wird  die  Sache  in  W'irklich- 
keit  nicht  so  schlimm  werden  können  , soferne  nicht  etwa  auch 
das  Reichsgesetz  vom  21.  Juni  1869  aufgehoben  wird,  wo- 
nach der  .\rbeits-  und  Dienstlohn  erst  dann  beschlagnahmt  wer- 
den kann,  wenn  die  Leistung  der  Arbeiten  oder  Dienste  erfolgte 
und  nachdem  der  Tag  der  gesetzlichen , vertragsmassigen  oder 
gewohnheitsmässigen  Lohnzahlung  abgelaufen  ist,  ohne  dass  der 
Arbeiter  den  Lohn  eingefordert  hat“).  Mit  Rücksicht  auf  dieses 
Gesetz  ist  es  bekanntlich  auch  sehr  zweifelhaft,  ob  die  in  den  .Ar- 
beitsordnungen regelmässig  sich  findenden  Strafbestimmungen 
einen  Anspruch  auf  Gültigkeit  erheben  können , da  das  Ver- 
bot der  Beschlagnahme  des  noch  nicht  verdienten  Lohnes  nach 
§ 2 desselben  Gesetzes  auch  durch  Vertrag  nicht  beschränkt  wer- 

1)  Stenographische  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichstages  des  nord- 
deutschen Bundes,  I.  Legislaturperiode  Session  1867,  Band  I.  S.  395. 

2)  § 1 des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1869,  die  Beschlagnahme  des  Arbeits-  und 
Dicnstlolines  betreffend. 


Digitized  by  Google 


Kontrakibruch  und  Koalitionsrecht. 


455 


den  kann,  wie  auch  jede  Cession,  Anweisung,  Verpfändung  oder 
andere  rechtliche  Disposition  über  solche  Lohnforderung  als 
nichtig  erscheint.  Der  Entwurf  der  Novelle  nun  lässt  die  Ver- 
hängung von  Geldstrafen  in  der  Arbeitsordnung  ausdrücklich 
zu  (§  134  b.  Ziffer  4)  und  bestimmt,  dass  dieselbe  den  doppel- 
ten Betrag  des  ortsüblichen  Tagelohns  nicht  übersteigen 
dürfe.  Hicmit  ist  eine  Kontroverse  in  Bezug  auf  die  Strafbestim- 
mungen entschieden  und  zwar  mit  grosser  Härte  entschieden. 
Denn  es  wird  nicht  gesagt,  in  welchen  Pausen  die  zugelassene 
Maximalstrafe  verhängt  werden  dürfe  und  so  wäre  — nach  dem 
Entwurf  wenigstens  — die  Möglichkeit  vorhanden,  dass  ein  Fabrik- 
arbeiter jeden  Tag  wegen  einer  anderen  Kleinigkeit  (z.  B.  weil 
er  eine  Minute  zu  spät  gekommen)  zu  einer  Strafe  in  doppelter 
Höhe  seines  eigenen  Tageseinkommens  vom  Unternehmer  »ver- 
urteilte wird.  Ich  möchte  nun  aber  doch  nicht  annehmen,  dass 
mit  der  Zulassung  des  Abzugs  dieser  Strafen  am  verdienten  oder 
noch  nicht  verdienten  Lohn  — das  Gesetz  unterscheidet  nicht  — 
auch  die  Möglichkeit  der  Beschlagnahme  des  noch  nicht 
verdienten  Lohnes  für  die  Busse  statuiert  ist.  Ich 
glaube  vielmehr,  da.ss  hier  die  Sachlage  eine  andere  ist.  Die 
Möglichkeit  kompensationsweiser  Geltendmachung  von  Gegen- 
forderungen des  Arbeitgebers  gegen  den  Arbeitnehmer , welche 
trotz  des  erwähnten  Reichsgesetzes  behauptet  und  durch  die 
Praxis  überwiegend  zugegeben  wurde , hebt  — wie  eben  diese 
bisherige  Praxis  zeigt  — das  Lohnbeschlagnahmegesetz  nicht  auf; 
die  Busse  dagegen  kann,  da  auf  sie  zu  erkennen  ist,  nach- 
dem der  Arbeiter  bereits  aus  dem  Arbeitsverhältnis  bei  dem  bishe- 
rigen Unternehmer  ausgeschieden,  nur  durch  Zwangsvollstreckung 
beigetrieben  werden,  wenn  sie  nicht  freiwillig  bezahlt  wird ; und 
dieser  Zwangsvollstreckung  auf  den  Lohn  steht  das  eben  erwähnte 
Gesetz  direkt  entgegen.  Es  müsste  das  Lohnbeschlagnahme- 
gesetz also  ausdrücklich  für  diesen  Fall  der  Busse  aufgehoben 
werden , wenn  es  seine  Wirkung  nicht  auch  auf  die  Busse  er- 
strecken soll.  Zu  einer  so  einschneidenden  und  höchst  un- 
billigen Massregel,  wodurch  eine  Schuldknechtschaft  wieder  ein- 
geführt würde,  deren  Abschaffung  eben  jenes  Gesetz  bezweckte, 
ist  aber  gewiss  keine  Veranlassung  gegeben.  Sie  würde  zum 
Ausnahmsrecht  auf  zivilrechtlichem  Boden  ein  noch  gehässi- 
geres Ausnahmsrecht  zivilprozessualer  Art  gesellen , das  zu- 
gleich seiner  Undurchführbarkeit  halber  als  thöricht  zu  bezeich- 
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nen  wäre.  Will  man  etwa  ernstlich  dem  Arbeiter  zumuten,  sechs 
Wochen  im  Schweisse  seines  Angesichtes  zu  arbeiten , um  — 
nicht  sich  und  den  Seinigen  Brot  — sondern  dem  Unternehmer 
die  »Busset  zu  verdienen,  und  während  dieser  Zeit  zu  hungern 
und  seine  Familie  hungern  zu  lassen  oder  aber  den  Unterhalt 
derselben  auf  die  oben  erwähnte  — ebenfalls  verpönte  — Art 
zu  gewinnen? 

Hier  habe  ich  noch  die  Besprechung  der  Bussbestimmung  des 
§125  in  materieller  Beziehung  damit  zu  beendigen,  womit  sie 
begann,  mit  dem  Nachweise,  dass  die  Parität  derselben  bloss 
scheinbar  ist  und  dass  auch  darin  die  Ungerechtigkeit  der  hier 
vorliegenden  Klassengesetzgebung  hervortritt.  Fis  wurde  oben 
darauf  hingewiesen,  dass  der  Arbeitgeber  hier  nur  als  solcher 
gebüsst  wird,  dass  ihm  dagegen  jeder  Vertragsbruch  in  sei- 
ner Kigenschaft  als  Arbeitnehmer  busslos  freistcht.  Der  Entwurf 
der  Novelle  glaubt  ferner  die  Parität  genügend  zu  wahren,  wenn 
er  einerseits  den  Arbeiter , der  den  Vertrag  dem  Arbeitgeber 
bricht , zu  einer  Busse  in  Höhe  des  ortsüblichen  Taglohnes  bis 
auf  die  Dauer  von  6 Wochen  dem  Arbeitgeber  verurteilen  lässt, 
anderseits  aber  auch  den  Arbeitgeber , der  dem  Arbeiter  den 
Vertrag  gebrochen  hat,  zu  Zahlung  einer  Busse  in  gleicher 
Höhe  an  den  Arbeiter  verurteilt.  Ich  sage,  es  ist  dies  eine 
scheinbare  Parität , die  Parität  der  Geldziffer , nicht  der  wirk- 
lichen und  echten  Busse.  Die  sechswöchige  Entziehung  des  täg- 
lichen Arbeitslohnes  bedeutet,  wie  wir  oben  bemerkten,  aus  dem 
rein  formellen  Geldausdruck  übersetzt  in  die  Sprache  der  That- 
sachen,  für  den  Arbeiter  und  dessen  Familie  sechswöchigen  1 lunger. 
sechswöchige  Not,  es  ist  das  Leben,  die  ganze  Existenz  der  F'a- 
milie  in  F'rage  gestellt.  So  viel  kann  die  Zahlung  eines  sechs- 
wöchigen Taglohnes  dem  Unternehmer  niemals  bedeuten.  So- 
fern das  Gesetz,  indem  es  Busse  verhängt,  auch  deren  wirksame 
E.xekution  voraussetzt , ist  diese  Exekution  für  den  Vertrags- 
brüchigen Arbeiter  offenbar  ein  unvergleichlich  härterer  Schlag, 
als  er  je  für  den  Vertragsbrüchigen  Unternehmer  sein  könnte;  die 
äusserlich  gleiche  Busse  wirkt  in  den  verschiedenen  Sphä- 
ren mit  solcher  Verschiedenheit,  dass  eben  die  scheinbare  Gleichheit 
als  die  grösste  Ungleichheit  und  Unbilligkeit  erscheinen  muss.  Man 
kann  diese  Unbilligkeit  auch  nicht  etwa  durch  die  Fhwägung  auf- 
heben,  dass  der  Vertragsbruch  des  Arbeitgebers  entschuldbarer  ist  als 
der  des  Arbeitnehmers,  oder  dass  der  erstere  Vertragsbruch  weniger 
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schlimme  Folgen  hat  als  der  letztere,  oder  dass,  wie  Loening 
meint,  der  Arbeitgeber  überhaupt  den  Vertrag  nicht  brechen, 
sondern  nur  — den  Lohn  schuldig  bleiben  kann.  Was  die  Ent- 
schuldbarkeit des  Vertragsbruches  des  Arbeitgebers  betrifft,  so 
glaube  ich  kaum,  dass  diejenigen  Umstande,  welehe  oben  (S.  448  ff.) 
zu  Gunsten  des  Vertragsbruches  des  Arbeiters  als  Milderungsgründe 
angeführt  wurden,  hier  beim  Arbeitgeber  sehr  häufig  Vor- 
kommen werden. 

Not,  Elend,  die  Unmöglichkeit,  anders  das  Existenzminimum 
zu  beschaffen,  werden  schwerlich  jemals  von  Fabrikanten  zur  Ent- 
schuldigung von  Vertragsbrüchen  gegenüber  ihren  Arbeitern  an- 
geführt werden  können.  Anderseits  aber  kann  der  Vertragsbruch 
des  Arbeitgebers  dem  Arbeiter  nicht  bloss,  wie  Lasker  und  Loening 
meinen,  eine  diesem  geschuldete  Geldsumme  auf  Zeit  entziehen, 
sondern  auch  die  Existenz  des  Arbeiters  vernichten;  die  Entlassung 
aus  dem  Arbeitsverhältnis  kann  für  den  Arbeiter  bedeutenden  Scha- 
den z.B.  dadurch  herbeiführen,  dass  er  eine  Wohnung  in  der  Nähe  der 
Fabrik,  wenn  er  im  Orte  keine  Arbeit  mehr  findet,  nicht  mehr  brau- 
chen kann,  aber  bezahlen  soll,  dass  ihm,  wenn  er  dies  nicht  kann, 
seine  Habseligkeiten  retiniert,  und  er  vor  Auffindung  einer  anderen 
Arbeitsgelegenheit  und  Wohnung  auf  die  Strasse  gesetzt  wird ; Frau 
und  Kinder  können  an  ihrer  Gesundheit  leiden  ; er  kann  in  der  drin- 
gendsten Zeit  des  Rechts  als  Unterstützungskassen-,  Krankenkassen-, 
Invalidenkasscnmitglied  verlustig  gehen  ; die  unerwartete  Entzieh- 
ung der  Existenzmittel  kann,  abgesehen  von  schweren  Sorgen, 
die  sich  daran  knüpfen  müssen,  für  den  Arbeiter  und  dessen  Fa- 
milie überhaupt  ähnliche  Schäden  herbeiführen , wie  wenn  dem 
Unternehmer  plötzlich  alle  und  jede  Existenzmittel  entzogen  wür- 
den, was  durch  den  Bruch  des  Arbeitsvertrages  seitens  der  Ar- 
beiter gegenüber  dem  Unternehmer  nicht  wohl  möglich  ist.  Diesen 
Unterschied  hebt  auch  gegenüber  dem  Entwurf  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  für  das  deutsche  Reich  Dr.  Viktor  Mataja  in  einer 
Kritik  dieses  Gesetzbuches  ')  treffend  hervor,  indem  er  ausspricht, 
»dass  mit  der  formalen  Gleich  behandlung  von  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  noch  durchaus  nicht  die  Gleichberech- 
tigung oder  der  gleiche  Schutz  hergestellt  sei,  dass  überhaupt  die 
unterschiedlosc  Auffassung  von  beiden  als  »Vertragsschliessenden 
Teilen«  den  Bedürfnissen  des  Lebens  nicht  zu  entsprechen  ver- 

l)  Archiv  für  bürgerliches  Recht,  Kami  1.  S.  281. 
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mag;  daneben  ist  ....  darauf  hinzu  weisen,  dass  die  Interes- 
sen, beziehungsweise  die  Benachteiligung  bei  Auf- 
lösung des  Dienstverhältnisses  ohne  Einhaltung 
der  Kündigungsfrist  durchaus  nicht  auf  beiden 
Seiten  gleichwertige  sind.  Bei  dem  einen  Teil  handelt 
es  sich  regelmässig  um  nicht  mehr  als  um  eine  Unbequemlichkeit 
oder  eine  Störung , bei  dem  anderen  kann  die  plötzliche  Auf- 
lösung bitterste  Not  oder  arge  Verlegenheiten  bedeuten«.  Auch 
hier  zeigt  sich  die  Löning'sche  Darstellung  als  das  Phantasiege- 
bilde, als  welches  sie  oben  bezüglich  der  Darstellung  des  Ver- 
tragsbruches der  Arbeiter  bezeichnet  werden  musste.  Während 
dieser  Vertragsbruch  ein  nicht  wieder  zu  beseitigendes  Unrecht 
sein  soll,  ist  der  Vertragsbruch  des  Unternehmers  nichts  anderes 
als  eine  Verschiebung  der  einzigen  diesem  obliegenden  Lei- 
stung, der  Geldzahlung,  auf  eine  spätere  Zeit,  ein  Verzug,  der 
jederzeit  wieder  gehoben  werden  kann  und  dann  als  nicht  ge- 
schehen gilt.  Mit  anderen  Worten,  der  Arbeiter  wird  als  Kapi- 
talist behandelt,  für  welchen  der  Verzug  des  Schuldners  höchstens 
das  Anwachsen  der  Verzugszinsen  begründet,  für  welchen  cs  aber 
im  Grunde  ganz  gleichgültig  ist,  ob  er  heute  oder  über  ein  Jahr 
bezahlt  wird.  Den  ausständigen  Arbeitslohn  kann  man  aller- 
dings dem  Arbeiter  voll  ausbezahlen,  und  diesen  bekommt  er  ja 
auch  wenigstens  teilweise  durch  die  »Busse«,  die  der  Arbeitgeber 
ihm  zu  bezahlen  hat , so  dass  der  Arbeiter  wenigstens  darüber 
keine  Erörterungen  pflegen  muss , dass  er  während  der  restigen 
Zeit  des  vom  Unternehmer  gebrochenen  Vertrages  keine  andere 
Stelle  finden  konnte.  Aber  wer  zahlt  ihm  — im  Schadensersatz- 
prozess kann  er  dafür  nichts  bekommen  — die  Entbehrungen,  die 
Sorgen,  die  nicht  nachweisbaren  Störungen  und  Schädigungen  der 
Gesundheit,  den  Kummer  der  Familie  und  was  sonst  an  schlimmen 
Erfahrungen  in  solchen  Fällen  gemacht  werden  kann,  ganz  abgesehen 
davon,  dass  der  Arbeiter  auch  und  nicht  minder  als  der  Un- 
ternehmer an  .seinem  Rechtsgefühl  sich  verletzt  fühlen  kann  — ? 
Darum  glaube  ich  nicht , dass , wenn  einmal  für  Vertragsbruch 
Busse  sein  soll,  diese  Busse  für  den  Arbeiter  wie  für  den  Unter- 
nehmer in  gleicher  Höhe  bemessen  werden  könnte.  Das  hiesse 
ungleiches  Unrecht  und  ungleichen  Schaden  gleich  setzen. 

Die  Busse  des  § 125  soll  aber  nicht  bloss  gegen  den  Arbeiter, 
sondern  auch  gegen  denjenigen  Arbeitgeber  eingeklagt  werden 
können,  welcher  den  Vertragsbrüchigen  Arbeiter,  nachdem  er  aus 
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dem  Verhältnis  zu  dem  früheren  Arbeitgeber  ausgeschieden  ist, 
beschäftigt  und  zwar  unter  einer  doppelten  Voraussetzung.  Für  die 
Busse,  welche  gegen  Arbeiter  zu  verhängen  ist,  haftet  der  Arbeit- 
geber, welcher  den  Arbeiter  zum  Vertragsbruch  verleitete,  und 
haftet  der  Arbeitgeber,  welcher  den  Arbeiter  »annimmt  oder  be- 
hält, von  dem  er  weiss , dass  derselbe  einem  anderen  Arbeit- 
geber zur  Arbeit  noch  verpflichtet  ist.«  Der  Reichstagsabgeord- 
nete Schräder  hat  von  diesen  Bestimmungen  in  der  Reichstags- 
sitzung vom  17.  Mai  1890  gesagt,  sie  belasten  den  Arbeiter  ge- 
wissermassen  mit  einer  Hypothek,  wodurch  dafür  gesorgt  werden 
soll , dass  kein  anderer  Arbeitgeber  einen  solchen  Arbeiter  in 
Dienst  nimmt,  da  auch  derjenige  Arbeitgeber  mit  Busse  bedroht 
ist,  der  den  Arbeiter  ohne  Kenntnis  vom  Vertragsbruch 
in  seinen  Dienst  nimmt  und  erst  hinterher  erfährt , dass  der  Ar- 
beiter noch  einem  anderen  Unternehmer  verpflichtet  sei.  Es  kann 
sich  hiebei  möglicherweise  nicht  um  einen,  sondern  um  viele 
Arbeiter  handeln.  Es  müsste  also  beispielsweise  , wie  Schräder 
ausführt,  »ein  Bergwerksunternehmer,  der  eine  grössere  Anzahl 
von  Leuten  beschäftigt  und  dem  später  zur  Kenntnis  kommt, 
dieselben  seien  eigentlich  verpflichtet,  wo  anders  zu  arbeiten,  diese 
Arbeiter  entlassen  und  seinen  Betrieb  still  stellen.«  Allerdings 
sollte  der  Bergwerksbesitzer  dies  , da  der  Entwurf  auf  wissent- 
liches Behalten  des  Vertragsbrüchigen  Arbeiters  eine  Birsse 
setzt.  Und  zwar  ist  das  Behalten  des  Arbeiters  ein  Grund  der 
Busse,  ob  nun  der  frühere  Arbeitgeber  selbst  den  Arbeiter  noch 
behalten  will  und  hiezu  ein  Bedürfnis  hat  oder  nicht,  also  auch 
wenn  etwa  die  Stelle  des  Weggegangenen  längst  anderweitig  be- 
setzt ist.  Den  Kennern  des  römischen  Rechts  wird  diese  Behand- 
lung des  Vertragsbrüchigen  Arbeiters  und  des  neuen  Arbeitgebers 
desselben  als  Analogon  der  No.xalhaft  klar  sein,  wie  solche  durch 
Delikte  von  Sklaven  und  anderen  Gewaltunterthanen  begründet 
wurde. 

Um  sich  der  Anomalie  der  Behandlung  des  neuen  Arbeit- 
gebers im  System  des  heutigen  Rechts  bewusst  zu  werden,  erinnere 
man  sich , wie  der  in  rechtlicher  Beziehung  vollkommen  gleich 
gelagerte  Fall  des  Verkaufs  derselben  Sache  an  mehrere  von  ein- 
ander unabhängige  Käufer  zivilrechtlich  behandelt  wird  ‘). 

In  der  That  muss  man,  um  diese  Busse  des  § 125  Absatz  II 


l)  cf.  Windscheid,  Pandekten  II.  § 390  Anmerkung  17. 
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der  Novelle  zur  Gewerbeordnung  rechtlich  zu  konstruieren , die 
Busse,  welche  einem  späteren  Kontrahenten  von  einem  früheren 
Kontrahenten  auferlegt  werden  kann , eine  einseitige , dingliche 
Natur  des  Arbeitsvertrages  zu  Gunsten  des  Unternehmers  und  zu 
I. asten  des  Arbeiters  annehmen,  und  zwar  die  dingliche  Natur 
des  Arbeitsvertrages  als  solchen,  als  blossen  obligatorischen  V'or- 
gangs,  eine  Auffassung,  welche  sogar  dem  deutschen  Sachen- 
recht fremd  ist').  Mit  anderen  Worten:  um  die  Rechtsbe- 
hauptung zu  begründen,  dass  ein  Arbeitgeber,  welcher  mit  einem 
Arbeiter  kontrahiert,  hiedurch  und  nur  durch  den  Erwerb  obligatori- 
scher Rechte  gegen  diesen  Arbeiter  in  die  obligatorischen  Rechte 
eines  anderen  Arbeitgebers  eingreift,  oder  dass  die  An- 
nahme der  Erfüllung  seines  V^ertrages  mit  dem  Arbeiter  einen 
Eingriff  in  die  Rechte  eines  anderen  Arbeitgebers  darstellt , gibt 
cs  juristisch  keine  andere  Möglichkeit , als  die  Annahme  eines 
diesem  früheren  Kontrahenten  durch  blossen  Vertrag  erworbenen 
dinglichen  Rechtes  nicht  gegen  den  Arbeiter,  sondern  am  Ar- 
beiter, eines  dinglichen  Rechts,  das  durch  die  Verfügung  über 
diesen  selben  Arbeiter,  durch  den  Arbeiter  selbst  und  durch  den- 
jenigen, welcher  sich  dabei  beteiligt,  verletzt  werden  kann.  Wenn 
vollends  derjenige  Arbeitgeber  mit  Busse  belegt  wird , welcher 
ohne  Wissen  von  dem  früheren  Arbeitsverhältnis  mit  dem 
Arbeiter  kontrahierte,  und  zwar  von  dem  Augenblick  an  , wo  er 
von  jenem  Verhältnis  erfährt  und  den  Arbeiter  nicht  sofort 
entlässt,  also  auf  sein  eigenes  gutes  Vertragsrecht  verzichtet , so 
kann  dies  nur  so  konstruiert  werden,  wie  cs  oben  geschehen  ist, 
als  Analogon  der  Noxalhaft,  welche  Haft  das  römische  Recht  für 
Verletzungen  durch  Gewaltuntcrthancn  und  durch  Haustiere  aus- 
gebildet hat  und  bezüglich  deren  der  Grundsatz  galt ; No.xa  sequitur 
caput,  d.  h.  der  augenblickliche  Eigentümer  oder  Gewalthaber  des 
schädigenden  Sklaven  oder  Tieres  haftet  für  das  Delikt  seines 
Sklaven  oder  Tieres,  sofern  er  das  schuldige  »Haupt«  dem  Ver- 
letzten nicht  auslicfert  ’). 

Nach  den  Motiven  zu  § 125  des  Entwurfs  ist  die  Busse  vor 
dem  Gewerbegerichte  zu  verfolgen.  Der  Entwurf  selbst  ent- 

1)  Im  Gegensatz  zum  französischen  Recht;  eine  dingliche  Natur  des  Arbeite 
Vertrages  aber  ist  sclbstverstündlich  auch  dem  französischen  Recht  fremd. 

2)  Baron,  Geschichte  des  römischen  Rechts,  erster  Teil  § 133  S.  253.  An  die 
Stelle  der  »Auslieferung«  tritt  nach  § 125  die  Kntlassung,  womit  der  Arbeiter  - dem 
Erfolge  nach  — oft  mehr  als  durch  »Auslieferung«  geschädigt  erscheint. 
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hält  hierüber  keine  Bestimmung.  Auch  das  nunmehr  publizierte 
Gesetz  betreffend  die  Gewerbegerichte  sagt  über  die  Zuständig- 
keit zur  Erkennung  von  Bussen  nichts.  § 3 Ziffer  2 dieses  Ge- 
setzes erklärt  die  Gewerbegerichte  als  zuständig  für  Streitigkeiten 
»über  die  Leistungen  und  Entschädigungsansprüche  aus 
dem  Arbeitsverhältnisse,  sowie  über  eine  in  Beziehung  auf  dasselbe 
bedungene  Konventionalstrafe«.  Wir  haben  oben  dargelegt,  dass 
der  Bussanspruch  nicht  einfach  als  Entschädigungsanspruch  gelten 
kann;  schon  nach  dem  Wortlaut  des  Entwurfes  zu  ij  125  ist  die 
Gleichsetzung  von  Busse  und  Entschädigung  ausge- 
schlossen, da  hier  gesagt  wird,  dass  die  Busse  »an  Stelle  der 
Entschädigung«  gefordert  werden  kann  , also  etwas  anderes  als 
Entschädigung  ist,  was  denn  auch  in  den  oben  angeführten  Mo- 
tiven zu  § 125  klar  genug  zum  Ausdruck  gekommen  ist.  Wir 
haben  hier  die  Wiederholung  einer  Vergesslichkeit  des  Ge.setz- 
gebers  , die  demselben  schon  1874  bei  den  damaligen  Vorlagen 
über  Kontraktbruch  und  Gewerbegerichte  passierte  und  schon  damals 
als  »merkwürdig«  bezeichnet  worden  ist  '),  dass  nämlich  neue  Ge- 
werbegerichte cingeführt  und  zugleich  auch  ausserordentliche  P'ol- 
gen  eines  Arbeits-Kontraktbruches  statuiert  werden  sollen,  damals 
in  Gestalt  einer  öffentlichen  Strafe,  heute  in  Gestalt  einer  Busse, 
ohne  dass  irgendwo  gesagt  wird,  dass  die  Gewerbegerichte 
solche  zu  verhängen  zuständig  .seien.  Das  jetzt  vorliegende  Ge- 
werbegerichtsgesetz schlicsst  die  Zuständigkeit  aus  und  nicht  mit 
Unrecht.  Nach  der  ganzen  Verfassung  und  insbesondere  der 
Ordnung  des  Verfahrens  der  neuen  Gewerbegerichte  können 
diese  als  geeignet  zur  Aburteilung  von  Bussforderungen 
nicht  erachtet  werden.  Allgemein  wird  zuge.standen , dass  die 
Gewerbegerichte  nicht  der  Ort  zur  Entscheidung  von  komplizierten 
Rechtsfragen  sind.  Die  ganze  Anlage  des  Verfahrens,  der 
Ausschluss  rechtskundiger  Verbeiständung  («?  29  des  Gesetzes), 
der  Ausschluss  von  Rechtsmitteln  bei  Forderungsbeträgen  unter 
100  M.  (S  55  des  Gesetzes)  lassen  erkennen,  dass  es  sich  um 
Schlichtung  von  Differenzen  nach  billigem  Ermessen 
der  Gewerbsgenossen  handelt;  soferne  dies  auch  auf  Entschä- 
digungsansprüche  wegen  Vertragsverletzung  übertragen  wird, 
wie  aus  der  Zuständigkeitsnorm  des  § 3 Ziffer  2 des  Gesetzes 


l)  Profes.sor  IJr,  Hcltl  in  üen  Verhandlungen  der  It.  Cicneralversammlung  <les 
Vereins  für  So7.ialpolitik,  1S75,  S.  20. 
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ersichtlich,  bewegt  sich  das  Gesetz  in  der  Richtung  jener  neueren 
zivilrechtlichen  Schadenersatztheorie,  welche  die  subJektiveSchuld- 
frage  nicht  mehr  als  entscheidend  betrachtet,  sondern  nur  nach 
dem  Urheber  des  Schadens  fragt,  und  diesen  auch  ohne  sub- 
jektive Schuld  haften  lassen  will*),  im  Interesse  einer  billigen 
Rechts  Verteilung.  Dagegen  muss  bei  Bussfordeningen  umge- 
kehrt die  Frage  der  subjektiven  Schuld  in  den  Vordergrund 
treten.  Denn  die  Busse  hat  nach  dem  Entwurf  der  Novelle  zur 
Gewerbeordnung  tlie  vorsätzliche  Verletzung  der  Vertragspflicht 
zur  Voraussetzung,  sic  soll  dem  durch  solche  bewusste  Sünde 
gegen  die  Rechtsordnung  beleidigten  Rechtsgefiihl  eine  Sühne 
gewähren.  Da  kann  und  soll  auch  nach  der  Novelle  nur  nach 
strengem  Rechte  entschieden  werden,  wie  im  Strafverfahren.  Wer 
»gebüsst«  werden  soll,  dem  ist  unter  allen  Umständen  der  Buss- 
fall mit  seinem  ganzen  oben  dargelegten  Thatbestandc  nachzu- 
weisen. Es  ist  mir  aber  nach  dem  oben  bezüglich  dieses  That- 
bestandes  Erörterten  sehr  fraglich , ob  hiezu  und  insbesondere 
auch  für  den  Entlastung.sbeweis  das  gewerbegerichtliche  Verfahren 
geeignet  ist.  Die  Motive  zu  4;  125  des  Entwurfes  der  Novelle  zur 
Gewerbeordnung  erachten  zwar  die  Schnelligkeit  die.ses  Ver- 
fahrens als  für  Bu.ssforderungen  besonders  geeignet,  indem  sie  nur 
an  die  Entbehrlichkeit  des  Beweises  eines  Schadens  oder  einer 
bestimmten  Schadenshöhe  bei  Einforderung  einer  Busse  denken; 
die  Erwägung,  dass  auch  die  Feststellung  des  subjektiven  That- 
bestandes  .sehr  erhebliche , insbesondere  auch  rechtliche  Schwie- 
rigkeiten machen  kann,  liegt  den  Verfassern  der  Motive  offenbar 
fern ; diese  Schwierigkeiten  sind  aber  vorhanden , und  wenn  cs 
nach  den  Motiven  ein  Bedürfnis  für  den  Unternehmer  ist,  die  Busse 
rasch  zu  bekommen,  so  dürfte  es  als  ein  berechtigtes  Interesse 
des  Arbeiters  zu  erachten  sein,  dass  er  nicht  mit  U n r e c h t gebüsst 
wird.  Dafür  bietet  aber  die  Schnelligkeit  des  gewerbegerichtlichen 
Verfahrens  keine  Garantie. 

V.  Das  Koalitionsrecht  im  Entwurf  der  Novelle. 

Die  eigentliche  Bedeutung  des  Entwurfs  der  Novelle  zur  Ge 
Werbeordnung,  soweit  sie  den  >Schutz  der  Arbeitgebers  bezweckt. 

l)  Ilinding , Die  Nonnen  und  ihre  Ueherlrelung.  II.  Auflage  (iSijo).  I.  Ba»I 
433  Mataja,  Das  Recht  des  Schadensersatzes  vom  .Standpunkte  der  National- 
ökonomie. Leipzig,  1888.  Degenkolb  im  Archiv  für  zivil.  Praxis,  Hd.  76,  S,  52  i 
(liesondera  .S.  52,  Anmerkung  93). 
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liegt  in  den  Bestimmungen  über  Koalitionen.  Es  wiederholt 
sich  jetzt  ein  Verfahren,  das  schon  vor  sechzehn  Jahren  versucht 
wurde  und  welches  damals  Dr.  M.  Hirsch  folgendermassen  kenn- 
zeichnete : »Man  eiferte  gegen  den  Kontraktbruch,  aber  man 

meinte  die  Koalitionsfreiheit,  die  soziale  Gleichstellung  der 
Arbeiterc.  »Teils  wurde  in  der  Erregung  wirklich  vergessen, 
dass  Kontraktbruch  und  Arbeitseinstellung  zwei  ganz  verschie- 
dene Dinge  sind , dass  die  grossartigsten  und  verderblichsten 
Strikes  ohne  einen  einzigen  Kontraktbruch  in  Scene  gesetzt  wor- 
den sind,  teils  wurde  die  Erwartung  gehegt,  dass,  wenn  das  Prin- 
zip erst  an  einer  Stelle  durchlöchert  sei,  es  bald  ganz  beseitigt 
werden  würde ’).c  Wie  man  in  gewissen  Kreisen  heute  über 
Koalitionsfreiheit  der  Arbeiter  denkt,  dafür  ist  ein  Urteil  des  IV. 
Strafsenates  des  Reichsgerichtes  vom  3.  Dezember  1889  bezeich- 
nend, in  welchem  die  Koalitionsfreiheit  als  — ein  strafrechtliches 
Privilegium  erklärt  wird“).  Noch  lehrreicher  aber  ist  die  Be- 
gründung dieses  »strafrechtlichen  Privilegiums«  in  dem  ange- 
führten Urteile.  »Ob  der  einzelne  Arbeitgeber  seine  Arbeiter 
entlassen,  der  einzelne  Arbeiter  die  Arbeit  einstellen  will,  ist  — 
die  Wahrung  der  gesetzlichen  oder  vertragsmässigen  Kündigungs- 
frist vorausgesetzt  — Sache  der  freien  Pintschliessung  des  Ein- 
zelnen. Das  gemeinschaftliche  Vorgehen  mehrerer  Arbeitgeber 
oder  mehrerer  Arbeiter  in  dieser  Richtung  ist  aber  geeignet,  die 
Willensfreiheit  des  anderen  Teils  zu  beschränken.  Von  die- 
sem Gesichtspunkt  aus,  also  als  Nötigungsmittel,  wurden  der- 
gleichen Verabredungen  durch  die  §§  181.  182  der  preussischen 
Gewerbeordnung  vom  17.  Januar  1845  unter  Strafe  gestellt,  ohne 
dass  zum  Thatbestand  des  Vergehens  eine  an  sich  widerrecht- 
liche Arbeitseinstellung  gefordert  wurde,  welche  vielmehr  durch 
§ 184  an  den  Arbeitern  besonders  gestraft  wurde.«  Das 
Verbot  der  Koalition,  sagt  das  Reichsgericht  weiter,  ist  durch 
§ 152  der  Reichsgewerbeordnung  aufgehoben.  »Dieses  bisher  ver- 
botene Mittel  ist  nun  ein  erlaubtes.«  »Soweit  Verabredungen  und 
Vereinigungen  durch  § 152  erlaubt  sind  , also  insbesondere  zur 
Einstellung  der  Arbeit  oder  zur  I^ntlassung  der  Arbeiter  behufs 
Erlangung  günstigerer  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen,  soweit  sind 

1)  Schriften  ries  Vereins  für  Sozialpolitik,  VH.  S.  195 

2)  H)ntscheidungen  ries  Reichsgerichts  in  Strafsachen,  XX.  Hanri  (1890)  S.  70 

Archiv  ftir  sot.  Gesetigbg.  a.  Statistik  Hi.  3 u.  4.  20 
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vermöge  der  Koalitionsfreiheit  auch  die  Aufforderungen  zu  der- 
artigen Verabredungen  und  Vereinigungen,  welche  den  gewöhn- 
liehen  Ausgangspunkt  derselben  bilden,  straffrei.  Neben  die- 
sem strafrechtlichen  Privilegium,  welches  ....  nur 
in  der  Beseitigung  der  bis  dahin  geltenden  beson- 
deren Strafbestimmungen  für  Gewerbetreibende 
und  Arbeiter  besteht,  bleiben  aber  die  allgemeinen  Straf- 
gesetze in  Kraft.  € 

Für  den  Verfasser  dieser  Urteilsbegründung  würde  wohl  das 
Studium  der  Motive  zum  F.nwurf  der  Novelle  sich  als  nützlich 
erweisen.  Er  würde  vielleicht  daraus  entnehmen , dass  es  zur 
Beschränkung  der  > Willensfreiheit«  des  einzelnen  Arbeiters 
keiner  Koalition  von  Unternehmern  bedarf  und  dass  die  Koa- 
lition der  .'\rbeiter  andererseits  erforderlich  sein  kann,  um 
Einschränkungen  der  »Willensfreiheit«  der  Arbeiter  durch  die  Un- 
ternehmer zu  beseitigen.  Die  Gewerbeordnung  ist  nach  jenem 
Urteil  ewig  neu;  denn  die  Koalition  ist  nach  demselben  »bisher« 
(dritten  Dezember  1889!)  verboten,  »nunmehr«  erlaubt,  .^ber 
wenn  auch  nicht  die  Unternehmer  und  die  Arbeiter , so  scheint 
doch  wenigstens  der  Verfasser  des  reichsgcrichtlichen  Urteils 
immer  noch  unter  der  I lerrschaft  des  alten  preussischen  Gewerbe- 
gesetzes von  1845  zu  stehen.  Die  Koalitionsfreiheit  wird  kon- 
struiert als  Beseitigung  der  Strafe  eines  Deliktes , des  Deliktes 
der  l^c  Schränkung  fremder  Willensfreiheit  durch 
Koalition,  die  früher  — offenbar  richtiger  — als  Nötigung  ordent- 
lich gestraft  wurde.  Jetzt  ist  sie  erlaubt;  aber  die  Erlaubtheit 
beseitigt,  wie  esseheint,  den  Deliktsthatbestand  nicht  ganz;  denn 
die  Verabredungen  und  Vereinigungen  zur  Einstellung  der  .Arbeit 
und  die  Aufforderungen  zu  solchen  sind  nun  »straffrei«  und  dies 
ist  ein  »strafrechtliches  Privilegium«.  »Straffrei«  ist  nach  dem 
Strafgesetzbuche  gi;  199  und  233  unter  Umständen  derjenige  zu 
erklären,  welcher  das  Delikt  der  Beleidigung  oder  der  Körper- 
verletzung begangen  hat  und  desselben  schuldig  gesprochen  wird. 
Straffrei  ist  auch  die  Weibsperson , welche  das  Delikt  der  ge- 
werbsmässigen Unzucht  begeht,  ohne  polizeilichen  Anordnungen 
zuwiderzuhandeln  (§  361,  Z.  6);  straffrei  ist,  wer  das  Glückspiel 
nicht  gewerbsmässig  betreibt  284),  straffrei  ist,  wer  den 
Versuch  zu  einer  Uebertretung  begeht  (§  43^;  ebenso  scheint 
nach  dem  reichsgerichtlichen  Urteil  vom  3.  Dez.  1889  die  Koa- 
lition »straffrei«  zu  sein,  da  ausserdem  dieselbe  nicht  als  straf- 
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rechtliches  Privileg  bezeichnet  werden  könnte.  Menschliche  Ver- 
einigungen scheinen  nach  jenem  Urteil  an  sich  zu  den  Delikten 
zu  gehören , societates  sind  grundsätzlich  illicitae , und  wenn  sie 
erlaubt  sind  und  daher  nicht  bestraft  werden  können,  so  ist  das 
eine  Ausnahme,  ein  Sonderrecht,  wohl  gar  eine  Lücke  im  Ge.setz. 

Da  solche  Interpretation  der  Koalitionsfreiheit  kein  bloss  zu- 
fälliges Mi.ssverständnis,  sondern  ein  Zeichen  der  Zeit  und 
der  Entwurf  der  Novelle  zur  Gewerbeordnung  in  diesem  Zei- 
chen geschrieben  ist,  so  dürfte  es  wohl  am  Platze  sein,  auf  den 
Atavismus  dieser  Auffassung  von  Koalitionsfreiheit  gegenüber 
dem  geltenden  Gesetze  und  gegenüber  der  Kulturaufgabe  des 
Koalitionsrechtes  hinzuweisen. 

Der  § 152  der  Gewerbeordnung  ist  bekanntlich  auf  Beschlüsse 
des  Reichstages  des  norddeutschen  Bundes  über  den  im  Jahre  1867 
von  den  Abgeordneten  Schulze-Delitzsch  und  Becker-Dortmund 
eingebrachten  Gesetzentwurf  betreffend  die  Koalitionsfreiheit  der 
Arbeiter  und  ein  Lasker’sches  Amendement  hiezu  zurückzuführen. 
§i  dieses  Schulze-Becker'schen  Antrages  lautete;  »Alle  Verbote 
und  Strafbestimmungen  gegen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  sämt- 
licher Gewerbszweige , einschliesslich  der  Landwirtschaft , des 
Berg-  und  Hüttenbetriebes,  der  Stromschiffahrt,  des  Gesinde-  und 
Tagelohndienstes,  wegen  Verabredungen  und  Vereinigungen  zum 
Behufe  der  Erlangung  günstiger  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen, 
insbesondere  mittelst  Einstellung  der  Arbeit  oder  Entlassung  der 
Arbeiter,  werden  aufgehoben  ').« 

Der  jetzige  Absatz  i des  § 152  unterscheidet  sich  von  dem 
vorstehenden  ij  1 des  Schulze-Beckerschen  Gesetzentwurfes  nur 
durch  die  Beschränkung  auf  die  gewerblichen  Un- 
ternehmer und  Arbeiter ; diese  Beschränkung  hat  man  bei  der 
Beratung  der  Gewerbeordnung  — entsprechend  einem  Antrag  des 
Abgeordneten  Dr.  Friedenthal  — beschlossen,  weil  die  Gewerbe- 
ordnung nur  mit  gewerblichen  Verhältnis.sen  sich  befassen  sollte*). 
— Bei  der  Beratung  über  den  erwähnten  Koalitionsge-setzentwurf 
erklärleder  Antragsteller  Becker  denselben  bestimmt  zum  »Ausbau 

1)  Drucksache  14  in  <!en  stenographischen  Berichten  über  die  Verhandlungen  des 
norddeutschen  Bundes,  l.  Legislaturperiode  1867,  I.  Session  II.  Band  S.  51;  1.  Band 
S.  68. 

2)  Stenographische  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichstages  des  nord- 
deutschen Rundes.  I.  I»egislaturf)erir>de,  Session  1868  Band  II.  S.  124.  126;  ßd.  I. 
S.  545;  1.  LegisIaturi)eriode,  Session  1869  Bd.  UI,  S.  106.  736,  B4I.  II.  S.  777,  1115. 

30* 


Digitized  by  Google 


466 


Lo  ewenf tld. 


der  Verfassungt ; der  Antragsteller  Schulze-Delitzsch  bemerkte 
bezüglich  des  »Rechtsstandpunktes«  seines  Gesetzvorschlages:  es 
werde  hicmit  ein  Natur-  und  Grundrecht  anerkannt,  mit 
welchem  der  Staat  nicht  brechen  könne,  ohne  mit  seiner  eigenen 
Existenzfahigkeit  zu  brechen.  Waldeck  bezeichnete  die  Koalitions- 
freiheit als  »die  ganz  gewöhnliche  Freiheit  des  Menschen , die 
Freiheit  des  Bürgers,  welche  die  Verfassung  garantiert«,  und 
welche  auch  dem  Arbeiter  zu  Teil  werden  müsse ; es  bedürfe 
nicht  der  Citierung  der  aufzuhebenden  der  Koalitionsfreiheit  der 
Arbeiter  entgegenstehenden  Gesetze;  »wir  drücken  uns  im  allge- 
meinen so  aus,  dass  alle  dergleichen  Gesetze,  welche  diese  Ko- 
alitionen verbieten  und  für  eine  an  sich  erlaubte  Handlung 
eine  Strafe  feststellen,  aufgehoben  sind  nach  der  Publikation  die- 
ses Gesetzes«.  Auch  von  konservativer  Seite  (Wagener)  wurde 
bei  der  Beratung  des  Koalitionsgesetzentwurfes  anerkannt,  es  sei 
»völlig  unzulässig,  nachdem  man  das  Vereinsrecht  in  grösster  Aus- 
dehnung bewilligt  hat,  verfassungsmässig  es  bewilligt  hat,  dem  Ar 
beiterstandc  denjenigen  Teil  diesesVereinsrechtes 
vorenthalten  zu  wollen,  der  allein  für  ihn  ein  wertvoller  ist«  ')- 

Energischer  und  klarer  konnte  kaum  gesagt  werden,  was  die 
Koalitionsfreiheit  der  Arbeiter  sein  und  was  deren  Anerkennung 
bedeuten  sollte ; was  die  Koalitionsfreiheit  sein  sollte ; ein  ver- 
fassungsmässiges Recht;  was  ihre  Anerkennung  bedeuten  sollte: 
Beseitigung,  nicht  Einführung,  einer  Rechtsungleichheit  der  Ar- 
beiter. 

§ 152,  Absatz  2 der  Gewerbeordnung  stimmt  wörtlich  über- 
ein mit  dem  Antrag  Laskers  , wonach  i;  l des  Schulze-Becker - 
sehen  Gesetzentwurfes  folgenden  Zusatz  erhalten  sollte;  »Jedem 
Teilnehmer  steht  der  Rücktritt  von  solchen  Vereinigungen  und 
Verabredungen  frei,  und  es  findet  aus  letzteren  weder  Klage  noch 
Einrede  statt.« 

Dieser  Verbesserungsantrag  Lasker’s  sollte  nach  des  letzte- 
ren Erklärung  zur  Sicherung  der  Koalitionsfreiheit  dienen  und 
verhindern,  dass  sie  ihren  Charakter  als  Freiheit  verliere,  indem 
»in  einer  Stunde  der  Ifrrcgung  die  Arbeitnehmer  oder  die  Arbeit- 
geber sich  bei  sehr  schweren  Strafen  verpflichten,  nicht  von  ihren 
Vereinigungen  zurückzutreten«.  Solche  Verpflichtungen  würden 

I)  Stenographische  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichstages  des  nord- 
deutschen Bundes,  I Legislaturperiode,  I.  Session  1867,  I.  Band  SS.  390  391.  401 
406  407  flf. 
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zwar  »als  gegen  die  menschliche  Freiheit  gehend  nach  den  all- 
gemeinen Regeln  des  Zivilrechts  ungültig  seine,  aber  es  sei  doch 
zweckmässig,  ausdrücklich  auszusprechen,  »dass  solche  Ver- 
abredungen und  Verträge  zivilrechtlich  unverbindlich  und  nicht 
einklagbar  sein  sollen  € '). 

War  man  aber  schon  bei  Anerkennung  der  Koalitionsfreiheit 
der  Arbeiter  der  Ueberzeugung,  dass  man  hiemit  den  Arbeitern 
nur  ein  ihnen  gebührendes  Recht  gewähre,  so  befestigt  sich  heute 
immer  mehr  die  Ansicht,  dass  dieses  Recht  im  Dienste  einer 
gewaltigen  Kulturaufgabe  steht.  Wir  haben  bei  der  Erörterung 
der  Elemente  der  Arbeitsverträge  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Vertragsfreiheit  des  isolierten  Arbeiters,  welche  das  geltende 
Recht  voraussetzt,  gegenüber  den  wirklichen  Machtverhältnissen 
eine  Fiktion  ist.  Diese  Thatsache  wird  heute  allgemein,  selbst  von 
cinseitigenVertretern  der  Unternehmerinteressen,  zugestanden.  Auch 
in  den  Motiven  des  Entwurfs  der  Novelle  zur  Gewerbeordnung 
wird  ausgesprochen,  »dass  der  einzelne  Arbeiter,  welcher  Be- 
schäftigung sucht,  in  der  Regel  keine  Wahl  hat,  ob  er  sich  den 
in  der  Arbeitsordnung  vom  Arbeitgeber  festgesetzten  Bedingungen 
unterwerfen  will  oder  nicht,  dass  ihm  also  beim  Vertragsabschluss 
jede  Einwirkung  auf  die  einzelnen  Bedingungen  des 
Arbeits  Vertrages  entzogen  ist«’).  Die  unmittelbare  Folge 
hievon  aber  ist,  dass  es,  »wo  die  Arbeiter  vereinzelt  auftreten,  der 
Arbeitskä  ufer  ist,  der  das  Mass  der  Kultur  bestimmt,  an  dem 
die  Arbeiter  Anteil  haben«,  »das  Mass,  in  dem  sie  wirklich  Mensch 
sein  können«,  dass  sie  selbst  »einflusslos  sind  auf  dieses  Ma.ss 
in  Gegenwart  sowohl  als  in  Zukunft« , und  dass  nur  »Elend  und 
Tod  den  niedrigsten  Anteil  bestimmen,  den  sie  an  der  Zivili.sation 
und  ihren  Fortschritten  erlangen«  ’).  Auch  wenn  der  vom  Ar- 
beitskäufer bestimmte  Anteil  des  Arbeiters  an  der  Kultur  regel- 
mässig ein  grösserer,  ja  immer  ein  genügender  wäre,  würde  dieser 
Zustand  mit  den  Grundsätzen  der  modernen  Zivilisation  nicht 
vereinbar  sein , da  er  immer  noch  eine  thatsächliche  Sklaverei 
der  grossen  Massen  bedeuten  würde , und  diese  könnte  auch 
schon  deswegen  von  einem  seiner  E.xistenzbedingungen  sich  be- 


1)  Drucksache  Nr.  97  in  den  stenographischen  Berichten  Uber  die  Verhandlungen 
des  Reichstages  des  norddeutschen  Bundes  1S67,  l.cgislaturj>eriode  I,  Session  I,  11-  Bd, 
S.  162  ; Rede  I.a.sker's  ib.  Band  i.  S.  395. 

2)  Motive  S.  44. 

3)  Brentano,  Das  Arbeitsverhaltnis  gemäss  dem  heutigen  Recht  S.  211.  212. 
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wussten  Staat  nicht  geduldet  werden,  da  sie  — wie  nicht  bloss 
antike  Beispiele  zur  Genüge  lehren  — die  Freiheit  und  damit 
die  Existenz  des  Staates  selbst  bedroht.  Es  ist  aber  auch 
zweifellos  und  bedarf  heute  keines  Beweises  mehr,  dass  den  Ar- 
beitern >das  Mass,  in  dem  sie  Mensch  sein  können  t,  in  unzähligen 
Fällen  in  ungenügender  Weise  zugemessen  wird.  Die  Verant- 
wortung hiefür  können  wir  weder  den  Einzelnen  — Arbeitern 
oder  Unternehmern  — als  solchen  zuschrciben,  noch  auch  auf 
angeblich  >natürlichc»  ewige  und  eherne  Gesetze  des  Verkehrs 
abwälzen.  Welche  Bewandtnis  cs  mit  diesen  »natürlichen«  Ge- 
setzen hat,  das  ist  durch  die  Erfahrungen  der  Arbeiterschutzge- 
setzgebung aller  Länder  bereits  dargethan.  Wo  immer  die  Staats- 
gesetzgebung als  wirklicher  rocher  de  bronzc  Platz  für  sich  begehn 
hat  im  industriellen  Verkehr,  zeigten  .sich  die  »Naturgesetze«  dieses 
Verkehrs  als  nachgiebig. 

Indessen  die  Einmischung  des  Staats  in  den  materiellen  Ge- 
halt der  Verträge,  welche  Adolph  Wagner  neuerdings  als  den 
richtigen  Weg  andeutet,  »um  aus  dem  heutigen  förmlichen  System 
der  Ausbeutung  der  schwächeren  und  unerfahreneren  Elemente 
im  Konkurrenzkampf  wieder  mehr  herauszukommen«  ‘)  ist  in  ab- 
sehbarer Zeit  nicht  zu  erwarten.  — Wie  wir  oben  dargelegt,  hat 
die  neue  deutsche  positive  Sozialgesetzgebung  im  vorliegenden 
Entwurf  der  Novelle  zur  Gewerbeordnung  die  entscheidenden 
Elemente  des  Arbeitsverhältnisses  aller  erwachsenen  männlichen 
Arbeiter  und  damit  die  Existenzgrundlagen  der  grossen  Massen 
aus  dem  Bereich  der  staatlichen  Intervention  ausgewiesen.  Welches 
Mittel  kann  dann  heute  und  in  Zukunft  noch  verhindern,  »dass 
der  Arbeiter  als  ein  gemeines  Werkzeug  ausgebeutet  wird,  ohne 
Rücksicht  auf  seine  Menschenwürde,  seine  Sittlichkeit  und  seinen 
häuslichen  Herd«.'“*)  Kein  anderes  als  die  Koalition  der  Arbeiter. 
»Gäbe  es  bei  Fortbestehen  der  heutigen  gesellschaftlichen  und 
staatlichen  Ordnung«  , sagt  Brentano  in  dem  mehrerwähnten 
Werk’),  »keine  Möglichkeit,  das  Mass,  in  dem  die  Arbeiter  an 
der  Kultur  Anteil  nehmen,  von  ihnen  selbst  abhängigzu 
machen,  so  wäre  heute,  wo  die  Arbeiter  von  ihrer  Gleichbe- 
rechtigung zur  Teilnahme  an  den  Fortschritten  der  Zivilisation  j 

1)  Neue  preussbehe  Zeitung  vom  8.  Juli  1890,  N.  312,  Abendausgabe. 

2)  Schreiben  des  Papstes  I>eo  XIII  an  den  deutschen  Kaiser  Wilhelm  II.  ÜJ  d« 

vProtokolten  der  internationalen  Arbeiterschutzkonferenze  S.  39.  s 

3)  L c.  S.  212. 
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durchdrungen  sind  und  nach  Verwirklichung  ihres  Rechtes  drängen, 
der  Fortbestand  der  heutigen  Gesellschaftsordnung  ernstlich  ge- 
fährdet«. Wir  unsererseits  aber  hielten  die  Zivilisation  selbst 
für  gefährdet,  wenn  die  Arbeiter  und  mit  ihnen  die  grosse  Mehrheit 
bei  allen  Kulturvölkern  schon  so  tief  gesunken  wären,  um  jenen 
Drang  zur  Anteilnahme  an  menschlicher  Kultur  nicht  mehr  zu 
fühlen.  Darum  erachten  wir  es  nicht  als  genügend,  wenn  unlängst 
Schäffle  seine  Forderung  nationaler  und  internationaler  Organi- 
sation der  Arbeiter  mit  dem  Interesse  des  sozialen  Friedens 
begründete,  indem  er  von  der  geordneten  nationalen  und  inter- 
nationalen Begegnung  der  Arbeiter-  und  Unternehmerverbände 
das  Werk  der  Versöhnung  erwartet.  Unseres  Erachtens  ist  hiemit 
zwar  ein  wichtiger,  aber  doch  nur  sekundärer  Teil  der  Kultur- 
aufgabe der  Arbeitervereinigung  getroffen.  Das  subjektive  Ver- 
halten der  als  Parteien  des  Arbeitsverhältnisses  sich  gegenüber 
tretenden  Klassen  ist  in  der  Hauptsache  nur  Wirkung  objektiver 
Ursachen.  Diese  letzteren  aber,  in  welchen  die  eigentliche  Ge- 
fahr für  die  Kultur  zu  erblicken  ist,  werden  durch  Beruhigung 
der  Gemüter  nicht  beseitigt.  Im  Gegenteil.  Wenn  heute  — ohne 
Veränderung  der  thatsächlichen  Verhältnisse  — diese  Beruhigung 
durch  einen  Zauberspruch  zu  gebieten  wäre,  wenn  heute  nicht 
bloss  der  ganzen  deutschen,  sondern  auch  der  ganzen  europäi- 
schen und  amerikanischen  Arbeiter  weit  die  ganze  hoffnungslose 
Ergebung  und  Geduld  schlesischer  Weber  und  fränkischer  Korb- 
flechter verliehen  werden  könnte,  wenn  auch  der  schwerste  Druck 
keinen  Gegendruck  mehr  fände , wenn  überall  die  Arbeiter  kein 
anderes  Streben  als  nach  dem  Patronat  der  Unternehmer  mehr 
hätten:  dann  wäre  die  Ruhe  hergestellt,  aber  die  Sache  mensch- 
licher Zivilisation  stünde  um  so  schlechter.  Dem  aufmerksamen 
Arzt  ist  das  Stillewerden  des  Patienten  oft  ein  bedenklicheres 
Symptom  als  das  laute  Klagen  und  die  Unruhe  desselben.  Und 
wie  der  Arzt  die  Krankheit  bekämpft,  indem  er  dem  Patienten 
Stärkung  verschafft,  so  gibt  es  für  die  der  Schwäche,  der  Hilf- 
und  Haltlosigkeit  des  vereinzelten  Arbeiters  entstammende  soziale 
Krankheit  kein  anderes  und  besseres  Heilmittel  als  die  Aufhebung 
der  Ursache,  der  Isoliertheit  des  Arbeiters,  wie  dies  von  Brentano 
treffend  zum  Ausdruck  gebracht  worden  ist  '):  »In  der  That  ist 
für  den  Arbeiter  der  Schutz  mittelst  Koalition  viel  wünschens- 

I)  I.  c.  .S.  215  ft. 
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werter,  wirksamer  und  sachentsprcchender  als  der  durch  Gesetze 
Denn  abgesehen  von  der  grossen  Bedeutung  der  Koalition  für 
die  Erziehung  des  Arbeiters  beschäftigt  sie  sich  nicht  bloss  mit 
oberflächlicher  Beseitigung  von  Symptomen;  sie  geht  auf  den 
Grund  des  Uebels,  und  sucht  dessen  Ursache  zu  heben:  denn 
durch  sie  kommt  der  Arbeiter  in  dieselbe  Lage,  in  der  sich  jeder 
andere  Warenverkäufer  befindet.  Durch  die  Koalition  bekommt 
der  Arbeiter  eine  Kontrolle  über  das  Angebot  seiner  Ware  auf 
dem  Markte;  durch  sic  wird  ihm  möglich,  seine  Ware  mit  Vor- 
behalt anzubieten  und  bei  Feststellung  ihrer  Verkaufsbedingungen 
mitzusprechen;  durch  sie  also  erhält  er  die  Unabhängigkeit  anderer 
Verkäufer,  und  indem  er  durch  sie  die  Freiheit  und  die  Macht 
der  Selbstbestimmung  über  seine  Person  erhält,  wie  sie  jeder 
andere  Verkäufer  besitzt , indem  er  durch  sie  die  Nachteile  der 
Verbindung  seiner  Ware  mit  seiner  Person  aufzuheben  im  Stande 
ist,  wird  durch  sie  seine  Ware  gleichsam  von  ihm  getrennt  und 
dadurch  erst  zu  einer  Ware  wie  andere.  Erst  durch  die  Koalition 
also  wird  die  Arbeit  zur  eigentlichen  Ware  und  der  Arbeiter  zum 
eigentlichen  Warenverkäufer.  Wo  immer  er  des  Schutzes  bedart’, 
kann  er  sich  ihn  nun  sofort  nach  Bedürfnis  verschaffen«.  Soll  in- 
dessen die  Arbeitervereinigung  dieses  Ziel  erreichen,  so  ist  es  unum- 
gänglich, dass  die  nationale  zur  internationalen  Verbindung  sich  erwei- 
tert. »Internationale  Verbindungen  im  Bereiche  der  volkswirtschaft- 
lichen Sozialrcform«,  sagt  SchäfTle  in  der  erwähnten  Abhandlung  '), 
»sind  an  sich  selbst  noch  keine  ungesunde  und  gefährliche  Erschei- 
nung«. »Sie  ents[)rcchen  der  That.sache,  dass  die  National-Wirt- 
schaften  sich  immer  mehr  zur  W^eltwirtschaft  ergänzen  und  in  dieser 
von  einander  abhängen,  dass  sie  durch  einander  konkurrenzmässig 
bedingt  sind.  Auf  dieser  Voraussetzung  beruht  die  Berechtigung 
international  gleichmässigen  Arbeitsschutzrechtes,  darauf  die  Be- 
rechtigung des  Versuches  der  Berliner  Konferenz,  darauf  aber 
auch  die  Berechtigung  der  Einwirkung  aller  nationalen  Arbeiter- 
und Arbeitgeber-Verbände  auf  eine  international  glcichmässige 
Sozial-  und  Wirtschaft-spolitik  überhaupt.  Ja  diese  Verbände  wären 
praktisch  die  eigentlichen  Träger  für  ein  international  gleich- 
mässiges  Arbeitsrecht ; sie  haben  die  Macht , dasselbe  überall 
moralisch  zu  erzwingen  und  die  glcichmässige  Handhabung  zu 
überwachen,  während  internationale  .staatliche  Exekutivorganc  — 
wären  diese  so  bescheiden  wie  eine  Kommission  oder  Konferenz 
l)  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staalswissenschaft,  46.  Jahrgang,  II.  Heft,  S.  2S4 
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in  Bern  — in  aktionsfahiger  Gestaltung  wenn  je  so  doch  bald 
nicht  aufzutreiben  sein  werden«. 

Es  wäre  in  der  That  dringend  wünschenswert,  dass  auch  die 
Unternehmer  sich  nicht  bloss  national,  sondern  auch  international 
vereinigen,  und  zwar  nicht  nur  nach  Gruppen,  sondern  in  allum- 
fassender Organisation.  Dann  würde  sich  denselben  vielleicht 
die  Ueberzeugung  aufdrängen,  dass  die  »k  o n ku  r r enzm  ä ss  i ge 
Bedingtheit«  der  vereinzelten  Industrien  vom  Standpunkte  einer 
geordneten  Weltwirtschaft  nicht  notwendig,  dass  der  Krieg  um  den 
Absatz  entweder  überhaupt  nicht  geführt  werden  muss  oder  doch 
nicht  mit  den  kulturfeindlichen  Waffen  der  gegenseitigen  Aus- 
hungerung der  Arbeiter  und  der  Konsumvernichtung ; dass  die 
Produktion  gedeihen  kann,  ohne  dass  die  Massen  rechtlich  freier 
Menschen  thatsächlich  unter  das  Niveau  von  Sklaven  herabge- 
drückt werden ; dass  es  jedenfalls  sich  des  Versuches  verlohnt, 
ob  man  nicht  das  Menschenmaterial  der  Produktion  mindestens 
nach  ähnlichen  Grundsätzen  behandeln  könnte,  wie  die  tote  den 
Warenstoff  liefernde  Natur,  mit  welcher  Raubwirtschaft  zu 
treiben  als  unwirtschaftlich  gilt,  und  welche  tausendfältige  Frucht 
trägt,  je  schonsamer  man  sie  pflegt,  je  mehr  man  ihr  die  Kraft 
zurückerstattet,  die  man  ihr  entnimmt.  Es  ist  nicht  anzunehmen 
dass  diese  Ansicht  jemals  oder  doch  in  absehbarer  Zeit  zum 
Siege  gelangen  wird  ohne  die  von  Schäffle  geforderte  Begegnung 
der  Organisation  der  Arbeiter  mit  jener  der  Unternehmer.  Wo 
immer  die  letztere  bisher  allein  war,  da  hatte  sie  ganz  andere 
Ziele,  als  den  Genuss  der  Güter  der  Kultur  zu  verallgemeinern. 

Nach  dem  Vorerörterten  darf  gesagt  werden,  dass  die  Koa- 
lition der  Arbeiter  eine  der  Waffen  ist,  die  für  die  Zivilisation  der 
Menschheit  geführt  werden.  Diese  Waffe  hat  das  deutsche  Gesetz 
den  Arbeitern  in  die  Hand  gegeben.  Gegenwärtig  aber  sucht  ein 
Teil  der  deutschen  Unternehmer  sie  ihnen  thatsächlich  zu 
entwinden.  Die  Unternehmer  erfreuten  sich  und  erfreuen  sich 
hiebei  der  thatkräftigen  Hilfe  — der  Polizei.  Dass  die  letztere  je- 
mals auch  nur  in  einem  einzigen  Fall  gegen  Unternehnierverbände 
wegen  nationalen  oder  internationalen  Zusammenhanges  und  wegen 
versuchter  Einwirkung  auf  die  Gesetzgebung  vorgegangen  wäre, 
davon  hat  noch  niemand  gehört.  Dagegen  genügte  bekanntlich 
bisher  jede  in  Arbeitervereinen  erfolgende  prinzipielle  Erörterung 
der  Verhältnisse,  jede  Beratung  einer  Petition  an  den  Reichstag, 
um  die  Arbeiterorganisationen  als  »politische  Vereine«  zu  erklären 
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und  wegen  verbotenen  Zusammenhangs  aufzulösen.  Der  Entwurf 
der  Novelle  zur  Gewerbeordnung  aber,  der  Novelle,  welche  das 
Arbeiterschutzrecht  vervollkommnen  und  so  eine  positive  Sozial- 
politik verwirklichen  will,  verrichtet  dasselbe  Werk  der  Vernich- 
tung der  Koalitionsfreiheit  der  Arbeiter  auf  dem  Wege  angeb- 
licher Beschützung  dieserFreiheit. 

Der  Rechtsschutz  der  Koalitionsfreiheit  war  in  derThat  bisher  ein 
ungenügender.  Dafür  zwar,  dass  diese  Freiheit  für  die  Teilnehmer 
an  Koalitionen  nicht  zum  Zwange  werde,  und  dafür,  dass  die 
Freiheit  der  Koalition  nicht  zum  Zwang  zur  Koalition  sich 
stalte,  hat  die  Gewerbeordnung  infolge  der  Anträge  Laskers  aus- 
reichend gesorgt : Jedem  Teilnehmer  an  Koalitionen  steht  jeden 
Augenblick  der  Rücktritt  frei ; es  findet  weder  Klage  noch  Einrede 
daraus  statt  (§  152  Abs.  2);  und  wer  sich  beigehen  lässt,  den 
Rücktritt  eines  Mitglieds  einer  Koalition  zu  verhindern  oder  den 
Beitritt  zu  solcher  durch  Zwang  herbeizuführen,  der  wird  nicht 
nur  nach  den  Normen  des  Strafgesetzbuchs  bestraft ; die  Gcwerb^ 
Ordnung  hat  für  solches  Unternehmen  auch  wenn  es  beim  blossen 
Versuch  bliebe,  und  auch,  wenn  es  nicht  nach  allgemeinen 
Strafrechtsnormen  fassbar  ist , Strafen  vorgesehen  die  man  woh! 
als  genügend  erachten  könnte : Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten 
(§  >53)  ')•  Dagegen  war  und  ist  die  zwangsweise  Verhinderung 
der  Ausübung  der  Koalitionsfreiheit  vollkommen 
straflos,  sofern  nicht  die  That  schon  nach  dem  Strafgesetzbuch 
als  Delikt  sich  darstcllte,  in  welchem  Fall  natürlich  die  Richtung 
des  Deliktes  gegen  die  Koalitionsfreiheit  keinen  Strafaufhebungs- 
grund bildet.  Infolge  dessen  können  verschiedene  Unternehmer- 
verbände  zur  Zeit  einen  offenen  Krieg  gegen  die  Koalitions- 
freiheit der  Arbeiter  und  damit  gegen  das  Gesetz  in  Szene  setzet 
und  zwar  mit  rechtswidrigen  Mitteln,  ohne  dass  das  Gesetz 
eine  Handhabe  gegen  solche  Verhöhnung  seiner  Normen  bietet 
In  Hamburg  hat  eine  Reihe  von  Unternehmcrvercinigungen  unter- 
nommen, den  Arbeitern  die  V c rtr  a gs  bc  dingu  n g des  Austiitts  > 
aus  den  Fachvereinen  aufzuerlegen.  Dass  solche  Vertragsbestim- 
mungen gegen  die  guten  Sitten  verstossen  und  als  unsitt- 
lich nichtig  sind,  bedarf  keines  Beweises.  Das  verhindert  aber 
nicht,  dass  dieses  verwerfliche  Treiben  thatsächlich  Erfolg  hat 

l)  Auch  im  englischen  »Conspiracy  and  Hmtection  of  Property  Act«  »oo  rf'i 
ist  für  dos  entsi>rechende  Delikt  keine  höhere  .Strafe  vorgesehen.  Vgl.  RegiiuH 
N.  Ncvilic,  the  Law  about  Strikes.  London,  by  Will.  Clowes  & Sons.  1890.  pS 
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Wir  lesen,  dass  der  Zwang,  welcher  in  Hamburg  von  den 
Unternehmern  geübt  ward,  auch  ausserhalb  Hamburgs  vielfache 
Nachahmung  findet  und  dass  hiebei  nicht  bloss  Fabrikanten, 
sondern  auch  Handwerksmeister  sich  beteiligen;  so  Metzger- 
mcistcr,  Töpfer,  Klempner,  Dachdeckermeister  u.  s.  w.  Man  darf 
wohl  sagen,  dass  ein  solcher  Fall  weitester  Verbreitung  offen 
rechtswidrigen  Verhaltens  und  brutaler  V'ergewaltigung  des  Rechts 
in  Deutschland  bisher  ohne  Beispiel  war.  Und  dagegen  bietet  nicht 
bloss  das  bisherige  Recht  absolut  keinen  Schutz  — denn  die  blosse 
rechtliche  Nichtigkeit  des  Verhaltens  hebt  die  thatsächlichen  Wir- 
kungen nicht  auf  — sondern  ebensowenig  der  Entwurf  der  Novelle 
zur  Gewerbeordnung.  Um  so  aufTälligcr  gegenüber  dieser  vollkom- 
menen Gleichgültigkeit  des  bisherigen  und  des  neu  projektierten 
Rechts  gegenüber  der  Vergewaltigung  der  Koalitionsfrei- 
heit auf  deren  eigenstem  Gebiete  sind  die  wahrhaft  drakoni- 
schen Massnahmen,  welche  der  Entwurf  der  Novelle  für  erforderlich 
hält  gegen  das  entfernteste  Unternehmen  des  Zwangs  zur  Koalition. 

Der  § 153  der  Gewerbeordnung  enthält  nach  Artikel  IV, 
Ziffer  12  des  Entwurfs  der  Novelle  folgende  Fassung;  »Wer  es 
unternimmt,  durch  Anwendung  körperlichen  Zwanges,  durch 
Drohungen , durch  Ehrverletzungen  oder  durch  Verrufserklärung 
I.  Arbeiter  oder  Arbeitgeber  zur  Teilnahme  an  Verabredungen 
der  in  S 152  bezeichneten  Art  zu  bestimmen  oder  am  Rücktritt 
von  solchen  Verabredungen  zu  hindern,  2.  Arbeiter  zur  Ein.stellung 
der  Arbeit  zu  bestimmen  oder  an  der  h'ortselzung  oder  Annahme 
der  Arbeit  zu  hindern,  3.  Arbeitgeber  zur  Entlassung  von  Arbei- 
tern zu  bestimmen  oder  an  der  Annahme  von  Arbeitern  zu  hin- 
dern, wird  mit  Gefängnis  nieht  unter  einem  Monat  bestraft.  Ist 
die  Handlung  gewohnheitsmässig  begangen , so  tritt  Gefängnis 
nicht  unter  einem  Jahre  ein.  Die  gleichen  Strafvorschriften  finden 
auf  denjenigen  Anwendung,  welcher  Arbeiter  zur  widerrechtlichen 
Einstellung  der  Arbeit  oder  Arbeitgeber  zur  widerrechtlichen  Ent- 
lassung von  Arbeitern  öffentlich  aufTordert.« 

Man  wird  zunächst  bemerken,  dass  derjenige,  welcher  »es 
unternimmt,  durch  Anwendung  körperlichen  Zwangs,  durch  Droh- 
ungen, durch  Ehrverletzungen  oder  durch  Verrufserklärung«  Ar- 
beiter an  der  Teilnahme  an  Verabredungen  der  in  § 152  be- 
zcichneten  Art  zu  hindern,  nach  diesem  Gesetze  nicht  gestraft 
wird,  auch  wenn  er  dies  »gewohnheitsmässig«  thut!  Hier  be- 
gnügt man  sich  mit  dem  gemeinen  Strafrecht,  das  zum  Beispiel 


Digitized  by  Google 


474 


Loewenfeld, 


wegen  der  Verhinderung  der  Teilnahme  an  Koalitionen  im  Wege 
der  » Drohung  € oder  der  » Verrufserklärung  < keine  Strafe  kennt. 
Dieser  Zwang,  welcher  sich  direkt  gegen  die  Koalitionsfreiheit 
richtet,  bleibt  also  völlig  straflos  und  ungehindert. 

Man  vergleiche  nun  mit  diesem  Verhalten  des  Gesetzentwurfes 
gegenüber  der  zwangsweisen  Verhinderung  von  Koalitionen 
die  Bestimmungen  des  Entwurfs  über  den  Zwang  zur  Koalition! 

F'ür  den  Geist  des  Entwurfs  i.st  es  zunächst  bezeichnend,  dass 
an  Stelle  der  bisherigen  Bestrafung  des  vollendeten  oder  ver- 
suchten Zwangs  nunmehr  das  >Unternehmen«  des  Zwangs  ge- 
straft wird.  »Wer  cs  unternimmt«  u.  s.  w.  Der  Begriff  des 
«Unternehmens«  kommt  im  deutschen  Strafgesetzbuch  bisher  bei 
verschiedenen  Verbrechens-  und  Vcrgehensfällen  *)  und  zwar  in 
verschiedenem  Sinne  vor,  was  übrigens  den  Gegenstand  einer 
der  Kontroversen  bildet,  zu  welchen  die  Vagheit  des  Unterneh- 
mensbegritfes  Anlass  gegeben  hat.  Es  kann  vom  juristisch-tech- 
nischen Standpunkt  die  Ersetzung  des  »Versuchs«  und  der  »Voll- 
endung« durch  das  »Unternehmen«  nicht  als  glücklich  bezeichnet 
werden.  Es  ist  dies  aber  nebensächlich,  gegenüber  der  sonstigen 
Aenderung  des  Thatbestandes  des  § 153.  ln  die  Augen  fallt  zu- 
nächst, dass  § 153  nach  der  Novelle  nicht  mehr  bloss  den  Zwang 
zur  Koalition  bedroht,  sofern  auf  Koalitionen  der  Grundsatz 
tres  faciunt  collegium  angewendet  wird.  »Jetzt  soll  schon  der- 
jenige der  Strafe  unterliegen,  welcher  überhaupt  einen  Arbeiter 
zur  Einstellung  der  Arbeit  zu  bestimmen,  oder  an  der  Fortsetzung 
oder  Annahme  der  Arbeit  zu  hindern  sucht«  ’),  ohne  dass  die 
Arbeitseinstellung  selbst  unerlaubt  wäre;  wenn  letzteres  der  Fall, 
so  soll  die  öffentliche  Aufforderung  zu  solcher  Arbeitseinstellung 
ohne  Zwangsübung  strafbar  sein. 

Von  den  Mitteln  des  Zwangs  zur  Teilnahme  an  einer 
Koalition,  welche  § 153  nennt,  ist  »der  körperliche  Zwang« 
dann  schon  nach  dem  Strafgesetzbuch  strafbar , wenn  derselbe 
identisch  wäre  mit  der  in  i?  240  St.G.B.  genannten  »Gewalt«: 
»Wer  einen  Anderen  widerrechtlich  durch  Gewalt  oder  durch 
Bedrohung  mit  einem  Verbrechen  oder  Vergehen  zu  einer  Hand- 
lung, Duldung  oder  Unterlassung  nötigt,  wird  mit  Gefängnis  bis 

0 §§  81,  82  (1  loch-  und  I »andesverraO,  102  (feindliche  H.andluogen  gegen  befreundete 
Staaten),  105  (.Sj»rcngungen  gesetzgebender  Versammlungen),  114  (Widerstand  gegen 
die  Staatsgewalt),  159  (Verleitung  zum  Meineid),  357  (Verleitung  zum  AnHsverbrcchenL 

2)  Rede  des  Abgeordneten  Schräder  in  den  stenographischen  Berichten  über  dx 
Verhandlungen  des  deutschen  Reichstags,  Session  1890,  Bd.  1,  S.  127. 
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zu  I Jahre  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  600  M.  bestraft. « Wer  mit 
>Gewalt«  einen  Andern  zum  Beitritt  oder  zum  Verbleiben  bei 
einer  gewerblichen  Koalition  nötigt,  wird  mit  Gefängnis  nicht 
unter  einem  Monat  und  bis  zu  5 Jahren  bestraft. 

Bezüglich  der  «Drohung«  als  Mittel  des  Zwangs  zur  Koalition 
ergibt  sich  aus  dem  eben  angeführten  i;  240  St.G.B.,  dass  die- 
selbe, sofern  nicht  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  angedroht  wird, 
straflos  ist.  Dasselbe  gilt  von  der  «Verrufserklärung«.  Die  Straf- 
barkeit der  «Ehrverletzung«  nach  dem  St.G.B.  ist  zweifelhaft.  Sie 
wäre  zweifellos,  wenn  unter  Ehrverletzung  nur  die  «Beleidigung« 
verstanden  wäre,  welche  in  §tj  185  ff.  des  St.G.B.  unter  Strafe 
gestellt  ist.  Die  Motive  zu  § 153  sagen  darüber  nichts;  die  Iden- 
tität der  «Ehrverletzung«  und  der  «Beleidigung«  ist  aber  nicht  an- 
zunehmen, schon  um  deswillen  nicht,  weil  nicht  abzusehen  wäre, 
warum  der  Entwurf,  falls  er  nur  die  «Beleidigung«  treffen  will, 
nicht  auch  einfach  von  «Beleidigung«  spricht.  Die  «Ehrverletzung« 
ist  ein  umfassenderer  Begriff,  als  derjenige  der  Beleidigung  und 
es  wird  darunter  insbesondere  auch  die  nicht  strafbare  Belei- 
digung verstanden,  die  Beleidigung,  deren  Inhalt  erweislich  wahr, 
und  die  in  Wahrnehmung  berechtigter  Interessen  begangen  wird, 
welche  sonst  vom  Gesetz  nicht  bedroht , sondern  geschützt  wird, 
da  das  Gesetz  ein  Recht  auf  Wahrheit  anerkennt '). 

Charakteristisch  für  alle  diese  mit  so  strenger  Strafe  verpön- 
ten Mittel  des  Zwanges  zur  Koalition  ist  die  Unbestimmtheit  und 
Elastizität  des  Thatbestandes.  Welcher  weiten  Ausdehnung  i.st 
z.  B.  der  Begriff  der  «Drohung«  fähig!  Unrichtig  ist  aber  die  Be- 
hauptung des  Abgeordneten  Dr.  llartmann,  dass  die.se  Zwangs- 
mittel schon  an  sich  überall  «rechtswidrig«  seien*);  wie  wollte 
man  dies  etwa  bezüglich  der  «Drohung«  begründen,  welche  ein 
Gläubiger  an  .seinen  .Schuldner  ergehen  läs.st,  dass  er  ihn  demnächst 
verklagen  werde?  Sehen  wir  uns  einmal  die  «Ehrverletzung« 
näher  an!  Für  Beleidigung  jeder  Art,  die  einfache  Beschim- 
f)fung , die  üble  Nachrede,  die  Verleumdung  (oder  bewusste 
Behau))tung  unwahrer  Thatsachen)  kennt  das  Strafge.setzbuch 
entweder  überhaupt  kein  anderes  Strafminimum  als  Geldstrafe 
von  I Mark  oder  Freiheitsstrafe  von  i Tag  Gefängnis,  oder  es 

0 Vyl.  hieru  Hamlelsgesctzbuch  Art.  63,  64  Ziffer  5;  Anschülz  und  v.  Völdemdorff, 
Kommentar  zum  allgemeinen  deutschen  HandclsgescUbuch.  Erlangen,  1868.  B.  I.  S.  456. 

2)  Reichstagsdebatte  vom  17.  Mai  1S90 , stenogr.  Berichte  über  die  Verhand- 
lungen des  deutschen  Reichstages  1890,  I.  Bd.  S.  132. 
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lässt  dieses  Strafminimum  (bei  verleumderischer  Beleidigung i im  ! 
Wege  der  mildernden  Umstände  zu.  Der  Entwurf  der  Novelle  | 
kennt  überhaupt  keine  mildernden  Umstände;  und  er  kennt  nur 
ein  Strafminimum  von  i Monat  Gefängnis.  Wer  also  einen  An- 
dern aus  den  gemeinsten  Motiven,  aus  Gewinnsucht,  aus  einfacher 
Bosheit,  aus  Rache,  aus  Brodneid  verleumderisch  beleidigt,  d.  h. 
bewusst  bezüglich  des  Anderen  Thatsachen  behauptet  oder  ver- 
breitet , welche  geeignet  sind , ihn  in  der  öffentlichen  Meinuns;  , 
herabzusetzen,  der  kann  nach  dem  Strafgesetzbuch  immer  noch 
mit  Gefängnis  zu  i Tag  oder  Geldstrafe  zu  i Mark  davonkom-  ! 
men.  Wer  aber  einem  Andern  einfach  ein  gewöhnliches  Schimpf- 
wort in  einem  Augenblick  der  Erregung  an  den  Kopf  wirft,  der 
wird , wenn  er  hiebei  etwa  die  Absicht  hatte , den  anderen  am 
Rücktritt  von  einer  Koalition  zu  hindern,  mit  Gefängnh 
nicht  unter  i Monat  bestraft.  Nun  ist  zwar  das  Versprechen,  bei 
einer  Koalition  zu  bleibim,  zivilrechtlich  nicht  klag-  und  nicht  ver- 
folgbar; es  hat  überhau|)t  vielleicht  keine  zivilrechtliche  Bedeu- 
tung. Aber  es  ist  immer  ein  Versprechen;  es  hat  den  Ver- 
sprechenden zunächst  moralisch  gebunden;  cs  kann  auch  seia 
dass  das  V'ersprechen  Andere  veranlasst  hat,  sich  zu  beteiligea 
dass  diese  durch  den  Rücktritt  des  Betreffenden , falls  derselbe 
etwa  den  Zusammenhalt  gefährdet,  sich  erheblich  ge.schädigt,  io  | 
ihren  Hoffnungen  betrogen,  vielleicht  ihre  Existenz  vernichtet  er- 
achten. Dass  sie  unter  solchen  Umständen,  auch  wenn  es  kein 
Zivilrecht  auf  Beharren  bei  der  Koalition  gibt,  doch  moraliscit 
berechtigt  sind,  dem  Zurücktretenden  Vorwürfe  zu  machen,  da.« 
zum  Beispiel  der  Vorwurf  des  Wortbruches  begründet,  beweis- 
bar und  in  Wahrnehmung  berechtigter  Interessen  gemacht  wird, 
lässt  sich  schwer  bestreiten.  Es  ist  also  keine  Beleidigung  im 
Sinne  des  Strafgesetzbuches,  welche  ein  strafbares  Delikt  darstellt, 
aber  es  i.st  immerhin  eine  »Ehrverletzung*,  und  da  diese  Ehrver- 
letzung geschieht,  um  den  in  seiner  Ehre  (mit  Recht)  Verletzten  I 
bei  der  Koalition  festzuhalten,  so  wird  dies,  was  nach  gemei- 
nem Strafrecht  unsträflich  i.st,  mit  Gefängnis  nicht  unter  einem 
Monat  belegt.  Mit  anderen  Worten:  Die  Absicht,  den  Koalition.^ 
verband  aufrecht  zu  erhalten  gilt , wenn  eine  gewöhnliche  straf- 
bare Beleidigung  gegeben  ist,  als  ein  sehr  erheblicher  Straferschwe 
rungsgrund ; die  Absicht  einen  Koalition.sverband  zu  verhindetr 
oder  zu  vernichten,  gilt,  wo  diese  Absicht  auf  dem  Weg  des  De- 
liktes verfolgt  wird,  nicht  als  straferschwerend.  Aber  die  Absicht 
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einen  KoalitionsverbamJ  aufrecht  zu  erhalten  oder  zu  begründen  gilt, 
wenn  sie  auf  dem  Weg  der  Ehrverletzung,  des  körperlichen  Zwanges, 
der  Verrufserklärung  oder  der  Drohung  verfolgt  wird  , unter  Um- 
ständen nicht  bloss  als  Straferschwerungsgrund,  sondern 
einfach  als  Schuldgrund,  wenn  nämlich  ein  nach  dem  Straf- 
gesetzbuch strafl)arer  Thatbestand  nicht  gegeben  ist,  wie  dies  z.  B.  bei 
Ehrverletzung,  Vernifserklärung  und  Drohung  durchaus  möglich  ist. 

Halten  wir  nun  einen  Augenblick  Umschau  im  Strafgesetzbuch 
ausserhalb  des  speziellen  Beleidigungstitcls , um  zu  erfahren,  wie 
der  Tarif  der  hier  geschützten  Güter  sich  zur  kriminalrechtlichen 
Schätzung  der  Ehre  verhält,  falls  letztere  zum  Zwecke  der  Fest- 
haltung des  Koalitionsverbandes  verletzt  wird.  Wir 
wollen  hi(;bei  des  Schluss.satzes  von  § 153  Absatz  i in  der  Fas- 
sung der  Novelle  gedenken;  »Wenn  die  Handlung  gewohn- 
heits massig  begangen  ist,  so  tritt  Gefängnis  nicht  unter  einem 
Jahre  ein.«  Was  heisst  denn  gewohnheitsmäs.sig?  fragte  der  Ab- 
geordnete Schräder  bei  der  ersten  Beratung  der  Novelle  (17.  Mai 
1890)  ’).  »Heisst  es  schon  »gcwohnheitsmä.ssig«,  wenn  jemand 
z.  B.  während  eines  Streiks  verschiedentlich  durch  Androhung  von 
Verrufserklärung  u.  s.  f.  Arbeiter  zu  bestimmen  versucht,  die  Ar- 
beit einzustellen  oder  nicht  aufzunehmen.^  Oder  muss  man,  um 
»gewohnheitsmässig«  diese  Thaten  zu  begehen.  Jahrelang  sie  be- 
gangen haben?  Es  i.st  das  für  die  Rechtsprechung  eine  schwere 
Frage.«  Diese  Frage  erklärte  der  Abgeordnete  Oberstaatsanwalt 
Dr.  Hartmann  als  unschwierig,  vermochte  sie  aber  doch,  wie  cs 
scheint,  nicht  zu  beantworten.  »Der  Ausdruck  »gewohnheitsmässig« 
.sagte  derselbe,  »ist  bereits  in  unsere  (iesetzgebung  eingeführt.  Sie 
finden  ihn  insbesondere  in  unserem  Strafgesetz,  welches  seit  20  Jahren 
in  Deutschland  gilt.  Wenn  damit  die  Behörden  und  das 
Publikum  bisher  zu  Fach  gekommen  sind,  werden 
sie  auch  mit  dem  »gewohnheitsmässig«  hier  fertig 
werden.  Und  dass  an  sich  diese  gewohnheitsmässigen , diese 
gemeingefährlichen  Hetzer  nicht  mit  Sammthandschuhen  ange- 
griffen werden,  versteht  sich  von  selbst’).« 

Es  wäre  für  die  Rcchtsanwendung  vielleicht  lehrreicher  ge- 
wesen , wenn  Herr  Dr.  Hartmann  die  gestellte  Frage  zu  beant- 
worten versucht  hätte.  Denn  die  von  Schräder  angedeutete  Schwie- 
rigkeit besteht  und  wird  durch  den  Hinweis  auf  das  Vorkommen 

1)  Stenographische  Berichte  1.  c.  »S  127  B. 

2)  »Stenographische  Berichte  l.  c.  S.  132  C. 
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des  Begriffes  des  »Gewohnheitsmässigen*  im  Strafgesetzbuch  nicht 
beseitigt.  Denn  auch  hier  hat  der  fragliche  Begriff  von  Anfang 
an  zu  Schwierigkeiten  geführt. 

Ein  Blick  in  die  kriminalrechtliche  Litteratur  und  insbeson- 
dere in  die  Sammlungen  der  gerichtlichen  Erkenntnisse  zeigt  das 
bunteste  Bild  nicht  nur  bezüglich  der  Meinungen  über  den  Be- 
griff überhaupt,  sondern  auch  über  die  praktische  strafpolitische 
Verwertung  desselben;  und  hervorragende  Lehrer  des  Strafrechtes 
haben  den  ganzen  Begriff  als  vag  und  »schon  aus  diesem  Grunde 
für  das  Gebiet  des  Strafrechts  nicht  besonders  anwendbar«  er- 
klärt'). Aber  die  Unsicherheit  derBegriffe  gehört,  wie  wir  nun  schon 
oft  gesehen  haben,  ganz  allgemein  zu  den  berechtigten  Eigentüm- 
lichkeiten des  strafrechtlichen  Arbeitgeberschutzes  der  No- 
velle, und  nicht  bloss  dieses.  Es  ist,  wie  Mittelstadt  unlängst 
hervorgehoben  hat,  überhaupt  eine  Neigung  der  neueren  Strafgesetr- 
gebung  Deutschlands , »soviel  als  irgend  angeht,  konkrete  Rede- 
wendungen mit  den  denkbar  abstraktesten  Ausdrucksweisen  zu  ver- 
tauschen’)«. Das  erleichtert,  nach  Mittelstädt’s  treffender  Ausführung, 
die  heute  bei  den  Gerichten  verbreitete  und  ausgesprochene  Rich- 
tung »ausdehnender  Gesetzesinterpretation«  in  Strafsachen*). 

Nach  dem  Strafgesetzbuch  ist  die  Majestätsbelcidigung  an 
dem  deutschen  Kaiser  und  an  dem  eigenen  Landesherrn,  auch 
»wenn  .sie  gewohnheitsmässig  begangen  ist«,  nur  mit  dem  Straf- 
minimum von  Gefängnis  oder  Festungshaft  von  2 Monaten  b^ 
droht;  die  Minimalstrafe  der  Beleidigung  eines  souveränen  Bund«- 
fürsten , der  nicht  der  eigene  Landesherr  des  Beleidigers,  ist 
Gefängnis  oder  Festungshaft  von  i Monat.  Die  Beleidigung  gegen 
einen  beim  Reiche  oder  einem  Bunde.sstaate  beglaubigten  Gesand- 
ten ist  mit  Gefängnis  oder  Festungshaft  von  i Tag  an  bedroht, 
überall  gleichviel,  ob  die  Handlung  gewohnheitsmässig  begangen 
wurde  oder  nicht. 

Der  Maurergeselle  also,  welcher  im  Lauf  eines  Strikes  einen 
oder  mehrere  Maurergesellen,  welche  nicht  oder  nicht  mehr  mit- 

1)  Dochow,  Zur  I»ehrc  von  den  gewerbs-  und  gewohnhcilimiässigcn  Verbreeb» 
Jena  1871,  pp.  19,  99.  cf.  die  UUeratur  bei  K,  v.  I.ilienlhal,  Beiträge  zur  Lehre  r'» 
den  KoUektivdelikten  rail  besonderer  Berücksichtigung  des  gewohnheitsmässigen  Ver- 
brechens. Leipzig  1879,  SS.  33,  38  ff. 

2)  Genchtssaal  Bd.  43,  S.  10. 

3)  ^fitte1stndt  1.  c.  «S.  ii  ff.  früher  galt  als  »einer  der  ersten  Grundsätze  richbjrer 
Interpretation;  Strafgesetze  dürfen  nicht  ausdehnend  interpretiert  werdei»«.  MiiiebtiA 
1.  c.  S.  IO. 
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thun  wollen,  etwa  als  gemeine  Kerls  in  der  Erregung  bezeichnet, 
der  muss,  wenn  das  Gericht  hierin  und  in  der  Wiederholung  eine 
üble  Gewohnheit  des  Schimpfenden  erblickt,  da  mildernde 
Umstände  für  dieses  Delikt  unbekannt  sind,  nach  der  Novelle  mit 
Gefängnis  von  mindestens  i Jahre  bestraft  werden.  Wenn 
aber  dieser  Maurergeselle  seine  Majestät  den  deutschen  Kaiser, 
oder  wenn  er  ein  Sachse  sein  sollte , seine  Majestät  den  König 
von  Sachsen  wiederholt  mit  beschimpfenden  Bezeichnungen  zu 
belegen  sich  erkühnen  würde,  so  würde  dieses  Delikt  bei  weitem 
nicht  so  schwer , nämlich  nur  mit  Gefängnis  von  2 Monaten  an 
bestraft  werden  müssen.  Difficile  est  satiram  non  scribere! 

Sieht  man  sich  im  Strafgesetzbuch  weiter  um,  so  gelangt  man  zum 
Ergebnis,  dass  hier  fast  keine  Del i k tsg attun g vo rk  ommt, 
welche  nicht  mit  einer  milderen  Strafe  belegt  werden  könnte, 
als  der  Entwurf  der  Novelle  für  den  Arbeiter  zulässt , der  zum 
Zweck  der  Herbeiführung  oder  Zusammenhaltung  einer  Koalition 
Andere  wiederholt  und  daher  gewohnheitsmässig  beleidigt.  Solche 
mit  milderen  Strafen  belegbare  Delikte  sind  zum  Beispiel:  Meineid, 
(Sä?  157.  >58).  wissentlich  falsche'  Versicherung  an  Eidesstatt  und 
Verleitung  hiezu , falsche  Anschuldigung , Ehebruch  , Incest , un- 
züchtige Handlungen  gegen  Pflegbefohlene  , Vergewaltigung  zur 
Unzucht,  Kuppelei,  Verführung  unbescholtener  Mädchen  zum  Bei- 
schlaf, öffentliches  Aergernis  durch  unzüchtige  Handlungen,  Tot- 
schlag , Abtreibung  der  Leibesfrucht , Aussetzung  von  Kindern 
durch  ihre  Eltern  in  hilfloser  Lage , schwere  Körperverletzung 
Und  Körperverletzung  mittels  einer  Waffe  oder  eines  hinterlistigen 
Ueberfalles,  Entführung  und  andere  Vergehen  wider  die  persön- 
liche Freiheit,  Diebstahl  und  Unterschlagung,  Raub  und  Erpres- 
sung, Hehlerei,  Betrug  und  Untreue,  Urkundenfälschung,  betrüg- 
licher  Bankerutt,  Wucher,  Sachbeschädigung,  Brandstiftung. 

Nun  wird  man  zu  würdigen  wissen,  inwieweit  der  Entwurl 
der  Novelle  dem  »delikaten  Charakter«  der  Strafgesetzgebung, 
welchen  der  früher  (S.386)  erwähnte  Rezensent  des  Gesetzentwurfes 
in  der  Allgemeinen  Zeitung  hervorgehoben  hat , entspricht , und 
man  braucht  dabei  sich  gar  nicht  zu  erinnern  an  Strafdrohungen 
dieses  nämlichen  Entwurfes  gegen  Unternehmer  wegen  Verletz- 
ung der  zum  Schutz  des  Lebens,  der  Gesundheit  und  der 
Sittlichkeit  der  Arbeiter  aufgestellten  Normen  durch 
offenen  und  hartnäckigen,  also  auch  gewolmhcitsmässigcn,  Unge- 

Archiv  fiir  tot.  GeseUigbg  u Suti^ik.  Iti.  3 u 4 
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horsam , für  welches  Delikt  sich  der  Entwurf  der  Novelle,  wie 
das  bisherige  Gesetz  mit  einer  Minimalstrafe  von  i Mark  oder 
I Tag  Haft  vollkommen  zufrieden  gibt  '). 

Der  Reichstagsabgeordnete  Dr.  Hartmann  erklärte  in  der 
Sitzung  des  Reichstages  vom  17.  Mai  1890,  dass  unter  seinen  j>o- 
litischcn  Freunden  »vielfach  Stimmen  laut  geworden,  welche  dafür 
waren , dass  man  über  die  Bestimmungen  des  Gesetzentwurfs 
hinausginge“)«.  Damit  war  selbstverständlich  nicht  die  Be- 
strafung der  Unternehmer  wegen  Verletzung  der  Arbeiterschutz- 
normen gemeint,  sondern  der  »Arbeitgeberschutz«  ist  es,  welcher 
noch  als  ungenügend  erachtet  wird! 

Es  könnte  eingewendet  werden,  die  Strafbestimmungen  des 
§ 153  neuer  Fassung  seien  sehr  hart;  aber  sic  seien  wenigstens 
dieselben  gegen  Arbeiter  und  gegen  Unternehmer;  und  deswegen 
könne  von  einer  Klassengesetzgebung  nicht  die  Rede  sein.  Dieser 
Einwand  ist  schon  um  deswillen  nicht  gerechtfertigt , weil , wie 
wir  oben  gezeigt  haben,  jeder  Zwang,  welcher  zur  Verhinderung 
oder  zum  Zweck  der  Auflösung  von  Koalitionen  geübt  wird,  straf- 
frei nach  dem  Entwurf  bleibt,  beziehungsweise  lediglich  dem  ge- 
meinen Strafgesetz  unterfällt ; jedermann  weiss  aber,  dass  derartige 
Versuche  der  Vergewaltigung  bestehender  Koalitionen  der  Arbeiter 
durch  die  Unternehmer  sehr  häufig  Vorkommen  und  sehr  häufig  bei 
den  bestehenden  Machtverhältnissen  auch  von  Erfolg  begleitet  sind, 
dass  gerade  gegenwärtig  in  ganz  Deutschland  solche  Versuche  im 
grössten  Umfang  und  mit  rechtswidrigen  Mitteln  seitens  der  Unter- 
nehmer angcstellt  werden  und  die  Arbeiter  in  Verteidigung  ihres  ge- 
setzlichen Koalitionsrechtes  heroisch,  aber  bei  der  vollkommenen  ge- 
setzlichen Schutzlosigkeit  voraussichtlich  ohne  Erfolg  dagegen  an- 
kämpfen, so  dass,  wenn  nicht  gesetzliche  Handhaben  gegen  sol- 
ches Treiben  noch  gebeten  werden,  wohl  bald  thatsächlich  von  einer 
Koalitionsfreiheit  der  Arbeiter  nicht  mehr  die  Rede  sein  wird.  — 
Dagegen  hat  man  noch  nichts  davon  gehört,  dass  die  Arbeiter 
gegen  die  Unternehmer  sich  solcher  Vergehen  schuldig  gemacht, 
oder  dass  sie  auch  nur  in  einem  Falle  dabei  einen  Erfolg  erzielt 
hätten.  Wenn  daher  das  Gesetz  die  Vergewaltigung  der  Koali- 
tionsfreiheit auf  ihrem  eigenen  Gebiete  völlig  schutzlos  lässt , so 
ist  dies  eine  Klassengetzgebung , obwohl  formell  das  Gesetz 

i)  Artikel  4,  Ziffer  4 der  Novelle, 

Sienogr.  Hericlite  1.  c.  S.  131  U. 
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auch  den  Unternehmern  nicht  mehr  gewährt,  als  den  Arbeitern. 
Aber  auch  in  Beziehung  auf  die  Möglichkeit,  Zwang  zu  üben  zum 
Zwecke  der  Festhaltung  bestehender  Koalitionen,  nämlich  ihrer 
eigenen  Verbände,  sind  die  Unternehmer  thatsächlich,  trotz  der 
formalen  Parität  des  Gesetzes , viel  besser  gestellt.  Sie  haben 
eine  Menge  von  Mitteln  , solchen  Zwang  versteckt  zu  üben, 
in  der  Hand  , welche  den  Arbeitern  versagt  sind.  Ich  erwähne 
hier  nur  eines  dieser  Mittel,  dessen  Anwendung  schon  früher  be- 
zeugt, mir  für  die  neueste  Zeit  urkundlich  belegt  ist.  Professor 
L.  Brentano  bemerkte  schon  1874,  dass  die  Bestimmung  des  § 152 
der  Gewerbeordnung  einseitig  gegen  die  Arbeiter  wirke , weil 
»Verbindungen  von  Arbeitgebern  mit  Umgehung  die.ses  Para- 
graphen durch  trockene  Wechsel  sich  vor  dem  Rücktritt  ihrer 
Mitglieder  zu  schützen  wissen«  *).  Nun  diese  »trockenen  Wechsel« 
sind  über  den  Wechsel  der  Zeiten  erhaben  geblieben ! So  liegt 
mir  im  Augenblick  ein  solcher  Wechsel  vor,  wie  ihn  eine  Münche- 
ner Innung  von  ihren  Mitgliedern  sich  ausstellen  lässt.  Es  liegen 
mir  ferner  vor  Beschlüsse  von  Innungen , wonach  eine  Anzahl 
von  in  einer  »schwarzen  Liste«  aufgeführten  Gesellen  (die  sich 
bei  Streiks  beteiligt  hatten)  von  keinem  Mitglied  der  Meister- 
innung mehr  beschäftigt  werden  dürfen,  es  liegen  mir  weiter  vor 
Zirkulare  von  Innungsvorständen , welche  den  Mitgliedern  zur 
Sicherstellung  der  Erfüllung  dieser  ihrer  Koalitionspflichten 
in  Bezug  auf  Aussperrung  von  früher  strikenden  Arbeitern  die 
Ausstellung  von  trockenen  Wechseln  im  Betrage  von  je  300  Mark 
abverlangen  und  zwar  auf  Grund  von  Beschlüssen , nicht  der  In- 
nung, sondern  der  Innungsverbände. 

Das  ist  nun  einerseits  zweifellos  eine  »Verrufserklärung«  gegen 
die  betreffenden  gemassregelten  Arbeiter;  da  jedoch  diese  Verrufs- 
erklärung sich  gegen  die  Koalitionsfreiheit  der  Arbeiter  wendet 
und  dieselbe  aufzu heben  trachtet,  so  ist  sie  straflos.  Aber 
anderseits  ist  sie  zugleich  gegenüber  den  Innungsmeistern  eine 
Umgehung  des  bestehenden  Gesetzes,  welches  einen  Zwang  zur 
Verhinderung  des  Rücktritts  von  Koalitionen  unter  Strafe  stellt, 
sie  ist  eine  Umgehung  des  Gesetzes  und  würde,  wenn  die  Novelle 
zur  Gewerbeordnung  Gesetz  wird,  auch  eine  Umgehung  dieser 
Novelle  darstellen;  aber  sie  ist  gesetzlich  trotzdem  nicht  fass- 

1)  Schriften  des  Vereins  Tür  Sozialpolitik,  VII.  S.  139. 
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bar.  So  zeigt  sich  der  Mangel  der  Paritcät  immer  und  immer 
wieder.  — 

Nach  Absatz  II  des  § 153  neuer  Fassung  finden  die  »gleichen 
Strafvorschriften«  (Gefängnis  nicht  unter  i Monat  oder  bei  ge- 
wohnheitsmässiger  That  nicht  unter  i Jahr)  auch  »auf  denjenigen 
Anwendung,  welcher  Arbeiter  zur  widerrechtlichen  Einstellung  der 
Arbeit  oder  Arbeitgeber  zur  widerrechtlichen  Entlassung  von  Ar- 
beitern öffentlich  auffordert«. 

Dass  diese  Bestimmung  sich  nur  gegen  die  Arbeiter  wendet, 
gestehen  die  Motive  zur  Novelle  in  § 153  unverblümt  ein,  da  sie 
hier,  wie  überhaupt  zur  Begründung  des  ganzen  § 153  neuer  Fas- 
sung, nur  von  der  Notwendigkeit , Delikten  der  Arbeiter  »mit 
Nachdruck  entgegenzutreten«  sprechen,  wogegen  von  den  Arbeit- 
gebern überhaupt  mit  keiner  Silbe  die  Rede  ist.  Wie  die  Motive 
ersehen  lassen , ist  diese  neue  Strafdrohung  durch  die  rcichsge- 
richtliche  Rechtsprechung  zu  § 110  des  Strafgesetzbuches  veran- 
lasst. Dieser  § 110  lautet:  »Wer  öffentlich  vor  einer  Menschen- 
menge, oder  wer  durch  Verbreitung  oder  öffentlichen  An.schlag 
oder  öffentliche  Ausstellung  von  Schriften  oder  anderen  Darstel- 
lungen zum  Ungehorsam  gegen  Gesetze  oder  rechtsgültige  V'^er- 
ordnungen  oder  gegen  die  von  der  Obrigkeit  innerhalb  ihrer  Zu- 
ständigkeit getroffenen  Anordnungen  auffordert,  wird  mit  Geld- 
strafe bis  zu  600  Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  2 Jahren 
bestraft.« 

ln  Zusammenhang  mit  dem  § iio  steht  die  Bestimmung  des 
§ III,  welcher  besagt,  dass  »wer  auf  die  vorbezeichnete  Weise 
zur  Bi'gehung  einer  strafbaren  Handlung  aufl'ordert«,  gleich  dem 
Anstifter  zu  bestrafen  sei,  wenn  die  Aufforderung  erfolgreich  war, 
dass  dagegen , wenn  die  Aufforderung  ohne  Erfolg  geblieben, 
Geldstrafe  bis  zu  600 Mark  oder  Gefängnis  bis  zu  1 Jahr  eintntt. 

Es  besteht  nun  bekanntlich  eine  Kontroverse  darüber, 
ob  unter  den  »Ge.setzen«  , gegen  welche  nach  § IIO  nicht  zum 
Ungehorsam  aufgefordert  werden  darf,  sich  auch  die  Zivilgesetzc 
befinden.  Für  die  Verneinung  dieser  Frage  hat  man  u.  a.  die  Ent- 
stehungsgeschichte des  IIO  angeführt,  welche  ergebe,  dass  nur 
solche  Gesetze  gemeint  seien,  »welche  ein  Gebot  oder  V'erbot  der 
Staatsgewalt  an  die  Unterthanen  aussprechen  und  welche 
daher  einen  unmittelbaren  staatlichen  Anspruch  auf  Gehorsam  und 
eine  öffentliche  Gehorsamspflicht  der  Unterthanen  gegen  den  Staat 
begründen«,  nicht  dagegen  solche  Gesetze,  welche  »lediglich  eine 


Digitized  by  Google 


Kontraktbruch  und  Koalitionsrcchl. 


483 


privatrechtliche  Verbindlichkeit  normieren«  ').  Bei  den  letzteren 
{>ebc  es  ein  Recht  des  Gläubigers  auf  »Erfüllung«,  aber  nicht  ein 
Recht  des  Staates  auf  Gehorsam,  und  es  könne  daher  auch  nicht 
von  Ungehorsam  die  Rede  sein.  Man  hat  auch  auf  den  Wider- 
spruch hingewiesen,  der  darin  bestehen  würde,  dass  nach  t;  iio 
die  Aufforderung  zum  Ungehorsam  gegen  ein  Zivilgesetz  und  da- 
mit die  Aufforderung  zu  einer  straflosen  Handlung  mit  Gefängnis 
bis  zu  2 Jahren  bedroht  wäre,  während  § iii  die  Aufforderung 
zu  strafbaren  Handlungen  nur  mit  Gefängnis  bis  zu  einem 
Jahre  bedroht. 

Das  Reichsgericht  (IV.  Strafsenat)  hat  nun  in  dem  bekannten 
bereits  oben  (S.  463  f ) teilweise  gekennzeichneten  Urteil  vom  3.  Dez. 
1889  die  Kontroverse  entschieden®).  Nach  diesem  Urteil  bildet 
den  Gegenstand  des  Schutzes  des  § iioSt.G.B.  die  »Autorität 
des  Gesetzes  an  sich«  und  diese  kann  auch  durch  die  Auf- 
forderung, zivilrechtliche  Pflichten  nicht  zu  erfüllen,  verletzt 
werden.  In  dem  Fall,  auf  welchen  sich  das  Urteil  des  Reichsge- 
richtes bezog , hatte  ein  Bergmann  ein  Flugblatt  drucken  lassen 
mit  nachstehendem  Wortlaut ; »Kameraden!  Da  unsere  Delegierten 
und  Deputierten  von  Bochum  und  Dortmund  in  der  Sache  des 
Streikes  gemassregelt  worden  sind  , indem  die  grösseren  Arbeit- 
geber ihr  uns  verpfändetes  Wort  nicht  gehalten  haben  und  wir 
an  unserem  Zentral-Streik-Komitee  in  Bochum  unbedingt  fest- 
halten  müssen , so  fordern  wir  hiemit  sämtliche  Kameraden  auf, 
den  Streik  wieder  aufzunehmen,  wie  wir  ihn  verlassen  haben.« 

Das  Reichsgericht  erklärt,  dass  hierin  eine  Aufforderung  zur 
Nichterfüllung  von  Arbeitsverträgen  und  damit  zum  Zuwiderhan- 
dcln  gegen  das  Gebot  des  § 270,  I,  5 des  allgemeinen  preussi- 
schen  Landrechts  gefunden  werden  könne,  verlangt  aber  die  Fest- 
stellung , dass  »nicht  bloss  die  einzelnen  Verträge  ge- 
brochen werden  sollen , sondern  dadurch  zugleich  dem  die 
Vertragserfüllung  fordernden  Gesetz  Ungehorsam  entgegengesetzt 
werden  soll«.  »Bei  dieser  Auslegung«  bemerken  hiezu  die  Motive 
zum  Novellenentwurf  (Seite  59),  »welche  die  Strafbarkeit  von  der 
in  den  seltensten  Fällen  möglichen  Fest.stellung  der  Absicht 
des  AufTordernden  abhängig  macht,  genügt  der  § 110  des  Straf- 

1)  Ix)cning  im  Handwörterbuch  der  Siaalswisscnschaflcn,  herausgegeben  von  Con- 
rad u.  A.,  Artikel  Arbeitsvertragsbruch  S.  761;  vgl.  dagegen  Birkmeyer  im  2lcn  Mor- 
genblatt zur  Münchner  Allgemeinen  Zeitung  Nr.  53  vom  22.  Fcbr.  1890. 

2)  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen,  Band  20,  S.  f'3  ff. 
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Gesetzbuches  dum  praktischen  Bedürfnisse  nicht.  Diesem 
soll  demnach  durch  Ergänzung  des  § 153  der  Gewerbeordnung 
genügt  werden.« 

Wäre  die  angeführte  Entscheidung  des  Reichsgerichtes 
richtig , dann  dürften  nach  dem  S.  472  Ausgefuhrten  alsbald 
eine  überaus  gros.se  Anzahl  von  deutschen  Unternehmern  und 
insbesondere  von  Vorstehern  der  Untcrnchmerverbände  unter 
Anklage  wegen  Vergehen  nach  § no  des  Strafgesetzbuches  ge- 
stellt werden.  Denn  das  Zivilrecht  verbietet  auch  den  Abscblisi  j 
von  Verträgen,  welche  den  Geboten  der  Sittlichkeit  zuwiderlaufen 
Es  verbietet  dieses  durch  zwingende  Norm  bei  Strafe  der  zinl- 
rechtlichen  Nichtigkeit. 

Es  könnte  also , wenn  die  Auslegung  des  Reichsgerichtes 
richtig  wäre,  nicht  bei  der  Nichtigkeit  des  Vertrags  sein  Bewenden 
haben  , wenn  jemand  Andere  zu  solchem  unsittlichen  und  zivil- 
rechtswidrigen Vorgehen  öffentlich  auffordert,  wie  dies  — nach 
den  obigen  Darlegungen  — zur  Zeit  in  weitem  Umfang  durch 
Aufforderung  seitens  der  Unternehmerverbände  an  ihre  Mitglieder 
zu  Arbeitsvertragsbestimmungen  geschieht,  durch  welche  das  Frci- 
heitsrecht  der  Koalition  der  Arbeiter  vernichtet  werden  soll. 

Wir  können  die  Frage  hier  vollständig  ruhen  lassen, 
ob  das  vielbesprochene  Erkenntnis  richtig  ist  oder  nicht.  Dk 
Motive  zur  Novelle  erklären,  wie  wir  gesehen  haben,  die  in  jenem 
Erkenntnis  ausgesprochenen  Rechtsgrundsätze  als  ungenügend  für 
das  »praktische  Bedürfnis* , d.  h.  nach  dem  weiteren  Inhalt  der 
Motive  als  ungenügend  zum  »Schutz  der  Arbeitgeber«.  Das 
Reichsgericht  betrachtet  das  Gesetz  nach  g iio  St.G.B.  nur 
dann  als  verletzt,  wenn  der  »Autorität  des  Gesetzes«  selbst  von 
dem  Delinquenten  Trotz  geboten  , wenn  die  — auch  in  Zinl- 
ge.setzcn  verkörperte  — Majestät  des  Gesetzes  selbst 
den  Gegenstand  des  Angriffes  bildet.  Bis  zum  Range  solcher 
Majestät  hat  es  nun  der  blosse  Vertrag  überhaupt  nicht, 
daher  auch  nicht  der  Arbeitsvertrag  gebracht.  Deswegen  kann 
man  den  ij  iio  des  St.G.B.  nicht  brauchen,  wo  nicht  zum  Wider- 
stand gegen  das  Gesetz,  sondern  nur  gegen  den  einzelnen  Ver- 
trag aufgefordert  wird.  Und  deswegen  statuiert  die  Novelle  ein 
weiteres  völlig  neues  Delikt , das  Delikt  der  öffentlichen  Auffor- 
derung zum  Ungehorsam  gegen  den  Arbeits vertrag,  und  es  be- 
kleidet den  letzteren  zugleich  mit  einem  Rechtsschutz,  welcher  in 
jeder  Richtung  weit  hinausgeht  über  den  Rechtsschuu. 
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welchen  das  Strafgesetz  für  nötig  hält  für  das  Gesetz  und  für  die 
Obrigkeit.  Wer  »zum  Ungehorsam  gegen  Gesetze  oder  rechts- 
gültige Verordnungen  oder  gegen  die  von  der  Obrigkeit  innerhalb 
ihrer  Zuständigkeit  getroffenen  Anordnungen  aufi'ordert,  kann  mit 
Geldstrafe  von  i Mark  oder  mit  Gefängnis  von  i Tag  be.straft 
werden  und  zwar  ob  er  dies  einmal  oder  öfter  oder  »gewohnheits- 
mässig«  gethan  hat  *).  Wer  zum  Ungehorsam  gegen  einen  Ar- 
beitsvertrag  auffordert,  muss  mit  Gefängnis  von  mindestens  i Mo- 
nat, und  wenn  er  das  Delikt  »gewohnheitsmässig«  verübt,  mit  Ge- 
fängnis von  mindestens  i Jahr  bestraft  werden.  Dabei  muss  ferner 
die  Aufforderung  zum  Ungehorsam  gegen  Gesetz  oder  Obrigkeit 
•öffentlich  vor  einer  Menschenmenge«  oder  durch  öffent- 
lichen Anschlag  oder  Verbreitung  von  Schriften  begangen  sein, 
um  bestraft  werden  zu  können.  Für  die  Strafbarkeit  der  Auf- 
forderung zum  Ungehorsam  gegen  einen  Arbeitsvertrag  genügt  es. 
wenn  sic  irgendwie  »öffentlich«  geschieht , was  z.  B.  nach  der 
Praxis  des  Oeffentlichkeitsbegriffes  der  Fall  wäre , wenn  es  in 
einem  Kaffechause  unter  Umständen  geschähe , unter  welchen 
einige  wenige  anwesende  Gäste  die  Aufforderung  hören  konnten. 
Indessen  die  Technik  des  Gesetzgebers  steht  doch  nicht  ganz  auf 
der  Höhe  seiner  Absichten.  Wenn  die  Motive  meinen,  durch  § 153 
Absatz  2 neuer  Fassung  dem  »praktischen  Bedürfnis«  einer  Be- 
strafung der  Aufforderung  zum  Ungehorsam  gegen  Arbeits Verträge 
mit  viel  grösserer  Sicherheit  zu  dienen,  als  dies  bei  Anwendung 
des  § HO  St.G.B.  möglich  wäre  , so  dürfte  diese  An.sicht  nicht 
ganz  richtig  sein.  Auch  Derjenige,  »welcher  Arbeiter  zur  wider- 
rechtlichen Einstellung  der  Arbeit  oder  Arbeitgeber  zur  wider- 
rechtlichen Entlassung  von  Arbeitern  öffentlich  auffordert«,  kann 
nicht  schuldig  gesprochen  und  nicht  bestraft  werden , wenn  ihm 
nicht  die  Kenntnis  der  Widerrechtlichkeit  der  Arbeitseinstellung, 
und  dass  er  dieser  Widerrechtlichkeit  sich  bewusst  war , als 
er  öffentlich  zur  Arbeitseinstellung  aufforderte , nachgewiesen 
wird.  Es  ist  also  zunächst  der  ganze  objektive  und  subjek- 
tive Thatbestand  des  Kontraktbruches  festzustellen , welchen 
wir  dargelegt  haben,  und  des  weiteren,  dass  dem  Auffor- 
dernden dieser  Thatbestand  bekannt  war.  Bei  dem  bereits 
nachgewiesenen  Zustand  der  privatrechtlichen  Bestimmungen  der 
Gewerbeordnung , bei  dem  Zustande  ferner , der  Quellen  und 

i)  Vgl,  auch  §§  III,  112,  113,  114,  126  Sl.U.B. 
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der  Littcratiir  des  Arbcitsvertra{^es  im  deutschen  Rechte  und 
den  bestehenden  thatsächlichen  Unklarheiten  dürfte  es  aber  in 
einer  f^rossen  Anzahl  von  Fällen  auch  für  den  rechtsgelehrten 
Richter  fast  ein  Werk  der  Unmöglichkeit  sein,  mit  Sicherheit  einen 
Vertragsbruch  zu  konstatieren.  Im  Fall  des  Bergarbeiters  zum 
Beispiel,  welcher  dem  reichsgcrichtlichen  Erkenntnisse  vom  3.  FX'- 
zember  1889  zu  Grunde  lag,  würde  es  darauf  angekommen  sein, 
ob  die  betreffenden  Bergwerksbesitzer  ihrerseits  ihre  Yertrags- 
pflichten  nach  jeder  Richtung,  insbesondere  auch  diejenigen,  welche 
sie  gegenüber  der  Vertretung  der  streikenden  Arbeiter  übernom- 
men hatten,  vollständig  erfüllten.  Wir  haben  bei  Besprechung  der 
Denkschrift  betreffend  die  Untersuchung  der  Bergarbeiterverhält- 
nisse gezeigt,  welche  schweren  Verletzungen  der  bestehenden  Ar- 
beitsverträge sich  die  Bergwerksbe.sitzer  vielfach  zu  Schulden  haben 
kommen  lassen.  Derartige  Nichterfüllung  des  Vertrages  seitens 
des  Gegenkontrahenten  würde  teils  nach  den  Bestimmungen  des 
Berggesetzes,  teils  nach  denjenigen  des  preussischen  Landrechtes, 
deren  Anwendbarkeit  vorausgesetzt,  den  Arbeiter  seiner  Vertrags- 
pflicht entbinden.  Es  ist  nun  aber  der  objektive  und  subjektive 
Thatbestand  des  Vertragsbruches  nicht  genügend,  da  demjenigen, 
der  wegen  Aufforderung  zur  widerrechtlichen  Vcrlassung  der 
Arbeit  gestraft  werden  soll , auch  nachgewiesen  werden  muss, 
dass  er  diesen  Thatbestand  thatsächlich  und  rechtlich  kannte. 
Alles  was  oben  in  Beziehung  auf  den  subjektiven  Thatbestand 
des  Kontraktbruches  ausgeführt  wurde , gehört  auch  hieher. 
Wenn  man  erwägt , welche  Kontroversen  bezüglich  der  grund- 
legenden Rechtssätze  bestehen , die  bei  Fe.ststellung  eines  Kon- 
traktbruchfalles anzuwenden  sind , so  wird  man  darüber  sich 
nicht  im  Zweifel  befinden  können , dass  auch  der  von  dem 
Entwurf  der  Novelle  verlangte  Thatbestand  »nur  in  den  sel- 
tensten Fällen«  nachweisbar  sein  wird , sofern  nicht  einfach 
Fiktionen  an  Stelle  der  richterlichen  Feststellung  treten,  was 
die  Ungerechtigkeit , die  der  Statuicrung  dieses  neuen  Spezial- 
delikts im  Gebiet  des  Arbeitsrechtes  vornherein  anhaftet,  nur  ver- 
schärfen würde.  W'enn  es  allerdings  dann  in  einem  Falle  ge- 
lingt, diese  Thatbestände  wirklich  unangreifbar  festzustellen,  dann 
hat  der  Delinquent  um  so  härter  zu  büssen.  Auch  ihm  können 
mildernde  LImstände  nicht  bewilligt  werden.  Hat  er  das  Delikt 
etwa  öfter  in  einem  Streike  oder  bei  Fortsetzung  eines  solchen 
begangen,  so  ist  auch  für  ihn  die  mindeste  Strafe  1 Jahr  Gefäng- 
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nis.  Mit  I Jahr  Gcfänf»nis  würde  also  zum  Beispiel  die  Näherin 
zu  büssen  haben,  welche  ihre  Kolleginnen  etwa  in  einem  KalTee- 
hause,  also  »öffentlich«,  bei  sich  öfter  bietender  Gelegenheit  öfter 
aufzufordern  sich  erkühnt,  einen  Dienst,  der  ihnen  das  zum  Leben 
Nötigste  nicht  gewährt,  der  sie  zur  Prostitution  zwingt,  mit  einem 
andern  sich  augenblicklich  bietenden  bessern  Dienst  zu  vertauschen. 
Thut  sie  aber  dasselbe  in  einem  gemieteten  Zimmer  gegenüber 
eigens  eingeladenen  Kolleginnen,  so  bleibt  sie  straflos.  Das  ent- 
scheidende Merkmal  des  ganzen  Vergehens  ist  also  die  »Oeffent- 
lichkeit«  der  Aufforderung.  Der  Entwurf  bekämpft  mit  einer 
Energie,  welche  das  deutsche  Strafgesetzbuch  gegenüber  den  ge- 
meinsten und  gefährlichsten  Verbrechen  — wie  wir  sahen  — nicht 
überall  entfaltet,  gerade  denjenigen  Zug  der  modernen  Arbeiter- 
bewegung , welcher  nach  allseitigem  Anerkenntnis  der  entschie- 
densten Förderung  bedarf;  die  Oe  ffent  li  ch  k ei  t.  Je  weitere 
Kreise  die  Arbeiterbewegung  zieht.  Je  umfassender  der  Anteil  ist, 
welchen  — aktiv  oder  passiv  — die  gesamte  Gesellschaft  an  der- 
selben nimmt,  desto  wünschenswerter  ist  es,  dass  diese  Bewegung 
sich  im  hellsten  Lichte  der  Oeffentlichkeit  vollziehe,  am  meisten 
eben  dann,  wenn  die  Gefahr  besteht,  dass  der  Kampf  der  Parteien 
über  die  Schranken  des  Gesetzes  hinausgeht.  »Im  stillen  Käm- 
merlein« , behauptete  der  Abgeordnete  Dr.  Hartmann , sei  die 
Sache  »wirklich  nicht  so  gemeingefährlich  und  gemeinschädlich, 
als  wenn  es  öffentlich  geschieht« ').  Wir  unsererseits  fürchten, 
dass  in  dem  vom  Entwurf  der  Novelle  gewaltsam  geschaffenen 
unwürdigen  Dunkel  die  Arbeiterbewegung  schlimmster  Weise  ver- 
bittert und  vergiftet  wird  und  dass  in  diesem  Dunkel  nur  eine 
höchst  ungesunde  Polizeipflanze  gedeihen  kann , welche  wir  für 
glücklich  ausgerottet  hielten : der  Geheimbundsproze.ss. 


Wir  sind  mit  unserer  Betrachtung  zu  Ende.  Die  Regel,  welche 
wir  am  Eingang  erwähnt  haben,  dass  inhaltlich  schlechte  Gesetze 
auch  juristisch  schlecht  sind,  hat  sich  uns  auch  an  diesem  Entwürfe 
bestätigt.  Auch  dürfte  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der 
Arbeitgeberschutz  der  Novelle  in  einem  schädlichen  Widerspruch 
zur  positiven  Sozialpolitik  steht,  welche  die  Novelle  in  ihren  Bestim- 
mungen über  Arbeiterschutzrecht  inaugurieren  will.  Vor  allem  aber 


t)  »Stenographische  Berichte  a.  a.  O.  S.  132  L> 
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verletzt  der  Entwurf  eine  und  zwar  die  erste  Aufgabe  des 
Gesetzgebers.  Der  Gesetzgeber  soll  nicht  über  den  Wolken 
thronen,  aber  er  soll  auf  einer  höheren  Warte  stehen  als  auf  der 
Zinne  der  Partei.  Wie  vor  seinem  Werke , dem  Gesetz , Alle 
gleich  sein  sollen,  so  soll  sein  Werk  auch  selbst  für  Alle  gleich 
sein,  nicht  bloss  im  äusserlichen  Wort,  sondern  nach  der  inneren 
gleichmässigen  Gerechtigkeit.  Wo  die  Schuld  des  Einen , des 
Mächtigen  und  des  Reichen,  straflos  bleibt  oder  gering  ge- 
ahndet wird , die  Schuld  des  Schwachen  und  Armen  über  alles 
Mass  hinaus ; wo  den  Mächtigen  gestattet  wird  , straflos  gerade 
dasjenige  Recht  unter  den  Fuss  zu  treten,  das  zum 
Schutze  der  Schwachen  gegen  sic  bestimmt  ist, wäh- 
rend jedes  Hinausgehen  der  letzteren  über  die  Rechtsaus- 
übung  strenger  als  gemeine  Verbrechen  bestraft  wird:  da  kön- 
nen wir  jene  erste  Aufgabe  des  Gesetzgebers  nicht  erfüllt  sehen. 
Wir  können  dies  um  so  weniger,  wenn  das  Recht,  welches  in  so 
mangelhafter  und  parteiischer  Weise  geschützt  wird , derjenigen 
Aufgabe  dienen  soll , welche  derselbe  Gesetzgeber  als  eine  der 
höchsten  und  notwendigsten  Pflichten  des  Staates  und  der  Gesell- 
schaft betrachtet. 
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BEITRAGE  ZU  EINER  MORPHOLOGIE  DER  UNTERNEHMER- 

VERBÄNDE. 


VON 


Dr.  BRUNO  SCHOENI.ANK. 

Als  im  Jahre  1878  ein  von  der  deutschen  Eisenenqucte-Kum- 
mission  vernommener  Sachverständiger  nach  der  sogenannten 
Schienenvereinigung  gefragt  wurde , gab  er  eine  ausweichende 
Antwort  und  verweigerte  jede  nähere  Auskunft ; erst  am  folgen- 
den Tage  erklärte  er  sich  zur  P'rteilung  von  Aufschlüssen  bereit  '). 
Kleinwächter  vermag  in  seiner  1883  erschienenen  Schrift  bloss  bruch- 
stückweise Informationen,  und  diese  nur  mit  den  peinlichsten  Kau- 
telen,  über  die  Kartelle  zu  geben.  Das  grosse  Publikum,  soweit 
es  sich  überhaupt  mit  diesen  Dingen  beschäftigte,  sah  hier  Ge- 
heimbündc  des  Kapitals,  deren  Wesen  um  so  schreckhafter  er- 
schien, je  tiefer  das  über  ihnen  schwebende  Dunkel  war.  Die 
Eingeweihten  lüfteten  den  Schleier  nicht,  und  so  war  der  müssi- 
gen  Spekulation,  dem  ärgsten  Misstrauen  und  den  irrigsten  Vor- 
stellungen angelweit  Thür  und  Thor  geöffnet.  Seitdem  ist  ein 
bemerkenswerter  Umschwung  eingetreten.  Aus  der  scheuen  Zu- 
rückgezogenheit verschwiegener  Konferenzen  trat  das  System  der 


1)  Prolokollc  über  die  Vernehmungen  der  SachversUindigen  durch  die  Eisencnquctc- 
Kommission,  p.  403/4,  408. 

2)  »Uic  Kartelle  werden  begreiflicherweise  von  allen  beteiligten  Kreisen  ziem- 
lich geheim  gehalten.  . . , , Wo  ich  daher  an  Personen  geschrieben  habe,  die 
irgendwie  an  einem  Kartell  beteiligt  sind,  war  die  Mitteilung  über  das  eigene  Kartell 
in  der  Regel  nur  allgemein  gehalten.  . . . Ganz  unumwundene  Mitteilungen  und  Mei- 
nungsäusserungen kamen  mir  nur  von  Personen  zu,  die  den  Kartellen  ganz  unbeteiligt 
gegenüberstehen,  c Kleinwächter,  Die  Kartelle,  Innsbruck,  1883,  p.  IV. 
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gross}jcwcrblichcn  Vereinigungen  hinaus  in  den  vielstimmigen 
Lärm  des  Marktes,  und  was  früher  sorgsam  behütet,  öfters  ab- 
geleugnet , ungern  nur  zugegeben  wurde , das  stellte  sich  jetzt 
rückhaltslos  als  mächtige  Thatsache  in  die  l-'ülle  des  Wirtschaft 
liehen  Lebens.  Die  Presse  berichtet  nun  unausgesetzt  über  die 
Koalitionen,  in  wissenschaftlichen  Vereinen  und  in  Parlamenten 
wird  darüber  auf  das  lebhafteste  debattiert;  die  Kartelle  haben 
in  A.  Steinmann-Pucher  einen  Publizisten  gefunden,  der  mit  Eifer 
und  Geschick  ihre  Sache  verficht,  sie  besitzen  in  der  von  jenem 
geleiteten  »Industriet  ein  Organ,  das  als  eine  sehr  reiche  Fund- 
grube für  unsere  Frage  bezeichnet  werden  kann. 

Der  Zw'ang  der  Verhältnisse  hat  sich  wieder  einmal  stärker 
erwiesen  als  Wille  und  Wunsch  einzelner  Individuen  und  einzelner 
sozialer  Gruppen,  der  Widerstand  des  grossen  Unternehmertums 
gegen  die  öffentliche  Diskussion  von  Angelegenheiten,  welche  cs 
als  interne  zu  betrachten  pflegt,  wurde  durch  die  ökonomische 
Ivntwicklung  gebrochen.  Wie  ein  Dampfpflug  ackert  das  Kartell- 
wesen ein  Gebiet  nach  dem  anderen  um,  ein  jeder  Tag  fügt  dem 
Kataster  der  syndizierten  Industrien  neue  F>rungenschaften  hinzu. 
Die  Vielfältigkeit  und  Bedeutung  der  Interessen,  welche  durch  den 
F'ortschritt  der  neuen  Organisationen  berührt  werden , duldete 
nicht  länger  die  bisher  geübte  Kunst  des  Verschw’eigens,  sodass 
demjenigen , der  sich  heute  mit  den  Unternehmerverbänden  be- 
schäftigt, der  Stoff  unter  den  Händen  wächst.  Der  Reichtum  an 
Thatsachen  nötigt  zu  sorgfältiger  Sichtung , wenn  anders  es  ge- 
lingen soll,  aus  der  bunten  Menge  der  Linzelfalle  das  Allgemeine 
herauszuheben  und  in  den  mannigfachen  Verschlingungen  des  in- 
dustriellen Reigens  das  Gesetz  zu  erkennen,  das  ihn  taktmässig 
bewegt. 


I. 

Einen  scharfen  Einschnitt  in  der  sozialwirtschaftlichen  Ent- 
wickelung bildet  das  Jahr  1873.  Niemals  feierte  in  diesem  Jahr 
hundert  der  Individualismus  einen  grösseren  Sieg.  Das  Kapital, 
das  mobile  wie  der  Grundbesitz,  Handel,  Industrie  und  Börse  ge- 
fielen sich  in  der  Rolle  des  Zauberlehrlings,  der  mit  kecker  Hand 
unbekannte  Kräfte  entfesselte.  Aber  dem  ausgelassenen  Jubel 
des  Fastnachtsspieles  folgte  die  graue  Stimmung  des  Ascher- 
mittwochs, die  als  schleichende  Krisis  noch  heute  fortwirkt.  Tau- 
sende von  Unternehmerexistenzen  gingen  zu  Grunde , der  Zu- 
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sammcnsturz  von  Banken  und  Handelshäusern,  Hüttenwerken  und 
Kohlengruben,  die  Proletarisierung  weiter  Volksschichten  sind 
noch  in  frischer  Erinnerung.  Die  Ausdehnung  der  grossen  In- 
dustrien hatte  die  Expansion  der  Absatzgebiete  überflügelt. 
Während  das  Kleinkapital  die  härtesten  Einbussen  erleidet,  da 
auf  seine  Kosten  in  erster  Reihe  die  soziale  Abrechnung  erfolgt, 
zeigt  sich,  dass  gerade  in  den  Zeiten  der  Krisis  die  Riesen- 
betriebe, welche  über  Millionen  gebieten,  vorwärtsschreiten,  dass 
diesen  die  gewaltsame  Verdichtung  der  Kapitale  zu  gute  kommt. 

Seit  1825  hat  die  Welt  sechsmal  den  Eintritt  solcher  Zusam- 
menstösse  erlebt , aber  die  herrschende  Wirtschaftsform  musste 
erst  auf  einem  bestimmten  Höhepunkt  angelangt  sein , die  tech- 
nische Revolution  musste  den  Industrialismus  erst  auf  ein  be- 
stimmtes Niveau  heben , die  harte  Schule  der  Krisen  musste  oft 
durchgemacht  w'erden,  ehe  in  leichten  Umrissen  die  Vorstellung 
in  den  Köpfen  der  Kapitalisten  aufdämmerte , dass  das  System 
der  freien  Konkurrenz  das  System  der  l’roduktionsanarchie  sei, 
und  dass  irgend  welche  Massregeln  gegen  die  daraus  erwachsen- 
den Missstände  zu  ergreifen  seien.  Unter  dem  chaotischen  Schutt- 
haufen der  vielberufenen  Gründerära  liegt  auch  der  Glaube  an 
die  alleinseligmachende  Kraft  der  Selbsthilfe  begraben.  Die  Ohn- 
macht der  Pänzelunternehmer,  die  Hilflosigkeit  auch  einer  ganzen 
Industrie,  solange  sie  nichts  ist  als  ein  ungeordnetes  Häufet- 
werk  der  verschiedensten  ziellos  und  planlos  wirtschaftenden  Be- 
triebe, kam  rechnerisch  so  scharf  zum  Bewusstsein  des  Unter- 
nehmertums, dass  die  Vereinigung  zum  gemeinsamen  Handeln 
als  natürliche  P'olge  dieser  Erkenntnis  erscheint.  Der  Traum  der 
Manchesterdoktrin  war  ausgeträumt.  Und  eine  grausame  Ironie 
ist  es , dass  die  Liquidation  der  orthodoxen  Oekononiie  durch 
das  Werkzeug  vollzogen  wird,  das  ihr  als  Panacee  immerdar  ge- 
golten hat , durch  die  absolute  Gewerbefreiheit.  Die  Gewerbe- 
freiheit hat  den  Untergang  des  Kleinhandwerks  und  der  Manufaktur 
besiegelt,  d.-is  moderne  Grossgewerbe  bedient  sich  der  Gewerbe- 
freiheit, um  dieselbe  durch  sich  selbst  ad  absurdum  zu  führen  ’). 

l)  Vgl.  die  intcrcssanle  Auseinandersetzung  über  Karlcllc  in  der  »Frankfurter  Zei- 
tung», Nr.  72,  I.  Morgenblatt  vom  13.  Marz  1889;  ferner  Köchlln-Gcigy,  Das  »Für« 
uml  »Wider«  der  Kartelle,  in  <ler  »Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik«,  XXV.  Jahr- 
gang, 1.  und  2.  Quartalheft , 18S9,  p.  14S  ff.  un«l  im  Wiener  »ilandels-Museuin«, 
Band  IV,  Nr.  18,  p.  277  ff.,  Nr.  19,  p.  244  (T. 
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II. 

Die  Bausteine  für  die  Kartelle  lieferte  die  moderne  Aktien- 
gesellschaft. In  ihr  hat  das  Kapital  zuerst  gelernt,  sich  zu  ko- 
operativer Wirksamkeit  zusammenzuschliessen.  Der  associierte  Ka- 
pitalist, der  uns  in  der  anonymen  Gesellschaft  entgegentritt,  hat 
das  Persönliche  abgestreift,  die  Individualität  ist  völlig  ausgelöscht 
in  diesem  Zusammenflüsse  von  Produktionsmitteln , welche  ihre 
Aufgabe  im  ökonomischen  Prozesse  mit  grösserer  Intensität  und 
mit  mehr  Erfolg  durchführen,  als  die  atomisierten  Einzelkapitale 
Die  rapide  Zunahme  der  Gründungen  beweist,  wie  sehr  die  Gross- 
produktion sich  auf  die  Vergesellschaftung  hingedrängt  sieht.  Als 
in  Preussen  in  den  Jahren  1870 — 74  etwa  800  Aktiengesellschal 
ten  ins  Da.sein  traten , hielt  man  dies  damals  für  etwas  Ausser 
ordentliches.  In  den  letzten  Jahren  betrug  der  jährliche  Durch- 
schnitt neuer  Gründungen  rund  200  ').  P'ür  1886/87  wurden  178: 
Industrie-Aktiengesellschaften  in  Deutschland  gezählt.  »Die  mei- 
sten irgendwie  wichtigen  Gebiete  der  Erwerbsthätigkeitt , sagt 
van  der  Borght,  »sind  von  den  Aktiengesellschaften  bereits  bald 
mehr,  bald  minder  beackert  *).t  In  den  letzten  Jahren  tritt  immer 
deutlicher  die  Tendenz  hervor,  auch  mittlere  Betriebe  in  Akiien- 
gesellschaften  umzuwandeln.  So  sehr  dabei  der  Vorteil  der  Emis- 
sionsbanken ein  gewichtiges  Wort  mitspricht,  so  ist  trotzdem  die 
Metamorphose  ein  Symptom  der  Unhaltbarkeit  der  isolierten  Wirt- 
schaft. Die  sociötö  anonyme  ist  die  Vorstufe  zu  den  Kartellen, 
sie  offenbarte,  welche  Macht  der  rationell  geleitete,  mit  Mitteln 
reichlich  ausgestattete  Grossbetrieb  besitzt.  Vorderhand  aber 
trugen  die  Industrie- Aktiengesellschaften  nur  dazu  bei,  den  Kon- 
kurrenzkampf noch  gefährlicher  zu  machen.  Saigner  ä blanc,  war 
die  Losung  dieser  um  die  1 legemonie  ringenden  verbündeten  Ka- 
pitalsmächtc.  Die  schwächeren  Mitbewerber  gingen  zu  Grunde, 
und  die  Erschöpfung  derer,  die  das  P'eld  behaupteten,  bedrohte 
ihren  innersten  Lebensnerv.  So  ging  es  nicht  weiter  wie  bisher, 
und  der  Abschluss  von  Koalitionen  war  das  Ende  des  blutigen 

I)  Scbmollcr,  Ueber  Wesen  und  Verfassung  der  gros.sen  Unternehmungen,  in  de 
Beilage  N'r,  20  rur  Münchener  ■Allgemeinen  Zeitung«  Nr.  24  vom  24.  Januar  1S90, 
van  der  Borght,  Statistik  der  Aktiengesellschaften,  im  »Handwörterbuch  der  Stalls- 
Wissenschaften«,  I,  p.  124  (T. 

a)  Zur  finanziellen  1-age  der  deutschen  Industrie-Aktiengesellschaften  im  Jabr 
18S6/87,  in  den  »jahrhüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik«,  N.  F.  XIX.  Bd, 
p.  172. 
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Krieges.  Es  sollten  fortan  die  grossen  Unternehmungen  nicht 
mehr  blind  gegen  einander  wüten,  sondern  auf  grösserer  Stufen- 
leiter die  in  der  Aktiengesellschaft  bereits  gegebene  Association 
wiederholen.  Uie  Formen  waren  verschieden,  der  Stadien,  die  zu 
durchlaufen  waren,  nicht  wenige,  aber  die  Richtung  auf  das  Ziel 
war  gegeben. 

Beinahe  gleichzeitig  begannen  in  den  verschiedenen  Ländern 
die  Vereinigungsversuche,  unabhängig  von  einander  und  doch 
aufs  innigste  mit  einander  verwandt.  Denn  Einer  Wurzel  ent- 
sprossten  sie  alle.  Ein  geschichtliches  Naturgesetz  hat  die  Bildung 
der  neuen  Organismen  verursacht,  dieselben  Erscheinungen  haben 
ihr  Wachstum  bedingt  und  begünstigt.  So  hat  man  es  in  den 
Unternchmerverbänden  nicht  mit  einem  Kinde  der  Not,  sondern 
mit  einem  Geschöpfe  der  Notwendigkeit  zu  thun.  Die  Hilfsarbeit, 
welche  bei  dem  Zustandekommen  der  Kartelle  besonders  ein- 
sichtige Köpfe  der  besitzenden  Klassen  leisteten , sei  durchaus 
nicht  unterschätzt,  aber  sie  formulierten  nur,  was  auf  Aller  Lip- 
pen lag,  sie  pflückten  die  reife  Frucht,  die  dessen  harrte,  der  sie 
brechen  mochte. 

Gewiss  war  die  Not  der  Zeit  ein  wichtiges  Moment,  aber  sie 
beschleunigte  nur  das,  was  kam,  was  kommen  musste.  Mit  die- 
ser Beschränkung  kann  man  allerdings  sagen;  Am  9.  Mai  1873, 
als  in  Wien  die  Sterbeglocke  des  »wirtschaftlichen  Aufschwungst 
gellte,  wurde  die  Geburtsstunde  der  Kartelle  eingeläutet. 

Sie  wurden  erzeugt  als  lebendiger  Einspruch  gegen  die  den 
Unternehmern  zum  schmerzlichsten  Bewusstsein  gekommenen 
Wechselfälle  des  Kapitalismus.  Das  Glücksspiel  der  Warenerzeu- 
gung und  die  grenzenlose  Preisschleuderei  der  letzten  Jahrzente 
waren  sinnenfällige  Beweise  für  den  Bankerott  der  freien  Kon- 
kurrenz. Der  Kampf  gegen  die  Ueberproduktion  und  das  Sinken 
der  Preise  erschien  als  die  nächste  und  vorzüglichste  Aufgabe ; 
hier  regulierend  einzugreifen  stellte  sich  dar  als  ein  dringendes 
Gebot  einer  in  bitteren  Erfahrungen  herangereiften  Einsicht  '). 

1)  Steinmann-Bucher , Die  Nährstände  und  ihre  zukünfüge  Stellung  im  Staat. 
2.  Auflage,  Berlin  1886,  p.  131  ff.;  Kleinwdchtcr  1.’ c.  p.  126,  27;  Nas.se,  Das  Sinken 
<ler  Warenpreise  in  den  letzten  fiinfzehn  Jahren,  in  den  »Jahrbüchern  Tür  National* 
Ökonomie  und  Statistik«,  N.  F.  XVII.  Bd. , p.  51;  Brentano  in  seinem  Wiener  Vor- 
träge über  die  Kartelle,  in  den  »Mitteilungen  der  Gesellschaft  österreichischer  Volks- 
wirte«, I.  Jahrgang  1888-89,  2.  Heft,  p,  78  ff.;  derselbe,  Lieber  die  Ursachen  der 
heutigen  sozialen  Not,  p.  28  ff.;  Köchlin-Gcigy , Das  Für  und  Wider  der  Kartelle, 
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Aus  dem  Huden  der  bürgerlichen  Wirtschaftsweise  erwuchs  eine 
Neubüdung.  welche  vom  Standpunkte  des  Unternehmertums  aus 
der  Produktionsanarchie  den  Krieg  erklärte. 

Das  alte  Klassenideal  der  Bourgeoisie  ging  in  Scherben,  an 
die  Stelle  des  Dogmas  vom  freien  Spiel  der  Kräfte  trat  die  Lehre 
von  der  Kooperation.  Das  war  ein  endgültiger  Bruch  mit  der 
Vergangenheit  und  ein  V^ersuch,  für  abgestorbene  Formen  neue, 
lebenskräftigere  in's  Dasein  zu  rufen. 

III. 

Pathenstelle  vertrat  bei  den  Kartellen  das  Schutzzollsystem, 
das  in  der  Handelspolitik  des  europäischen  Kontinents  zur  Herr- 
schaft gelangt  ist.  Unzweifelhaft  sind  durch  dasselbe  die  Berufe- 
verbände der  Industriellen  mächtig  gefördert  worden.  Aber  es 
wäre  ein  Irrtum,  anzunehmen,  dass  der  Protektionismus  der  Vater 
der  zahlreichen  Koalitionen  sei,  denen  wir  heute  überall  begegnen. 
Seil  1873  ist  die  Bewegung  in  Gang,  und  auch  England,  das  Do- 
rado des  P'reihandels,  hat  eine  erhebliche  Zahl  Kartelle,  darunter 
sehr  einflussreiche  und  mächtige,  zu  verzeichnen*).  Die  ersten 
Ansätze  zu  Vereinigungen  finden  sich  bereits  in  den  sechziger 

1.  c.  p.  149;  J.  Lehr,  Oie  Kartelle  und  die  Arbeiterfrage,  in  der  »Bayerischen  Han- 
delszcitung«,  Jahrg.  1889,  Nr.  35—39,  41,  42;  Eschenhach,  Die  IndusiriekartcUe.  in 
der  »Gegenwartt,  Jahrg.  1889,  Nr.  35;  Gross,  Wirtschaftsformen  und  Wirtsclrafts- 
prinripien,  p.  88  f.:  Riccardo  dalla  Volta,  Le  coalüioni  induslriali,  im  »Giomale  «legh 
Kconomisti«,  volume  IV ; fase,  2 — 3,  p.  204  fr.,  vol.  V,  fase.  1 — 2,  p.  29  ff. ; Kr.  J.  Nen- 
mann,  in  Schönberg’s  Handbuch  der  politischen  Oekonomie,  3.  Aull.  Tübingen,  1S90, 
p.  298  ; Wiltelshöfcr,  Untersuchungen  über  das  Kapital,  ’rübingen,  1S90,  p.  261,  u.  a.  m. 

1)  So  die  Salz-Union,  »Indu.stric  zugleich  Deutsche  Konsulats-Zeitung«,  Jahrg.  iSSS, 
Nr.  28,  38,  40,  46,  Jahig.  1S89,  Nr.  10,  13,  18,  45,  46,  48;  das  MüMens)-ndiluU, 
ebda.  Jahrg.  1889,  Nr.  2,  4;  die  Metropolitan  Bread  Union  in  Lontlon,  eb<la.  Jahr- 
gaug  1889,  Nr.  38,  Schmoller  1.  c.;  ein  Syndikat  der  Teppiebfabriken , Handel»- 
blall  der  »Frankf.  Ztg,«,  Nr.  362,  2.  Morgcnblail,  vom  28.  Dezember  1S89; 
Zwirnkaricll,  »Industrie«,  Jahrg.  1889,  Nr.  31,  Zentralblatt  für  die  Textil-lndustne«, 
Jahrg.  1890,  p.  147;  ein  Syndikat  Tür  feuerfeste  Steine,  »Industrie«  Nr.  lo,  u.  a,  m. 
Der  Anslü.ss  zur  Wiederherstellung  des  internationalen  Schi^nenkartclls  ist , wie  etn 
Blick  in  den  »Moniteur  des  Int^'^Ls  Mat^riels«  zeigt,  von  England  ausgegangen. 

2)  Von  vereinzelten  Spuren  in  viel  entlegeneren  Perioden  zu  schweigen  t In  Nürn- 
berg spielt  sich  in  den  Jahren  1736  bis  1750  ein  anziehender  Konflikt  der  kapitalisti- 
schen Manufaktur  mit  dem  Kleinbetriebe  ab.  Die  damals  in  der  alten  Reichsstad: 
aufblühende  (^uccksilberspiegelinachcrei  war  durch  kaiserliches  IVivileg  sieben  Ka^»- 
lali.sten  zur  alleinigen  Au.snützung  überlassen  worden,  zum  grös.slen  Schaden  einer  An- 
zahl kleiner  tiewerblreibcndcr  und  Häu<lier,  welche  durch  das  als  Heimarl>eit  b«r»e- 
benc  Spicgelbelcgcn  ihr  Dasein  fristeten.  Die  Sieben  gingen  nach  wohlüberlegtcfii 
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Jahren.  Schon  1862  bestand  das  Kölner  Weissblech-Comptoir, 
ein  Kartell  der  rheinischen  Weissblechfabriken,  1864  wurde  die 
deutsche  Schienengeineinschaft  gegründet  ') , aber  cs  steht  fest, 
dass  die  meisten  der  gegenwärtigen  Kartelle  in  Deutschland  und 
Oesterreich  ungefähr  seit  1873,  nach  dem  »grossen  Kracht  ent- 
standen sind  *).  Damals  fing  das  Kartellwesen  an  , eine  soziale 
Institution  zu  werden. 

Die  altgläubigen  Freihändler  verfechten  mit  grossem  Kifer 
die  Ansicht,  dass  die  Organisationen  der  Industriellen  ein  Erzeug- 
nis der  Schutzzollpolitik  und  deshalb  naturwidrige  Störungen  des 
wirtschaftlichen  Kreislaufes  seien.  Nun  ist  es  freilich  ein  sehr 
bequemes  Mittel  zur  Deutung  sozialer  Probleme,  Schlagworte  zu 
Hilfe  zu  rufen  und  anstatt  die  ursächliche  Verkettung  der  Vor- 
gänge zu  ergründen,  dieselben,  je  nachdem  sie  in  die  Schablone 
der  Doktrin  hineinpassen  oder  nicht,  für  gesund  oder  abnorm  zu 
erklären.  Aber  warum  wird  nicht  die  Frage  gestellt,  ob  nicht 
etwa  die  Kartelle  das  letzte  Glied  einer  längeren  Entwickelungs- 
reihe und  als  solches  eine  aus  bestimmten  Voraussetzungen  der 
Wirtschaftsgeschichte  sich  ergebende  Neubildung  seien  ? Bei  die- 
ser Fragestellung  wäre  die  Kritik  freilich  gezwungen,  die  heutige 
Produktionsweise  selbst  auf  ihren  Inhalt  und  ihre  Ziele  zu  prüfen. 
So  scharf  die  liberalisierenden  Oekonomen  gewisse  P'olge-  und 
Begleiterscheinungen  des  heutigen  Systems  verurteilen,  so  wenig 
vermögen  sie  sich  zu  einer  Betrachtungsweise  zu  erheben,  welche 
eine  Wirtschaftsform  als  etwas  historisch  Gewordenes,  also  auch 
Wandelbares  ansieht  ’).  Nachdem  sie  die  feudal-ständische  Ge- 
sellschaft zu  Grabe  getragen,  halten  sich  die  Erben  und  Rechts- 
nachfolger für  unsterblich.  Und  doch  protestieren  die  Verfechter 

1‘lane  gemeinsam  gegen  ihre  Konkurrenten  vor,  Hessen  mit  IlÜfe  des  Stadliegiments 
die  Geschäfte  derselben,  bisweilen  gcwaluain,  stillsetzea , kauften  einige  Hetriebe  auf 
und  sicherten  sich  durch  den  Ruin  ihrer  Rivalen  das  Produklionsmonopol.  Die  amt- 
lichen Urkunden  geben  in  ihrem  verzopften  Barockstil  ein  anschauliches,  oft  dramatisch 
belebtes  Bild  vom  Untergang  der  Hausindustrie  und  des  Kleinhandels  in  ihrem  Ver- 
xwcinungskampfe  gegen  die  Uebermacht  der  koalierten  Unternehmer.  Vgl.  Acta  De- 
putationis  m der  Spiegcl-Fabrikanten-Sache  vom  25.  April  1736  bis  29.  Mai  1739, 
Nr.  301—468,  lom.  III;  lom.  IV,  1739—1750,  Nr.  469,  685,  auf  der  Nürnberger 
Stadtbibliothek,  Ms.  Nr.  437 1 438.  Eine  Vereinbarung  von  Basler  ßandfabrikanten 
aus  dem  Jahre  1787  führt  Köchlin-Geigy  an,  im  »Handels-Museumr,  Bd.  IV,  p.  280. 

1)  Protokolle  über  die  Vernehmungen  etc.,  p.  174. 

2j  Kk'inwächler  1.  c.  p.  138;  vgl  auch  Brentano,  Ueber  die  Ursachen  etc,  p.  24. 

3)  Schmoller,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe  im  19.  Jahrhundert, 
p.  663  64. 

Archiv  für  so<.  Gcsctrgbg.  u.  Stati»tik.  III  304.  22 
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der  Freihandelstheorie  gegen  Ereignisse,  deren  Eintritt  den  wider 
sie  erhobenen  Einspruch  illusorisch  gemacht  hat. 

Der  Schutzzoll  hat  gewiss  viel  dazu  beigetragen , dass  die 
grossindustriellen  Konventionen  sich  rasch  und  reich  entfalteten. 
Aber  ihm  die  Vaterschaft  an  denselben  zuzuschreiben,  ist  ein 
folgenschwerer  Irrtum.  In  Nordamerika,  das  seit  dem  Abschlüsse 
des  Bürgerkrieges  mit  einem  undurchdringlichen  System  von  Pro- 
hibitivzöllen umgürtet  ist,  beginnt  die  Laufbahn  der  Unternehmer- 
verbände  grossen  Stils  erst  im  Jahre  1882  Die  Vorgänge  im 
Vereinigten  Königreich , wo  Syndikate , Investment-Trusts  und 
andere  Vereinigungen  sich  zur  Genüge  finden,  und  weiter  die 
E.\istenz  der  internationalen  Kartelle  sprechen  gegen  eine  Auf- 
fassung, welche  die  Veranlassung  mit  der  Ursache,  das  Sekun- 
däre mit  dem  Ursprünglichen  verwechselt.  Wenn  in  der  Union, 
in  Kanada  “),  in  Deutschland  und  anderswo  das  Einreissen  der 
Schutzzollmauern  als  radikales  Heilmittel  gegen  die  Koalitionen 
empfohlen  wird,  so  zeigt  dies  nur  die  h'nge  der  kleinbürgerlichen 
VV'eltanschauung.  Die  Internationalität  des  Kapitals  setzt  sich 
über  die  Trümmer  der  Tarife  hinweg  und  schliesst  die  Gross- 
produzenten aller  in  Frage  kommenden  Länder  zu  einer  Ge- 
nossame  zusammen , welche  vielleicht  furchtbarer  sein  wird , als 
irgend  ein  nationaler  Fabrikantenbund.  So  wenig  die  Levellers, 
als  sic  die  Zäune  der  Einhegungen  niederrissen,  den  Grossgrund- 
besitz beseitigen  und  die  mittelalterlichen  Feldgemeinschaften 
wiederherstellen  konnten,  so  wenig  wird  es  den  Nichts-als-Frei- 
händlern  gelingen , durch  die  Beseitigung  der  Schutzzölle  die 
Kartelle  aus  der  Welt  zu  schaffen  und  die  igute  alte  Zeit*  des 
Manchestertums  wieder  zurückzurufen  ’). 


1)  E.  Benjamin  Andrews,  Trusts  according  to  official  investigations , in  «Tlie 
Quarterly  Journal  of  Economics,  published  for  Harvard  üniverslty<  , vol.  III,  no.  2. 
january  1889,  p.  121. 

2)  Report  of  the  Sclcct  Committee,  appointed  24‘h  February  1888,  to  ioves^ipte 
and  reporl  upon  al1ege<!  combinations  in  maimfaclures,  trade  and  Insurance  in  Ca* 
nada  etc,  Second  Session,  Sixth  Farllamcnt.  Ottawa,  1888,  p.  76/77. 

3)  In  der  iwölfiea  Sitzung  des  preussischen  Abgeordnetenhauses  am  7.  Febniir 
1890  sagte,  nach  dem  telegraphischen  Landlngsberichle  der  »Frankf.  Ztg. c , Nr  39, 
2.  Morgcnbl.  vom  9.  Februar,  der  Aligcordncie  Brömel  bei  der  Besprechung 
Eisenbahnctats : »Ich  vertraue  darauf,  dass  die  Preiskartelle  und  Koalitionen  von  Pro- 
duzenten an  ihrer  Ungesundheit  von  selbst  zu  Grunde  gehen  werden  wie  alle  natur- 
widrigen Erscheinungen*.  Vgl.  ferner  Th.  Barth,  Preiskoalitionen,  Trusts,  Produktions- 
Kartelle,  in  der  •Nation*.  Jahrg.  1SS8,  Nr.  50,  p.  700  ff.;  derselbe,  Das  soziale  Heif 
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In  Deutschland  hat,  dies  sei  noch  zum  Schlüsse  bemerkt, 
die  Zwangsversicherung  einen  beachtenswerten  lüinfluss  auf  die 
Entwicklung  der  Unternehmervereine  geübt.  Die  auf  Grund  des 
Unfallversicherungsgesetzes  ins  Leben  gerufenen  Berufsgenossen- 
schaften fassten  in  engerem  Zusammenschlüsse  die  Industriellen 
der  verschiedenen  Branchen  zu  gemeinsamen  Beratungen  und 
gemeinsamen  Aktionen  zusammen,  vermittelten  innige  Beziehungen 
zwischen  den  Interessenten  und  bildeten  so  ein  natürliches  Binde- 
mittel. Es  lag  von  vornlterein  nahe , dass  die  Berufsgenossen- 
schaften zu  1 lebeln  kaiiitalistischer  Organisationen  werden  würden  '). 

IV. 

Der  Krystallisationsprozess  der  Kartelle  ist  noch  lange  nicht 
vollendet , ein  Beweis  für  ihre  Entwickclungsfähigkeit , für  ihre 
Unfertigkeit  eine  ausreichende  Entschuldigung.  Ehe  die  verschie- 
denen molekularen  Teile  zu  festerem  Gefüge  anschossen , war 
eine  längere  Vorbereitung  nötig.  So  erklären  sich  die  vielfachen 
tastend  zaghaften,  ungeschickt  angelegten  und  unglücklich  ver- 
laufenen Versuche  auf  diesem  Gebiete,  von  welchen  die  sorg- 
fältig geführte  Chronik  der  Unternehmerverbände,  die  >Industric€ 
so  oft  zu  berichten  weiss. 

Zur  Erklärung  des  Misserfolges  zahlreicher  E.xperimente  ist 
ausser  dem  wirtschaftlichen  auch  das  sozialpsychische  Moment 
in  Rechnung  zu  ziehen.  Die  Kapitalisten  befanden  sich  gegen- 

mittel  eines  deutschen  Professors,  ebda.  Jahrg.  1889,  St.  i,  p.  5 ff. ; Arthur  Kaffalo- 
vich,  I.es  coalitions  de  producteurs  et  le  protectionisme , Publications  des  Annales 
Kconomiques . Paris  1889;  die  Ausfiihningen  von  AuspiU  in  der  Gesellschaft  öster- 
reichischer Volkswirte  am  17.  Dezember  1888 , Mitteilungen  der  Ges.  ö.  Volksw. 
I Jahrg.  1888  89,  3.  lieft,  p.  116  ff.  Au-spiu  kommt  zu  dem  Schlüsse,  dass  >dte 

Beteiligung  an  einem  Kartelle  eine,  wenn  auch  noch  so  entfernte,  Aehnlichkeit  mit 
der  Beteiligung  an  einer  Räuberbande  hat«,  I.  c p.  119.  Siehe  auch  K dalla  Volta 
1.  c.  Ihm  sind  die  Kartelle  «una  manifestozione  patologica« ; der  Schutzzoll  sei  der 
Stachel,  welcher  den  »ricorso  alla  coalizione«  immer  häufiger  mache,  vol.  V.,  p.  30. 

l)  Sleinmann<Bucher  1.  c.  p.  150.  Im  Jahresbericht  des  •Vereins  zur  Wah- 
rung der  Interessen  der  chemischen  Industrie  in  Deutschland«  für  188S  heisst  es; 
• Die  Möglichkeit  zu  einer  solchen  Verständigung  (Abschluss  von  Konventionen  etc.) 
ist  wesentlich  gefördert  wor^lcn  durch  <lie  für  die  Zwecke  der  Unfallverhütung  ge- 
schaffene (.Irganisation  der  Bcrufsgcnosscnschafien , welche  die  Bcrufsgeno.ssen  durcl) 
das  gcmcmschaftlichc  ehrenamtliche  Zusammenwirken  persönlich  einander  näher  ge- 
bracht untl  fladurch  geneigt  gemacht  hat,  sich  auch  zur  Erreichung  anderer  gemein- 
HchafUicher  Ziele  die  Hand  zu  reichen«;  siehe  auch  »Industrie«,  Jahrgang  i888, 
Nr.  47. 
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über  den  Tücken  und  Launen  der  herrschenden  Produktionsweise 
in  einer  Zwangslage,  sie  mussten  bon  grc  mal  gre  sich  ihrer 
Haut  wehren.  Aber  der  schwierige  Feldzug  gegen  Uebererzeugung 
und  Preisschleuderei  war  nicht  so  leicht  zu  führen.  Der  Trotz 
der  zu  bändigenden  Dinge  wurde  übertrumpft  durch  die  Wider- 
haarigkeit der  Individuen.  Das  Grossbürgertum  des  europäischen 
Kontinents  besitzt  nicht  die  lange  Vorgeschichte  der  in  sozialen 
und  politischen  Kämpfen  gross  gewordenen  und  gutgeschulten 
englischen  Bourgeoisie , nicht  die  ungebundene , weitschauende 
Kühnheit  der  durch  keine  feudal-absolutistischen  Rückstände  ge- 
hemmten Yankees.  Oekonomisch  ist  es  in  Siebenmeilenstiefeln 
vorwärtsgeschritten , seine  Weltanschauung  aber  ist  noch  stark 
versetzt  mit  Vorstellungen  und  Traditionen  aus  dem  Ideenkreise 
des  Kleinbürgertums.  Die  altfränkische  Weise  der  Einzelwirt- 
schaft mit  ihren  veralteten  Formen  und  patriarchalischen  Gewohn- 
heiten ist  noch  keineswegs  verschwunden  '),  der  beschränkte  Ei- 
gennutz, welcher  über  die  nächstliegenden  \''orteile  nicht  hinaus- 
sieht und  in  Kirchtumsinteressen  sich  verzehrt,  hält  an  Händen 
und  Füssen  breite  kapitalistische  Schichten  gefesselt.  Hatte  man 
nicht  in  Fleisch  und  Blut  die  Lehre  von  der  Selbsthilfe  aufge- 
nommen ? Behütete  man  nicht  sorgfältig  den  Hort  der  Geschäfts- 
und Fabrikationsgeheimnisse  vor  jedem  profanen  Auge,  war  nicht 
das  Hauptbuch  ein  mit  sieben  Siegeln  verschlossenes  Mysterium  r 
Hiess  nicht  die  Parole;  Krieg  gegen  einander  bis  aufs  Messer? 
Und  nun  sollte  an  Stelle  des  individuellen  der  Klassenegoismus 
treten,  die  persönliche  Freiheit  der  Verfügung  aufgegeben,  das 
Thun  und  Lassen  vertragsmässig  geregelt,  ein  Gesamtwille  dem 
lünzelwillen  substituiert  werden.  Wahrlich  ein  starkes  Stück  für 
gro.sse  Gruppen  des  Unternehmertums,  die  in  spiessbürgerlicher 
Beschaulichkeit  die  alte  Erwerbstechnik  für  den  Gipfel  der  Voll- 
endung hielten,  mochten  auch  die  obsoleten  Einrichtungen  unter 
ihren  Händen  zerrinnen  wie  Schnee  vor  der  F'rühlingssonne.  An 
dem  Widerwillen  gegen  die  straffe  Disziplin  einer  Vereinigung 
ist  manches  Kartell  zu  Grunde  gegangen  und  wird  noch  manches 
scheitern. 

V. 

Dass  so  häufig  Kartellierungsversuche  fehlgcschlagen  sind, 
ist  bedingt  nicht  bloss  durch  das  eben  erläuterte  Trägheitsgesetz, 

1)  Schmoller,  Ueber  Wesen  und  Verfassung  grosser  Untemebmungen,  l,  1.  c- 
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das  Denkweise  und  Handeln  der  Unternehmerklasse  weit  mehr 
beherrscht , als  man  gemeiniglich  annimmt : vor  allem  sind  es 
ökonomische  Faktoren,  deren  Einfluss  zur  Geltung  kommt,  wie 
ja  in  letzter  Linie  auch  das  sozialpsychische  Moment  ein  Werk 
der  materiellen  Produktionsverhältnisse  ist. 

Verfolgt  man  in  der  Fachpresse  die  Mitteilungen  über  das 
Scheitern  von  Kartellen,  so  ergibt  sich,  dass  in  der  weitaus  gröss- 
ten Zahl  aller  F'älle  die  Vereinigung  zu  Grunde  ging , weil  sie 
die  Produktion  nicht  beherrschte.  Sei  es  dass  der  erste  Erfolg 
die  Errichtung  von  Konkurrenzbetrieben  verursachte,  welche  dem 
Verbände  nicht  beitraten,  sei  es  dass  die  einflussreichsten  Unter- 
nehmungen im  Gefühl  ihrer  Ueberlegenheit  sich  fernhieltcn  '),  der 
markante  Zug  zeigt  sich  immer  wieder,  dass  ein  dauernder  Er- 
folg nur  möglich  ist,  wenn  die  Koalition  die  Industrie  thatsächlich 
kontrolliert.  Diese  in  den  Lehrjahren  der  neuen  Organisation  den 
Industriellen  empfindlich  eingeprägte  Lektion  blieb  nicht  wirkungs- 
los. Es  war  einleuchtend,  dass  zuerst  diejenigen  Industrien,  in 
denen  die  geringe  Zahl  der  Betriebe  Verkehr  und  Uebereinkunft 
erleichterten,  die  Domänen  des  Grossgewerbes,  am  frühesten 
feste,  dauerhafte  Koalitionen  gründeten.  Die  Montanindustrie, 
die  Eisenproduktion,  welche  1873  die  tiefsten  W'unden  davonge- 
tragen, gingen  siegreich  voran.  Da  in  diesen  Zweigen  die  Aktien- 
gesellschaft überwiegt , fiel  bei  den  Verabredungen  so  manches 
Hindernis  aus,  das  bei  Einzelunternehmern  nur  zu  oft  den  Weg 
verlegt. 

Die  Funktion  des  grossen  Kapitals , in  erster  Linie  des  be- 
reits in  anonymen  Gesellschaften  gebundenen,  zur  Bildung  und 
F'ortentwickelung  von  Koalitionen  setzte  sich  klar  und  kräftig 
durch.  Die  Konzentration  der  Produktionsmittel  arbeitet  den 
Kartellen  in  die  Hände , wie  diese  ihrerseits  die  schwachen  Ka- 
pitalistenexistenzen in  beschleunigtem  Tempo  auflösen  und  ab- 


1)  Der  dcuischc  Drahtstiftverband  zerfiel,  weil  der  Westfälische  Draht-Industrie- 
Verein,  der  grösste  Produzent,  nicht  beitrat.  Dieser  Fall  gab  zu  besonders  lebhaften 
Erörterungen  in  den  Handelsblättcrn  Anlass  durch  die  Streitschrift  des  Herrn  Leber, 
eines  Düsseldorfer  Aktionärs  des  Dr.-I.-V. , zu  Gunsten  der  Kartelle.  »Industrie«. 
Jahrg.  1S88,  Nr.  5,  7,  9,  22,  26,  27,  31,  37,  43,  44.  47:  Jahrg.  1889.  Nr.  47.  Das 
englische  Glasdaschensyndikat  scheiterte,  weil  drei  mächtige  Finnen  der  Glasbranche 
dagegen  waren.  »Industrie«,  Jahrg.  1889,  Nr.  20.  Ein  Verband  der  deutschen  Puz- 
zolan  Zementfabriken  kam  nicht  zu  stände,  weil  zu  wenig  Geschäfte  beitraten.  Ebda. 
Jahrg  1889,  Nr.  14 
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sorbieren').  Die  technischen  und  sozialökonomischen  Bedingungen, 
kraft  derer  neue  Gestaltungen  sich  bilden  können,  welche  nicht 
beim  ersten  Windhauch  zerstieben , sind  jetzt  gegeben.  Es  ist 
begreiflich,  dass  z.  B.  der  Plan,  ein  die  gesamte  deutsche  VVirk- 
warenindustrie  zusamnienfassendes  Syndikat  zu  gründen  , platt 
zu  Boden  fiel.  Man  hätte  die  disparatesten  Interessen,  die  ver- 
schiedenartigsten Branchen,  die  Handschuh-,  Strumpf-,  Trikotstoff-, 
Trikotwarenmacherei,  zu  einem  unnatürlichen  Bunde  zusammen- 
schweissen  müssen , man  musste  vor  allem  mit  der  Thatsache 
rechnen,  dass  die  Zahl  der  Betriebe  sehr  gross,  der  Umfang  sehr 
vieler  Betriebe  ein  kleiner  ist.  »Soll  die  Wirkwarenindustrie  unter 
die  I lerrschaft  eines  Kartells  gestellt  werden , so  muss  sie  erst 
in  völlig  andere  Bahnen  einlenken,  es  muss  erst  ein  starker  2ier- 
setzungsprozess  stattgefunden  haben , unter  dem  die  unzähligen 
I'.inzelinteressen  vernichtet,  die  Gesamtproduktion  in  wenige  Hände 
übergegangen  ist  ’).«  Das  gilt  auch  für  andere  Gewerbe.  Die 
Kartelle  sind  eben  giossindustrielle  Unternehmerverbändc , ge- 
schlossen zum  Schutze  der  kapitalistischen  Interessen  gegen  die 
Produktionsanarchie,  begründet  auf  die  beschleunigte  Aufsaugung 
des  Kleinkapitals. 

Wird  von  Kartellen  des  Kleingewerbes  und  gar  der  Haus- 
industrie gesprochen , so  entpuppen  sich  dieselben , soferne  sic 
nicht  in  Wirklichkeit  machtlose  Innungen  oder  Lohnarbeiterver- 
einigungen  sind,  durchgängig  als  Verbände  grosser  Unternehmer, 
welche  mit  ihren  Heimarbeitern,  zum  Schutze  gegen  widerwärtige 
Konkurrenz  und  gedrängt  durch  die  soziale  Bewegung  unter  den 
Hausindustriellcn , bestimmte  Lohntarife  und  V'erträge  über  die 
Dauer  des  Arbeitstages  abschliessen.  Massgebend  sind  allein  die 
kaufmännischen  Verleger,  das  Fabrikantentum,  die  Manufakturen, 
welche  die  Heimarbeit  anwenden.  Das  tritt  u.  a.  deutlich  zu 
Tage  im  schweizerisch-sächsischen  Stickereiverband  ’)  und  bei 
der  Schweizer  federation  horlogöre  *).  Wobei  nicht  bestritten 

1)  »Joining  hanch,  massing  energies  — ihal  is  cmphalically  ihc  ordcT  of  tbc 
day  in  economic  afairs.c  F.  Uenj.  Andrews,  1.  c.  p-  121/22. 

2)  Johannes  Corvey,  Ein  Kartell  in  der  Wirkwaieninduslric,  in  »Körnen  s Journal 
für  Tcxlil-lnduslric«,  Jahrg.  18S8,  Ausgabe  C,  p.  4/5. 

3)  Das  oslschwei/crisclie  Slickcicigcwcrbe  und  sein  Kampf  gegen  den  iingeaugei- 
ten  WeUbewerb,  »Industrie«,  Jahrg.  1887,  Nr.  17,18,19;  Kcchtlc,  Die  Gewerkveretoe 
in  der  Schweiz,  p.  47  f ; Adolf  Braun  in  den  »Mittcil.  der  Ges.  ostcir.  Volksw.«  etc. 
3.  Heft,  p.  167. 

4)  »Industrie*,  Jahrg,  1888,  Nr.  36;  Bechllc,  1.  c.  p.  54  ff. 
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werden  soll,  dass  die  drückende  Lage  der  Hausindustriellen  sich 
unter  dem  Kapitalistenkartell  gebessert  hat,  obwohl  bereits  auch  hier 
lebhafte  Klagen  laut  werden  ').  Aber  gerade  die  aus  den  Hunger- 
löhnen resultierenden  Schleuderpreise  haben  ja  den  Verbänden 
zum  Dasein  verhelfen.  Ein  in  die  Augen  springender  Irrtum  ist  es 
ferner,  wenn  die  sindustrie*  ’)  in  ihrer  sonst  sehr  fleissigen  Ueber- 
sicht  unter  den  vier  »Kartellen  des  deutichen  Kleingewerbes«  — 
die  Verschmelzung  der  zwölf  Nürnberger  Pinselfabriken  aufzählt, 
die  sämtlich  grossindustrielle  Betriebe  mit  zusammen  etwa  zwei- 
tausend Arbeitern  sind  ®).  In  derselben  Zusammenstellung  sind 
auch  die  bayerischen  Eeingoldschläger  verzeichnet,  die  durch- 
gängig Repräsentanten  der  kapitalistischen  Manufaktur.  Aehnlich 
verhält  es  sich  mit  den  zwei  anderen  Vereinbarungen,  denjenigen 
der  Ofenfabrikanten  und  Scheuertuchhersteller. 

VI. 

Der  vielgegliederte  imposante  Mechanismus  des  modernen 
ürossbetriebs  ermöglicht  ohne  erhebliche  Schwierigkeiten  .seine 
Verbindung  mit  anderen  gleichartigen  Schöpfungen.  Hier  findet 
sich  ein  geschultes  Beamtenpersonal,  hier  stehen  wohlgeübte  Ar- 
beitermassen zur  Verfügung,  deren  vielseitige  Verwendung  der 
wechselnde  Bedarf  des  Etablissements  notwendig  macht.  Wie 
im  Spinnsaal  die  tausend  Eisenfinger  der  Maschine  sich  nach  be- 
stimmtem Gesetze  ruhelos  bewegen,  so  fügt  ein  sorgfältig  durch- 
dachter Plan,  ein  Tagesbefehl  die  Schaaren  der  Arbeiter  zu  har- 
monischem Thun  zweckmässig  zusammen.  Mit  peinlicher  Sorgfalt 
werden  die  Schwankungen  des  Weltmarkts  verfolgt,  Agenten  und 
Reisende  vermitteln  den  lebhaftesten  Verkehr  mit  der  ganzen 
Kulturwelt,  die  Kenntnis  der  Zustände  in  der  eigenen  Branche 
ist  eine  vortreffliche,  die  üebersichtlichkeit  des  Betriebs  und  sei- 
ner rechnerischen  Grundlagen  lässt  nichts  zu  wünschen  übrig. 

1)  »llanHel.s-Muscum«,  Bd.  IV,  p.  67 

2)  Jahrg,  1890,  Nr  2. 

3)  Nach  den  Ilnndeisblättem  hat  die  Aktiengesellschaft;  Vereinigte  Nürnberger 
Tinselfabriken  von  den  Gründern  ihre  Ktablisscments  gegen  Aktien  tu  nachstehenden 
l’teisen  übernommen ; Gebrüder  Gonnermann  1150000  M.,  G,  C.  Beissb.arth  Sohn 
410000  M.,  E.  Held's  Erben  300000  M. , Schuster  und  Rchlen  250000  M.,  J.  M. 
Beissbarth  & Co.  250000  M.,  Pauschinger  & Co.  120000  M.,  Martin  Weigel  & Co. 
105000  M.,  Stefan  Stadelmann  190000  M.,  Bähr  und  Bohm  55000  M. , Andrca.s 
Brunner  28000  M.  , L.  Nowack  39000  M.  Siehe  auch  das  »Handels-Museum«, 
Bd.  IV,  p.  791 
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Die  Aiiflösunfj  der  nicht  kartellieriinä'sfähigen  Hestandleile  des 
Produktionsprozesses  geht  Hand  in  Hand  mit  der  Vereinigung 
der  grosskapitalistischen  Unternehmungen.  Die  letzteren  heben- 
sehen  ihre  Industrie,  sie  verfügen  über  die  Macht,  Einigkeit  zu 
schaffen  und  zu  erhalten.  Die  rücksichtslose  Politik,  welche  die 
Verbände  gegen  die  Widerstrebenden,  gegen  Gegner  und  Kon- 
kurrenten verfolgen , ist  eines  der  lehrreichsten  Kapitel  in  der 
lehrreichen  Geschichte  der  Kartelle.  Das  rheinisch-westfälische 
Stabeisensyndikat  z.  B.  erklärt ; »Ausserhalb  des  Syndikats  stehen 
nur  wenige  Werke  mit  ganz  geringer  Produktion,  und  diese  im 
Schach  zu  halten  wird  das  Verkaufsbureau  die  ausgiebigsten  Mittel 
in  der  Hand  haben.  Erfordert  es  das  allgemeine  Interesse,  so 
kann  man  dieselben  ganz  aus  dem  Markte  herausdrängen  ').«  Der 
Verband  der  deutschen  Bandeisenwerke  beschliesst,  »gegen  die 
aussenstehenden  Werke  Kampfpreise  anzuwenden  und  eventuell 
die  Bandeisenpreise  ganz  frei  zu  gebens  ’).  Der  schweizerische 
Stickereiverband  bringt  die  »Outsiders«  dadurch  zur  Unterwerfung, 
dass  er  die  Kantonsregierungen,  meist  erfolgreich,  darum  ersucht, 
die  elfstündige  Arbeitszeit  in  den  mit  Ueberstunden  arbeitenden 
Fabriken  straff  durchzuführen.  Er  droht  ferner  den  Hausindu- 
striellen, die  für  die  aussenstehenden  Geschäfte  Weiterarbeiten 
werden , die  Entziehung  der  Kundschaft  an  und  gibt  bekannt, 
dass  die  Angestellten  der  widerstrebenden  Firmen  nicht  mehr 
bei  Verbandsmitgliedern  Anstellung  finden  werden , sobald  sie 
bei  jenen  noch  über  drei  Monate  bleiben  ’). 

Diese  Kampfesweise  ist  international.  Mit  grandioser  Offen- 
heit sprechen  sich  darüber  die  vor  die  New-Yorker  Untersuchungs- 
kommission geladenen  Interessenten  aus.  So  schliesst  der  Kou- 
vert-Trust  einen  Vertrag  mit  den  in  Frage  kommenden  Maschi- 
nenfabriken ab,  nach  welchem  nur  ihm  für  eine  Reihe  von  Jahren 
die  zum  Betrieb  nötigen  Maschinen  abgegeben,  nur  für  ihn  allein 
Reparaturen  ausgeführt  werden  dürfen*).  Die  renitenten  Whiskey- 
brenner der  Vereinigten  Staaten  werden  durch  einen  künstlich 
erzeugten  Preisfall  in  die  Vereinigung  hineingetrieben  ®).  Voll 

1)  »Industrie*,  Jshrg.  1887,  Nr.  9. 

2)  Kbd.,  Jahrg.  1S88,  Nr.  35. 

3)  »l.eipiiger  Monats.v:hrift  fiir  Tealil-lndustrie*  Jahrg.  1887,  p.  342. 

4)  Report  of  the  Committee  on  General  I.aws  on  the  Investigation  relative  10 
Trusts,  Albany,  1888,  p.  336 — 339. 

5)  J-  The  Whiskey  Trust,  in  »Political  Science  Quarterly«,  vol.  IV, 

no.  2,  June  1889,  p.  309. 
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kühler  Unbefangenheit  sagt  Mr.  Drummoiul,  Präsident  der  Canada 
Sugar  Refinery  und  Mitglied  des  kanadischen  Zucker-Trusts,  als 
ihm  vorgehalten  wird,  dass  die  Grosshändlergilde  ihn  durch  die 
ernsthafte  Drohung,  den  Zuckerverlrieb  aufzugeben , zum  Zuge- 
ständnis von  Vierteilen  beim  Einkäufe  gezwungen  habe:  »It  was 
prophecy  more  than  anything  eise  , . . biit  it  was  nothing  of  the 
nature  of  a threat  or  intimidation  ')*.  Der  mehr  oder  minder 
sanfte  Zwang,  welchen  die  Ueberlegenheit  des  Besitzes  auszuüben 
vermag,  ergänzt  nicht  ohne  Nutzen  die  Arbeit  des  wirtschaftlichen 
Prozesses,  dessen  Mühlen  zwar  schrecklich  fein,  aber  langsam 
mahlen. 


VII. 

Wir  schreiben  keine  Technologie  der  Kartelle,  und  es  ist 
deshalb  nicht  nötig,  die  zahlreichen  Spielarten , die  sich  bereits 
jetzt,-  nach  einer  so  kurzen  Lebenszeit  der  Gattung  feststellen 
lassen,  der  Reihe  nach  aufzuzählen  und  zu  klassifizieren.  Vor 
unseren  Augen  gleitet  in  reicher  Fülle  die  buntschillernde  Man- 
nigfaltigkeit verschiedenartiger  Gebilde  vorüber;  proteusartig  ist 
der  Wechsel  der  Gestalten,  rasch  der  Uebergang  von  einer  Stufe 
zur  anderen,  es  ist  ein  ewiges  Gehen  und  Kommen  wie  in  einer 
Karawanserei  des  Ostens.  Wenn  das  Typische  mit  wenigen 
Strichen  gezeichnet  wird,  so  genügt  dies,  um  den  P'ortschritt  des 
sozialen  Phänomens,  das  uns  beschäftigt,  zu  kennzeichnen. 

Als  Kleinwächter  die  Aufgabe  der  Kartelle  zu  präzisieren 
unternahm,  fand  er  drei  leitende  Gesichtspunkte,  die  Bestimmung 
der  Preise,  die  Regelung  der  Produktion,  die  Verteilung  der  Ab- 
satzgebiete *).  Seitdem  ist  ihr  W'irkungskreis  ein  viel  weiterer 
und  tiefergehender  geworden,  und  es  ist  schwer  ein  Ende  mit 
der  Aufzählung  ihrer  Programme  zu  finden.  Kein  Gebiet  des 
Erwerbslebens,  das  nicht  in  die  Sphäre  der  Unternehmerverbände 
hereingezogen,  keine  Funktion  der  Wirtschaft,  die  nicht  für  die- 
selben beansprucht  wird.  VV'ie  sie  eine  Industrie  nach  der  an- 
deren ergreifen , so  drücken  sie  auch  der  Produktion  überhaupt 
ihren  Stempel  in  scharfgeränderter  Prägung  auf.  Weil  wir  mitten 
in  ihrer  Sturm-  und  Drangperiode  leben,  ist  es  nicht  auffällig, 
dass  neben  den  höchstentwickelten  Formen  rudimentäre  Organis- 

1)  Rei>ort  of  the  Select  Committee  etc.,  p.  35,  36. 

2)  L.  c.  p.  12J. 
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men  sich  finden , dass  Anfang  und  bisheriger  Abschluss  nach- 
barlich an  einander  gränzen.  Die  Läuterung  und  Klärung  geht 
indessen  ruhig  weiter,  und  die  vorgeschrittenen  Organisationen 
werden  in  Zukunft  allein  den  Platz  behaupten,  bis  auch  sie  wie- 
der besseren  Einrichtungen  weichen.  Denn  die  Perfektibilität  der 
gewerblichen  Koalitionen  ist  eine  unendlich  grosse,  da  sic  ein  in- 
tegrierender Bestandteil  der  ökonomischen  Entwickelung  sind. 
Und  dieser  ist  ein  unendlicher  P'ortschritt  sicher. 

Die  Stassfurter  Kalikonvention  ')  kann  uns  ein  gutes  Stück 
des  Weges  zeigen,  welchen  die  Kartelle  gehen,  wenn  sie  sich 
normal  fortbilden.  Als  anfangs  der  sechziger  Jahre  die  beiden 
fiskalischen  Werke  in  Stassfurt-Leopoldshall  begründet  wurden, 
bestand  noch  das  Salzmonopol,  Konkurrenz  existierte  nicht,  und 
auf  Grund  einer  stillschweigenden  Vereinbarung  hielten  die  beider. 
Staatsbetriebe  für  ihr  Produkt  gleichen  Preis.  Die  Verarbeitung 
des  Karnallits  zu  Chlorkalium  übernahmen  gesondert  stehende 
Privatfabriken,  die  sich  in  der  Nähe  beider  Werke  aufthaten.  Die- 
selben nahmen  rasch  zu,  »befanden  sich  viefach  in  den  Händen 
kleiner  Kapitalisten,  zwischen  denen  keine  Einigkeit  bestand,  so- 
dass  der  Preis  des  Chlorkaliums,  innerhalb  der  durch  den  Preis 
des  Rohmaterials  gestellten  Grenzen , erheblichen  Schwank-ungen 
unterworfen  war«.  Dies  währte  bis  zur  Aufhebung  des  Salzmo- 
nopols  im  Jahre  1871.  Es  entstanden  jetzt  Privatfabriken,  die 
auch  auf  das  Rohmaterial,  den  Karnallit,  den  Wettbewerb  zu 
übertragen  drohten.  Dies  führte  im  Jahre  1879  die  erste  auf  fünf 
Jahre  geschlossene  Konvention  von  vier  Salzwerken  herbei,  die 
sich  jedoch  nur  auf  den  Rohstoff,  die  P'ördermenge  und  den 
Preis  bezog,  während  man  es  den  Fabriken  überliess,  sich  üb« 
den  Chlorkaliumpreis  zu  einigen,  l.etzteres  erfolgte,  da  nicht 
alle  mitmachten,  nur  teilweise.  Zwei  im  Laufe  des  nächstfolgen- 
den Jahrfünfts  entstandene  neue  Werke  zog  man  in  die  Konven- 
tion hinein,  sodass  ihr  sämmtliche  Werke  angehörten.  Aber  der 
Vertrag  erstreckte  sich  jetzt  nicht  mehr  auf  den  Karnallit  allein, 
sondern  auf  den  inzwischen  für  die  Landwirtschaft  wichtig  ge- 
wordenen Kainit.  »Auch  das  Fabrikensyndikat  wurde  erneuert 
und  verstärkt  durch  Zutritt  der  neuen  Kalisalzwerke,  die  auch 
eigene  F'abrikcn  an  ihren  Schächten  erbaut  hatten;  auch  die  alten 

l)  Vgl,  Ur.  G.  Borsche , L)ic  Stassfurter  Konvention  der  Kalisalzwerlce , in 
»Chemischen  Industrie«,  Jahrg.  1890,  p.  5 ff. 
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fjcsonderl  stehenden  Fabriken  traten,  soweit  sie  nicht  ausschlicss’ 
lieh  für  eigenen  Bedarf  arbeiteten,  dem  Syndikat  vollzählig  bei, 
welches  gleichzeitig  in  eine  bestimmte  formelle  Abhängigkeit  vom 
Schächtesyndikat  gebracht  wurde  ').t  Wie  >formclU  diese  Ab- 
hängigkeit war,  sollte  sich  bald  zeigen.  Die  eben  charakterisierte 
Konvention , welcher  ein  neues  Kalisalzwerk  sich  anschloss , lief 
1888  ab  und  wurde  »auf  wesentlich  breiterer  Grundlagec  von 
sämtlichen  Salzwerken  erneuert.  »Zunächstt,  sagt  Borsche,  »wurde 
der  ganze  Vertrag  ausschliesslich  von  den  Kalisalzbergwerken  ab- 
geschlossen, da  diese  meist  selbst  Besitzer  der  Fabriken  gewor- 
den waren,  oder  wo  dies  nicht  der  Fall  war,  durch  Lieferung 
des  Rohmaterials  an  die  sog.  gesondert  stehenden  Fabriken  einen 
massgebenden  Linfluss  ausüben  konnten. t 

Nachdem  die  kleinen  Kapitalisten  allmählich  verschwunden 
oder  zu  Untergebenen  der  Gruben  gemacht  worden  waren,  konnte 
die  Konvention  sich  freier  und  bedeutungsvoller  ausgestalten.  »Es 
zeigte  sich  bei  den  verschiedenen  Entwickelungsstufen  stets  der 
Drang  nach  gleichzeitig  strafferer  Einigung  und  vollständiger  Um- 
fassung des  Gebiets. € Wir  haben  gesehen  , wie  das  .Syndikat 
ursprünglich  nur  mit  Preisvereinbarungen  sich  befasst,  später  für 
Förderquanten  und  Karnallitpreis  bestimmte  Vorschriften  gibt  und 
allgemach  die  Chlorkaliumfabrikcn  sich  unterwirft.  Nun  zog  es 
in  die  Vereinigung  sämtliche  Kalirohsalze,  Karnallit,  Kainit,  Schönit, 
Sylvinit,  auch  »alle  etwa  unter  neuen  Benennungen  auftauchenden 
Kalirohsalze  und  ohne  Unterschied  ob  dieselben  zur  Fabrikation 
verwendet  oder  direkt  als  Rohsalze  zur  landwirtschaftlichen  Ver- 
wertung abgegeben  werden«.  Ebenso  wurden  sämtliche  kalihal- 
tigen Stassfurter  Fabrikate,  ganz  gleich  ob  sie  chlorhaltig  oder 
schwefelsäurehaltig  waren,  bis  zu  einem  garantierten  Minimalgehalt 
von  20  Prozent  reinem  Kali,  dem  Syndikat  unterstellt.  Der  Ver- 
trag von  1888  teilte  jedem  Werke  einen  bestimmten  Anteil  der 
F'örderung  der  gesamten  Kalirohsalze  zu , passte  dieselbe  dem 
Marktbedarf  an  und  bestimmte  die  allgemeinen  Verkaufsnormen 
durch  einen  von  den  Werkbesitzern  gebildeten  Ausschuss.  Bei 
dem  Absatz  der  Kalirohsalze  an  die  Landwirtschaft  im  Inlande 
ward  jedem  Werke  freigestellt,  lür  sich  zu  verkaufen , »natürlich 
nach  allgemeinen  gleichmässig  festgesetzten  Vorschriften  und 
unter  Ausgleichung  einer  am  Schluss  einer  Rechnungsperiode  sich 

0 L.  c.  p.  5. 
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etwa  ergebenden  Abweichung  von  den  vertragsmässigen  Prozent- 
anteilenc.  Der  Vertrieb  im  Auslande  wurde  dagegen  einheitlicher 
gestaltet,  indem  man  in  den  grösseren  Ländern  Syndikatsagenten 
den  Verkauf  für  sämtliche  Werke  gemeinschaftlich  übertrug.  »Voll- 
ständig einheitlich  organisiert  wurde  der  Vertrieb  der  Kalifabri- 
kate. Man  errichtete  eine  gemeinsame  Verkaufsstelle  der  SjTi- 
dikatswerke  in  Stassfurt.  Dieselbe  besteht  aus  einem  Bureau  und 
Laboratorium,  die  Überleitung  hat  ein  Generalvertreter  des  Syn- 
dikats unter  Kontrolle  des  Werkausschusses,  welcher  die  allge- 
meinen Verkaufsbedingungen,  Preise  u.  s.  w.  feststellt  und  die 
internen  Abrechnungen  des  Syndikats  berücksichtigt.  Alle  Ver- 
käufe von  Kalifabrikaten  werden  durch  den  Generalvertreter  für 
Rechnung  und  den  Namen  des  Syndikats  geschlossen. c 

VIII. 

Von  lockeren,  schwächlichen,  lebensunfähigen  Vereinbarungen, 
welche,  für  den  Augenblick  geschaffen,  im  Nu  vergehen  wie  Fuss- 
stapfen  im  Flugsande,  geht  cs  Schritt  vor  Schritt  weiter  zu  feste- 
ren Konventionen,  welche  auf  einen  längeren  Zeitraum  geschlossen 
werden  und  nicht  bloss  ephemeren  Gewinn , sondern  dauernden 
Nutzen  als  erstrebenswertes  Ziel  im  Auge  haben.  Nach  und  nach 
entfaltet  sich  die  junge  Organisation,  zur  Regulierung  der  Preise 
tritt  die  F'rage  der  Produktion.  Man  straft  die  Uebererzeugung, 
man  zahlt  für  Minderproduktion  Prämien.  Die  Welt  wird  ver- 
teilt, den  verschiedenen  Produzentengruppen  werden  die  Absatz- 
gebiete bestimmt,  wo  ihnen  allein  freie  Hand  gelassen  wird.  Je 
länger  die  F'inrichtung  besteht , desto  dringender  wird  das  Be- 
dürfnis nach  einer  einheitlichen  Leitung,  nach  einer  Zentralisation, 
welche  durch  Kontrollbureaux,  durch  Ueberwachung  des  Markts 
und  des  Kartells  die  Interessen  der  Verbündeten  wahren  soll. 
Die  Sicherheit  der  Aufsicht  über  die  Erfüllung  der  Vertragspflich- 
ten und  das  Vorteilhafte  des  Vorgehens  von  einem  den  gan- 
zen Industriezweig  übersehenden  Punkte  aus  zwingen  zu  immer 
festerem  Zusammenschluss,  zur  Erweiterung  der  Vollmachten  des 
leitenden  Komitees.  Die  Errichtung  von  allgemeinen  V'^erkaufs- 
stellen , welche  an  Stelle  des  einzelnen  Fabrikanten  den  V’erkauf 
der  kartellierten  Waren  in  die  Hand  nehmen,  erweist  sich  als 
erspriesslich  '),  die  Kompetenzen  der  Leitung  dehnen  sich  in  dem 

l)  leuchtet  ein,  dass  diese  Verkaufssyndikate  dem  Zwischenhandel,  der  skb 
in  seiner  Mittlerrolle  bedroht  sieht,  ein  Dom  im  Auge  sind.  So  günstig  von  vieles 
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Masse  aus,  in  welchem  der  Wirkungskreis  der  Vereinigung  wächst. 
Die  Einzelunternehmung,  mag  sie  einem  Kapitalisten  oder  einer 
Aktiengesellschaft  eignen , tritt  zurück  vor  der  Gesamtheit  der 
assoziierten  Betriebe , sie  ist  nur  ein  Rädchen  in  dem  exakten 
Uhrwerke  des  Kartells,  jede  an  ihrem  Platze,  jede  aber  auch  nur 
an  diesem  Platz  im  stände,  richtig  zu  wirken,  jede  streng  ange- 
wiesen, in  dem  vorgeschriebenen  Tempo  zu  funktionieren. 

Was  früher  der  geschäftskundige,  nach  jeder  Verbesserung 
des  Betriebes  spähende  Fabrikant  für  sich  allein  durchzuführen 
versuchte,  die  Einbeziehung  aller  P'ortschritte  auf  dem  Gebiete 
der  Industrie  in  den  Bereich  seiner  W’irksamkeit , das  thut  jetzt, 
ausgestattet  mit  mehr  Mitteln  , mit  umfassenderer  Kenntnis  der 
Verhältnisse  das  Kartell,  das  auf  diese  Weise  nicht  bloss  die 
Kapitale , sondern  auch  die  Intelligenzen  konzentriert.  I3a  wer- 
den gemeinschaftliche  Versuchsstationen  angelegt,  auf  denen 
neue  Erfindungen  geprüft  und  gemacht,  bessere  Arbeitsmethoden 
erforscht , die  Rohstoffe  auf  ihre  Eigenschaften  untersucht  wer- 
den, Zentralsammlungen  von  Modellen  und  Fachwerken  werden 
eingerichtet,  um  die  Mitglieder  in  allem,  was  ihre  Branche  berührt, 
auf  dem  Laufenden  zu  erhalten.  Es  gibt  Verbände  , welche 
bereits  die  Transporttarife  beeinflussen.  Andere  bilden  sich  wech- 
selseitig Industrie-  und  W^erkleiter  aus,  die  mit  der  einfachsten 
I landlangerei  im  kleinsten  Etablissement  beginnend  nach  und 
nach  die  Reihenfolge  der  Betriebe  durchzumachen  und  die  ganze 
Stufenleiter  von  der  unqualifizierten  zur  geschickten  Arbeit,  von 
der  Schmiede  zum  Zeichensaal,  vom  Tagwerker  zum  Chefingenieur 
zu  erklimmen  haben. 

Die  Herrschaft  über  die  Produktion,  die  Konzentration  der 
Betriebe,  die  potenzierte  Oekonomie  der  Arbeitsweise  werden 
ausgesprochene  Zwecke  der  Organisation.  Die  bedeutenden  Sum- 
men, welche  ihr  zur  Verfügung  stehen , verwendet  sie  zum  Aus- 

Verlrclungen  des  Handels  die  Kartelle  beurteilt  werden , so  scharf  richtet  man  sich 
gegen  die  gemeinsamen  Verkaufsstellen.  Vgl.  jt.  B.  in  der  »Deutschen  Industrie-Zct* 
tung«,  Organ  (ler  sächsischen  Handelskammern,  die  beiden  Artikel:  Vom  Wesen  der 
indu.'itrielten  Kartelle,  Jahrg  1888,  Nr.  45  und:  Die  Konventionen  und  die  gemein- 
schaftlichen Verkaufssyndikate  der  Grossinduslrie , ebda.,  Nr.  19.  Noch  am  günstig- 
sten urteilt  die  Mannheimer  Handelskammer  In  ihrem  iSSScr  Jahresberichte:  »Ver- 

ständige, nicht  monopolisierende  Benutzung  dieser  neuen  Form  des  Geschäftsbetriebes 
oder  besser  gesagt  des  »Vertriebes«  wird  günstig  wirken  und  der  Produktion  zu  <lem 
ihr  gebührenden  Rechte  verhelfen.  Ein  Missbrauch  desselben  wird  dagegen  neue 
Konkurrenz  des  ln-  und  Auslandes  und  vergrösserte  Ueberproduktion  herbeirufen.« 
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kaufen  von  Konkurrenten,  zum  Erwerb  von  Etablissements,  die 
entweder  rationeller  fortbetrieben  oder  zum  Stillstand  verurteilt 
werden , wie  es  gerade  die  wechselnde  Konjunktur  heischt.  So 
begegnen  wir  eigenen  Auskauf-Fonds,  welche  die  Zersetzung  und 
Absorption  der  nicht-kartellierten  Unternehmungen  zielbewusst 
beschleunigen  ‘).  Die  Warenproduktion  wird  mehr  und  mehr  in 
die  Hände  des  Verbandes  gebracht , die  zentripetale  Bewegung 
der  Kapitale  vollzieht  sich  mit  gesteigerter  Geschwindigkeit  Die 
maschinellen  Verbesserungen  werden  zum  Gemeingut  des  Kar- 
tells , das  die  Triumphe , die  das  Genie  der  Konstrukteure  und 
Chemiker  feiert,  nnablassig  für  seine  Werke  ausnützt  und  die  Er- 
finder anspornt,  durch  weitere  Neuerungen  den  Aufschwung  der 
Grossproduktion  zu  fördern  *). 

Alle  Höhen  und  Tiefen  des  Wirtschaftslebens  durchmisst  der 
fortgeschrittene  und  konstant  fortschreitende  Unternehmer\’erband. 
Wer  einen  Jahrgang  der  »Industriee  durchblättert,  wird  finden, 
dass  die  Vielseitigkeit  der  Aufgaben,  welche  die  Koalitionen  sich 
stellen , fort  und  fort  sich  mehrt.  Nun  einmal  der  Faden  ange- 
knüpft  ist,  wird  er  unermüdlich  weitergesponnen.  Aus  dem  Ein- 
zelbetriebe heraus  ist  der  Schwerpunkt  in  die  Vereinigung  gelegt 
worden,  Alles  gravitiert  um  sie  als  Mittelpunkt.  Was  eine  iso- 
lierte Unternehmung,  und  sei  sie  noch  so  kapitalkräftig,  nur  in 
beschränktem  Masse  zu  leisten  vermag,  die  allseitige  Ven’oll- 
kommnung  von  Produktion  und  Verschleiss,  übernimmt  in  weiter 
gesteckten  Grenzen , auf  höherer  Stufenleiter  und  mit  mehr  In- 
tensität das  Kartell. 

1)  Der  bekamUe  schlesische  WaliwerkverbanJ,  von  Urentano  eingehend  in  seinem 
Wiener  Vortrag  I.  c.  p,  78  ff.  geschildert,  pachtet  im  Jahre  18S7  das  Graf  Heockei 
Ixfry'sche  Walzwerk  für  Rechnung  des  Syndikats  auf  eine  Reihe  von  Jahren,  wie  be- 
reits früher  die  Pietahütte.  »Beide  Werke  werden  geschlossen  bezw.  nicht  wieder 
eröffnet,  der  Besitzer  durch  eine  Pachtsumme  entschädigt  und  auf  diese  Weise 
vorgebcugl,  dass  nicht  über  den  Bedarf  hinaus  produziert  und  der  Preisstand  ungönsaig 
beciiiAuübt  wird«;  »Industrie«,  Jahrg  1887,  Nr.  5.  Der  New-Vorker  Report  fuhrt 
zahlreiche  Fälle  von  Betriebsschlicssungen  , Fabrikaufkauren  u.  s.  f.  an  , so  z.  B. 
pp.  49/50,  102  f.,  iio/ii,  252,  389/90;  über  Auskaufs>FomU  ebda  pp  113.  34J  C 

2)  New- Yorker  Report  pp  60,  224,  385.  Der  nordamerikanische  Baumwon* 
samcnöl-Trust  schltes.st  eine  .Anzahl  Betriebe,  und  die  Produklionsziffcr  erhöht  sich 
um  25  Prozent  infolge  (echniticher  Fortschritte,  deren  Durchführung  der  Vcrtrclcr  der 
l'rusi  als  eines  der  Hauptziele  bezeichnet.  »We  nre  trying  it  all  ihe  time;  that 
onc  of  the  chief  aint.s.«  Die  wachsende  Anwendung  .arbeitssparender  Maschinsre 
wird  ausdtücklich  fesige.slellt.  I..  c.  p.  267/6S. 
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IX. 

Die  provinziellen , die  nationalen  Schranken  fallen.  Die  auf 
einander  angewiesenen  Gewerbe  suchen  engeren  Zusammenschluss, 
die  Erzeugung  der  Rohstoffe  und  der  aus  ihnen  hergestellten  Fa- 
brikate wird  vereinigt , konkurrierende  Industrien  verschiedener 
Länder  errichten  zwischenstaatliche  Konventionen , welche  die 
wichtigsten  Interessenfragen  regeln , Schutz-  und  Trutzverträge 
zwischen  den  Kartellen  verschiedener  Wirtschaftsgebiete  werden 
geschlossen , das  koalierte  Grosskapital  strickt  mälig  ein  Netz, 
das  vielmaschig  die  Weltwirtschaft  zu  umspannen  beginnt. 

Unablässig  wirkt  der  gebieterische  Zwang,  die  kooperative 
Thätigkeit  zu  potenzieren.  Soll  der  Profit  wachsen , soll  seine 
Gewissheit  sich  erhöhen , so  ist  es  nötig , dass  der  Anbau  des 
kartellierten  Industriefeldes  immer  rationeller  wird.  Als  Vorbe- 
dingung hierfür  erweist  sich  die  Vereinheitlichung  der  Waren- 
produktion und  des  Warenaustausches.  Der  dem  Einzelunter- 
nehmen gebliebene  Rest  von  Selbständigkeit  muss  beseitigt  wer- 
den. Noch  sind  die  Kartelle  temporäre  Bildungen'),  auf  Zeit 
abgeschlossen , mit  Kündigungsfristen , die  oft  nicht  eingehalten 
werden,  weil  das  bestehende  Recht  noch  keine  allgemeine  Norm 
für  diese  Art  des  Vertragsbruches  aufgestellt  hat.  Zwar  hat  das 
Grosskapital  anstatt  der  früher  im  Kartellwescn  üblich  gewesenen 
schwerfälligeren  Form  der  Konventionalstrafen  ’)  leichter  zu  hand- 
habende Waffen  gegen  die  fides  Punica  einzelner  Genossen  ge- 


1)  AschroU,  Die  amerikanischen  Tru-sls  etc.,  Band  I dieser  Zeitschrift,  p.  383^84. 

2)  Dass  die  Konventionalstrafen  zum  Zweck  der  Aufrcchterhahung  heslimmlcr 
fVeise  durchaus  keine  moderne  Eigentümlichkeit  von  Kapitalistenverbünden  sind,  dar- 
über helehrt  uns  Luther,  der  von  den  Aufkaufgescllschartcn  seiner  Zeit  errählt : »item 
das  ist  auch  ein  grifT  des  eigen  nutzes,  das  drey  oder  vier  kaudeul  haben  einerley 
oder  rweierley  war  unter  iren  henden,  welche  ander  Icute  nicht  haben  oder  nicht  feil 
haben,  wenn  sie  nu  merken,  das  solche  war  viel  gelt  gelten  und  alle  tage  theurer 
wird  von  kriegs  wegen  oder  unfals  halben,  so  rotten  sie  sich  und  geben  den  andern 
itr  wie  solche  war  fast  gesucht  werde  und  nicht  viel  sind,  die  dergleichen  feil  haben, 
sind  aber  etliche,  die  dergleichen  haben,  so  mutzen  sie  einen  frembden  aus,  den  lassen 
sie  alle  solche  war  auf  keufen.  wenn  sie  denn  dieseibigen  war  ganz  in  ihren  hendcu 
haben,  machen  sie  einen  bund  mit  einander  auf  die  weise;  wir  wollen  diese  war, 
weil  keine  mehr  ftVhandcn  ist  so  und  so  hoch  aufs  gelt  haben  und  welcher  sic  nehcr 
gibt,  der  so  oder  so  viel  verfallen  sein.«  Der  ander  Teil  aller  Bücher  und  SchrifT- 
ten  des  theuren  seligen  Mans  Doct.  Mart  Luthers  vom  XXII.  Jar  an  etc.  Gedruckt 
zu  Jhena  durch  Uunaiiim  Kichtzenhayn  und  Thomam  Kebart,  Aimu  MDLXIil;  Von 
Kaufshandlung,  f.  488*. 


Digitized  by  Google 


510 


Sc  hotnla  nk. 


funden,  indem  sie  durch  Solawechsel,  durch  Depositen  die  Teil- 
nehmer an  einem  Kartell  zu  festerer  Bürgschaft  für  ihr  Wohlver- 
halten verstrickt.  So  haben  im  März  dieses  Jahres  die  vereinigten 
Cottbuser  Tuchfabrikanten  eine  halbe  Million  Mark  bei  der  Reichs- 
bank hinterlegt  als  Sicherstellung  dafür,  dass,  falls  in  einer  der  ! 
Fabriken  ein  Ausstand  ausbricht,  sofort  sämtliche  anderen  Fabri- 
ken geschlossen  werden , bis  der  eine  Ausstand  beendet  ist '). 
Aber  noch  immer  sträubt  sich  der  Einzelne  zu  sehr  gegen  den 
Einblick  in  all  sein  geschäftliches  Thun  und  Lassen,  noch  ist  der 
heimlichen  Untreue  Thür  und  Thor  geöffnet. 

Diese  F'essel  muss  abgestreift  werden.  Das  bisherige  Gefuge 
erweist  sich  als  nicht  fest,  nicht  dicht  genug  für  die  notwendige 
Kontrolle  der  Industrie,  und  eine  neue  Konstruktion  tritt  au  seine 
Stelle.  Die  völlige  Abhängigkeit  des  Einzelbetriebs  von  der  Ko- 
alition wird  proklamiert,  er  wird  umgewandelt  in  eine  Abteilung 
der  Zentralstelle,  er  erhält  seinen  ordre  du  jour  von  dieser  allein. 

Die  Aktien  sämtlicher  Gesellschaften  — denn  die  Form  der  Ak- 
tiengesellschaft wird  zur  Eintrittsbedingung  in  das  Kartell  — 
werden  zusammengefasst,  die  Profite  aller  Etablissements  in  Einen 
F'onds  vereinigt,  die  Konzentration  vollendet  ihr  Werk  und  führt 
die  Verschmelzung  aller  Einzclunternehmungen  zu  einem  Riesen- 
unternehmen herbei.  Der  modus  procedendi  ist  verschieden  je 
nach  dem  Entwickelungsgang  und  der  Gesetzgebung  der  verschie- 
denen Länder.  Vorläufig  bietet  die  reinste  Form  dieser  Erschei- 
nung die  Trustorganisation,  wie  w'ir  sie  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten finden,  vor  allem  der  Normaltrust,  nach  dessen  Muster  aus- 
gesprochenermassen  die  anderen  nordamerikanischen  Unterneh- 
merverbände sich  umgestalten,  der  Standard  Oil  Trust  *).  Bis  m 

1)  Berliner->Vo)ks7eitung<,  Nr.  59,  1 Blatt  vom  ll.  März  1890:  Eid  GcDcnl* 
sinke  der  Untcrnchiner. 

2)  Ein  Beispiel  für  viele!  Der  llandeUbericht  der  »Frankf.  Zig.t,  Nr.  loi.  2- 

Morgenbl.  vom  12.  April  1890  meldet  aus  Berlin:  »Auf  den  29.  April  ist  eine  Ge* 

neraiver.snmmlung  der  hannoverschen  Ultramarinfabrik  vorm.  EgestorfT  eiobemfea 
welche  über  den  Antrag  des  Aufsichlsrats  betreffs  Uebertragung  des  Gc^lischiflsv«* 
luugens  an  eine  andcie  Aktiengesellschaft  Beschluss  fa.ssen  solU  Dieser  Antrag 

mit  dem  riaoe  ru-sammen , eine  Vereinigung  sämtlicher  Ultramaiinfabriken  Deotseb* 
lands  zu  einer  Aktiengesellschaft  herbeizulühren.«  ' 

3)  Die  ilauptquellen  für  die  Erkenntnis  der  Trusts  sind  der  New-Vorker  Report 
der  Bericht  des  CominiUee  of  Trade  an  das  KepräsentaDienhau.s  und  der  kanadUefar 
Report  Vgl.  ferner  AschrOtl's  übersichtliche  iMrstcllung  in  seinem  Aufsatz:  Die  aoe 
rikanischeu  Trusts  clc.,  1.  c.  p.  384  ff.;  Andrews  1.  c p.  119  ff.;  Jenks,  L c. 

Gunton.  The  economic  and  social  aspcct  of  Trusts,  in  •Bolitical  Science  Quartcrl} 
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diesem  Stadium  sind  heute  die  Kartelle  gelangt.  Sie  stellen  sich 
an  diesem  vorläufigen  Endpunkt  ihrer  geschichtlichen  Entwicke- 
lung dar  als  grosskapitalistische , zum  Kampfe  gegen  die  Pro- 
duktionsanarchie gegründete  Verbände,  welche,  Begünstiger  und 
Begünstigte  der  Kapitalkonzentration,  an  die  Stelle  der  einzel- 
wirtschaftlichen  die  gemeinwirtschaftliche  Betriebsweise  auf  höch- 
ster Stufenleiter  setzen. 


X. 

Die  alte  Form  ist  gesprengt,  und  lockende  Illusionen  sind 
zerstört.  In  keiner  Periode  verwittern  die  Institutionen  rascher 
und  gründlicher  als  in  dem  Zeitalter  des  Dampfes  und  der  Elek- 
trizität. Woran  gestern  noch  die  innige  Verehrung  mit  allen  Fa- 
sern ihres  Seins  sich  klammerte,  das  ist  heute  eine  überlebte  Ein- 
richtung. Noch  tönt  der  Jubel  über  die  heilsame  Wirkung,  welche 
die  Unternehmerverbände  für  den  Einzelkapitalisten  haben , und 
schon  wälzt  sich  am  Horizont  die  düstre  Wetterwolke  auf,  welche 
den  Zerfall  derselben  in  ihrer  alten  , jungen  Gestalt  signalisiert. 
Wie  hat  sich  das  Los  des  einzelnen  Kapitalisten  gestaltet? 

In  dem  Augenblicke,  in  welchem  die  grossinduslrielle  Unter- 
nehmung in  einen  Verband  sich  eingliederte,  begann  sich  ihre 
Physiognomie  zu  verändern.  Die  P'esseln  der  Einzelwirtschaft 
fielen  klirrend  zu  Boden , damit  der  Unternehmer  um  so  fester 
an  die  Gebote  und  Verbote  der  assoziierten  Wirtschaft  ge- 
knüpft werde.  Er  ist  nicht  mehr  der  souveräne  Gebieter  in 
seinem  Reich , der  frei  schalten  und  walten  kann , ein  wachsen- 
der Anteil  seiner  Hoheitsrechte  fällt  an  das  Kartell.  Die  Ar- 
beiter, welche  er  in  seinem  Etablissement  anwendet,  sind  noch 
die  seinigen,  das  Rohmaterial,  die  Hilfsstoife , die  Arbeitsmittel 
gehören  noch  ihm,  aber  in  welcher  Weise  und  wie  lange  er  die 


p.  385  ff.;  Köchlin-Gcigy,  Corners  und  Trusts,  in  der  »Zeitschrift  für  schweixerische  Sta- 
lUtikc,  Jahrg.  1888,  2.  f^uartalheft,  p.  172  ff.;  »Industrie«,  Jahrg.  1889,  Mr.  2,  4,  5; 
Schaffle  , Die  Trennung  der  Volkswirtschaft  vom  Staat,  in  der  »Zeitschrift  für  die 
gesamte  Staatswissenschaft« , Jahrgang  1889,  p.  659  ff.;  Mandelszeitung  der  Mün- 
chener »Allgem.  Ztg.«,  2.  Beilage,  Nr.  53  vom  2.  Februar  1889:  Trusts  in  .\mcrika; 
ebda.  Nr.  220,  Morgenblau  vom  10.  August  1889:  Die  Trusts  in  den  Vereinigten 

Staaten  vou  Nordamerika  (beides  New-Yorker  Korrespondenz-Artikel);  »Bayerische 
llandelszeitung« , Beiblatt  zur  »Allg.  Ztg.«,  Nr.  2 vom  12.  Januar  1890:  Die  Trusts 
und  ihre  Zukunft ; Oldcnberg,  Studien  über  die  rhcinisch-wcstnUische  Arbeiterbewegung, 
in  Schmoller's  »Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft«  , N.  F, 
XIV.  jahrg.,  2.  Heft,  p.  277  282;  o.  a.  m. 
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>Hände<  beschäftigen,  welche  VVarenmassen  er  hervorbringen, 
für  welche  Märkte  er  liefern  soll,  darüber  entscheidet  eine  andere 
Instanz.  Ein  Stück  nach  dem  anderen  seiner  Selbständigkeit 
bröckelt  los,  er  wird  zum  Träger  eines  Lehens,  dessen  Übereigen- 
tümer der  Verband  ist.  Nicht  mit  einem  Male  ändert  sich  die 
Charaktermaske  des  Rinzelkapitals.  Die  Unterordnung  unter  den 
bindenden  Pakt,  welchen  es  geschlossen  hat,  steigert  und  ver- 
grössert  sich  im  selben  Mass,  in  welchem  das  Vertragsverhältnis 
währt  und  sich  befestigt.  Der  Unternehmer  wird  zum  Mandatar 
einer  Genossenschaft,  deren  Mitglied  er  ist.  Aber  es  gibt  ver- 
schiedene Rangstufen  der  Mitgliedschaft,  die  sich  aus  der  in  das 
Kartell  eingebrachten  Kapitalquote  ergeben.  Die  Verteilung  der 
Produktionsquanten  geht  vor  sich  auf  Grund  einer  Schätzung, 
welche  nach  dem  Umfange  und  der  Leistungsfähigkeit  des  Be- 
triebs dem  einen  so  viel,  dem  anderen  so  viel  Waren  zu  erzeugen 
gestattet.  So  entsteht  eine  Feudalität  des  Besitzes,  die  von  der 
bisherigen  sich  durch  die  Straffheit  des  Zwanges  unterscheidet, 
der  jedem  ohne  Rücksicht  auf  sein  persönliches  Empfinden  seinen 
Platz  im  Produktionsfeld  und  damit  in  der  sozialen  Hierarchie 
anweist.  Ist  für  den  Kapitalisten  jetzt  eine  stärkere  Garantie  für 
sichere  Akkumulation  von  Reichtum  vorhanden,  so  ist  auch  seine 
Bewegungsfreiheit  eingeschränkt,  der  Elnbogenraum,  den  er  im 
wilden  Drange  der  freien  Konkurrenz  sich  verschafft  hat , wird 
durch  den  Spielraum  ersetzt,  den  auf  Grund  ihrer  verbrieften 
Rechte  die  Koalition  ihm  anweist. 

Die  Verwandlung  erfolgt  nach  dem  Gange  der  Entwickelung 
in  den  verschiedenen  Ländern  und  Industrien  rascher  oder  lang- 
samer, dass  sie  aber  erfolgt,  steht  ausser  allem  Zweifel.  Gestern 
war  der  Kapitalist  noch  sein  eigener  Herr,  heute  ist  er  der  Ge- 
schäftsführer des  Verbandes,  gestern  stand  er  einsam  auf  stolzer 
Höh',  heute  in  Reih’  und  Glied  mit  vielen  anderen  Berufsgenossen, 
gestern  befahl  er,  heute  wird  er  befehligt. 


XI. 

Die  alte  Form,  so  sagten  wir,  ist  gesprengt,  aber  ist  nicht 
auch  der  Inhalt  ein  anderer  geworden?  Die  Verschmelzung  so 
vieler  Mächte  in  eine  Gesamtmacht,  die  Zerreissung  der  Bande, 
welche  das  Kapital  an  eine  einzelne  physische  oder  juristische 
Persönlichkeit  fesselten,  die  Verknüpfung  zahlreicher  Wirtschaft 
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lieber  Kräfte  zum  Wirken  für  ein  gemeinschaftliches  Ziel  verwan- 
deln auch  das  Kartell. 

Die  Begründer  der  Assoziationspsychologie , Hartley  und 
Priestley,  haben  gezeigt,  wie  einfache  Vorstellungen  zu  komplexen, 
seelische  Elementargebilde  zu  komplizierten  Phaenomenen  ver- 
schmelzen. Die  durch  eine  solche  Summation  entstandenen  kom- 
plexen Vorstellungsgrössen  bilden  sich  so  um,  dass  die  einzelnen 
Bestandteile  nicht  mehr  erkennbar  sind,  dass  die  Gestaltung  neue, 
bisher  noch  nicht  vorhandene  Eigenschaften  aufweist.  Diese  Syn- 
these findet  sich  nicht  bloss  bei  der  Assoziation  der  Vorstellungen, 
sondern  auch  bei  der  Assoziation  der  Kapitale.  Die  quantitative 
Veränderung,  wie  sie  entsprungen  ist  aus  dem  Wachstum  an 
Produktionsmitteln,  aus  der  Expansion  der  Vollmachten,  aus  der 
energievollen  Zusammenfassung  so  mannigfacher  Funktionen  hat 
das  Wesen  des  Kartells  umgestaltet.  Die  einzelnen  Betriebe  sind 
nicht  mehr  selbständige  Lebewesen , sondern  abhängige  Organe 
eines  Riesenkörpers. 

Die  Metamorphose  des  Kartells  mediatisierte  den  Einzelkapi- 
talisten. Hoffnungsfreudig  schlug  er  die  vielverheissende  Lauf- 
bahn der  Koalitionen  ein.  Wie  vieles  hat  seitdem  sich  verändert  I 
Seine  Autonomie  ist  dahin , sein  Etablissement  ist  eine  Zweig- 
anstalt der  Vereinigung,  welche  ihn  fest  und  fester  an  sich  kettet, 
seine  Interessen  mit  den  ihrigen  solidarisch  macht  und  die  Für- 
sorge für  dieselben  ihm  entwindet.  Ein  Heer  von  Beamten  unter 
dem  Kommando  eines  Direktoriums  leitet  den  Produktionspro- 
zess, führt  die  Verwaltung  des  Geschäftsvermögens,  in  welches 
sein  eigenes  nach  Auslöschung  jedes  individuellen  Merkmals  auf- 
gegangen ist.  Ein  Schlag  schlägt  die  tausend  Verbindungen  der 
assoziierten  Wirtschaft,  Eine  Kraft  treibt  das  gesamte  Räderwerk, 
Ein  Befehl  bewegt  die  ungeheuren  Massen  der  durch  rastlose 
Arbeit  erzeugten  Werte.  Und  der  Einzelunternehmer  ist  der 
Beamte  oder  der  Pensionär  des  Kartells.  Er  ist  nicht  mehr  Prot- 
agonist auf  der  ökonomischen  Schaubühne,  Kothurn  und  Maske 
muss  er  ablegen  und  sich  damit  begnügen , in  den  Chor  einge- 
reiht zu  werden , dessen  Weisen  die  Handlung  begleiten , aber 
nicht  bestimmen. 


XII. 

In  der  Stammesgeschichte  der  Kartelle  lassen  sich  vier  haupt- 
sächliche Entwickelungstufen  unterscheiden.  Die  erste  ist  die 
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Etappe  der  Vorbereitung,  in  welcher  die  Formelemente  sich  zu 
bilden  beginnen  : lose  Vereinbarungen  über  Einhaltung  bestimmter 
Preise  oder  über  Einschränkung  der  Produktion  werden  getroffen, 
durch  die  Häufigkeit  der  Misserfolge,  die  Unklarkeit  der  Absich- 
ten und  die  vielfältigen  Experimente  wird  diese  Periode  deutlich 
gekennzeichnet.  Es  folgt  die  Organisation  von  eigentlichen  Kar- 
tellen, festeren,  auf  längere  Dauer  abgeschlossenen  Vereinigungen, 
welche  die  Regulierung  der  Preise  und  der  Warenerzeugung  in 
den  Bereich  ihrer  Wirksamkeit  ziehen.  Das  sind  die  Kartelle 
niederer  Ordnung.  Die  Mängel  dieser  Form,  die  des  starken 
Rückgrates  entbehrt,  nötigen  zu  einer  bedeutsamen  Erweiterung 
des  Programms,  das  die  Herrschaft  über  das  Industriegebiet,  das 
gemeinsame  Schaffen  der  ausschlaggebenden  Unternehmungen, 
die  Verteilung  der  Absatzgebiete  und  die  Errichtung  von  gemein- 
samen Verkaufsstellen  nach  und  nach  anstrebt.  Daran  schliesst 
sich  eine  bunte  Reihe  anderer  wichtiger  Thätigkeiten , die  Ko- 
operation tendiert  auf  die  Einbeziehung  aller  im  Produktions-  und 
Zirkulationsprozess  des  grosskapitalistischen  Einzelunternehmens 
wirksamen  technischen,  ökonomischen,  sozialen  Faktoren  in  ihre 
Thätigkeit.  Rohstoff-  und  Manufakturkartelle  werden  zu  einem 
höheren  Ganzen  verschmolzen,  provinziale  und  nationale  Unter- 
nehmerverbände suchen  Fühlung  mit  den  Vereinigungen  anderer 
Wirtschaftsgebiete,  die  innerstaatlichen  Konventionen  dehnen  sich 
zu  zwischenstaatlichen  aus , die  internationalen  Kartelle  nehmen 
einen  immer  grösseren  Raum  ein.  Die  Kartelle  höherer  Ordnung, 
die  in  mehreren  Abstufungen  in  die  Erscheinung  treten,  sind  am 
Ende  ihrer  Aktionsfähigkeit.  Der  Uebergang  zu  einer  anderen 
Stufe  ist  bedingt  durch  die  gewaltige  Konzentration  der  Arbeits- 
mittel, welche  gebieterisch  die  straffere  Durchbildung  der  Gemein- 
wirtschaft auf  breiter  Grundlage  heischt.  Nicht  länger  verträgt 
sich  die  Souveränität  der  Einzelnnternehmungen  mit  der  inzwi- 
schen mächtig  emporgewachsenen  neuen  Kraftpotenz,  sie  gehen 
auf  in  Eine  gigantische  Unternehmung,  der  Trust  tritt  ins  Leben 
Damit  stehen  wir  am  Ende  der  bisherigen  Entwickelung,  bei  den 
Kartellen  relativ  höchster  Ordnung. 

Algebraisch  ')  lässt  sich  die  Genealogie  der  Unternehmer- 
verbände, wie  folgt,  skizzieren  : 

l)  W = Produktion;  P = Prci»;  V = Verteilung  der  Absatzgebiete;  M = ge- 
meinsame Verkaufsstellen ; T = die  Gesamtheit  der  technischen  und  w*irtschaflUdiea 
Fortschritte,  wie  sie  die  Kartelle  für  sich  mehr  und  mehr  adoptieren  (vgl.  Häuft- 
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Vorstafe  zu  den  Kartellen 


W -|-  P I Kartelle  niederer  Ordnung 

W 4-  P + V j 

W + P + V + M f Kartelle 

W + P + V-j-M+T  \ höherer 

(W  + P+V+M  + T)  + (W.4-P,+V.+M,+T,)+...  \ Ordnung 

(W„  + P.-|-M.  + T„)  ) 


Z + (w + ? + » + “>  + 0 

Z -f  (2w  -|-  2p  -j-  2v  + 2m  + 2t) 

nun»  D 


Kartelle  relativ 
höchster  Ord- 
nung. 


xm. 

Die  Kartellierung  der  Produktion  macht  nicht  vor  dem  Gröss- 
ten und  nicht  vor  dem  Kleinsten  Halt,  hunderte  von  Produkten 
sind  in  ihren  Bannkreis  gerissen  worden , aberhunderte  folgen 
in  stürmischer  Hast.  Achsen  und  Asphalt,  Blech  und  Brod, 
Cachenez  und  Chinin,  Diamanten  und  Dünger,  Eisen  und  Emaille, 
h'ensterglas  und  Flachs,  Gas  und  Graupappe,  Hanfwaren  und 
Holz,  India  Rubber  und  Instrumente,  Journale  und  Jute,  Kali  und 
Koks,  Leinwand  und  Linoleum,  Mehl  und  Messing,  Nähmaschinen 
und  Naphtha,  Pinsel  und  Porzellan,  Rizinus  und  Rubinen,  Seide 
und  Stahl,  Tapeten  und  Thon,  Uhren  und  Unschlitt,  Verblend- 
steine und  Verkehrsanstalten,  Walzeisen  und  Whiskey,  Zink  und 
Zucker,  das  ganze  Warenlexikon  wird  nachgerade  »vertrustete. 
Die  »Industriec  hat  für  die  Jahre  i888  und  1889  die  Zahl  der 
bestehenden  Kartelle  zu  ermitteln  versucht  *),  ohne  auf  Vollstän- 
digkeit und  Präzision  Anspruch  zu  erheben ; mitgezählt  sind  auch 
verschiedene  Spekulationsringe.  Darnach  gab  es  in 


1888 

1889 

Deutschland  . . 

• 54 

90 

Nordamerika 

21 

59 

Oesterreich-Ungarn 

. 18 

37 

Grossbritannien 

. IO 

28 

Belgien  .... 

. 6 

8 

Frankreich  . . . 

• 4 

6 

Russland  . « . 

■ 3 

6 

Skandinavien  . . 

• 3 

5 

Stücke  VIII  und  IX) ; Z = Aufgehen  der  ihre  Selbständigkeit  einbüssenden  Einzelbetriebe 
in  einen  Monstrebetrieb,  Vertrustung. 

1)  Jahrg.  1889,  Nr.  i ; Jahrg.  1890,  Nr.  2. 
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1888  1889 

Italien ? 2 

Asien 3 ? 

Schwcir 2 3 

International  ...  11  11 


Uie  Ziffern  sind  unzureichend,  aber  sie  vermögen  wenigstens 
einigermassen  die  Bewegung  zu  veranschaulichen.  Die  nachfol- 
gende kleine  Uebcrsicht,  berechnet  nach  den  Angaben  der  >In- 
dustriec,  soll  unter  Ausschluss  der  Händlerkonventionen  die  Ver- 
teilung der  deutschen  Unternehmerverbände  auf  die  verschiedenen 
Industriegruppen  der  Gewerbestatistik  erläutern. 

Gruppen : 


III. 

IV. 

V. 

VL  VII. 

Absolute  Zahlen 

IX. 

X. 

XI. 

XU. 

1888 

IO 

6 

12 

— 9 

6 

2 

— 

2 

1889 

15 

IO 

‘7 

3 >8 

I ^rozen  t V er  häl  tn  isse 

21 

2 

2 

1 

1888 

21.3 

12.8 

25.6 

— I9.2 

12.8 

4.2 

— 

4-3 

1889 

16.3 

II.2 

I9.I 

3.4  20.2 

23.6 

2.3 

2-3 

1 r 

Eine  gründliche  Statistik  der  Unternehmerverbände  vermag 
nur  eine  staatliche  Erhebung  zu  liefern,  und  es  wäre  wünschens- 
wert, wenn  sie  bald  in  Angriff  genommen  würde.  Wenn  Wasser- 
rab  übrigens  als  Untersuchungsobjekt  einer  solchen  Enquete  »das 
Geltungsgebiet,  die  Teilnehmer,  die  Produktionshöhe,  die -Arbeiter- 
zahl, die  Zwecke,  die  Geltungsdauer  und  die  bisherige  Elinwirkung 
auf  die  Preiset  •)  bezeichnet,  so  vergisst  er,  dass  »soziale  Politik, 
nicht  getrieben  werden  kann , wenn  nicht  auch  die  Lohn-  und 
Lebensverhältnisse  der  von  den  Kartellen  beschäftigten  Arbeiter 
ermittelt  werden  ’). 

XIV. 

Die  Corners  (Ringe,  »Schwänzent  etc.)  fallen  nicht  in  das 
Gebiet  unserer  Untersuchung.  »Elinen  Cornert , sagt  der  »Eco- 
nomistt,  »nennt  man  die  Verabredung  einer  Anzahl  von  Speku- 
lanten, durch  grössere  Ankäufe  und  Aufstapelung  einer  bestimm- 
ten Ware  die  Preise  in  die  Höhe  zu  treiben  oder  aber  durch 

1)  Gruppe  III;  Bergbau,  Hütten*  und  Salinenwesen,  IV:  Industrie  der  St^e 
und  Erden,  V:  Metallverarbeitung,  VI:  Maschinen,  Werkzeuge,  VII;  Chemische  In- 
dustrie, IX:  Textilindustrie,  X;  Papier  und  Leder,  XI;  Holz-  und  Schnitzstoffe. 
XII : Nahrungs-  und  Gemissmiilcl. 

2)  Sifzialc  Politik  im  Deutschen  Reich,  p 94, 

3)  Vgl.  Sombart’s  treffliche  Bemerkungen  über  Sozialstatistik  in  dieser  Zeitschrift. 
Band  II,  p.  259  ff.;  Philippovich,  Institute  für  Arbeitsstatistik,  hn  »Deutschen  Wo- 
chenblatt«, Jahrg,  1890,  p,  146  ff. ; derselbe,  in  dieser  Zeitschrift,  Bd.  III,  pp.  368/69,  377. 


Die  Kar/tUe.  517 

f'rössere  Verkäufe  auf  Lieferung  das  Gegenteil  zu  bewirken  ').€ 
Wir  haben  es  also  mit  Preissteigerungs-  und  Aufkaufsgesellschaf- 
ten zu  thun , die  zur  Monopolisierung  eines  Handelsartikels  eine 
künstliche  Hausse  oder  Baisse  auf  dem  Markte  hervorrufen.  Wei- 
zen, Baumwolle,  Zinn,  Kupfer  u.  s.  f.  sind  mit  wechselndem  Er- 
folg »gecornertt  worden , aber  so  sehr  derartige  börsenmässige 
Spekulationen  die  Produktion  und  den  Verbrauch  beeinflussen 
können,  so  wenig  haben  die  industriellen  Unternehmerverbände 
als  solche  damit  zu  thun.  Wenn  die  Thätigkeit  von  Kartellen 
mit  solchen  »Einzwickungent  verquickt  wird,  wie  dies  thatsäch- 
lich  vorgekommen  ist’),  so  berühren  diese  Ausartungen  nicht  das 
eigentliche  Wesen  der  Kartelle.  Aufkäufer,  Kornwucherer,  von 
denen  uns  schon  Gregor  von  Tours  berichtet,  kaufmännische  Mo- 
nopolisten haben  bereits  in  längst  vergangenen  Jahrhunderten 
eine  Rolle  gespielt,  gerade  sie  waren  die  Vorläufer  der  bürger- 
lichen Produktionsweise.  Als  die  Morgenröte  der  neuen  Wirt- 
schaftsform am  Horizont  aufstieg,  feierte  das  Kaufmannskapital 
wahre  Monopol-Orgien  ’).  Der  Name  des  Augsburger  Handels- 
herrn Hoechstetter,  der  Holz  und  Quecksilber  »cornerte«,  braucht 
nur  genannt  zu  werden , um  die  Erinnerung  an  jene  Vorgänge 
aufzufrischen , welche  den  deutschen  Reichstag  im  sechzehnten 
Jahrhundert  so  oft  und  so  fruchtlos  beschäftigt  und  Luther  die 
Veranlassung  zu  seiner  berühmten  Streitschrift : Vom  Kaufhandel 
gegeben  haben.  Alle  diese  Spekulationen  bewegen  sich  in  der 
Sphäre  der  Agiotage,  nicht  der  Produktion.  Sie  produzieren  keine 
Waren,  sie  holen  sie  aus  allen  Weltteilen  zusammen  und  speichern 
sie  auf,  sie  sind  keine  Organe  der  Gütererzeugung,  sondern  Hemm- 
nisse des  Warenverschleisses.  Die  Kartelle  sind  Verbände,  welche 
die  den  kapitalistischen  Produzenten  bedrohenden  Widerwärtig- 

1)  Vgl,  Oie  Prciskarlellc  und  Prciskoalilioncn,  in  der  »Zcitschrifl  fiir  Handel  und 
Gewerbec,  Jahrg.  1888,  p.  295. 

2)  Kmphatisch  sagt  ein  sehr  gewandter  Verteidiger  des  Tenninhandcls : »Wenn 
es  auch  keine  Rechtfertigung  ist,  so  ist  es  immerhin  eine  Entschuldigung,  dass  alle 
die  Missstände  des  Termingeschäftes  auch  in  Artikeln,  die  nicht  auf  Termine  gehan- 
delt werden,  verkommen  können.  Speziell  haben  wir  gegenwärtig  in  der  Blütezeit 
der  Syndikate  genugsam  Gelegenheit,  versuchte  und  vollendete  Preismanipulationen 
bei  Artikeln  zu  beobachten,  welche  einem  Terminhandel  sehr  fern  stehen,  z B.  Salz, 
Ziegel,  Zündhölzer,  Nähfaden,  Papier,  Blech  u.  s.  w.  Es  scheint  (und  ist  ja  auch 
theoretisch  richtig),  als  wenn  bei  derartigen  Waren  die  Schaffung  künstlicher  Preise 
leichter  und  in  ausgedehnterem  Masse  möglich  ist,  als  bei  Tcrminartikeln  • Der 
Terminhandel,  Sonderabdruck  aus  der  »Hamburger  Börsen-Halle«,  p.  22/23. 

3)  Marx,  Das  Kapital,  I,  p.  776/77,  780. 


Digitized  by  Google 


5i8 


Sch  oenlank. 


keilen  der  heutigen  Produktionsweise  von  diesem  fernhalten  sollen, 
sie  sind  der  Abschluss  einer  langen  Entwickelung  des  Kapitalis- 
mus und  lassen  sich  nur  verstehen  als  das  Endergebnis  derselben. 
Die  Corners  bedürfen  nicht,  wie  die  grossgewerblichen  Untemeh- 
merverbände , der  höchstentwickelten  kapitalistischen  Warenpro- 
duktion, sie  sind  existenzfähig  auch  bei  deren  Beginn.  Ihre  Ge 
schichte  ragt  in  das  Mittelalter  hinein , sie  begegnen  uns  an  der 
Schwelle  der  neuen  Zeit  und  ohne  ihre  Natur  zu  verändern  recken 
sie  sich  heute  dank  der  riesenhaften  Ausdehnung  der  Weltwirt- 
schaft selbst  ins  Ungeheuere.  Jedoch  ihr  Charakter  ist  wesentlich 
derselbe  geblieben  wie  ehedem,  nur  rein  quantitative  Verände- 
rungen lassen  sich  nachweisen. 

Brentano  findet  Analogien  zwischen  den  Kartellen  und  den 
»Kaufmannsgilden  des  grossen  hanseatischen  Bundes,  welche 
den  Vertrieb  der  heimischen  Gewerbsprodukte  nach  aussen  be- 
sorgtenc  und  unter  scharfer  Abgränzung  der  Schutzgebiete  »den 
Absatz  unter  einander  verteilt  hattenc  *).  Aber  die  kauftnänni 
sehen  Kapitalisten  der  Hansa  hatten  in  ihren  Händen  den  Ver- 
schleiss  von  Waren,  die  auf  der  Grundlage  des  Handwerks  er- 
zeugt waren.  Nicht  die  Produzenten,  sondern  die  Händler  waren 
vereinigt,  diese  verteilten  die  Märkte  unter  sich,  diese  vertrieben 
die  Produkte.  So  sehr  die  Kaufherren  auf  die  städtischen  Ge- 
werbe als  Gelddarleiher,  als  Hypothekengläubiger,  als  Vertreter 
des  Stadtpatriziats  drückten,  so  glückte  es  den  Hansischen  den- 
noch nicht,  die  Organisation  des  mittelalterlichen  Handwerks  w 
sprengen , obw'ohl  es  ihnen  an  gar  manchen  Plätzen  gelungen 
war , die  selbständigen  Meister  zu  Hausindustriellen  zu  degradie 
ren  *).  Der  Hansabund  war  die  Koalition  der  Kaufmannschaften, 
nicht  der  Produzenten , und  dass  diese  sich  zusammenschliessen. 
das  gerade  ist  der  springende  Punkt  bei  den  Kartellen. 


1)  Wiener  Vortrag  1.  c.  p.  83. 

2)  Stieda,  Utteratur,  heutige  Zustände  und  Entstehung  der  deutschen 

strie,  p.  115  ff.;  derselbe,  Studien  rur  Gewerbegeschichte  Idibecks,  in  den  »Miiw* 
lungen  des  Vereins  für  I.übeckLsche  Geschichte  und  Altertumskundcc,  Jahrg.  1S86 
Für  nichthansischcs  Gebiet  siehe  die  Belege  in  den  •Jahrbüchern  für  Nalionalökoi» 
inie  und  Statistik«,  N F.  Bd.  XIX.  p 391fr.  Wenn  übrigens  Bücher,  Hausflds* 
Hausindustrie,  im  Wiener  »Handels-Nfuseum«,  Jahrg.  1890,  p.  552  sagt:  »Schoo 
mals  (seil,  im  XVII.  Jahrhundert)  treten  . . die  Wörter : »verlegen«  anf«,  $0  ist 
gegenüber  tu  bemerken,  das»  bereits  die  Nürnberger  Handwerksordnungeo  lus 
Anfang  des  viertehnten  Jahrhunderts  das  Verlegen  von  Handwerkern  verbiet«» 
Vgl.  die  urkundlichen  Angaben  in  den  »Jahrbb.«  1.  c.  p.  392. 
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XV. 

Die  grossindustriellen  Unternehmerverbände  sind  eine  durch 
und  durch  moderne  Erscheinung,  aus  den  Bedürfnissen  der  Gegen- 
wart erwachsen,  in  ihrem  Schosse  die  Keime  für  neue  Wirtschafts- 
gebilde tragend.  Wenn  man  den  Versuch  macht,  geschichtliche 
Bezüge  aufzufinden,  welche  die  Kartelle  als  die  Sprösslinge  oder 
die  Erben  mittelalterlicher  Korporationen  legitimieren  sollen , so 
müssen  die  schönen  Hoffnungen  dieses  Historismus  an  den  That- 
sachen  Schiffbruch  leiden.  Kleinwächter  *)  und  seinen  Spuren 
folgend  Brentano  *),  Lorenz  von  Stein  •),  Seebold  *)  u.  a.  m.  ver- 
weisen auf  die  Zünfte,  um  die  kapitalistischen  Vereinigungen  der 
Jetztzeit  verständlich  zu  machen.  »Niemand,  der  sich  je  mit  den 
mittelalterlichen  Wirtschaftsorganisationen  befasst  hatc,  sagt  Bren- 
tano in  seinem  Wiener  Vortrage,  »kann  sich  wohl  der  Erinnerung 
erwehren  an  die  analogen  Preisbestimmungen  und  Produktions- 
regeln der  Zünffe.c 

1)  1.  c.  pp.  VI,  96  ff.  Kleinwächlcr's  Vcrdiensl,  zuerst  die  Kartelle  zur  wissen- 

schaftlichen Diskussion  gestellt  zu  haben  , wäre  noch  rückhalisloser  anzuerkennen, 
wenn  er  seine  Auseinandersetzung  mit  dem  Sozialismus  an  anderer  Stelle  zum  Aus- 
trag  gebracht  hätte,  Vg!  auch  die  bemerkenswerte  Kritik  Schäffie’s:  Die  Kartelle, 
in  den  Ges.  Aufsätzen,  I,  p.  150.  Kleinwächtcr  liefert  seinen  Gegnern  die  schärfsten 
Waffen,  wenn  er  zur  Kritik  des  Kollektivismus  Anekdoten  über  siebenbürgischc  Mu- 
sikkapellen und  Gesangvereine  (l.  c.  p.  61.  64)  verwendet  und  der  Theorie  der  ka- 
pitalistischen Exploitation  ein  Paroli  zu  biegen  glaubt  durch  den  Satz:  »Jeder  von 

uns  war  als  Kind  ein  »Exploiteur« , weil  er  von  seinen  Eltern  oder  Pfiegeeltern  er- 
nährt wurde,  dieselben  somit  seiner  Zeit  »ausgebeutetc  hat.  Und  umgekehrt  wird 
jeder,  der  Kinder,  greise  Eltern  oder  sonst  irgend  welche  Angehörige  hat,  die  er  er- 
nähren muss,  seinerseits  wieder  von  diesen  Personen  »ausgebeutet«  (1.  c.  p.  79). 
Vom  *mo<lemen  Staate«  sagt  er  p.  36;  »Er  besoldet  seine  Truppen...,  und  diese 
widmen  ihre  Kraft  dem  Staate  und  gehorchen  seinen  Befehlen,  weil  sie  wissen,  dass 
sie  im  Falle  des  Ungehorsams  ihrer  Stelle  entsetzt  und  ihre  Besoldung  verlieren  wür- 
den.« Leben  wir  im  Zeitalter  der  Pescara  und  Frundsberg  oder  im  Zeitalter  der  all- 
gemeinen Wehrp6icht> 

2)  Wiener  Vortrag  1.  c.  p.  83;  Ueber  die  Ursachen  etc.,  p 29 

3)  Vgl  »Industrie«,  Jahrg.  1889,  p.  17.  Stein  verflüchtigt  den  Begriff  so,  dass 
er  alle  wirtschaftlichen  Vereinigungen  unter  dem  Sammelnamen  »Kartelle  im  weiteren 
Sinne«  bringt,  sogar  die  mittelalterlichen  Gcsdlenverbände.  Dann  sind  auch  die 
chinesischen  Handwerkerkorporationen  und  die  sagenhaften  collegia  opificum  des  Nu- 
ma  Pompilios  »Kartelle«.  In  einen  ähnlichen  Irrtum  verfällt  E.  B.  Andrews  1.  c. 
p.  121,  wenn  er  die  Trades-Unions  und  fachvereinliche  Organisationen  von  Aerzten 
and  Advokaten  für  »quasi-tnists«  erklärt. 

4)  In  einem  Vortrage  über  Produktions-  und  Preisvereinbarungen , gehalten  im 
Berliner  »Verein  für  Eisenbahnkunde« , abgedruckt  in  der  »Industrie« , Jahrg.  1888, 
Nr.  47,  48. 
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Zünfte  und  Kartelle  sind  nicht  vergleichbar , sic  sind  toto 
caelo  verschieden , so  verschieden  wie  die  feudale  Wirtschafts- 
weise von  der  bürgerlichen.  Im  Mittelalter  der  handwerksmässige 
Betrieb , stabile  Produktionsweise , die  Erzeugung  wesentlich  ge- 
richtet auf  den  Selbstgebrauch,  eng  begrenzter  Austausch,  eng 
begrenzter  Markt,  lokaler  Abschluss  nach  aussen,  nach  innen  lo- 
kale Vereinigung,  Festsetzung  von  Taxen  zum  Schutze  der  Kon- 
sumenten, Regelung  der  Gütererzeugung  zur  Erhaltung  des  Klein- 
betriebs, die  Gesellenschaft  nur  ein  Durchgangspunkt  zur  Meister- 
schaft. In  unseren  Tagen  das  technisch  sich  fort  und  fort  ver- 
vollkommnende Grossgewerbe,  die  Wirtschaft  basiert  auf  die  ka- 
pitalistische Warenproduktion,  die  ganze  Welt  Ein  Markt,  auf 
welchem  die  Industriellen  aller  Länder  sich  drängen,  die  Kartelle 
Verbände  kapitalistischer  Unternehmer  zur  Konsolidierung  und 
Weiterentwickelung  der  grossen  Industrie,  die  Regulierung  der 
Preise  ausschliesslich  im  Interesse  der  Produzenten,  die  Eingriffe 
in  die  Produktion  zu  Gunsten  der  Grossen  auf  Kosten  der  Klei- 
nen, moderne  Fabrikherren  und  moderne  Lohnarbeiter.  Wenn 
die  beiden  Ürganisationsformen  Zusammenhängen,  so  nur  durch 
den  polaren  Gegensatz,  welcher  sie  von  einander  scheidet. 

XVI. 

Befragt  man  die  Statistik  der  Dividenden  und  der  Preise 
nach  den  Erfolgen  der  Kartelle , so  erhält  man  eine  äussersl 
günstige  Antwort.  Auf  Grund  der  bisher  gemachten  Erfahrungen 
steht  es  fest,  dass  ein  rationell  organisierter,  gut  geleiteter  Ver- 
band dem  Unternehmertum  unstreitig  Vorteile  bringt. 

In  der  chemischen  Industrie  Deutschlands  z.  B.  gibt  es  wohl 
kaum  ein  Handelsprodukt,  welches  nicht  syndiziert  wäre.  Wie 
diese  Thatsachc  wirkt , darüber  gab  auf  der  1889er  Generalver- 
sammlung des  Vereins  zur  Wahrung  der  Interessen  der  chemischen 
Industrie  Deutschlands  der  Generalsekretär  des  Vereins,  Herr  0. 
Wenzel  interessante  Aufschlüsse  ').  Im  letzten  Jahrfünft  betrug 
in  der  Industrie  der  Alkalien,  der  chemischen  Grossindustrie,  die 
Durchschnittsdividende : 

l)  Am  2.  Juli  1889  in  Hamburg.  Vgl.  »Industriec,  Jahrgang  1889,  Nr,  37:  Ihr 
Kartelle  im  chemischen  Grossgewerbe;  üorsche  1.  c.  p.  6;  J.  Frühauf,  Zur  wirtschaft- 
lichen Bewegung  der  chemischen  Industriezweige  seit  1888,  in  der  »Chemischen  In- 
dustrie«, Jahrg.  1890,  p.  tot  ff. 
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1884 

6.8  Proient 

1885 

5-77  » 

1886 

5-79  » 

1887 

6.62  » 

1888 

7-45  » 

»Den  wesentlichsten  Anteil  an  diesen  Gewinnen«,  sagt  Wen- 
zel, »hatte  die  Stassfurter  Industrie,  die  infolge  der  Vereinigung 
sämtlicher  Hersteller  sich  in  einer  aussergewöhnlich  günstigen 
Lage  befindet.  Die  Verkaufspreise  sind  seit  dem  Bestehen  des 
Syndikats  unverändert  erhalten,  und  die  Förderung  konnte  leicht 
der  jeweiligen  Nachfrage  angepasst  werden.  Nur  bezüglich  der 
schwefelsauren  Salze  bestand  bis  gegen  Ende  des  vorigen  Jahres 
eine  Vereinbarung  nicht,  sodass  die  Preise  derselben  namentlich 
bei  der  Ausfuhr  nach  Amerika  ziemlich  starken  Schwankungen 
unterworfen  waren,  bis  auch  hier  der  Abschluss  einer  Konvention 
einen  einheitlichen  Marktpreis  feststellte.«  Das  Gegenstück  zu 
diesem  rosenfarbig  schimmernden  Bilde  liefern  die  Pottasche- 
fabriken, deren  Konvention  nicht  verlängert  wurde.  »Die  Preise 
gingen  infolge  dessen  so  weit  zurück,  dass  die  nach  Leblanc  ar- 
beitenden Fabriken  fast  ohne  Nutzen  verkaufen  müssen.«  Am 
glänzendsten  entfaltete  sich  die  Explosivstoffindustrie,  diejenige, 
in  der  eine  Trustorganisation  herrscht,  welche,  wie  unser  Ge- 
währsmann sich  ausdrückt,  »als  Muster  für  alle  übrigen  Industrien 
dienen  kann«.  Dieselbe  umfasste  alle  bedeutenderen  Dynamit- 
fabriken der  Erde  ‘).  Die  Durchschnittsdividende  betrug ; 

1)  Die  Führung  hat  bekanntlich  die  Nobel  Dynamilc  Trust  (’ompany.  Ende 
1889  wurde  ein  noch  engeres  Kartell  geschlossen,  ein  Symptom  des  von  uns  charak* 
terisierten  Konzenlrationsproresses.  Der  Verband  der  Pulverfabriken  wurde  mit  dem 
Verband  der  Dynamitfabriken  verschmolzen.  Der  Vertrag  soll  vom  i.  Juli  1890  bis 
zum  3t.  Dezember  1925,  also  rund  35  Jahre  laufen  und  diese  ganze  Zeit  unkündbar 
sein,  ausgenommen  den  Fall  der  Liquidation.  Sämtliche  Gewinne  sollen  zusammen- 
geworfen werden,  um  sodann  aus  dem  Gesamtergebnis  60  Prozent  der  Sprengstoff- 
gruppe , d.  i.  den . früher  unter  dem  Namen  Deutsche  Union  vereinigten  deutschen 
Dynamitfabriken  zuzuweisen,  die  restlichen  40  Prozent  der  Pulvcrgruppc,  d.  i.  den 
vereinigten  Rheinisch-Westfälischen,  RoUweil-Hamburg , Kramer  & Buchholz  und 
Wolff  & Co.  Die  Pulvergruppe  muss  aber  vorweg  M.  i Million  für  neue  Fabriken 
aufwenden , und  ausserdem  erhält  die  Sprengstolfgruppe  jährlich  aus  dem  Gewinne 
vorweg  M.  60  000.  Zur  Begründung  führte  auf  der  Generalversammlung  der  Gene- 
raldirektor der  Rheinisch-Wesirälischen , Herr  lleydemann,  aus,  die  Zukunft  gehöre 
den  Dynamilfabrikcn , welche  auch  die  berufensten  Hersteller  des  rauchschwachen 
Pulvers  seien.  Den  Pulverfabriken  bleibe  daher  nur  die  Wahl  zwischen  einem  Kon- 
kurrenzkampf aufs  äusserste  oder  einer  Verständigung.  Das  schwächere  Syndikat  geht 
mit  dem  stärkeren  ein  Bündnis  ein,  das  diesem  bestimmte  Vorrechte  und  die  Hege- 
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1884 

7.84  Prozent 

1885 

iao8  » 

1886 

16.46  » 

1887 

14.38  . 

1888 

15.58  . 

Auch  >der  erfreuliche  Aufschwung«  in  der  Fabrikation  künst- 
licher Düngemittel  »ist  zum  wesentlichen  Teile  dem  Umstand  zu 
danken,  dass  es  nach  langen  und  wiederholt  vergeblichen  Be- 
mühungen dem  Verein  deutscher  Düngerfabrikanten  gelungen  ist, 
dem  verderblichen  Kampfe  der  einzelnen  Betriebsuntemehmer 
durch  die  Bildung  von  Konventionsgruppen  Schranken  zu  setzen«. 
Die  Jahresdividende  ergab  im  Durchschnitt : 


1884 

6.21  Prozent 

1885 

3-07  • 

■886 

2.51  > 

1887 

5-32  • 

1888 

7.97  • 

Die  Eisenindustrie  des  deutschen  Reiches  zeichnet  sich  gleich- 
falls durch  ihre  straffen  und  umfassenden  Unternehinerverbände 
aus  ; das  Jahr  1887  bezeichnet  in  diesem  wichtigen  Grossgewerb« 
den  Wendepunkt,  von  dem  ab  ein  Zweig  nach  dem  andern  kar- 
telliert wurde,  die  verschiedenen  Industriebezirke  mit  einander 
in  Verbindung  traten,  die  nationalen  Vereinigungen  kräftig  empor- 
wuchsen. Die  Bewegung  der  Preise  bringt  scharf  genug  diese 
wirtschaftliche  Umwälzung  zum  Ausdruck.  Der  Durchschnitts- 
preis im  Grosshandel  für  deutsches  Roheisen  betrug  per  Tonne 
in  Mark  *): 

1879  1880  1881  1882  1883  1884  1885  1886  1887  1S8S 

57.41  76.26  62.85  6838  61.68  55-66  49.62  45.21  50.15  53.55 

Unmittelbar  nach  der  Einführung  der  Eisenzölle , im  Mai  und 
Juni  1879,  war  auf  dem  deutschen  Eisenmarkt  nur  eine  verhält- 
nismässig geringe  Wirkung  zu  spüren.  Einige  Roheisensorten 
zogen  im  Preise  an , die  übrigen  Artikel  blieben  meist  unveran- 
ändert.  Erst  im  Oktober  1879  hob  sich  das  deutsche  Geschäft, 
im  November  und  Dezember  trat  bereits  eine  Hausse  auf  den 
westdeutschen  Märkten  ein.  Die  infolge  grosser  Eisenbahnbauten 
gewachsene  nordamerikanische  Nachfrage  blieb  zunächst  eine 
stetige,  die  Weltmarktpreise  waren  darum  zunächst  gut,  obwohl 

monie  sichert.  Vgl.  auch  das  Handelsblatt  der  »Frankf.  Ztg.<,  Nr.  345,  l.  MorgeDb;. 
vom  II.  Dezember  1889. 

1)  »Monatshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reiebse,  Dezemberheft  1888,  p.  5> 
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der  »Sturm  der  Haussec  rasch  vorübergebraust  war.  Anfang  1883 
fing  der  Absatz  in  den  Vereinigten  Staaten  zu  stocken  an , die 
Wirkung  war  eine  Preisabschwächung  auf  dem  Weltmarkt  und 
in  Deutschland.  Dies  Reizmittel  des  Schutzzolls  hatte  die  Pro- 
duktion entzügelt , die  Werke  hatten  ihren  Betrieb  vergrössert, 
neue  Etablissements  waren  entstanden,  der  Konkurrenzkampf  im 
Inland  wütete  schonungslos.  Mehr  und  mehr  fielen  die  Preise, 
bis  sie  in  1886  ihren  tiefsten  Stand  erreichten.  Die  Hochöfen 
hatten  keine  genügende  Aufträge,  viele  wurden  ausgeblasen,  die 
Werke  schränkten  ihre  Erzeugung  ein,  der  Preis  sank  auf  37  bis 
38  Mark  für  weissstrahliges  Puddelroheisen.  Das  luxemburgische 
Roheisencomptoir,  das  den  rheinisch-westfälischen  Markt  fast  un- 
umschränkt beherrschte,  hielt  den  Preis  zuerst  noch  auf  40  fr., 
aber  er  sank  dennoch  auf  34.50  fr.,  was  bisher  noch  nicht  da- 
gewesen war.  Im  allgemeinen  standen  1886  alle  Artikel  20  bis 
25  M.  per  Tonne  unter  dem  1879er  Sommerpreise.  Gegen  Ende 
1886  hob  sich  wieder  das  nordamerikanische  Begehr,  die  Ver- 
hältnisse besserten  sich , die  Preise  stiegen.  Die  Industriellen 
fassten  diesmal  das  Glück  an  der  Stirnlocke,  sie  kartellierten  ihre 
Branchen  ').  »Von  1879—1886»,  sagt  Seebold,  »bestanden  bloss 
für  einzelne  Erzeugnisse  der  Eisenindustrie  festere  Vereinigungen. 
Im  Jahre  1887  gelang  es  für  die  wichtigsten  Artikel  kräftig  wir- 
kende Kartelle  zu  schaffen.  . . . Infolge  dessen  hat  sich  die  Lage 
der  heimischen  Eisenindustrie  durchgehends  gebessert.«  Nach 
dem  Jahresberichte  des  »Vereins  deutscher  Eisen-  und  Stahl- 
industriellen« für  1888  betrugen  z.  B.  die  Preise  am  W'erke  für 
die  Tonne  in  Mark  jeweilen  im  Januar; 


1886 

1887 

1888 

1889 

Puddelroheisen  (Rheinland-Westfalen, 

weissstralilig)  41 

45 

49 

52 

'rhomasetsen 

39 

41 

45 

46 

Keaselbleche  (Rhänl.-Westf.  I») 

>43 

•44 

•55 

170. 

Im  grellen  Gegensatz  hierzu  steht  die  Preisbewegung  eines  Artikels, 
für  den  1887/88  eine  Konvention  zwar  angestrebt,  aber  nicht  durch- 
geführt worden  ist,  für 

UrahUtifien 140  1^2  I45  135 

Die  in  den  Kartellen  höherer  Ordnung  immer  umsichtiger 
durchgeführte  Verteilung  der  Absatzgebiete , der  Aufträge  und 

1)  Seebold  1.  c.;  »Uhland's  [ndustrielle  Rundschau«,  Jahrj».  1887,  p.  6;  »Iron«, 
Foreign  Edition,  vol,  XXX,  No.  776,  p.  478;  «Industrie«,  Jahrg.  1S89,  p.  158. 
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der  l’roduktionsquanten  nach  bestimmten  Verhältniszahlen  führt 
ferner  zu  einer  gewissen  Stetigkeit  der  Produktion,  zu  einem  re- 
gelmässigeren  Fortgang  der  grossgewerblichen  Thätigkeit.  An- 
statt des  sprunghaften  Wechsels  von  fieberhaftem  Schaffen  und 
flauen  Zeiten  tritt  eine  grössere  Kontinuität  des  Wirtschaftens. 
In  der  vorjährigen  Generalversammlung  des  >Vereins  deutscher 
Eisen-  und  Stahlindustriellert  führte  der  Generalsekretär  Rentzsch 
aus,  dass  es  eine  Hauptaufgabe  der  Verbände  sei,  »die  einheimi- 
sche Erzeugung  derart  zu  regeln,  dass  die  letztere  möglichst  we- 
nig den  Bedarf  der  nächsten  Wochen  und  Monate  übersteigt«  *). 
Wenn  man  die  zahlenmässigen  Nachweise  über  die  Wirtschafts- 
ergebnisse gutorganisierter  Kartelle,  wie  z.  B.  des  westdeutschen 
P'einblechverbandes , verfolgt,  wird  man  zu  dem  Geständnis  ge- 
nötigt , dass  die  Planmässigkeit  der  Produktion  gegenüber  den 
launenhaften  Oszillationen  der  früheren  Periode  einen  nicht  un- 
bedeutenden Fortschritt  gemacht  hat  ’). 

XVII. 

Zugleich  aber  mehren  sich  die  Klagen,  dass  die  Wirksamkeit 
der  Unternehmerverbände  die  Preise  in  die  Höhe  treibe , dass 
das  Phidziel  ihrer  Politik  die  Durchsetzung  von  Monopolpreisen 
sei.  Das  Inland  müsse  die  Waren  teurer  zahlen,  als  der  fremde 
Abnehmer ; daheim  herrschten  Monopolpreise , Schleuderpreise 
im  Ausland. 

So  beschweren  sich  die  deutschen  Eisenwarenfabriken,  welche 
die  Eirzeugnissc  der  Walzwerke  zu  verarbeiten  haben  , darüber, 
dass  »die  Walzwerkverbände  die  Preise  auf  den  deutschen  Märk- 
ten hochhalten,  während  sie  gleichzeitig  zu  viel  niedrigeren  Prei- 
sen nach  dem  Ausland  verkaufen«.  Wie  die  »Eisenzeitung«  mit- 
teilte,  musste  im  Juni  1889  nach  der  damaligen  Preisstellung  für 
deutsches  Stabeisen  in  Kopenhagen  der  deutsche  Konsument  30 
bis  40  Mark  mehr  an  die  deutschen  Walzwerke  zahlen,  als  der 
dänische  Abnehmer.  Die  bayerische  Staatseisenbahn- Verwaltung 
sah  sich  Ausgangs  1889  gezwungen,  eine  umfangreiche  Lieferung 
an  ein  ausländisches  Etablissement  zu  vergeben,  da  die  kartellier- 
ten deutschen  Werke  da  377 — 378  M.  forderten,  wo  jenes  sich 

1)  »Industrie«,  Jahrg.  1889,  Nr.  31 

2)  Ebda.,  Nr.  4:  Hagener  Handelskammerbcrichl  für  1888,  in  den  Münchener 
»Neuesten  Nachrichten«,  Vorabcndbl.  vom  3.  Juli  1889;  Bericht  der  AeUesten  der 
Berliner  K.aufmaimschalt  fiir  1888,  im  »Handels-Museum«,  Bd.  IV,  p.  54I. 


Digitized  by  Coogic 


Die  Kartelle. 


525 


mit  310  M.  begnügte , obwohl  der  fast  16  Prozent  des  Wertes 
ausmachende  Zoll  von  3 M,  für  den  Doppelzentner  dabei  einge- 
schlossen ist.  Und  es  ist  bekannt,  dass  bei  staatlichen  Submis- 
sionen durchgehends  die  Angebote  der  deutschen  Industrie  be- 
günstigt werden  ').  Die  Aufmerksamkeit  weiterer  Kreise  wurde 
auf  diese  Dinge  gelenkt  durch  die  Ende  vorigen  Jahres  ausge- 
fochtene  Fehde  zwischen  den  deutschen  Grossgrundbesitzern  und 
den  Fabrikanten  des  Thomasphosphatmehls  *).  Dieses  durch 
staubfeine  Mahlung  der  Thomasschlacke  hergestellte  Produkt  bil- 
dete seit  einigen  Jahren  eine  wohlfeile  Phosphorsäurequelle  für 
die  Landwirtschaft,  da  infolge  Vertrags  mit  der  Dünger- Abteilung 
der  »Deutschen  Landwirtschaftlichen  Gesellschaftc  der  Preis  bis 
Ende  1887  festgelegt  war.  Er  betrug  für  210  Zentner  bei  20  Pro- 
zent Gehalt  ab  Peine  310  M.  Inzwischen  hatten  die  Düngerfabri- 
ken ein  Syndikat  geschlossen,  das,  wie  wir  (XVI)  gezeigt,  für  sie 
sehr  günstige  Resultate  erzielte,  den  Preis  ihres  Fabrikats  aber 
für  die  Landwirte  allmählich  von  360  M.  im  Jahre  1888  auf  420, 
460,  480,  500  und,  Ende  Dezember  1889,  auf  510  M.  emportrieb. 
Die  agrarischen  Kreise  waren  um  so  erbitterter  über  diesen  Auf- 
stieg der  Preise,  als  das  Ausland  weit  billiger  bezog.  So  wurde 
einem  der  Hauptproduzenten  zahlenmässig  nachgewiesen,  dass  er 
nach  Holland  einen  grösseren  Posten  Thomasmehl  frei  Rhein- 
schiff  Rotterdam  zum  Preise  von  290  M.  für  200  Zentner  lypro- 
zentigerWare  mit  der  Bedingung  angeboten  hatte,  dass  die  Ware 
nicht  nach  Deutschland  zurückverkauft  werden  dürfe.  Man  erwog 
infolge  dessen  einen  Eingriff  der  Staatsgewalt  durch  Ausfuhrver- 
bote u.  s.  w.  •).  Die  Grundbesitzer  proklamierten  einen  Boykott 

1)  Münchener  »Neueste  Nachrichten«  vom  12.  Dezember  1889 ; Kartelle  und 
kein  Ende! 

2)  »Industrie»,  Jahrg.  1888,  Nr.  14,  Jahrg  l8Sg,  Nr  22,  51,  52;  »Deutsche 
Landwirtbschaftliche  l’resse«,  Jahrg.  1889,  Nr.  81 ; »Chemische  Industrie«,  Jahrg.  1890, 
p.  70,  71;  »Krankt.  Ztg.« , Nr.  7,  Abendbl.  vom  7.  Januar,  Nr.  33,  3.  Morgenbl. 
vom  2.  Februar  1890. 

3)  In  grundsätzlicher  Gegnerschaft  wider  die  Kartelle  stand  von  Anfang  an  das 

Blatt  der  altpreussischen  Feudalen,  die  »Kreuzzeilung«.  Am  16.  November  1889 
(Morgenausgabe  Nr.  537)  schrieb  sic:  »L)as  Wort  »Kartell«  oder  »Ring«  bedeutet 

eine  Verbindung  von  Kapitalisten  zur  Ausbeutung  der  wirtschaftlichen  Kinzelexistenzen 
durch  künstliche  Verteuerung  eines  allgemein  notwendigen  Industrie-  oder  Naturpro- 
dukts.« Die  Kartelle  nennt  sie  »Wuchergesellschaften«  und  sagt:  »Es  droht  der 

menschlichen  Gesellschaft  auf  diese  Weise  eine  Beunruhigung  und  GenUirdung,  welche 
viel  bedenklicher  ist  als  alle  Arbeiterausstände  jemals  werden  können ; denn  das  mo- 
bile Kajutal  wird  nicht  durch  Hunger  zum  Masshalten  gezwungen,  und  des  Wuchers 
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wider  die  Düngerkonvention,  ein  Vorgang,  der  im  preussischen 
Abgeordnetenhaus  durch  den  Mund  des  Herrn  von  Kardorff  ein 
parlamentarisches  Echo  fand ; derselbe  warnte  am  30.  Januar  1890 
im  Landtage  eindringlich  vor  dem  »Ring  der  Verkäufer  von  Tho- 
masschlackec.  Doch  hat  sich  der  Sturm  bald  gelegt.  Man 
mochte  sich  rechtzeitig  daran  erinnert  haben  , dass  seit  vielen 
Jahren  staatliche  Werke  am  Kalisyndikat')  beteiliget  sind,  dass 
zur  Vereinbarung  der  deutschen  Salzwerke,  die  mit  wesentlichen 
Preiserhöhungen  vorgingen,  fiskalische  Salinen  gehören,  und  dass 
der  preussische  Staat  die  Ausbeutung  des  Bernsteinregals  an  eine 
einzige  Königsberger  Firma  verpachtet  hat,  welche  trotz  zahlrei- 
cher Beschwerden  in  der  Presse,  auf  Innungstagen,  im  Abgeord- 
netenhause ein  Monopol  auf  die  Verarbeitung  und  den  Vertrieb 
des  Bernsteins  ausübt,  das  sie  missliebigen  Unternehmern  gegen- 
über empfindlich  geltend  zu  machen  weiss  *).  Dagegen  bemühten 
sich  schlesische  Grossgrundbesitzer , als  Gegenkoup  eine  eigene 

(lier  wird  nie  befriedigte  Am  30.  Dezember  1889  erklärt  sie:  »Das  Interesse  des 

Volks  im  gTosscD  und  ganzen  ist  den  Interessen  der  Konventionen,  so  wie  sie  ge* 
handhabt  werden,  oft  geradezu  entgegengesetzt.  Man  sieht  dies  schon  daran,  das» 
der  Zweck  vieler  Konventionen  die  Teuerung  ist.«  Im  Gegensatz  zu  dieser  schn^ 
ablehnenden  Haltung  des  Organs  der  ostelbischen  Orossgrundbesitzer  bricht  das  gdstige 
Haupt  der  katholischen  So/ialarbtukratic,  Freiherr  von  Vogelsang,  eine  Lanze  für  die 
Kartelle,  welche  ihm  zwar  jetzt  noch  »Wildlinge  in  dem  grossen  Plane  der  Ver* 
gesellscbaftung«  sind,  welcher  »bei  der  Schöpfung  des  Menschen  in  dessen  Natur  ge- 
legt wurde«,  aber  thatsächlich  die  »vorbereitende  Stufe  sind,  über  welche  die  Groüs- 
Industrie  zur  obligatorischen  Genossenschaft  hinaufschreitet«.  Siehe  die  »Monatsschrift 
für  christliche  Sozial-Reforni«,  Jahrg.  1889,  p.  24,  25.  — Schon  auf  dem  18S8  ah- 
gehaltenen  4.  Verband»tage  der  deutschen  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  er- 
klärte der  Vertreter  des  preussischen  landwirtschaftlichen  Ministenums , Geheinuat 
Dr.  Thiel,  als  über  die  Verteuerung  des  Thomasphosphatmehls  debattiert  wurde,  das 
»bei  starker  Rcnadileiligiing  der  Landwirtschaft  Gesetze  zum  Schutze  derselben  m Aus- 
sicht genommen  werden  könnten«.  Vgl.  «Industrie«,  Jahrg.  1888,  Nr.  14. 

1)  Die  Kalikonvention  kommt  den  agrarischen  Interessen  allerdings  mehr  cot- 
gegen,  ln  der  anfangs  1890  slatlgchabten  Vorstandssiizung  des  »Vereins  zur  Wahrung 
der  lnteres.sen  der  chemischen  Industrie  Deutschlands«  führte  der  Grünilcr  des  Tho- 
masmehlsyndikals,  der  Stettiner  Kabrikdirektor  Käsemacher,  Beschwerde  darüber,  dis» 
»die  Kainitwerke  vertragsmässig  ihre  Produkte  den  zur  »Deutschen  I^ndwtrtschjil- 
lichen  Gesellschaft«  gehörigen  I..andwirten  direkt  billiger  verkaufen,  aU  die  Dang»- 
fabrikanten  selb.st , soda.«s  die  letzteren  völlig  ausser  stände  sind  , zu  konkurriemi«. 
Das  bedeute  eine  erhebliche  Schädigung  der  Düngerfahriken.  »Chemische  Indostre«. 
jahrg.  1890,  p.  65. 

2)  Siehe  den  stenographischen  Bericht  der  sechsten  Sitzung  des  Hauses  der  Ab- 
geordneten vom  28.  Januar  1890,  p.  87 — 92. 
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Düngerfabrik  zu  errichten , um  sich  so  von  der  Herrschaft  des 
Kartells  zu  emanzipieren. 

Was  für  die  deutschen  Unternehmerverbände  gilt,  das  gilt 
auch  für  diejenigen  aller  andern  Staaten,  mag  es  sich  um  das 
klassische  Land  des  Freihandels  oder  dasjenige  des  Protektionis- 
mus, um  England  oder  um  Nordamerika  handeln.  Die  englische 
Salzunion  trieb  die  Salzpreise  sofort  nach  ihrem  Zusammenschluss 
in  die  Höhe.  Nach  den  Preislisten  vom  März  1889  war  ge- 
stiegen *) ; 


sh.  d. 

sh. 

<1. 

Gewöhnliches  Salt 

von  7 6 

auf 

>3 

6 

Buttersalz 

. 7 6 

> 

>5 

6 

Kalkuttasalz 

> 8 6 

» 

16 

6 

Vicrekige  Stücke  für  den  Hausgebrauch 

• 13  6 

> 

35 

— . 

Die  »New-York  Shipping  List«  zeigt,  wie  der  nordamerika- 
nische Zucker-Trust  die  Preise  kontrollierte.  Es  notierten  ge- 
schnittene Zucker  (a),  Granulated  (b),  Muscovadocs  Nr.  7 — 9 (c)  *) : 


188.S 

1888 

18S8  1887 

1887 

1887 

a 

b 

c a 

b 

c 

3.  Januar  cts.  . 

. . 7’/« 

6V« 

7 5"/i« 

4.44—4.45 

4.38-4.64 

31.  Januar  cts.  . 

. . 8 

6Vt 

7'/«— 7'/»  s'Vi« 

4.75— 4-8> 

4.31—4.38. 

Die  Preise  der  Raffinaden  sind  gestiegen,  während  der  Rohzucker- 
preis stetig  fiel.  Dank  der  Monopolstellung  des  Trusts,  der  66*/s  Pro- 
zent des  amerikanischen  Produkts  versiedet  und  85  Prozent  des 
von  amerikanischen  Raffinerien  erzeugten  Zuckers  liefert  ’). 

XVIII. 

Der  Zeugnisse  für  die  durch  Kartelle  herbeigeführten  Preis- 
steigerungen sind  so  viele , dass  die  ’l'hatsache  nicht  bestritten 
werden  kann,  von  den  Interessenten  ja  auch  gar  nicht  bestritten, 
sondern  als  ein  Erfolg  der  Kooperation  bezeichnet  wird.  Aber 
eine  Periode  .der  Uebergänge  und  der  Vorbereitung  muss  sich 
noch  weit  härtere  Stösse  und  Katastrophen  gefallen  lassen , ehe 
die  neue  Gestaltung  der  Dinge  sich  durchsetzt.  Die  Geburts- 
wehen sind  schmerzhaft,  aber  sie  gehen  vorüber,  im  physischen 
und  im  gesellschaftlichen  Lehen.  l)ie  Kartelle  sind  das  natur- 
notwendige Erzeugnis  der  kapitalistischen  Produktionsweise,  und 

1)  »Industrie«,  Jahrg  1889,  Nr.  10. 

2)  »Deutsche  Zuckcrinclustric«,  Jahrg.  18S8,  p.  198,  210  fT. 

3)  New-Yorkcr  Report  etc.,  p,  137,  95;  für  andere  Industrien  ebda.  pp.  82, 
112  ff.,  137/3S,  166  ctc. 

Archiv  ftir  soe.  Gesetigbx.  u.  Statistik,  lil.  3 u.  4. 
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mag  man  die  Fährlichkeiten  und  Uebelstände,  die  sie  im  Gefolge 
haben , auch  bedauern , so  muss  man  sie  doch  auch  verstehen. 
Die  Preisfrage  lässt  sich  nicht  begreifen,  wenn  sie  gesondert  von 
den  übrigen  wirtschaftlichen  Problemen  behandelt  wird.  Vom 
Standpunkt  der  arbeitenden  Klasse  aus  gesehen  steht  und  fallt 
dieselbe  mit  dem  heutigen  Lohnsystem.  Für  sie  sind  hohe  oder 
niedrige  Preise  nur  relevant  in  Rücksicht  auf  die  Bewegung  ihres 
Arbeitseinkommens,  und  dieses  wieder  wird  durch  die  wichtigen 
P'aktoren  Arbeiterschutz  und  Koalitionsfreiheit  bestimmt.  Wird  der 
Aufstieg  der  Preise  begleitet  durch  einen  entsprechenden  Aufstieg  der 
Löhne,  und  ob  dies  geschieht,  dafür  ist  von  entscheidendem  Einfluss 
das  Vorhandensein  der  eben  genannten  Faktoren,  so  ist  das  Auf 
und  Ab  der  Preise  für  den  Arbeiter  gleichgültig.  F'ür  die  freihänd- 
lerischen Kapitalistengruppcn  aber  ist  der  Ruf  nach  Senkung  der 
Preise  nur  ein  anderer  Ausdruck  für  das  Verlangen  nach  Ver- 
wohlfeilerung des  proletarischen  Standard  of  life,  nach  Senkung 
der  Löhne.  Der  Streit  zwischen  syndizierten  und  nichtsyndizierten 
Industrien  , zwischen  Fabrikanten  und  Zwischenhändlern  , wie  er 
heute  in  der  Kartellbewegung  sich  abspielt,  erinnert  an  die  heissen 
Kämpfe  zwischen  den  Tories  und  Liberalen  Englands  um  die 
Aufhebung  der  Kornzölle  ').  Auch  heute  wieder  empfehlen  die 
Doktrinäre  des  Freihandels,  die  eifrigen  Vertreter  der  Interessen 
des  mobilen  Kapitals,  ihre  alte  Arznei  gegen  das  neue  Uebel  der 
Kartelle  mit  demselben  Pathos,  wie  zu  den  Zeiten  des  Dr.  Bowring*). 
Doch  scheidet  man  auch  dieses  Moment  aus  der  Betrachtung 
aus,  so  erntet  das  System  der  freien  Konkurrenz  bloss  das , was 
es  gesäet  hat ; nur  seine  unermüdliche  Thätigkeit  bereitete  den 
Boden , aus  welchem  die  Unternehmerverbände  emporwuchsen, 
nur  ihm  allein  ist  es  geschuldet,  dass  die  Verhältnisse  sich  so 
entwickelt  haben,  wie  wir  sie  heute  vorfinden.  Der  Individualis- 
mus auf  die  .Spitze  getrieben  schlug  in  sein  Gegenteil  um. 

Dass  übrigens  die  Kartelle  relativ  höchster  Ordnung  bereits 
die  Möglichkeit  bieten , ohne  eine  Steigerung  der  Preise  zu  ge- 

l)  Vgl.  Marx,  Ueber  die  Frage  des  Freihandels,  Anh.ang  II.  zum  »Elend  da 
Philosophie«,  dculsche  Ausgabe,  p.  1S3  fT. ; Kngels  und  Marx,  Die  heilige  Familie, 
p.  II. 

• 2)  Marx.  Ueber  die  Frage  etc , p.  193  ; Fr.  Engels,  Umrisse  ru  einer  Kritik 

Nationalökonomie,  in  den  »Dctitschen-Kranrösischcn  Jahrbüchern«  herausgegeben 
A.  Rüge  und  K,  Marx,  1844,  p.  101/2. 
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deihen,  dafür  ist  bereits  der  Beweis  erbracht.  Der  Standard  Oil 
Trust,  unstreitig  der  Gipfel  der  bisherigen  Entwickelung,  »the 
diabolical  monsterc,  wie  seine  Gegner  ihn  nennen,  hat  den  Markt 
monopolisiert  und  die  Oelpreise  fort  und  fort  herabgesetzt  ').  Die 
Verteidiger  der  Kartelle  werden  das  als  eine  günstige  Perspektive 
für  die  Zukunft  ausdeuten.  Je  besser,  umfassender,  planmassiger 
die  Produktion  »vertrustete  wird,  können  sie  sagen,  um  so  grösser 
die  Chancen  für  das  Sinken  der  Warenpreise  *). 

Der  Jubel,  mit  welchem  der  Zusammenbruch  eines  Kartells 
von  seinen  grundsätzlichen  Widersachern  begrüsst  wird,  hat  keine 

1)  Aschroit  1.  c.  p.  406.  Allerdings  sind  die  Auslandpreise  zum  Teil  noch  nied- 

riger. Ein  V^erlreter  der  Trust  erklärte  der  New-Yorker  ünternehmungskommission 
diese  Thalsache  als  Kampfmittel  gegen  den  russischen  Wcllbewcrb:  *In  some  of 

those  far-off  eastern  countries  we  have  madc  lateiy  rather  dose  rates  or  quotations 
ihan  formcriy;  they  are  pressing  us  with  their  com[>etition , but  as  a rule  the  prices 
would  run  about  on  a parily  or  a levcl.«  New-Yorker  Report , p.  42S.  Uebrigens 
bereitet  sich  eine  Vereinigung  des  Trust  mit  der  von  Rotlischild  nahezu  monopoli- 
sierten russischen  Pelroleuraindustric  vor.  »Industricc,  Jahrg.  1888,  Nr.  20;  »Handels- 
Museum«,  Bd.  IV,  p.  433/34. 

2)  Charakteristisch  ist  das  Urteil,  das  ein  englisches  Frcihändlerorgan  über  den 
Standard  üil  Trust  fällt  (vgl.  Trusts  in  Amerika,  »Allg.  Zlg.c,  1.  c.l,  verglichen  mit 
dein , was  das  bedeutend.stc  und  verbreitetste  Arbeiterblatt  deutscher  Zunge  in  «len 
Vereinigten  Staaten,  die  »New-Yorker  Volkszeitung«  darüber  sagt: 

1>XH  Kapitalisteiiblatt?  Die  Arbeiterzeitung: 

Dieses  Verbrechen  (crime)  des  neun-  > In  dem  klassischen  Urtrust  des  .Standard 
zehnten  Jahrhun<lerts  ist  so  gefiihrlich,  wie  Oil-Concems  sehen  wir  vor  uns  das  Bei- 
die  Inquisition,  wirkt  zerstörender  als  der  spiel  eines  Riescnmonopols , welches  im 
Anarchismus,  ist  verächtlicher  als  der  Mam-  wesentlichen  nicht  durch  Verminderung, 
monUmus,  ruchloser  als  die  Schurkerei  in  sondern  durch  Vermehrung  der  Produktion 
den  Zuchthäusern  und  höhnt  frech  das ! Kolossalprofite  erntet.  Dieser  Trust  hat  die 
Volk:  Was  willst  du  thun  gegen  mich?  ^ Preise  des  raffinierten  Oels  ununterbrochen 

I herabgesetzt  und  zwar  um  mehr  als  die 
Hälfte  der  früheren  Beträge.  In  diesem  ra- 
^ tionellen  Trust  obwaltet  so  viel  von  sozia- 
listischer Betriebsorganisation,  als  innerhalb 
des  kapitalistischen  Systems  verwirklicht 
werden  kann.  Nur  die  Verteilung  der  Pro- 
duktionserträge ist  hier  auch  die  kapitalisti- 
sche. ln  dieser  Hinsicht  freilich  ist  jeder 
; Trust  den  öffentlichen  Interessen  feindlich. 

I Aber  ganz  das  gleiche  gilt  ja  von  allen  ka- 
I pitalistisch  betriebenen  Gew:häftselablisse- 
incnls,  von  der  ganzen  gegenwärtigen  Aus- 
beuterw'irtschaft  überhaupt. 

34* 


Digiiized  by  Google 


530 


S(  hoenlank. 


Berechtigung.  Für  eine  zerstörte  schiessen  zehn  neue  Koalitionen 
empor.  Die  Aufhäufung  von  Erfahrungen  bleibt  nicht  fruchtlos, 
und  die  heute  begangenen  Fehler  werden  morgen  nicht  wieder- 
holt werden.  Schärfer  als  die  eindringlichste  Kritik  der  Gegner 
wirkt  die  so  kostspielige  wie  herbe  Kritik,  welche  die  Ereignisse 
selbst  üben.  Sind  die  Unternehmerverbände  erst  aus  den  Kin- 
derschuhen heraus,  dann  werden  sie  sicherer  auftreten  und  nicht 
mehr  so  leicht  stürzen.  Schon  manches  Kartell  ist  zerfallen,  weil 
es  im  ersten  Siegestaumel  seine  bevorzugte  Position  zu  kühn  aus- 
genützt hat ; das  rächte  sich  bald  genug.  Jetzt  erheben  sich  war- 
nende Stimmen  gegen  die  Vorgänge  in  der  deutschen  Eisenindu- 
strie , dass  man  über  dem  inländischen  Markt  die  Ausfuhr  ver- 
nachlässige und  so  dies  wichtige  Exportgewerbe  in  seinen  Grund- 
festen bedrohe;  ein  solch  sachkundiger  Fachmann,  wie  Freiherr  von 
Stumm,  hat  im  jüng.sten  Mosellandtag  eine  Katastrophe  progno- 
stiziert. Mögen  aber  auch  schwere  Ungewitter  über  die  Kartell- 
bewegung  hereinbrechen,  die  Kooperation  hat  die  I lerrschaft  über 
die  Geister  und  die  Produktionsmittel  angetreten,  an  dieser  That- 
sache  lässt  sich  nicht  drehen  noch  deuteln. 

Wir  haben  bereits  früher  (II.)  darauf  hingewiesen  , dass  die 
Aufhebung  der  Schutzzölle  den  liberalisierenden  Oekonomen  eine 
Enttäuschung  bereiten  würde.  Die  internationalen  Kartelle  wur- 
den dann  in  den  wichtigeren  Industrien  allgemein  gültige  Insti- 
tutionen werden.  Was  schon  heute  sich  vorbereitet  , die  Ent- 
stehung kosmopolitischer  Industriemonopole,  wird  nach  dem  Fall 
der  Schutzzollmauern  noch  viel  rascher  und  umfassender  ins  Le- 
ben treten.  Dass  unsere  Entwickelung  diese  Bahnen  geht,  ist 
mit  Händen  zu  greifen.  Wer  einen  rascheren  Fortschritt  dersel- 
ben wünscht , kann  die  neue  Entfesselung  des  Freihandels  nur 
willkommen  heissen.  W'er  aber  glaubt,  da.ss  ein  veränderter  Zoll- 
tarif eine  soziale  Einrichtung  beseitigen  werde,  die  historisch  ge- 
worden, historisch  notwendig  ist,  der  ver.schliesst  sein  Ohr  der 
eindringlichen  Beredsamkeit  der  Thalsachen. 


XI.X. 

Einen  Schritt  weiter  als  die,  welche  in  der  Aufliebung  der 
Schutzzölle  die  beste  Hilfe  gegen  die  Kartelle  erblicken,  geht  die- 
jenige Richtung,  welche  polizeigesetzliche  Eängriffe  der  öifent- 
lichen  Gewalt  fordert,  um  die  Macht  der  Unternehmerverbände 
wenn  nicht  zu  brechen , so  doch  einzuschränken.  Jenseits  des 
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Ozeans  haben  verschiedene  Staaten  der  Union  Gesetze  wider 
die  Trusts  erhalten , und  auch  bei  uns  wird  die  staatliche  Inter- 
vention von  den  verschiedensten  Parteirichtungen  empfohlen;  der 
kleinbürgerliche  Radikalismus  macht  hier  gemeinsame  Sache  mit 
dem  äussersten  P'lügel  der  Konservativen').  Die  Anti-Trustakte 
in  den  Vereinigten  Staaten  sind  jedoch  in  Wirklichkeit  ein  Schlag 
ins  Wasser  gewesen  ’).  Die  aus  Altengland  nach  Amerika  emi- 
grierten conspiracy  laws  liessen  sich  mit  Aussicht  auf  Erfolg  nicht 
gegen  das  Unternehmertum  anwenden,  und  die  neuen  Gesetze 
werden  ebenso  fruchtlos  sein.  Nutzbar  gemacht  können  beide 
Gruppen  von  Gesetzen  gegen  die  Arbeiterbewegung  werden,  und 
es  ist  bereits  der  vom  Staate  Michigan  erlassene  Trust-Akt  als 
ein  schlecht  maskierter  Vorstoss  gegen  die  Koalitionsfreiheit  der 
arbeitenden  Klassen  denunziert  worden.  I'ür  die  Verschwörungs- 
gesetze hat  E.  P.  Cheyney  den  zwingenden  Nachweis  erbracht, 
dass  sie  systematisch  gegen  die  Arbeiterbewegung  ausgenützt 
worden  sind’).  Der  gutunterrichtete  New- Yorker  Berichterstatter 
der  Münchener  »Allgemeinen  Zeitung«  schilderte  die  Situation 
bald  nach  dem  Erlass  der  neuen  Verordnungen,  nach  dem  Ein- 
schreiten verschiedener  Gerichtshöfe,  wie  folgt  ; »Die  gerichtliche 
Auflösung  der  North  River  Sugar  Refin.  Co.  hat  den  Trusts  kei- 
nen Riegel  vorgeschoben.  Sie  haben  sich  eine  kurze  Zeit  sehr 
ruhig  gehalten , ohne  aber  in  ihrer  blutsaugerischen  Arbeit  stille 
zu  stehen  *).«  Im  schlimmsten  Falle  wissen  die  Kartelle  sich 
den  geänderten  Gesetzen  anzupassen,  ohne  das  Wesentliche  ihrer 
Organisation  und  ohne  ein  Titelchen  ihrer  Pläne  aufzugeben,  ln 
Deutschland  aber  hat  der  höchste  bayerische  Gerichtshof  ein  den 
Unternehmerverbänden  sehr  vorteilhaftes  Urteil  gefällt,  und  auch 
das  Reichsgericht  hat  sich  ihnen  gegenüber  nicht  durchaus  ab- 
lehnend verhalten  ’),  ein  Gesichtspunkt,  welchen  Lehr  ’)  mit  Recht 

1)  Vgl.  B.  die  »Vossische  Zeitung«  vom  16.  Nov.  1888.  Manchestcrlcule  wie 
Barth  1.  c.  halten  wenigstens  an  dem  abstrakten  Frcüicitsprinzip  fest  untl  verwerfen 
im  Interesse  des  Koaiitionsrechtes  derartige  Fortlemngen.  Siche  auch  Gross  l.  c.  p.  89.  •* 

2)  »Industrie«,  Jahrg.  1S88,  Nr.  35,  36;  ebda.,  1889,  Nr,  6t  7,  8;  Das  anglo- 
amerikanische  Vcrschworungsgeselz,  Nr.  9:  Die  Gesetzgebung  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten und  die  Trusts;  Aschrotl  I.  c.  p.  399  ff. 

3)  In  seiner  ausgezeichneten  Studie:  »Conspiracy  and  Boycotl  Cases,  in  »Political 
Science  <^>uarterly«,  vol.  IV,  no,  2,  June  1889,  p.  262  ff. 

4)  Die  Trusts  in  den  Vereinigten  Staaten  etc.,  1.  c. 

5)  Dr.  Brandis,  Die  Kartelle  vor  den  deutschen  Gerichten,  in  der  »Industrie«, 
Jahrg.  1889,  Nr.  15. 

6)  Die  Kartelle  und  die  Arbeiterfrage  1.  a,  Nr.  37. 
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gegenüber  Aschrolt  u.  A.  geltend  macht.  Achnlich  liegen  die 
Dinge  in  England,  wo  der  Court  of  Appeal  sich  dahin  entschie- 
den hat,  dass  er  auf  Grund  des  bestehenden  Rechts  nichts  gegen 
Koalitionen  thun  könne  ').  Dass  die  veralteten  Bestimmungen 
des  Code  Pcnal  gegen  die  >accapareurs«  wirkungslos  sind,  hat 
Köchlin-Geigy  schlagend  nachgewiesen  , mag  auch  nach  jahre- 
langem Zaudern  jetzt  das  Kupfersyndikat  vor  Gericht  gezogen 
und  mit  glimpflichster  Strafe  abgeurteilt  worden  sein. 

Man  darf  nicht  vergessen,  dass  ökonomische  Umgestaltungen 
sich  durch  Gesetze  wohl  hemmen , aber  nicht  beseitigen  lassen. 
Das  fortgeschrittene  Unternehmertum  würde  sicheren  Schrittes 
und  scharfen  Blickes  die  Fussangeln  und  Selbstschüsse  neuer 
Strafgesetze  zu  vermeiden  und  die  unantastbare  Form  für  eine 
Erscheinung  zu  finden  wissen,  welche  nun  doch  einmal  mit  ele- 
mentarer Kraft  darnach  ringt , sich  voll  auszuwirken.  Und  ist 
nicht  das  in  den  Syndikaten  vereinigte  Grosskapital  eine  bedeut- 
same Macht  im  öffentlichen  Leben  und  in  der  Legislatur?  Die 
Gesetze  selbst  aber  sind  nichts  anderes  als  der  auf  juristische 
Formeln  abgezogene  Niederschlag  der  ökonomischen  Entwickelung. 

XX. 

l’olizeigesetze  gegen  das  Kartellwesen  zu  fordern , ist  eine 
kleinbürgerliche  Utopie,  welche  übersieht,  dass  seine  wirtschaft- 
liche und  soziale  Funktion  durch  die  Sozialzustände  bedingt  ist 
z\ber  hinter  den  Kartellen  steht  das  Proletariat , dessen  Dasein 
immer  mehr  durch  jene  beeinflusst  wird.  Die  Arbeiterfrage  tritt 
in  Beziehungen  zu  der  P'rage  der  Unternehmerverbände. 

Kleinwächter  kommt  zu  dem  Endergebnis,  dass  die  Kartelle 
staatlich  anzuerkennen  seien ; man  müsse  ihnen  das  Produktions- 
monopol übertragen,  dafür  solle  der  Staat  sich  Einfluss  auf  die 
Regulierung  des  Preises  Vorbehalten  und  ihnen  gewisse  Verpflich- 
tungen gegenüber  den  .Arbeitern  auferlegcn  *).  Im  Anschluss 
hieran  formuliert  Wasserab  seine  F'orderung;  »Zusammenfassung 
der  Grossindustrien  in  vollständig  organisierte  Zwangsbetriebs- 
genossenschaften unter  einheitlicher  Zentralleitung  für  Produk-tion 
und  Verkauf«  mit  dem  Gebot  von  »Gegenleistungen  auf  sozial- 

1)  »Industrie«,  Jahrg.  1889,  Nr.  30:  Die  Kartelle  vor  den  englisch«!  G«* 

richten. 

2)  L.  c.  p.  162  IT. 
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ökonomischem  Gebiet«  ‘).  Von  Staatswegen  Zwangsorganisatio- 
nen durchführen  heisst  im  Grunde,  dem  Monstrekapital  die  Wege 
ebnen , welche  es  allein  schon  sicher  genug  zu  finden  weiss. 
Wasserrab  macht  die  charakteristische  Randglosse:  »Nur  bei- 

läufig kann  hier  noch  bemerkt  werden,  dass  mit  der  Bildung  von 
öffentlich-rechtlichen  Zwangsgenossenschaften  der  Unternehmer 
grossindustrieller  Berufszweige  auch  die  P'usion  oder  Zusammen- 
legung mittlerer  und  selbst  grosser  Unternehmungen,  wie  sie  heute 
im  Zuge  der  Zeit  liegt,  weiter  Hand  in  Hand  gehen  kann.«  Wasser- 
rab wie  Kleinwächter  verlangen  am  Knde  nichts  als  Staatsgaran- 
tie für  das  assoziierte  Grosskapital,  ein  Zustand,  dem  gegenüber 
auch  unter  den  heutigen  Verhältnissen  das  Staatsmonopol  das 
Wünschenswertere  sein  würde. 

Brentano’)  begrüsst  die  Kartelle  als  »Bundesgenossen«  in  Sa- 
chen der  Arbeiterversicherung.  »Wenn  der  englische  Gewerk- 
verein die  Wirksamkeit  der  Arbeiterversichening  dadurch  garan- 
tiert, dass  er  auch  den  Beschäftigungslosen  die  Mittel  zum  Zahlen 
der  Prämien  schafft,  so  gilt  für  das  Kartell  das  Gleiche.  . . . Das 
Kartell  verhindert,  dass  der  Arbeiter  überhaupt  beschäftigungslos 
wird.«  Brentano  übersieht  die  Thatsache,  dass  die  Trades-Unions 
unter  der  Wucht  der  Arbeitslosen-Unterstützung  fast  zusammen- 
brechen, dass  die  sieben  grössten  Gewerkschaften  in  den  Jahren 
1876 — 1881  mit  einem  hauptsächlich  durch  die  Brodlosigkeit  vieler 
Mitglieder  entstandenen  Defizit  von  199  592  £ arbeiteten , und 
dass  bei  der  Verschärfung  der  sozialen  Misere  ihre  Widerstands- 
fähigkeit erschöpft  w'erden  muss.  Die  Mitteilungen  der  Gewerk- 
schaften an  die  Royal  Commission  on  the  depression  of  trade 
and  industry  weisen  darüber  sehr  beredte  Ziffern  auf’).  Aber 
sieht  man  auch  davon  ab,  dass  der  Vergleich  nicht  zutreffend 
erscheint,  so  ist  das  Fundament,  auf  welches  Brentano  den  so 
stolzen  wie  erfreulichen  Bau  seiner  Hoffnungen  errichten  will, 
keineswegs  so  sicher,  wie  er  annimmt.  Zugestanden  sei  von  vorn- 
herein , dass  Kartelle  höherer  und  relativ  höchster  Ordnung  die 
Stetigkeit  des  Betriebs  erheblich  zu  steigern  vermögen.  Aber 
die  Erschütterungen  des  Weltmarkts  treffen  die  syndizierte  In- 
dustrie, wenn  auch  nicht  mehr  in  dem  Masse,  wie  die  atomisierte. 

1)  Soziale  Politik  etc.,  p.  93  ff.;  Preise  und  Krtsen,  p.  143 — 145. 

2)  Wiener  Vortrag,  I.  c.  p.  89  f. ; Ueber  die  Ursachen  etc.,  p.  26,  27, 

3)  Nasse  I.  c.  p,  136  ff, ; Baernreither,  Die  Statistik  über  Arbeitslose  in  England, 
Bd.  l dieser  Zeitschr.,  p.  46  ff.;  Howell,  The  work  of  Trades  Unions,  in  der  rCon- 
temporary  Review«,  Jahrg.  1S83,  p.  331  ff.,  etc. 
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Und  selbst  wenn  dies  nicht  der  l'all  ist , so  ist  das  Kartell  als 
solches  schon  ein  Springquell  der  Krisis , gegen  welche  es  nach 
Brentano's  Ansicht  gerade  die  Arbeiter  versichern  soll.  Der 
Kampf  gegen  die  Ueberproduktion  wird  geführt  durch  die  Ver- 
minderung der  Warenerzeugung,  d.  h.  zahlreiche  Arbeiter  werde« 
ausser  Brod  geworfen,  weil  die  Werke  ihrer  nicht  mehr  bedürfe«. 
Doch  wenn  die  Produktion  auch  nicht  erheblich  cingeschränKt 
würde,  so  wirkt  dennoch  unaufhörlich  das  eine  Hauptmotiv  rur 
Koalition,  die  äusserste  Ausnützung  aller  der  Mittel,  welche  die 
Betriebsweise  zu  einer  möglichst  sparsamen  machen.  Dies  be- 
deutet Gebrauch  aller  technischen  Fortschritte , der  besten , am 
wohlfeilsten  zu  bedienenden,  dasgrüsstmöglichste  Quantum  mensch- 
licher Arbeitskraft  überflüssig  machenden  Maschinerie.  Die  Rie- 
senunternehmungen, deren  Vorherrschaft  im  Reiche  der  Wirtschaft 
immer  mehr  die  Natur  des  absolutistischen  Regimes  annimml, 
deklassieren  zahlreiche  kleine  und  mittlere  Unternehmer,  dereo 
Betriebe  stillgesetzt  werden.  Je  umfassender  das  syndizierte  Ge- 
biet, je  zentralisierter  die  Geschäftsführung  wird  , desto  üppiger 
entfaltet  sich  die  Blüte  der  modernen  F.rwerbstechnik.  Kein  Pro- 
duktionsfortschritt bleibt  unausgebeutet , immer  dichtere  Massec 
von  jugendlichen  Arbeitern  und  Frauen  werden  an  den  Breno- 
punkten  der  Industrie  zusammengedrängt,  während  die  qualifizier- 
ten erwachsenen  Arbeiter  mehr  und  mehr  feiern  müssen,  jeder 
Schritt  vorwärts  auf  der  Bahn  der  Kartellierung  wird  die  indu- 
strielle Reservearmee  nicht  vermindern,  sondern  ihr  vielmehr  stets 
stärkere  Kontingente  zuführen.  Die  reissend  schnelle  in  Mono- 
pole ausmündende  Verdichtung  des  Grosskapitals  findet  ihr  not- 
wendiges Pendant  in  der  unauflialtsam  anschwellenden  Ziffer  der 
relativen  Surpluspopulation  , die  Beschäftigungslosen  überfluten 
unter  dem  Drucke  des  Elends  mit  dringendem  Angebote  den 
Arbeitsmarkt.  Der  ehrlichste  Wille  und  die  beste  Absicht  könnte 
dieser  Minierarbeit  des  ökonomischen  Prozesses  nicht  Ivinhalt  ge- 
bieten : mit  eisernem  Zwange  wird  sie  durchgeführt , und  die 
Kartelle  sind  dabei  die  besten  Genietruppen. 

XXI. 

Mit  dem  W’aehstum  der  in  Einer  Hand  vereinigten  Produk- 
tionsmittel nimmt  die  wirtschaftliche,  soziale  und  politische  Macht 
desjenigen  zu,  dem  die  Produktionsmittel  eignen.  Diese  Binsen 
Wahrheit  bildet  für  eine  Reihe  von  Kritikern  den  Ausgangspunkt 
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zu  liinwiirfen  gegen  die  Kartellbewegung ').  Die  Industriellen,  in 
deren  Dienst  Tausende  stehen,  die  Aktiengesellschaften , die  auf 
ihren  Hütten  und  Werften,  an  Hochöfen  und  in  Farbwerken,  im 
Spinnsaal  und  im  Dunkel  der  Schächte  über  Myriaden  fleissiger 
Hände  kommandieren,  sind  in  der  That  im  Besitz  einer  gewalti- 
gen Autorität.  Mit  tausend  Fäden  ist  das  Schicksal  der  Arbeiter 
an  die  Persönlichkeit  des  Kapitalisten  geknüpft,  ihre  Lebenshal- 
tung und  ihre  Lebensführung  wird  durch  diesen  mächtig  beein- 
flusst. Von  seinem  Willen  hängt  es  ab,  wie  lange  sie  auf  der 
heimischen  Scholle  sitzen  können , er  kann  sie  nach  seinem  Be- 
lieben aufs  Pflaster  setzen.  Der  grosse  Bergarbeiterausstand  des 
Jahres  1889  hat  gezeigt,  wie  die  Unternehmer  durch  geheime 
Zeichen  und  andere  Mittel  in  den  Zeugnissen  sich  unangenehmer 
Elemente  zu  entledigen  verstehen  “).  Die  Grubenbesitzer  des 
Ruhrkohlenrcviers  haben  einen  Strikefonds  geschaffen,  die  Cott- 
buser  Grosstuchmacher  eine  halbe  Million  Mark  als  Bürgschaft 
für  einmütiges  1 landein  in  Ausstands- Angelegenheiten  deponiert. 
Eine  Anzahl  von  Kartellen  hat  bereits  gegen  die  Arbeiterbewegung 
direkt  gerichtete  Beschlüsse  gefasst  und  durchgeführt.  So  der 
>Ilauptverband  der  Töpfermeister  und  Ofenfabrikanten  Deutsch- 
lands« ’),  so  der  »Verein  deutscher  Eisengiessereien«  *)  und  der 
»Verband  der  Metallindustriellen  Magdeburgs«“),  die  sich  »zur 
Abwehr  unberechtigter  auf  gemeinsamer  Verbindung  beruhender 
Forderungen  von  Arbeitern«  zusammengethan  haben. 

So  könnte  denn  jemand  angesichts  dieses  Sachverhalts  sich 
etwa  so  auslassen ; »Die  Kartellierung  der  Industrie  macht  die 
Lohnarbeiter  zu  einem  Spielball  des  assoziierten  Grosskapitals. 
Diese  Organisation,  welche  eine  ganze  Industrie  umspannt,  ver- 
bürgt die  unbeschränkte  Herrschaft  des  Kapitals.  Wehe  dem. 


t)  Alexander  Dorn,  Die  Ursachen  der  heutigen  sozialen  Not,  in  der  »Volkswirt- 
schaftlichen Wochenschrift«,  XI.  Bd.,  p.  511;  hehr  1.  c.  Nr.  42;  derselbe,  Invr-lidi- 
tüls-  und  Altersversicherung  der  Arbeiter,  in  der  »Vierleijahrsschrift  für  Volkswirt- 
schaft, Politik  und  Kulturgeschichte«,  XXVU.  Jahrg.,  erster  Band,  i.  Hiilftc,  p.  40  ; 
u.  A.  m.  Siehe  auch  Brentano  in  seinem  Wiener  Vortrage  1.  c.  p.  <>o. 

2)  Denkschrift  über  die  Untersuchung  der  Arbeiter-  und  Betriebsverhällrusse  in 
den  Steinkohlenbergwerken  etc.,  p.  57,  61,  55,  59,  40,  41;  Oldenberg  l.  c.  p.  332. 

3)  »Industrie«,  Jahrg.  1889,  Nr.  20. 

4)  Ebda.,  Nr.  23. 

5)  »Eisenzeitung«,  Jahrg.  1889,  Nr.  7.  Der  »Verband  deutscher  Mclallindustriellcr«, 
der  April  1890  gegründet  wurde,  bezweckt  »die  Abwendung  von  Strikes«.  »Frkf. 
Zeitung«,  Abendbl.  Nr.  113  vom  23.  April  1890. 
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welcher  jetzt  w'ider  den  Stachel  lockt ; wo  er  auch  uni  Beschäf- 
tigung anklopft , er  wird  überall  verschlossene  Thüren  finden 
Der  Arbeiter  wird  zum  Leibeigenen  herabgedrückt , der  blöde 
gehorchen  und  alles  erdulden  muss,  der  letzte  Trumpf  auf  den 
Hohn  des  »freien  Arbeitsvertragesc  wird  ausgespielt.c 

Aber  handelt  es  sich  denn  wirklich  nur  um  den  einen  Ar- 
beiter? Ist  er  nicht  der  Repräsentant  einer  grossen  sozialen 
Gruppe,  deren  Klassenbewusstsein  bereits  erwacht  ist?  Nicht 
mit  Peter  und  Paul  hat  das  Kartell  zu  thun,  sondern  mit  den  An- 
gehörigen einer  Klasse , deren  Bewegung  immer  mächtiger  an- 
wächst. Jeder  ökonomische  Fortschritt  steigert  die  Solidarität 
der  Arbeiterschaft.  Der  koalierte  Besitz  kann  sein  Haupt  nicht 
stolz  und  stolzer  erheben,  ohne  dass  die  Knergie,  das  Gefühl  der 
Zusammengehörigkeit,  die  Einsicht  in  ihre  gesellschaftliche  l.agc 
bei  den  proletarischen  Schichten  sich  potenziert.  Die  Kooperation 
des  Kapitals  erzeugt  die  Kooperation  der  Arbeiter.  Es  ist  ein 
verhängnisvoller  Irrtum  da  nur  das  Individuum  zu  sehen,  wo  ein 
täglich  fester  sich  verschmelzendes  Gefüge  sich  aufgethan  hat 
Heute,  wo  doch  die  Vielheit  der  gewerblichen  Anlagen,  die  man- 
nigfachen Unterschiede  der  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  die 
Interessen  zersplittern  und  das  Zusammenwirken  erschweren,  setzen 
imposante  Strikes  die  ganze  Welt  in  Staunen.  Wenn  die  Unter- 
nehmerverbände  gegen  die  Arbeiter  sich  wenden , so  finden  sic 
bereits  jetzt  entschiedenen  Widerstand;  selten  ist  wohl  ein  lant;- 
wierigerer  und  zäherer  Konflikt  ausgefochten  worden,  als  der  um 
die  Frage  der  Arbeitsvermittelung  sich  drehende  Kampf  des  Ver- 
eins der  deutschen  Eisengiessereien  mit  den  Formern.  Um  wie 
viel  leichter  ist  ein  Streit  durchzufuhren,  wenn  die  Koalition  der 
Unternehmungen,  die  Leitung  von  einer  Zentralstelle,  die  Gleich- 
mässigkeit  der  Zustände  mit  derselben  Sicherheit  die  Vereinigung 
der  Arbeiter  erzwangt,  wie  die  Ordre  des  Direktoriums  die  Pro- 
duktion von  so  und  so  viel  tausend  Tonnen  Roheisen  oder  die 
P'örderung  von  so  und  so  viel  tausend  Tonnen  Kohlen.  Aus  der 
Isoliertheit  zur  Verbindung,  aus  der  Zerrissenheit  zur  Einheit,  das 
ist  die  Losung  für  die  Kapitale  wie  für  die  durch  die  Kapitale 
angewendeten  Arbeiter  '). 

Zu  Nutz  und  Frommen  des  Kulturfortschritts  ergibt  sich  hier- 

i)  vSartorius-Wahershausen , Der  moderne  Sozialismus  in  den  Vereinigten  St««® 
von  Amerika.  Berlin,  1890,  p.  406;  Josefine  Braun,  Strikes  etc.,  Bd.  II 
Zeitschrift,  p.  658  f. 
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aus  eine  dringende  Korderung.  Wenn  die  Besitzenden  sich  der 
Koalitionsfreiheit  bedienen,  uni  ihre  Zwecke  durchzusetzen,  deren 
Erreichung  von  höchster  Bedeutung  für  die  sozialen  Verhältnisse 
ist,  dann  ist  auch  denen , die  nichts  haben  als  ihre  Arbeitskraft, 
die  Möglichkeit  zu  geben , für  ihre  Ziele  auf  gesetzlichem  Wege 
zu  kämpfen.  Die  Koalitionsfreiheit  auf  breitester  Grundlage  muss 
den  Arbeitern  verbürgt  werden,  damit  ihr  Schicksal  in  der  Wag- 
schale des  wirtschaftlichen  Systems  nicht  federleicht  durch  die 
erzene  Wucht  der  Kartelle  cmporgeschnellt  werde.  Als  legale 
Macht  soll  das  Proletariat  sich  mit  den  organisierten  Unterneh- 
mern über  seine  I''orderungen  auseinander.setzen , sei  es  durch 
gütliche  Uebereinkunft,  sei  es  durch  die  Waffe  der  Strikes. 

Doch  die  Koalitionsfreiheit  der  Arbeiter  reicht  nicht  aus,  um 
den  arbeitenden  Klassen  der  Nation  die  Möglichkeit  zu  verschaffen, 
sich  an  der  Grenze  eines  kulturgemässen  Daseins  zu  halten.  Die 
gesellschaftlichen  Gegensätze  spitzen  sich  zu  mit  der  konstanten 
Zunahme  der  Kapitalverdichtung,  die  Konflikte  zwischen  Kapital 
und  Arbeit  werden  sich  vermehren  und  den  Anstoss  zu  festeren 
Verbänden  auf  beiden  Seiten  geben  *).  Und  zwar  werden  sie 
auf  einer  grösseren  Arena  mit  weit  furchtbareren  Machtmitteln 
ausgefochten  werden.  Soll  die  peinlichste  Bedrückung  von  vorn- 
herein verhütet  werden,  so  muss  ein  Mindestmass  von  Arbeiter- 
schutzmassregeln,  wie  die  soziale  Hygieine  sie  schon  längst  prä- 
zisiert hat,  als  die  Grundlage  zum  Weiterbauen  gesetzlich  festge- 
legt werden.  Dieselben  durchzuführen  ist  in  den  kartellierten 
Gewerben , in  denen  nach  und  nach  einige  wenige  gigantische 
Unternehmungen  die  Rolle  der  vielen  grossen  und  kleinen  Ein- 
zelbetriebe übernehmen  werden,  weit  leichter,  als  heutzutage,  wo 
die  Vielköpfigkeit  der  Betriebsleitungen  der  sozialen  Reform  Block 
auf  Block  in  den  Weg  wirft.  Die  Unternehmerverbände  nivel- 
lieren allgemach  zahlreiche  heute  noch  bestehende  Unterschiede, 
und  die  Thätigkeit  der  mit  der  Inspektion  der  Arbeiterzustände 
beauftragten  Beamten  wird  eine  systematischere  und  bequemere 
werden.  Die  Integration  des  Einzelkapitals  durch  das  Kartell 
liefert  die  besten  Bedingungen  für  eine  gründliche  Umgestaltung 
der  Gewerbeordnung.  Aber  die  Gegenwart  muss  die  Schutzmass- 
regeln ins  Leben  rufen,  auf  dass  die  Zukunft,  welche  den  Kar- 
tellen gehört,  eine  leiblich,  geistig  und  sittlich  gefestige  Arbeiter- 

l)  Der  Trust  der  Nürnberger  Pinselfabriken  ist  eine  unmittelbare  Wirkung  des 
1889er  Strikes  der  Nürnberger  Pinselmacher. 
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bcvölkerung  vorfindc.  Je  reicher  die  freien  Bedürfnisse  des  werk- 
thäligen  Volkes  entfaltet  sind,  je  tiefer  dasselbe  in  den  wogenden 
Strom  der  Zivilisation  eintaucht,  desto  günstiger  stellen  sich  die 
Aussichten  für  einen  friedlichen  Austrag  der  Kämpfe , welche 
unsere  Epoche  bewegen.  Also  durchgreifende  Fabrikgesetze  gegen 
Kartelle ! 

Das  notwendige  Komplement  der  fortschreitenden  Syndizie- 
rung des  Industrialismus  ist  also  die  soziale  Gesetzgebung,  Sie  hzt 
die  Fürsorge  dafür  zu  übernehmen,  dass  die  breiten  Massen  des 
Volkes  nicht  widerstandslos  den  Gewalten  überliefert  werden, 
welche  ihren  Triumphzug  durch  die  Kulturwelt  angetreten  haben. 

Neue  VV’irtschaftsformen  haben  die  Institutionen  der  Ver- 
gangenheit abgelöst,  und  schon  regt  sich  in  jenen  wieder  die 
treibende  Kraft , welche  zur  Fort-  und  Umbildung  des  G^en- 
wärtigen  drängt.  Der  freikonkurrierenden  Einzelwirtschaft  folgten 
die  Unternehmerverbände,  und  aus  ihnen  wächst  die  auf  kapi- 
talistischem Grund  und  Boden  stehende  Gemeinwirtschaft  empor. 
Was  die  Kooperation  unter  diesen  Bedingungen  zu  leisten  ver- 
mag, werden  die  fort  und  fort  in  aufsteigender  Linie  sich  ent- 
wickelnden Kartelle  leisten.  Aber  auch  sie  werden  dem  Gesetze 
der  Vergänglichkeit  ihren  Tribut  zahlen  und  anderen  Gebildes 
weichen,  welche  die  Vorzüge  jener  erhalten  und  ihre  Uebel  ab- 
streifen. Alles  fliesst,  lehrt  der  grosse  Ephesier,  tritt  ins  Dasein 
und  verschwindet  wieder , um  anderen  Gestaltungen  Raum  w 
geben.  Jedoch  die  kommenden  Geschlechter  richten  ihr  Haas 
mit  den  Bausteinen  und  Zimmcrbalken,  die  ihre  Vorgänger  her- 
beigetragen. Wie  die  Gesellschaft  im  Flusse  des  Prozesses  sich 
noch  verändern  wird,  welche  Phasen  sie  noch  zu  durchlaufen  hat 
wer  vermag  es  zu  sagen  ? 

Aber  ebenso  vermessen,  wie  eine  Antwort  auf  das  Wie.  war« 
auch  eine  Antwort  darauf,  wann  das  ökonomische  System  in  an- 
dere Formen  umgegossen  wird.  Dieser  hier  meint , dass  dem 
Kapitalismus  durch  die  Koalitionen  neue  Lebenskraft  verliehen 
worden  sei.  Jener  sieht  die  Produktivkräfte  ungezügelt  ihr  Werk 
verrichten,  und  das  Kartellwesen  erscheint  ihm  als  eine  zersetzenc 
wirkende  Potenz,  welche  die  bürgerliche  Gesellschaft  um  so  rascher 
ihrem  Untergang  entgegentreibt.  Unsere  Sache  ist  es  nicht,  in 
diesem  Streite  Stellung  zu  nehmen,  wir  bescheiden  uns  bei  der 
Aufgabe,  die  Entstehung  und  den  bisherigen  Entwicklungsgang  d« 
Kartelle  dargelegt  zu  haben. 
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STATISTIK  DER  ENTSCHÄDIGUNGSPFLICH- 
TIGEN UNFÄLLE  IM  DEUTSCHEN  REICH 
FÜR  1887. 

VON 

Dr  r.  van  der  borgiit. 

Die  in  den  »Amtlichen  Nachrichten  des  Reichsversicheriings- 
amtest  vom  15.  Mai  1890  veröffentlichte  und  auch  im  Sonderab- 
druck erschienene  »Statistik  der  entschädigungspflichtigen  Unfälle 
für  das  Jahr  1887t  ist  die  erste  Unfallstatistik  in  Deutschland, 
die  auf  umfassenden  und  zuverlässigen  Erhebungen  beruht.  Sie 
erstreckt  sich  auf  das  ganze  Jahr  1887  und  auf  319453  versiche- 
rungspflichtige Betriebe  mit  3 861  560  versicherten  Personen , die 
sich  auf  62  Berufsgenossenschaften  verteilen.  Die  im  Jahre  1881 
vorgenommeiie  und  in  der  Reichsstatistik  veröffentlichte  Erhebung 
über  die  Unfälle  bezog  sich  dagegen  nur  auf  die  Monate  August 
bis  November  1881  und  auf  93554  Betriebe  mit  1957548  Arbei- 
tern. Schon  diese  Gegenüberstellung  zeigt,  dass  die  Unfallstatistik 
für  das  Jahr  1887  eine  der  bemerkenswertesten  Erscheinungen  in 
der  auf  die  Unfallversicherung  bezüglichem  I.itteratur  ist,  die  eine 
sorgfältige  Würdigung  verdient , sowohl  hinsichtlich  der  ange- 
wandten Methode,  als  auch  in  Bezug  auf  die  l'>gebnisse. 

Bei  einer  solchen  kritischen  Würdigung  drängt  sich  zuerst 
die  Frage  auf,  welchen  Zweck  die  Statistik  der  Unfälle  ver- 
folgen und  welche  Aufgaben  sie  demgemäss  lösen  soll. 

Der  Zweck  der  Unfallstatistik  i.st  ein  doppelter.  Sie  soll 
einerseits  möglichst  umfassendes  Material  schaffen  für  eine  kor- 
rekte Gefahrentarifierung  und  eine  gerechte  Verteilung  der  Lasten 
der  Unfallversicherung,  eine  Aufgabe,  die  unabweisbar  ist,  weil 
bei  der  Aufstellung  der  Gefahrentarife  die  Grundlage  einer  um- 
fassenden Unfallstatistik  vollständig  fehlte.  Andererseits  soll  die 
Unfallstatistik  für  die  Unfallverhütung  ein  brauchbares  Material 
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liefern,  und  auch  diese  Aufgabe  ist  unabweisbar , weil  die  Un- 
fallverhütung, die  Verstopfung  der  Gefahrenquellen  des  Betriebes, 
von  weittragendem  Einfluss  ist. 

Das  Reichsversicherungsamt  hat  nun  seinerseits  den  letzteren 
Zweck  in  den  Vordergrund  geschoben.  Das  Amt  spricht  (.'\mtL 
Nachr.  1890,  Nr.  10,  S.  200)  von  den  >auf  die  Förderung  der  Un- 
fallverhütung gerichteten  Zwecken  der  Statistike  schlechthin,  be- 
tont (S.  203)  *) , dass  eine  tplanmässig  durchgeführte  Statistik 
»insbesondere«  der  Unfallverhütung  Dienste  zu  leisten  vermogei 
und  bezeichnet  es  (S.  285)  als  den  »Hauptzweck«  der  Statistik, 
»Gesichtspunkte  für  die  Unfallverhütung  zu  gewinnen«  *).  Aller- 
dings will  das  Amt  den  ersten  Zweck  nicht  ganz  bei  Seite  setreo 
Es  galt  nach  ihm,  »auch  der  Entwicklung  des  genossenschaftlichen 
Gefahrentarifwesens  nach  Möglichkeit  Vorschub  zu  leisten«,  und 
die  Statistik  wird  ausdrücklich  als  »geeignet , manche  Schlag- 
lichter auf  die  in  den  Tarifen  vorgesehenen  Gefahrenabstufungec 
zu  werfen«,  bezeichnet. 

Die  Gründe  für  die  vorgenannte  Zweckbestimmung  seitens 
des  Reichs-Versicherungsamtes  lassen  sich  leicht  finden.  Schon 
in  dem  Rundschreiben  vom  29.  Dezember  1886  betonte  das  Amt 
dass  »die  Zwecke  der  Gefahrentarife  und  der  UnfaUverhütimg 
sich  zwar  berühren , aber  im  allgemeinen  keineswegs  decken«. 
Dem  entspricht  es,  wenn  auf  S.  204  der  Statistik  erklärt  wird, 
dass  »die  Aufstellung  der  Gefahrentarife  eine  abwxichende  und 
zum  Teil  an  strengere  statistische  Regeln  sich  haltende  Behand- 
lung als  eine  allgemeine  Statistik  für  die  Zwecke  der  Unfallver- 
hütung« verlangt.  Allerdings  ist  zuzugeben  , dass  die  Beobach 
tungsgebiete,  die  für  die  erwähnten  beiden  Zwecke  der  Unfall- 
statistik bearbeitet  werden  müssen,  sich  nicht  vollständig 
decken  und  dass  die  Anforderungen  an  die  Art  und  Weise  der 
Erhebung  nicht  gänzlich  übereinstimmen.  Ein  Hauptunter- 
schied besteht  vor  allem  darin  , dass  für  die  Revision  der  Ge 
fahrentarife  die  Beobachtung  sich  auf  eine  mögliclist  lange  Zei: 
ausdehnen,  also  für  eine  Reihe  von  Jahren  ununterbrochen  fort- 
geführt und  ergänzt  werden  muss,  um  die  Einwirkung  zufälliger 
Momente  auszugleichen  , während  für  die  Unfallverhütung  aneh 
kürzere  Beobachtungsperioden  schon  wertvolles  Material  schalien 

1)  Die  cingcklamnierten  Seitenzahlen  beziehen  sich  stets  auf  die  Nr  lo  des  j«b- 
ganges  1890  der  »Amtl.  Nachr.  d.  R.V.A.«,  in  welcher  die  Statistik  erschienen  »t 

2)  Achnlich  im  Rundschreiben  v.  4.  Juni  1887  unter  B.  2, 
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können.  Aber  es  ist  doch  festzuhalten , dass  für  beide  Zwecke 
die  Aufdeckung  der  Gefahrenquellen  in  erster  Linie  nötig  ist. 
Sind  diese  möglichst  vollkommen  klargelegt,  dann  hat  die  Unfall- 
verhütung daraus  einen  Anhalt  zu  gewinnen , wie  die  Gefahren- 
quellen verstopft  werden  können,  während  die  Gefahrentarificrung 
festzustellen  hat , welche  Belastungsgefahr  sich  für  die  einzelnen 
Betriebsarten  und  Arbeitsthätigkeiten  ergibt.  Schon  dies  lässt 
vermuten,  dass  der  grösste  Teil  der  Beobachtungsgebiete  für  beide 
Zwecke  zusammenfällt.  Die  nachfolgenden  Bemerkungen  werden 
dies  bestätigen. 

Um  das  Gefahrenverhältnis  der  einzelnen  Betriebsarten  und 
Arbeitsthätigkeiten  zu  bestimmen , muss  man  berechnen,  welche 
Belastung  jede  derselben  verursacht.  Am  richtigsten  geschieht 
das  in  der  Weise,  dass  jeder  Fall  in  seiner  Besonderheit  behandelt 
wird.  Eis  genügt  aber  nicht,  für  jeden  E'all  nur  die  bisher  ent- 
standene Belastung  oder  den  Jahresbetrag  der  Belastung  zu  er- 
mitteln , sondern  es  muss  die  Gesamtbelastung  auf  Grund  einer 
besonderen  Absterbeordnung  für  die  männlichen  und  weiblichen 
Invaliden  einerseits  und  für  Witwen,  Aszendenten  und  bis  zu  ge- 
wissem Grade  auch  für  die  Kinder  Getöteter  andererseits  unter 
Berücksichtigung  der  Wahrscheinlichkeit  einer  Wiederverheiratung 
der  Witwen  vermittelt  werden. 

Der  andere  Weg  wäre  der,  dass  man  für  die  E'älle  der  vor- 
übergehenden, der  dauernden  teilweisen  und  der  dauernden  völli- 
gen Erwerbsunfähigkeit,  sowie  für  die  Todesfälle  bestimmte  Be- 
lastungsziffern  in  Anwendung  bringt , wobei  natürlich  die  indivi- 
duellen Verschiedenheiten  nicht  zum  Ausdruck  kommen.  Der- 
artige Belastungsziffern  fehlen  zur  Zeit  noch,  da  die  vom  Keichs- 
Versicherungsamt  vorgeschlagenen  Zahlen 

I für  vorübergehende  Erwerbs-Unfähigkeit, 

IO  für  Todesfälle, 

15  für  dauernde  teilweise  F.rwerbs-Unfähigkeit, 

30  für  dauernde  völlige  Erwerbs-Unfähigkeit 
auf  unvollständigem  Material  beruhen  ').  Um  genauere  Ziffern  zu 

l)  Vergl.  hierüber  u.  a.  P.  laircher:  »Die  UnfalkUtistik  der  Berufsgenossenschaf- 
len  und  ihr  Einfluss  auf  die  Beiträge  der  Mitglieder«  (Düsseldorf  1889)  S.  17  u.  ff.; 
H.  Zimmermann ; »Die  Unfallstatistik  der  Berufsgenossenschaftcii«  in  Conrad’s  Jahrbb. 
f.  Nationalökonomie  u.  Statistik,  N.  F.  Bd.  XIV.  S.  549  u.  (f. ; Landmann;  »Zur  Un- 
fallstatistik« in  der  Zeitschrift  »Die  Berufsgenossenschaft«  v.  14.  März  1887;  Verhand- 
lungen des  deutschen  Berufsgenossenschaftstages  1887  (27.  Juni)  S.  IO  u.  f. , 188S 
(7.  Mai)  S.  IO  u,  ff.  und  1889  (27.  Juni)  S.  3 u.  flf. 
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gewinnen,  bedarf  es  zunächst  der  oben  bezeichneten  eingehenden 
Erhebungen  über  die  Belastung. 

Diese  Erhebungen  setzen  eine  genaue  Unterscheidung  der 
Rentenempfänger  nach  Altersklassen  und  nach  dem  Geschlecht 
voraus.  Sie  bedingen  ferner,  wenn  man  zu  wirklich  zuverlässigen 
Ergebnissen  gelangen  will,  dass  nicht  nur  die  entschädigten  Un- 
fälle , sondern  die  Unfälle  überhaupt  berücksichtigt  und  in  Be- 
ziehung zur  Gesamtzahl  der  Betriebe  und  versicherten  Personen 
gesetzt  werden.  Denn  es  ist  vielfach  nur  ein  Ergebnis  zufälliger 
Umstände,  wenn  eine  Verletzung  zu  einer  Belastung  führt  oder 
ohne  Belastung  erledigt  wird.  Die  Betriebe  und  die  versicherten 
Personen  müssen  nach  Betriebszweigen,  Arbeitsthätigkeiten,  Trieb- 
kräften , Arbeitsmaschinen  ctc.  klassifiziert  w'erden  , wobei  noch 
zwischen  den  Unfällen,  die  aus  der  dem  Betriebszweige  anhaften- 
den eigentümlichen  Gefahr  entspringen  und  denen,  die  dem  Be- 
triebszweige als  solchem  nicht  eigentümlich  sind  , unterschieden 
werden  muss. 

Die  Unfälle  selbst  müssen  nach  Art , Ursachen  und  Folgen 
geschieden  werden.  Bei  letzteren  ist  die  Summe  der  Kenten- 
Prozentsätze  bei  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  und  die  Dauer  der 
Erwerbsunfähigkeit  bezw.  des  Heilverfahrens  bei  vorübergehender 
Erwerbsunfähigkeit  zu  erheben,  und  wenn  man  genaue  Ergebnisse 
erlangen  will,  würde  man  auch  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit 
bei  nicht  entschädigten  Unfällen  zu  ermitteln  haben.  Des  wei- 
teren w'ürden  die  Löhne,  die  auf  die  Höhe  der  Belastung  ja  von 
wesentlichem  l'änfluss  sind , für  die  in  den  einzelnen  Betriebs- 
zweigen etc.  beschäftigten  Personen  zu  erheben  sein.  Da  die 
Verschiedenheit  der  Nachkommenschaft  der  durch  Unfälle  ge 
töteten  Personen  ebenfalls  die  Höhe  der  Belastung  becinflu.ssl 
so  würden  Itirhebungen  auch  hierüber  wünschenswert  erscheinen, 
zumal  dieselben  auch  in  anderen  Richtungen  für  die  Sozialpolitik 
von  Wichtigkeit  sind. 

Für  die  Zwecke  der  Unfallverhütung  würde  eine  Berücksich- 
tigung der  Löhne  und  der  Nachkommenschaft  entbehrlich  sein 
Ini  übrigen  aber  kommen  die  vorgenannten  Beobachtungsgebicte 
auch  hier  in  Betracht.  Um  genau  die  Gefahrenquellen  erkenn« 
zu  können,  muss  man  nicht  nur  die  entschädigten  Unfälle,  son- 
dern alle  Unfälle  nach  Art , Ursachen  und  Folgen  untersuchen, 
weil  die  Thatsache  des  Unfalls  an  sich  oft  für  die  Unfallverhütung 
von  grosser  Bedeutung  ist.  Auch  die  Erhebung  der  Rentenpfi'- 
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zentsätze  und  der  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit  bezw.  des  Heil- 
verfahrens bei  entschädigten  und  nicht  entschädigten  Unfällen 
gibt  wertvolle  Aufschlüsse  über  die  Gefahr,  die  mit  den  einzelnen 
Arten  der  Verletzungen  verbunden  ist  und  der  durch  geeignete 
Einwirkung  auf  das  Heilverfahren  zu  begegnen  eine  an  die  Un- 
fallverhütung unmittelbar  anschliessende  Aufgabe  der  ßerufsge- 
nossenschaften  ist. 

Auch  für  die  Unfallverhütung  ist  es  nötig,  sämtliche  Unfälle 
nach  Betriebszweigen,  Arbeitsthätigkeitcn,  Triebkräften , Arbeits- 
maschinen etc.  zu  ordnen  und  die  gewonnenen  Zahlen  mit  den 
gleichartig  klassifizierten  sämtlichen  beschäftigten  Personen  zu 
vergleichen  , weil  sich  dadurch  ein  zuverlässiger  Einblick  in  die 
an  den  einzelnen  Stellen  offen  oder  versteckt  vorhandenen  Ge- 
fahren gewinnen  lässt.  Für  die  Unfallverhütung  ist  auch  die 
Frage  von  grosser  Bedeutung , ob  Alter  und  Geschlecht  bei  der 
Unfallgefahr  eine  besondere  Rolle  spielen;  deshalb  müssen  Ar- 
beiter und  Unfälle  hiernach  geordnet  werden.  Des  weiteren  ist 
nach  dem  Einfluss  der  Arbeitsdauer  zu  fragen,  weshalb  die  V'er- 
teilung  der  Unfälle  auf  Monate , Tage  und  Stunden , die  für  die 
Gefahrentarifierung  ohne  Bedeutung  ist , hier  vorgenommen  wer- 
den muss. 

Sieht  man  also  von  der  zeitlichen  Verteilung  der  Unfälle, 
von  der  Erhebung  der  Löhne  und  der  Nachkommenschaft  ab, 
so  ist  das  Beobachtungsfeld  für  beide  Zwecke  das  gleiche,  und 
will  man  zuverlässige  Schlüsse , die  mehr  als  einen  nur  relativen 
Wert  haben,  ziehen,  so  ist  für  beide  Zwecke  auch  die  Beobach- 
tung nach  strengen  statistischen  Grundsätzen  zu  leiten.  Denn 
nur,  wenn  wirklich  vergleichbare  Grössen  an  einander  gemessen 
werden,  sind  derartige  Schlüsse  zulässig. 

P-s  ist  deshalb  sehr  zu  bedauern,  dass  das  Reichs- Versiche- 
rungsamt die  Zwecke  der  Revision  der  Gefahrentarifierung  ab- 
sichtlich gegen  die  der  Unfallverhütung  hat  zurücktreten  lassen, 
sowohl  bei  der  Beschaffung  als  auch  bei  der  Bearbeitung  des 
Materiales.  Gerade  das  unleugbare  Geschick,  mit  dem  das  Amt 
die  erhobenen  Zahlen  verwertet  hat,  würde  die  Gewähr  geboten 
haben,  dass  eine  umfassendere,  auf  den  doppelten  Zweck  der 
Unfallstatistik  gerichtete  Gewinnung  und  Bearbeitung  des  Ma- 
teriales die  wertvollsten  Ergebnisse  gehabt  haben  würde. 

Von  den  oben  bezeichneten  Bcobachtungsgebieten  sind  in 
der  Statistik  des  Reichs-Versicherungsamtes  gar  nicht  berück- 
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sichtigt  die  Löhne , die  Rentenprozentsätze , die  Dauer  der  Er- 
werbsunfähigkeit und  des  Heilverfahrens.  Die  übrigen  Gebiete  i 
werden  zwar  berücksichtigt,  aber  nicht  immer  in  der  Weise,  wie 
es  nach  statistischen  Grundsätzen  hätte  geschehen  müssen.  Der 
Beweis  hierfür  wird  sich  ergeben , sobald  bei  den  vom  Reicbi- 
versicherungsamt  behandelten  Gebieten  die  angewandte  Methode  ' 
untersucht  wird.  | 

Die  Statistik  gibt  zunächst  die  Zahl  der  Betrieben;  I 
(Tab.  1,  Spalte  a),  und  zwar  geordnet  nach  Reichs-Gebietsteil«  I 
und  nach  Berufsgenossenschaften.  Eine  Unterscheidung  njdi 
der  Art  der  Triebkraft  und  eine  Uebersicht  über  die  einzebec 
Arbeitsthätigkeiten  und  Betriebszweige  innerhalb  der  Benifege- 
nossenschaften  ist  nicht  gegeben.  Die  Zahlen  der  Tabelle  ent- 
stammen der  »Nachweisung  der  gesamten  Rechnungsergebnis» 
für  das  Jahr  1887c  Tab.  I , Sp.  10.  Für  die  Ausfüllung  dieset 
Spalte  sind  Anweisungen  nicht  gegeben  , so  dass  Verschied«- 
heiten  der  AulTassung  möglich  sind.  Im  allgemeinen  darf  man 
annehmen,  dass  die  Zahl  der  am  Schluss  des  Jahres  1887  vor- 
handenen Betriebe  angegeben  worden  ist.  Ein  Teil  der  Betriebt 
hat  nicht  das  ganze  Jahr  1887  hindurchbestanden,  was  bei  eb«: 
Vergleich  mit  den  Unfällen  dieses  Jahres  zu  berücksichtigen  seia 
würde.  Wichtiger  indes  ist  die  Zahl  der  versicherten  Per 
sonen  (Tab.  1,  Sp.  b).  Auch  diese  sind  nicht  näher  geordeet 
nach  Alter , Geschlecht  und  Beschäftigungsart  etc. , so  dass  die 
späteren  Zahlen  über  Alter  und  Geschlecht  der  entschädigt« 
Verletzten  in  Tabelle  VII,  sowie  über  »Betriebseinrichtungen  niid 
Vorgängec,  an  denen  sich  entschädigung.spflichtige  Unfälle  ereig- 
neten, in  Tab.  VI  zu  der  Gesamtzahl  der  Arbeiter  nicht  in  Be- 
ziehung gesetzt  werden  können. 

Die  in  der  Statistik  enthaltene  Zahl  der  versicherten  P« 
sonen  ist  ebenfalls  der  Nachweisung  der  Rechnungsergebnii-^ 
entnommen  und  umfasst  nach  der  bezüglichen  Anweisung  die 
»durchschnittlich  beschäftigten  Betriebsbeamten  und  ,-^'- 
beitert  , d.  h.  diejenige  Zahl  der  Personen  , »welche  der  Betrieb 
bei  voller  oder  laufender  Thätigkeit  in  dem  betreffenden  Recb- 
nung-sjahre  in  der  Regel  beschäftigt  hat«.  Bei  Betrieben,  dien» 
zeitweise  in  Thätigkeit  waren,  ist  die  durchschnittliche  Zahl  der- 
jenigen Arbeiter  eingestellt,  welche  »während  der  Zeit  des  r<^<d 
massigen  vollen  Betriebes«  beschäftigt  wurden.  Aus  letzterem 
ergibt  sich,  dass  die  auf  diese  Weise  gewonnenen  Zahlen  nich: 
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in  Vergleich  zu  den  Unfällen  des  Jahres  1887  gesetzt  werden 
können.  Denn  es  ist  hierzu  nötig , dass  alle  Betriebe  und  alle 
Arbeiter  in  dem  ganzen  Zeitraum  unter  Beobachtung  gestanden 
haben,  für  welchen  die  Unfallgcfahr  ermittelt  werden  soll.  Diese 
Voraussetzung  fehlt  nach  dem  Gesagten  für  alle  Betriebe,  die 
nur  saisonweise  arbeiten  oder  erst  innerhalb  des  Jahres  1887  ent- 
standen oder  auch  innerhalb  desselben  eingingen.  Für  derartige 
Betriebe  ist  entweder  die  Zahl  der  Unfälle  zu  erhöhen  oder  die 
Zahl  der  Arbeiter  zu  vermindern  , je  nach  dem  Bruchteil  des 
Jahres , in  welchem  die  Beschäftigung  wirklich  stattfand.  Dass 
die  Zahlen  in  dieser  Richtung  nicht  ergänzt  sind,  lässt  sich  nach 
statistischen  Grundsätzen  nicht  billigen;  denn  für  alle  Vergleiche 
zwischen  der  Zahl  der  Unfälle  und  der  Arbeiter  fehlt  es  infolge 
dessen  an  vergleichbaren  Grössen,  und  solcher  Vergleiche  bedarf 
es  sowohl  für  die  Zwecke  der  Unfallverhütung  als  auch  für  die 
Beschaffung  von  Material  zur  korrekten  Gefahrenklassifikation. 
Auch  bei  den  Betrieben , die  das  ganze  Jahr  hindurch  thätig 
waren , erfolgt  die  Erhebung  des  I’ersonenbestandes  nicht  in 
statistisch  korrekter  Weise,  wie  v.  Mayr  in  Bd.  I dieser  Zeitschrift 
S.  236  u.  ff.  zutreffend  dargelegt  hat.  Es  wird  thatsächlich  nur 
ein  fiktiver,  nicht  aber  der  wirkliche  Durchschnittsbestand  erhoben. 
Letzterer  lässt  sich  nur  ermitteln , wenn  die  Dauer  der  Beschäf- 
tigung  der  einzelnen  Arbeiter  berücksichtigt  wird , ein  allerdings 
mühseliges,  aber  in  Betrieben  mit  geordneter  Lohnbuchführung 
nicht  unmögliches  Verfahren. 

Den  auf  die  oben  bezeichncte  Weise  ermittelten  Zahlen  der 
Betriebe  und  Arbeiter  wird  zunächst  die  Zahl  der  Verletz- 
ten, für  welche  Unfallanzeigen  erstattet  wurden,  d.  h.  die  Zahl 
der  Unfälle  überhaupt  (Tab.  1,  Sp.  e),  gegenübergestellt. 
Dabei  ist  wiederum  Jede  nähere  Klassifikation  nach  Arbeitsthätig- 
kciten,  Motoren,  Maschinen  etc.,  Alter  und  Geschlecht  der  Ver- 
letzten, Art,  Ursachen,  Folgen  und  Zeit  der  Unfälle  unterlassen, 
so  dass  in  allen  diesen  Beziehungen  ein  Vergleich  zwischen  Un- 
fällen überhaupt  und  entschädigten  Unfällen  nicht  möglich  ist. 
Auch  diese  Zahlen  sind  der  mehrfach  genannten  »Nachweisung 
der  Rechnungsergebnisse*  entnommen  und  erstrecken  sich  ledig- 
lich auf  die  in  dem  betreffenden  Jahre  »zur  Kenntnis  der 
Berufsgenossenschaften  gelangten  Unfälle*.  Mit  an- 
dern Worten,  die  Zahlen  beziehen  sich  nicht  auf  die  in  dem  be- 
treffenden Jahre  eingetretenen,  sondern  auf  die  in  dem  betreffen- 
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den  Jahre  angemeldeten  Unfälle.  Die  Zahl  der  leUtcren 
deckt  sich  nicht  mit  derjenigen  der  ersteren.  Denn  unter  den 
angcmeldeten  Unfällen  befindet  sich  stets  ein  gewisser  Teil,  der 
schon  im  Vorjahre  cingetreten  ist , während  von  den  im  Beob- 
achtungsjahr eingetretenen  Unfällen  ein  Teil  auf  das  nächstfol- 
gende Jahr  übertragen  wird.  Hierbei  ist  noch  zu  berücksichtigen, 
dass  ein  gewisser  Teil  der  Unfälle  nicht  bald  nach  dem  Eintreten, 
sondern  erst  später  zur  Anzeige  gelangt,  teils  weil  die  Arbeiter 
nicht  jeden  Unfall  sofort  melden,  teils  weil  die  Erwerbsunfähigkeit 
erst  durch  nachträgliche  Verschlimmerung  der  an  sich  unbedeu- 
tenden Verletzung  zu  Tage  tritt.  Da  die  Arbeiterzahlen  sich  auf 
das  Kalenderjahr  beziehen,  so  könnte  ein  korrekter  Vergleich  nur 
mit  denjenigen  Unfällen  erfolgen,  die  in  diesem  Jahre  eingetreten 
sind.  Wenn  auch  zugegeben  werden  mag , dass  bei  einer  von 
Jahr  zu  Jahr  wiederholten  Statistik  schliesslich  ein  gewisser  .Aus- 
gleich zwischen  den  Zahlen  der  in  jedem  Jahr  angemeldeten  und 
eingetretenen  Unfälle  erfolgen  werde  und  dass  — da  der  Fehler 
von  Jahr  zu  Jahr  in  gleicher  Weise  sich  wiederholt  — ein  Vergleich 
der  einzelnen  Jahresziflfern  immerhin  zuverlässige  Resultate  zei- 
tigen könne,  so  ist  doch  der  Grundsatz,  nur  vergleichbare  Grosseo 
zu  verwerten,  in  der  Statistik  nicht  gewahrt  worden.  Alle  Schlüsse, 
die  sich  auf  das  Verhältnis  der  Unfälle  überhaupt  zu  den  Arbeiter- 
Ziffern  beziehen , können  dc.shalb  nur  eine  relative  Richtigkeit 
beanspruchen. 

Ein  noch  bedenklicherer  I'ehler  ist  bezüglich  der  entschi- 
digten  Unfälle  gemacht  worden.  Hier  wurde  nicht  gefragt; 
Wie  viel  und  welche  der  im  Beobachtungsjahre  eingetreteneu 
oder  — nach  dem  eben  gesagten  — angemeldeten  Unfallt 
haben  zu  Entschädigungen  geführt?  Sondern;  Für  welche  Un- 
fälle sind  im  Beobachtungsjahr  Entschädigungen  festgestellt  »or 
den?  Der  Zeitpunkt,  zu  welchem  die  Entschädigungen  festge- 
stellt werden  können , ist  schon  an  sich  ein  .sehr  v'erschiedener. 
Bei  Todesfällen  liegt  er  dem  l äge  des  Unfalls  sehr  nahe;  bo 
Verletzungen,  die  zu  einer  Erwerbsunfähigkeit  fiihren,  richtet  er 
sich  ganz  darnach,  wann  die  Folgen  des  Unfalls  wirklich  zu  über- 
sehen sind.  Bei  einigen  Invaliditätsfällen  ist  dies  schon  innerhalb 
der  ersten  13  Wochen  möglich,  z.  B.  wenn  bei  völligem  V’erlusi 
eines  Gliedes  das  Heilverfahren  schon  in  den  ersten  13  Wochen 
gänzlich  abgeschlossen  w'crden  kann.  Bei  den  meisten  aber  kann 
die  Feststellung  der  Fhitschädigung  erst  nach  der  13,  Woche 
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erfolgen.  Dazu  kommt , dass  die  Genossenschaften  hierbei  ver- 
schieden Vorgehen.  Einige  vermeiden  es,  Renten  zu  einer  Zeit 
festzustellen,  in  der  das  Heilverfahren  noch  nicht  endgültig  ab- 
geschlossen ist.  Sie  übertragen  die  Fürsorge  nach  der  13.  Woche 
der  Krankenkasse  und  machen  dem  Verletzten  hiervon  brieflich 
Mitteilung , ohne  dass  ein  Feststellungsbeschluss  gefasst  wird. 
Letzterer  wird  vielmehr  verschoben , bis  das  1 leilverfahren  end- 
gültig abgeschlossen  ist  und  deshalb  die  dauernden  Folgen  des 
Unfalls  genau  zu  übersehen  sind.  Andere  Berufsgenossenschaften 
dagegen  fassen  schon  bald  nach  der  13.  Woche  besondere  Fest- 
stellungsbeschlüsse, die  dann  allerdings  oft  genug  nur  provisorische 
sind.  In  allen  Fällen  wird  also  ein  Teil  der  Unfälle  erst  im  näch- 
sten Jahre  durch  Feststellungsbeschluss  geregelt,  und  da  die  Ge- 
nossenschaften nicht  gleichmässig  Vorgehen  , so  ist  dieser  Teil 
bei  den  einzelnen  Genossenschaften  sehr  verschieden.  Die  Zahlen 
der  entschädigten  Unfälle,  welche  in  der  Statistik  angegeben  sind, 
umfassen  mithin  einen  nicht  unbeträchtlichen  Teil  solcher  Unfälle, 
die  im  Beobachtungsjahr  weder  eingetreten  noch  angemeldet  sind. 
Das  korrekte  Verfahren  wäre  gewesen,  diejenigen  entschädigten 
Unfälle  einzusetzen,  die  im  Beobachtungsjahre  eingetreten 
sind  bei  den  Arbeitern,  die  unter  Beobachtung  gestanden  haben. 

Die  entschädigten  Verletzungen  werden  in  der  Statistik  im 
Gegensatz  zu  den  Unfällen  überhaupt  nach  den  verschiedensten 
Richtungen  hin  untersucht.  Sie  werden  zunächst  in  Tabelle  111 
»nach  ihrer  Schwere  und  nach  den  Folgenc  geordnet.  Hier- 
bei wird  zwischen  tötlichen  und  nicht  tötlichen  Verletzungen  unter- 
schieden. Die  letzteren  zerlegen  sich  in  Unfälle  mit  gänzlicher 
oder  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  von  mehr  als  6 Monaten  und 
in  Unfälle  mit  einer  Erwerbsunfähigkeit  von  mehr  als  13  W'oehen 
bis  zu  6 Monaten.  Bei  letzteren  wird  auf  die  Dauer  der  Erwerbs- 
unfähigkeit beziehungsweise  des  Heilverfahrens  und  bei  den  Fällen 
mit  teilweiser  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  auf  die  Rentenpro- 
zentsätze — wie  schon  erwähnt  — nicht  eingegangen.  Bei  den 
Todesfällen  ist  die  Zeit,  die  zwischen  dem  Unfall  und  dem  Eintritt 
des  Todes  liegt,  nicht  berücksichtigt;  nach  mancher  Richtung  hin 
wäre  das  von  Wert  gewesen,  weil  bisweilen  Unfälle,  die  eine  an 
sich  nicht  tötliche  Verletzung  nach  sich  gezogen  haben  , durch 
nachträgliche  Komplikationen  und  ähnliches  zum  Tode  führen. 

Besonders  wichtig  ist  es,  dass  die  Zerlegung  der  nicht  töt- 
lichen Unfälle  in  solche  mit  länger  als  6 Monate  und  solche  mit 
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bis  zu  6 Monaten  währender  Erwerbsunfähigkeit  ernstlich  bean- 
standet werden  muss.  Jeder  Unfall,  der  eine  Erwerbsunfähigkeit 
von  mehr  als  6 Monaten  nach  sich  zieht,  wird  auf  Grund  dieser 
Scheidung  zu  den  Unfällen  mit  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  ge- 
rechnet. Dadurch  werden  eine  Reihe  von  Unfällen  als  gleich- 
wertig behandelt , die  es  gar  nicht  sind.  Ein  Unfall , der  den 
Arbeiter  dauernd  der  Hälfte  der  Arbeitsfähigkeit  beraubt,  wi^ 
— wie  jeder  ohne  weiteres  zugeben  wird  — ganz  anders,  als  eio 
Unfall,  dessen  Folgen  z.  B.  nach  lo  Monaten  vollständig  beseitigt 
sind.  Und  die  Zahl  der  Unfälle  , die  in  6 Monaten  ihre  Erledi- 
gung durch  völlige  Heilung  noch  nicht  gefunden  haben , aber 
doch  dauernde  Folgen  nicht  nach  sich  ziehen,  ist  nicht  so  gering, 
wie  manche  annehmen.  Ihre  Zahl  wird  sich  gegen  die  ersten 
Jahre  der  reichsgesetzlichen  Unfallversicherung  noch  erhöhen, 
je  mehr  die  Berufsgenossenschaften  zu  der  Ueberzeugung  gelangen, 
dass  das  Heilverfahren  nicht  in  allen  Fällen  sofort  mit  dem  Ein- 
stellen der  ärztlichen  Behandlung  als  beendigt  anzusehen  ist,  dass 
es  sich  vielmehr  nach  besonders  angreifendem  Heilverfahren  oder 
bei  weniger  widerstandsfähigen  Naturen  rechtfertigt,  nach  diesem 
Zeitpunkt  noch  eine  gewisse  Frist  der  Kr.äftesanimlung  zum  Heil- 
verfahren zu  rechnen  und  fiir  diese  Frist  die  Vollrente  zu  g^ 
währen.  Will  man  richtig  klassifizieren,  so  muss  man  die  Unfälle 
mit  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit,  bei  denen  zweck- 
mässig auch  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit  ermittelt  und  ver- 
rechnet wird,  trennen  von  den  Unfällen  mit  dauernder  Er- 
werbsunfähigkeit, ohne  Rücksicht  darauf  ob  die  völlige  Wieder- 
herstellung innerhalb  oder  erst  nach  Ablauf  der  ersten  6 Monate 
erfolgt.  Mittelst  dieser  Unterscheidung , die  auf  unzweideutigen 
Begriffen  beruht  und  ganz  unabhängig  von  der  verschiedenen 
Pra.\is  der  Berufsgenossenschaften  ist,  würde  man  auf  beiden  Seiten 
die  gleichgearteten  Fälle  sicherer  zusammenfassen  können.  Nach- 
trägliche Berichtigungen  würden  freilich  auch  hier  nicht  ganz  zu 
vermeiden  sein ; sie  würden  aber  in  geringerem  Masse  erforder- 
lich sein,  als  bei  der  jetzt  angewandten  Unterscheidung,  n-iment- 
lieh  wenn  die  statistische  Verwertung  der  Fälle  später  vorge- 
nommen wird,  als  bei  der  vorliegenden  Statistik.  An  sich  wäre 
es  für  die  Bedeutung  der  Statistik  ohne  jeden  Nachteil  gewesen, 
wenn  die  Zählkarten  für  die  Unfälle  des  Jahres  1887  erst  im  Jahre 
1889  anstatt  im  Jahre  1887  und  1888  cingefordert  worden  wären. 

Die  Tabelle  IV  zerlegt  weiter  die  Unfälle  nach  der  Art  der 
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Verletzungen  (Verbrennungen,  Verbrühungen,  Aezungen,  Wun- 
den, Quetschungen,  Knochenbrüche  etc.)  und  nach  den  verletz- 
ten Körperteilen  unter  Verteilung  auf  die  einzelnen  Berufsge- 
nossenschaften, aufdie  Betriebseinrichtungen  und  Betriebsvorgänge, 
die  zur  entschädigungspflichtigen  Verletzung  geführt  haben,  und  auf 
die  einzelnen  Arten  der  Folgen  der  Unfälle  (Tod,  Erwerbsunfähigkeit 
etc.).  Eine  Berücksichtigung  des  Geschlechts  und  des  Alters  der 
Verletzten  sowie  der  zeitlichen  Verteilung  der  Unfälle  ist  hier  nicht 
vorgesehen.  Dass  eine  Vergleichung  mit  der  Zahl  der  Arbeiter 
und  der  Unfälle  überhaupt  bei  den  meisten  dieser  Kategorien 
nach  dem  gebotenen  Material  nicht  möglich  ist,  wurde  oben  schon 
hervorgehoben. 

In  Tabelle  V wird  die  Verteilung  der  Unfälle  auf  Monate, 
Tage  und  Tageszeiten  in  den  einzelnen  Berufsgenossen- 
schaften dargestellt.  Hier  wäre  es  wünschenswert  gewesen  , die 
Tage  und  Tageszeiten  noch  auf  die  einzelnen  Monate  und  die 
Tageszeiten  auf  die  einzelnen  Tage  zu  verteilen,  wozu  die  Zähl- 
karten die  Möglichkeit  boten.  Auch  wäre  es  gut  gewesen,  wenn 
diese  Angaben  nicht  nur  für  die  einzelnen  Genossenschaften,  son- 
dern auch  für  die  Arbeitsthätigkeiten , Arbeitsmaschinen  und 
Triebkräfte  unter  Berücksichtigung  der  Altersklassen  und  des 
Geschlechtes  gemacht  wären,  wozu  die  Zählkarten  ebenfalls  die 
nötigen  Angaben  enthielten.  Denn  es  galt  hier , die  Frage  zu 
lösen , inwiefern  die  Arbeitsdauer  auf  die  Unfallgefahr  bei  den 
einzelnen  Beschäftigungsarten  und  Altersklassen  sowie  bei  den 
beiden  Geschlechtern  von  Einfluss  ist.  Allerdings  hätte,  wie  schon 
erwähnt,  als  Grundlage  für  zuverlässige  Schlüsse  eine  entsprechende 
V'^ertcilung  der  Unfälle  überhaupt,  sowie  der  Arbeiter  geschaffen 
werden  müssen. 

Der  gleiche  Mangel  macht  sich  bezüglich  der  schon  erwähnten 
Betriebseinrichtungen  und  Vorgänge  geltend,  die 
zu  Unfällen  geführt  haben  und  in  Tabelle  VI  genauer  unter  Ver- 
teilung auf  die  Beriifsgenossenschaften  behandelt  sind.  Aehnlich 
liegt  es  bezüglich  der  »Ursachen  der  entschädigungs- 
pflichtigen Un  fället  in  Tabelle  Vll , die  nach  Betriebs- 
einrichtungen und  Betriebsvorgängen  sowie  nach  Lebensalter  und 
Geschlecht  der  Verletzten  geschieden  sind.  Hier  wäre  es  ange- 
bracht gewesen , das  Geschlecht  nach  Altersklassen  zu  ordnen, 
um  das  verschiedene  Verhalten  der  beiden  Geschlechter  in  den 
einzelnen  Altersstufen  klarzulegen.  Das  hierbei  angegebene  Alter 
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beruht  nur  auf  »ungefähren  Angabenc,  die  in  der  Zählkarte  aus- 
drücklich als  genügend  bezeichnet  sind.  Hei  den  meisten  ent- 
schädigten Verletzten  würden  genaue  Angaben  wohl  zu  beschaffen 
gewesen  sein,  was  namentlich  im  Hinblick  auf  die  Gefahre ntarif- 
revision  wünschenswert  gewesen  wäre. 

Auch  die  entschädigungsberechtigten  Hinter- 
bliebenen sind  ermittelt  und  in  Tabelle  111  Spalte  15 — ij  in 
die  Gruppen  »Witwen«  , »Kinder«  und  »Aszendenten«  geschieden, 
ln  den  beiden  letzteren  Gruppen  ist  die  Verteilung  auf  die  Ge- 
schlechter und  in  allen  die  Verteilung  auf  Altersklassen  nicht 
vorgenommen. 

Endlich  enthält  Tabelle  11  in  Spalte  2 und  3 noch  die  Zahl 
der  Hetriebe , in  denen  cntschädigimgspflichtige  Unfälle  cinge- 
treten  sind,  und  die  Zahl  der  in  diesen  Betrieben  beschäftigten 
Arbeiter.  Für  die  Unfälle  überhaupt  fehlt  leider  die  entsprechende 
Erhebung,  so  dass  genauere  Vergleiche  nicht  möglich  sind. 

Aus  dem  bisher  F'ntwickelten  ergibt  sich  zur  Genüge  , dass 
gegen  die  in  Rede  stehende  Veröffentlichung  des  Reichs-Ver- 
sicherungsamtes vom  Standpunkt  der  wissenschaftlichen  Statistik 
aiis  mancherlei  einzmvenden  ist.  Bei  der  Gewissenhaftigkeit,  mit 
der  das  Reichs- Vcrsicherungsanit  an  alle  seine  Arbeiten  heran- 
tritt, darf  man  indes  annehmen , dass  die  meisten  der  vorge- 
brachten Gesichtspunkte  im  Reichs-Versicherungsamt  bereits  er- 
wogen sind,  und  wenn  dasselbe  doch  anders  vorgegangen  ist,  so 
können  dafür  in  der  Hauptsache  nur  praktische  Rücksichten  mass- 
gebend gewesen  sein.  Augenscheinlich  wollte  das  Amt  die  Er- 
hebungen möglichst  einfach  gestalten , einerseits  in  der  Absicht, 
die  Genossenschaftsorgane  neben  ihren  sonstigen  umfangreichen 
Arbeiten  nicht  allzuscharf  noch  für  statistische  Zwecke  anzu- 
spannen, andererseits  in  der  gewiss  berechtigten  Erwägung,  dass 
nicht  bei  allen  Genossenschaften  die  vorhandenen  Einrichtungen 
und  Organe  eine  zuverlässige  umfassende  Erhebung  verbürgten. 
(Vergl.  eine  entsprechende  Bemerkung  auf  Seite  204.)  Man  wird 
solchen  Erwägungen  die  Billigung  nicht  versagen,  aber  auch  nicht 
verschweigen  können,  dass  in  Bezug  auf  die  angewandte  Methode 
derartige  Bedenken  keineswegs  überall  Vorlagen.  Man  hätte  2.  B. 
die  Zahl  der  Arbeiter  ohne  tvesentliche  Mehrarbeit  von  den  Ge- 
nossenschaften, die  ja  eingehende  Kataster  führen , genauer  er- 
mitteln lassen  können.  Ebenso  konnte  die  Zahl  der  im  Jahr  188, r 
eingetretenen  Unfälle  überhaupt  und  die  Zahl  der  in  diesem 
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Jalir  eingetretenen  entschädigten  Unfälle  ohne  besondere  Mehr- 
arbeit festgestellt  werden.  Auch  die  Trennung  zwischen  vorüber- 
gehender und  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  im  oben  erwähnten 
Sinne,  die  Angabe  der  Dauer  der  Eirwerbsunfähigkeit  und  der 
Rentenprozentsätze  u.  a.  m.  war  schon  damals,  als  die  Zählkarten 
eingefordert  wurden,  möglich.  Jedenfalls  ist  bei  der  grossen  Be- 
deutung der  Unfallstatistik  der  Wunsch  berechtigt,  dass  das  Reichs- 
Versicherungsamt  trotz  seiner  Ueberlastung  mit  Arbeiten  Zeit 
dazu  finden  möge,  eine  umfassende,  auf  streng  wissenschaftlicher 
Grundlage  ruhende  Unfallstatistik  in  Angriff  zu  nehmen.  Wenn 
das  auch  nur  für  ein  Jahr  geschehen  könnte,  so  wäre  damit  doch 
die  Möglichkeit  geschaffen  , die  Arbeit  später  in  den  einzelnen 
Genossenschaften  in  einheitlicher  Weise  vornehmen  zu  lassen,  so 
dass  dem  Reichs-Versicherungsamt  alljährlich  ein  leicht  zu  ord- 
nendes Material  zufliessen  würde.  Ein  solcher  Wunsch  liegt  um 
so  näher,  als  das  Reichs- Versicherungsamt  das  vorhandene  be- 
schränkte Material  — wie  schon  angedeutet  — mit  so  grossem 
Geschick  verarbeitet  hat,  dass  die  Statistik  in  dieser  Hinsicht 
trotz  der  vorerwähnten  Bedenken  volle  Anerkennung  verdient.  — 

Soviel  in  Bezug  auf  die  Methode.  Was  die  Ergebnisse 
der  Statistik  anlangt,  so  sind  dieselben  — allerdings  mit  den  Ein- 
schränkungen, die  bezüglich  des  Wertes  der  Zahlen  nach  den  vorher- 
gehenden Bemerkungen  nötig  erscheinen  — sehr  beachtenswert. 

Für  die  Gefahrentarifierung  erscheinen  zwar  Schlüsse  nicht 
angezeigt,  weil  dazu  eine  durch  lange  Jahre  fortgesetzte  und  so 
die  Einwirkung  zufälliger  Momente  ausgleichende  Beobachtung 
nötig  ist.  Desto  reichhaltiger  sind  aber  die  E'ingerzeige  für  die 
Unfallverhütung,  auf  deren  Zwecke  auch  die  ganze  Art  der  Be- 
arbeitung namentlich  in  den  beigegebenen  umfangreichen  Erläu- 
terungen zugeschnitten  ist. 

Geht  man  die  hauptsächlichsten  Ergebnisse  in  der  Reihen- 
folge der  Tabellen  durch,  so  legt  gleich  die  Tabelle  I die  E'rage 
nach  dem  Zusammenhang  zwischen  Betriebs- 
grösse und  Unfallgefahr  nahe.  Man  nimmt  vielfach  an, 
dass  die  Unfallgefahr  im  umgekehrten  Verhältnissemit  dem  durch- 
schnittlichen Umfang  der  Betriebe  steht.  Diese  Auffassung  findet 
anscheinend  eine  Bestätigung  darin,  dass  Elsass-Loihringen  und 
das  Königreich  Sachsen  die  grösste  Zahl  der  auf  einen  Betrieb  ent- 
fallenden versicherten  Personen  (22.05  bezw.  17.77)  unter  allen 
Gebietsteilen  des  Reiches  zeigen  und  gleichzeitig  die  geringsten 
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Zahlen  der  auf  lOOO  Versicherte  entfallenden  entschädigten  \'er- 
letztcn  (2.97  bezw.  3.14)  aufweisen.  Allein  eine  genauere  Be- 
trachtung der  Zahlen  der  Tabelle  I steht  der  erwähnten  Auffassung 
so  sehr  entgegen,  dass  eine  bestimmte  Regel  über  das  Verhält- 
nis der  Betriebsgrösse  zur  Unfallgefahr  aus  den  vorhandenen 
Zahlen  nicht  abgeleitet  werden  kann.  Weniger  die  durchschnitt- 
liche Grösse  der  Betriebe,  als  die  Art  der  betriebenen  Industrien 
dürfte  die  Unfallgefahr  beeinflussen.  Für  die  genannten  beiden 
Gebiete  spielt  die  Textilindustrie,  die  zu  den  minder  gefährlichen 
Berufsarten  gehört,  eine  besondere  Rolle.  Dazu  kommt,  dass  im 
Königreich  Sachsen  die  staatliche  Fabrikaufsicht  besonders  ent- 
wickelt ist  und  dass  in  Elsass-Lothringen  die  Vereinsthätigkeit 
sich  mit  grossem  Fäfer  auf  die  Unfallverhütung  schon  seit  Jahren 
geworfen  hat,  zwei  Momente , die  jedenfalls  nicht  ohne  Einfluss 
geblieben  sind , wenn  sich  auch  das  Mass  des  F^influsscs  nicht 
feststellen  lässt. 

Das  Verhältnis  der  Betriebsgrösse  zur  Unfallgefahr  müsste, 
wenn  es  sich  überhaupt  ermitteln  lässt . von  der  Voraussetzung 
ausgehen,  dass  in  den  verglichenen  Betrieben  die  gleichen  Vor- 
bedingungen erfüllt  sind.  W’enn  der  Satz  von  Luscher  (a.  a.  Ü. 
S.  102) , dass  >bei  gleicher  Unfallgefahr  die  Wahrscheinlichkeit 
eines  Unfalles  in  demselben  Masse  abnimmt,  wie  die  Anzahl  der 
beschäftigten  Personelle,  in  Bezug  auf  die  von  Luscher  in's  Auge 
gefassten  Betriebszweige  richtig  ist,  so  müs.ste  er  auch  auf  die 
einzelnen  Betriebe  gleicher  Unfallgefahr  Anwendung  finden.  Für 
diesen  Satz  bietet  indes  die  Statistik  kein  Material,  weil  nicht 
zu  ersehen  ist,  in  wieweit  eine  gleiche  Unfallgefahr  im  vorbe- 
zeichneten  Sinne  vorliegt. 

Die  Erläuterungen  zu  Tabelle I gehen  auch  auf  einige  llaupt- 
industrieen  bezw.  Berufsgenossenschaftsgruppen  ein.  Hierbei  zeigt 
sich,  dass  die  durchschnittliche  Zahl  der  entschädigten  Verletzten 
auf  locx)  Versicherte  in  der  Steinbruchs-Berufsgenosscnschaft,  den 
Textil-Berufsgenossenschaften , den  Holz-Berufsgenossenschaften 
und  der  Müllerei-Berufsgenossenschaft  in  den  einzelnen  Landes- 
teilen keine  erheblichen  Abweichungen  zeigt.  Dagegen  ist  diese 
Zahl  u.  a.  auffiillend  hoch  in  der  Knappschafts-Berufsgenossen- 
schaft für  den  Regierungsbezirk  Arnsberg,  in  der  Brauerei-Berufs- 
genossenschaft im  Königreich  Preussen  , in  den  Baugewerks- Be- 
rufsgenossenschaften in  Württemberg  und  Bayern  und  auffallend 
niedrig  in  den  Eisen-  und  Stahl-Berufsgenossenschaften  im  Kbnig- 
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reich  Sachsen  und  in  den  Baugewerks-Berufsgenossenschaften  in 
der  Kreishauptniannschaft  Zwickau.  Es  wäre  wertvoll,  die  Ur- 
sache solcher  Verschiedenheiten  zu  ergründen.  Bis  jetzt  fehlt  es 
aber  an  Material  dafür.  Vermutlich  beruhen  die  Abweichungen 
zum  guten  Teil  auf  der  Eigenart  der  betreffenden  Industrie  in 
den  einzelnen  Bezirken.  So  ist  z.  B.  die  geringe  Zahl  flir  die 
Eisenindustrie  im  Königreich  Sachsen  vielleicht  eine  Eolge  davon, 
dass  dort  die  Hütten-  und  VValzwerksindustrie  nur  geringe  Be- 
deutung hat,  weil  die  Maschinenindustrie  überwiegt.  Die  Unter- 
schiede in  der  Bergwerksindustrie  beruhen  vermutlich  auf  der 
Verschiedenartigkeit  der  gewonnenen  Mineralien,  den  abweichenden 
Vorbedingungen  für  die  Betriebsfuhrung,  dem  grösseren  oder  ge- 
ringeren Auftreten  der  Grubengase  u.  s.  w. 

Die  Frage,  ein  wie  grosser  Teil  der  Betriebe  (und  Arbeiter) 
an  den  Unfällen  überhaupt  beteiligt  ist , kann  unter  Umständen 
für  die  Pra.\is  von  erheblicher  Bedeutung  sein , falls  die  bezüg- 
lichen Erhebungen  sich  nicht  auf  die  belastenden  Unfälle  beschrän- 
ken. Da  diese  Beschränkung  in  Tabelle  II  vorliegt , so  ist  im 
allgemeinen  nichts  anderes  aus  den  bezüglichen  Zahlen  zu  er- 
sehen , als  dass  nur  ein  sehr  geringer  Bruchteil  aller  Betriebe 
(3.20  °/o),  die  auch  nur  einen  geringen  Teil  (32.96  °/o)  der  Ver- 
sicherten überhaupt  beschäftigen,  an  den  belastenden  Unfällen 
beteiligt  ist,  dass  aber  in  den  einzelnen  Industriecn  sehr  grosse 
Verschiedenheiten  in  dieser  Hinsicht  bestehen.  Der  Prozentsatz 
der  an  den  entschädigten  Unfällen  beteiligten  Betriebe  schwankt 
zwischen  38,85%  (Zucker-Berufsgenossenschaft)  und  0.56% 
(Schornsteinfeger-Berufsgenossenschaft) , der  Prozentsatz  der  in 
diesen  Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  zwischen  90.49%  (Knapp- 
schafts-Berufsgenossenschaft) und  0.85  % (Schornsteinfeger-Be- 
rufsgenossenschaft). Der  Prozentsatz  der  Arbeiter  ist  naturgemäss 
da  besonders  hoch,  wo  der  Grossbetrieb  eine  besondere  Rolle 
spielt  gegenüber  den  zwar  zahlreicheren  aber  nur  wenig  Arbeiter 
beschäftigenden  Kleinbetrieben.  Die  Industriezweige,  die  sich 
vorzugsweise  aus  Kleinbetrieben  zusammensetzen , haben  einen 
nur  geringen  Prozentsatz  der  Arbeiter  in  den  an  den  belastenden 
Unfällen  beteiligten  Betrieben  aufzuweisen. 

Dass,  wie  Tabelle  11  weiter  zeigt,  die  weiblichen  ent- 
schädigten Verletzten  in  den  Berufszweigen , die  viel  weibliche 
Arbeitskräfte  heranziehen,  wie  z.  B.  Te,\til-,  Bekleidungs-,  Papier- 
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Verarbeitungsindustrie  etc.,  am  stärksten  vertreten  sind,  kann  nicht 
auffailen. 

Tabellen  sondert  schliesslich  noch  die  U n fallereignissc 
von  den  entschädigten  Verletzten.  Ein  Vergleich  der  beiden 
Zahlenreihen  zeigt,  dass  die  Unterschiede  beider  in  den  einzelnen 
Berufsgruppen  sehr  von  einander  abweichen,  ni.  a.  W.,  dass  die 
Gefahr  sogenannter  Massenunfälle  sehr  verschieden  ist.  Am  stäA- 
sten  ist  sie  in  der  Knappschafts-Berufsgenossenschaft , wie  leicht 
erklärlich  ist.  Hier  kommen  auf  2701  entschädigungspfiichtige 
Unfallereignisse  2872  Verletzte  also  171  mehr.  Demnächst  zeigt 
das  Baugewerbe  mit  51,  der  Steinbruchbetrieb  mit  26,  die  chemisch« 
Industrie  mit  24  und  die  Eisen-  und  Stahlindustrie  mit  22  Ver- 
letzten über  die  Zahl  der  betreffenden  Unfallereignisse  hinaus  die 
grösste  Gefahr  in  Bezug  auf  Massenunfälle,  was  auch  der  allge 
meinen  Annahme  entsprechen  dürfte.  Für  manchen  wird  es 
überraschend  sein,  zu  hören,  dass  in  allen  diesen  Industrieen  die 
Zahl  der  entschädigten  Verletzten,  die  auf  einen  entschädigten 
Unfall  entfällt,  nur  wenig  über  1 hinausgeht.  Es  kommen  nämlich  in 
der  Knappschafts-Berufsgenossenschaft  1.07 , in  der  chemischen 
Industrie  1.05,  in  der  Steinbruchs-Berufsgenossenschaft  1.03,  im 
Baugewerbe  1.02  und  in  der  Eisen-  und  Stahlindustrie  i.oi  ent- 
schädigt Verletzte  durchschnittlich  auf  i entschädigten  Unfall,  ein 
Hinweis  darauf,  dass  Massenunfälle  auch  in  den  vorgenannten 
Industrieen  nicht  so  häufig  eintreten , wie  man  gew'öhnlich  an- 
nimmt.  Allerdings  ist  zu  beachten,  dass  nicht  alle  Personen,  die 
bei  solchen  Unfällen  verletzt  werden,  auch  zu  Entschädigungen 
Veranlassung  geben. 

Tabelle  111  zeigt,  dass  in  den  einzelnen  Industrieen  eine  sehr 
grosse  Verschiedenheit  hinsichtlich  des  Ausganges  der  Ver- 
letzungen besteht.  Bei  den  Binncnschiffahrts-Berufsgenosscn- 
schäften  waren  z.  B.  41.97  %,  bei  der  Schornsteinfeger-Berufne- 
nossenschaft  35  29%,  bei  der  Fuhrwerks-Berufsgenossenschatt 
31.07  %,  bei  der  Knappschafts-Berufsgenossenschafl  29  56  “/•  aller 
entschädigten  Unfälle  Todesfälle.  Auf  1000  Versicherte  fielen  in 
der  Knappschafts-Berufsgenossenschaft  2.45,  in  der  Fuhrwerb- 

Bcrufsgenossenschaft  2.40,  in  den  Binnenschiffahrts-Berufsgenossen-  1 
schäften  1.76  Getödtete.  Wenn  auch  die  Art  des  Heilverfahrens.  I 
der  körperliche  Zustand  der  Verletzten  u.  a.  m.  auf  den  .-fns- 
gang  der  Verletzungen  einwirkt,  so  beruhen  die  Verschiedenheiten 
doch  auch  zum  grossen  Teil  auf  den  eigentümlichen  Gefahren  in  J 
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den  einzelnen  Berufsarten.  Beim  Schiffahrtsbetrieb  spielt  z.  B. 
die  Gefahr  des  Ertrinkens,  beim  Fuhrwerksbetriebe  die  Gefahr 
des  Ueberfahrenwerdens  eine  grosse  Rolle  u.  s.  f.  Ebenso  hängt 
es  zum  grossen  Teil  mit  der  Eigenart  der  Betriebsgefahren  zu- 
sammen , wenn  in  der  Berufsgenossenschaft  der  Feinmechanik 
87.18  “/o  , in  der  Nahrungsmittel-Industrie-Berufsgenossenschaft 
81,41  °/o,  in  der  Papierverarbeitungs-Berufsgenossenschaft  80.82  °/o 
aller  Entschädigten  nur  teilweise  erwerbsunfähig  wurden  u.  s.  f. 
Auf  derartige  Verschiedenheiten  muss  die  praktische  Unfallver- 
hütung natürlich  möglichst  Rücksicht  nehmen. 

Die  Zahlen  der  Tabelle  IV  über  die  Art  derVerlctzungen 
und  die  verletzten  Körperteile  und  die  Erläuterungen  dazu 
zeigen  zunächst,  dass  die  Augenverletzungen  sehr  häufig  zur  Er- 
werbsunfähigkeit führten.  Zum  Teil  ist  dies  der  Praxis  des  Reichs- 
Versicherungsamtes  bei  Rekursen  in  dergleichen  F'ällen  zuzuschrei- 
ben. Andererseits  ist  aber  auch  nicht  zu  verkennen , dass  die 
Empfindlichkeit  des  Auges  bei  chemischen  Piinwirkungen  oder 
bei  Verwundungen  durch  Drähte,  Splitter,  Funken  u.  s.  w.  leicht 
zur  Gebrauchsunfähigkeit  führt.  Zudem  ist  das  Auge  bei  vielen 
Arbeiten  sehr  gefährdet,  so  dass  es  nicht  Wunder  nehmen  kann, 
wenn  unter  allen  in  der  Statistik  behandelten  entschädigten  Un- 
fällen nicht  weniger  als  5.73  °lo  Augenvcrletzungen  waren.  Diese 
Angaben  weisen  mit  Nachdruck  auf  die  Pflicht  hin,  durch  Schutz- 
brillen und  sonstige  Massnahmen  auf  die  Sicherung  des  Auges 
Bedacht  zu  nehmen , wenngleich  sich  die  Arbeiter  vielfach  da= 
gegen  sträuben.  Bemerkenswert  ist  es,  dass  im  Baugewerbe  bei 
dem  Hantieren  mit  Mörtel  eine  besondere  Gefahr  für  die  Augen 
zu  Tage  tritt. 

Verbrennungen,  Aetzungen  u.  dergl.  traten  besonders,  wie 
leicht  erklärlich,  in  der  chemischen  Industrie,  in  der  Zuckerindustrie 
und  in  der  Eisen-  und  .Stahlindustrie  (Verkehr  mit  flüssigen  oder 
glühenden  Metallen)  ein.  Im  Bergwerksbetrieb  sind  es  nament- 
lich die  schlagenden  Wetter,  die  Verbrennungen  und  zwar  meist 
mehrerer  Körperteile  zugleich  herbeiführen.  Bei  den  Verwun- 
dungen, Quetschungen,  Knochenbrüchen  etc.  sind  die  Arm-  und 
Beinverletzungen  vorherrschend,  jene  namentlich  durch  Arbeits- 
maschinen und  Motoren,  diese  vornehmlich  durch  Fuhrwerks-  und 
Eisenbahnbetrieb,  Tiere,  Auf-  und  Abladen  etc.  veranlasst. 

Die  Verletzungen  des  rechten  Armes  überwiegen  im  ganzen, 
wenn  auch  bei  weitem  nicht  so  stark,  als  man  annehmen  sollte. 
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Es  kommt  dies  daher,  dass  bei  einer  ganzen  Reihe  von  Beschäf- 
tigiingsarten  die  Heranziehung  des  linken  Armes  in  einer  Weise 
erfolgt,  dass  derselbe  leicht  verletzt  werden  kann.  Dies  gilt  na- 
mentlich von  der  h'einmechanik , in  der  den  15  rechtsseitigen  26 
linksseitige  Armverletzungcn  gegenüberstehen , sowie  von  der 
Musikinstrumentenindustrie,  in  der  to  Fälle  den  rechten  und  20 
den  linken  Arm  betrafen.  Die  Verletzungen  des  linken  Armes 
überwiegen  besonders  beim  Gebrauch  von  Handwerkszeug.  Bei 
den  Beinen  ist  das  rechte  im  ganzen  ebenfalls  mehr  gefährdet 
als  das  linke,  wenngleich  auch  hier  der  Unterschied  nicht  gross 
ist,  weil  in  einer  Reihe  von  Betriebsarten  (namentlich  in  der 
Ziegelei  und  in  der  Textilindustrie)  das  linke  Bein  stärker  be- 
troffen worden  ist.  Die  Statistik  führt  letzteres  auf  »Zufällig 
keiten«  zurück. 

In  der  Thatsache,  dass  verhältnismässig  die  Transmissionen 
die  meisten  Zermalmungen  herbeiführten,  liegt  eine  ernste  Malinung. 
geeignete  Schutzmassregeln  einzufuhren.  ' 

Bei  den  Angaben  über  die  Folgen  der  einzelnen  Arten 
der  Verletzungen  findet  sich  eine  volle  Be.stätigung  der  schon 
wiederholt  von  einzelnen  Genossenschaften  ausgesprochenen  .An- 
schauung, dass  man  auch  die  kleinsten  Verletzungen  nicht  leicht 
nehmen  dürfe.  Die  Mitteilungen  ergeben,  dass  eine  Veraach 
lässigung  der  Verletzungen  durch  Wunden  und  Quetschungen  n 
den  ernstesten  Folgen  fiihrt.  Namentlich  die  häufig  Vorkommen- 
den  kleinen  Risswunden , die  als  zu  geringfügig  angesehen  und 
nicht  rechtzeitig  angcmeldet  zu  werden  pflegen,  enveisen  sich  >ak 
besonders  verhängnisvoll«.  Die  zackigen  Ränder  der  Risswunden 
erschw’eren  das  Verheilen  und  erleichtern  das  lüindringen  von 
Schmutz,  sodass  durch  Blutvergiftung  u.  dergl.  sehr  schwere  Folgen 
zu  Tage  treten , die  durch  Reinhaltung  der  Wunde  hätten  ver- 
hindert werden  können.  Die  Berufsgenos.senschaften  sollten  des- 
halb mit  allen  Kräften  dahin  wirken,  dass  die  Arbeiter  sich  daran 
gewöhnen,  jede  derartige  Verletzung  sofort  anzuzeigen  und  dass 
in  den  Fabriken  mehrere  im  Samariterdienst  unterrichtete  Personen 
vorhanden  sind  und  geeignetes  Verbandzeug  und  antiseptische 
Mittel  zur  Verfügung  haben,  um  sofort  eine  gründliche  Reinigung 
des  verletzten  Gliedes  vornehmen  und  einen  ersten,  das  Eindringen 
aller  Unreinigkeiten  verhindernden  Verband  anlegen  zu  könnte 
Des  weiteren  erwächst  angesichts  der  in  der  Statistik  angegebenen 
Thatsachen  für  die  Berufsgenossenschaften  die  Pflicht,  das  Heil 
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verfahren  möglichst  sorgfältig  zu  überwachen  (unter  Mitwirkung 
der  Krankenkassen  und  eines  oder  mehrerer  Vertrauensärzte). 
Sodann  erscheint  es  nach  den  gemachten  Erfahrungen  nötig,  bei 
der  Auswahl  der  den  Arbeitern  in  die  Hände  zu  gebenden  Me- 
dikamente so  vorsichtig  wie  möglich  vorzugehen.  Insbesondere 
ist  es  zu  vermeiden  , dass  die  Arbeiter  stärkere  Karbollösungen 
in  die  Hände  bekommen,  als  für  ihren  Zustand  geeignet  sind. 

In  manchen  Fällen  würde  voraussichtlich  die  frühzeitige  Unter- 
bringung in  einem  Krankenhause  auch  bei  weniger  schweren  Ver- 
letzungen schlimme  Folgen  abgewandt  haben.  Uie  Möglichkeit 
hierzu  liegt  unter  allen  Umständen  dann  für  die  Genossenschaften 
vor,  wenn  der  Arzt  eine  entsprechende  Anordnung  trifft  und  wenn 
die  Genossenschaften  sich  nicht  scheuen , auch  innerhalb  der 
ersten  13  Wochen  die  für  die  Krankenkassen  durch  die  Spital- 
pflege etwa  entstehenden  Mehrkosten  ganz  oder  teilweise  zu  über- 
nehmen. 

Auffällig  ist  es,  dass  ein  verhältnismässig  grosser  Teil  von 
Fällen  dauernde  Steifheit  von  Gliedmassen  nach  sich  zog.  Dies 
ist  nachträglich  in  der  Regel  nicht  mehr  zu  beseitigen.  Dagegen 
lässt  sich  vielleicht  in  manchen  Fällen  durch  geeignete  Hewegung.s- 
übungen  dem  Eintreten  der  Steifheit  Vorbeugen.  Da  die  Arbeiter 
in  ihrer  W'ohnung  solche  Uebungen  meist  nicht  vornehmen  und 
da  die  letzteren  auch  zweckmässig  unter  ärztlicher  Anleitung  und 
Aufsicht  erfolgen,  so  kann  auch  dies  Veranlassung  zur  Ueber- 
führung  in  ein  Krankenhaus  sein.  Wo  etwa  besondere  Anstalten 
für  derartige  Uebungen  bestehen,  würden  natürlich  diese  zur  Auf- 
nahme der  betreffenden  Personen  besonders  geeignet  sein.  Es 
wäre  sehr  zu  wünschen,  wenn  der  Gedanke,  derartige  Anstallen 
zu  gründen,  mehr  Verbreitung  und  Unterstützung  fände  als  bis- 
her der  Fall  war. 

Diese  Andeutungen  zeigen  zur  Genüge , dass  die  Statistik 
hier  auf  eine  sehr  umfassende , sozialpolitisch  äusserst  wichtige 
Aufgabe  hinweist,  auf  die  Aufgabe  nämlich,  mit  allen  Kräften  auf 
die  möglichste  Abschwächung  der  Folgen  der  einmal  cingetretenen 
Unfälle  bedacht  zu  nehmen  und  von  der  gefährdeten  Erwerbs- 
fähigkeit so  viel  zu  retten , als  möglich.  Die  Genossenschaften 
sollten  keine  Arbeit  und  keine  Ausgaben  scheuen , um  hier  Er- 
spriessliches  zu  schaffen ; sie  fördern  damit  zugleich  auch  ihr  ei- 
genes Interesse  am  besten. 

In  verschiedenen  Fällen  sind  V'erschlimmerungcn  auf  die  Ein- 
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Wirkung  des  gcwohnheitsmässigen  Branntweingenusses  zurückzu- 
führen, ein  neuer  Beweis  dafür,  von  welcher  Bedeutung  die  Be- 
kämpfung der  Branntweinpest  ist. 

Die  Leistenbrüche  sind  in  266  Fällen  vertreten.  Da  das 
Alter  eines  Bruches  sehr  schw  er  festzustellen  ist , so  liegt  hier 
die  Gefahr  der  Simulation  sehr  nahe,  und  mit  Recht  haben  die 
Berufsgenossenschaften  bereits  Versuche  gemacht,  um  sich  da- 
gegen zu  schützen,  auf  die  hier  nicht  näher  eingegangen  werden 
soll.  Es  wäre  interessant,  festzustellen,  wie  stark  seitdem  die 
Zahl  der  angemeldeten  Leistenbrüche  zugenommen  hat.  Das 
Reichs- Versicherungsamt  würde  sich  den  Dank  aller  beteiligten 
Kreise  erwerben,  wenn  es  über  die  Leistenbrüche  besondere  um- 
fassende Erhebungen  anstellen  wollte.  An  der  Bereitwilligkeit 
der  Genossenschaften,  hier  mitzuarbeiten,  ist  nicht  zu  zweifeln. 

Die  Tabelle  V behandelt  die  für  die  Sozialpolitik  besonders 
wichtige  und  gerade  im  gegenwärtigen  Augenblick  interessante 
Frage  der  zeitlichen  Verteilung  der  Unfälle.  Hier 
ist  es  besonders  zu  bedauern,  dass  das  Material  nicht  reichlicher 
fliesst  und  dass  ein  Vergleich  mit  den  Unfällen  überhaupt  nicht 
möglich  ist.  Die  Gefahr  zu  Trugschlüssen  ist  an  dieser  Stellt 
noch  dadurch  ganz  erheblich  vergrössert,  dass  nur  die  im  I^ufe 
des  Jahres  1887  zur  Entschädigungsfeststellung  gelangten  anstatt 
der  1887  ein  getretenen  belastenden  Unfälle  in  der  Statistik 
behandelt  sind.  Das  Reichs-Versicherungsamt  selbst  hebt  den 
w'eiteren  Mangel  hervor  (S.  280) , dass  die  Bctriebsverhältnissc 
und  der  Arbeiterstand  in  den  einzelnen  Jahreszeiten  nicht  be- 
rücksichtigt w'erden  konnten , wozu  allerdings  sehr  umfassende 
und  schwierige  Aufnahmen  nötig  sein  würden.  Als  Voraussetzung 
für  die  Schlüsse  aus  den  bezüglichen  Zahlen  stellt  das  Reichs- 
Versicherungsamt  hin,  »dass  die  Zahlen  der  versicherten  l’ersonec 
und  die  tägliche  Arbeitszeit  zu  gewissen,  in  Vergleich  gestellten 
Zeiten  nicht  wesentlich  verschieden  sind«.  Es  fehlt  an  Material, 
diese  Voraussetzung  auf  ihre  Richtigkeit  hin  zu  prüfen.  Diese 
Vorbemerkungen  sind  bei  den  folgenden  Angaben  im  Auge  zu 
behalten.  Bei  den  meisten  Industriegruppen  sind  die  Winter- 
monate  reicher  an  Unfällen  als  die  Sommermonate,  was  sich  zum 
Teil  aus  den  Temperaturverhältnissen  erklären  dürfte.  Beim 
Steinbruchsbetrieb  z.  B.  ist  anscheinend  die  Zeit  die  gefährlichste, 
in  der  »sich  die  Temperatur  in  der  Nähe  des  Gefrierpunktes  be- 
wegt und  ein  rascher  Wechsel  von  Kälte  und  Wärme  stattfindet. 
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wodurch  in  den  Steinbrüchen  ein  Lockern  und  Abstürzen  von 
Fels-,  Erd-  und  Sandmassen  veranlasst  wird«.  So  erklärt  das 
Keichs-Versicherungsamt  die  Thatsache , dass  für  Februar , Sep- 
tember und  März,  während  welcher  Monate  der  Arbeiterbestand 
der  Steinbrüche  vermutlich  schwächer  ist,  die  grössten  Unfall- 
zahlen vorliegen,  und  diese  Erklärung  dürfte  das  Richtige  treffen. 
Bei  einigen  Betriebsarten,  dem  Baugewerbe  und  der  Binnenschiff- 
fahrt überw'iegen  die  Sommermonate,  weil  hier  die  Zeit  des  stärk- 
sten Betriebes  in  den  Sommer  fallt  Bei  der  Schiffahrt  dürften 
zudem  die  Wasserstandsverhältnisse  von  Einfluss  sein. 

Im  Durchschnitt  aller  Berufsgenossenschaften  weichen  die 
einzelnen  Monate  nicht  erheblich  von  einander  ab.  Das  gleiche 
gilt  von  den  Wochentagen,  die  leider  auf  die  Monate  nicht  ver- 
teilt sind.  Durch  eine  solche  Verteilung  und  durch  Berücksich- 
tigung der  konfessionellen  Unterschiede  in  den  einzelnen  Gegenden 
hätte  sich  die  bisweilen  lautwerdende  und  von  anderen  bestrittene 
Annahme  in  etwas  kontrollieren  lassen,  dass  die  F'astenzeiten,  die 
in  katholischen  Gegenden  streng  inne  gehalten  werden,  bezw.  die 
damit  verbundenen  Aenderungen  in  der  Ernährungsweise  von  ge- 
wissem Einfluss  auf  die  Widerstandskraft  der  Arbeiter  gegen  die 
körperliche  Abspannung  und  auf  die  Häufigkeit  der  Unfälle  seien. 
Im  ganzen  überwiegt  der  Montag,  dem  sich  Freitag  und  Samstag 
anschliessen.  ln  den  einzelnen  Industrien  herrschen  aber  sehr 
grosse  Verschiedenheiten.  Besonders  stark  überwiegt  der  Samstag 
in  den  Textil- Berufsgenossenschaften,  während  im  Baugewerbe- 
und  Fuhrwerksbetrieb  der  Montag  weit  über  die  übrigen  Tage  hin- 
ausgeht. ln  der  Eisen-  und  Stahlindustrie  herrscht  vom  Dienstag 
bis  Samstag,  in  der  Textilindustrie  vom  Mittwoch  bis  Samstag 
eine  ununterbrochene  Steigerung. 

Von  wesentlichem  Interesse  sind  die  Zahlen  über  die  Tages- 
stunden, die  leider  nicht  auf  die  einzelnen  Tage  (mit  Ausnahme 
des  Montag  Vormittag  und  Samstag  Nachmittag)  verteilt  sind. 
Von  den  7032  für  den  V’ormittag  angegebenen  Unfällen  fallen 
auf  die  Zeit  von  6 — 9 Uhr  Vormittags  2044  und  auf  die  Zeit 
von  9 — 12  Uhr  Vormittags  4257  Unfälle,  so  dass  die  drei  letzten 
Vormittagsstunden  mehr  als  doppelt  so  stark  belastet  sind,  als 
die  drei  vorhergehenden.  Sieht  man  von  der  Zeit  vor  6 Uhr 
morgens  ab,  so  folgen  sich  die  Stunden 

6 — 7 Uhr  mit  435  entschädigten  Unfällen 

7—  8 » » 794  • * 
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8 — 9 Uhr  mit  815  entschädigten  Unfällen 

9 —  10  > » 1069  > » 

10 —  II  » » 1598  » » 

11 —  12  » » 1590  » » 

Es  herrscht  also  eine  anfangs  langsam,  später  schnell  fort- 
schreitende Steigerung,  die  in  den  beiden  letzten  Stunden  ihren 
Höhepunkt  erreicht.  Am  Nachmittag  folgen  sich  die  Stunden 
von  12  bis  4 Uhr  mit  587,  745,  1037,  1243  Unfällen  in  ununter- 
brochener Steigerung.  In  der  Stunde  von  4—5  Uhr , in  der 
die  Vesperpause  liegt,  tritt  ein  Rückgang  auf  1178  Unfälle  ein. 
Die  Stunde  von  5 — 6 Uhr  steigt  wieder  und  zwar  auf  1306,  die 
höchste  Zahl  unter  den  Nachmittagsstunden.  Nach  6 Uhr  nach- 
mittags werden  die  Zahlen  unsicher,  weil  teilweise  schon  die  Nacht- 
schichten in  einigen  Industrieen  einsetzen,  während  in  anderen  nach 
und  nach  die  Tagesarbeit  aufhört.  Diese  Stunden  bleiben  daher, 
weil  die  Nachtarbeiter  nicht  auszuscheiden  sind,  ausser  Betracht. 
Die  unfallreichsten  Stunden  sind  10 — ii  Uhr  vormittags  in  der  Knapp- 
schaft.sberufsgenossenschaft,  den  Eisen-  und  Stahlberufsgenossen 
schäften  und  der  Müllereiberufsgenossenschaft,  ii — 12  Uhr  vor- 
mittags in  den  Tc.xtil-,  Holz-  und  Raugewerksberufsgenossen- 
schaften, 3 — 4 Uhr  in  der  Steinbruchsberufsgenossenschaft.  4—5 
Uhr  in  der  Ziegeleiberufsgenossenschaft,  5 — 6 Uhr  in  der  Berufs- 
genossenschaft der  chemischen  Industrie , der  Brauereiberiifsge- 
nossenschaft,  der  Speditions-  und  der  Fuhrwerksberufsgenossen- 
schaft u.  s.  f 

Alles  das  legt  den,  vom  Reichs-Versicherungsamt  unbedenk 
lieh  gezogenen  Schluss  nahe,  dass  »die  Zahl  der  Unfälle  mit  der 
allmählich  eintretenden  Ermüdung  und  Abspannung  der  Arbeiter 
ausserordentlich  rasch  zunimmtt.  Hiernach  würde  also  die  In- 
dustrie den  Vorteil  der  längeren  Arbeitszeit  durch  erhöhte  Un- 
falllasten  erkaufen  müssen.  Dass  dies  in  sozialpolitischer  Hin- 
sicht von  der  grössten  Bedeutung  sein  würde,  bedarf  keiner  Er- 
läuterung. 

Die  Stunden  6 — 9 und  9 — 12  Uhr  am  Montag  V’ormittag  und 
3 — 6 Uhr  und  6— 9 Uhr  am  Samstag  Nachmittag  sind  (für  12  Be 
rufsgruppen  detailliert)  noch  einer  besonderen  Betrachtung  unter- 
zogen worden , indem  neben  die  aus  dem  Durchschnitt  aller 
Wochentage  berechnete  Zahl  der  Unfälle  die  Zahl  der  wirklich 
beobachteten  Unfälle  gestellt  ist. 

In  der  Zeit  von  6 — 9 Uhr  am  Montag  Vormittag  gehen  die  Fuhr- 


Digitized  by  Google 


Statistik  der  entsehädi^ungspfHehtigen  Unfälle  etc.  561 

Werksberufsgenossenschaft  um  68.83  die  Brauerei-  und  Mälzerei- 
berufsgenossenschaft um  60  °/o,  die  Steinbruchsberufsgenossenschaft 
um  52.94  %,  die  Berufsgenossenschaft  der  chemischen  Industrie  um 
50.54%,  die  Molzberufsgenossenschaften  um  25.00%.  die  Eisen- 
und  Stahlberufsgeno.ssenschaften  um  20.72  “/o  u.  s.  f.  und  alle 
Berufsgenossenschaften  um  8.20  % über  den  Durchschnitt  hinaus, 
worin  wohl  eine  Nachwirkung  des  Sonntags  zu  Tage  tritt.  Einige 
Genossenschaften  bleiben  dagegen  unter  dem  Durchschnitt,  na- 
mentlich die  des  Baugewerbes  (um  15.03  %),  in  welchem  am  Mon- 
tag die  Arbeit  .später  aufgenommen  zu  werden  pflegt.  Von  9 — 12 
Uhr  überschreitet  von  den  oben  genannten  Genossenschaften  nur 
noch  die  Euhrwerksbcrufsgenossenschaft  erheblich  den  Durch- 
schnitt (um  63.40  %),  während  der  Mehrbetrag  in  der  Brauerei- 
berufsgenossenschaft nur  noch  6.08  % und  in  den  Holzberufsge- 
nossenschaften nur  noch  5.02  % ausmacht.  Die  übrigen  oben 
genannten  Genossenschaften  bleiben  in  dieser  Zeit  unter  dem 
Durchschnitt , während  jetzt  neu  namentlich  die  Müllerciberufs- 
genossenschaft  {-(-  33.66%)  und  die  Speditionsberufsgenossen- 
schaft (-^  32.45  %)  mit  einer  Mehrbelastung  hervortritt. 

ln  der  Zeit  von  3 — 6 Uhr  nachmittags  am  Samstag  geht  die 
Textilindustrie  um  60.94%  überden  Durchschnitt  hinaus,  vermut- 
lich, weil  die  Arbeiter  in  dieser  Zeit  erfahrungsmässig  vielfach  die 
Arbeitsmaschinen  während  des  Ganges  gegen  die  geltenden  Ver- 
bote putzen,  um  schon  mit  Schluss  der  Arbeitszeit  die  Arbeits- 
stätte verlassen  zu  können. 

In  massigeren  Grenzen  wird  der  Durchschnitt  auch  in  der 
Steinbruchsberufsgenossenschaft,  den  Eisen-  und  Stahl-  und  den 
Holzberufsgeno.ssenschaften  überschritten,  während  andere  wesent- 
lich unter  dem  Durchschnitt  bleiben.  In  der  Zeit  von  6 — 9 Uhr 
am  Samstag  Nachmittag  geht  die  chemische  Industrie  um  30.84%, 
die  Speditionsberufsgenossenschaft  um  18.28%  und  in  geringerem 
Masse  die  Ziegelei- , Tc.xtil-  und  Steinbruchsindustrie  über  den 
Durchschnitt  hinaus. 

Die  Verhältnisse  liegen  also  bei  den  einzelnen  Genossen- 
schaften sehr  verschieden.  Aber  für  eine  ganze  Reihe  von  Be- 
triebszweigen bietet  nach  diesen  Zahlen  der  Montag  Vormittag 
wegen  der  Nachwirkung  des  Sonntags  und  der  Samstag  Nach- 
mittag wegen  der  gesteigerten  Ermüdung  des  Arbeiters  und  der 
Hast  desselben,  früh  fortgehen  zu  können,  eine  erhöhte  Un- 
fallgefahr, der  durch  besondere  Sorgfalt  der  Arbeiter  und  strengere 
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Ueberwacluing  seitens  der  Arbeitgeber  entgegengewirkt  werden 
muss. 

Die  ausführliche  Tabelle  VI  stellt  die  Betriebseinrich- 
tungen und  Vorgänge  dar,  bei  welchen  sich  entschädigungs- 
pflichtige Unfälle  ereigneten.  Sie  ergibt,  dass  im  ganzen  26.84'  i 
der  entschädigten  Verletzungen  durch  Maschinen  herbeigefuhrt 
wurden , dass  aber  dieser  Prozentsatz  in  den  einzelnen  Beruts- 
gruppen  je  nach  der  Eigenart  der  betreffenden  Industrien  sehr 
verschieden  ist  und  zwischen  o“/»  (Schornsteinfegerberufsgenossea- 
schaft)  und  84.2i“/o  (Buchdruckerberufsgeno.ssenschaft)  schwank:. 
Zu  dieser  Tabelle  ist  eine  158  Seiten  umfassende  Erläuterung  ge- 
geben, die  mit  der  grössten  Sorgfalt  bei  den  einzelnen  Maschiner. 
und  Betriebsvorgängen  aufzudecken  sucht,  welcher  Anlass  — un- 
zw'eckmässige  Kleidung  oder  ungenügende  Schutzvorkchrungec 
oder  verbotwidriges  Handeln  u.  s.  f.  — den  Unfall  herbeigefuhrt 
hat.  Das  Ergebnis  dieser  Darlegungen , die  unbedingte  Aner- 
kennung verdienen,  ist  eine  solche  Fülle  von  Fingerzeigen  und 
Ratschlägen  für  die  praktische  Unfallverhütung , dass  hier  un- 
möglich näher  darauf  eingegangen  werden  kann.  Nur  das  sei 
betont , dass  gerade  die  ausgezeichneten  Erläuterungen  zur  Ta- 
belle VI  unmittelbar  zur  Anschauung  bringen  , wie  gross  und 
schwer  die  Aufgabe,  wie  reich  aber  auch  der  Segen  einer  ziel- 
bewussten Unfallverhütung  ist,  und  dass  es  sich  hier  um  ein  Feld 
handelt , das  auf  das  eifrigste  und  ohne  Rücksicht  auf  die  ent- 
stehenden Mehrausgaben  zu  beackern  Jede  Berufsgenossenschatt 
als  ihre  erste  Pflicht  ansehen  sollte.  — 

Die  »Ursachen  der  Unfällee  sind  in  Tabelle  VII  zur 
.Anschauung  gebracht.  Dem  Arbeitgeber  ist  das  F'ehlen  von 
Schutzvorrichtungen  (1700  Unfälle) , mangelhafte  Betriebseinrich- 
tung (1122  Unfälle)  und  fehlende  oder  ungenügende  Anweisung 
der  Arbeiter  (334  Unfiille)  zur  Last  zu  legen.  Durch  Schuld  der 
Arbeitgeber  sind  mithin  3156  (ig./ö^/o  der  entschädigten  Unfälie) 
entstanden,  unter  denen  1413  auf  Maschinen  entfallen. 

Den  Arbeiter  trifft  die  Schuld  bei  Unachtsamkeit  oder  Ln- 
geschicklichkeit  (2634  Unfälle),  Verletzung  bestehenderVorschriften 
(825  Unfälle),  Leichtsinn  (316  Unfälle),  Nichtbenutzung  oder  Be- 
seitigung vorhandener  .Schutzvorrichtungen  (281  Unfälle),  unge 
eignetet  Kleidung  (38  Unfälle),  zusammen  also  bei  4094  ( = 25-64'” 
der  entschädigten)  Unfällen,  von  denen  1520  auf  Maschinen  ent- 
fallen. Arbeiter  und  Arbeitgeber  zugleich  tragen  bei  711  Unfällen 
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(4.45”/o),  Mitarbeiter  oder  dritte  Personen  bei  524  (3.28“/o)  Un- 
fällen die  Schuld.  Mithin  sind  8485  entschädigte  Unfälle  (53.i3°/o 
der  Gesamtzahl)  auf  die  Schuld  der  Beteiligten  zurückzuführen 
und  hätten  »bei  strengster  Pflichterfüllung  aller  Beteiligten  ver- 
mieden werden  können«  (S.  444). 

Der  Ernst  dieser  Thatsache  ist  nicht  zu  verkennen.  Die  den 
Unternehmern  zur  Last  fallenden  Unfälle  werden  sich  seitdem 
vielleicht  verringert  haben,  da  es  gesetzlich  möglich  ist,  mit  em- 
pfindlichen Strafen  auf  die  Unternehmer  einzuwirken  und  da  die 
Unternehmer  selbst  das  grösste  Interesse  daran  haben,  dass  die 
erforderlichen  Umlagen  nicht  zu  hoch  werden.  Bei  den  Arbeitern 
sind  gegen  Verletzung  bestehender  Unfallverhütungsvorschriften 
nur  unbedeutende  Geldstrafen  zulässig.  Eine  Wirkung  auf  die 
Entschädigung  hat  auch  das  gröbste  Verschulden  und  der  straf- 
barste Leichtsinn  der  Arbeiter  nicht,  da  nach  dem  Wortlaut  des 
Unfallversicherungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884  (§  5 Absatz  7)  nur 
die  »vorsätzliche  Herbeiführung  des  Unfalls«  die  Berechtigung 
zur  Entschädigung  ausschliesst.  Ob  sich  eine  Vermehrung  der 
den  Arbeitern  zur  Last  fallenden  Unfälle  gegen  1887  nachweisen 
lässt,  ist  bis  jetzt  nicht  zu  entscheiden,  ist  aber  bei  der  Form  des 
Gesetzes  nicht  gerade  unwahrscheinlich.  ICs  ist  erklärlich,  dass 
der  Arbeiter,  der  fortwährend  mit  den  Maschinen  etc.  zu  thun 
hat,  sich  an  die  vorhandenen  Gefahren  gewöhnt  und  sie  schliess- 
lich unterschätzt.  Eine  blosse  Unachtsamkeit  des  Arbeiters  dürfte 
deshalb  nicht  zu  streng  zu  beurteilen  sein.  Schlimmer  aber  ist 
es , wenn  bestehende  Vorschriften  verletzt , vorhandene  .Schutz- 
vorrichtungen nicht  benutzt  oder  gar  beseitigt  werden,  wie  es  in 
1106  Fällen  vorgekommen  ist.  Denn  hier  ist  der  Arbeiter  ge- 
warnt, hier  w'eiss  er,  dass  er  durch  Uebertretung  der  Vorschrift, 
durch  Beseitigung  oder  Nichtbenutzung  der  Schutzvorrichtung  die 
Gefahr  eines  Unfalls  heraufbeschwört , und  für  ein  solches  Vor- 
gehen gibt  cs  im  Grunde  keine  Entschuldigung.  Die  Neigung, 
sich  über  Vorschriften  und  Schutzmassregeln  hinwegzusetzen, 
muss  aber  unter  den  Arbeitern,  die  ohnehin  die  Gefahr  vielfach 
zu  leicht  nehmen,  noch  wachsen  , wenn  auch  in  solchen  F'ällen 
das  Recht  auf  Entschädigung  uneingeschränkt  besteht.  Fis  ist 
deshalb  ernstlich  zu  erwägen , ob  nicht  der  angezogene  Para- 
graph einer  Aenderung  bedarf 

Der  Unachtsamkeit,  der  Ungeschicklichkeit  und  dem  Leicht- 
sinn im  Umgang  mit  gefährlichen  Maschinen  etc.  Hesse  sich  da- 
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durch  entgegeiiwirken  , dass  nur  zuverlässige  und  genügend  ge- 
schulte Arbeiter  zu  den  betreffenden  Verrichtungen  herangezogen 
werden,  wie  dies  auch  manche  Unfallverhütungsvorschriften  schon 
anordnen. 

Betrübend  ist  es,  dass  durch  Mitarbeiter  und  dritte  Personen 
534  entschädigungspflichtige  Unfälle  (davon  117  bei  Maschinen 
und  407  sonstige)  entstanden  sind.  Darin  zeigt  sich  , dass  ein 
Teil  der  Arbeiter  es  nicht  nur  in  Bezug  auf  seine  eigene  Person, 
sondern  auch  hinsichtlich  seiner  Mitarbeiter  an  der  nötigen  Sorg- 
falt fehlen  lässt.  Durch  möglichste  Verbreitung  des  Gefühles  der 
V^eranlwortlichkeit,  durch  sorgfältige  Auswahl  und  Ueberwachung 
der  an  gefährlichen  Stellen  beschäftigten  Personen , aber  auch 
durch  strenge  Ahndung  leichtsinniger  oder  böswilliger  Gefährdung 
der  Mitarbeiter  muss  man  diesem  Uebelstand  entgegenzuwirken 
suchen. 

6931  Unfälle  (43.40%  aller  entschädigten  Unfälle)  waren  bei 
dem  jetzigen  Stande  der  Technik  noch  nicht  abwendbar.  Hier 
wird  die  zunehmende  sorgfältige  Unfallverhütung  und  der  Fort- 
schritt der  l'echnik  voraussichtlich  eine  Besserung  herbeizuführec 
im  Stande  sein. 

Die  vorstehenden  Bemerkungen  erfahren  eine  besondere  Unter- 
stützung noch  durch  die  Ergebnisse  der  Statistik  bei  einer  Ver- 
teilung der  Unfallursachen  nach  Altersklassen.  Die  Statistik 
unterscheidet  in  Tabelle  Vll  folgende  Klassen; 

a)  Personen  unter  16  Jahren, 

b)  » von  16 — 20  Jahren, 

c)  > über  20  Jahre. 

Verteilt  man  die  Unfälle  jeder  dieser  Klassen  auf  die  ein- 
zelnen Unfallursachen,  so  ergibt  sich  zunächst,  dass  durch  Schukl 
der  Verletzten  in  Klasse  a)  40.14%,  in  Klasse  b)  33.45%  und  in 
Klasse  c)  24.41%  der  entschädigten  Unfälle  jeder  Klasse  entstan- 
den. Diis  eigene  Verschulden  nimmt  also  in  den  höheren  Alters- 
klassen wesentlich  ab.  Dies  ist  um  so  bemerkenswerter,  als  die 
durch  die  einstweilen  noch  nicht  zu  hebende  Gefährlichkeit  des 
Betriebes  entstandenen  Unfälle  sich  in  umgekehrter  Richtung  be- 
wegen (Kla.sse  a)  19.04%,  Klasse  b)  30.30%,  Klasse  c)  45.46%). 
Wiihrend  also  die  Arbeiten  der  höheren  Altersklassen  eine  er- 
heblich grössere  Gefahr  aufweisen  , ist  die  Zahl  der  durch  Ver- 
schulden der  Verletzten  herbeigeführten  Unfälle  gerade  da  am 
stärksten,  "’o  die  Arbeiten  am  wenigsten  gefährlich  sind.  Von 
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den  40.t4®/o,  die  von  den  entschädigten  Unfällen  der  Klasse  a, 
also  hei  den  jugendlichen  Arbeitern  auf  die  Schuld  der  Verletzten 
zuriickzuführen  sind,  beruhen  io.55®/o  auf  Verletzung  bestehender 
Vorschriften,  5.05%  auf  Leichtsinn  und  23. 85%  auf  Ungeschick- 
lichkeit und  Unachtsamkeit.  Wie  weit  die  letztgenannte  Kate- 
gorie durch  die  Dauer  der  Arbeitszeit  der  jugendlichen  Arbeiter 
beeinflusst  wird,  lässt  sich  nicht  ersehen.  Jedenfalls  tritt  aber  zu 
Tage,  dass  Ungeschick,  Unachtsamkeit  und  nicht  genügende  Be- 
achtung bestehender  Vorschriften  bei  den  jugendlichen  Arbeitern 
besonders  oft  Vorkommen.  Es  muss  deshalb  noch  mehr  als  bis- 
her darauf  geachtet  werden,  dass  jugendliche  Arbeiter  sorgfältig 
überwacht  und  von  gefährlichen  Arbeiten  möglichst  ferngehalten 
werden. 

Bei  der  Verteilung  der  Unfallursachen  auf  die  beiden  G e- 
schlechter  zeigt  sich,  dass  die  Arbeiten  der  männlichen  Ar- 
beiter entschieden  die  gefährlichsten  sind  , da  44.36®/o  der  ent- 
schädigten Unfälle  der  männlichen  Arbeiter  der  Gefährlichkeit  des 
Betriebes  zuzuschreiben  sind , gegen  i8.92®/o  der  entschädigten 
Unfälle  der  weiblichen  Arbeiter.  Dagegen  ist  die  Schuld  der 
Arbeiter  beim  männlichen  Geschlecht  nur  für  25.08%,  beim  weib- 
lichen Geschlecht  aber  für  39.65%  der  entschädigten  Unfälle  ver- 
antwortlich zu  machen.  Hiervon  fallen  auf 

männliche  weibliche 

Handeln  wider  bestehende  Vorschriften  4.Ö3°/o  i8,6o®/o 

Leichtsinn  (Balgereien,  Neckereien  etc.)  2.61% 

Ungeeignete  Kleidung  4.15%  12.07% 

Ungeschicklichkeit  und  Unachtsamkeit  16.49%  i6.64®/o. 

Die  Neigung  , sich  über  bestehende  Vorschriften  hinwegzu- 
setzen, und  der  Leichtsinn  beim  Verhalten  in  den  Betriebsräumen 
scheint  darnach  beim  weiblichen  Geschlecht  stark  zu  überwiegen 
und  dies  zwingt  dazu,  die  weiblichen  Arbeiter  — so  viel  es  angeht 
— nur  an  solchen  Stellen  zu  beschäftigen,  wo  ihnen  diese  wahr- 
scheinlich schwer  zu  beseitigende  Neigung  möglichst  wenig  Ge- 
fahren bringt.  Das  sehr  starke  Ueberwiegen  der  durch  mangel- 
hafte Kleidung  veranlassten  Unfälle  der  weiblichen  Arbeiter  deutet 
darauf  hin,  dass  einerseits  die  weiblichen  Arbeiter  sich  schwerer 
zur  Anlegung  zweckmässiger  Kleider  trotz  vielfacher  Anleitung 
entschliessen  , dass  aber  auch  andererseits  die  Form  der  weib- 
lichen Kleidung  überhaupt  im  Fabrikbetriebe  verhältnismässig 
grössere  Gefahren  mit  sich  bringt.  Auf  alle  diese  Punkte  ist  bei 
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der  Auswahl  der  Arbeitsgebiete  für  weibliche  Arbeiter  Rücksicht 
zu  nehmen. 

Dass  im  übrigen  die  weiblichen  Arbeiter  auf  den  ihnen  zu- 
gewiesenen Arbeitsgebieten  den  männlichen  Arbeitern  »an  Vor- 
sicht und  Geschicklichkeit€  nicht  nachstehen,  darf  man  mit  dem 
Reichs-Versicherungsamt  (S  448)  daraus  schliessen,  dass  der  Pro- 
zentsatz der  durch  Ungeschicklichkeit  und  Unachtsamkeit  ent- 
standenen entschädigten  Unfälle  nur  um  “/ioo°/o  bei  beiden  Ge- 
schlechtern von  einander  abwcicht. 

Die  vorstehenden  Bemerkungen  zeigen  , dass  das  Rcichs- 
Versicherungsamt  durch  die  Bearbeitung  des  statistischen  Ma- 
terials eine  reiche  Fülle  von  Anregungen  und  Gesichtspunkten 
für  die  Unfallverhütung  und  für  die  Sozialpolitik  überhaupt  ge- 
boten hat.  Wenn  dies  schon  bei  einem  beschränkten  und  in 
Bezug  auf  die  angewandte  Methode  nicht  immer  einw'andfreien 
Material  möglich  war,  so  folgt  daraus  am  besten,  eine  wie  grosse 
Bedeutung  einer  umfassenden,  nach  .strengen  statistischen  Grund- 
sätzen gearbeiteten  und  periodisch  sich  wiederholenden  Unfall- 
statistik beizulegen  ist. 
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GESETZGEBUNG. 


DEUTSCHES  REICH. 

DER  ENTWURF  EINES  GESETZES  BETR.  DIE 
ABÄNDERUNG  DER  GEWERBEORDNUNG. 

VON 

HEINRICH  HERKNEK. 

Sofort  nach  der  Eröffnung  der  achten  Legislaturperiode  wurde 
dem  Reichstage  von  der  Regierung  ein  Entwurf  zur  Reform  der 
Arbeiterschutzgesetzgebung  vorgelegt.  Abgesehen  von  der  Ber- 
liner internationalen  Arbeiterschutzkonferenz  stellt  sich  derselbe 
dar  als  die  erste  Frucht  des  sozialpolitischen  Umschwunges,  den 
die  kaiserlichen  Erlässe  vom  4.  Februar  1890  in  feierlicher  Form 
angekündigt  hatten.  Der  Entwurf  trägt  in  unverkennbarer  Weise 
das  Gepräge  der  Uebergangszeit,  aus  der  er  hervorgegangen  ist. 
Gleich  dem  altitalischen  Gotte  Janus  besitzt  er  ein  doppelt  Antlitz. 
Die  drakonische  Verschärfung  der  Strafen,  welche  die  bei  Koa- 
litionen begangene  Nötigung  bedrohen,  die  Einführung  von  Bussen 
beim  Kontraktbruch  an  Stelle  der  zivilrechtlichen  Haftung , die 
Erlaubnis  der  Nachtarbeit  der  Frauen  dort,  wo  sie  bisher  üblich 
war , trotz  des  grundsätzlichen  Verbotes  der  Nachtarbeit  der 
Frauen,  die  Möglichkeit,  Kinder  von  13  Jahren  unter  Umständen 
durch  IO  Stunden  zu  be.schäftigen,  was  bisher  nicht  gestattet  war, 
all'  das  sind  Züge,  die  noch  bedenklich  an  die  überwundene 
Epoche  des  Sozialistengesetzes , der  Puttkammer’schen  Strike- 
Erlässe  und  der  hartnäckigen  Opposition  auch  gegen  die  dring- 
lichste Weiterbildung  des  Arbeiterschutzes  gemahnen.  Andrer- 
seits enthält  die  Novelle  aber  auch  viele  Bestimmungen,  die  uns 
unwiderleglich  darthun,  dass  eine  Aera  sozialer  Reformen  grossen 
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Stiles  angebrochen  ist , so  das  allgemeine  Verbot , Kinder  vor 
absolvierter  Schulpflicht  zu  beschäftigen,  den  elfstündigen  Maxiinal- 
arbeitstag  für  erwachsene  weibliche  Hilfs|)ersonen,  die  grundsätz- 
liche Anerkennung  eines  Maximalarbeitstages  auch  für  erwachsent 
männliche  Arbeiter  wenigstens  in  gewissen  Gewerben , die  Ein- 
führung der  Sonntagsruhe,  die  geplante  Ausdehnung  des  Arbeitei- 
schutzes selbst  auf  Kleingewerbe  und  Hausindustrie  , die  Vor- 
schriften in  Betreff  der  Werkstätten  und  Arbeitsordnungen  und 
die  Verschärfung  des  Tnickvcrbotes.  Als  »Arbeiterschutz«  und 
»Arbeitertrutz«  hat  M.  Hirsch  die  beiden  Seelen,  welche  in  dem 
Entwürfe  der  Regierung  wohnen , in  glücklicher  Weise  gekan- 
zeichnet. 

Der  Anstoss  zu  dem  lange  ersehnten  Wandel  ist  ausgegangen 
von  höchster  Stelle.  Allein  bis  die  in  den  obersten  Regionen 
bereits  zur  Herrschaft  gelangte  Strömung  auch  den  garuen  Be- 
amtenkörper und  namentlich  diejenigen  Glieder  desselben,  die 
nicht  auf  der  Menschheit  Höhen  stehen,  erfasst  haben  wird,  da- 
rüber dürfte  noch  manches  Jahr  ins  Land  gehen.  Das  Beamten 
tum  ist  eine  Macht  für  sich  , eine  Macht , die  besonders  in  den 
Fragen  der  gesellschaftlichen  Reform  eine  fast  überwältigende 
Bedeutung  zu  entwickeln  versteht.  Das  ist  in  den  Zeiten  der  al>- 
soluten  Monarchie  nicht  anders  gewesen  als  heute,  wo  eine  Volks- 
vertretung demselben  zur  Seite  steht.  Die  ausgezeichneten  For- 
schungen G.  F.  Knapp’s  ')  haben  uns  gezeigt,  wie  oft  im  vorigen 
Jahrhunderte  die  edelsten  Regungen  und  Absichten  der  preusss 
sehen  Könige  in  ihrer  Wirksamkeit  gehemmt  wurden  durch  die 
Haltung  eines  Beamtentums , das  durchdrungen  war  von  dem 
Geiste  der  herrschenden  sozialen  Klasse.  Heute  gibt  es  ausser 
dem  Beamtentum  glücklicherweise  noch  andere  mächtige  Faktoren, 
auf  welche  sich  die  Krone  bei  der  Durchführung  ihrer  Reformen 
stützen  kann.  Wer  weiss,  ob  sonst  der  Sozialhistoriker  des  näch- 
sten Jahrhunderts  über  unsere  Zeit  einst  nicht  ganz  ähnliche  Auf- 
schlüsse geben  müsste,  wie  sie  Knapp  über  die  Epoche  der  preus- 
sischen  Bauernbefreiung  uns  verschafft  hat.  Diese  Gefahr  ist  jetzt 
ausgeschlossen , freilich  aber  nur  unter  der  Voraussetzung  dass 
die  neben  der  Krone  und  dem  Beamtentum  dank  der  Verfassung 
bestehenden  Faktoren,  die  aus  dem  allgemeinen  Wahlrecht  her- 

l)  G.  F.  Knapp,  Die  Bauernbefreiung  und  der  Ursprung  der  l.andarbeiter  ia  <t<* 
älteren  Teilen  Preussens.  I.  Leipzig,  18S7.  S.  53,  54,  89,  120,  179,  316. 
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vorgegangene  Volksvertretung  und  die  Presse,  politische  sowohl 
wie  wissenschaftliche,  ihrer  Pflicht  gewissenhaft  nachkommen.  Ihre 
Aufgabe  wird  es  sein , den  Entwurf  der  Regierung  so  umzuge- 
stalten, dass  er  den  Stempel  der  Uebergangsepoche  verliert  und 
der  Geist  der  neuen  sozialpolitischen  Zeit  ausschliesslich  in  ihm 
zur  I lerrschaft  gelangt. 

Wie  die  folgenden  Ausführungen  zeigen  werden,  ist  der  Reichs- 
tag seiner  Verpflichtung  im  grossen  und  ganzen  nachgekommen.  , 
Der  Entwurf  hat  in  den  Kominissionsberatungen  schon  manches 
Amendement  erfahren  und  zwar  nicht  bloss  in  der  parlamentari- 
schen , sondern  auch  in  der  wirklichen  Bedeutung  des  Wortes. 
Hoffentlich  bringt  die  zweite  Lesung  im  Plenum  des  Reichstages 
deren  noch  mehr.  Leider  kann  man  der  Presse  nicht  das  gleiche 
Lob  spenden.  Ihre  Haltung  entspricht , abgesehen  von  einigen 
rühmlichen  Ausnahmen , noch  keineswegs  der  hohen  nationalen 
Bedeutung  der  Fragen,  um  die  es  sich  hier  handelt. 

Zur  Besprechung  der  Einzelheiten  des  Entwurfes  übergehend, 
gilt  es  in  erster  Reihe,  die  geplante  Ausdehnung  des  Arbeiter- 
schutzes auch  auf  die  nicht  fabrikmässig  betriebenen  Unterneh- 
mungen gebührend  hervorzuheben.  Die  Sonntagsruhe  bezieht  sich 
bereits  auf  die  gesamte  gewerbliche  Thätigkeit  einschliesslich  der 
Handelsgewerbe.  Ausgeschlossen  erscheinen  nur  noch  die  Schank-, 
Gast-  und  Verkehrsgewerbe  '),  deren  Regelung  durch  ein  beson- 
deres Gesetz  indessen  von  dem  Regierungsvertreter  in  der  Kom- 
mission in  Aussicht  gestellt  worden  ist.  Sodann  werden  der  Auf- 
sicht der  Fabrikinspektoren  alle  W’erkstätten  schlechthin,  also  auch 
diejenigen  des  Kleingewerbes  und  der  Hausindustrie  unterstellt  *). 

Die  wichtigsten  Arbeiterschutzbestimmungen  werden  endlich  noch 
ausgedehnt  auf  die  Arbeiter  in  Werkstätten,  in  welchen  eine  nicht 
bloss  vorübergehende  Verwendung  einer  elementaren  Kraft  statt- 
findet. Durch  kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung  des  Bun- 
desrates kann  die  Ausdehnung  auch  noch  auf  andere  Werkstätten 
verfügt  werden,  jedoch  nicht  auf  solche,  in  denen  der  Arbeitgeber 
ausschliesslich  zu  seiner  Familie  gehörige  Personen  beschäftigt  ’). 

Diese  Bestimmung  fordert  zur  Kritik  heraus*).  Es  handelt 
sich  um  hausindustrielle  Werkstätten.  Ist  da  aber  das  Familien- 
oberhaupt auch  in  der  That  Arbeitgeber?  Hat  thatsächlich  diese 

0 §§  '05  c,  4-  2)  § >39b.  3)  § 154- 

4)  Vgl.  auch  Frankfurter  Zeitung  vom  6.  Juni  1890. 
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Stellung  nicht  der  Verleger?  Soll  diesem  gegenüber  nicht  der 
Schutz  der  hausindustriellen  Arbeiter  durchgeführt  werden?  Der 
hausindustrielle  Kleinmeister  beschäftigt  ausser  seiner  Familie  noch 
I — 2 Gehilfen.  Dann  fallt  seine  Werkstätte  unter  das  Gesetz.  Dir 
Nachfrage  sinkt,  er  entlässt  diese  Gehilfen  und  sofort  scheidet  die 
Werkstätte  aus  dem  Bereiche  der  Gesetzgebung  wieder  aus.  Hier 
zeigt  sich  eben,  dass  die  Ausdehnung  des  Arbeiterschutzes  über 
das  Gebiet  der  fabrikmässigen  Betriebe  hinaus,  so  wünschenswert 
und  dringlich  sie  sein  mag,  sich  doch  nicht  so  ohne  weiteres  be- 
werkstelligen lässt;  dass  den  Besonderheiten  der  verschiedenen 
Betriebsformen  Rechnung  getragen  werden  muss,  wenn  der  Schutr 
nicht  nur  im  Reichsgesetzblatte  vorhanden  sein  soll.  Ich  hatte 
deshalb  in  einem  früheren  Aufsatze  *)  eine  umfassende  Reichsen- 
quete  vorgeschlagen.  Man  könnte  vielleicht  meinen,  dass  die  In- 
spektoren , nachdem  sie  das  Recht  erhalten  haben,  alle  gewerb- 
lichen Anlagen  zu  beaufsichtigen,  Gelegenheit  finden  werden,  sicti 
über  die  Besonderheiten  der  neu  zu  regelnden  Betriebe  genügenil 
zu  unterrichten  und  entsprechende  Vorschläge  zu  machen.  Allein 
wenn  auch  die  Zahl  der  Inspektoren  noch  erheblich  vermehrt 
werden  sollte,  so  wird  doch  deren  Arbeitskraft  schon  vollständig 
in  An.spruch  genommen  werden  durch  die  Fülle  neuer  Aufgaben, 
die  ihnen  durch  die  Novelle  zugewiesen  worden  ist.  Man  kann 
ihnen  daher  unmöglich  noch  die  Last  einer  Enquete  aufbürden. 
Insbesondere  geboten  erscheint  eine  Enquete  über  die  Verhält- 
nisse der  Gast-  , Schank-  und  Verkehrsgewerbe.  Man  darf  sich  | 
ja  wohl  der  Erwartung  hingeben,  dass  die  in  Aussicht  gestellte 
Regelung  dieser  Gewerbe  sich  nicht  auf  die  Sonntagsruhe  allein 
beschränken  wird,  sondern  dass  man  auch  hier  den  Arbeiterschutz 
überhaupt  zur  Geltung  bringen  will.  Da  aber  die  Verkehrsge- 
werbe zum  grossen  Teil  Staatsbetriebe  sind,  ist  eine  erspriesslichc  1 
Untersuchung  einzig  und  allein  durch  eine  parlamentarische  En- 
quöte  im  englischen  Sinne  möglich.  Den  im  Betriebe  der  Bahnen. 
Posten  und  Telegraphen  beschäftigten  Arbeitern  gegenüber  niimnt 
die  Staatsverwaltung  die  Stelle  des  Arbeitgebers  ein.  Eine  Er-  | 
mittelung  der  Verhältnisse  etwa  durch  die  »Vorgesetzte  Dienstbe- 
hörde« könnte  hier  eben.sowenig  zu  einem  unparteiischen  Resultate  j 

führen  als  die  Untersuchung  der  Arbeiterverhältnisse  einer  ln- 


i)  Zur  Kritik  und  Rt-form  der  deutschen  Arbeiterschuirgesetzgebung.  Bnioiu  .V- 
ebiv,  Bd,  UI,  S.  2i6  u,  folgde. 
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dustrie  durch  eine  Kommission  von  Arbeitgebern  und  Betriebs- 
beamten. Es  käme  dann  höchstens  zu  einer  dickleibigen  Samm- 
lung von  »Wahrnehmungen  und  Gutachten  der  Behördenc,  nicht 
aber  zu  dem,  was  not  thut,  zu  einer  schneidigen  Ermittlung  von 
Thatsachen.  Der  Kaiser  hat  das  schöne  Wort  ausgesprochen, 
die  Staat.sbetriebe  sollten  zu  Musteranstalten  der  Arbeiterfürsorge 
entwickelt  werden.  Dieses  hohe  Ziel  wird  nur  dann  erreicht 
werden  können,  wenn  die  Arbeiterverhältnisse  dieser  Betriebe  durch 
völlig  unabhängige,  nicht  dem  Organismus  der  Verwaltung  ein- 
gefügte Personen  untersucht  werden  und  zwar  in  einer  Weise, 
welche  jede  Beeinflussung  der  aussagenden  Arbeiter  durch  die 
Vorgesetzten  ausschliesst. 

Bisher  haben  im  Reichstage  erst  zwei  Parteien , wenigstens 
indirekt , die  Notwendigkeit  einer  Enquete  hervorgehoben.  Die 
sozialdemokratische  Partei  hat  einen  Gesetzentwurf ')  betreffend 
die  Einsetzung  von  Reichstagskommussionen  zur  Untersuchung 
von  Thatsachen  eingebracht.  Dem  Reichstage  sollen  danach  ähn- 
liche Befugnisse  zuerkannt  werden  , wie  sie  das  englische  Parla- 
ment besitzt.  Die  gesetzgebenden  Faktoren  würden  sich  durch 
Annahme  dieses  Entwurfes  nur  selbst  ehren.  Sie  würden  damit 
beweisen,  dass  sie  vorurteilslos  genug  sind,  das  Gute  zu  nehmen, 
woher  es  auch  komme.  Der  Entwurf  kommt  von  einer  Partei, 
der  immer  der  Vorwurf  entgegengeschleudert  wird,  sie  habe  weder 
die  Fähigkeit  noch  den  Willen  zu  praktischer  Reformarbeit,  ihre 
Anträge  seien  durchaus  utopisch  und  nur  auf  agitatorische  Wirk- 
samkeit berechnet.  Dass  der  vorliegende  Antrag  unausführbar, 
unzweckmässig  , utopisch  u.  s.  w.  sei , wird  niemand  im  Ernste 
behaupten  wollen.  Er  wäre  höchstens  dahin  auszudehnen,  dass 
auch  dem  anderen  Faktor  der  (iesetzgebung,  dem  Bundesrate,  die 
gleiche  Befugnis  zuerkannt  würde. 

Die  nationalliberale  Partei  hat  den  Antrag  ’)  gestellt,  den  Reichs- 
kanzler zu  ersuchen  , statistische  Aufnahmen  über  die  Tage  der 
arbeitenden  Klassen,  insbesondere  über  Arbeitszeit,  die  Eohnver- 
hältnisse  und  Kosten  der  Lebenshaltung  der  Arbeiter  in  den  ver- 
■schiedenen  Berufszweigen  vornehmen  zu  lassen.  Dieser  Antrag 
fordert  zu  viel  und  zu  wenig.  Zu  viel,  indem  er  eine  ganz  allge- 
meine, auf  alle  Gewerbe  sich  erstreckende  Untersuchung  fordert. 

1)  Reichst.ig,  8.  t.egisfalnr-Pcriixfe,  I.  Session  1890,  Druck-sachen  No.  39. 

2)  Reichslag,  8.  I.cgislalur-reriotle,  I.  Session  1890,  ihucksachen  No.  45. 
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Wirklich  geboten  erscheint  gegenwärtig  aber  nur  die  Untersuchung 
derjenigen  Betriebe,  welche  die  Gesetzgebung  bisher  noch  nicht 
erfasst  hat.  Zu  viel  ferner  , wenn  die  Uage  der  Arbeiter  über- 
haupt untersucht  werden  soll,  während  die  Untersuchung  sich  doch 
darauf  zu  konzentrieren  hätte,  wie  in  diesen  von  der  Gesetzgebung 
noch  nicht  erfassten  Betrieben  ein  wirksamer  Arbeiterschutz  ein- 
und  durchgeführt  werden  könnte.  Der  Antrag  fordert  von  einem 
anderen  Gesichtspunkte  aus  aber  auch  wieder  zu  wenig.  Statisti- 
sche Aufnahmen  über  die  Uage  der  Arbeiter  u.  s.  w.  sollen  nicht 
bloss  gelegentlich  einmal  vom  Reichskanzler  veranlasst  werden, 
sondern  es  müssen  organische  Einrichtungen  getroffen  werden, 
die  uns  eine  fortlaufende  Arbeitsstatistik  sichern,  sei  es  nun,  dass 
man  nach  amerikanischem  Muster  staatliche  Bureaus  ins  Leben 
ruft , sei  es , dass  man  Arbeits-  oder  Arbeiterkammem  mit  der 
Aufstellung  einer  regelmäs.sigen  Arbeitsstatistik  betraut. 

Was  die  Bestimmungen  der  Regierungsvorlage  in  Bezug  auf 
die  Sonntagsruhe  ')  anlangt,  so  hat  sich  die  Regierung  hauptsäch- 
lich an  die  vom  Reichstag  bereits  im  Jahre  i88S  genehmigten 
Grundsätze  gehalten.  Eine  Erweiterung  des  Schutzes  ist  in  de; 
Kommissionsberatung  erreicht  worden : die  Dauer  der  zu  gewäh- 
renden Sonntagsruhe  wurde  von  24  Stunden  auf  30  erhöht , für  ^ 
das  Weihnachts-,  Ostern-  und  Pfingstfest  von  48  auf  60,  für  zwei 
aufeinander  folgende  Fest-  und  Sonntage  von  36  auf  48.  Ferner  j 
hat  die  Sonntagsruhe  mit  Beginn  des  Sonntages,  um  Mittemacbi. 
einzutreten,  während  die  Vorlage  als  spätesten  Termin  für  den  I 
Beginn  der  Ruhe  6 Uhr  früh  am  Sonn-  oder  Festtage  selbst  in  ^ 
Aussicht  genommen  hatte.  Im  Handelsgcwerbe  sollen  Gehilfen. 
Lehrlinge  und  Arbeiter  an  Sonn-  und  Festtagen  nach  der  Regie- 
rungsvorlage nicht  länger  als  5 Stunden  beschäftigt  werden.  Ge-  1 
gen  diese  Bestimmung  hat  sich  in  letzter  Zeit  eine  rührige  Agi-  1 
tation  von  seiten  der  kaufmännischen  Vereine  entwickelt,  eine 
Agitation  aber  nicht  zur  Einschränkung,  sondern  zur  Verschärfung 
des  geplanten  Schutzes.  Namentlich  die  kaufmännischen  V'ereinc 
in  Frankfurt  a.  M.  und  Mannheim  sind  cs  gewesen,  die  zuerst  mit 
Nachdruck  darauf  verwiesen  haben  , wie  bei  der  Regelung  da 
Sonntagsarbeit  im  Handelsgewerbe  strenge  zu  scheiden  sei  z*’"  ) 

sehen  Grosshandcl  und  Kleinhandel.  Für  ersteren  liege  überhaupt 
kein  Bedürfnis  nach  Sonntagsarbeit  vor , und  diese  sei  hier  des- 

I §§  105.1— 105h. 
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halb  auch  ohne  weiteres  zu  verbieten.  Was  den  Kleinhandel  aber 
angehe  , so  genügten  drei  Stunden  durchaus  den  thatsächlichen 
Bedürfnissen ').  Eine  V^erbesserung  der  Regierungsvorlage  im 
Sinne  der  Wünsche  der  beteiligten  Kreise  wurde  bis  jetzt  in  den 
Kommissionsberatungen  nur  von  A.  Bebel  lebhaft  befürwortet. 
Trotzdem  seine  Ausführungen  bei  dem  preussischen  Handelsmi- 
nister und  auch  auf  konservativer  Seite  einigen  Anklang  fanden, 
gelang  es  nicht,  eine  Abänderung  der  Vorlage  durchzusetzen.  Die 
Kommission  liess  sich  nur  zu  dem  bisher  noch  mangelnden  un- 
bedingten Verbote  der  Beschäftigung  der  Handlungsgehilfen  an 
den  drei  grossen  Festtagen  herbei.  Hoffentlich  ist  es  der  Agita- 
tion der  kaufmännischen  Kreise  beschieden,  die  erstrebte  Verbes- 
serung noch  im  Plenum  zu  erreichen. 

Uebrigens  ist  sowohl  auf  Seiten  der  Regierung  wie  in  den 
Kommissionsberatungen  das  religiöse  Moment  bei  der  Regelung 
der  Sonntagsruhe  viel  zu  einseitig  berücksichtigt  worden,  während 
hier  doch  auch  hygienische  und  sozialpolitische  Erwägungen  Be- 
achtung beanspruchen.  Das  zeigt  sich  deutlich  in  den  Bestim- 
mungen, welche  die  Verhältnisse  derjenigen  Arbeiter,  die  an  Sonn- 
tagen arbeiten  müssen,  in  Betracht  ziehen*).  Solche  Arbeiter 
sollen  nur  entweder  jeden  dritten  Sonntag  volle  24  Stunden  oder 
an  jedem  zweiten  Sonntage  minde.stens  in  der  Zeit  von  6 Uhr 
morgens  bis  6 Uhr  abends  von  der  Arbeit  frei  bleiben.  Die  Kom- 
mission hat  an  Stelle  der  24  Stunden  glücklicherweise  36  gesetzt. 
Sofern  man  Arbeiter  ins  Auge  fasst , welche  Sonntags  wegen 
einiger  Reparaturen  oder  Reinigungsarbeiten  nur  eine  kurze  Zeit 
hindurch  beschäftigt  werden,  mag  man  diese  Bestimmungen  noch 
pa.ssicren  lassen.  Leider  soll  dieser  dürftige  Schutz  aber  auch  für 
diejenigen  Arbeiter  gelten,  die  den  ganzen  Sonntag  hindurch  ar- 

1)  Die  > Kaufmännische  Presse,  Wochenschrift  für  Slandesangelegenheilen,  heraus- 
gegeben vom  Kaufm-ännischen  Verein  zu  Frankfurt  a.  M.,  unter  Mitwirkung  von  Dr. 
jur.  M.  Quarcks  hat  in  No.  1 vom  7.  Juni  1890  nachfolgende  voniigliche  Formulie- 
rung des  § 105b,  Alinea  2 vorgeschlagen:  »Im  Handel.sgewerbe  dürfen  Gehilfen, 
I.ehrlinge  und  Arbeiter  an  Sonn-  und  Festtagen  nur  in  Betrieben  mit  offenem  I.aden- 
geschäft  , und  zwar  lediglich  in  der  Zeit  vor  12  Uhr  mittags  , sowie  höchstens  drei 
fortlaufende  Stunden,  beschäftigt  werden.  Die  Festsetzung  dieser  drei  Stunden  erfolgt 
mit  Berücksichtigung  der  gottesdienstlichen  Zeit  durch  die  Polizeibehörden.  Für  Be- 
triebe ohne  I jrdengeschäft  ist  die  Sonntagsarbeit  gänzlich  verboten.  H.andelsgeschäfte 
ohne  Hilfspersonen  unterstehen  den  gleichen  Vorschriften.  Für  die  letzten  vier  Wo- 
chen u.  s.  W.€ 

2)  § 105  c Alinea  3,  § I05d  Alinea  2,  § 1050 
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beiten.  Dass  diese  Arbeiter  Sonntags  arbeiten  müssen,  wo  die 
übrige  Welt  ruht  und  feiert,  ist  ja  gewiss  schon  sehr  bedauerlich. 
Warum  diese  Arbeiter,  welche  ohnehin  schon  schlechter  dastehen 
als  ihre  Kameraden  mit  voller  Sonntagsruhe,  aber  dann  nicht  im 
Laufe  der  Woche  einen  vollständigen  Ruhetag  zum  Ersätze  er- 
halten sollen,  ist  schlechterdings  unerfindlich.  Von  freisinniger 
und  sozialdemokratischer  Seite  ist  ein  darauf  bezüglicher  Antrag 
gestellt  worden , der  indes  bei  der  Kommission  keine  Annahme  | 
fand.  Auch  hier  wird  also  die  Aufgabe  einer  Verbesserung  de*  | 
Entwurfes  an  den  Reichstag  selbst  herantreten. 

In  den  Motiven  zur  Vorlage  wird  geklagt  über  die  Lockerung 
der  Zucht  und  Sitte,  über  das  Schwinden  der  elterlichen  Autoritäi 
bei  den  Jugendlichen  Arbeitern  beider  Geschlechter.  Zur  Besei- 
tigung  dieser  Mis.sstände  schlägt  der  Entwurf  vor , dass  die  Ar- 
beitsbücher nur  den  Eltern  ausgehändigt  werden  sollen,  dass  dit 
Fabrikordnung  das  Betragen  jugendlicher  Personen  auch  ausser- 
halb des  Betriebes  regeln  und  die  Bestimmung  treffen  kann,  dass 
der  Lohn  nur  den  Eltern  der  jugendlichen  Personen  ausgezahk 
werde  ‘). 

Allein  die  Motive  begründen  in  keiner  Weise  die  Behauptung, 
dass  die  Zuchtlosigkeit  unter  den  jugendlichen  Personen  zugenommea 
hat.  Auch  der  Nachweis,  dass  die  Zuchtlosigkeit,  wo  sie  eWJ 
besteht,  aus  der  Schwächung  der  elterlichen  Autorität  oder  der 
zu  geringen  Macht  des  Arlrcitgebers  über  diese  Elemente  hervf>r- 
gegangen  sei,  wird  nicht  versucht.  Das  wäre  um  so  mehr  am 
Platze  gewesen  als  z.  B.  der  vorzügliche  badische  Aufsichtsbeamtf 
die  beklagenswerten  Erscheinungen , die  sich  hie  und  da  in  dn 
That  bei  jugendlichen  Personen  finden,  auch  auf  die  Ausbeutung, 
der  sic  durch  die  Eltern  vielfach  ausgesetzt  sind,  zurückführt.  Ja 
diese  Ausbeutung  nimmt,  wie  berichtet  wird,  in  einzelnen  Gegen- 
den geradezu  schreckliche  Formen  an  *). 

0 §§  loji  113,  134  b Alinea  3 und  4. 

2)  Jahre.sbcricbt  des  badischen  Fabrikinspektors  , 1890.  S.  14  und  70 , wo  0 
heisst:  »Die  Ellcm  schicken  hier  (im  hinteren  Alblhale)  ihre  Kinder  mit  einer  »*oU 
nach  Menge  als  nach  (Qualität  ganz  unzureichenden  Nahrung  nach  den  1 — 2 Stoxia 
entfernten  Fabriken,  so  dass  sie  14  — 15  Stunden  vom  Hause  weg  sintl  und  Tcrweftde® 
den  ganzen  V^erdienst  für  sich.  Oft  werde  er  nach  zuverlässigen  Mitte:* 
lungen  grösstenteils  vertrunken.  Die  Eltern  gönnen  auch  den  Kindero  «k 
bessere  Kost,  welche  sie  in  der  Fabrikküchc  erhalten,  nicht,  und  verbieten  ihiw»  k 
Teilnahme,  indem  sie  geradezu  aussprechen,  es  sei  unnötig,  dass  sie  besser  issea  sl' 
sie  selbst.»  Vgl.  auch  die  Aeusseningen  Miquers  in  der  Reichstagssiizung  roo 
17.  Mai  1890,  Stenograph.  Berichte.  S.  138. 


Digitized  by  Coogle 


Her  kn  er.  Der  Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  die  Gewerbeordnung.  575 

Ob  so  mechanische  und  einseitige  Bestimmungen , wie  sie 
die  Vorlage  enthält  , daher  einen  erspricsslichcn  Einfluss  üben 
können,  muss  mehr  als  zweifelhaft  erscheinen.  Thatsächliche  Er- 
folge werden  wohl  nur  im  Wege  einer  besseren  sittlichen  Bildung 
der  jugendlichen  Arbeiter  und  deren  Eltern  herbeigeführt  werden 
können.  Vielleicht  dass  der  120  manches  nach  dieser  Richtung 
zu  leisten  vermag.  Hier  werden  die  Haushaltungsschulen  aus- 
drücklich als  Fortbildungsschulen  anerkannt,  wodurch  ihre  Wirk- 
samkeit erhöht  werden  muss,  und  ferner  werden  auch  Massnah- 
men getroffen  , durch  welche  ein  besserer  Besuch  der  Fortbil- 
dungsschulen überhaupt  gewährleistet  erscheint.  Sehr  zweckmässig 
war  auch  die  Verbesserung,  die  der  in  Rede  stehende  Paragraph 
in  den  Kommissionsberatungen  auf  Veranlassung  von  Bebel  und 
Kropatschek  dahin  erfuhr,  dass  an  Werktagen  der  Unterricht  in 
diesen  Schulen  in  die  sonstige  Arbeitszeit  der  Jungen  i.eute  ge- 
legt werde.  Es  wird  so  verhindert,  dass  die  jugendlichen  Per- 
sonen erst  nachdem  sie  von  der  Arbeit  völlig  erschöpft  sind,  zum 
Unterrichte  gelangen. 

Eine  erhebliche  Verschärfung  hat  das  Truckverbot  durch  die 
Vorlage  erhalten  ').  Auch  dann,  wenn  den  Arbeitern  vom  Arbeit- 
geber unter  Anrechnung  bei  der  Lohnzahlung  Wohnung,  Feuerung, 
Landnutzung , regelmässige  Beköstigung  , Arzneien  und  ärztliche 
Hilfe , sowie  Werkzeuge  und  Stoffe  zu  den  ihnen  übertragenen 
Arbeiten  verabreicht  werden,  dürfen  in  Zukunft  die  dafür  ange- 
rechneten Beträge  nicht  die  Selbstkosten  übersteigen.  Die  strenge 
Uurchführang  dieser  Bestimmungen  könnte  für  die  Arbeiter  sehr 
wertvoll  werden.  Leider  fehlt  cs  aber  zur  Zeit  noch  an  Vorkeh- 
rungen, die  eine  exakte  Durchführung  bewirken  würden.  So  ist 
die  Durchführung  des  Truck  Verbotes  nicht  den  Inspektoren  über- 
wiesen. Das  hätte  natürlich  zu  geschehen  , dann  müssten  aber 
auch  Anordnungen  getroffen  werden,  dass  vom  Arbeitgeber  über 
jene  Verabreichungen  besonders  Buch  und  Rechnung  geführt  werde. 
Nur  so  kann  sich  der  Aiifsichtsbeamte  durch  Einsichtnahme  in 
die  Bücher  rasch  von  der  Befolgung  des  Gesetzes  überzeugen. 
Uebrigens  wäre  das  Truckverbot  auch  insofern  zu  vervollständigen, 
als  Arbeitgebern  oder  Werkmeistern  und  deren  Angehörigen  das 
Halten  von  Läden  untersagt  würde.  Ebenso  das  Auszahlen  des 
Lohnes  in  Schenken.  Wie  notwendig  ein  solches  Verbot  ist,  geht 

•)  § "5- 
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ja  deutlich  aus  der  Aeusserung  des  Herrn  von  Stumm  hervor, 
der  seine  Forderung,  auch  auf  das  Verhalten  der  Arbeiter  ausser- 
halb des  Betriebes  Einfluss  zu  nehmen,  hauptsächlich  damit  be- 
gründete , er  müsse  doch  im  Interesse  der  Arbeiter  den  Werk- 
meistern das  Halten  von  Läden  verbieten  dürfen  *).  Erfreulicher 
Weise  wird  im  § 119  das  Verbot  des  Truckunfuges  auch  auf  dk 
Beziehungen  zwischen  Verleger  und  Hausindustrielle  ausgedehnt, 
selbst  wenn  letztere  Roh-  und  Hilfsstoffe  selbst  beschaffen. 

Warm  zu  begrüssen  ist  die  sorgfältige  Ausbildung,  welche  den 
dürftigen  Bestimmungen  des  § 120  Absatz  3 der  Gewerbeordnun,' 
nunmehr  durch  die  §§  120  a und  120  b der  Vorlage  zu  Teil  ge- 
worden ist.  Man  darf  von  diesen  Paragraphen  bei  entsprechen- 
der Durchführung  wohl  erwarten,  dass  durch  sie  die  Werkstätten- 
verhältnisse in  hygienischer  und  sittlicher  Hinsicht  eine  ganz  er- 
hebliche V'erbesscrung  erfahren  werden. 

Hingegen  sind  die  Lehrlingsverhältnisse  durch  die  Vorlage 
nicht  weiter  berührt  worden.  Nur  in  den  § 128  wurde  die  Be 
Stimmung  aufgenommen,  dass  schriftliche  Lehrverträge  stempelim 
seien.  Gerade  auf  dem  Gebiete  des  Lehrlingswesens  bleibt  noct 
viel  zu  thun  übrig.  Das  gilt  sowohl  in  Bezug  auf  den  Schutz, 
der  dem  Lehrling  gegen  Ausbeutung  durch  den  Arbeitgeber  ge 
währt  werden  muss,  als  auch  in  Betreff  der  genügenden  techni- 
schen Ausbildung  des  Lehrlings.  Eingehend  wird  die  Frage  des 
Lehrlingsschutzes  aber  freilich  erst  besprochen  werden  können, 
nachdem  eine  gründliche  Untersuchung  der  fraglichen  Verhältnissr. 
an  der  es  uns  zur  Zeit  noch  gebricht,  stattgefunden  haben  wird 
Immerhin  hätte  man  wenigstens  den  Fabrikinspektoren  schon  dit 
Aufsicht  über  das  Lchrlingswesen  zuweisen  können , damit  die 
betreffenden  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  nicht  ganz  k 
den  Bereich  der  frommen  Wünsche  fielen. 

Die  erfolgte  Aufnahme  eines  Abschnittes  lila  in  den  Titel  \H. 
die  Verhältnisse  der  Betriebsbeamten,  Werkmeister  und  Technik« 
betreffend,  dürfte  den  Wünschen  der  beteiligten  Kreise  durchaifc 
entsprechen.  Der  § 133  d No.  5 wäre  indes  wohl  dahin  zu  «• 
ganzen  , dass  Betriebsbeamte,  Werkmeister  und  Techniker  auch 
dann  sofort  entlassen  werden  können,  wenn  sie  sich  Thätlichkeitc” 
gegen  die  Arbeiter  zu  Schulden  kommen  lassen.  Durch  dk 

1)  .Stenographische  Berichte  über  die  Reichstagsverhandlungen.  S.  t-egSbes* 
Periode,  I.  Session  tS90,  S.  160. 

2)  § 126—133. 
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Vorlage  wird  nämlich  nur  eine  gegen  den  Arbeitgeber  be- 
gangene Thätlichkeit  als  Grund  augenblicklicher  Entlassung  aner- 
kannt, ein  Fall,  der  jedenfalls  weit  seltener  sich  ereignet,  als  der 
eines  rohen  Benehmens  gegen  die  Arbeiter. 

In  den  Abschnitt  IV  über  die  Verhältnisse  der  Fabrikarbeiter 
ist  nun  endlich  die  Verpflichtung  des  Arbeitgebers,  eine  Arbeits- 
ordnung *)  zu  erlassen , aufgenommen  worden.  Ausserdem  sind 
gewisse  Normativbedingungen  für  den  Inhalt  derselben  aufgestellt 
worden.  So  sollen  die  Geldstrafen  den  doppelten  Betrag  des 
ortsüblichen  Tagelohnes  nicht  überschreiten  dürfen  und  müssen 
zum  Besten  der  Arbeiter  der  Fabrik  verwendet  werden.  Der  erste 
Teil  dieser  Vorschrift  ist  indessen  nicht  völlig  klar.  Meint  man 
damit,  der  Gesamtbetrag  der  über  den  Arbeiter  verhängten  Geld- 
strafen dürfe  innerhalb  einer  Lohnperiode  den  doppelten  Betrag 
des  ortsüblichen  Taglohnes  nicht  überschreiten,  oder  soll  nur  w'e- 
gen  des  einzelnen  Vergehens  keine  höhere  Strafe  verhängt  werden? 
In  diesem  Falle,  der  wohl  der  wahrscheinlichere  ist,  wäre  der 
l’rivatstrafjustiz  immer  noch  ein  viel  zu  grosser  Spielraum  gewährt. 

In  Bezug  auf  die  Kinderarbeit'“)  entspricht  die  Vorlage  dem 
weit  verbreiteten  und  wohlbegründeten  Verlangen , die  Kinder 
vor  zurückgelegtem  14.  Lebensjahre  von  der  Fabrikarbeit  auszu- 
schliessen,  wenigstens  insofern  als  die  Arbeit  der  Kinder  vor  ab- 
solvierter Schulpflicht  verboten  wird.  Auf  die  eigentümlichen 
Schwierigkeiten,  welche  der  Regelung  der  Kinderarbeit  in  Deutsch- 
land dadurch  im  Wege  stehen,  dass  die  Schulpflicht  nicht  überall 
die  gleiche  ist,  habe  ich  an  anderer  Stelle  bereits  verwiesen.  Eine 
sonderbare  Bestimmung  hat  sich  indes  in  den  § 135  verirrt.  Kinder 
unter  14  Jahren  sollen  , wenn  sie  nicht  mehr  zum  Besuche  der 
Volksschule  verpflichtet  sind  und  ein  ärztliches  Zeugnis  über  ihre 
körperliche  Entwicklung  beibringen,  auch  in  der  gleichen  Weise 
wie  jugendliche  Personen  zwischen  14  und  16  Jahren  beschäftigt 
werden  dürfen.  Diese  Bestimmung  bedeutet  natürlich  einen  ent- 
schiedenen Rückschritt.  Nachdem  dieselbe  aber  bereits  mit  Recht 
in  der  Kommission  abgelehnt  worden  ist , sind  weitere  Bemer- 
kungen überflüssig. 

Der  Schutz  der  jugendlichen  Personen’)  ist  durch  die  Vor- 
lage leider  nicht  gefördert  worden.  Die  Einbeziehung  der  Per- 
sonen von  17  und  18  Jahren  in  diese  Gruppe  wurde  nicht  vorge- 

0 §§  134^-134 g.  2)  § I35-  3)  8 »36- 
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nommen,  trotzdem  von  den  hygienischen  Kapazitäten  wiederholt 
die  Ausdehnung  des  Schutzes  bis  zum  Alter  von  i8  Jahren  ge- 
fordert worden  ist.  In  England  und  der  Schweiz  hat  man  diesem 
Verlangen  ja  auch  schon  längst  Rechnung  getragen.  DieVorlat;t 
beabsichtigt  auch  die  V'crlängerung  der  Arbeitszeit  der  jugend- 
lichen Personen  in  Spinnereien  auf  64  Stunden,  in  Ziegeleien  auf 
69  Stunden  in  der  Woche  zu  gestatten.  In  der  Kommission  wurde 
sogar  von  nationalliberaler  Seite  für  Spinnereien  der  iistündige 
Arbeitstag , wie  er  bisher  in  diesen  Unternehmungen  auch  für 
jugendliche  Personen  gegolten  hat,  noch  weiterhin  begehrt.  Nuti 
hat  der  badische  Aufsichtsbeamte  in  seinem  Berichte  für  1888  mit 
Entschiedenheit  hervorgehoben,  wie  sehr  es  im  Interesse  der  Ent- 
wicklung und  der  Gesundheit  der  jiingen  Leute  liege,  dass  sie 
gerade  in  Spinnereien  nicht  länger  als  10  Stunden  im  Tage  be 
schäftigt  werden.  »Man  begegnet  unter  ihnen  meist  kümmerlichn 
Gestalten  von  blassem  Aussehen  ').«  Es  scheint  aber,  dass  auf 
Seiten  der  Regierung  den  Handelskammcrberichten  mehr  Gewicht 
zuerkannt  wird,  als  den  Mahnungen  der  Aufsichtsbeamten.  Wies 
der  Regicrungsvertreter  an  der  Hand  der  Handelskammerberichte 
doch  nach,  die  Spinnereien  könnten  auf  das  Privilegium,  jugend- 
liche Arbeiter  durch  11  Stunden  zu  beschäftigen  , nicht  Veracht 
leisten.  Allein  die  Kommissionsmitglieder  waren  angesichts  det 
hohen  von  Spinnereien  gezahlten  Dividenden  von  der  Beweiskraft 
dieses  Argumentes  so  wenig  durchdrungen , dass  sie  mit  gross« 
Mehrheit  die  Ausnahmen  für  Spinnereien  ablehnten. 

Einen  der  erfreulichsten  Fortschritte,  die  durch  die  Vorlage 
angebahnt  erscheinen,  bildet  wohl  die  Annahme  eines  elfstündigfu 
Ma.ximalarbeitstages  für  erwachsene  weibliche  Hilfspersonen’ 
Die  elf  Stunden  müssen  in  die  Zeit  von  5 Va  morgens  bis  S'*! 
abends  fallen.  An  den  Vorabenden  der  Sonn-  und  Festtage  darf 
sogar  nur  bis  5 ’/a  nachmittags  gearbeitet  werden.  So  anerken- 
nenswert diese  Verbesserung  sein  mag,  man  wird  sich  doch  d« 
Ueberzeugung  nicht  verschliessen  können,  dass  auch  ein  elfetin- 
diger  Arbeitstag  Rir  weibliche  Hilfspersonen  noch  viel  zu  lange 
ist.  England  hat  bereits  .seit  Jahrzehnten  den  zehnstündigen  Ar- 
beitstag für  Frauen.  Ein  solcher  wurde  auch  von  den  Sozial- 
demokraten verlangt.  Der  irreussische  Handelsminister  anerkannic. 

1)  Jahresbericht  des  (Ir.  bad.  Fabrikinspektors  für  das  Jahr  tS88.  KarUruhelSS^ 

•S.  II. 

2)  § >37. 
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dass  diese  Forderung  berechtigt  sei,  allein  man  müsse  jetzt  noch 
an  der  elfstündigen  Arbeitszeit  Festhalten , der  Sprung  sei  sonst 
zu  gross.  Immerhin  nahm  die  Kommission  den  Antrag  des  Zen- 
trumsabgeordneten Hitze  an,  dem  zufolge  wenigstens  verheiratete 
Frauen  nur  zehn  Stunden  arbeiten  sollen.  Da  man  so  dem  zehn- 
stündigen Arbeitstage  als  berechtigtem  Ziele  beipflichtet,  wäre  es 
nur  konsequent , wenn  man  auch  jetzt  schon  in  das  Gesetz  die 
Bestimmung  aufnähme,  nach  Ablauf  von  3 Jahren  etwa  habe  für 
die  weiblichen  Hilfspersonen  insgesamt  ein  zehnstündiger  Maximal- 
arbeitstag einzutreten. 

Der  Maximalarbeitstag  für  weibliche  Hilfspersonen  erleidet 
natürlich  einige  Ausnahmen  ’).  Bei  »ausserge wohnlicher  Häufung 
der  Arbeit«  kann  auf  Antrag  des  Arbeitgebers  die  untere  Ver- 
waltungsbehörde die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  über  16  Jahre 
während  14  Tagen  durch  13  Stunden  gestatten,  nur  darf  innerhalb 
eines  Jahres  einem  Arbeitgeber  diese  Erlaubnis  im  ganzen  nicht 
für  länger  als  40  Tage  gewährt  werden.  Von  nationalliberaler 
Seite  wurden  in  Uebereinstimmung  mit  den  Wünschen  des  Zen- 
tralverbandcs  Deutscher  Industrieller  60  Tage  gefordert.  Die  Mehr- 
heit der  Kommission  hat  sich  aber  mit  Recht  dagegen  entschieden 
und  auch  die  anerkennenswerte  Bestimmung  getroffen,  dass  sich 
die  Ueberarbeit  nicht  auf  13  Stunden,  wie  die  Vorlage  will,  son- 
dern nur  auf  12  Stunden  erstrecken  darf. 

Der  Entwurf  bringt  auch  das  Verbot  der  Nachtarbeit  der 
Frauen.  Schon  seit  langer  Zeit  und  von  den  verschiedensten 
Seiten  ist  diese  Reform  bisher  leider  immer  vergeblich  angestrebt 
worden.  Ginge  es  der  Vorlage  nach , so  würde  dieselbe  freilich 
auch  jetzt  noch  nicht  verwirklicht  werden.  Bei  näherem  Zusehen 
zeigt  sich  , dass  von  dem  allgemeinen  Verbote  der  Nachtarbeit 
eigentlich  gar  nichts  übrig  bleibt.  Die  ganze  Angelegenheit  ist 
vielmehr  durchaus  dem  Ermessen  des  Bundesrates  anheimgegeben. 
Es  ist  geradezu  unglaublich,  was  in  diesem  Punkte  die  Vorlage 
dem  Reichstage  zumutet.  Der  § 139a  ermächtigt  den  Bundesrat: 
>die  Verwendung  von  Arbeiterinnen  über  sechszehn  Jahre  in  der 
Nachtzeit  für  gewisse  Fabrikationszweige,  in  welchen  sie  bis- 
her üblich  war,  unter  den  durch  die  Rücksicht  auf  Gesundheit 
und  Sittlichkeit  gebotenen  Bedingungen  zu  gestatten«.  Also  wo 
die  Nachtarbeit  besteht,  soll  sie  erhalten  bleiben.  Aber  nicht  ge- 

0 § '38  a. 
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nug  an  dem.  Man  kann  sich  in  Ausnahmebefugnissen  für  den 
Bundesrat  gar  nicht  genug  thun.  Für  Spinnereien,  für  Fabriken, 
welche  mit  ununterbrochenem  Feuer  betrieben  werden,  oder  wcick 
sonst  durch  die  Art  des  Betriebes  auf  eine  regelmässige  Tag-  und 
Nachtarbeit  angewiesen  sind,  sowie  für  solche  P'abriken  und  Werk- 
■Stätten  , deren  Betrieb  eine  Einteilung  in  regelmässige  Arbeits- 
schichten von  gleicher  Dauer  nicht  gestattet  oder  seiner  Natur 
nach  auf  bestimmte  lahreszeiten  beschränkt  ist,  für  alle  diese  Be- 
triebe sollen  ebenfalls  Ausnahmen  von  den  wichtigsten  SchutzU- 
stimmungen  durch  den  Bundesrat  verfügt  werden  können ').  Dir 
Nachtarbeit  der  Frauen  in  Zuckerfabriken,  in  der  Montanindustrie 
in  Kunstwollfabriken,  Glashütten,  Papierfabriken  und  Spinnerei^ 
soll  aber  erhalten  bleiben.  Wie  wenig  z.  B.  die  Nachtarbeit  der 
Frauen  an  und  für  sich  in  der  Montanindustrie  erforderlich  ist. 
zeigt  ja  schon  der  Umstand  zur  Genüge , dass  auf  den  Staats- 
hüttenwerken keine  Arbeiterinnen  beschäftigt  werden.  Auch  bei 
der  Abfassung  der  in  Rede  stehenden  Vorschriften  scheint  mar. 
die  Berichte  der  Aufsichtsbeamten  ganz  verges.sen  zu  haben. 
Hören  wir,  wie  der  Gewerberat  für  Oppeln  im  Jahre  1886  die 
l’rauenarbeit  in  der  oberschlesischen  I lüttenindustrie , insbeson- 
dere im  Zinkhüttenbetricb , zu  schildern  weiss : >In  der  Mehr- 

zahl werden  die  Frauen  mit  der  Fortbewegung  von  Lasten  be- 
schäftigt, wobei  sie  sich  nur  zeitweise  in  den  Hüttenräumen  und 
in  den  Aschenkanälen , meist  aber  in  der  freien  Luft  aufhalten, 
so  dass  sie  gesundheitsschädlichen  Einflüssen  nicht  in  bedenk- 
lichem Masse  ausgesetzt  sind.  Anders  gestaltet  sich  die  Arbeit 
in  den  frühen  Morgenstunden  bei  der  Bedienung  der  Oefen;  Staub 
und  Zinkdämpfe  füllen  dann  den  Hüttenraum  an,  während  die 
körperlich  anstrengenden  Arbeiten  bei  grosser  Hitze  und  Zugluft 
verrichtet  werden  müssen  ....  Wiewohl  durch  gute  Vcntilation.«- 
einrichtungen  und  angemessene  Schutzvorrichtungen  dieser  Uebel- 
stand  auf  ein  erträgliches  Minimum  herabgedrückt  werden  kann, 
halte  ich  es  doch  für  angezeigt,  dass  die  Verwendung  der  Frauen 
bei  dieser  Arbeit  nach  Möglichkeit  eingeschränkt  wird,  zumal  sieb 
in  Oberschlesicn  so  vielfach  andere  Arbeitsgelegenheit  findet.' 

Zum  Glücke  erweist  sich  die  Kommission  des  Reichstages 
weniger  nachgiebig  gegen  eine  durch  Schutzzölle  und  Kartelle 
doch  wahrlich  genug  gekräftigte  Industrie.  Der  Absatz  l des 


I)  § 139  »t  Absatz  I,  Nr.  3. 
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§ 139  a,  durch  welchen  die  Nachtarbeit,  wo  sie  bisher  üblich  war, 
weiterhin  ermöglicht  wird,  ist  gestrichen  worden.  Ebenso  im  § 139  a 
Absatz  3 die  der  Spinnereien.  Ausserdem  soll  die  Nachtarbeit  der 
Frauen,  wo  sic  gewährt  wird,  zehn  Stunden  nicht  überschreiten 
dürfen. 

Freilich  kann  auch  dieses  Amendement  noch  nicht  befriedigen. 
Als  Ziel  muss  auch  im  Gesetze  die  völlige  Beseitigung  der  Nacht- 
arbeit der  Frauen  festgehalten  werden.  Die  Diskirssion  sollte  sich 
nur  noch  um  die  Uebcrgangslrestimmungen  drehen  , die  zur  Er- 
reichung dieses  Zieles  getroffen  werden  müssen.  Haben  England 
und  die  Schweiz  die  Nachtarbeit  der  Frauen  ganz  zu  beseitigen 
vermocht,  so  wird  auch  für  Deutschland  diese  Reform  nicht  aus.scr 
dem  Bereiche  der  Möglichkeit  liegen.  Um  so  weniger  als  ja  die 
Motive  versichern,  die  Nachtarbeit  der  Frauen  bestehe  nur  in  ge- 
ringem Umfange. 

Während  uns  die  Vorlage  den  Maximalarbeitstag  für  Frauen 
gebracht  hat , enthält  sie  keinen  allgemeinen  Maximalarbeitstag 
für  männliche  erwachsene  Personen,  ebensowenig  ein  Verbot  der 
Nachtarbeit  derselben  in  solchen  Unternehmungen,  wo  dieselbe 
nicht  von  der  Natur  des  Betriebes  verlangt  wird.  Sie  enthält  nur 
das  grundsätzliche  Zugeständnis,  es  sei  in  solchen  Gewerben,  in 
welchen  durch  übermässige  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  die 
Gesundheit  der  Arbeiter  gefährdet  werde,  die  Dauer  der  Arbeits- 
zeit auch  für  erwachsene  männliche  Hilfspersonen  zu  regeln  '). 
Natürlich  wird  diese  Regelung  wieder  dem  Bundesrate  überwiesen. 
Immerhin  hat  der  preussische  Handelsminister  im  Reichstage  er- 
klärt, die  Frage  eines  allgemeinen  Maximalarbeitstages  sei  durch- 
aus diskutierbar.  Es  wird  demnach  ganz  von  der  Haltung  des 
Reichstages  abhängen,  ob  unsere  Arbeiterschutzgesetzgebung  mit 
der  Zeit  um  diese  Reform  bereichert  wird  oder  nicht.  Nach  den 
Kommi.ssionsberatungen  zu  schliessen  bestehen  leider  auch  beim 
Reichstage  noch  viele  Vorurteile  gegen  den  Maximalarbeitstag. 
So  wird  sich  die  Thätigkeit  aller  Freunde  einer  ausreichenden 
Arbeiterschutzgesetzgebung  in  den  nächsten  Zeiten  ganz  auf  die 
Erlangung  eines  Maximalarbeitstages  konzentrieren  müssen,  wenn 
derselbe  bald  erreicht  werden  soll.  Hoffentlich  benützen  die  Ar- 
beiter die  grössere  Bewegungsfreiheit , welche  ihnen  durch  die 
Beseitigung  des  Sozialistengesetzes  zu  Teil  werden  dürfte,  in  ein- 

1)  § l2oe,  Absatz  3. 
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mutiger  Weise  dazu,  wirksam  für  den  Maximalarbeitstag  einzutreten. 

An  der  Organisation  der  Fabrikaufsicht  hat  die  Vorlage 
eigentlich  nichts  geändert.  Der  § 139  b,  welcher  hier  in  h'rage 
kommt,  ist  zwar  insofern  ergänzt  worden,  als  jetzt  noch  die  Durch- 
führung der  Sonntagsruhe  in  den  Wirkungskreis  der  Inspektoren 
fällt,  aber  auch  die  Truckverbote  und  die  Vorschriften  über  die 
Behandlung  der  Lehrlinge  hätte  einbezogen  werden  sollen.  Eine 
wertvolle  Verbesserung  bedeutet  allein  die  Bestimmung,  dass  nun- 
mehr alle  gewerblichen  Anlagen,  nicht  nur  die  Fabriken  der  Re- 
vision durch  die  Beamten  unterliegen. 

Aus  der  Rede,  die  der  preussische  Ilandclsminister  im  Reichs- 
tage hielt , ging  übrigens  hervor  , dass  man  auch  in  den  Regie- 
rungskreisen  der  Ueberzeugung  ist,  die  Fabrikaufsicht  lasse  noch 
manche  Verbesserung  zu.  Die  Angelegenheit  unterliege  noch 
weiterer  Erwägung. 

Wie  in  so  vielen  anderen  Beziehungen  ist  leider  auch  hier 
der  bescheidene  Fortschritt,  den  die  Vorlage  aufweist,  mit  einem 
Rückschritte  verknüpft  worden.  Die  Staatsbetriebe  sollen  nämlich 
von  der  Fabrikinspektion  frei  bleiben  ').  Die  Durchführung  des 
Schutzes  soll  der  vorge.setzten  Dienstbehörde  übertragen  werden. 
Die  Aufrechterhaltung  der  unerlässlichen  Disziplin  und  die  Wah- 
rung anderer  Reichs-  und  Staatsinteressen  könnten  gefährdet  wer- 
den, wenn  in  ihnen  anderen  Beamten,  als  denjenigen  der  Reichs- 
und Staatsverwaltung  ein  Aufsichts-  und  Verfügungsrecht  einge- 
räumt würde.  Sind  denn  die  Fabrikinspektoren  keine  Staatsbe- 
amten? Anstatt  dass  der  Staat  mit  gutem  Beispiele  den  privaten 
Arbeitgebern  voranschritte,  verlangt  er  Rir  sich  einfach  Befreiung 
von  der  Fabrikaufsicht.  Eine  abweichende  Organisation  der  Auf- 
sicht über  die  Staatsbetriebe  Hesse  sich  freilich  schon  rechtfer- 
tigen. Man  könnte  es  bezweifeln,  ob  die  gewöhnlichen  Aufsichts- 
beamten, die  ja  leider  eine  sehr  wenig  gefestigte  Stellung  besitzen, 
des  erforderlichen  Grades  von  Unabhängigkeit  sich  erfreuen,  um 
eine  wirksame  Aufsicht  der  Staatsbetriebe  zu  bewerkstelligen.  Es 
wäre  demnach  gerechtfertigt,  wenn  für  die.se  Zwecke  besondere 
Beamte  mit  einer  Unabhängigkeit,  wie  sie  den  Angestellten  des 
obersten  Rechnungshofes  zukommt,  organisiert  würden.  Die  Auf- 
sicht aber  der  »Vorgesetzten  Dienstbehörde«,  der  hier  mehr  oder 
weniger  die  Stellung  des  Arbeitgebers  zukommt,  übertragen  zu 

i)  Artikel  6. 
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wollen,  ist  wieder  eine  der  Zumutungen,  die  den  moralischen  Ein- 
druck der  mit  so  grosser  Spannung  erwarteten  Vorlage  empfind- 
lich schädigen.  Die  Phrase  von  der  »Aufrechterhaltung  der  uner- 
lässlichen Disziplin»  werden  sich  die  privaten  Arbeitgeber  wohl 
merken  und  bei  der  kommenden  Reform  der  Fabrikaufsicht  zur 
Geltung  zu  bringen  verstehen. 

Hiemit  wäre  der  Arbeiterschutz  der  Vorlage  besprochen.  Sie 
enthält  zweifelsohne  manche  aufrichtig  zu  begrüssende  Ver- 
besserung, namentlich  in  der  Gestalt,  welche  ihr  in  den  Kommis- 
sionsberatungen  gegeben  worden  ist.  Unter  der  Voraussetzung, 
dass  auch  das  Plenum  des  Reichstages  noch  das  Seine  zur  Ver- 
besserung beiträgt,  dürfte  das  Gesetz  immerhin  den  augenblicklich 
dringendsten  Bedürfnissen  Rechnung  tragen.  Allein  als  ein  Ab- 
schluss der  Arbeiterschutzreformen  für  längere  Zeit  kann  die  Vor- 
lage unmöglich  gelten.  Sie  i.st  alles  in  allem  doch  nur  eine  Art 
Notgesetz,  und,  wie  wir  beizufügen  nicht  unterlassen  wollen,  sie  kann 
auch  unter  den  einmal  gegebenen  Verhältnissen  nichts  anderes  sein. 

Wenden  wir  uns  jetzt  denjenigen  Teilen  des  Entwurfes  zu, 
die  als  »Arbeitertrutz»  oder  »Unternehmerschutz»  bezeichnet 
worden  sind.  Pis  sind  die  §§  125  und  153,  welche  hier  in  Be- 
tracht kommen.  Der  erstgenannte  Paragraph  bezieht  sich  auf  den 
Kontraktbruch.  Bisher  hat  in  Deutschland  der  Grundsatz  gegolten, 
dass  der  Bruch  des  Arbeitsvertrages  den  Arbeiter  nur  zivilrecht- 
lich zum  Schadensersätze  an  den  Arbeitgeber  verpflichte  und  um- 
gekehrt. Der  Rechtsschutz,  welcher  damit  dem  Arbeitgeber  ge- 
währt wird,  ist,  wie  die  Motive  ausführen  , thatsächlich  ungenü- 
gend. Nicht  nur  dass  die  genaue  gerichtliche  Feststellung  des 
Schadens  für  den  Arbeitgeber  mit  grossen  Umständen  und  Schwie- 
rigkeiten verknüpft  ist,  die.selbe  ist  in  der  Regel  auch  zwecklos. 
In  den  seltensten  Fällen  kann  ja  der  geschädigte  Arbeitgeber  vollen 
Schadensersatz  vom  kontraktbrüchigen  Arbeiter  thatsächlich  er- 
langen, selbst  wenn  er  ihm  vom  Gerichte  zuerkannt  worden  ist. 
Ueber  die  Häufigkeit  des  Kontraktbruches  hat  die  preussische 
Regierung  eine  Untersuchung  angestellt.  In  30  preussischen  Re- 
gierungsbezirken haben  vom  i.  Januar  1889  bis  Ende  April  1890 
234961  Arbeiter  die  Arbeit  eingestellt  und  davon  waren  206395 
oder  mehr  als  87°/o  kontraktbrüchig  '). 


1)  Vgl.  die  Ausiühningen  des  preuss.  Handelsministers  in  der  Reichstagssitzung 
vom  20.  Mai  1890.  Stenograph.  Berichte  S.  171. 
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Um  diesen  Verhältnissen  zu  begegnen,  schlägt  die  Vorlage  die 
Einführung  einer  »Busse«  vor.  Der  Arbeitgeber  kann  an  Stelle 
der  zivilrechtlichen  Entschädigung  eine  an  ihn  zu  erlegende  Busse 
fordern,  welche  für  den  Tag  des  Kontraktbruches  und  für  jeden 
folgenden  Tag  der  vertragsmässigen  oder  gesetzlichen  Arbeitszeit, 
höchstens  aber  für  6 Wochen,  bis  auf  die  Höhe  des  ortsüblichen 
Tagelohnes  sich  belaufen  darf.  Dasselbe  Recht  steht  dem  Ar- 
beiter gegenüber  dem  Arbeitgeber  zu,  wenn  dieser  sich  eine  un- 
rechtmässige Entlassung  zu  Schulden  kommen  lässt. 

Ueber  die  Zweckmässigkeit  dieses  Ausweges  sind  indes  die 
Meinungen  sehr  geteilt.  Der  Zentralverband  Deutscher  Industrieller 
nimmt  sogar  an , dass  die  Einklagung  einer  Busse  , wie  sie  dem 
Belieben  des  Arbeitgebers  anheimgestellt  ist,  zur  Verbitterung  des 
Verhältnisses  zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  beitragen  wurde'). 
V\ür  wollen  uns  aber  nicht  gerade  an  den  Vorschlag  des  Ent- 
wurfes halten,  sondern  nur  das  Ziel  desselben  und  die  Frage,  in 
wie  weit  es  sich  überhaupt  rechtfertige,  wirksamere  Massregeln  zur 
Verhütung  des  Kontraktbruches  in  Erwägung  zu  ziehen,  kurz  be- 
sprechen. 

Das  Ziel,  die  Verhütung  des  Kontraktbruches,  wird  man  nur 
billigen  können.  Es  ist  durchaus  im  wohlverstandenen  Interesse 
der  Arbeiterklasse  selbst  gelegen.  Man  wird  es  immer,  ganz  ab-  | 
gesehen  von  rechtlichen  und  sittlichen  Gesichtspunkten , schon  1 
aus  sozialpolitischen  Motiven  entschieden  beklagen  müssen,  wenn  I 
eine  Arbeitseinstellung  mit  Kontraktbruch  verknüpft  ist.  Der 
Bruch  des  Arbeitsvertrages  bietet  dem  Gegner  der  Arbeitersache 
eine  erwünschte  Handhabe,  die  Arbeiter  der  Sympathien  des 
Publikums  , auf  die  heute  bei  einem  Strike  ja  so  viel  ankommt, 
leicht  zu  berauben.  Deshalb  wird  man  besondere  Massregeln  zur 
Verhütung  des  Kontraktbruches  nicht  von  vornherein  abweisen 
können.  Ehe  man  zu  solchen  schreitet,  müssten  aber  gewisse  Be-  | 
dingungen  erfüllt  werden. 

Unter  diese  Bedingungen  rechnen  wir  1)  eine  gesetzliche  Be- 
stimmung des  Inhaltes,  dass  nur  solchen  Vereinbarungen  über 
Kündigungsfristen  rechtliche  Gültigkeit  zukommt,  welche  für  beide 
Teile  eine  gleiche  Kündigungsfrist  normieren.  Diese  Vorschrift 
ist  unumgänglich  notwendig , wenn  die  formell  gleiche  Behand- 

l)  Die  Industrie.  Zugleich  Deutsche  Konsulatsr.eitung  No.  ii.  Berlin  28.  Mai  1890  j 
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lang  von  Arbeiter  und  Arbeitgeber  ini  § 125  einen  Sinn  haben 
soll.  Wird  die  Busse  angenommen  , so  wird  sich  eben  der  Ar- 
beitgeber noch  weit  öfter,  als  cs  jetzt  schon  geschieht,  seinerseits 
die  .Möglichkeit  einer  augenblicklichen  Entlassung  des  Arbeiters 
ausbedingen.  Einen  Bruch  des  Arbeitsvertrages  kann  es  für  den 
Unternehmer  dann  nicht  geben  und  ebensowenig  eine  Busse. 

2)  Wenn  man  schon  so  sehr  darauf  bedacht  ist,  jede  Schädi- 
gung des  öffentlichen  Rechtsbewusstseins , wie  sie  etwa  durch 
zahlreiche  Kontraktbrüche  erfolgen  kann,  zu  vermeiden,  so  gäbe 
es  immerhin  einige  Gebiete,  auf  denen  das  Einschreiten  der  Ge- 
setzgebung wohl  noch  dringlicher  wäre.  Das  Rechtsgefuhl  der 
Arbeiterwelt  wird  sonder  Zweifel  ganz  erheblich  beeinträchtigt, 
wenn  die  Arbeiterschutzgesetzgebung  infolge  einer  ungenügenden 
Organisation  der  Fabrikaufsicht  nur  lax  durchgeführt  wird.  Will 
man  Vorkehrungen  treffen,  durch  welche  der  Arbeiter  veranlasst 
wird,  genau  den  Arbeitsvertrag  einzuhalten  , dann  mögen  auch 
Bestimmungen  angenommen  werden  , welche  die  Befolgung  der 
Schutzgesetzgebung  unbedingt  sichern.  So  sollten  die  Inspektoren 
in  ihren  Berichten  über  die  Zahl  und  Höhe  der  Strafen,  über  die 
Gründe,  aus  denen  sie  verhängt  wurden,  genauen  Aufschluss  er- 
teilen, ferner  sollten  auch  die  Namen  der  Bestraften  bekannt  ge- 
geben werden.  Das  ist  in  England  bereits  seit  langer  Zeit  der 
Fall.  Eine  weitere  Forderung,  die  Brentano  ')  schon  in  den  70er 
Jahren  vertreten  hat,  geht  dahin,  dass  wiederholte  Uebertre- 
tungen  der  Fabrikgesetze  schliesslich  mit  Gefängnis  zu  ahnden 
seien.  Sieht  der  Arbeiter,  dass  auch  den  Besitzenden  gegenüber 
die  Forderungen  des  Rechtes  in  unnachsichtlicher  Weise  zur  Gel- 
tung gebracht  werden  , dann  wird  er  sich  auch  seinerseits  weit 
seltener  zu  einem  Rechtsbruch  hinreissen  lassen  oder  wenigstens 
in  Massnahmen,  die  ihn  am  Rechtsbruch  verhindern  sollen,  keine 
Ungerechtigkeit  erblicken. 

Sehr  mit  Recht  ist  schliesslich  auch  darauf  verwiesen  worden, 
wie  im  gewerblichen  Leben  tagtäglich  eine  Menge  von  Vertrags- 
brüchen erfolge,  ohne  dass  man  diese  Zustände  für  eine  öffentliche 
Kalamität  erklärt.  Die  Münchener  »Allg.  Zeitung*  hat  in  sehr 
anerkennenswerter  Weise  ausgeführt,  wie  Schneider,  Schuhmacher, 
Tischler  u.  s.  w.  Aufträge  annehmen,  soviel  sie  bekommen  können, 
jeden  Termin  Zusagen,  den  der  Kunde  wünscht,  und  hinterher 

l)  Schriften  des  Vereines  für  Sozialpolitik.  VII.  Leipzig  1874.  S.  149  u.  flg. 
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die  Auswahl  halten , um  zu  erfüllen , was  ihnen  lohnt.  Hier  sei 
der  Vertragsbruch  förmlich  in  ein  System  gebracht.  Nun  .sind 
aber  die  Handwerksmeister  nach  ihrer  sozialen  Stellung  und  nach 
ihren  Vermögensverhältnissen  eine  höhere  Schicht  als  die  der 
blossen  Arbeiter.  Ihnen  käme  es  zu,  mit  gutem  Beispiel  voran- 
zugehen. Es  gehe  nicht  an,  dass  man  dem  Arbeiter  moralische 
Vorlesungen  über  Vertrag.sbruch  halte,  während  er  ihn  von  seiten 
des  Meisters  täglich  sehe. 

3)  Der  § 153  der  Vorlage  erklärt  es  für  strafbar,  wenn  es 
jemand  unternimmt , durch  Anwendung  körperlichen  Zwanges, 
durch  Drohungen,  durch  Ehrverletzungen  oder  Verrufserklärungen 
Arbeiter  oder  Arbeitgeber  zur  Teilnahme  an  Koalitionen  im  Sinne 
des  55  152  zu  bestimmen  oder  am  Rücktritt  von  solchen  zu  hin- 
dern ; Arbeiter  zur  Einstellung  der  Arbeit  zu  bestimmen  oder  an 
der  Fortsetzung  oder  Annahme  der  Arbeit  zu  hindern;  Arbeit- 
geber zur  Entlassung  von  Arbeitern  zu  bestimmen  oder  an  der 
Annahme  von  Arbeitern  zu  hindern.  Dieser  Paragraph  bedroht 
trotz  seiner  formell  gleichen  Behandlung  der  Arbeiter  und  Arbeit- 
geber thatsächlich  doch  nur  die  ersteren.  Arbeitgeber  haben  es 
ja  in  den  seltensten  Fällen  nötig,  das  Zustandekommen  von  Koa- 
litionen gegen  die  Arbeiter  durch  Anwendung  körperlichen  Zwanges, 
Drohungen,  Ehrverletzungen  oder  Verrufserklärungen  zu  sichern 
oder  den  Rücktritt  auf  diese  Art  zu  verhindern.  Da  bietet  unter 
anderem  die  Hinterlegung  von  trockenen  Wechseln  oder  Inhaber- 
papieren  ein  sehr  viel  einfacheres  und  sichereres  Mittel.  Ausser- 
dem ist  ja  der  Abschluss  einer  Koalition  bei  den  Arbeitgebern 
wegen  ihrer  geringen  Zahl  schon  sehr  viel  leichter.  Und  wie  sind 
ferner  nicht  die  Arbeitgeberverbände  durch  unsere  Politik,  man 
denke  an  die  Innungsbewegung,  begünstigt  worden!  Leben  wir 
ferner  nicht  in  der  Aera  der  Kartelle,  der  Zentral  verbände , der 
Vereine  zu  Wahrung  der  wirtschaftlichen  Interessen  u.  s.  w.? 

Die  Regientng  anerkennt  bei  Motivierung  des  §125,  dass  trotz 
der  formell  gleichen  Behandlung  von  Arbeiter  und  Arbeitgeber 
dieser  Paragraph  in  seiner  alten  Fassung  zufolge  besonderer  tbat- 
sächlicher  Verhältnisse  dem  Arbeitgeber  keinen  Schutz  gegeo 
Kontraktbruch  gebe.  Will  die  Regierung  nicht  den  Vorwurf  der 
Inkonsequenz  auf  sich  laden,  dann  wird  sie  auch  auf  dem  Gebiete 
der  Koalitionen  bekennen  müssen,  dass  infolge  besonderer  that- 
sächlicher  Verhältnisse  der  Arbeiter,  trotz  der  gleichen  Behand- 
ung  von  Arbeitgeber  und  Arbeiter  durch  das  Gesetz,  beim  Lohn- 
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kämpfe  in  eine  ungleich  schlechtere  Stellung  als  der  Arbeitgeber 
versetzt  worden  ist. 

Zur  Beseitigung  derselben  hat  die  sozialdemokratische  Partei 
den  8 153  in  der  Weise  umgestaltet,  dass  alle  Strafen  nur  auf  den 
Arbeitgeber  fallen  sollen ').  Das  ist  natürlich  ebensowenig  zu 
billigen  wie  die  Einseitigkeit  der  Regierungsvorlage.  Auch  liegt 
es  durchaus  nicht  im  wohlverstandenen  Interesse  der  Arbeiter. 
Von  seiten  der  sozialdemokratischen  Partei  wird  ja  ohne  Rückhalt 
zugegeben,  dass  eine  Menge  von  Arbeitseinstellungen  vorgenom- 
men wurden , die  die  Billigung  der  Parteileitung  nicht  hatten  ’). 
Es  ist  ja  wohl  noch  in  Aller  Gedächtnis,  welch  herbe  Worte  der 
Abgeordnete  Bebel  selbst  nach  dieser  Hinsicht  an  die  Berliner 
Arbeiter  gerichtet  hat.  Die  besonnenen  kaltblütigen  Arbeiter,  die 
einen  Strike  ablehnen,  weil  sie  einsehen,  er  sei  aussichtslos,  müssen 
auch  durch  das  Gesetz  vor  der  Nötigung  durch  ihre  hitzigen  Kame- 
raden geschützt  werden.  Wohl  aber  wäre  der  § 153  in  der  Weise 
abzuändern,  dass  nicht  nur  derjenige,  der  es  versucht,  durch  kör- 
perlichen Zwang  u.  s.  w.  Arbeiter  oder  Arbeitgeber  zur  Teilnahme 
an  Vereinbarungen  oder  Vereinen  im  Sinne  des  § 152  zu  bestim- 
men oder  am  Rücktritte  zu  hindern,  sondern  auch  derjenige,  der 
es  versucht , Arbeiter  oder  Arbeitgeber  zu  bestimmen  , an  der- 
artigen Verbindungen  nicht  teilzunehmen,  bestraft  würde.  Dann 
wäre  wenigstens  die  eine  gesunde  Entwicklung  unserer  Arbeiter- 
organisation schädigenden,  den  Klassenhass  aber  in  einer  höchst 
staatsgefährlichen  Weise  schürenden  Verabredungen  vieler  Arbeit- 
geber, keine  Fachvereinsmitgliedcr  anzunehmen,  unter  Strafe  ge- 
stellt. Ferner  wäre  Sorge  zu  tragen , dass  der  berühmte  grobe 
Unfugs-Paragraph  des  Strafgesetzbuches  nicht  nur  gegen  Arbeiter 
angewendet  würde,  die  einzelne  Werkstätten  oder  W’irtschaften  in 
Verruf  erklären,  sondern  auch  gegen  Arbeitgeber,  welche  durch 
»schwarze  Listen«  Arbeitern  jede  Arbeitsgelegenheit  abschneiden 
und  sie  zwingen,  Agitatoren  zu  werden  oder  Vagabunden  ’). 


1)  Reichstag,  8.  Lcgislaiur-Periodc,  I.  Session  1890,  Drucks.  No.  2^.  § 153. 

2)  Vgl,  Berliner  VolkshlaU  No.  154  vom  6.  Juli  1890.  »Gewehr  bei  Kuss«. 

3)  Fast  jedes  Zeitungsblalt,  das  man  zur  Hand  nimmt,  macht  die  Mitteilung  von 
der  Begründung  irgend  eines  neuen  ».Slreikverhütungsverbandes«.  Die  zahlreichen  in 
Icüiler  Zeit  organisierten  Verbände,  von  denen  die  Hamburger  und  Leipziger  fast 
sämtliche  Arbeitgeber  von  Bedeutung  umfassen,  verzeichnet  »Die  Industrie«  (zugleich 
Deutsche  Konsulats/eitung)  in  No.  14  vom  9.  Juli  1890.  Ebenda  finden  sich  auch 
lehrreiche  Aufschlüsse  über  die  Ziele  und  die  Kampfmittel  dieser  Arbeitgeberverbände. 
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Hiemit  wären  die  Bedingungen  gekennzeichnet , nach  deren 
Erfüllung  die  Frage  besonderer  Massnahmen  zur  Verhütung  des 
Kontraktbruches  als  diskutierbar  gelten  könnte. 

Schlechterdings  und  bedingungslos  aber  ist  die  ungeheuerliche 
Verschärfung  der  Strafen  zu  verwerfen,  durch  die  die  Befolgunj 
des  § 153  gesichert  werden  soll.  Bisher  konnte  eine  Strafe  von 
Gefängnis  bis  zu  3 Monaten  verhängt  werden , sofern  nicht  nach 
dem  allgemeinen  Strafgesetz  eine  härtere  Strafe  eintrat.  Nach 
der  Vorlage  soll  Gefängnis,  nicht  unter  einem  Monate  eintreten. 
d.  h.  also : es  kann  auf  Gefängnis  bis  zu  5 Jahren  er- 
kannt werden.  Ist  die  Zuwiderhandlung  gewohnheitsmässi? 
begangen  worden,  tritt  Gefängnisstrafe  nicht  unter  einem  Jahre  ein. 
Dieselbe  Strafe  trifft  denjenigen , der  öffentlich  zu  einer  wider 
rechtlichen  Arbeitseinstellung  aufgefordet  hat '). 

Ohnehin  ist  bereits  durch  die  juristische  Unbestimmtheit  der 
Begriffe  Verruf  und  Ehrverletzung  dem  Ermessen  der  Gerichte 
ein  allzu  weiter  Spielraum  gegeben.  Nun  soll  noch  in  das  Be- 
lieben des  Richters  ein  Strafausmass  gestellt  werden,  das  zwischen 
I Monat  und  5 Jahren  Gefängnis  schwankt.  So  werden  die  Ge- 
richte in  einem  Masse  in  unsere  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Kämpfe  hereingezogen,  welches  das  Ansehen  der  Rechtssprechung 
in  gefährlichster  Weise  bedrohen  kann. 

IHe  Leipziger  Vereinigung  bezweckt,  »die  guten  und  friedlichen  Arbeiter  gegeoü’« 
den  Aufwieglern  zu  schiilzen«.  Für  letztere  soll  eine  schwarze  Liste  angelegt  ■»- 
den  Mitgliedern  des  V'crbandes  zur  Pflicht  gemacht  werden,  keinen  Aufwiegler  meht 
in  Arbeit  zu  behalten.  Die  Zahl  dieser  agitatorischen  Elemente  Leipzigs  wtnl  asf 
2-  300  veranschlagt.  Die  meisten  Verbände  bezeichnen  als  Ziel  die  Abwehr  »un- 
berechtigter« Arbeitseinstellungen.  »Als  unberechtigten  Strike  erachtet  der  VerbsBd 
dxs  gemeinsame  planmassige  Niederlegcn  der  Arbeit  zu  dem  Zwecke,  die  E>fäUsn$ 
von  Arbeitsbedingungen,  welche  durch  die  Arbeiter  einseitig  aufgestelU  sind,  za  er- 
zwingen , gleichviel , ob  die  Arbdlsnicderlegung  mit  oder  ohne  Kontraktbmeh  er- 
folgt.« (!)  Arbeiter,  die  an  einem  solchen  »unberechtigten«  Strike  sich  beldligf  hsben. 
dürfen  von  keinem  Verbands-F'ahrikantcn  beschäftigt  werden.  Der  betreffende  Fsbo- 
kant  bat  sofort  eine  Liste  dieser  Arbeiter  einzurcichen,  die  jedem  VerbandsfabriluDier 
mitgeteilt  wird.  Der  Verbandsfabrikant,  der  solche  Arbeiter  innerhalb  acht  Wochen, 
vom  Strike  an  gerechnet,  beschäftigt,  zahlt  pro  Person  50  Mark , die  eventuell  roo: 
Verband  eingeklagt  werden  können.  Der  Hamburger  Verband  hat  einen  Garaaw- 
fomls  von  1V2  Mül.  Mark  aufgebracht,  um  den  vom  Strike  betTofTenen  Mitglieilc* 
zur  Unterstützung  Vorschüsse  durch  die  Anglo-Dcutsche  Pank  zu  ennöglichen.  Aodert 
Verbände  machen  cs  auch  ihren  Angehörigen  zur  Pflicht , kein  Mitglied  eines  Ftci- 
oder  üewerkvereines,  sowie  der  sogenannten  Rcchtsschutzvereine  zn  beschäftigen 
i)  Wie  geringfügig  erscheinen  dem  gegenüber  die  Strafsätze  bei  Wacher,  Ertrag. 
Bankerott,  Urkundenfälschung  u.  s.  w.l 
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In  den  Motiven  wird  übrigens  nicht  der  Schatten  eines  Be- 
weises gebracht,  dass  die  geltenden  Strafsätze  sich  als  unzureichend 
heraiisgestcllt  hätten.  Zum  Glücke  scheint  von  der  Unannehm- 
barkeit dieser  Vorschläge  .so  ziemlich  der  ganze  Reichstag , mit 
Ausnahme  des  äussersten  Rechten  etwa  , durchdrungen  zu  sein. 

Nur  die  in  letzter  Zeit  hochgehende  Ausstandsbewegung,  bei 
welcher  ja  mancherlei  Ausschreitungen  vorgefallen  sein  mögen, 
macht  cs  wenigstens  psychologisch  einigerma.ssen  begreiflich,  wie 
man  den  Gedanken  so  drakonischer  Strafbestimmungen  fa.ssen 
konnte. 

Hand  in  Hand  mit  dem  grossen  wirtschaftlichen  Aufschwünge 
zu  Anfang  der  70er  Jahre  traten  ebenfalls  Ereignisse  ein,  wie  sie 
die  jüng.ste  Zeit  herv’orgebracht  hat.  Man  glaubte  sogar  eine 
kriminelle  Bestrafung  des  Kontraktbruches  nicht  weiter  entbehren 
zu  können.  Ja  die  Regierung  brachte  in  der  That  eine  darauf 
abziclende  Vorlage  ein.  Damals  schrieb  Professor  Schmollcr'): 

»Ich  sehe  in  der  ganzen  Bewegung  für  Kontraktbruchstrafc 
....  eine  vorübergehende  reaktionäre  Philisterstimmung,  die  eigent- 
lich am  liebsten  die  ganze  Freizügigkeit  und  Koalitionsfreiheit 
wieder  beseitigen  würde,  die  aber  damit  doch  nicht  offen  hervor- 
treten mag  und  nun  hofft,  mit  einem  strengen  Strafgesetz  wenig- 
stens einen  Teil  des  Strikes,  der  Uohnsteigerung  etc.  beseitigen, 
die  Fleischtöpfe  Aegyptens,  d.  h.  die  Privilegien  der  guten  alten 
Zeit  wieder  erwecken  zu  können,  wie  Lasker  sich  ausdrückt.  Die 
unendlich  übertriebene  Angst  vor  der  Sozialdemokratie  und  der 
ganzen  Arbeiterbewegung , die  den  Philister  kennzeichnet , der 
keine  Kenntnis  unserer  ganzen  sozialen  Bewegung  und  der  Ge- 
schichte ähnlicher  früherer  Bew'cgungen  hat,  trägt  dazu  bei,  dass 
man  dafür  schwärmt,  es  müsse  irgend  etwas  geschehen.  Dieser 
feige  Philistersinn  fühlt  sich  befriedigt,  wenn  man , wie  er  meint, 
durch  ein  solches  Gesetz  zeigt , dass  man  noch  Courage  habe, 
gegen  die  Kerls  vorzugehen.« 

1 liemit  dürfte  auch  die  gegenwärtig  in  manchen  Kreisen  herr- 
schende Stimmung  wiedergegeben  sein. 

Nicht  durch  Straf[iaragraphen  wird  die  Arbeiterbewegung  in 
ein  ruhiges,  gesetzliches  P'ahrwasser  gelenkt.  Wie  uns  die  Er- 
fahrung deutlich  lehrt,  vermag  nur  die  Ausbildung  tüchtiger  Ar- 
beiterorganisationen Ausschreitungen,  sei  es  nun,  dass  sie  im  Bruch 

l)  «Schriften  des  Vereines  für  Sozialpolitik.  VII.  I^eipzig,  1874,  S.  122. 
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des  Arbeitsvertrages,  sei  es  dass  sie  in  Drohungen,  körperlichem 
Zwange  u.  s.  w.  bestehen , endgültig  zu  bannen.  Die  Aufgabe 
einer  von  grossen  Gesichtspunkten  getragenen  und  nach  fried- 
licher Lösung  der  sozialen  Frage  ringenden  Politik  wird  deshalb 
nur  darin  bestehen  können,  dass  man  die  Entwicklung  von  Fach- 
verbänden der  Arbeiter  fördert  und  ihnen  die  notwendigen  geseu- 
lichen  Grundlagen  für  eine  gedeihliche  Entfaltung  gewährt 

Dass  die  vorliegende  Novelle  noch  nicht  entfernt  alles  daf 
enthält,  was  durch  die  kaiserlichen  Erlässe  in  Aussicht  gestelh 
worden  ist,  bedarf  wohl  keines  weiteren  Nachweises.  Hoffentlich 
sind  die  weiteren  Entwürfe  zur  Ausführung  des  kaiserlichen  Pro- 
grammes, die  wir  noch  zu  erwarten  haben,  bereits  durchaus  frei 
von  dem  unseligen  Zwiespalte,  der  den  vorliegenden  Entwurf  be- 
herrscht, und  atmen  durchaus  den  Geist  einer  grossen  neuen  Zeit 
Wir  lassen  nunmehr  im  Nachstehenden  den  Wortlaut  der 
auf  den  Arbeiterschutz  bezüglichen  Gesetz-Entwürfe  und  Anträge 
folgen,  die  in  der  letzten  Session  dem  Reichstag  vorgelegt  wor- 
den sind. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  Abänderung  der  Gewerb^  I 

Ordnung  *). 

Wir  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  Preussen  etc. 
verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bandesrats  und  «Io 
Reichstags,  was  folgt : 

Artikel  i. 

Der  Titel  VII  der  Gewerbeordnung  erhält  folgende  Fassung  : 

Titel  VII. 

(jewcrbliche  Arbeiter  (Gesellen,  Gehilfen,  Lehrlinge,  Betriebsbeamte , Wcfkmetäo 
Techniker,  Fabrikarbeiter). 

I.  Allgemeine  Verhältnisse. 

§ 105.  Die  Feslsctrung  der  Verhältnisse  zwischen  den  selbständigen  GewerbeErti- 
benden  und  den  gewerblichen  Arbeitern  ist,  vorbehaltlich  der  durch  ReichsgeseU  b^ 
gründeten  Beschränkungen,  Gegenstand  freier  Uebereinkonft. 

1)  Einen  beachtenswerten  Vorschlag  nach  dieser  Richtung  bietet  der  durch  d.< 
freisinnige  Partei  eingcbrachte  Gesetzentwurf  betreffend  die  eingetragenen  Beruffro* 
eine.  Reichstag.  8.  I^gislaturpcriodc,  I.  Sesuon  1890.  Drucksachen  No.  32. 

2)  Der  vorliegende  Gcsetzentwurl  wurde  vom  Reichskanzler  dem  Reichte  ao 
6.  Mai  1890  vorgelegt.  Die  erste  Lesung,  die  in  den  Sitzungen  vom  17.  19. 

20.  Mai  stattfand,  endigte  mit  der  Verweisung  des  Entwurfs  an  eine  Kommiisioa  tv« 

28  Mitgliedern.  Die  letztere  trat  am  3.  Juni  zur  ersten  Beratung  zusammen  and 
ledigte  bis  tum  i.  Juli  in  16  Sitzungen  die  105 — 139  a. 
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§ 105  a.  Zum  Arbeiten  an  Sonn-  und  Festtagen  können  die  Gewerbetreibenden 
die  Arbeiter  nur  in  soweit  verpflichten,  als  es  sich  um  Arbeiten  handelt,  welche  nach 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  auch  an  Sonn-  und  Festtagen  vorgenommen  wer- 
den dürfen. 

Welche  Tage  als  Festtage  gelten,  bestimmen  unter  Berücksichtigung  der  örtlichen 
und  konfessionellen  Verhältnisse  die  Landesregierungen. 

§ 105b.  Im  Betriebe  von  Bergwerken,  Salinen,  Aufbereitungsanstalten,  Brüchen 
und  Gruben,  von  Hüttenwerken,  Fabriken  und  Werkstätten , von  Zimmerplätzen  und 
anderen  Bauhöfen  , von  Werften  und  Ziegeleien  sowie  bei  Bauten  aller  Art  dürfen 
Arbeiter  an  Sonn-  und  Festtagen  nicht  beschäftigt  werden.  Die  den  Arbeitern  zu 
gewährende  Ruhe  hat  für  jeden  Sonn-  oder  Festtag  24  Stunden,  für  das  Weihnachts-, 
Neujahrs-,  Oster-  und  Pfingstfest  achtundvierzig  Stunden,  in  sonstigen  Fällen  für  zwei 
aufeinander  folgende  Sonn-  und  Festtage  sechsunddreissig  Stunden  zu  dauern.  Die 
Ruhezeit  hat  frühestens  am  vorhergehenden  Werktage  um  6 Uhr  abends,  spätestens 
am  Morgen  des  Sonn-  oder  Festtages  um  6 Uhr  zu  beginnen. 

Im  Hantlelsgewerbe  dürfen  Gehilfen , Lehrlinge  und  Arbeiter  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen nicht  länger  als  fünf  Stunden  beschäftigt  werden.  Die  Stunden,  während  wel- 
cher die  Beschäftigung  stattfinden  darf,  werden  unter  Berücksichtigung  der  für  den 
Öffentlichen  Gottesdienst  bestimmten  Zeit  von  der  Polizeibehörde  fcstgestellu  Die 
Feststellung  kann  für  verschiedene  Zweige  der  Ilandelsge werbe  verschieden  erfolgen. 
Für  die  letzten  vier  W'oeben  vor  Weihnachten  sowie  für  einzelne  Sonn-  oder  Fest- 
tage, an  welchen  örtliche  Verhältnisse  einen  erweiterten  Gesch.äftsverkchr  erforderlich 
machen,  kann  die  Polizeibehörde  eine  Vermehrung  der  Stunden,  wahrend  welcher  die 
Beschäftigung  slattfinden  darf,  zulassen. 

§ 105c.  Die  Bestimmungen  des  § 105b  finden  keine  Anwendung: 

1.  auf  Arbeiten , welche  zur  Beseitigung  eines  Notstandes  oder  zur  Abwendung 
einer  Gefahr  oder  im  Öffentlichen  Interesse  unverzüglich  vorgenommen  werden  müssen ; 

2.  auf  Arbeiten  zur  Reinigung  und  Instandhaltung,  durch  welche  der  regelmässige 
Fortgang  des  eigenen  oder  eines  fremden  Betriebes  bedingt  ist,  sowie  auf  Arbeiten, 
von  welchen  die  Wiederaufnahme  des  vollen  werktäglichen  Betriebes  abhängig  ist, 
sofern  nicht  diese  Arbeiten  an  Werktagen  vorgenommen  werden  können; 

3.  auf  Arbeiten , welche  zur  Verhütung  des  Verderbens  von  Rohstoffen  oder  des 
Misslingens  von  ArbeiUerzeugnUsen  erforderlich  sind,  sofern  nicht  diese  Arbeiten  an 
Werktagen  vorgenommen  werden  können; 

4.  auf  Gast-  und  Schankwirtschafls-,  sowie  auf  Vcrkchrsgewerbe. 

Gewerbetreibende,  welche  Arbeiter  an  Sonn-  und  Festlagen  mit  Arbeiten  der  unter 

Ziffer  I bis  3 erwähnten  Art  beschäftigen,  sind  verpflichtet,  ein  Verzeichnis  anzulegen, 
in  welches  für  jeden  einzelnen  Sonn-  und  Festtag  die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter, 
die  Dauer  ihrer  Beschäftigung  sowie  die  Art  der  vorgenommenen  Arbeiten  cinzutragen 
sind.  Das  Verzeichnis  ist  auf  Erfordern  der  Ortspolizeibehörde  sowie  ticm  im  § 139  b 
bezeichnelen  Beamten  jederzeit  zur  Einsicht  vorzulegen. 

Bei  den  unter  Ziffer  2 und  3 bezeichneten  Arbeiten  sind  die  Gewerbetreibenden 
verpflichtet,  jeden  Arbeiter  cntwcilcr  an  jedem  dritten  Sonntage  volle  vierundzwanzig 
Stunden,  o<ler  an  jedem  zweiten  Sonntage  mindestens  in  der  Zeit  von  sechs  Uhr  mor- 
gens bis  sechs  Uhr  abends  von  der  Arbeit  frei  zu  lassen. 

§ 105 d.  Für  bestimmte  Gewerbe,  insbesondere  für  Betriebe,  in  denen  Arbeiten 
Vorkommen,  welche  ihrer  Natur  nach  eine  Unterbrechung  oder  einen  Aufschub  nicht 
gestatten,  sowie  für  Betriebe,  welche  ihrer  Natur  nach  auf  bestimmte  Jahreszeiten  bc- 
Archiv  für  101,  GeseUgbg  u.  Statistik.  III.  3 u.  4. 
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scbriinkt  sind,  oder  welche  in  gewissen  Zeiten  des  Jahres  zu  einer  ausscrgewöhnlxb 
verstärkten  Thätigkeit  genötigt  sind , können  durch  Beschluss  des  Bundesrats  Aa^ 
nahmen  von  der  Bestimmung  des  § 105  b Absatz  l zugelassen  werden. 

Die  Regelung  der  an  Sonn-  und  Festtagen  in  diesen  Betrieben  gestatteten  Arbeiiea 
und  der  Bedingungen,  unter  welchen  sie  gestattet  sind,  erfolgt  für  alle  Betriebe  der> 
selben  Art  gleichmässig,  und  unter  Berücksichtigung  der  Bestimmung  des  § 105  c Abs.5- 

Die  vom  Bnndesrat  getrofTenen  Bestimmungen  sind  durch  das  Reichs-GesetzbUc 
zu  veröfTentlichen. 

^ 105  e.  Für  Gewerbe,  deren  vollständige  oder  teilweise  Ausübung  an  Sonn-  bdc! 
Festtagen  zur  Befriedigung  tägliclier  oder  an  diesen  Tagen  besonders  hervortretenJer 
Bedürfnisse  der  Bevölkerung  erforderlich  ist,  sowie  für  Betriebe , welche  ausschliess- 
lich mit  durch  Wind  oder  unregelmässige  Wasserkraft  bewegten  Triebwerken  arbejier. 
können  durch  Verfügung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  Ausnahmen  von  den  i* 
§ 105  b getroffenen  Bestimmungen  zugelassen  werden.  Die  Regelung  dieser  Aoscil)- 
men  hat  unter  Berücksichtigung  der  Bestimmung  des  § 105  c Absatz  3 zu  erfolgen. 

§ 105  f.  Wenn  znr  Verhütung  eines  unverbältnisraässigen  Schadens  ein  nicht  w- 
hergeschenes  Bedürfnis  der  Beschäftigung  von  Arbeitern  an  Sonn-  oder  Festtagen  ei»- 
tritt,  so  können  durch  die  untere  Verwaltungsbehörde  Ausnahmen  von  der  Bestimmim^ 
des  § 105  b Absatz  l für  bestimmte  Zeit  zugelassen  werden. 

Die  Verfügung  der  unteren  Verwaltungsbehörde  ist  schriftlich  zu  erlassen  und  roosi 
von  dem  Unternehmer  auf  Erfordern  dem  für  die  Revision  zuständigen  Beamten  ta 
der  Betricbsstelle  zur  Einsicht  vorgelegt  werden. 

Die  untere  Verwaltungsbehörde  hat  über  die  von  ihr  gestatteten  Ausnahmen  ein 
Verzeichnis  zu  fuhren,  in  welchem  die  Betriebsstätte,  die  gestatteten  Arbeiten,  <& 
Zahl  der  in  dem  Betriebe  beschäftigten  und  der  an  den  betreffenden  Sonn- und  Fest- 
tagen thätig  gewesenen  Arbeiter  sowie  die  Dauer  und  die  Gründe  der  Erlaubnis  eb- 
zutrsgen  sind. 

§ 105  g,  Das  Verbot  der  Beschäftigung  von  Arl>eitcm  an  Sonn-  und  Festtages 
kann  durch  kaiserliche  Verordnung  und  Zustimmung  des  Bundesrats  auf  andere  Ge- 
werbe ausgedehnt  werden.  Auf  die  von  dem  Verbote  zuzulassenden  Ausnahmen  fin- 
den die  Bestimmungen  der  §§  105  c bis  105  f entsprechende  Anwendung. 

§ 105  h.  Die  Bestimmungen  der  §§  105  a bis  105  g stehen  weitergehenden  Undo- 
gesctzlichen  Beschränkungen  der  Arbeit  an  Sonn-  und  Festtagen  nicht  entgegen. 

Den  Landes-Zcntralbehörden  bleibt  Vorbehalten,  für  einzelne  Festtage,  welche  nicht 
auf  einen  Sonntag  fallen,  Abweichungen  von  der  Vorschi  ift  des  § 105  b Absatz  1 n 
gestalten.  Auf  das  Weihnachls-,  Oster-  und  Pfingstfest  findet  diese  Bestimmung  keice 
Anwendung. 

§ 106.  Gewerbetreibende , welchen  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  aberkannt  lini 
dürfen,  so  lange  ihnen  diese  Rechte  entzogen  bleiben,  mit  der  Anleitung  von  Arbei- 
tern unter  achtzehn  Jahren  sich  nicht  bcfa.ssen. 

Die  Entlassung  der  dem  vorstehenden  Verbote  zuwider  beschäftigten  Arbeiter  kn« 
polizeilich  erzwungen  werden. 

§ 107.  Minderjährige  Personen  dürfen,  soweit  reichsgesetzlich  nicht  ein  Anderes  re- 
gelassen  i.st , als  Arbeiter  nur  beschäftigt  werden,  wenn  sie  mit  einem  Arbeitsbuch« 
versehen  sind.  Bei  der  Annahme  solcher  Arbeiter  hat  der  Arbeitgeber  das  Arbeit** 
buch  einzufordern.  Er  bt  verj)ftichtet,  dasselbe  zu  verwahren,  auf  amtliches  Verlat^o 
vorzulegcn  und  nach  rechtmässiger  Lösung  des  Arbeitsverhältnisses  wieder  auszuhio* 
digen.  Die  Aushändigung  erfolgt , wenn  der  Arbeiter  das  sechzehnte  Lebem^h^ 
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noch  nicht  vollendet  hat,  an  den  Vater  oder  Vormund,  andernfalls  an  den  Arbeiter 
selbst,  sofern  nicht  der  Vater  oder  Vormund  ausdrücklich  verlangt  hat,  dass  das  Ar- 
beitsbuch an  ihn  ausgehändigt  werde.  Mit  Genehmigung  der  Gemeindebehörde  kann 
die  Aushändigung  des  Arbeitsbuches  auch  an  die  Mutter  oder  einen  sonstigen  Ange- 
hörigen oder  unmittelbar  an  den  Arbeiter  erfolgen. 

Auf  Kinder , welche  rum  Besuche  der  Volksschule  verpflichtet  sind , finden  vor- 
stehende Bestimmungen  keine  Anwendung. 

§ 108.  Das  Arbeitsbuch  wird  dem  Arbeiter  durch  die  Polizeibehörde  desjenigen 
Ortes,  an  welchem  er  zuletzt  seinen  dauernden  Aufenthalt  gehabt  hat,  wenn  aber  ein 
solcher  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  nicht  stattgefunden  hat,  von  der  Polizeibe- 
hörde des  von  ihm  zuerst  erwählten  deutschen  Arbeitsortes  kosten-  und  stempelfret 
ausgestellt.  Die  Ausstellung  erfolgt  auf  Antrag  oder  mit  Zustimmung  des  Vaters  oder 
Vormundes;  Ul  die  Erklärung  des  Vaters  nicht  zu  beschaffen,  oder  verweigert  der 
Vater  die  Zustimmung  ohne  genügenden  Grund  und  zum  Nachteile  des  Arbeiters,  so 
kann  die  Gemeindebehörde  die  Zustimmung  desselben  ergänzen.  Vor  der  Ausstel- 
lung ist  nachzuweisen  , dass  der  Arbeiter  zum  Besuche  der  Volksschule  nicht  mehr 
verpflichtet  ist,  und  glaubhaft  zu  machen,  dass  bisher  ein  Arbeitsbuch  für  Ihn  noch 
nicht  ausgestellt  war. 

§ 109.  Wenn  das  Arbeitsbuch  vollständig  ausgefUllt  oder  nicht  mehr  brauchbar, 
oder  wenn  es  verloren  gegangen  oder  vernichtet  ist,  so  wird  an  Stelle  desselben  ein 
neues  Arbeitsbuch  ausgestellt.  Die  Ausstellung  erfolgt  durch  die  Polizeibehörde  des- 
jenigen Ortes , an  welchem  der  Inhaber  des  Arbeitsbuches  zuletzt  seinen  dauernden 
Aufenthalt  gehabt  hat.  Das  ausgcfiiilte  oder  nicht  mehr  brauchbare  Arbeitsbuch  ist 
durch  einen  amtlichen  Vermerk  zu  schliesscn. 

Wird  das  neue  Arbeitsbuch  an  Stelle  eines  nicht  mehr  brauchbaren,  eines  verloren 
gegangenen  oder  vernichteten  Arbeitsbuches  ausgestellt , so  ist  dies  darin  zu  ver- 
merken. Für  die  Ausstellung  kann  in  diesem  Falle  eine  Gebühr  bis  zu  fünfzig 
Pfennig  erhoben  werden 

§ HO.  Das  Arbeitsbuch  (§  lOiS)  muss  den  Namen  des  Arbeiters,  Ort,  Jahr  und  Tag 
seiner  Geburt , Namen  und  letzten  Wohnort  seines  Vaters  oder  Vormundes  und  die 
Unterschrift  des  Arbeiters  enthalten.  Die  Ausstellung  erfolgt  unter  dem  Siegel  und 
der  Unterschrift  der  Behörde.  Letztere  hat  über  die  von  ihr  ausgestellten  Arbeits- 
bücher ein  Verzeichnis  zu  Tühren 

Die  Einrichtung  der  Arbeitsbücher  wird  durch  den  Reichskanzler  bestimmt. 

§ ni.  Bei  dem  Eintritte  des  Arbeiters  in  das  Arbeitsverhältnis  hat  der  Arbeitgeber 
an  der  dafür  bestimmten  Stelle  des  Arbeitsbuches  die  Zeit  des  Eintrittes  und  die  Art 
der  Beschäftigung,  am  Ende  des  Arbeitsvcrhällnisses  die  Zeit  des  Austrittes  und,  wenn 
die  Beschäftigung  Aenderungen  erfahren  hat , die  Art  der  letzten  BcschäfUgung  des 
Arbeiters  einzutragen. 

Die  Eintragungen  sind  mit  Tinte  zu  bewirken  und  von  dem  Arbeitgeber  oder  dem 
dazu  bevollmächtigten  Betriebsleiter  zu  unterzeichnen.  Sic  dürfen  nicht  mit  einem 
Merkmal  versehen  sein  , welches  den  Inhaber  des  Arbeitsbuches  günstig  oder  nach- 
teilig zu  kennzeichnen  bezweckt. 

Die  Eintragung  eines  Urteils  über  die  Führung  oder  die  Teistungen  des  Arbeiters 
und  sonstige  durch  dieses  Ciesetz  nicht  vorgesehene  Eintragungen  oder  Vermerke  in 
oder  an  dem  Arheitsbnehe  sind  unzulässig. 

§ 112.  Ist  das  Arbeitsbuch  bei  dem  Arbeitgeber  unbrauchbar  geworden  , verloren 
gegangen  oder  vernichtet , oder  sind  von  dem  Arbeitgeber  unzulässige  Eintragungen 
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oder  Vermerke  in  oder  an  dem  Arbeitsbache  gemacht , oder  wird  von  dem  Arbeit- 
geber ohne  rechtmässigen  Grund  die  Aushändigung  des  Arbeitsbuches  verweigert  « 
kann  die  Ansstellung  eines  neuen  Arbeitsbuches  auf  Kosten  des  Arbeitgebers  bcaa- 
spnicht  werden. 

Ein  Arbeitgeber,  welcher  das  Arbeitsbuch  seiner  gesculichen  Verpflichtung  juwide 
nicht  rechtzeitig  ausgehändigt  oder  die  vorschriftsmässigen  Eintragungen  zu  macb« 
unterlassen  oder  unzulässige  Eintragungen  oder  Vermerke  gemacht  hat , ist  dem  Ar- 
beiter enlschädigungspflichtig.  Der  Anspruch  auf  Entschädigung  erlischt , wenD  «r 
nicht  innerhalb  vier  Wochen  nach  seiner  Entstehung  im  Wege  der  Klage  oder  E«- 
rede  geltend  gemacht  ist 

§ 113.  Beim  Abgänge  können  die  Arbeiter  ein  Zeugnis  über  die  Art  und  Dior 
ihrer  Beschäftigung  fordern. 

Dieses  Zeugnis  ist  auf  Verlangen  der  Arbeiter  auch  auf  ihre  Führung  und  ikt 
Leistungen  auszudehnen. 

Ist  der  Arbeiter  minderjährig , so  kann  das  Zeugnis  von  dem  Vater  oder  Vor- 
mund gefordert  werden.  Diese  können  verlangen  , dass  das  Zeugnis  nicht  an  da 
Minderjährigen,  sondern  an  sie  ausgehändigt  werde.  Mit  Genehmigung  der  Ganeiade- 
behörde  kann  auch  gegen  den  Willen  des  Vaters  oder  Vormundes  die  Aushiod^cB^ 
unmittelbar  an  den  Arbeiter  erfolgen. 

§ 114.  Auf  Antrag  des  Arbeiters  hat  die  Ortspolizeibehörde  die  Eintragung  m d» 
Arbeitsbuch  und  das  dem  Arbeiter  etwa  ausgestellte  Zeugrus  kosten^  und  stempelt 
zu  beglaubigen. 

§ 115.  Die  Gewerbetreibenden  sind  verpflichtet,  diel.öhne  ihrer  Arbeiter  in  Rckk- 
Währung  zu  berechnen  und  bar  auszuzahlen. 

Sie  dürfen  denselben  keine  Ware  kreditieren.  Die  Verabfolgung  von  Lebensmitteln 
an  die  Arbeiter  fallt,  sofern  ae  zu  einem  die  AnschafTungskosten  nicht  übersteigetKiff 
Preise  erfolgt,  unter  die  vorstehende  Bestimmung  nicht;  auch  können  den  AH>«tefa 
Wohnung,  Feuerung,  Landnutzung,  regelmässige  Beköstigung,  Arzneien  und  ärrlBck« 
Hilfe,  sowie  Werkzeuge  und  Stoffe  zu  den  ihnen  übertragenen  Arbeiten  unter  Ai>- 
rechnung  bei  der  Lohnzahlung  verabfolgt  werden  , soweit  die  dafür  angeTechncto  j 
Beträge  die  Selbstkosten  nicht  übersteigen. 

§ !i6.  Arbeiter,  deren  Forderungen  in  einer  dem  § 115  zuwidcrlaufcnden  We«  [ 
berichtigt  worden  sind,  können  zu  jeder  Zeit  Zahlung  nach  Massgabe  des  § 115 
langen,  ohne  dass  ihnen  eine  Einrede  aus  dem  an  Zahlung&statt  Gegebenen  eülgeg»'  I 
gesetzt  werden  kann.  Letzteres  fallt,  soweit  cs  noch  bei  dem  Empfänger  vorhzBdee  1 
oder  dieser  daraus  bereichert  ist,  derjenigen  Hilfskassc  zu  , welcher  der  Arbeiter  »■  | 

gehört,  in  Ermangelung  einer  solchen  einer  anderen  /um  Besten  der  Arbeiter  in  de»  j 

Orte  bestehenden,  von  der  Gemeindebehörde  zu  bestimmenden  Kasse  und  in  derö 
Ermangelung  der  Ortsarmenkassc.  | 

§ 117.  Verträge,  welche  dem  § 115  zuwiderlaufen,  sind  nichtig.  * 

Dasselbe  gilt  von  Verabredungen  zwischen  Gewerbetreihenden  und  den  von  ihn*®  ^ 
beschäftigten  Arbeitern  über  die  Entnahme  der  Bedürfnisse  der  letzteren  aus 
Verkaufsstellen,  sowie  überhaupt  über  die  Verwendung  des  Verdienstes  derselben» 
einem  anderen  Zweck  als  zur  Beteiligung  an  Einrichtungen  zur  Verbesserung  derUg? 
der  Arbeiter  oder  ihrer  Familien. 

§ 118.  Forderungen  für  Waren,  welche  dem  § 115  zuwider  kreditiert  worden  stL 
können  von  dem  Gläubiger  weder  eingeklagt , noch  durch  Anrechnung  oder  sots 
gellend  gemacht  werden,  ohne  Unterschied,  ob  sie  zwischen  den  Beteiligten  usmitto' 


Digiiized  by  Google 


Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  Abänderung  der  Gewerbeordnung.  595 

bar  entstanden  oder  mittelbar  erworben  sind.  Dagegen  fallen  dergleichen  Forderungen 
der  im  § ii6  bezeichneten  Kasse  zu. 

§ 119.  Den  Gewerbetreibenden  im  Sinne  der  §§  115  bis  118  sind  gleich  zu  achten 
deren  Familienglieder,  Gehilfen,  Beauftragte,  Geschäftsführer,  Aufseher  und  Faktoren, 
sowie  andere  Gewerbetreibende,  bei  deren  Geschäft  eine  der  hier  erwähnten  Personen 
unmittelbar  oder  mittelbar  beteiligt  ist. 

Unter  den  in  §§  115  bis  118  bezeichneten  Arbeitern  werden  auch  diejenigen  Per- 
sonen verstanden , welche  für  bestimmte  Gewerbetreibende  ausserhalb  der  Arbeits- 
stätten der  letzteren  mit  der  Anfertigung  gewerblicher  Erzeugnisse  beschäftigt  sind, 
und  zwar  auch  dann,  wenn  sie  die  Roh-  und  Hilfsstoffe  selbst  beschaffen. 

§ 120.  Die  Gcwcrbcuntemehmer  sind  verpflichtet , ihren  Arbeitern  unter  achtzehn 
Jahren,  welche  eine  von  der  Gemeindebehörde  oder  vom  Staate  als  Fortbildungsschule 
anerkannte  Unterrichtsanstalt  besuchen,  hierzu  die  erforderlichenfalls  von  der  zustän- 
digen Behörde  festzusetzende  Zeit  zu  gewähren. 

Als  Fortbildungsschulen  im  Sinne  dieser  Bestimmung  gelten  auch  Anstalten  , in 
welchen  Unterricht  in  weiblichen  Hand-  und  Hausarbeiten  erteilt  wird. 

Durch  Ortsstatut  (§142)  kann  für  Arbeiter  unter  achtzehn  Jahren  die  Verpflichtung 
zum  Besuche  einer  Fortbildungsschule,  soweit  diese  Verpflichtung  nicht  landesgesetz- 
lich besteht,  begründet  werden.  Auf  demselben  Wege  können  die  zur  Durchführung 
dieser  Verpflichtung  erforderlichen  Bestimmungen  getroffen  werden.  Insbesondere 
können  durch  das  Ortsstatut  die  zur  .Sicherung  eines  regelmässigen  Schulbesuchs  den 
Schulpflichtigen,  sowie  deren  Eltern,  Vormündern  und  Arbeitgebern  obliegenden  Ver- 
pflichtungen bestimmt  und  diejenigen  Vorschriften  erlassen  werden,  durch  welche  die  Ord- 
nung in  der  Fortbildungsschule  und  ein  gebührliches  Verhalten  der  Schüler  gesichert  wird. 

§ 120a.  IMe  Gewerbeunternehmer  sind  verpflichtet,  die  Arbeitsräume,  Betriebsvor- 
richtungen, Maschinen  und  Gerätschaften  so  einzurichten  und  zu  unterhalten  und  den 
Betrieb  so  zu  regeln  , dass  die  Arbeiter  gegen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit 
soweit  geschützt  sind,  wie  es  die  Natur  des  Betriebes  gestattet. 

Insbesondere  ist  für  genügendes  Licht , ausreichenden  Luftraum  und  Luftwechsel, 
Beseitigung  des  bei  dem  Betriebe  entstehenden  Staubes,  der  dabei  entwickelten  Dünste 
und  Gase,  sowie  der  dabei  entstehenden  Abfälle  Sorge  zu  tragen. 

Ebenso  sind  diejenigen  Vorrichtungen  herzustellen,  welche  rum  Schutze  der  Arbeiter 
gegen  gefährliche  Berührungen  mit  Maschinen  oder  Maschinenteilen  oder  gegen  an- 
dere in  der  Natur  der  Betriebsstätte  oder  des  Betriebes  liegende  Gefahren,  nament- 
lich auch  gegen  die  Gefahren,  welche  aus  Fabrikbränden  erwachsen  können  , erfor- 
derlich sind. 

Endlich  sind  diejenigen  Vorschriften  über  die  Ordnung  des  Betriebes  und  das  Ver- 
halten der  Arbeiter  zu  erlassen,  welche  zur  Sicherung  eines  gefahrlosen  Betriebes  er- 
forderlich sind. 

§ 120 b.  Die  (iewerbeuntemehmer  sind  verpflichtet,  diejenigen  Einrichtungen  zu 
treflen  und  zu  unterhalten  und  diejenigen  Vorschriften  über  das  Verhallen  der  Arbeiter 
zu  erlassen,  welche  erforderlich  sind,  um  die  Aufrechlerhaltung  der  guten  Sitten  und 
des  Anstandes  zu  sichern. 

Insbesondere  muss , soweit  es  die  Natur  des  Betriebes  zulässt , bei  der  Arbeit  die 
Trennung  der  Geschlechter  durchgeführt  werden. 

ln  Anlagen  , deren  Betrieb  es  mit  sich  bringt  , dass  die  Arbeiter  sich  umkleiden 
und  nach  der  Arbeit  sich  reinigen,  müssen  ausreichende,  nach  Geschlechtern  getrennte 
Ankleide-  und  Waschräume  vorhanden  sein. 
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Die  ßec)ürfni^an«talten  müssen  so  eingerichtet  sein  , dass  sie  für  die  Zahl  der  Ar- 
beiter ausreichen  , da^  den  Anforderungen  der  Gesundheitspflege  entsprochea  «ti 
und  dass  ihre  Benutzung  ohne  Verletzung  von  Sitte  und  Anstand  erfolgen  kann. 

§ 120  c.  Gewerbeuntemehmer,  welche  Arbeiter  unter  achtzehn  Jahren  beschädigen 
sind  verpHichtet , bei  der  Einrichtung  der  Betriebsstütte  und  bei  der  Regelc&g  6b 
Betriebes  diejenigen  besonderen  Rücksichten  auf  Gesundheit  und  Sittlichkeit  tu  tcL- 
men,  welche  durch  das  Alter  dieser  Arbeiter  geboten  sind. 

§ i2od.  Die  zuständigen  Polizeibehörden  sind  befugt,  im  Wege  der  Verföguog  fü 
einzelne  Anlagen  die  Ausführung  derjenigen  Massnahmen  anzuordnen,  welche  zur  Lhffö- 
führung  der  in  §§  i2oa  bis  120c  enthaheneu  Grundsätze  erforderlich  nnd  nach  <ie 
Beschaffenheit  der  Anlage  ausführbar  erscheinen.  Sie  können  anordnen , da»  da 
Arbeitern  zur  Einnahme  von  Mahlzeiten  ausserhalb  der  ArbeiUränme  angemessaie,  a 
der  kalten  Jahreszeit  geheizte  Räume  unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellt  wadca. 

Soweit  die  angeordneten  Massregeln  nicht  die  Beseitigung  der  dringeodeQ,  da 
Leben  oder  die  Gesundheit  bedrohenden  Gefahr  bezwecken,  muss  für  die  Ausfiihnz; 
eine  angemessene  Frist  gelassen  werden. 

Den  bei  Erlass  dieses  Gesetzes  bereits  bestehenden  Anlagen  gegenüber  koDoea.  « 
lange  nicht  eine  Erweiterung  oder  ein  Umbau  eintritt , nur  Anfordciungcn  geAb. 
werden  , welche  zur  Beseitigung  erheblicher , das  Leben  , die  G^undheil  oder  dz 
Sittlichkeit  der  Arbeiter  gefährdender  Missstände  erforderlich  oder  ohne  uovcrbsl&a- 
massige  Aufwendungen  ausführbar  erscheinen. 

Gegen  die  Verfügung  der  Polizeibehörde  steht  dem  Gewerbeuntemehmer  bioizi 
zwei  Wochen  die  Beschwerde  an  die  höhere  Verwaltungsbehörde  zu. 

§ 120  c.  Durch  Beschluss  des  Bundcsrais  können  Vorschriffen  darüber  crlassea  »er- 
den, weichen  Anforderungen  in  bestimmten  Arten  von  Anlagen  zur  Durchführueg  der 
in  den  120  a bis  120  c enthaltenen  Grundsätze  zu  genügen  ist 

Soweit  solche  Vorschriften  durch  Beschluss  des  Bundcsrais  nicht  erlassen  ssd. 
können  dieselben  durch  Anordnung  der  Landes*ZentraIbehörden  oder  durch  Polüe* 
Verordnungen  der  zum  Erlasse  solcher  berechtigten  Behörden  unter  Beachtung 
§ 81  des  UnfallversichcrungsgeseCzes  vom  6.  Juli  1884  (Reichs*Gcsctzbl.  S.  69.'  ff* 
lassen  werden. 

Durch  Beschluss  des  Bundesrats  kann  für  solche  Gewerbe,  in  welchen  durch  tihc- 
mäs.sige  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  die  G<sundheit  der  Arbeiter  gefährdet  aäd> 
die  Dauer  der  zulässigen  täglichen  Arbeitszeit  und  der  zu  gewährenden  Pauscfi  rc^ 
geschrieben  wcnlcn. 

Die  durch  Beschluss  des  Bundesrats  erlassenen  Vorschriften  sind  durch  das  Retciu- 
gesetzblalt  zu  veröffentlichen. 

II.  Verhältnisse  der  Gesellen  und  Gehilfen. 

§ 121.  Gesellen  und  Gehilfen  sind  verpflichtet , den  Anordnungen  der  Arl>e«cd<f 
in  Beziehung  auf  die  ihnen  übertragenen  Arbeiten  und  auf  die  häoslichea  Ebrek 
tungen  Folge  zu  leisten;  zu  huu.slichen  Arbeiten  sind  sie  nicht  verbunden. 

g 122.  Das  Arbeitsverhältnis  zwischen  den  Gesellen  oder  Gehilfen  und  ihren  Ar- 
beitgebern kann,  wenn  nicht  ein  anderes  verabredet  ist,  durch  eine  jedem  Teile  fre* 
stehende,  vierzehn  Tage  vorher  erklärte  Aufkündigung  gelöst  werden. 

§ 123.  Vor  Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit  und  ohne  Aufkündigung  kooneaGe 
seilen  und  Gehilfen  entlassen  werden: 

I.  wenn  sie  bei  Abschluss  des  Arbeitsvcrlrages  den  Arbeitgeber  durch 
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falscher  oder  verfälschter  Arbeitsbücher  oder  Zeugnisse  hintergangen  o<ler  ihn  über 
das  Bestehen  eines  anderen,  sie  gleichzeitig  verpflichtenden  Arbeitsverhältnisses  in 
«inen  Irrtum  versetzt  haben ; 

2.  wenn  sie  eines  Diebstahls,  einer  Entwendung,  einer  Unterschlagung,  eines  Be* 
truges  oder  eines  liederlichen  Lebenswandels  sich  schuldig  machen; 

3.  wenn  sie  die  Arbeit  unbefugt  verlassen  haben  oder  sonst  den  nach  dem  Arbeits- 
vertragt ihnen  obliegenden  Verpflichtungen  nachzukommen  beharrlich  verweigern; 

4.  wenn  de  der  Verwarnung  ungeachtet  mit  Feuer  und  Licht  unvorsichtig  umgehen; 

5.  wenn  si«  sich  Thätlichkeiten  oder  grobe  Beleidigungen  gegen  den  Arbeitgeber 
oder  seine  Vertreter  oder  gegen  die  Familienangehörigen  des  Arbeitgebers  oder 
seiner  Vertreter  zu  Schulden  kommen  lassen; 

6.  wenn  sie  eii«r  vorsätzlichen  und  rechtswidrigen  Sachbeschädigung  zum  Nachteile 
des  Arbeitgebers  oder  eines  Mitarbeiters  sich  schuldig  machen ; 

7.  wenn  sie  Famrjenangehörige  des  Arbeitgebers  oder  seiner  Vertreter  oder  Mit- 
arbeiter zu  Handlungen  verleiten  oder  mit  Familienangehörigen  des  Arbeitgebers 
oder  seiner  Vertreter  Handlungen  begehen,  welche  wider  die  Gesetze  oder  die 
guten  Sitten  verstossen; 

8.  wenn  sie  zur  Fortsetzung  der  Arbeit  unOihig  oder  mit  einer  abschreckenden 
Krankheit  behaftet  sind; 

In  den  unter  1 bis  7 gedachten  Fällen  ist  die  Entlassung  nicht  mehr  zulässig,  wenn 
die  zu  Grunde  liegenden  Thatsachen  dem  Arbeitgeber  länger  als  eine  Woche  be- 
kannt sind. 

Inwiefern  in  den  unter  Nr.  8 gedachten  Fällen  dem  Entlassenen  ein  Anspruch  auf 
Eäitschädigung  zustehe,  ist  nach  dem  Inhalt  des  Vertrages  und  nach  den  allgemeinen 
gesetzlichen  Vorschriften  zu  beurteilen. 

§ 124.  Vor  Ablauf  der  vertrogsmässigen  Zeit  und  ohne  Aufkündigung  können  Ge- 
sellen und  Gehilfen  die  Arbeit  verlassen : 

1.  wenn  sie  zur  Fortsetzung  der  Arbeit  unfähig  werden ; 

2.  wenn  d<r  Arbeitgeber  oder  seine  Vertreter  sich  Thätlichkeiten  oder  grobe  Be- 
leidigungen gegen  die  Arbeiter  oder  gegen  ihre  Familienangehörigen  zu  Schulden 
kommen  lassen; 

3.  wenn  der  Arbeitgeber  oder  seine  Vertreter  oder  Familienangehörige  derselben 
die  Arbeiter  oder  deren  Familienangehörige  zu  Handlungen  verleiten  oder  mit  den 
Familienangehörigen  tler  Arbeiter  Handlungen  begeben,  welche  wider  die  Gesetze 
oder  die  guten  Sitten  laufen; 

4.  wenn  der  Arbeitgeber  den  Arbeitern  den  schuldigen  I..ohn  nicht  in  der  be- 
dungenen Weise  auszahlt,  bei  Stücklohn  nicht  für  ihre  ausreichende  Beschäftigung 
sorgt,  oder  wenn  er  sich  widerrechtlicher  Uebervorteiliingen  gegen  sie  schuldig  macht ; 

5.  wenn  bei  Fortsetzung  der  Arbeit  das  Leben  oder  die  Gesundheit  der  Arbeiter 
einer  erweislichen  Gefahr  ausgesetzt  sein  würde,  welche  bei  Eingehung  des  Arbeits- 
vertrages nicht  zu  erkennen  w'ar. 

In  den  unter  Nr.  2 und  3 gedachten  Fallen  ist  der  Austritt  aus  der  Arbeit  nicht 
mehr  zulässig , wenn  die  zu  Grunde  liegenden  Thatsachen  dem  Arbeiter  länger  als 
eine  Woche  bekannt  sind. 

§ 125.  Hat  ein  Geselle  oder  Gehilfe  vor  rechtmässiger  Beendigung  des  Arbeils- 
verhältnisses  die  Arbeit  verlassen,  so  kann  der  Arbeitgeber  an  Stelle  der  Entschädi- 
gung eine  an  ihn  zu  erlegende  Busse  fordern,  welche  fiir  den  'l'ag  des  Vertragsbruchs 
und  jeden  folgenden  Tag  der  vertragsmässigen  oder  gesetzlichen  Arbeitszeit, 
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höchstens  aber  für  sechs  Wochen  bis  auf  die  Höhe  des  ortsüblichen  Tagelohns  ({8 
des  Krankenversicherungsgesetzes  vom  15.  Juni  1883,  Reichs-Gesetzbl.  S.  73)  sich 
laufen  darf.  Dasselbe  Recht  steht  dem  Gesellen  oder  Gehilfen  gegen  de®  AtImt!- 
geber  zu,  wenn  er  von  diesem  vor  rechtmässiger  Beendigung  des  Arbcitsverh-dir*»* 
entlassen  worden  ist. 

Ein  Arbeitgeber,  welcher  einen  Gesellen  oder  Gehilfen  verleitet,  vor  rechtnfc^r^ 
Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses  die  Arbeit  zu  verlassen,  ist  dem  früheren  Arbrt* 
geber  für  den  dadurch  entstehenden  Schaden  oder  die  verwirkte  Busse  als  Sdbs- 
Schuldner  mitverhaftet.  In  gleicher  W^cise  haftet  ein  Arbeitgeber,  welcher  einen  Ce 
seilen  oder  Gehilfen  annimmt  oder  behält  , von  dem  er  weiss,  dass  Jcrsellx 
anderen  Arbeitgeber  zur  Arbeit  noch  verpflichtet  ist. 

Den  Gesellen  und  Gehilfen  stehen  im  Sinne  des  vorstehendes  Absatzes  die  ie 
§ 119  Absatz  2 bezeichoeten  Personen  gleich. 

III.  LehrlingsverhältniBse. 

§ inö.  Der  Lchrhcrr  ist  verpflichtet,  den  Lehrling  in  den  in  seinem  Betncbe  ver- 
kommenden Arbeiten  des  Gewerbes  in  der  durch  den  Zweck  der  Ausbildung 
tenen  Reihenfolge  und  Ausdehnung  zu  unterweisen.  Er  miss  cntwetler  selb«  ode 
durch  einen  geeigneten,  ausdrücklich  dazu  bestimmten  Vertreter  die  Ausbildung  <ks 
Lehrlings  leiten.  Er  darf  dem  Lehrling  die  zu  seiner  Ausbildung  und  zum  Be®cb 
des  Gottesdienstes  an  Sonn-  und  Festtagen  erforderliche  Zeit  und  Gelcgcnheü  dad 
Verwendung  zu  anderen  Dienstleistungen  nicht  entziehen.  Er  hat  den  Lehrling  tz 
Arbeitsamkeit  und  zu  guten  Sitten  anzuhalten  und  vor  Ausschweifungen  zu  bewahr« 

§ 127.  Der  I^hrling  ist  der  väterlichen  Zucht  des  Lehrherm  unterworfen. 
jenigen  gegenüber,  welcher  an  Stelle  des  Lehrherm  seine  Ausbildung  zu  leiten  hu. 
ist  er  zur  Folgsamkeit  verpflichtet. 

§ 128.  Das  Lehrverhällnis  kann,  wenn  eine  längere  Frist  nicht  vereinbart  ist.  w*h- 
rend  der  ersten  vier  Wochen  nach  Beginn  der  Lehrzeit  durch  einseit^en  Rödarft 
aufgelöst  werden.  Eine  Vereinbarung,  wonach  diese  Probezeit  mehr  als  drei 
betragen  soll,  ist  nichtig. 

Nach  Ablauf  der  Probezeit  kann  der  Lehrling  vor  Beendigung  der  verabredew 
Lehrzeit  entlassen  werden,  wenn  einer  der  im  § 123  vorgesehenen  Fälle  aof  ihnA»- 
Wendung  findet« 

Von  seiten  des  Lehrlings  kann  das  Lehrverhältnis  nach  Ablauf  der  Probeteit  »cf- 
gelöst  werden: 

1.  wenn  einer  der  im  § 124  unter  Nr.  I,  3 bis  5 vorgesehenen  Fälle  vorliegt 

2.  wenn  der  Lehrherr  seine  gesetzlichen  Verpflichtungen  gegen  den  Lehrliog  u 
einer  die  Gesundheit,  die  Sittlichkeit  oder  die  Ausbildung  des  Lehrlings  gefährd«* 
den  Weise  vernachlässigt,  oder  das  Recht  der  väterlichen  Zucht  missbraoeht.  «ftf 
zur  Erfüllung  der  ihm  verlragsmässig  obliegenden  Verpflichtungen  unfähig  airi 
Der  Lehrvertrag  wird  durch  den  Tod  des  Lehrlings  aufgehoben.  Durch  d«t 

des  Lehrherm  gilt  der  I^chrvcrtrag  als  aufgehoben,  sofern  die  Aufhebung 
vier  Wochen  geltend  gemacht  wird. 

.Schriftliche  Lehrverträge  sind  stempelfrei. 

§ 129.  Bei  Beendigung  des  Lehrvcrhältnisscs  hat  der  Lehrherr  dem  Lehrling  a»*® 
Angabe  des  Gewerbes,  in  welchem  der  Lehrling  unterwiesen  worden  ist,  aber  die 
Dauer  der  Lehrzeit  nnd  die  während  derselben  erworbenen  Kenntnisse  und 
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Weiten,  sowie  über  sein  Betragen  ein  Zeugnis  auszustellen,  welches  von  der  Gemeinde 
kosten-  und  stempelfrei  zu  beglaubigen  Lst. 

An  Stelle  dieser  Zeugnisse  können  , wo  Innungen  oder  andere  Vertretungen  der 
Cjewerbtreibcnden  bestehen,  die  von  diesen  ausgestellten  Lehrbriefe  treten. 

§ 130.  Verlässt  der  Lehrling  in  einem  durch  dies  Gesetz  nicht  vorgesehenen  Falle 
ohne  Zustimmung  des  Lehrherrn  die  Lehre,  so  kann  letzterer  den  Anspruch  auf  Rück- 
kehr des  Lehrlings  nur  geltend  machen,  wenn  der  Lehrvertrag  schriftlich  geschlossen 
ist.  Die  Polircibehördc  kann  in  diesem  Falle  auf  Antrag  des  I^hrherm  den  Lehr- 
ling anhalten,  so  lange  in  der  I^hre  zu  verbleiben,  als  durch  gerichtliches  Urteil 
das  Lehrverhällnis  nicht  für  aufgelöst  erklärt  ist.  Der  Antrag  ist  nur  zulässig,  wenn 
er  binnen  einer  Woche  nach  dem  Austritt  des  Lehrlings  gestellt  ist.  Im  Falle  der 
Weigerung  kann  die  Polizeibehörde  den  Lehrling  zwangsweise  zurückführen  lassen, 
oder  durch  Androhung  von  Geldstrafe  bis  zu  50  Mark  oder  Haft  bis  zu  5 Tagen  zur 
Rückkehr  ihn  anhalten. 

§ 131.  Wird  von  dem  Vater  oder  Vormund  für  den  Lehrling  otler,  sofern  der  letz- 
tere grossjährig  ist , von  ihm  selbst  dem  I^hrherm  die  schriftliche  Erklärung  abge- 
geben, dass  der  Lehrling  zu  einem  anderen  Gewerbe  oder  anderen  Berufe  übergehen 
werde,  so  gilt  das  Lehrverhällnis,  wenn  der  Lehrling  nicht  früher  entlassen  wird, 
nach  Ablauf  von  vier  Wochen  als  aufgelöst.  Den  Grund  der  Auflösung  hat  der 
Lehrherr  in  dem  Arbeitsbuche  zu  vermerken. 

Binnen  neun  Monaten  nach  der  Auflösung  darf  der  Lehrling  in  demselben  Gewerbe 
von  einem  anderen  Arbeitgeber  ohne  Zustimmung  des  früheren  Lehrherm  nicht  be- 
schäftigt werden. 

§ 132.  Erreicht  das  Lchrverhältnis  vor  Ablauf  der  verabredeten  Lehrzeit  .sein  F.ndc, 
so  kann  von  dem  Lehrherrn  oder  von  dem  I.chrling  ein  Anspruch  auf  Entsch.idigung 
nur  geltend  gemacht  werden  , wenn  der  Lehrvertrag  schriftlich  geschlossen  ist.  In 
den  Fällen  des  § 128  Absatz  i und  4 kann  der  Anspruch  nur  gellend  gemacht  wer- 
den, wenn  dieses  in  dem  I^hrvcrtragc  unter  Festsetzung  der  Art  und  Höhe  der  Ent- 
schädigung vereinbart  ist. 

Der  Anspruch  auf  Entschädigung  erlischt , wenn  er  nicht  innerhalb  vier  Wochen 
nach  der  Auflösung  des  Lehrverhältnisses  im  W'egc  der  Klage  o<ler  Einrede  geltend 
gemacht  ist. 

§ 133.  Ist  von  dem  Lehrherm  das  Lehrverhällnis  aufgelöst  worden,  weil  der  Lehr- 
ling die  Lehre  unbefugt  verlassen  hat,  so  ist  die  von  dem  Lehrherrn  beanspruchte 
Entschädigung,  wenn  in  dem  inhrvertrage  nichts  anderes  ausbedungen  ist,  auf  einen 
Betrag  festzusetzen  , welcher  für  jeden  auf  den  Tag  des  Vertragsbruches  folgenden 
Tag  der  Lehrzeit,  höchstens  aber  für  sechs  Monate  , bis  auf  die  Hälfte  des  in  dem 
Gewerbe  des  Lehrherm  den  Gesellen  oder  Gehilfen  ortsüblich  gezahlten  Lohnes  sich 
belaufen  darf. 

Für  die  Zahlung  der  Entschädigung  sind  als  Selbslschuldner  mitverhaflct  der  Vater 
des  I.ehrlings  sowie  derjenige  Arbeitgeber,  welcher  den  Lehrling  zum  Verlassen  der 
Lehre  verleitet  oder  welcher  ihn  in  Arbeit  genommen  hat , obwohl  er  wusste  , dass 
der  Lehrling  zur  E'ortsetzung  eine»  Lehrverhältnisses  noch  verpflichtet  war.  Mat  der 
Enlschädigungsberechtigte  erst  nach  Auflösung  des  Lehrverhällnisscs  von  der  Person 
des  Arbeitgebers , welcher  den  Lehrling  verleitet  oder  in  Arbeit  genommen  hat, 
Kenntnis  erhalten,  so  erlischt  gegen  diese  der  Entschädigungsanspruch  erst . wenn 
derselbe  nicht  innerhalb  vier  Wochen  nach  erhaltener  Kenntnis  geltend  gemacht  ist. 
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lila.  Verhältnisse  der  Betriebsbeaxnten,  Werkmeister,  Techniker. 

§ 133a.  Auf  die  von  Gewerbeunlemehmera  gegen  feste  , mindestens  monatvese 
bemessene  Bezüge  beschäftigten  Personen,  welche  nicht  lediglich  vorübergehend  mit 
der  Leitung  oder  Beaufsichtigung  des  Betriebes  oder  einer  Abteilung  desselba  be* 
auftragt  (Betriebsbearote , Werkmeister  und  ähnliche  Angestellte)  oder  mit  höheren 
technischen  Dienstleistungen  betraut  sind  (Maschinentechniker,  Chemiker,  Zeichner  uful 
dergleichen)  findet  der  § 125  Anwendung. 

§ 133  b.  Das  Dienstverhältnis  dieser  Personen  kann,  wenn  nicht  etwas  anderes  Ter- 
abredet  ist,  von  jedem  Teile  mit  Ablauf  jedes  Kalendervierteljahres  nach  sechs  Wochen 
vorher  erklärter  Aufkündigung  aufgehoben  werden. 

§ 133  c.  Jeder  der  beiden  Teile  kann  vor  Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit  nod 
ohne  Innehaltung  einer  Kündigungsfrist  die  Aufhebung  des  Dienstverhältnisses  ver- 
langen, wenn  ein  wichtiger,  nach  den  Umständen  des  Falles  die  Aufhebung  recht- 
fertigender Grund  vorliegt. 

§ 133  d.  Gegenüber  den  im  § 133  bezeichneten  Personen  kann  die  Auf bebmig  do 
Dienstverhältnisses  insbesondere  erlangt  werden: 

1.  wenn  sie  beim  Abschluss  des  Dienstvertrages  den  Arbeitgeber  durch  Vorbnugoi^ 
falscher  oder  verfälschter  Zeugnisse  hintergangen  oder  ihn  über  das  Bestehen  eines 
anderen , sie  gleichzeitig  verpflichtenden  Dienstverhältnisses  in  einen  Irrtum  ver- 
setzt haben ; 

2.  wenn  sie  im  Dienste  untreu  sind  oder  das  Vertrauen  missbrauchen; 

3.  wenn  sie  ihren  Dienst  unbefugt  verlassen  oder  den  nach  dem  Dienstvertra^ 
ihnen  obliegenden  Verpflichtungen  nachzukommen,  beharrlich  verweigern; 

4.  wenn  sie  durch  anhaltende  Krankheit  oder  durch  eine  längere  Freibettsstnüe 
oder  Abwesenheit  an  der  Verrichtung  ihrer  Dienste  verhindert  werden; 

5.  wenn  sie  sich  Thätlichkeiteo  oder  Ehrverletzungen  gegen  den  Arbeitgeber  oda 
seinen  Vertreter  zu  Schulden  kommen  lassen; 

6.  wenn  sie  sich  einem  unsittlichen  Lebenswandel  ergeben. 

In  dem  Falle  zu  4 bleibt  der  Anspruch  auf  die  vertragsmässigen  I^eislungeo  de 
Arbeitgebers  für  die  Dauer  von  sechs  Wochen  in  Kraft , wenn  die  Verrichtung  der 
Dienste  durch  unverschuldetes  Unglück  verhindert  worden  ist.  Jedoch  mindern  »cli 
die  Ansprüche  in  diesem  Falle  uro  denjenigen  Betrag,  welcher  dem  Berechtigten  aas 
einer  auf  Grund  gesetzlicher  Verpflichtung  bestehenden  Krankenversicherung  oder  l'n* 
fallversicherung  zukommt. 

§ 133  c.  Die  im  § 133  a bezeichneten  Personen  können  die  Auflösung  des  Dienä' 
Verhältnisses  insbesondere  verlangen ; 

1.  wenn  der  Arbeitgeber  oder  seine  Vertreter  sich  Thätlichkeiten  oder  Ehrveleß* 
ungen  gegen  sie  zu  Schulden  kommen  lassen; 

2.  wenn  der  Arbeitgeber  die  vertragsmässigen  Leistungen  nicht  gewährt; 

3.  wenn  bei  Fortsetzung  des  DienstverhältnUses  ihr  Leben  oder  ihre  Gesaodhdt 
einer  erweislichen  Gefahr  ausgesetzt  sein  würde,  welche  bei  Eingebung  des  Dienst- 
verhältnisses nicht  zu  erkennen  war. 

IV.  Verhältnisse  der  Fabrikarbeiter. 

§ 134.  Auf  Fabrikarbeiter  finden  die  Bestimmungen  der  §§  121  bis  125  oder,  «esti 
die  Fabrikarbeiter  als  Lehrlinge  anzuseben  sind , die  Bestimmungen  der  ^ 

133  Anwendung. 
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§ 134  a.  Für  jede  Fabrik  ist  innerhalb  vier  Wochen  nach  Inkrafttreten  dieses  Ge- 
setzes oder  nach  der  Eröffnung  des  Betriebes  eine  Arbeitsordnung  zu  erlassen.  Der 
Erlass  erfolgt  durch  Ausbang  134c  Absatz  2). 

Die  Arbeitsordnung  muss  den  Zeitpunkt » mit  welchem  sie  in  Wirksamkeit  treten 
soll  , angeben  und  von  demjenigen , welcher  sie  erlässt , unter  Angabe  des  Datums 
unterzeichnet  sein. 

Abänderungen  ihres  Inhalts  können  nur  durch  den  Erlass  von  Nachträgen  oder  in 
der  Weise  erfolgen , dass  an  Stelle  der  bestehenden  eine  neue  Arbeitsordnung  er- 
lassen wird. 

Die  Arbeitsordnungen  und  Nachträge  zu  denselben  treten  frühestens  zwei  Wochen 
nach  ihrem  Erlasse  in  Geltung. 

§ 134b.  Die  Arbeitsordnung  muss  Bestimmungen  enthalten; 

1.  über  Anfang  und  Ende  der  regelmässigen  t.äglichen  Arbeitszeit » sowie  der  für 
die  erwachsenen  Arbeiter  vorgesehenen  Pausen ; 

2.  über  Zeit  und  Art  der  Abrechnung  und  Lohnzahlung; 

3.  sofern  es  nicht  bei  den  gesetzlichen  Bestimmungen  bewenden  soll , über  die 
Frist  der  für  jeden  Teil  zulässigen  Auf  kündigung,  sowie  über  die  Gründe,  aus  wel- 
chen die  Entlassung  und  der  Austritt  aus  der  Arbeit  ohne  Aufkündigung  erfolgen  darf ; 

4.  sofern  Srafen  vorgesehen  werden,  über  die  Art  und  Höhe  derselben , über  die 
Art  ihrer  Festsetzung  und,  wenn  sie  in  Geld  bestehen,  über  deren  Einziehung  und 
über  den  Zweck,  für  welchen  sie  verwendet  werden  sollen. 

Strafbestimmungen,  welche  das  Ehrgefühl  oder  die  guten  Sitten  verletzen , dürfen 
in  die  Arbeitsordnung  nicht  aufgenommen  werden.  Geldstrafen  dürfen  den  doppelten 
Betrag  des  ortsüblichen  Tagelohns  (§  8 des  Krankenversicherungsgeselzes  vom  15.  Juni 
1883,  Reichs-Gesetzblatt  S.  73)  nicht  übersteigen  und  müssen  zum  Besten  der  Arbeiter 
der  Fabrik  verwendet  werden.  Das  Recht  des  Arbeitgebers,  Schadensersatz  zu  for- 
dern, wird  durch  diese  Bestimmung  nicht  berührt. 

Dem  Besitzer  der  Fabrik  bleibt  überlassen,  neben  den  unter  1 bis  4 bezeichneten 
noch  weitere  die  Ordnung  des  Betriebes  und  das  Verhalten  der  Arbeiter  im  Betriebe 
betrcfTende  Bestimmungen  in  die  Arbeitsordnung  aufzunehmen.  Letztere  darf  auch 
das  Verhalten  der  minderjährigen  Arbeiter  ausserhalb  des  Betriebes  regeln. 

Durch  die  Arbeitsordnung  kann  bestimmt  werden  , dass  der  von  minderjährigen 
Arbeitern  verdiente  Lohn  an  deren  Eltern  oder  Vormünder  und  nur  mit  deren  schrift- 
licher Zustimmung  unmittelbar  an  die  Minderjährigen  ausgezahlt  wird  und  dass  der 
minderjährige  Arbeiter  nur  mit  ausdrücklicher  Zustimmung  seines  Vaters  oder  Vor- 
mundes kündigen  darf. 

§ 134  c.  Der  Inhalt  der  Arbeitsordnung  ist,  soweit  er  den  Gesetzen  nicht  zuwider- 
läuft, für  die  Arbeitgeber  und  Arbeiter  rechtsverbindlich. 

Entlassung  und  Austritt  aus  der  Arbeit  <lürfen  aus  anderen  als  den  in  der  Arbeits- 
ordnung bezeichneten  oder  den  gesetzlichen  Gründen  nicht  erfolgen.  Andere  als  die 
in  der  Arbeitsordnung  vorgesehenen  Strafen  dürfen  Uber  den  Arbeiter  nicht  verhängt 
werden. 

§ 134  d.  Vor  dem  Erlass  der  Arbeitsordnung  oder  eines  Nachtrags  zu  derselben  ist 
den  in  der  Fabrik  beschäftigten  Arbeitern  Gelegenheit  zu  geben , sich  über  den  In- 
halt derselben  zu  äussern. 

Für  Fabriken,  für  welche  ein  ständiger  Arbeiterausschuss  besteht,  wird  dieser  Vor- 
schrift durch  Anhörung  des  Ausschusses  über  den  Inhalt  der  Arbeitsordnung  genügt. 
§ 1346.  Die  Arbeitsordnung  sowie  jeder  Nachtrag  zu  derselben  ist  binnen  drei 
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Tagen  in  zwei  Anfertigungen  unter  Beifügung  der  Venichening , dass  der  Vorschrift 
des  § <34  d genügt  ist,  der  unteren  Verwaltungsbehörde  einzureichen. 

Die  Ar)>eitsordnung  ist  an  geeigneter , allen  Arbeitern  zugänglichen  Stelle 
hängen.  Der  Aushang  muss  stets  in  lesbarem  Zustande  erhalten  werden. 

§ 134 f.  Arbeitsordnungen  und  Nachträge  zu  denselben,  welche  nicht  Torschr.ft»' 
massig  erlassen  sind,  oder  deren  Inhalt  den  gesetzlichen  Bestimmungen  zuwiderlial 
sind  auf  Anordnung  der  unteren  Verwaltun^behörde  durch  gesetzmässige  Arbeitsad- 
nungen  zu  ersetzen  oder  den  gesetzlichen  Vorschriften  entsprechend  abzuänderu. 

Gegen  diese  Anordnung  findet  binnen  zwei  Wochen  die  Beschwerde  an  die  böhert 
Verwaltungsbehörde  statt. 

§ *34  K-  Arbeitsordnungen,  welche  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  CJcsctzes  erlisi« 
worden  sind,  unterliegen  den  Bestimmungen  der  §§  134  a bis  134  c,  134  c Absau  J, 
134  f und  sind  binnen  vier  Wochen  der  unteren  Verwaltungsbehörde  in  zwei  Aai- 
fertigungen  einzureichen.  Auf  Abänderungen  dieser  Arbeitsordnung  findet  der  § I}4<i 
Anwendung. 

§ 135.  Kinder  unter  dreizehn  Jahren  dürfen  in  Fabriken  nicht  beschäftigt  weria. 
Kinder  über  dreizehn  Jahre  dürfen  in  Fabriken  nur  beschäftigt  werden,  wenn  sie  eid: 
mehr  zum  Besuche  der  Volksschule  vcrj)flichtet  sind. 

Die  Beschäftigung  von  Kindern  unter  vierzehn  Jahren  darf  die  Dauer  von  »cbi 
Stunden  täglich  nicht  überschreiten. 

Junge  Leute  zwischen  vierzehn  und  sechzehn  Jahren  dürfen  in  Fabriken  nicht  Uas«f 
als  zehn  Stunden  täglich  beschäftigt  werden. 

Durch  Beschluss  des  Bundesrats  kann  für  bestimmte  Fabrikationszweige  gestattet 
werden  , Kinder  über  dreizehn  Jahren  , welche  nicht  mehr  rum  Besuche  der  Volk»- 
schule  verpflichtet  sind  , in  derselben  Weise  wie  junge  Leute  zwisebeo  vierzehn 
sechzehn  Jahren  zu  beschäftigen  , sofern  <ler  Arbeitgeber  das  Zeugnis  eines  von 
höheren  Verwaltungsbehörde  ermächtigten  Arztes  beibringt,  dass  die  körperlicbe  £»** 
w’ickelung  die  beabsichtigte  Beschäftigung  ohne  Gefahr  für  die  Gesundheit  zaläÄ 

§ 136.  Die  Arbeitsstunden  der  jugendlichen  Arbeiter  (§  135)  dürfen  mehl  vor  5*^* 
Uhr  morgens  beginnen  und  nicht  über  8V«  Uhr  abends  dauern.  Zwischen  den  A^ 
beitsstunden  müssen  an  jedem  Arbeitstage  regelmässige  Pausen  gewährt  werden, 
jugendliche  Arbeiter,  welche  nur  sechs  Stunden  täglich  beschäftigt  werden,  moss  dK 
Pause  mindestens  eine  halbe  Stunde  betragen.  Den  übrigen  jugendlichen  Arbertö® 
muss  mindestens  mittags  eine  einstün<ligc  sowie  vormittags  und  nachmittags  je  da« 
halbstündige  Pause  gewährt  werden. 

Während  der  Pausen  darf  den  jugendlichen  Arbeitern  eine  Beschäftigung  m daa 
Fabrikbetriebc  überhaupt  nicht  und  der  Aufenthalt  in  den  Arbeitsräamen  nur  da» 
gestattet  werden,  wenn  in  denselben  diejenigen  Teile  des  Betriebes,  in  wclchca 
liehe  Arbeiter  beschäftigt  sind,  für  die  Zeit  der  Pausen  völlig  eingestellt  werden  odtf 
wenn  der  Aufenthalt  im  Freien  nicht  thunUch  ist  und  andere  geeignete  Aofenlhalö* 
räume  ohne  unverhältnismässige  Schwierigkeiten  nicht  beschafft  werden  können. 

An  Sonn-  und  Festtagen,  sowie  während  der  von  dem  ordentlichen  Seelsorger  fe 
den  Katechumenen-  und  Konfirmanden-,  Beicht-  und  Kommunionunterricht  bestinua^n 
Stunden  dürfen  jugendliche  Arbeiter  nicht  beschäftigt  werden. 

§ 137.  Arbeiterinnen  dürfen  in  Fabriken  nicht  in  der  Nachtzeit  von  8‘/f 
bis  5*/*  Uhr  morgens  und  am  Sonnabend  sowie  an  Vorabenden  der  Festtage  nick 
nach  5Vt  Uhr  nachmittags  beschäftigt  werden. 


Digitized  by  Google 


Entwurf  eines  Gesetzes  betr,  Abänderung  der  Gewerbeordnung,  603 

Die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  über  sechzehn  Jahre  darf  die  Dauer  von  elf 
Stunden  täglich  nicht  überschreiten. 

Zwischen  den  Arbeitsstunden  muss  den  Arbeiterinnen  eine  mindestens  einstündige 
Mittagspause  gewährt  werden. 

Arbeiterinnen  über  sechzehn  Jahre,  welche  ein  Hauswesen  zu  besorgen  haben,  sind 
eine  halbe  Stunde  vor  der  Mittagspause  zu  entlassen,  sofern  diese  nicht  mindestens 
ein  und  eine  halbe  Stunde  beträgt  Ehefrauen  und  solche  Witwen  , welche  Kinder 
haben,  gelten  als  Arbeiterinnen,  welche  ein  Hauswesen  tu  besorgen  haben,  sofern 
nicht  das  Gegenteil  durch  die  OrlspolizeibehÖrde  schriftlich  bescheinigt  ist.  Die  Be- 
scheinigung erfolgt  Stempel-  und  gebührenfrei. 

Wöchnerinnen  dürfen  während  vier  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  nicht  beschäftigt 
werden. 

§ 138.  Sollen  Arbeiterinnen  oder  jugendliche  Arbeiter  in  Fabriken  beschäftigt  wer- 
den, so  hat  der  Arbeitgeber  vor  dem  Beginn  der  Beschäftigung  der  Ortspolizeibehörde 
eine  schriftliche  Anzeige  zu  machen. 

ln  der  Anzeige  sind  die  Fabrik,  die  Wochentage,  an  welchen  die  Beschäftigung 
stattftnden  soll,  Beginn  und  Ende  der  Arbeitszeit  und  der  Pausen  sowie  die  Art  der 
Beschäftigung  anzugeben.  Eine  Aenderung  hierin  darf,  .ibgcsehen  von  Verschiebungen, 
welche  durch  Ersetzung  behinderter  Arbeiter  für  einzelne  Arbeitsschichten  notwendig 
werden,  nicht  erfolgen,  bevor  eine  entsprechende  weitere  Anzeige  der  Behörde  gemacht 
ist.  In  jeder  Fabrik  hat  der  Arbeitgeber  dafür  zu  sorgen,  dass  in  den  Fabrikräumen, 
in  welchen  jugendliche  Arbeiter  beschäftigt  werden,  an  einer  in  die  Augen  fallenden 
Stelle  ein  Verzeichnis  der  jugendlichen  Arbeiter  unter  Angabe  ihrer  Arl)eiUtage,  sowie 
des  Beginns  und  Endes  ihrer  Arbeitszeit  und  der  Pausen  ausgehängt  ist.  Ebenso  hat 
er  dafür  zu  sorgen,  dass  in  den  bezeichneteo  Räumen  eine  Tafel  ausgehangt  ist,  welche 
in  der  von  der  Zentralbehörde  zu  bestimmenden  Fassung  und  in  deutlicher  Schrift 
einen  Auszug  aus  den  Bestimmungen  über  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und 
jugendlichen  Arbeitern  enthält. 

§ 138  a.  Wegen  aussergewöhiilicher  Häufung  der  Arbeit  kann  auf  Antrag  des  Ar- 
beitgebers die  untere  Verwaltungsbehörde  auf  die  Dauer  von  vierzehn  Tagen  die 
Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  über  seclizehn  Jahren  bis  zehn  Uhr  abends  an  den 
Wochentagen  ausser  Sonnabend  unter  der  Voraussetzung  gestatten  , dass  die  tägliche 
Arbeitszeit  dreizehn  Stunden  nicht  überschreitet.  Innerhalb  eines  Kalenderjahres  darf 
die  Erlaubnis  einem  Arbeitgeber  für  mehr  als  vierzig  Tage  nicht  erteilt  werden.  Der 

Antrag  ist  schriftlich  zu  stellen  und  muss  den  Grund,  aus  welchem  die  Erlaubnis  be- 

antragt wird , die  Zahl  der  in  Betracht  kommenden  Arbeiterinnen , das  Mass  der 
längeren  Beschäftigung,  sowie  den  Zeitraum  angeben,  für  welchen  dieselbe  staltftnden 
soll.  Der  Bescheid  auf  den  Antrag  ist  hinnen  drei  Tagen  schriftlich  zu  erteilen.  Ge- 
gen die  Versagung  der  Erlaubnis  steht  die  Beschwerde  an  die  Vorgesetzte  Behörde  zu. 

Die  untere  Verwaltungsbehörde  hat  über  die  Fälle,  in  welchen  die  Erlaubnis  erteilt 
worden  ist,  ein  Verzeichnis  zu  führen,  in  welches  der  Name  des  Arbeitgebers  und  die 
für  den  schriftlichen  Antrag  vorgeschriebenen  Angaben  einzutragen  sind. 

Die  untere  V'erwaltungsbehörde  kann  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  über 
sechzehn  Jahre,  welche  kein  Hauswesen  zu  besorgen  haben  und  zum  Besuch  einer 

Fortbildungsschule  nicht  verpflichtet  sind,  bet  den  im  § 105  c Absatz  1 unter  Ziffer  2 

und  3 bezeichneten  Arbeiten  Sonnabend  nachmittags  nach  5*/t  Uhr  gestalten.  Die 
Erlaubnis  ist  schriftlich  zu  erteilen,  vom  Arbeitgeber  zu  verwahren. 

§ 139-  Wenn  Naturereignisse  oder  Unglucksftllle  den  regelmässigen  Betrieb  einer 
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Fftbrik  unterbrochen  haben,  so  können  Ausnahmen  Ton  den  in  §§  135  Ahsatr  2 bÜ4 
*361  137  Absatz  I bis  3 vorgesehenen  Beschränkungen  auf  die  Dauer  von  vi«  Wo- 
chen durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde,  auf  längere  Zeit  durch  den  Reichskimie 
zugelassen  werden.  In  dringenden  Fällen  solcher  Art,  sowie  zur  Verhütung  von  LV 
glücksfällen  kann  die  untere  Verwaltungsbehörde,  jedoch  höchstens  auf  die  Daner  rot 
vierzehn  Tagen,  solche  Ausnahmen  gestatten. 

Wenn  die  Natur  des  Betriebes  oder  Rücksichten  auf  die  Arbeiter  in  einzdiKS 
Fabriken  es  erwünscht  erscheinen  lassen,  dass  die  Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen  nde 
jugendlichen  Arbeiter  in  einer  anderen  als  der  durch  §§  136  und  137  Absau  t and; 
vorgesehenen  Weise  geregelt  wird  , so  kann  auf  besonderen  Antrag  eine  andenrete 
Regelung  hinsichtHch  der  Pausen  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde,  im  nbrjff 
durch  den  Reichskanzler  gestaltet  werden.  Jedoch  dürfen  in  solchen  Fällen  die  ji- 
gcndlichen  Arbeiter  nicht  länger  als  sechs  Stunden  beschäftigt  werden,  wenn  zwiseb« 
den  Arbeitsstunden  nicht  Pausen  von  zusammen  mindestens  einstündiger  Daser 
währt  werden. 

Die  auf  Grund  vorstehender  Bestimmungen  zu  treffenden  Verfügungen  müssen  schnft- 
lieh  erlassen  werden. 

§ 139a.  Der  Bundesrat  ist  ermächtigt: 

1.  die  Verwendung  von  Arbeiterinnen,  sowie  von  jugendlichen  Arbeitern  für  ge»i* 
Fabrikalionszwcige,  welche  mit  beson«lcrcn  Gefahren  für  Gesundheit  oder  Sittlidi- 
keil  verbunden  sind,  gänzlich  zu  untersagen  oder  von  besonderen  Bedingungaa  ab- 
hängig zu  machen; 

2.  die  Verwendung  von  Arbeiterinnen  über  sechzehn  Jahre  in  der  Nachtzeit  & 
gewisse  Fabrikationszweige,  in  welchen  sie  bisher  üblich  war,  unter  den  dorcli  die 
Rücksicht  auf  Gesundheit  und  Sittlichkeit  gebotenen  Betlingimgen  zu  gestattea: 

3.  für  Spinnereien  , für  Fabriken  , welche  mit  ununterbrochenem  Fcuct  betriebca 
werden,  oder  welche  sonst  durch  die  Art  des  Betriebes  auf  eine  regelmässige  Tij- 
und  Nachtarbeit  angewiesen  sind,  sowie  für  solche  Fabriken  und  Werkslitleo,  dora 
Betrieb  eine  Einteilung  in  regelmässige  Arbeilsschichien  von  gleicher  Dauer  nkb 
gestattet  oder  seiner  Natur  nach  auf  bestimmte  Jahreszeiten  beschränkt  ist,  Ats- 
nahmen  von  den  in  135  Absatz  2 bis  4,  136,  137  Absatz  l bis  3 rorgesebee« 
Bestimmungen  nachzulassen.  Jedoch  darf  in  solchen  Fällen  die  Arl>eitszeit  fir 
Kinder  die  Dauer  von  sechsunddreissig  Stunden , für  junge  I^ute  die  Dsoer  «• 
sechzig,  in  Spinnereien  von  vienmdscchzig , in  Ziegeleien  von  netmundseebs? 
Stunden  wöchentlich  nicht  überschreiten. 

Die  durch  Beschluss  des  Biindcsrats  getroffenen  Bestimmungen  sind  durch  d» 
Reichsgesel/l>latt  zu  veröffentlichen. 

V.  Aufsicht. 

§ 139b.  Die  Aufsicht  über  die  Ausfiihning  der  Bestimmungen  der  §§  105»,  105b 
Absatz  I,  105c  bis  105g,  120a  bis  i2oe,  134  bis  139a  ist  ausschliesslich  odernebe 
den  ordentlichen  Polizeibehörden  besonderen  von  den  Landesregierungen  zu  enxs- 
nenden  Beamten  zu  übertragen.  Denselben  stehen  bei  Ausübung  dieser  Aufriebt  iB« 
amtlichen  Befugnisse  der  Ortspolizeibehörden,  insbesondere  das  Recht  zurjedercit^ 
Revision  der  Anlagen  zu,  Sic  sind,  vorhchalllich  der  Anzeige  von  Gesetrwidiigke'.t«*. 
zur  Geheimhaltung  der  amtlich  zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden  Geschäfts-  und  Betrid'*' 
Verhältnisse  der  ihrer  Revision  unterliegenden  Anlagen  zu  verpflichten. 

Die  Ordnung  der  Zuständigkcitsverhällnisse  zwischen  diesen  Beamten  und  da 
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dentlichen  Polizeibehörden  bleibt  der  verfassungsmässigen  Regelung  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  Vorbehalten. 

Die  erwähnten  Beamten  haben  Jahresberichte  über  ihre  amtliche  Thätigkeit  zu  er> 
statten,  Diese  Jahresberichte  oder  Auszüge  aus  denselben  sind  dem  Bundesrat  und 
dem  Reichstag  vorzulegen. 

Die  auf  Grund  der  Bestimmungen  der  §§  105a  bis  105g,  120a  bis  i2oe,  134  bis 
139 , auszuführenden  amtlichen  Revisionen  müssen  die  Arbeitgeber  zu  jeder  Zeit, 
namentlich  auch  in  der  Nacht,  während  des  Betriebes  gestatten. 

Artikel  2, 

An  die  Stelle  des  in  §§  97  Nr.  4,  97a  Nr,  6,  lood  Nr.  3,  looe  Nr.  1,  looi  Ab- 
satz 2 angeführten  § 120a  der  Gewerbeordnung  tritt  der  § 3 Absatz  1 des  Gesetzes, 
betreffend  die  Gewerbegerichte. 

Artikel  3. 

Der  Absatz  2 des  § 98a  Nr.  2b  der  Gewerbeordnung  erhält  folgende  Fassung: 
b)  die  Ueberwachung  der  Beobachtung  der  in  §§  105  a bis  105  g,  120  bis  120  e, 
126,  127  vorgesehenen  Bestimmungen  durch  die  Innung. 

Artikel  4. 

Die  Strafbestimmungen  des  Titels  X der  Gewerbeordnung  werden  wie  folgt  abgeändert : 

1.  Die  Ziffer  1 und  2 des  § 146  Absatz  i erhalten  folgende  Fassung: 

1.  Gewerbetreibende,  welche  dem  § 115  zuwiderhandeln: 

2.  Gewerbetreibende,  welche  den  §§  135,  136,  137  oder  den  auf  Grund  der  § 139 
und  139  a getroffenen  Verfügungen  zuwiderhandeln ; 

2.  dem  § 146  wird  folgender  Absatz  beigeOigt; 

Der  § 75  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  findet  .\nwendung. 

3.  Hinter  § 146  wird  eingeschaltet: 

§ 146  a Mit  Geldstrafe  bis  zu  600  Mark,  im  Unvermögensfalle  mit  Haft  wird  be- 
straft, wer  den  §§  105  b bis  105  g oder  den  auf  Grund  derselben  erlassenen  An- 
ordnungen zuwider  Arbeitern  an  Sonn-  und  Festtagen  Beschäftigung  gibt. 

4.  Die  Ziffer  4 des  § 147  Absatz  i erhält  folgende  Fassung: 

4.  wer  den  auf  Grund  des  §i2od  endgültig  erlassenen  Verfügungen  oder  den  auf 
Grund  des  § 120  e erlassenen  Vorschriften  zuwiderhandcll ; 

5.  Hinter  Ziffer  4 des  § 147  Absatz  1 wird  eingeschaltet: 

5.  Wer  eine  Fabrik  betreibt,  für  welche  eine  .\rbeilsordnung  (§  134a)  nicht 
besteht , oder  wer  der  endgültigen  Anordnung  der  Behörde  wegen  Ersetzung 
oder  Abänderung  der  Arbeitsordnung  (§  134!)  nicht  nachkommt. 

6.  Der  § 147  erhält  am  Schlüsse  folgenden  neuen  Absatz: 

In  dem  Falle  zu  4 kann  die  Polizeibehörde  bis  zur  Herstellung  des  der  Ver- 
fügung oder  der  Vorschrift  entsprechenden  Zustandes  die  Einstellung  des  Be- 
triebes anordnen. 

7.  Der  § 148  Absatz  l erhält  folgende  Zusätze : 

11.  wer  der  Bestimmung  des  § 134  c Absatz  2 zuwider  gegen  .Arbeiter  Strafen 
verhängt,  welche  in  der  .\rbeilsordnung  nicht  vorgesehen  sind  oder  den  gesetz- 
lich zulässigen  Betrag  übersteigen,  oder  wer  Strafgelder  in  einer  in  der  Arbeits- 
ordnung nicht  vorgesehenen  Weise  verwendet; 

12.  wer  es  unterlässt,  der  durch  §§  134  c .\bsatz  1 und  134  g für  ihn  begründeten 
Verpflichtung  nachzukommen. 
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8.  Die  Ziffer  7 des  § 149  Absatz  1 erhält  folgende  Fassung: 

7.  wer  es  unterlässt,  den  durch  §§  105  c Absatz  2 , 1346  Absatz  2,  15S,  13S1 
Absatz  3,  139  b für  ihn  begründeten  Vcrptlichtungen  nachzukomnien ; 

9.  Die  Ziffer  2 des  § 150  erhalt  folgende  Fassung: 

2.  wer  ausser  dem  im  § 146  Ziffer  3 vorgesehenen  Falle  den  Bestimm 
dieses  Gesetzes  io  Ansehung  der  Arbeitsbücher  zuwiderhandelt ; 

10.  Der  § 150  erhält  folgenden  Zusatz: 

4.  wer  den  Bestimmungen  des  § 120  Absatz  i oder  des  auf  Grund  des  $ uo 
Absatz  3 erlassenen  Ort^tatuts  zuwiderhandelt. 

Lanclesgesetzliche  Vorschriften  gegen  die  Verletzung  der  Schulpflicht,  nach  ad- 
chen  eine  höhere  Strafe  eintritt , werden  durch  die  Bestimmung  unter  Zi&r  4 
nicht  berührt* 

11.  Der  Absatz  1 des  § 151  erhält  folgende  Fassung: 

Sind  bei  der  Ausübung  des  Gewerbes  polizeiliche  Vorschriften  von  Persocs 
übertreten  worden,  welche  der  Gewerbetreibende  zur  Leitung  des  Betriebe*  ode 
eines  Teiles  desselben  oder  zur  Beaufsichtigung  bestellt  haue,  so  trifft  dieStn^ 
diese  letzteren.  Der  Gewerbetreibende  ist  nur  strafbar,  wenn  die  Uebertretit; 
mit  seinem  Vonvissen  begangen  ist , oder  wenn  er  bei  der  Auswahl  oder  de 
Beaufsichtigung  der  Betriebsleiter  oder  Aufsichtspersonen  es  an  der  erfordcrl»d>a 
Sorgfalt  hat  fehlen  lassen. 

12.  Der  § 153  erhält  folgende  Fassung: 

Wer  cs  unternimmt,  durch  Anwendung  körperlichen  Zwanges,  durch  Drohuag«. 
durch  Ehrverletzungen  oder  durch  Verrufserklärung 

1.  Arbeiter  oder  Arbeitgeber  zur  Teilnahme  an  Verabredungen  der  im  §15^^ 
zeichneten  Art  zu  bestimmen  oder  am  Rücktritt  von  solchen  Vcrahredu^ca  3 
hindern, 

2.  Arbeiter  zur  Einstellung  der  .'VTheit  zu  bestimmen  oder  an  der  Fortsetaa^ 
oder  Annahme  der  Arbeit  zu  hindern, 

3.  Arbeitgeber  zur  Entlassung  von  Arbeitern  zu  bestimmen  oder  an  der  Anaali®« 
von  Arbeitern  zu  hindern, 

wird  mit  Gefängnis  nicht  unter  einem  Monat  bestraft.  Ist  die  Handlung 
heilsmässig  begangen,  so  tritt  Gefängnis  nicht  unter  einem  Jahre  etn. 

Die  gleichen  Slrafvorschriften  finden  auf  denjenigen  Anwendung , welcher  Ar- 
beiter zur  widerrechtlichen  Einstellung  der  Arbeit  oder  Arbeitgeber  zur 
rechtlichen  Entlassung  von  .\rbeitem  öffentlich  auffordert. 

Artikel  5. 

An  Stelle  des  § 154  der  Gewerbeordnung  treten  folgende  BcstimmuogeD : 

§ 154.  Die  Bestimmungen  der  §§  105  bU  133  finden  auf  Gehilfen  und  LehHinS' 
in  Apotheken,  die  Bestimmungen  der  §§  105,  106  bis  119,  120  a bis  133  auf 
und  Lehrlinge  in  Handelsgeschäften  keine  Anwendung. 

Die  Bestimmungen  der  §§  134  bis  139  b finden  auf  Arbeitgeber  und  Arbriicr  ^ 
Hüttenwerken,  in  Zimmerplätzen  und  anderen  Bauhöfen,  in  Werften,  sowie  in  sold« 
Ziegeleien,  über  Tage  betriebenen  Brüchen  und  Gruben,  welche  nicht  bloss  vorabO' 
gehend  oder  in  geringem  Umfang  betrieben  werden,  entsprechende  Anwendung. 
rüber,  ob  die  Anlage  vorübergehend  oder  in  geringem  Umfang  bclricl>en  wird, 
scheidet  die  höhere  Verwaltungsbehörde  endgültig. 

Die  Bestimmungen  der  §§  135  bis  139b  finden  auf  Arbeitgeber  und  Arbeäö  * 
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Werkstätten,  in  welchen  durch  elementare  Kraft  (Dampf,  Wind,  Wasser , Gas , Luft, 
Elektrizität  u.  s,  w.)  bewegte  Triebwerke  nicht  bloss  vorübergehend  zur  Verwendung 
kommen,  mit  der  Massgabe  entsprechende  Anwendung,  dass  der  Bundesrat  für  gc> 
wisse  Arten  von  Betrieben  Ausnahmen  von  den  in  §§  135  Absatz  2 bis  4,  136,  137 
Absatz  1 bis  3 vorgesehenen  Bestimmungen  nachlassen  kann.  Auf  andere  Werkstätten 
können  durch  kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrats  die  Bestim- 
mungen der  §§  135  bis  139  b ganz  oder  teilweise  ausgedehnt  werden,  Werkstätten, 
in  welchen  der  Arbeitgeber  ausschliesslich  zu  seiner  Familie  gehörige  Personen  be- 
schäftigt, fallen  unter  diese  Bestimmung  nicht. 

Die  Bestimmungen  der  §§  115  bis  119,  135  bis  139b,  152  und  153  finden  auf  die 
Besitzer  und  Arbeiter  von  Bergwerken , Salinen , Aufbereitungsanstalten  und  unter- 
irdisch betriebenen  Brüchen  oder  Gruben  entsjirechende  Anwendung. 

Arbeiterinnen  dürfen  in  Anlagen  der  im  Absatz  4 bezeichneten  Art  nicht  unter  Tage 
beschäftigt  werden.  Zuwiderhandlungen  unterliegen  der  Strafbestimmung  des  § 146. 

Artikel  6. 

§ ^55  Absatz  2 der  Gewerbeordnung  erhält  folgenden  Zusatz: 

Für  die  unter  Reichs-  und  Staatsverwaltung  stehenden  Betriebe  können  die  den 
Polizeibehörden,  Aufeichtsbeamten,  unteren  und  höheren  Verwaltungsbehörden  durch 
die  §§  105b  Absatz  2,  105c  Absatz  2,  I05f,  i2od,  134c,  I34f,  l34g>  138  Absatz  I, 
138  a,  130,  139  b übertragenen  Befugnisse  und  Obliegenheiten  auf  die  der  Verwaltung 
dieser  Betriebe  Vorgesetzten  Dienstbehörden  übertragen  w’erden. 

Artikel  7 

Der  Zeitpunkt,  an  welchem  die  in  §§  105  a bis  105  f getroffenen  Bestimmungen  ganz 
oder  teilweise  in  Kraft  treten,  wird  durch  kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung  des 
Bundesrats  bestimmt.  Bis  dahin  bleiben  die  bbherigen  gesetzlichen  Bestimmungen 
in  Kraft. 

Im  übrigen  tritt  dieses  Gesetz  mit  dem  i.  April  1891  in  Kraft. 

Für  Kinder  im  Alter  von  zwölf  bis  vierzehn  Jahren  und  für  junge  Leute  zwischen 
vierzehn  und  sechszehn  Jahren , welche  vor  dem  i.  April  1891  bereits  in  Fabriken 
oder  in  den  im  § 154  Absatz  2 bis  4 bezeichneten  gewerblichen  Anlagen  beschäftigt 
waren,  bleiben  die  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  bis  zum  l April  1893  in  Kraft. 

Für  Betriebe,  in  welchen  vor  Verkündung  dieses  Gesetzes  Arbeiterinnen  über  sechs- 
zehn Jahre  in  der  Nachtzeit  beschäftigt  worden  sind,  und  welche  nicht  unter  § 139  a 
Absatz  1 2^ffer  i und  2 fallen,  kann  die  Landes-ZentralbehÖrde  die  Ermächtigung  er- 
teilen , längstens  bis  zum  l.  April  1893  solche  Arbeiterinnen  in  der  bisherigen  An- 
zahl während  der  Nachtzeit  weiter  zu  beschäftigen,  wenn  die  Fortführung  des  Be- 
triebes im  bisherigen  Umfange  bei  Beseitigung  der  Nachtarbeit  Betriebsänderungen 
bedingt , welche  ohne  uoverhaltnismässige  Kosten  nicht  früher  hergestellt  werden 
können.  Die  Nachtschicht  dieser  .Arbeiterinnen  darf  die  Dauer  von  zehn  Stunden 
nicht  überschreiten;  zwischen  den  Arbeitsstunden  ist  denselben  eine  mindestens  ein- 
slündige  Pause  zu  gewähren. 

Urkundlich  etc. 

Gegeben  etc. 


Archiv  Air  »oz.  Gesetzgbg.  u.  Statistik.  111.  3 u.  4. 


39 


Digilized  by  Google 


6o8 


Gesetzgebung:  Deutsches  Reich, 


Beschlüsse  der  VIll.  Kommission  zu  dem  Entwurf  eines 
Gesetzes,  betreffend  Abänderung  der  Gewerbeordnung. 

Bis  zum  X.  Juli. 

Artikel  I, 
pp. 

1.  Allgemeine  Verblltnisse. 

§ 105.  (Unverändert.)  Die  Fcstsetrung  der  Verhältnisse  zwischen  den  selbsländ^et 
Gcwerhctrcibenden  und  den  gewerblichen  Arbeitern  ist,  vorbehaltlich  der  durch  Reiths- 
gesetz  begründeten  Beschränkungen,  Gegenstand  freier  Uebereinkunft. 

§ 105  a.  (Alinea  i abgelehnt.)  Welche  Tage  als  Festtage  gellen  , bestimmen  «nie 
Berücksichtigung  der  örtlichen  und  konfessionellen  Verhältnisse  die  l^andesregicnmgea. 

§ 105  b.  (Neu.)  Im  Betriebe  von  Bergwerken,  Salinen,  Aufbereitungsanstalicn.  Ikä- 
chen  und  Gruben,  von  Hüttenwerken,  Fabriken  und  Werkstätten,  von  ZimmerpUL'cr. 
und  anderen  Bauhöfen,  von  Werften  und  Ziegeleien  sowie  bei  Bauten  aller  Art  dürfe: 
Arbeiter  an  Sonn-  und  Festtagen  nicht  beschäftigt  werden.  Die  den  Arbeilera  ic 
gewährende  Ruhe  hat  für  jeden  Sonn-  und  Festtag  mindestens  dreissig,  für  dasWe6* 
nachts-,  Oster-  und  Pfingstfest  sechszig  .Stunden  und  in  sonstigen  Fällen  für  zwei 
einander  folgende  Sonn-  und  Festtage  achtundvierzig  Stunden  zu  dauern.  l>ie  Rab^ 
zeit  hat  am  vorhergehenden  Werktage  frühestens  um  sechs,  spätestens  um  zwölf  l'k* 
abends  zu  beginnen. 

Im  Ilandei^ewerbe  dürfen  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen nicht  länger  als  fünf  Stunden  beschäftigt  werden.  Am  ersten  Weihnaebts-. 
ersten  Oster-  und  ersten  Pfingstfeiertag  dürfen  Gehilfen , Lehrlinge  und  Arbeit« 
Ilandelsgewerbe  nicht  beschäftigt  werden.  Für  die  letzten  vier  Wochen  vor  W«li* 
nachten  sowie  für  einzelne  Sonn-  und  Festtage,  an  welchen  örtliche  Verhältnisse  ciora 
erweiterten  Geschäftsverkehr  erforderlich  machen,  kann  die  Polizeibehörde  eine  Ver- 
mehrung der  Stunden,  während  welcher  die  Beschäftigung  slatthnden  darf,  zulssKti. 
jedoch  nicht  über  zehn  Stunden.  Die  Stunden  , während  welcher  die  Beschäftigen; 
staufinden  darf,  w’erden  unter  Berücksichtigung  der  fiir  den  Öffentlichen  GoUestlienst 
bestimmten  Zeit  von  der  Polizeibehörde  festgestellt.  Die  Feststellung  kann  für  v«- 
schiedene  Zweige  der  Handclsgewerbc  verschieden  erfolgen. 

§ 105c.  (Neu)  Die  Bestimmungen  des  § 105b  finden  keine  Anwendung; 

1)  auf  Arbeiten,  welche  zur  Beseitigung  eines  Notstandes  oder  zur  Abwentiung  einer 
Gefahr  oder  im  öffentlichen  Interesse  unverzüglich  vorgenommen  werden  müssen; 
la)  für  einen  Sonntag  auf  Arbeiten  zur  Durchführung  der  gesetzlich  vorgesebhe- 
benen  Inventur; 

2)  auf  Arbeiten  zur  Reinigung  und  Instandhaltung,  durch  welche  der  rcgelmäss^ 
Fortgang  des  eigenen  oder  eines  fremden  Betriebes  bedingt  ist,  sowie  auf  Arbeite», 
von  welchen  die  Wiederaufnahme  des  vollen  werklhätigen  Betriebes  abhängig  ist 
sofern  nicht  diese  Arbeiten  an  Werktagen  vorgenommen  werden  können; 

3)  auf  Arbeiten , welche  zur  Verhütung  des  Verderbens  von  Rohstoffen  oÜ«  d« 
Misslingend  von  ArbeitserzeugnUsen  erforderlich  sind,  sofern  nicht  diese  Arbeiten  »» 
Werktagen  vorgenommen  werden  können; 

4)  auf  Gast-  und  Schankwirtschafls-,  sowie  auf  Vcrkchrsgcwerbe ; 
Gewerbetreibende,  welche  Arbeiter  an  Sonn-  und  Festtagen  mit  Arl>eiien  der  ödi« 

Ziffer  1 bis  3 erwähnten  Art  beschäftigen,  sind  verpflichtet,  ein  Verzeichnis  anzulegen, 
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in  welches  für  je<lcn  einzelnen  Sonn-  und  Festtag  die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter, 
die  Dauer  ihrer  Beschäftigung  sowie  die  Art  der  vorgenommenen  Arbeiten  einzutragen 
sind.  Das  Verzeichnis  ist  auf  Erfordern  der  Ortspolizeibehörde  sowie  dem  im  §1390 
bezeichncten  Beamten  jederzeit  zur  Einsicht  vorzulegen. 

Bei  den  unter  Ziffer  2 und  3 bezeichncten  Arbeiten,  sofern  dieselben  länger  als 
drei  Stunden  dauern,  sind  die  Gewerbetreibenden  verpflichtet,  jeden  Arbeiter  entweder 
an  jedem  dritten  Sonntage  oder  Festtage  volle  seclisunddrelssig  Stunden,  oder  an 
jedem  zweiten  Sonntage  oder  Festtage  mindestens  in  der  Zeit  von  sechs  Uhr  morgens 
bis  sechs  Uhr  abends  von  der  Arbeit  frei  zu  lassen. 

§ io5d.  (Neu.)  Für  bestimmte  Gewerbe,  insbesondere  für  Betriebe,  in  denen  Ar- 
beiten Vorkommen,  welche  ihrer  Natur  nach  eine  Unterbrechung  oder  einen  Aufschub 
nicht  ge.statten,  sowie  für  Betriebe,  welche  ihrer  Natur  nach  auf  bestimmte  Jahreszeiten 
beschrankt  sind,  oder  welche  in  gewissen  Zeiten  des  Jahres  zu  einer  aussergewöbn- 
lich  verstärkten  Thätigkeit  genötigt  sind,  können  durch  Beschluss  des  Bundesrats  Aus- 
nahmen von  der  Bestimmung  des  § 105  b Absatz  i zugclassen  werden. 

Die  Regelung  der  an  Sonn-  und  Festtagen  in  diesen  Betrieben  gestatteten  Arbeiten 
und  der  Bedingungen,  unter  welchen  sie  gestattet  sind,  erfolgt  für  alle  Betriebe  der* 
selben  Art  glcichmässig  und  unter  Berücksichtigung  der  Bestimmung  des§  105  c Absatz  3. 

Die  vom  Bundesrat  getroffenen  Bestimmungen  sind  durch  das  Reichs-Gesetzblatt  zu 
veröffentlichen  und  dem  Reichstag  bei  seinem  nächsten  Zusammentritt  zur  Kenntnis- 
nahme mitzuteilen. 

§ 105  c.  (Neu.)  (Unverändert.)  Für  Gewerbe,  deren  vollständige  oder  teilweise  Aus- 
übung an  Sonn-  und  Festtagen  zur  Befriedigeng  täglicher  oder  an  diesen  Tagen  be- 
sonders hervortretender  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  erforderlich  ist,  sowie  für  Betriebe, 
welche  ausschliesslich  mit  durch  Wind  oder  unregelmässige  Wasserkraft  bewegten 
Triebwerken  arbeiten,  können  durch  Verfügung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  Aus- 
nahmen von  den  im  § 105  b getroffenen  Bestimmungen  zugelassen  werden.  Die  Re- 
gelung dieser  Ausnahmen  hat  unter  Berücksichtigung  der  Bestimmung  des  § 105  c 
Absatz  3 zu  erfolgen. 

$ 105  f.  (Neu.)  Wenn  zur  Verhütung  eines  unverhältnismässigen  Schadens  ein  nicht 
vorherzusehendes  Bedürfnis  der  Beschäftigung  von  Arbeitern  an  Sonn-  und  Festtagen 
eintritt,  so  können  durch  die  untere  Verwaltungsbehörde  Ausnahmen  von  der  Bestim- 
mung der  § 105  b Absatz  1 für  bestimmte  Zeit  zugelassen  werden. 

Die  Verfügung  der  unteren  Verwaltungsbehörde  ist  schriftlich  zu  erlassen  und  muss 
von  <lem  Unterneluner  auf  Erfordern  dem  für  die  Revision  zuständigen  Beamten  an 
der  Betriebsstelle  zur  Einsicht  vorgelegt  werden.  Eine  Abschrift  der  Verfügung  ist  in 
der  Betriebsstätte  an  einer  den  Arbeitern  leicht  zugänglichen  Stelle  anzuschlagen. 

Die  untere  Verwaltungsbehörde  hat  über  die  von  ihr  gestatteten  Ausnahmen  ein 
Verzeichnis  zu  führen,  in  welchem  die  Belriebsstätle , die  gestatteten  Arbeiten,  die 
Yj\h\  der  in  dem  Betriebe  beschäftigten  und  der  an  den  betreffenden  Sonn-  und  Fest- 
tagen thätig  gewesenen  Arbeiter,  die  Dauer  ihrer  Beschäftigung  sowie  Dauer  und  die 
Gründe  der  Erlaubnis  einzutragen  sind. 

§ 105g.  (Neu.)  Das  Verbot  der  Beschäftigung  von  Arbeitern  an  Sonn-  und  Festtagen 
kann  durch  kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrats  auf  andere  Ge- 
werbe ausgedehnt  werden.  Diese  Verordnungen  sind  dem  Rcichst.ig  bei  seinem 
nächsten  Zusammentritt  zur  Kenntnisnahme  mitzuteilen.  Auf  die  von  dem  Verbote 
zuzulassenden  Ausnahmen  finden  die  Bestimmungen  der  §§  105  c bis  105  f entsprechende 
Anwendung. 

39* 
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§ 105  h.  (Neu.)  Die  Uestiimnungen  der  §§  105  a bis  105g  stehen  weitergeba><'c 
landesgesetzlicben  Beschränkungen  der  Arbeit  an  Sonn-  und  Festtagen  nicht  eotgtpra. 

Den  Landes-Zentralbehörden  bleibt  Vorbehalten,  für  einzelne  Festtage,  welche  okk 
auf  einen  Sonntag  fallen,  Abweichungen  von  der  Vorschrift  des  § 105  b Absitz  t n 
gestatten.  Auf  das  Weihnachts- , Neujahrs- , Oster- , Himmelfahrts-  und 
findet  diese  Bestimmung  keine  Anwendung. 

§ 106.  (Unverändert.)  Gewerbetreibende,  welchen  die  bürgerlichen  Ehrwirecbie  ib* 
erkannt  sind,  dürfen,  so  lange  ihnen  diese  Rechte  entzogen  bleiben , mit  der  Aaki* 
tung  von  Arbeitern  unter  achtzehn  Jahren  sich  nicht  befassen. 

Die  Entlassung  der  dem  vorstehenden  V'crbolc  zuwider  beschäftigten  Arbeiter  bti 
polizeilich  erzwungen  werden. 

§ 107.  Minderjährige  Personen  dürfen , soweit  reichsgesetzlich  nicht  eio  inde» 
zugelasscn  ist,  als  Arbeiter  nur  beschäftigt  werden,  wenn  sie  mit  einem  Arbeitsbich; 
versehen  sind.  Bei  der  Annahme  solcher  Arbeiter  hat  der  Arbeitgeber  du  Arbeo- 
buch  einzufordern.  Er  ist  verpflichtet , dasselbe  zu  verwahren , auf  amtliches  W 
langen  vorzulegen  und  nach  rechtmässiger  Lösung  des  ArbeitsverhältnUses  «ie^er 
auszuhändigen.  Die  Aushändigung  erfolgt,  wenn  der  .\rbeiter  das  sechszehnte  Lebecr 
jahr  noch  nicht  vollendet  hat,  an  den  Vater  oder  Vormund,  andernfalls  an  des  Ar* 
beiter  selbst , sofern  nicht  der  Vater  oder  Vojinund  ausdrücklich  verlangt  hat,  di« 
das  Arbeitsbuch  an  ihn  ausgehändigt  werde.  Mil  Genehmigung  der  GeroeiwletK- 
hörde  kann  die  Aushändigung  des  Arbeitsbuches  auch  an  die  Mutter  oder  cmca 
stigen  Angehörigen  oder  unmittelbar  an  den  Arbeiter  erfolgen.  Zuständig  tst  d.« 
Gemeindebehörde  des  im  § 108  bezeichneten  Ortes. 

Auf  Kinder,  welche  zum  Besuche  der  Volksschule  verpflichtet  sind,  flndea  n«* 
stehende  Bestimmungen  keine  Anwendung. 

§ 108.  (Unverändert.)  Das  Arbeitsbuch  wird  dem  Arbeiter  durch  die  Polizeibehork 
desjenigen  Ortes , an  welchem  er  zuletzt  seinen  dauernden  Aufenthalt  gehabt  hl 
wenn  aber  ein  solcher  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  nicht  staitgefunden 
von  der  Polizeibehörde  des  von  ihm  zuerst  erwählten  deutschen  Arbeitsortes  koste»* 
und  stempelfrci  ausgestellt.  Die  Ausstellung  erfolgt  auf  Antrag  oder  mit  Zustinanu^’ 
des  Vaters  oder  Vormundes;  ist  die  Erklärung  des  Vaters  nicht  zu  beschaffen,  o>kf 
verweigert  der  Vater  die  Zustimmung  ohne  genügenden  Grund  und  zum  Nachtai< 
des  Arbeiters , so  kann  die  Gemeindebehörde  die  Zustimmung  desselben  Cfgänto- 
Vor  der  Ausstellung  ist  nachzuweisen,  dass  der  Arbeiter  zum  Besuche  der  VoIkssciai< 
nicht  mehr  verpflichtet  ist,  und  glaubhaft  zu  machen,  dass  bisher  eio  Arbeitsbuch  ^ 
ihn  noch  nicht  ausgestellt  war. 

§ 109.  (Unverändert.)  Wenn  das  Arbeitsbuch  vollständig  ausgerüllt  oder  nicht  sek 
brauchbar , oder  wenn  es  Valoren  gegangen  oder  vernichtet  ist , so  wird  an 
desselben  ein  neues  Arbeitsbuch  ausgestellt.  Die  Ausstellung  erfolgt  durch  diePo*** 
zcibehörde  desjenigen  Ortes,  an  welchem  der  Inhaber  des  Arbeitsbuches  tuletd  seaa 
dauernden  Aufenthalt  gehabt  hat.  Das  ausgefüllte  oder  nicht  mehr  brauchbare  At* 
beitsbueb  ist  durch  einen  amtlichen  Vermerk  zu  schliessen. 

Wird  das  neue  Arbeitsbuch  an  Stelle  eines  nicht  mehr  brauchbaren,  eines  verlofcf 
gegangenen  oder  vernichteten  Arbeitsbuches  ausgestellt,  so  ist  dies  darin  zu  v^metkea 
Für  die  Ausstellung  kann  in  diesem  Falle  eine  Gebühr  bis  fünfzig  Pfennig  erhoben  wenie 

§ 110.  (Unverändert.)  Das  Arbeitsbuch  (§  108)  muss  den  Namen  des  Arbeiters^  Ort. 
Jahr  und  Tag  seiner  Geburt , Namen  und  letzten  Wohnort  seines  Vaters  oder  Voe 
mundes  und  die  Unterschrift  des  Arbeiters  enthalten.  Die  Ausstellung  erfolgt  vcc 
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dem  Siegel  und  der  Unlerschrift  der  Behörde.  Letztere  hat  über  die  von  ihr  ausge- 
stellten Arbeitsbücher  ein  Verzeichnis  zu  führen 

Die  Einrichtung  der  Arbeitsbücher  wird  durch  den  Reichskanzler  bestimmt. 

§ III,  (Unverändert.)  Bei  dem  Eintritte  des  Arbeiters  in  das  Arbeitsverhältnis  hat 
der  Arbeitgeber  an  der  dafür  bestimmten  Stelle  des  Arbeitsbuches  die  Zeit  des  Ein- 
trittes und  die  Art  der  Beschältigung,  am  Ende  des  Arbeitsverhältnisses  die  Zeit  des 
Austrittes  und,  wenn  die  Beschäftigung  Aenderungen  erfahren  hat,  die  Art  der  letzten 
Beschäftigung  des  Arbeiters  einzutragen. 

Die  Eintragungen  sind  mit  Tinte  zu  bewirken  und  von  dem  Arbeitgeber  oder  dem 
dazu  bevollmächtigten  Betriebsleiter  zu  unterzeichnen.  Sie  dürfen  nicht  mit  einem 
Merkmal  versehen  sein  , welches  den  Inhaber  des  Arbeitsbuches  günstig  oder  nach- 
teilig zu  kennzeichnen  bezweckt. 

Die  Eintragung  eines  Urteils  über  die  Führung  oder  die  Leistungen  des  Arbeiters 
und  sonstige  durch  dieses  Gesetz  nicht  vorgesehene  Eintragungen  oder  Vermerke  in 
oder  an  dem  Arbeitsbuche  sind  unzulässig. 

§ ti2  Ist  das  Arbeitsbuch  bei  dem  Arbeitgeber  unbrauchbar  geworden  , verloren 
gegangen  oder  vernichtet , oder  sind  von  dem  Arbeitgeber  unzulässige  Merkmale, 
Eintragungen  oder  Vermerke  in  oder  an  dem  Arbeitsbuche  gemacht  ^ oder  wird  von 
dem  Arbeitgeber  ohne  rechtmässigen  Grund  die  Aushändigung  des  Arbeitsbuches  ver- 
weigert, so  kann  die  Ausstellung  eines  neuen  Arbeitsbuches  auf  Kosten  des  Arbeit- 
gebers bcan-sprucht  werden. 

Ein  Arbeitgeber,  welcher  das  Arbeitsbuch  seiner  gesetzlichen  Verpflichtung  zuwider 
nicht  rechtzeitig  ausgehändigt  oder  die  vorschriftsmässigen  Eintragungen  zu  machen 
unterlassen  oder  unzulässige  Eintragungen  oder  Vermerke  gemacht  hat,  ist  dem  Ar- 
beiter entschädigungspflichtig.  Der  Anspruch  auf  Entschädigung  erlischt,  wenn  er 
nicht  innerhalb  vier  Wochen  nach  seiner  Entstehung  im  Wege  der  Klage  oder  Ein- 
rede geltend  gemacht  ist. 

§ 113.  Beim  Abgänge  können  die  Arbeiter  ein  Zeugnis  über  die  Art  und  Dauer 
ihrer  Beschäftigung  fordern. 

Dieses  Zeugnis  ist  auf  Verlangen  der  Arbeiter  auch  auf  ihre  Führung  und  ihre 
Leistungen  auszudehnen. 

Jede  Kennzeichnung  der  Zeugnisse,  welche  bewirken  soll,  dass  der  Inhaber  in  seinem 
Fortkommen  behindert  werde,  ist  verboten. 

Absatz  3 (Neu.)  Ist  der  Arbeiter  minderjährig,  so  kann  das  Zeugni.s  von  dem 
Vater  oder  Vormund  gefordert  werden.  Diese  können  verlangen , dass  das  Zeugnis 
nicht  an  den  Minderjährigen,  sondern  an  sie  ausgehändigt  werde.  Mit  Genehmigung 
der  Gemeindebehörde  kann  auch  gegen  den  Willen  des  Vaters  oder  Vormundes  die 
Aushändigung  unmittelbar  an  den  Arbeiter  erfolgen. 

§ 114.  (Unverändert.)  Auf  Antrag  des  Arbeiters  hat  die  Ortspolizeibehörde  die  Ein- 
tragung in  das  Arbeitsbuch  und  das  dem  Arbeiter  etwa  ausgestellte  Zeugnis  kosten- 
und  stempelfrci  zu  beglaubigen. 

§ 120.  Die  Gewerbeuntcmchmer  sind  verpflichtet , ihren  Arbeitern  unter  achtzehn 
Jahren,  welche  eine  von  der  Gemeindebehörde  oder  vom  Staate  als  Fortbildungsschule 
anerkannte  Unterrichtsanstalt  besuchen,  hierzu  die  erforderlichenfalls  von  der  zustän- 
digen Behörde  fcstzusctzcndc  Zeit  zu  gewähren.  An  Werktagen  ist  der  Unterricht  in 
die  Arbeitszeit  der  jungen  Leute  zu  legen. 

Als  Fortbildungsschulen  im  .Sinne  dieser  Bestimmung  gelten  auch  Anstalten  , in 
welchen  Untcnichl  in  weiblichen  Hand-  und  Hausarbeiten  erteilt  wird. 
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Durch  Ortsstatnt  (§142)  kann  für  Arbeiter  unter  achtzehn  Jahren  die  Verpfltchlcs| 
zum  Besuche  einer  Fortbildungsschule,  soweit  diese  Verpflichtung  nicht  lande^cseu- 
lich  besieht,  begründet  werden.  Auf  demselben  Wege  können  die  zur  Durchfahranj 
dieser  Verpflichtung  erforderlichen  Bestimmungen  gelrofifen  werden.  Insbesoodm 
können  durch  das  Ortsstatut  die  zur  Sicherung  eines  regelmässigen  Schulbesuchs  des 
Schulpflichtigen,  sowie  deren  Ellern,  Vormündern  und  Arbeitgebern  obUegendeo  Va* 
pflichtungen  bestimmt  und  diejenigen  Vorschriften  erlassen  werden,  durch  welche  <he  Ord- 
nung in  der  Fortbildungsschule  und  ein  gebührliches  Verhalten  der  Schüler  gesichert  wird 

III.  Lehrlingsverhältnisse. 

§§  126  bis  133.  (Unverändert.) 

IV.  Verhältnisse  der  Fabrikarbeiter. 

§ 135.  Kinder  unter  dreizehn  Jahren  dürfen  in  Fabriken  nicht  beschäftigt  acnlci. 
Kinder  über  dreizehn  Jahre  dürfen  in  Fabriken  nur  beschäftigt  werden,  wenn  sie  D>ck 
mehr  zum  Besuche  der  Volksschule  verpflichtet  sind. 

Die  Beschäftigung  von  Kindern  unter  vierzehn  Jahren  darf  die  Dauer  von  secb 
Stunden  täglich  nicht  überschreiten. 

Junge  Leute  zwischen  vierzehn  und  sechzehn  Jahren  dürfen  in  Fabriken  nicht  läBScr 
als  zehn  Stunden  täglich  beschäftigt  werden. 

(Alinea  4 abgelehnt.) 

§ 136.  (Unverändert.) 

§ 137.  Absatz  I bis  4.  (Neu.)  Arbeiterinnen  dürfen  in  Fabriken  nicht  in  der  Sach- 
zeit  von  8*/t  Uhr  abends  bis  5V*  Uhr  morgens  und  am  Sonnabend  sowie  an  Vor- 
abenden der  Festtage  nicht  nach  5V1  Uhr  nachmittags  beschäftigt  werden. 

Die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  über  sechszehn  Jahre  darf  die  Dauer  von  df 
Stunden  täglich  nicht  überschreiten. 

Zwischen  den  Arbeits-slunden  muss  den  Arbeiterinnen  eine  mindestens  einstüodt^ 
Mittagspause  gewährt  werden. 

Verheiratete  Frauen  dürfen  höchstens  zehn  Stunden  täglich  beschäftigt  werdw 

Wöchnerinnen  dürfen  während  sechs  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  nicht  beschaü'|t 
werden. 

^ 138.  (Unverändert.) 

§ 138  a.  (Neu.)  Wegen  aussergewöhiilicher  Häufung  der  Arbeit  kann  auf  Aotrag  da 
Arbeitgebers  die  untere  V’crwaUungsbehörde  auf  die  Dauer  ^on  vieachn  Tagen  dk 
Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  über  sechszehn  Jahren  bis  zehn  Uhr  abends  an  do 
Wochentagen  ausser  .Sonnabend  unter  der  Voraussetzung  gestatten , da«  die  täglick« 
Arbeitszeit  zwölf  Stunden  nicht  überschreitet.  Innerhalb  eines  Kalenderjahr«  dan 
die  Erlaubnis  einem  Arbeitgeber  für  mehr  als  vierzig  Tage  nicht  erteilt  werden.  Dff 
Antrag  ist  schriftlich  zu  stellen  und  muss  den  Grund,  aus  welchem  die  Erlaubnis  be- 
antragt wird , die  Zahl  der  in  Betracht  kommenden  Arbeiterinnen , das  Mas»  der 
längeren  Beschäftigung,  sowie  den  Zeitraum  angeben,  für  welchen  tiieselbc  aaltfeade# 
soll.  Der  Bescheid  auf  den  Antrag  ist  binnen  drei  Tagen  schriftlich  zu  erteilen- 
gen  die  Versagung  der  Erlaubnis  steht  die  Beschwerde  an  die  Vorgesetzte  Behörde  ra. 

Die  untere  Verwaltungsbehörde  hat  über  die  Fälle,  in  welchen  die  Erlaubnis  erteüt 
worden  ist,  ein  Verzeichnis  zu  führen,  in  welches  der  Name  des  Arbdlgcbers  ooddt 
für  den  schriftlichen  Antrag  vorgeschriebenen  Angaben  cinzutragen  sind. 

Die  untere  Verwaltungsbehörde  kann  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  aber 
sechszehn  Jahre,  welche  kein  Hauswesen  zu  besorgen  haben  und  zum  Besuch  eine 
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ForthiMung&schule  nicht  verpflichtet  sind,  bei  den  im  § 105  c Absatz  i unter  Ziffer  2 
und  3 bezcichnelen  Arbeiten  Sonnabend  nachmittags  nach  5’/*  ^'hr,  jedoch  nicht  für 
mehr  als  vierzig  Tage  innerhalb  eines  Kalenderjahres,  gestatten.  Die  Erlaubnis  ist 
schriftlich  zu  erteilen,  vom  Arbeitgeber  zu  verwahren. 

§ *39‘  Wenn  Naturereignisse  oder  Unglücksfälle  den  regelmässigen  Betrieb  einer 
Fabrik  unterbrochen  haben,  so  können  Ausnahmen  von  den  in  §§  135  Absatz  2 bis  4, 
136,  137  Absatz  I bis  4 vorgesehenen  Beschränkungen  auf  die  Dauer  von  vier  Wo- 
chen durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde,  auf  längere  Zeit  durch  den  Reichskanzler 
zugclassen  werden.  In  dringenden  Fallen  solcher  Art,  sowie  zur  Verhütung  von  ün- 
glücksfällen  kann  die  untere  Verwaltungsbehörde,  jedoch  höchstens  auf  die  Dauer  von 
vierzehn  Tagen,  solche  Ausnahmen  gestatten. 

Wenn  die  Natur  des  Betriebes  oder  Rücksichten  auf  die  Arbeiter  in  einzelnen 
Fabriken  es  erwünscht  erscheinen  lassen,  dass  die  Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen  oder 
jugendlichen  Arbeiter  in  einer  anderen  als  der  durch  §§  136  und  137  Absatz  i,  3 und  4 
vorgesehenen  Weise  geregelt  wird  , so  kann  auf  besonderen  Antrag  eine  anderweite 
Regelung  hinsichtlich  der  l’ausen  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde,  im  übrigen 
durch  den  Reichskanzler  gestattet  werden.  Jedoch  dürfen  in  solchen  Fällen  die  ju- 
gendlichen Arbeiter  nicht  länger  als  sechs  Stunden  beschäftigt  werden,  wenn  zwischen 
den  Arbeitsstunden  nicht  Pausen  von  zusammen  mindestens  einstündiger  Dauer  ge- 
währt werden. 

Die  auf  Grund  vorstehender  Bestimmungen  zu  treffenden  Verfügungen  müssen  schrift- 
lich erlassen  werden. 

§ 139a.  Der  Bundesrat  Ul  ermächtigt: 

I.  die  Verwendung  von  Arbeiterinnen,  sowie  von  jugendlichen  Arbeitern  für  gewisse 
Fabrikationszweige,  welche  mit  besonderen  Gefahren  für  Gesundheit  oder  Sittlich- 
keit verbunden  sind,  gänzlich  zu  untersagen  oder  von  besonderen  Bedingungen  ib’ 
hängig  zu  machen ; 

(Ziffer  2 abgelehnt.) 

3.  für  Fabriken , welche  mit  ununterbrochenem  Feuer  betrieben  werden , oder 
welche  sonst  durch  die  Art  des  Betriebes  auf  eine  regelmässige  Tag-  und  Nacht- 
arbeit angewiesen  sind,  sowie  für  solche  Fabriken  und  Werkstätten,  deren  Betrieb 
eine  Einteilung  In  regelmässige  Arbeitsschichten  von  gleicher  Dauer  nicht  gestattet 
oder  seiner  Natur  nach  auf  bestimmte  Jahreszeiten  beschränkt  ist , Ausnahmen  von 
den  in  §§  135  Absatz  2 bis  4,  136,  137  Absatz  i bis  3 vorgesehenen  Bestimmungen 
nachzulassen.  Jedoch  darf  in  solchen  Fällen  die  Arbeitszeit  für  Kinder  die  Dauer 
von  sechsunddreissig,  für  Arbeiterinnen  über  16  Jahre  von  vicrundsechszig  Stunden, 
für  junge  Leute  die  Dauer  von  scchszig,  in  Ziegeleien  von  vierundsechszig  Stunden 
wöchentlich , bei  Nachtzeit  nicht  zehn  Stunden  überschreiten  , und  sind  zwischen 
diesen  Arbeitsstunden  Pausen  von  zusammen  mindestens  einer  Stunde  zu  gewähren. 
Die  durch  Beschluss  des  Bundesrats  getroffenen  Bestimmungen  sind  durch  das 
Rcichsgeselzblall  zu  veröffentlichen  und  dem  Reichstage  spätestens  in  der  nächsten 
Session  vorzulegen. 

Resolution. 

Die  Regierung  zu  ersuchen,  mit  der  Frist  des  § 137  Absatz  5 die  Frist  des  § 20 
Nr.  2 des  Krankenversicherungsgesetzes  bei  nächster  Revision  desselben  in  Ueberein- 
stimmung  zu  setzen. 

Berlin  , den  1.  Juli  1890. 
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Antrag  der  sozialdemokratischen  Fraktion  zur  Abänderung 
der  Gewerbeordnung. 


Der  Reichstag  wolle  beschliessen:  dem  nachstehenden  Geselientwurf  die  verfassungs- 
mässige Zustimmung  zu  erteilen: 


Gesetz , betreffend  die  Abänderung  der  Titel  I , II , VII » IX , X und  der 
Schlussbestimmungen  der  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich. 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  Preussen  etc. 
verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrats  und  des 
Reichstags,  was  folgt : 

Artikel  I. 

Dem  Titel  I der  Gewerbeordnung  wird  folgendes  hinzugefiigt : 

§ 13  a.  In  Straf-,  Versorgungs-  und  Beschäftigungsanslalten,  welche  aus  offen tlicheo 
Mitteln  unterhalten  oder  unterstützt  werden,  sind  in  erster  Reihe  gewerbliche  Arbeiten 
für  den  eigenen  Bedarf,  den  Bedarf  des  Reichs,  eines  Staats  oder  eines  G«m«nde- 
verbandes  auszufUhren.  Der  Verkauf  gewerblicher  Erzeugnisse  für  eigene  Rechnimi:;. 
für  Rechnung  des  Reiches,  eines  Staates  oder  eines  Gemcindeverbandes  darf  nur  m 
den  marktmässigen  Preisen  statthnden. 

Artikel  II. 

Der  § 14  der  Gewerbeordnung  wird  aufgehoben  und  durch  folgende  Bestimmungen 
ersetzt : 

§ 14.  Wer  den  selbständigen  Betrieb  eines  stehenden  Gewerbes  anfdngt,  muss  der 
für  den  Ort,  w*o  solches  geschieht,  nach  den  Bundesgesetzen  zuständigen  Behörde 
Anzeige  davon  machen.  Diese  Anzeige  liegt  auch  demjenigen  ob,  welcher  zum  Be- 
triebe eines  Gewerbes  im  ümherziehen  (Titel  III)  befugt  ist 

Wer  für  eigene  Rechnung  oder  für  Rechnung  Anderer  oder  im  Aufträge  Anderer 
ein  Gewerbe  betreiben  will,  hat  bei  Eröffnung  des  Gewerbebetriebs  die  Betriebsstättc 
desselben,  sowie  jeden  späteren  Wechsel  der  Betriebsstätte  spätestens  am  Tage  seines 
Eintritts  der  zuständigen  Behörde  seines  Wohnorts  und  dem  Arbeitsamt  seines  Be- 
zirks (§  33)  anzugeben. 

Ausserdem  hat,  wer  Versicherungen  für  eine  Mobiliar-  oder  Immobiliar-Feuerver- 
sicherungsanstalt  als  Agent  oder  Unleragent  vermitteln  will , bei  Uebemahme  der 
Agentur,  und  derjenige,  welcher  dieses  Geschäft  wieder  aufgibt , oder  welchem  die 
Versicherungsanstalt  den  Auftrag  wieder  entzieht,  innerhalb  der  nächsten  acht  Tage 
der  zuständigen  Behörde  seines  Wohnorts  davon  Anzeige  zu  machen. 

Artikel  111. 

Der  l'itel  VII  der  Gewerbeordnung  wird  aufgehoben  und  durch  folgende  Bestun- 
raungen  ersetzt; 
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Titel  VII.  Verhältnisse  des  gewerblichen  und  kaufmännischen  Hilfspersonals« 
einschliesslich  der  Lehrlinge.  Dauer  und  Regelung  ihrer  Beschäftigung. 

§ 105,  Die  Fcstselzung  der  VerhäUnisse  zwischen  den  Unlcmchmcrn  oder  ihren 
Bevollmächtigten  einerseits  und  ihrem  gewerblichen  Hilfspersonale  andererseits  ist, 
vorbehaltlich  der  durch  Reichsgesetz  begründeten  Beschränkungen,  Gegenstand  freier 
Uebereinkunft. 

Das  Hilfspersonal  ist  in  der  Wahl  der  Unternehmer  unbeschränkt. 

§ 106.  In  Unternehmungen,  welche  unter  dieses  Gesetz  fallen,  darf  die  Arbeitszeit 
für  alle  über  sechzehn  Jahre  alten  Ililfspersonen  vom  Tage  des  Inkrafttretens  dieses 
Gesetzes  an  täglich  höchstens  zehn  Stunden,  an  Sonnabenden  (Samstagen),  Voraben- 
den der  hohen  Feste  höchstens  acht  Stunden,  ausschliesslich  der  I’ausen,  währen. 

Vom  I.  Januar  1894  an  wird  die  höchstzulässige  Arbeitszeit  auf  täglich  neun,  vom 
1.  Januar  1898  an  auf  acht  Stunden  herabgesetzt. 

Bei  Arbeiten  unter  Tag  (in  Bergw’crkcn,  Salinen  etc.)  oder  in  Betrieben,  in  denen 
ununterbrochen  Tag-  und  Nachtarbeit  stattfindet,  darf  die  tägliche  Arboitsschicht  acht 
Stunden  nicht  überschreiten;  bei  Arbeiten  unter  Tage  ist  hierbei  die  Zeitdauer  der 
Ein-  und  Ausfahrt  in  die  Arbeitszeit  einzurechnen. 

Jugendliche  Ililfspersonen  im  Alter  von  vierzehn  bis  sechzehn  Jahren  dürfen  täg- 
lich nicht  über  acht  Stunden  beschäftigt  wertlen. 

Kürzere  Arbeitsschichten  sind  der  freien  Verabredung  beider  vertragschliessenden 
Teile  überlassen. 

§ 106  a.  In  der  Zeit  vom  l.  April  bis  30.  September  darf  die  Arbeitsschicht  für 
Betriebe  nach  § 106  Absatz  I nicht  vor  morgens  6 Uhr,  vom  l.  Oktober  bis  31.  März 
nicht  vor  morgens  7 Uhr  beginnen  und  muss  spätestens  abends  7 Uhr  beendet  sein. 

ln  der  Arbeitsschicht  müssen  Pausen  von  mindestens  zwei  Stunden  eintrelen.  Die 
Arbeitsstunden  sind  nach  der  öffentlichen  Uhr  zu  richten  und  sind  dem  Arbeitsamt 
des  Bezirks  anzuzeigen.  Das  Verlassen  der  Arbeitsstätten  während  der  Pausen  darf 
dem  Hilfspersonale  nicht  untersagt  werden. 

Das  Arbeitsamt  ist  befugt,  unter  Zustimmung  der  Arbeitskammer  134),  für  Be- 
triebe , wo  dies  im  Interesse  aller  Beteiligten  liegt , den  Beginn  der  Arheitsschicht 
während  der  Sommerszeit  eine  Stunde  früher  zu  gestatten,  in  welchem  Falle  die  Ar- 
beitsschicht eine  Stunde  früher  zu  endigen  hat.  Ferner  kann  das  Arbeitsamt  unter 
Zustimmung  der  Arbeitskammer  die  Verkürzung  der  Pausen  bis  auf  eine  Stunde  ge- 
währen , um  einen  entsprechend  früheren  Schluss  der  Arbeitsschicht  herbeizufÜhren, 

Das  Arbeitsamt  ist  ferner  befugt,  eine  Verlängerung  der  gesetzlichen  Arbeilsschichl 
um  höchstens  zwei  Stunden  täglich  und  auf  höchstens  drei  Wochen  ausnahmsweise 
zu  gestatten,  wenn  Naturereignisse  oder  UnglücksPUle  den  regelmässigen  Betrieb  unter- 
brochen hüben. 

Für  Hilfspersonen,  die  während  der  Mittagspause  ihre  Wohnung  nicht  erreichen 
können  und  das  Mittagessen  in  der  Betriebsställe  einzunehmen  gezwungen  sind  , ist 
der  Unternehmer  verpflichtet,  ausserhalb  der  Arbeitsräume  und  in  der  kalten  Jahreszeit 
geheizte  Räumlichkeiten  unentgeltlich  zur  Verfügung  zu  stellen. 

§ 107.  An  Sonn-  und  Festtagen  ist  gewerbliche  Arbeit  verboten.  Zwischen  der 
Beendigung  und  dem  Wiederbeginn  der  Arbeit  muss  eine  Ruhepause  von  36  Stunden, 
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und  wenn  zwei  Feiertage  einander  folgen,  eine  solche  von  6o  Stunden  liegen.  Aus- 
genommen hiervon  ist  die  Beschäftigung  bei  Verkehrs-  und  Transportanstalten,  sovek 
sic  den  notwendigen  Betrieb  derselben  betrifft,  bei  Gxstwirtschaften  aller  Art,  60ou- 
lichen  Erholungs-  oder  Vergnügungsanstalten  , sowie  bei  denjenigen  Gcwcrl>en , die 
ihrer  Natur  nach  einen  ununterbrochenen  Betrieb  erfordern. 

Verkaufsstellen  aller  Art  dürfen  an  Sonn-  und  Festtagen  höchstens  fünf  Slunder. 
geöffnet  und  müssen  spätestens  nachmittags  4 Uhr  geschlossen  sein.  Die  nähere 
2^itbestimmung  steht  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zu. 

Welche  Tage  als  h'esltage  gelten,  bestimmen  die  Landesregierungen. 

Das  Arbeitsamt  ist  befugt,  die  Arbeit  an  Sonn-  und  Festtagen  zeitweilig  und  »as- 
nahmsweise  zu  gestatten,  wenn  UnglücksfHUe  oder  Naturereignisse  den  regclmässign: 
Betrieb  unterbrochen  haben  oder  der  Betrieb  sich  zur  Verhütung  von  UnglückiTallec 
als  unumgänglich  notwendig  erweist. 

Die  Arbeit  in  den  für  Werktage  vorgeschriebenen  Schranken  ist  ferner  gestattet 
wo  Märkte  oder  Messen  in  Sonn-  oder  Festtage  fallen.  Das  Nähcie  bestitnim  dte 
höhere  Verwaltungsbehörde. 

IlilfspersüDcn , die  bei  regelmässigem  Sonn-  und  Festlagsbctrieb  beschäftigt  sind, 
ist  in  der  Woche  eine  ununterbrochene  Ruhezeit  von  36  Stunden  zu  gewähren, 

§ 108.  Die  Nachtarbeit  ist  verboten. 

Das  Arbeitsamt  ist  befugt,  unter  Zustimmung  der  Arbeitskammern  dieselbe  zu  gestalt«: 

al  bei  dem  Betrieb  von  Verkehrs-  und  Transportanstallen ; 

b)  bei  solchen  Gewerben,  die  ihrer  Natur  nach  Nachtarbeit  erfordern. 

Uilfspersonen,  die  eine  volle  Schicht  bei  regelmässiger  Nachtarbeit  beschäftigt  warea 
dürfen  in  der  darauf  folgenden  Tagesschicht  nicht  beschäftigt  werden. 

Hilfspersonen,  die  bei  regelmässiger  Nachtarbeit  , aber  nicht  in  voller  Schiebt  be- 
schäftigt [waren  , ist  von  dem  Zeitpunkt  der  Beendigung  der  Arbeit  bis  10  ihr«: 
Wiederbeginn  eine  Ruhezeit  von  mindestens  acht  Stunden  zu  gewähren. 

§ 108  a.  Für  Arbeiterinnen  jeglichen  Alters  und  männliche  Arbeiter  unter  achöelas 
Jahren  ist  die  regelmässige  Nachtarbeit  verboten.  Auch  dürfen  Arbeiterinnen  jeg- 
lichen Alters  weder  auf  Hochbauten  noch  unter  Tag  beschäftigt  werden. 

§ 108 b.  Das  Arbeitsamt  ist  befugt,  Nachtarbeit  vorübergehend  zu  gestatten: 

a)  wenn  Naturereignisse  oder  Unglücksfällc  den  regelmässigen  Betrieb  unlcrbTOch» 

haben ; 

b)  wenn  Nachtarbeit  sich  zur  Verhütung  von  Ungliicksfällcn  als  unumgänglich  not- 
wendig erweist. 

§ 109.  Wöchnerinnen  dürfen  vor  und  nach  ihrer  Niederkunft  im  ganzen  währod 
acht  Wochen  nicht  beschäftigt  werden  und  darf  eine  Kündigung  oder  Entlassung  der- 
selben aus  der  Arbeit  während  dieser  Zeit  nicht  stattfinden. 

§ 109  a.  Das  Reichs-Arbeitsamt  (§  132)  kann  die  Verwendung  von  jugendlichen, 
sowie  weiblichen  Hilfspersonen  in  Betrieben,  welche  mit  besonderen  Gefahren  fiir 
Gesundheit  und  .Sittlichkeit  verbunden  sind,  gänzlich  untersagen  oder  von  besoodercE 
Bedingungen  abhängig  machen. 

§ 109  b.  Arbeitsmethoden,  welche  die  Gesundheit  der  Arbeiter  besonders  schädig«- 
sind  durch  das  Reichs-Arbeitsamt  zu  verbieten,  sobald  der  Arbeilszwcck  auf  *nd«r^ 
Weise  erreicht  werden  kann. 

§ HO  Ein  Unternehmer,  der  mit  Unterstützung  von  Hilfspersonen  ein  stehendes  G^ 
werbe  betreibt.  Lst  zum  Erlass  einer  Arbeitsordnung  verpflichtet. 

Die  Arbeitsordnung  ist,  nachdem  sie  dem  Hilfspersonal  zur  Meinungsäusserung  r«- 
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gelegt  und  durch  Vcrmiltelun  » des  Arbeiuamlcs  von  der  Arbeitskammer  genehmigt 
worden  ist,  an  einer  dem  Hilfspersonal  leicht  zugänglichen  und  in  die  Augen  fallen- 
den Stelle  in  die  Betriebsstätlc  auszuhängen. 

§ 111.  Die  Arbeitsordnung  muss  enthalten: 

1.  die  Bestimmungen  der  105  — 121  dieses  Gesetzes; 

2.  Bestimmungen  über  Anfang  und  Ende 

a)  der  Arbeitschichten, 

b)  der  Pausen; 

3.  über  die  Zeit  und  Art  der  Ix>hnzahlung; 

4.  über  die  Dauer  der  Kündigungsfristen  und  die  Art  der  Kündigung  mit  der  Mass- 
gabe,  dass  die  Bedingungen  für  beide  Teile  gleich  sind  und  dass  die  Kündigungs- 
frist in  der  Regel  für  gewerbliche  Ililfspcrsonen  vierzehn  Tage  und  für  kaufmännische 
I nifspersonen  einen  Monat  beträgt; 

5.  die  vom  Reichs-Arbeitsamt  in  Berücksichtigung  der  besonderen  Beschaffenheit 
des  Gewerbebetriebs  und  der  Betriebsställe  erlassenen  Anordnungen. 

6.  die  Adresse  des  Arbeitsamts  und  die  bei  demselben  üblichen  Gcschäftslundcn. 
Geldbusscn  wegen  Nichtbeachtung  der  Vorschriften  der  Arbeitsordnung  dürfen  fünf 

Prozent  des  durchschnittlichen  Arbeitstagsvcrdiensles  nicht  überschreiten  und  sind  zum 
Nutzen  des  Hilfspersonals  zu  verwenden. 

Beschwerden  gegen  die  Arbeitsordnung  oder  deren  Handhabung  sind  bei  dem  Ar- 
beitsamte anzubringen  und  durch  die  Arbeitskammer  zu  entscheiden. 

Von  der  Arbeitskammer  nicht  genehmigte  Arbeitsordnungen  haben  für  da.s  Hilfs- 
personal keine  verbindliche  Kraft. 

§ 112,  Die  Hilfspersonen  sind  vcr])flichlet,  den  Anordnungen  der  Unternehmer  in 
Beziehung  auf  die  ihnen  übertragenen  Berufsarbeiten  Folge  zu  leisten ; zu  häuslichen 
Arbeiten  sind  sie  nicht  verbunden. 

§ 113,  Eine  gesetzliche  Verpflichtung  zur  Führung  von  Arbeitsbüchern  besteht  nicht. 
Beim  Abgänge  können  Hilfspersonen  ein  Zeugnis  über  die  Art  und  Dauer  ihrer 
Beschäftigung  fordern,  welches  auf  ihren  Anlr.ig  vom  Arbeitsamt  kosten-  und  stempel- 
frei  zu  beglaubigen  ist.  Dieses  Zeugnis  ist  auf  ihr  Verlangen  auch  auf  die  Führung 
auszudehnen. 

Jede  Kennzeichnung  der  Zeugnisse,  welche  bewirken  soll,  dass  der  Inhaber  in  seinem 
Fortkommen  behindert  werde,  ist  verboten. 

§ 114.  Die  Unternehmer  sind  verpflichtet,  dem  gewerblichen  Hilfspersonal  den  Ix)hn 
wöchentlich,  dem  kaufmännischen  monatlich,  ohne  andere  Abzüge,  als  auf  Grund  aus- 
drücklicher gesetzlicher  Bestimmungen  zulä.ssig  sind,  bar  in  Reichswährung  au.szuzahlcn. 
Als  l.ohnzahltag  gilt  für  das  gewerbliche  Hilfspersonal  der  Freitag  und,  falls  dieser 
ein  Festtag  Ist,  der  diesem  vorhergehcmle  Werktag.  Das  Inncbchalten  verdienten 
Lohnes  ist  verboten.  Bei  Akkordarbeit,  welche  bis  zum  Lohnzahltag  nicht  zum  Ab- 
schluss gebracht  werden  kann,  ist  dem  Arbeitenden  eine  Abschlagszahlung  zu  ge- 
währen, welche  mindestens  die  Höhe  des  für  die  gleiche  Leistung  in  der  Betriebs- 
ställe  geltenden  Duichschnittswochcnlohncs  erreicht. 

§ 115.  Die  Unternehmer  dürfen  ihrem  Hilfsperonal  keine  Waren  borgen  oder  ihnen 
Waren  an  Stelle  von  Gehalt  oder  Lohn  verabreichen  oder  verabreichen  lassen. 

Dagegen  können  dem  Hilfspersonal  Wohnung,  Feuerung.sbedarf,  I^ndnutzung.  regel- 
mässige Beköstigung,  Arzneien  und  ärztliche  Hilfe,  sowie  Werkzeuge  und  Stoffe  zu 
den  ihnen  übertragenen  Arbeiten  als  Gehalt  oder  Lohn  angcrechnel  werden , aber 
nicht  höher  als  zu  den  Selbstkostenpreisen. 
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§ ii6.  Hilfspersonen,  deren  Forderungen  in  einer  den  §§  ri4  und  115  zuwiderU«fea- 
den  Weise  berichtigt  worden  sind,  können  zu  jeder  Zeit  Zahlung  nach  Massgabe  des 
§ 114  verlangen,  ohne  dass  ihnen  eine  Einrede  aus  dem  an  Zahlungsstatt  Gegebeo« 
entgegengesetzt  werden  kann.  Letzteres  fällt,  soweit  es  noch  bei  dem  Empfang« 
vorhanden  oder  dieser  daraus  bereichert  ist,  derjenigen  Hilfskasse  zu,  welcher  dk 
Hilfsperson  angehort , in  Emtangclung  einer  solchen  Hilfskasse  einer  anderen  rar. 
Besten  der  Hilfspersonen  an  dem  Orte  bestehenden,  von  dem  Arbeitsamt  za  bestim- 
menden Kasse. 

§ 117.  Verträge,  welche  den  §§  114  und  115  zuwiderlaufcn,  sind  nichtig.  Daaribe 
gilt  von  Verabredungen  zwischen  den  Unlemehmem  und  den  von  ihnen  besebifögtx 
Hilfspersonen  über  die  Entnahme  der  Bedürfnisse  der  letzteren  aus  gewissen  Ver- 
kaufsstellen. 

Keine  Hilfsperson  kann  zu  Beiträgen  für  sogenannte  Wohlfahrtseinrichtungcn  (B^ 
triebs-Sparkassen  u,  dgl.)  verpflichtet  werden. 

§ 118.  Forderungen  für  Waren,  welche  dem  § 115  zuwider  geborgt  worden  airi. 
können  von  dem  Gläubiger  weder  cingeklagt , noch  durch  Anrechnung  oder  soofl 
gellend  gemacht  werden,  ohne  Unterschied,  ob  ae  zwischen  den  Beteiligten  nnnund- 
bar  entstanden  oder  unmittelbar  erworben  sind  und  fallen  dergleichen  Forderung® 
der  im  § 116  bezcichneten  Kasse  zu. 

§ irg.  Den  Unternehmern  im  Sinne  der  §§  114  bis  118  sind  gleich  zu  achten  der® 
Familienglicdcr,  Gehilfen,  Beauftragte,  Geschäftsführer,  Aufseher  und  Faktorc,  sowx 
andere  Unternehmer,  bei  deren  Geschäft  eine  der  hier  erwähnten  Personen  uninitu!- 
bar  oder  mittelbar  beteiligt  ist. 

Unter  den  in  §§  114  bis  itS  bezcichneten  Hilfspersonen  werden  auch  diejetag® 
Personen  verstanden,  welche  für  bestimmte  Unternehmer  ausserhalb  der  Belricbstit!® 
der  letzteren  mit  der  Anfertigung  gewerblicher  Erzeugnisse  beschäftigt  sind.  (Hcm- 
arbeiter,  Hausindustrielle.) 

§ 120.  Die  Unternehmer  sind  verpflichtet,  bei  der  Beschäftigung  von  Hilfspeisoc® 
unter  achzehn  Jahren  die  durch  das  Alter  derselben  gebotene  besondere  Ruckstds 
auf  Gesundheit  und  Sittlichkeit  zu  nehmen. 

Sie  müssen  Denjenigen  von  ihnen , welche  eine  von  der  Gemeindebehörde  od® 
vom  Staate  als  Fortbildungsschule  anerkannte  Unterrichtsanstalt  besuchen,  hiena  die 
erforderlichenfalls  von  der  zuständigen  Behörde  festzusetzende  Zeit  gewähren  Wc 
eine  landcsgesclzlicbe  Verpflichtung  zum  Besuch  einer  Fortbildungsschule  nicht  be- 
steht, kann  dieselbe  durch  Ortsstatut  vorgcschricbcn  werden.  Sow'cit  der  ünterrich 
in  die  Werktage  fallt,  darf  derselbe  nicht  ausser  der  nach  den  §§  106  und  106a 
gesetzten  Arbeitszeit  slattfinden. 

§ i2oa.  Die  Unternehmer  sind  verpflichtet,  alle  diejenigen  Einrichtungen  bent- 
stellen  und  zu  unterhalten  , welche  mit  Rücksicht  auf  die  besondere  Beschaffccl»cn 
des  Betriebes  und  der  Betriebsstätte  zu  ihunlichstcr  Sicherheit  gegen  Gefahr  förLcb« 
und  Gesundheit  notwendig  sind  und  durch  Verfügung  des  Reichs-Arbeitsamts 
auf  Anordnung  des  Arbeitsamtes  oder  des  Aufsicht  übenden  Beamten  vorgeschriebe^ 
werden. 

jij  121.  Streitigkeiten  der  Unternehmer  mit  ihren  Hilfspersonen,  die  auf  die 
schlossenen  Verträge , den  Antritt , die  Fortsetzung  oder  Aufhebung  des  Arbeks>®- 
hältnlsses,  auf  die  gegenseitigen  Leistungen  aus  demselben,  auf  die  Erteilung  oda 
den  Inhalt  der  Zeugnisse  sich  beziehen,  werden  durch  die  aus  den  Arbcitskamincni 
zu  bildenden  Schiedsgerichte  (§  137)  entschieden. 


Digilized  by  Googic 


Antrag  der  sotialdemokr.  Fraktionzur  Abänderung  der  Gaverbeordnung.  619 

§ 122.  Die  gewerbsmässige  Beschäftigung  von  Kintlcm  unter  vierzehn  Jahren  ist 
verboten. 

§ 123.  Ein  Unternehmer  der  jugendliche  Hilfspersonen  unter  sechzehn  Jahren  be- 
schäftigen will,  hat  vor  dem  Beginn  der  Beschäftigung  dem  Arl>eitsamt  eine  schrift- 
liche Anzeige  zu  machen. 

ln  der  Anzeige  sind  der  Betrieb,  die  Wochentage,  an  welchen  die  Beschäftigung 
statthnden  soll,  sowie  die  Art  der  Beschäftigung  anzugeben.  Eine  Aenderung  hierin 
darf,  abgesehen  von  Verschiebungen,  welche  durch  Ersetzung  behinderter  Arbeiter 
für  einzelne  Arbeitsschichten  notwendig  waren,  nicht  erfolgen,  bevor  eine  entsprechende 
weitere  Anzeige  der  Behörde  gemacht  ist. 

In  jedem  Betrieb  hat  der  Unternehmer  dafür  zu  sorgen,  dass  in  den  Betriebsräumen 
in  welchen  jugendliche  Hilfspersonen  beschäftigt  werden,  an  einer  in  die  Augen 
fallenden  Stelle  ein  Verzeichnis  derselben  unter  Angabe  ihrer  Arbeitstage,  sowie  des 
Beginns  und  Endes  ihrer  Arbeitszeit  und  der  Pausen  ausgehängt  ist.  Ebenso  hat  er 
dafür  zu  sorgen,  dass  in  den  bezeichneten  Räumen  eine  Tafel  ausgehängt  ist,  welche 
in  der  vom  Reichs-Arbeitsamt  zu  bestimmenden  Fassung  und  in  deutlicher  Schrift  einen 
Auszug  aus  den  Bestimmungen  über  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  enthält. 

§ 124.  Ein  Unternehmer,  der  Lehrlinge  beschäftigen  will,  muss  mit  dem  Vater  oder 
Vormund  des  Lehrlings  einen  schriftlichen  Lehrvertrag  abschlicssen. 

Der  Lehrvertrag  ist  auf  Verlangen  durch  das  zuständige  Arbeitsamt  Stempel-  und 
kostenfrei  zu  beglaubigen  und  muss  folgende  Bestimmungen  enthalten: 

a)  über  die  gewerblichen  Verrichtungen,  in  welchen  der  Lehrling  zu  urderrichten  ist; 

b)  über  die  Dauer  der  Lehrzeit,  sowie  die  etwaigen  besonderen  Bedingungen,  unter 

welchen  der  Lehr>*ertrag  vor  Ablauf  der  Lehrzeit  einseitig  aufgehoben  werden  kann ; 

c)  über  Vereinbarung  einer  Probezeit,  innerhalb  welcher  beiden  Teilen  der  Rück- 
tritt vom  Lehrvertrag  freisteht ; 

d)  über  die  Höhe  des  I^hrgeldcs,  beziehentlich  über  die  unentgeltliche  Unterwei- 
sung oder  den  Lohn  des  Lehrlings. 

Die  Lehrzeit  muss  mindestens  zwei  Jahre  währen  und  darf  die  Dauer  von  drei 
Jahren  nicht  überschreiten.  Die  Probezeit  darf  höchstens  sechs  Wochen  dauern  uml 
muss  in  die  Lehrzeit  voll  eingerechnet  werden. 

§ 125.  Der  Lehrhcrr  ist  verpflichtet,  den  Lehrling  in  den  bei  seinem  Betriebe  vor- 
kommenden Arbeiten  des  Gewerbes  in  der  durch  den  Zweck  der  Ausbildung  ge- 
botenen Reihenfolge  und  Ausdehnung  zu  unterweisen.  Er  muss  entweder  selbst  oder 
durch  einen  geeigneten,  ausdrücklich  dazu  bestimmten  Vertreter  die  Ausbildung  des 
l.ehrling$  leiten.  Er  darf  dem  Lehrlinge  die  zu  seiner  Ausbildung  erforderliche  Zeit 
und  Gelegenheit  durch  Verwendung  zu  anderen  Dienstleistungen  nicht  entziehen.  Er 
hat  den  Lehrling  zur  Arbeitsamkeit  und  zu  guten  Sitten  anzuhalten.  Zu  häuslichen 
Dienstleistungen  ist  der  Ivehrling  nicht  verbunden. 

§ 126.  Unternehmer,  welchen  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  aberkannt  sind,  dürfen, 
so  lange  ihnen  diese  Rechte  entzogen  bleiben,  weder  mit  der  Ausbildung  von  l.ehr- 
liogen  sich  befassen,  noch  ist  ihnen  die  Beschäftigung  von  jugendlichen  Hilfspersonen 
unter  sechzehn  Jahren  gestattet. 

§ 127,  Der  Lehrvertrag  wird  durch  den  Tod  des  Lehrherrn  oder  Lehrlings  aufge- 
hoben. Der  Lehrvertrag  kann  ■ seitens  des  Unternehmers  aufgehoben  werden , wenn 
einer  der  in  § 113  vorgesehenen  Fälle  auf  den  Lehrling  Anwendung  fmdeu  Von 
Seiten  des  Ivchrlings  kann  das  Lehrverhältnis  gelöst  werden,  wenn  der  Lehrherr  seine 
gesetzlichen  Verpflichtungen  gegen  den  Lehrling  in  einer  die  Gesundheit,  dieSittlich- 
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§ 105  h.  (iVea.)  Die  Bestimmungen  der  §§  105  a bis  105  g stehen  weitergehenden 
lanclesgcsetzlichen  Beschränkungen  der  Arbeit  an  Sonn-  und  Festtagen  nicht  entgegea. 

Den  Landes-Zentralbehörden  bleibt  Vorbehalten,  für  einzelne  Festtage,  welche  nicht 
auf  einen  Sonntag  fallen,  Abweichungen  von  der  Vorschrift  des  § 105  b Absatz  i zu 
gestatten.  Auf  das  Weihnachls- , Neujahrs-,  Oster-,  Himmelfahrts-  und  Pfingstfest 
findet  diese  Bestimmung  keine  Anwendung. 

§ 106.  (Unverändert.)  Gewerbetreibende,  welchen  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  ab- 
erkannt sind,  dürfen,  so  lange  ihnen  diese  Rechte  entzogen  bleiben,  mit  der  Anlei- 
tung von  Arbeitern  unter  achtzehn  Jahren  sich  nicht  befassen. 

Die  Entlassung  der  dem  vorstehenden  Verbote  zuwider  beschäftigten  Arbeiter  kann 
polizeilich  erzwungen  werden. 

§ 107.  Minderjährige  Personen  dürfen , soweit  reichsgesetzlich  nicht  ein  anderes 
zugelassen  ist,  als  Arbeiter  nur  beschäftigt  werden,  wenn  sie  mit  einem  Arbeitshuche 
versehen  sind.  Bei  der  Annahme  solcher  Arbeiter  hat  der  Arbeitgeber  das  Arbciis- 
buch  einzufordern.  Er  ist  verpilichtct , dasselbe  zu  verwahren , auf  amtliches  Ver- 
langen vorzulegen  und  nach  rechtmässiger  Lösung  des  Arbeitsverhälluisses  wieder 
auszuhändigen.  Die  Aushändigung  erfolgt,  w'enn  der  Arbeiter  das  sechszehnte  Lebens- 
jahr noch  nicht  vollendet  hat,  an  den  V'ater  oder  Vormund,  andernfalls  an  den  Ar- 
beiter selbst , sofern  nicht  der  Vater  oder  Vomiuncl  ausdrücklich  verlangt  hat,  da.ss 
dos  Arbeitsbuch  an  ihn  au.sgchändigt  werde.  Mit  Genehmigung  der  Gemeindebe- 
hörde kann  die  Aushändigung  des  Arbeitsbuches  auch  an  die  Mutter  oder  einen  son- 
stigen Angehörigen  oder  unmittelbar  an  den  Arbeiter  erfolgen.  Zuständig  ist  die 
Gemeindebehörde  des  im  § 108  bezeichncten  Ortes. 

Auf  Kinder,  welche  zum  Besuche  der  Volksschule  verpflichtet  sind,  finden  vor- 
stehende Bestimmungen  keine  Anwendung. 

§ 108.  (Unverändert.)  Dos  Arbeitsbuch  wird  dem  Arbeiter  durch  die  Polizeibehörde 
desjenigen  Ortes , an  welchem  er  zuletzt  seinen  dauernden  Aufenthalt  gehabt  hat, 
wenn  aber  ein  solcher  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  nicht  stattgefuoden  hat, 
von  der  Polizeibehörde  des  von  ihm  zuerst  erwählten  deutschen  Arbeitsortes  kosten- 
und  stempelfrei  ausgestellt.  Die  Ausstellung  erfolgt  auf  Antrag  oder  mit  Zustimmung 
des  V'aters  oder  Vormundes ; ist  die  Erklärung  des  Vaters  nicht  zu  besebatfen , oder 
verweigert  der  Vater  die  Zustimmung  ohne  genügenden  Grund  und  zum  Nacht^e 
des  Arbeiters  , so  kann  die  Gemeindebehörde  die  Zustimmung  desselben  ergätuen. 
Vor  der  Ausstellung  ist  nachzuweisen,  dass  der  Arbeiter  zum  Besuche  der  Volk^hule 
nicht  mehr  verpflichtet  ist,  und  glaubhaft  zu  machen,  dass  bisher  ein  Arbeitsbuch  für 
ihn  noch  nicht  ausgestellt  war. 

§ 109.  (Unverätuleri.)  Wenn  das  Arbeitsbuch  vollständig  ausgefüllt  oder  nicht  mehr 
brauchbar , oder  wenn  es  verloren  gegangen  oder  vernichtet  ist , so  wird  an  Stelle 
desselben  ein  neues  Arbeitsbuch  ausgestellt.  Die  Ausstellung  erfolgt  durch  die  Poli- 
zeibehörde desjenigen  Ortes,  an  welchem  der  Inhaber  des  Arbeitsbuches  zuletzt  seinen 
dauernden  Aufenthalt  gehabt  hat.  Das  ausgefülUe  oder  nicht  mehr  brauchbare  Ar- 
beitsbuch ist  durch  einen  amlliclien  Vermerk  zu  schliessen. 

Wird  das  neue  Arbeitsbuch  an  Stelle  eines  nicht  mehr  brauchbaren,  eines  vcrlorim 
gegangenen  oder  vernichteten  Arbeitsbuches  ausgestellt,  so  ist  dies  darin  zu  vermerken. 
Für  die  Ausstellung  kann  in  diesem  Falle  eine  Gebühr  bis  fünfzig  Pfennig  erhoben  werden 

§ HO.  (Unverändert.)  Das  Arbeitsbuch  (§  108)  muss  den  Namen  des  Arbeiters,  Ort, 
Jahr  und  Tag  seiner  Geburt,  Namen  und  letzten  Wohnort  seines  Vaters  oder  Vor- 
mundes und  die  Unterschrift  des  Arbeiters  enthalten.  Die  Ausstellung  erfolgt  unter 
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dem  Siegel  und  der  Unterschrift  der  Behörde.  Letztere  hat  über  die  von  ihr  ausge^ 
stellten  Arbeitsbücher  ein  Vcrieichnis  zu  führen 

Die  Einrichtung  der  Arbeitsbücher  wird  durch  den  Reichskanzler  bestimmt. 

§ m.  (Unverändert.)  Bei  dem  Eintritte  des  Arbeiters  in  das  Arheitsverhältnis  hat 
der  Arbeitgeber  an  der  dafür  bestimmten  Stelle  des  Arbeitsbuches  die  Zeit  des  Ein- 
trittes und  die  Art  der  Beschäftigung,  am  Ende  des  Arbeilsverhältnisses  die  Zelt  des 
Austrittes  und,  wenn  die  Beschäftigung  Aenderungen  erfahren  hat,  die  Art  der  letzten 
Beschäftigung  des  Arbeiters  einzutragen. 

l>ie  Eintragungen  sind  mit  Tinte  zu  bewirken  und  von  dem  Arbeitgeber  oder  dem 
dazu  bevollmächtigten  Betriebsleiter  zu  unterzeichnen.  Sie  dürfen  nicht  mit  einem 
Merkmal  versehen  sein  , welches  den  Inhaber  des  Arbeitsbuches  günstig  oder  nach- 
teilig zu  kennzeichnen  bezweckt. 

Die  Eintragung  eines  Urteils  über  die  Führung  oder  die  Leistungen  des  Arbeiters 
und  sonstige  durch  dieses  Gesetz  nicht  vorgesehene  Eintragungen  oder  Vermerke  In 
oder  an  dem  Arbeitsbuche  sind  unzulässig. 

§ 112  Ist  das  Arbeitsbuch  bei  dem  Arbeitgeber  unbrauchbar  geworden,  verloren 
gegangen  oder  vernichtet , oder  sind  von  dem  Arbeitgeber  unzulässige  Merkmale, 
Eintragungen  oder  Vermerke  in  o<ler  an  dem  Arbeitsbuche  gemacht , oder  wird  von 
dem  Arbeitgeber  ohne  rechtmässigen  Grund  die  Aushändigung  des  Arbeitsbuches  ver- 
weigert, so  kann  die  Ausstellung  eines  neuen  Arbeitsbuches  auf  Kosten  des  Arbeit- 
gebers beansprucht  werden. 

Ein  Arbeitgeber,  welcher  das  Arbeitsbuch  seiner  gesetzlichen  Verpflichtung  zuwider 
nicht  rechtzeitig  ausgehändigt  oder  die  vorschriftsmässigen  Eintragungen  zu  machen 
unterlassen  oder  unzulässige  Eintragungen  oder  Vermerke  gemacht  hat , ist  dem  Ar- 
beiter entschädigungspflichtig.  Der  Anspruch  auf  Entschädigung  erlischt,  wenn  er 
nicht  innerhalb  vier  Wochen  nach  seiner  Entstehung  im  Wege  der  Klage  oder  Ein- 
rede geltend  gemacht  ist. 

§ 115.  Beim  Abgänge  können  die  Arbeiter  ein  Zeugnis  über  die  Art  und  Dauer 
ihrer  Beschäftigung  fordern. 

Dieses  Zeugnis  ist  auf  Verlangen  der  Arbeiter  auch  auf  ihre  Führung  und  ihre 
Leistungen  auszudehnen. 

Jede  Kennzeichnung  der  Zeugnisse,  welche  bewirken  soll,  dass  der  Inhaber  in  seinem 
Fortkommen  behindert  werde,  ist  verboten. 

Absatz  3 (Neu.)  Ist  der  Arbeiter  minderjährig,  so  kann  das  Zeugni.s  von  dem 
Vater  oder  Vormund  gefordert  werden.  Diese  können  verlangen  , dass  das  Zeugnis 
nicht  an  den  Minderjährigen,  sondern  an  sie  ausgehändigt  werde.  Mit  Genehmigung 
der  Gemeindebehörde  kann  auch  gegen  den  Willen  des  Vaters  oder  Vormundes  die 
Aushändigung  unmittelbar  an  den  Arbeiter  erfolgen. 

§ 114.  (Unverändert.)  Auf  Antrag  des  Arbeiters  hat  die  OrlspolizdbehÖrde  die  Ein- 
tragung in  das  Arbeitsbuch  und  das  dem  Arbeiter  etwa  ausgestellte  Zeugnis  kosten- 
und  stcmpclfrei  zu  beglaubigen. 

§ 120.  Die  Gewcrbcuntemehmcr  sind  verpflichtet , ihren  Arbeitern  unter  achtzehn 
Jahren,  welche  eine  von  der  Gemeindebehörde  oder  vom  Staate  als  Fortbildungsschule 
anerkannte  Unterrichtsanstalt  besuchen,  hierzu  <lie  erforderlichenfalls  von  der  zustän- 
digen Behörde  festzusetzende  Zeit  zu  gewähren.  An  Werktagen  ist  der  Unterricht  in 
die  Arbeitszeit  der  jungen  Leute  zu  legen. 

Als  Fortbildungsschulen  im  Sinne  dieser  Bestimmung  gellen  auch  Anstalten  , in 
welchen  Unterricht  in  weiblichen  Hand-  und  Hausarbeiten  erteilt  wird. 
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Durch  Ort&statut  (§142)  kann  für  Arbeiter  unter  achUehn  Jahren  die  Verpflichtnof 
zum  Besuche  einer  Fortbildungsschule,  soweit  diese  Verpflichtung  nicht  lamdesf^eseu- 
lieh  besteht,  begründet  werden.  Auf  demselben  Wege  können  die  inr  Durchfuhrezsg 
dieser  Verpflichtung  erforderlichen  Bestimmungen  getroffen  werden.  Insbesondere 
können  durch  das  Ortsstatut  die  zur  Sicherung  eines  regelmässigen  5k:hulbesuchs  des 
Schulpflichtigen,  sowie  deren  Eltern,  Vormündern  und  Arbeitgebern  obli^cndcn  Ver- 
pflichtungen bestimmt  und  diejenigen  Vorschriften  erlassen  werden,  durch  w elche  die  Ord- 
nung in  der  Fortbildungsschule  und  ein  gebührliches  V'crhalten  der  Schüler  gesichert  wird 

IIL  Lehrlingsverhältnisse. 

§§  126  bis  133.  (Unverändert.) 

IV.  Verhältnisse  der  Fabrikarbeiter. 

§ 13s  • Kinder  unter  dreizehn  Jahren  dürfen  In  Fabriken  nicht  beschäftigt  werd«, 
Kinder  über  dreizehn  Jahre  dürfen  in  Fabriken  nur  beschäftigt  werden,  wenn  ae  nkhi 
mehr  zum  Besuche  der  Volksschule  verpflichtet  sind. 

Die  Beschäftigung  von  Kindern  unter  vierzehn  Jahren  darf  die  Dauer  von  sechs 
Stunden  täglich  nicht  überschreiten. 

Junge  heute  zwischen  vierzehn  und  sechzehn  Jahren  dürfen  in  Fabriken  nicht  länger 
als  zehn  Stunden  täglich  besch.äftigt  werden. 

(Alinea  4 abgelehnt.) 

§ 136.  (Unverändert.) 

§ 137.  Absatz  I bis  4.  (Neu.)  Arbeiterinnen  dürfen  in  Fabriken  nicht  in  der  Nacht- 
zeit von  8*/*  Uhr  abends  bis  5’/s  Uhr  morgens  und  am  Sonnabend  sowSc  an  Vor- 
abenden der  Festtage  nicht  nach  5'/«  Uhr  nachmittags  beschäftigt  werden. 

Die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  über  sechszehn  Jahre  darf  die  Dauer  von  df 
Stunden  täglich  nicht  überschreiten. 

Zwischen  den  Arbeitsstunden  muss  den  Arbeiterinnen  eine  mindestens  einständ^ 
Mittagspause  gewährt  werden. 

Verheiratete  Frauen  dürfen  höchstens  zehn  Stunden  täglich  beschäftigt  werden. 

Wöchnerinnen  dürfen  während  sechs  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  nicht  bescbifttgl 
werden. 

§ 138.  (Unverändert.) 

§ 138  a.  (Neu.)  Wegen  ausscrgewöhnlicher  Häufung  der  Arbeit  kann  auf  Antrag  des 
Arbeitgebers  die  untere  Verwaltungsbehörde  auf  die  Dauer  von  vicaehn  Tagen  die 
Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  über  sechszchn  Jahren  bis  zehn  Uhr  abends  an  den 
Wochentagen  ausser  Sonnabend  unter  der  Voraussetzung  gestatten , dass  die  lägikbe 
Arbeitszeit  zwölf  Stunden  nicht  überschreitet.  Innerhalb  eines  Kalenderjahres  darf 
die  Erlaubnis  einem  Arbeitgeber  für  mehr  al.s  vierzig  Tage  nicht  erteilt  werden. 
Antrag  ist  schriftlich  zu  stellen  und  muss  den  Grund,  aus  welchem  die  Erlaubnis  be- 
antragt wird  , die  Zahl  der  in  Betracht  kommenden  Arbeiterinnen , das  Maas  der 
längeren  Beschäftigung,  sowie  den  Zeitraum  angeben,  für  welchen  tlicselbe  stattflodai 
soll.  Der  Bescheid  auf  den  Antrag  ist  binnen  drei  Tagen  schriftlich  zu  erteilen.  Ge- 
gen die  Versagung  der  Erlaubnis  steht  die  Beschwerde  an  die  Vorgesetzte  Behörde  za. 

Die  untere  Verwaltungsbehörde  hat  über  die  Fälle,  in  welchen  die  Erlaubnis  erteilt 
worden  ist,  ein  Verzeichnis  zu  führen,  in  welches  der  Name  des  Arbeitgebers  und  d.-« 
für  den  schriftlichen  Antrag  vorgeschricbenen  Angaben  einzutragen  sind. 

Die  untere  Verwaltungsbehörde  kann  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  ober 
sechszehn  Jahre,  welche  kein  Hauswesen  zu  besorgen  haben  und  rum  Besuch  einer 
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lieh  - zu  vernehmen  und  überhaupt  alle  diejenigen  Erhebungen  zu  veranstalten,  die 
es  für  die  zu  erteilende  Entscheidung  für  nötig  erachtet. 

Das  Schiedsgericht  ist  nur  beschlussfähig,  wenn  ausser  dem  Vorsitzenden  eine  gleiche 
Anzahl  Unternehmer  und  Hilfspersonen,  und  zwar  mindestens  je  einer  als  Beisitzer 
tnitwirken. 

Die  Entscheidungen  des  Schiedsgerichts  erfolgen  nach  Stimmenmehrheit.  Die  vor- 
läufige Vollstreckung  wird  durch  die  Berufung  |§  138)  nicht  aufgehalten. 

§ 137  b.  Versäumt  der  Kläger  ohne  genügende  Entschuldigung  den  Verhandlungs- 
termin, so  hat  er  die  daraus  erwachsenen  Kosten  zu  tragen,  auch  dem  Beklagten, 
wenn  dieser  vor  dem  Termin  nicht  mehr  hat  benachrichtigt  werden  können,  ^uf  sei- 
nen .Antrag  eine  Entschädigung  für  Zeitversäumnis  nach  Höhe  der  Zeugengebühren 
im  Zivilprozess  zu  gewähren. 

Bleibt  der  Beklagte  im  Termin  aus  und  begründet  Kläger  seinen  Anspruch  in  ge- 
nügender Weise  , $0  werden  die  von  ihm  behaupteten  Thatsachen  als  zugestanden 
angenommen. 

§ 137  c.  Als  Vertreter  oder  Beistände  der  Parteien  dürfen  in  der  mündlichen  Ver- 
handlung nur  Verw’andte,  Angestellte  und  Berufsgenossen  zugelassen  werden. 

137  d.  Nach  Schluss  der  Verhan<lhing  ist  sofort  das  Urteil  zu  föllen  und  den  Par- 
teien zu  verkünden.  Die  Wirksamkeit  der  Urteilsvcrkündigung  Ul  von  der  Anwesen- 
heit der  Parteien  nicht  abhängig  und  gilt  auch  derjenigen  Partei  gegenüber,  die  den 
Termin  versäumt  hat. 

Ueber  die  Verhandlungen,  den  fcstgestelltcn  Thatbcstand  und  die  Entscheidung  des 
Schiedsgerichts  ist  ein  Protokoll  aufzunchmen 

§ 137  c.  Ausser  den  in  § 137  b gedachten  Fällen  dürfen  Kosten  nur  für  Zeugen 
und  Sachverständigengebühren  berechnet  werden. 

§ 138.  Gegen  die  Urteile  der  Schiedsgerichte  steht  den  Parteien  binnen  einer  Woche 
nach  erfolgter  Entscheidung  die  Berufung  an  die  .Arbeitskammer  zu;  dieselbe  erfolgt 
durch  schriftliche  Einreichung  beim  Schiedsgerichte 

Die  Bestimmungen  der  §§  137  a mit  Ausnahme  der  Worte  »mindestens  je  einer« 
in  Absatz  2 bis  137  d gelten  auch  für  die  Verhandlungen  und  Entschenlungen  der 
.\rbeitskammer.  Die  Urteile  der  letzteren  sind  sofort  vollstreckbar. 

§ 139.  Die  Mitglieder  der  Arbcilskaramern  und  der  Schiedsgerichte  erhallen  Tage- 
gelder und  Entschädigung  der  Reisekosten, 

§ 140.  Das  Reichs-Arbeitsamt  ist  verpflichtet,  alljährlich  einmal  Vertreter  sämtlicher 
Arbcilsk.'iramem  zu  einer  allgemeinen  Beratung  Uber  die  wirtschaftlichen  Interessen  zu 
berufen. 

Zu  dieser  allgemeinen  Beratung  entsendet  jede  Arbeitskammer  je  einen  Vertreter 
der  Unlcmehmer  und  der  llilfspersonen.  Die  Wahl  der  Vertreter  erfolgt  durch  jede 
Klasse  gesondert. 

Der  Vorstand  der  Versammlung  wirtl  durch  Mitglieiler  des  Reichsarbeitsamts  ge- 
bildet. Dieselben  haben  kein  Stimmrecht  Ueber  ihre  Geschäftsordnung  und  die 
Tagesordnung  der  Sitzungen  heschlicsst  die  Versammlung  selbständig;  ihre  Sitzungen 
sind  öflentlich. 

§ 141.  Die  Mitglieder  des  Arbeilskammertags  erhalten  Tagegelder  und  Entschädi- 
gung der  Reisekosten. 

§ 142.  Die  Unterhaltungskosten  für  die  in  den  13t  bis  I40  genannten  Einrich- 
tungen trägt  das  Reich;  sic  sin«!  jährlich  in  den  Reichsetat  einrustcUcu. 
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§ 143.  Die  Vorl>crcitungsarbeilen  für  die  Bildung  der  ArbeilsÄmtcr,  die  Anordnong 
und  Leitung  der  ersten  Wahlen  ru  den  Arbeitskammern  vollzieht  der  Bundesmt. 

Artikel  V. 

Die  8§  97  Ziffer  4,  97  a Ziffer  6,  98  Ziffer  2c,  100  d,  looe  sind  aufgehoben  j 

An  Stelle  des  bisherigen  § 146  treten  folgende  Bestimmungen  : 

§ 146.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  2000  Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  ru  6 MomIcb  | 
werden  bestraft : 

1.  Unternehmer,  welche  dem  § 108  a zuwiderhandeln ; 

2.  IJnlcmchmer,  welche  dem  § 122  zuwider  Kinder  unter  vierzehn  Jahren  bescbl^*  | 
tigen ; 

3.  Unternehmer,  welche  den  auf  Grund  des  § 109a  getroffenen  Verfiigungen  »• 
wider  w’eiblichcn  oder  jugendlichen  Hilfspersonen  Beschäftigung  geben ; 

4.  Uotemehmer,  wclehe  der  Bestimmung  im  § 113  entgegen  die  Eintragungen  mS 
einem  Merkmale  versehen,  welches  den  Inhaber  des  Zeugnisses  günstig  oder  nseb- 
teilig  zu  kennzeichnen  bezweckt; 

5.  Unternehmer,  welche  bei  der  Zahlung  des  Ix)hnes  oder  Gehalts  cxler  bei  das 
Verkauf  von  Waren  an  die  Hiifspersonen  den  §§  114  und  115  zawiderhandeln; 

6.  Unternehmer,  welche  den  nach  § 120a  getroffenen  Anordnungen  nicht  Folfc 
leisten  ; 

7.  wer  § 56  Ziffer  6 zuwiderhandclt. 

§ 146  a.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  1000  Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  McHotei 
werden  bestraft ; 

Unternehmer,  welche  den  106,  106a,  107,  108,  109  oder  der  Aufforderuag  do 
Behörde  ungeachtet  den  Bestimmungen  <les  § 120  zuwiderhandeln. 

Die  nach  §§  146  und  146  a erkannten  Geldstrafen  fliessen  der  im  § it6  bezekk* 
neten  Kasse  zu. 

Im  § 147  wird  Ziffer  4 aufgehoben. 

Im  § 149  erhält  Ziffer  7 folgende  Fassung : 

7 wer  cs  unterlässt,  den  durch  die  iio,  nt,  123,  124  für  ihn  begründeten  Ver- 
pflichtungen nachzukommen  oder  den  §§  126  und  128  zuwiderhandelt , und  rw 
für  jeden  Fall  der  Verletzung  des  Gesetzes. 

Der  § 150  wird  aufgehoben. 

An  die  Stelle  der  bisherigen  §§  152,  153,  154  treten  folgende  Bestimmungen- 
§ 152.  Alle  Verbote  und  Strafbestimmungen  gegen  Unternehmer  und  Hilfepcrwott 
wegen  Verabredungen  und  Vereinigungen  zum  Bchufc  der  Erlangung  günstigerer  Lohn* 
und  Arbeitsbedingungen,  insbesondere  mittelst  Einstellung  der  Arbdl  oder  Entls*a^ 
der  Hilfspcrsonen,  sind  aufgehoben. 

§ 153-  andere  durch  Anwendung  körperlichen  Zwanges,  durch  l>rohong, 
Ehrverletzung  o<ier  durch  Verrufserkläning  bestimmt  oder  zu  bestimmen  sucht,  an  a>l* 
eben  Verabredungen  oder  Vereinen  nicht  teilziinehmen  oder  ihnen  nicht  Folge  a 
leisten,  sowie  derjenige,  welcher  mit  anderen  vereinbart,  Arbeitern  deshalb,  weil« 
an  solchen  Verabredungen  otlcr  Vereinigungen  teil  nehmen  oder  teil  genororoen  ta* 
ben,  die  Arbeitsgelegenheit  zu  erschweren,  sic  nicht  in  .Arbeit  za  nehmen  oder« 
aus  der  Arbeit  zu  entlassen,  wird  mit  Gefängnisstrafe  bi.s  zu  3 Monaten  bestraft. 
fern  nach  dem  allgemeinen  Strafgesetze  nicht  eine  härtere  Strafe  eintritt. 

Ist  di<»c  Vereinbarung  unter  Festsetzung  einer  Vertragsstrafe  geschlossen,  *0  hd*«» 
die  Vertragschliessendcn  ausserdem  die  Vertrag.sstrafe  als  Geldbasse  verwirkt  f*** 


Digitized  by  Google 


Anira^  der  freisinnigen  Partei  hetr,  die  eingetragenen  Berufsvereine,  625 

Beitreibung  dieser  Geldbusse  erfolgt  durch  die  PolUeibehörde  auf  Ansuchen  der  Ar- 
beitskammer,  welche  auch  Uber  die  Verwendung  beschliesst. 

§ 154.  Unternehmer  und  llilfspersonen  können  Mir  Förderung  ihrer  gewerblichen 
Interessen  in  Vereinigungen  zusammentreten. 

Vereinigungen,  welche  den  Zweck  haben : 

a)  die  Lohn-  und  ArbeitsverhUltnisse , sei  es  auf  dem  Wege  freier  Vereinbarung 
oder  der  Gesetzgebung,  zu  regeln ; 

b)  Fachschulen  und  Bibliotheken  zur  Förderung  der  gewerblichen  und  geistigen 
Ausbildung  ihrer  Mitglieder  ins  Leben  zu  rufen; 

c)  Unterstützungskassen  für  Arbeitslose  und  Invaliden  oder  Erwerbs-Genossenschaf- 
ten zum  Nutzen  ihrer  Mitglieder  zu  bilden, 

sind  den  landesgesetzlichen  Bestimmungen  über  das  Vereins-,  Versammlungs-  und 
Versicherungswesen  nicht  unterworfen. 

Auf  ihren  Antrag  sind  solchen  Vereinigungen  unter  den  von  den  Landesgesetzen 
vorgeschriebenen  Bedingungen  Korporationsrechte  zu  erteilen. 

Schlussbestimmung. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  l.  April  1891  in  Kraft 

Alle  diesem  Gesetze  entgegenstehenden  Bestimmungen  der  Reichs-  oder  Landes- 
gesetze sind  aufgehoben. 

Urkundlich  etc. 

Gegeben  etc. 

Berlin,  den  8.  Mai  1890. 


Antrag  der  deutsch-freisinnigen  Partei  zur  Schaffung  eines 
Gesetzes  betr.  die  eingetragenen  Berufsvereine. 

Der  Reichstag  wolle  beschliessen  ; dem  nachstehenden  Gesetzentwurf  die  verfassungs- 
massige  Zustimmung  zu  erteilen. 

Gesetz,  betreffend  die  eingetragenen  Berufsvereine. 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  Preussen  etc, 
verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrats  und  des 
Reichstags,  was  folgt: 

I.  Allgemeine  Vorschriften. 

1.  Zweck. 

§ I.  V^creinigungen  von  nicht  geschlossener  Mitgliederzahl , welche  die  Förderung 
der  Hcrufsintcreasen  und  gegenseitige  Unterstützung  ihrer  Mitglieder  bezwecken,  erhal- 
ten auf  ihren  Antrag  die  Rechte  eines  eingetragenen  Berufsvereins  unter  den  nach- 
stehend angegebenen  Bedingungen. 

2.  Namen. 

§ 2.  Der  Verein  hat  einen  Namen  anzunchmen,  welcher  von  dem  aller  anderen 
an  demselben  Orte  oder  in  derselben  Gemeinde  bct'indlichcn  Berufsvereine  verschieden 
ist  und  die  zus.ätzliche  Bezeichnung  »eingetragener  Bcnifsvcrcint  enthält. 

40* 
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3.  Statut. 

§ 3.  Das  Statut  des  Vereins  bedarf  der  schriftlichen  Form  und  muss  Bestimmonj 
treden  : 

1.  über  Namen,  Sitz  und  Zweck  des  Vereins; 

2.  über  den  Beitritt  und  Austritt  der  Mitglieder; 

3.  über  die  Höhe  der  ordentlichen  Beiträge  und  die  Art  der  Ausschreibung  «osser* 
ordentlicher  Beitrage ; 

4.  über  die  Voraussetzungen  , die  Art  und  den  Umfang  der  Unterstützungen  und 
sonstigen  leistungen; 

5.  über  die  Bildung  des  Vorstandes,  über  die  Legitimation  seiner  Mitglieder  ani 
den  Umfang  seiner  Befugnisse; 

6.  über  die  Bildung  und  die  Befugnisse  des  .Ausschusses; 

7.  über  die  Zusammensetzung  und  Berufung  der  Generalversammlung  und  über  die 
Art  ihrer  Beschlussfassung; 

8.  über  die  Bildung  und  die  Befugnisse  der  Zweig*  (Orts-)  Vereine  , falls  solche 
errichtet  werden  sollen; 

9.  über  die  Abänderung  des  Statuts ; 

10.  über  die  Aufstellung  und  Prüfung  der  Jahresrechmmg ; 

11.  über  die  Verwendung  des  Kassenvermögens  im  Falle  der  Auflösung  des  Vereins. 
Das  Statut  darf  keine  Bestimmung  enthalten,  welche  den  Vorschriften  dieses  Ge- 
setzes zuwiderläuft. 

^5  4,  Das  Statut  ist  bei  dem  Gerichte,  in  dessen  Bezirk  der  Verein  seinen  Sitz  hat 
durch  den  Vorstand  in  Person  oder  mittelst  beglaubigten  Aktes  iin  Original  cmr»* 
reichen  und  Abschrift  oder  Abdruck  desselben  beizufügen. 

Sind  die  gesetzlichen  Erfordernisse  in  dem  Statut  gewahrt,  $0  gibt  das  Gericht  die 
Abschrift  oder  den  Abdruck  des  Statuts,  versehen  mit  dem  Vermerk  : »Eingetraget 

nach  dem  Gesetze  vom  ....  beirefTcnd  die  eingetragenen  Berufsvercine*  dem  Vor- 
stande zurück.  Das  Originalstatut  mit  Bescheinigung  der  erfolgten  Eintragung  wird 
zu  den  Gerichtsaklcn  genommen. 

Entspricht  jedoch  das  Statut  <lem  gegenwärtigen  Gesetze  nicht , so  gehen  die  «ß- 
gercichten  Schriftstücke  an  den  Vorstand  zurück , unter  Mitteilung  der  Grüude  der 
versagten  Eintragung. 

Abänderungen  des  Statuts  unterliegen  den  gleichen  Vorschriften.  Gegen  die  ns 
AbsxUz  1 und  2 bezeichneten  Gerichtsbeschlüsse  findet  Beschwerde  statt 

Die  Eintragung  eines  Vereins  , welcher  Zweig-  (Orts-)  Vereine  einrichtet , vst  be» 
demjenigen  Gerichte  zu  erwirken,  in  dessen  Bezirk  der  Hauptverein  seinen  Sin  ninuoL 

4.  Rechtsfähigkeit. 

§ 5,  Der  eingetragene  Berufsverein  kann  unter  seinem  Namen  Rechte  erwerben 
und  Verbindlichkeiten  eingehen , Eigentum  und  andere  dingliche  Rechte  an  Gruod- 
stücken  erwerben,  vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden. 

Für  alle  Verbindlichkeiten  des  Vereins  haftet  den  Vereinsgläubigern  nur  das  Ver- 
mögen des  Vereins. 

Der  ordentliche  Gerichtsstand  des  Vereins  ist  bei  dem  Gerichte,  in  dessen  Beäri 
er  seinen  .Sitz  hat 
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II.  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder. 

I.  Beitritt. 

§ 6.  Zum  Beitritt  der  Milglicder  ist  eine  schriftliche  Erklärung  oder  die  Unterzeich- 
nung des  Statuts  erforderlich.  Handzeichen  Schreibensunkundiger  bedürfen  der  Be- 
glaubigung durch  ein  Mitglied  des  Vorstands  oder  der  Verwaltung  eines  Zweig-  (Ols- 
Vereins. 

2.  Beiträge. 

§ 7.  Die  Mitglieder  sind  dem  Vereine  gegenüber  lediglich  zu  den  auf  Grund  des 
Statuts  festgestellten  Beiträgen  verpflichtet. 

Nach  Massgabe  des  Geschlechts^  des  Lebensalters  oder  der  Beschäftigung  der  Mit- 
glieder darf  die  Höhe  der  Beiträge  verschieden  bemessen  werden. 

Die  Einrichtung  von  Mitgliederkassen  mit  verschiedenen  Beitrags-  und  Unterstützungs- 
sätzen ist  zulässig. 

Im  übrigen  müssen  die  Beiträge  und  Unterstützungen  für  alle  Mitglieder  nach 
gleichen  Grundsätzen  abgemessen  sein. 

3.  Unterstützungen  und  Einrichtungen. 

§ 8.  Der  Anspruch  auf  Unterstützung  kann  mit  rechtlicher  Wirkung  weder  verpfändet 
noch  übertragen,  noch  gepfändet,  und  <larf  nur  auf  geschuldete  Beiträge  aufgerechnet  werden. 
§ 9.  Die  Berufsvereine  können  ihren  Mitgliedern  namentlich  gewähren; 
j.  unentgeltliche  Rechtsberatung  und  Rechtsschutz ; 

2.  Arbeitsnachweisung  und  Reisegeld  ; 

3.  Unterstützung  bei  Arbeits-  oder  Erwerbslosigkeit,  sowie  bei  Arbeitsslreitigkeiten ; 

4.  Unterstützung  in  sonstigen  Notfällen;  dieselben  können  auch  auf  die  Familien- 
angehörigen der  Mitglieder  ausgedehnt  werden ; 

5.  allgemeine  und  berufliche  Bildung  durch  Vorträge,  Diskussionen,  Untenichts- 
kurse,  Bibliothek  und  Zeitschriften,  insbesondere  Förderung  der  köq)crlichen,  tech- 
nischen, geistigen  und  sittlichen  Ausbildung  der  Lehrlinge  und  jugendlichen  Arbeiter; 

6.  Vertretung  der  Rechte  und  Interessen  der  Mitglierler , insbesondere  durch  Er- 
richtung von  Schieds-  und  Einigungsamtem. 

§ IO.  Die  Berufsvereine  können  ferner  für  ihre  Mitglieder: 

1.  Kassen  zur  Unterstützung  der  Mitglieder  und  ihrer  Angehörigen  in  F.ällen  der 
Krankheit,  der  Invalidität,  des  Alters,  des  Todes; 

2.  Sparkassen,  Erwerbs-  und  Wirtscbaftsgenossenschaften 
begrüntlen. 

Für  die  in  diesem  Paragraphen  bczeichneten  Kassen  und  Genossenschaften  sind 
besondere  Statuten  auf  Grund  der  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  errichten;  die  Ver- 
wendung von  Geldern  derselben  für  Zwecke  des  Berufsvereins  ist  unzulässig. 

g II.  Zu  .anderen  Zwecken,  als  den  im  Statut  bezeichneten  Unterstützungen , Lei- 
stungen und  Einrichtungen  und  der  Deckung  der  Verwaltungskosten  dürfen  weder 
Beiträge  von  den  Mitgliedern  erhoben  werden,  noch  Verwendungen  aus  dem  Ver- 
mögen des  Vereins  erfolgen. 

4.  Ausschluss. 

§ 12.  Der  Ausschluss  von  Mitgliedern  aus  dem  Vereine  kann  nur  unter  den  durch 
das  Statut  bestimmten  Formen  und  aus  den  darin  bezeichneten  Gründen  erfolgen. 
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Die  ausgeschiedenen  Mitglieder  bleiben  dem  Verein  wegen  der  bis  rum  Aussebeidr: 
fälligen  Vereinsbeiträge  verhaftet , haben  aber  insofern  das  Statut  nicht  ansdnickk!; 
anders  bestimmt,  keinerlei  Anspruch  an  das  Vereinsvermögeo. 

UI.  Organisation  und  Verwaltung. 

1.  V o rstand. 

§ 13.  Der  Verein  muss  einen  von  der  Generalversammlung  gewählten  Vorsun’ 
haben,  durch  welchen  er  gerichtlich  und  aussergerichtlich  vertreten  wird. 

Die  Bestellung  des  Vorstandes  ist  jederzeit  widerruflich,  unbeschadet  der  Entab- 
digungsansprüche  aus  bestehenden  Verträgen. 

Der  Vorstand  — und  wenn  dieser  aus  mehreren  Mitgliedern  besteht,  mindeaaL' 
ein  Mitglied  desselben  — muss  innerhalb  des  Bezirks  des  in  §5  bezeichneten  Gencb 
wohnen. 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes,  welche  den  Verein  gerichtlich  und  ausergenrhilki 
vertreten,  haben  in  der  Generalversammlung  nur  eine  beratende  Stimme. 

§ 14.  Die  Zusammensetzung  des  Vorstandes,  sowie  jede  in  der  Zusammen^a'.^ 
des  Vorstandes  eingetretene  Aenderung  ist  binnen  zwei  Wochen  bei  dem  Geridae. 
in  dessen  Bezirk  der  Verein  seinen  Sitz  hat,  anzumeldcn.  Die  Anmeldung  hatdiird 
die  Vorstandsmitglieder  in  Person  oder  durch  eine  beglaubigte  schriftliche  Erkli/c| 
zu  erfolgen.  Ist  die  Anmeldung  nicht  geschehen , so  kann  eine  in  der 
Setzung  eingetretene  Aenderung  dritten  Personen  nur  dann  entgegengesetzt  verda 
wenn  bewiesen  wird,  dass  sie  letzteren  bekannt  war. 

Zur  l.egilimation  des  Vorstandes  bei  allen  Geschäften,  auch  den  das  HypMbAo 
und  Grundschuldwesen  betreffenden,  genügt  das  Zeugnis  des  Gerichts,  dass  die  to« 
bezeichneten  Personen  zur  Zeit  als  Mitglieder  des  Vorstandes  .angemeldet  süid. 

§ 15.  Die  Befugnis  des  Vorstandes,  den  Verein  nach  aussen  zu  vertreten,  «irddveb 
die  im  Statut  enthaltene  Vollmacht  bestimmt. 

Durch  die  innerhalb  der  Grenzen  dieser  Vollmacht  im  Namen  des  Voeins  w« 
Vorstande  abgeschlossenen  Geschäfte  wird  der  Verein  verpflichtet  und  berccht^ 

3.  Ausschuss. 

§ 16.  Dem  Vorstände  ist  zur  üeberwachung  der  Geschäftsführung  ein  .\ussdwss  ■’ 
Seile  zu  setzen,  welcher  durch  die  Generalversammlung  gewählt  wird. 

3.  Zweig-  (Orts-)  Vereine. 

§ 17,  Der  Verein  kann  für  bestimmte  Bezirke,  und  innerhalb  dieser  für 
Klassen  von  Mitgliedern,  Zweig-  (Orts-)  Vereine  errichten, 

§ 18.  Der  Verein  hat  dem  Gericht , in  dessen  Bezirk  er  seinen  Sitz  hat , roo  de 
&richtung  jedes  Zweig-  (Orts-)  Vereins  binnen  zwei  Wochen , unter  Angabe  da 
Sitzes  und  Bezirkes  desselben  und  unter  Bezeichnung  der  Personen,  welche  tsslei 
die  Zwcigverwaltung  führen,  Anzeige  zu  erstatten. 

Das  Gericht  hat  die  Anzeige,  sofern  der  Zweig-  (Orts-)  Verein  seinen  Sitz  des 
Bezirke  eines  anderen  Gerichts  hat,  diesem  mitzuteilen. 

Von  jeder  Aenderung  des  Bezirks  des  Zweig-  (Orts-)  Vereins  und  der  ZeamaxB' 
Setzung  seiner  Verwaltung  hat  dieser  dem  Gericht  seines  Sitzes  Anzeige  zu  cfsuttc- 

4.  Generalversammlung. 

§ 19.  Soweit  die  Angelegenheiten  der  Kasse  nicht  durch  den  Vorstand  oder 
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Schuss  wahrgenommen  werden , steht  die  Beschlussnahme  darüber  der  Generalrer* 
Sammlung  zu. 

Die  Generalversammlung  kann  dritten  Personen  ihre  Befugnisse  nicht  übertragen. 

Abänderungen  des  Statuts  bedürfen  ihrer  Zustimmung. 

§ 20.  In  der  Generalversammlung  hat  jedes  anwesende  Mitglied , welches  gross* 
jalirig  und  im  Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  ist , eine  Stimme.  Mitglieder, 
welche  mit  den  Beiträgen  im  Rückstände  sind , können  von  der  Abstimmung  ausge- 
schlossen werden. 

Die  Generalversammlung  kann  auch  aus  Abgeordneten  gebildet  werden,  welche 
aus  der  Mille  der  stimmfähigen  Mitglieder  zu  wählen  sind ; die  Zahl  der  zu  wählenden 
Abgeordneten  muss  jedoch  mindestens  zehn  betragen  und  doppelt  so  gross  sein,  als 
die  Zahl  der  Vorstandsmitglieder, 

Soll  die  Wahl  der  Abgeordneten  von  den  Mitgliedern  nach  Abteilungen  vorge- 
nommen werden,  $0  muss  die  Bildung  von  Wahlabteilungen  und  die  Verteilung  der 
Abgeordneten  auf  dieselben  durch  das  Statut  erfolgen. 

§ 21.  Generalversammlungen  können  nur  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  an  einem 
Orte  abgehalten  werden,  an  welchem  der  Verein  einen  Zweig-  (Orts-)  Verein  besitzt. 
Bei  der  Berufung  ist  der  Gegenstand  der  Beratung  anzugeben. 

Wird  von  dem  Aiisschuss  oder  von  dem  zehnten  Teile  der  stimmfähigen  Mitglieder 
die  Berufung  der  Generalversammlung  beantragt , so  muss  der  Vorstand  die  letztere 
berufen. 

§ 22  Die  Beratungen  und  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  in  ein  Proto- 
kollbuch  einzutragen.  Die  Unterzeichnung  desselben  erfolgt  durch  den  Vorsitzenden 
und  Schriftführer  der  Versammlung  und  drei  andere  Mitglieder. 

5.  Kasscnverwaltung. 

§ 23.  Die  Einnalimen  und  Ausgaben  des  Vereins  sind  von  allen  den  Zwecken  <les 
Vereins  fremden  Vereinnahmungen  und  Verausgabungen  getrennt  festzustellen  und  zu 
verrechnen ; ebenso  sind  Bestände  gesondert  zu  verwahren. 

§ 24.  Der  Vorstand  ist  verpflichtet,  binnen  sechs  Monaten  nach  .\blauf  jedes  Ge- 
schäftsjahres den  Rechnungsabschluss  nebst  Uebersichlen  über  die  vereinnahmten  Bei- 
träge und  die  geleisteten  Unterstützungen  bei  dem  Gerichte  einzureichen.  Der  Rech- 
nungsabschluss ist  zu  jedermanns  Einsicht  offen  zu  legen. 

IV.  Auflösung. 

§ 25.  Die  Auflösung  des  Vereins  erfolgt: 

a)  durch  Beschluss  der  Generalversammlung; 

b)  durch  Eröffnung  des  Konkurses  (§  26); 

c)  durch  gerichtliches  Erkenntnis  in  den  Fällen  des  § 27. 

§ 26.  Die  Bestimmungen  der  §§  193  , <94)  196,  214  der  Konkursordnung  Anden 
auf  Berufsvereine  entsprechende  Anwendung. 

§ 27.  Wenn  ein  Verein  «ch  gesetzwidriger  Handlungen  oder  Unterlassungen  schuldig 
macht,  durch  welche  das  Gemeinwohl  gefährdet  wird,  oder  wenn  er  andere  als  die 
in  diesem  Gesetze  (§  1)  bezeichneten  Zwecke  verfolgt,  so  kann  er  aufgelöst  werden, 
ohne  dass  deshalb  ein  Anspruch  auf  Entschädigung  stattfindct. 

Die  Auflösung  kann  in  diesem  Falle  nur  auf  Betreiben  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde erfolgen.  Als  das  zuständige  Gericht  ist  dasjenige  anzusehen,  in  dessen  Be- 
zirke der  Verein  seinen  Sitz  hat. 
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§ 28,  Bei  der  Auflösung  eines  Vereins  ^’ird  die  Abwickelung  der  Geschäfte,  sofern 
die  Generalversammlung  darüber  nicht  anderweitig  beschliesst,  durch  den  V'orscaxKl 
volllogen.  Genügt  dieser  seiner  l‘flicht  nicht,  oder  wird  der  Verein  durch  gericht- 
liches Erkenntnis  aufgelöst,  so  hat  das  Gericht  von  Amtswegen  Liquidatoren  zu  ernennen. 

§ 29.  Von  dem  Zeitpunkte  der  Auflösung  eines  Vereins  ab  bleiben  die  MilgUeder 
noch  für  diejenigen  Zahlungen  verhaftet,  zu  welchen  sie  das  Statut  für  den  Fall  ihres 
Austritts  aus  dem  Verein  verpflichtete. 

Das  Vermögen  des  Vereins  ist  nach  der  Auflösung  zunächst  zur  Deckung  der  von 
dem  Zeitpunkte  der  Auflösung  bereits  eingetretenen  Unterstützungsverpflichtungen  m 
verwenden. 

§ 30,  Das  Gericht  hat  die  Mitglieder  des  Vorstandes  und  der  örtlichen  Verwal- 
tungsstellen, sowie  die  im  Falle  der  Auflösung  eines  Vereins  mit  der  Abwickelung 
der  Geschäfte  betrauten  Personen  zur  Erfüllung  der  durch  dieses  Gesetz  begründeten 
Pflichten  durch  Androhung,  Festsetzung  und  Vollstreckung  von  Ordnungsstrafen  bis 
zu  fünfzig  Mark  aniuhalien. 

31.  Mitglieder  des  Vorstandes,  des  Ausschusses  oder  einer  Zweig- (Orts-)  Ver- 
waltung, welche  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zuwiderhandcln,  werden  nait  Geld- 
strafe bis  zu  hundert  Mark  bestraft.  Haben  sie  absichtlich  zum  Nachteil  der  Kasse 
gehandelt,  so  unterliegen  sie  der  Strafbestimmung  des  § 266  des  StrafgesetxbuclLS, 

§ 32.  Die  Eintragung  der  Berufsvereine  und  die  gemäss  § 14  zu  erteilenden  Zeug- 
nisse sind  gebühren-  und  stempelfrei. 

V.  Verband. 

§ 33.  Eine  Vereinigung  mehrerer  Berufsvereine  zu  einem  Verbände  behufs  gennrn;- 
samer  V^erfolgung  ihrer  Zwecke  (t$§  1,  9,  10),  sowie  Errichtung  eines  Kartell  Vertrages, 
kann  unter  Zustimmung  der  Generalversammlungen  der  einzelnen  Vereine  uinf  aaf 
Gnind  eines  schriftlichen  Statuts  erfolgen. 

Das  Statut  darf  keine  Bestimmung  enthalten,  welche  mit  dem  Zwecke  des  Verbac- 
des  nicht  in  Verbindung  sieht  oder  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  zovriderläoft. 

§ 34.  Die  Vorschriften  der  §§  4,  5 finden  auch  auf  den  Verband  Anwendung. 

§ 35*  Verband  ist  durch  einen  aus  der  Wahl  der  Vorstände,  od«-  General- 
versammlungen der  beteiligten  Vereine  hervorgegangenen  V'orstand  zu  verwalten.  Seine 
Pflichten  und  Befugnisse  bestimmt  das  Statut.  Sein  Sitz  darf  nur  an  einem  Orte  sem, 
wo  einer  der  beteiligten  Vereine  seinen  Silz  hat. 

Auf  die  Mitglieder  des  Vorstandes  und  die  sonstigen  Oi^ane  des  Verbandes  finden 
die  Bestimmungen  der  §§  30,  31  Anwendung. 

Berlin,  den  14.  Mai  1890. 


Antrag  der  sozialdemokratischen  Fraktion  zur  Schaffung  eines 
Gesetzes  betr.  parlamentarische  Enqueten. 

Der  Reichstag  wolle  beschliesscn : dem  nachstehenden  Gesetzentwurf  die  ver- 
fassungsmässige Zustimmung  zu  erteilen : 
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Gesetz,  betreffend  die  Einsetzung  von  Reichstags-Kommissionen  zur  Unter- 
suchung von  Thatsachen. 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  Preussen  etc. 
verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Dundesrats  und  des 
Reichstags,  was  folgt: 

Einziger  Artikel. 

In  die  Verfassung  des  Deutschen  Reichs  wird  nach  Artikel  23  nachfolgender  Ar- 
tikel eingefügt : 

Artikel  23a.  Der  Reichstag  hat  das  Recht,  behufs  seiner  Information  Kommis- 
sionen zur  Untersuchung  von  Thatsachen  zu  ernennen.  Diese  Kommissionen  sind  be- 
rechtigt , Zeugen  und  Sachverständige  — auch  eidlich  — zu  vernehmen  und  über- 
haupt alle  diejenigen  Erhebungen  zu  veranstalten,  die  sie  zur  Klarstellung  der  That- 
sachen für  nötig  erachten.  Die  Behörden  sind  gehalten  , diesen  Kommissionen  bei 
Ausübung  ihrer  Amtspflicht  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Aufgaben  die  geforderte 
Unterstützung  zu  gewähren. 

Die  Mitglieder  dieser  Kommissionen  erhalten  für  ihre  Zeitversliumnisse  und  Aus- 
lagen Entschädigung,  deren  Höhe  reichsgesetzlich  festgestellt  wird. 

Urkundlich  etc. 

Gegeben  etc. 

Berlin,  den  iS.  Mai  1890. 


Antrag  des  Abg.  Siegle,  arbeitsstatistische  Aufnahmen  be- 
treffend. 


Der  Reichstag  wolle  beschliessen : 

den  Reichskanzler  zu  ersuchen,  statistische  Aufnahmen  über  <Ue  l^ge  der  arbeitenden 
Klassen,  insbeson<lcrc  über  Arbeitszeit,  die  Ix>hnverhältnisse  und  Kosten  der  Lebens- 
haltung der  Arbeiter  in  den  verschiedenen  Berufs/weigen  vornehmen  zu  lassen. 
Berlin,  den  21.  Mai  1890. 
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FRANKREICH. 

DAS  GESETZ  BETR.  DIE  ABSCHAFFUNG  DER 
AUF  DAS  ARBEITSBUCH  BEZÜGLICHEN 
BESTIMMUNGEN. 

EINGEI.EITET  VON 

RAOITL  JAY, 

PROFESSOR  AN  DER  RECHTSFAKULTAT  IN  GRENOBLE 

Das  am  i6.  Juni  1890  endgiltig  angenommene  Gesetz  hat  dk 
Unterdrückung  des  Arbeitsbuches  vollendet.  Diese  Unterdnickung 
war  bereits  von  der  kaiserlichen  Regierung  im  Jahre  1869  in  \'or- 
schlag  gebracht  worden,  und  die  letzten  Erörterungen  haben  be- 
wiesen , dass  der  Arbeitsbuch-Zwang  in  Frankreich  gar  keine 
ausgesprochenen  Verteidiger  mehr  besitzt.  Wir  können  uns  also 
damit  begnügen,  kurz  auszuführen,  was  dasselbe  war  und  welche 
Gründe  sein  Verschwinden  notwendig  machten  '). 

Schon  die  alte  französische  Gesetzgebung  bestimmte,  dass  | 
die  Arbeiter  ihre  Meister  nicht  eher  verlassen  durften,  um  anders- 
wo zu  arbeiten,  als  bis  sie  von  diesen  einen  förmlichen  Abkehr- 
Schein  erhalten  hatten.  So  liest  man  in  einem  von  Patenten 
Ludwig  XV.  begleiteten  Staatsratsbeschluss  vom  2.  Januar  1749;  , 
»Wir  verbieten  und  untersagen  auf  das  ausdrücklichste  allen  Ge- 

1)  Die  Quellen,  aus  denen  ich  tiir  diese  Skizze  schöpfte , sind  der  eTschöpfeist; 
Bericht  des  Herrn  Ilarthe , den  derselbe  im  Senat  am  tg.  Mai  tSS3  erstattete  f*kL 
»Annales  du  Senat  et  de  la  Chambre  des  deputös«.  Documents  pariementaires.  Ses- 
sion ordinaire  de  tS83  I.  partic,  p.  170)  und  die  von  M.  Marc  Sauzet  in  der  »Rerve  1 
Critique  de  Idgislation  et  de  jurisprudence  189O'  veröffentlichten  Artikel  über  die 
obligatorischen  Arbeitsbücher.  Man  wird  ferner  mit  Nutzen  vergleichen  WilbeJte 
Stieda,  Das  Arbeitsbuch  in  Frankreich,  in  den  »Preussischen  jahrbüchemt  53,  p.  ijl 
bis  192;  Gomel,  De  la  snppression  des  livrets  d'ouvriers,  im  »Journal  des  Econoniistes' 
Nov.  und  Dezemb.  1882 ; Rapports  et  ddlibcrations  de  la  Chambre  des  ddpute»  et 
du  Sdnat. 
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seilen  und  Arbeitern , welche  in  den  Werkstätten  und  Manufak- 
turen unseres  Königreichs  beschäftigt  werden,  ganz  gleich  welcher 
Art  sie  seien,  dieselben  zu  verlassen  um  anderswo  zu  arbeiten, 
ehe  sie  von  ihren  Arbeitgebern  einen  förmlichen  Abkehrschein 
erhalten  haben,  widrigenfalls  besagte  Gesellen  und  Arbeiter  eine 
Geldbusse  von  lOO  Livres  trifft,  für  deren  Bezahlung  sie  mit  ihrer 
Person  zu  haften  habenc.  Der  Beschluss  des  Jahres  174g  ver- 
allgemeinert nur  Bestimmungen,  denen  man  in  Ordnungen,  die 
unter  Ludwig  XIV.  für  gewisse  Handwerke  erlassen  wurden,  ja 
bis  hinein  in  die  Zunftstatuten  des  XIII.  Jahrhunderts  begegnet 

Die  Patente  vom  17.  September  1781  führen  das  Arbeitsbuch 
selbst  folgendermassen  ein : »Wir  wollen,  dass  besagte  Arbeiter 
ein  Buch  oder  Heft  haben,  in  das  der  Reihe  nach  die  verschie- 
denen Zeugnisse  eingetragen  werden  sollen , die  ihnen  von  den 
Meistern , bei  denen  sie  in  Arbeit  gestanden  haben , verabfolgt 
wordene  *). 

Die  Verordnungen , an  die  wir  soeben  erinnert  haben , bil- 
deten einen  integrierenden  Bestandteil  der  allgemeinen  Reglemen- 
tierung, welche  das  alte  französische  Königtum  dem  Gewerbe- 
wesen auferlegt  hatte.  Sie  verschwanden  mit  dieser  an  dem 
Tage,  da  die  Constituante  es  für  ihre  Pflicht  hielt,  die  absolute 
Gewerbefreiheit  auf  den  Trümmern  der  Korporationen  zu  ver- 
künden. »Vom  kommenden  i.  Aprile,  besagte  der  Artikel  7 des 
Gesetzes  vom  17.  März  1791,  »wird  es  jedermann  freistehen,  solch 
ein  Geschäft  zu  treiben  oder  solch  eine  Profession , Kunst  oder 
Handwerk  auszuüben,  wie  er  es  für  gut  finden  wird«. 

Aber  die  Abschaffung  des  Arbeitsbuches  war  nicht  von  langer 
Dauer.  Am  13.  Ventöse  des  Jahres  X führte  der  Minister  des 
Innern  Chaptal  in  einem  an  die  Konsuln  erstatteten  Berichte 
Klage,  dass  die  Constituante,  als  sie  die  absolute  Gewerbefreiheit 
proklamierte,  vergessen  habe,  durch  ein  passendes  Gesetz  gegen 
die  Betrügereien , welche  die  neugeschaffene  Situation  möglich 
machte,  Vorkehrungen  zu  treffen.  »Die  Gewohnheit,  die  Ab- 
machungen , welche  sich  auf  die  Arbeit  beziehen , zu  verletzen, 
ist«,  schreibt  der  Minister  des  Innern,  »unter  den  Arbeitern  so 
allgemein  geworden,  dass  man  auf  ihre  Mitwirkung  nicht  rechnen 
kann , woher  es  kommt , dass  die  P'abrikanten  sich  von  allen 

1)  Rapport  de  M.  Barthe,  I.  c,,  Gomel,  1.  c.  p.  224  C,  Sde<U,  1.  c.  p.  160  ff. 

2)  Vgl.  Annexes  du  Rapport  de  M.  ßarthe,  1.  c.  p.  l$o. 
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grösseren  Unternehmungen  fernhalten  aus  Furcht,  dass  sie 
zwungen  werden,  von  ihnen  zurückzutretenc  ’). 

Die  Artikel  ii  und  12  des  Gesetzes  vom  22.  Gerrainal  de* 
Jahres  XI  (12.  April  1803),  die  durch  den  Erlass  der  Konsul 
vom  9.  Frimaire  des  Jahres  XII  (i.  Dezember  1803)  vervollständig; 
wurden,  stellten  den  Arbeitsbuch-Zwang  wieder  her.  Da  es  unsert 
Absicht  ist,  uns  allein  mit  dem  Stand  der  Gesetzgebung  in  dr 
letzten  Periode  zu  befassen,  so  werden  wir  die  Art  und  Weist, 
wie  dieser  Zwang  geregelt  und  durch  die  eben  erwähnten  Ge- 
setze sanktioniert  war,  nicht  weiter  berücksichtigen.  Dieselbet 
werden  thatsächlich  durch  die  Gesetze  vom  14.  Mai  [851,  22.  JuniiSl; 
und  durch  das  Dekret  vom  30.  April  1855  ersetzt,  Dekrete  uoc 
Gesetze,  welche  bis  auf  unsere  Tage  in  Kraft  blieben  *). 

Nach  dem  letzten  Stand  der  Gesetzgebung  haben  sämtlick 
Arbeiter  beider  Geschlechter,  die  in  einem  gewerblichen  Betriebe 
thätig  sind  oder  in  ihrer  Behausung  für  einen  oder  mehrere 
Unternehmer  arbeiten,  die  Verpflichtung,  sich  mit  einem  Arbeits- 
buch zu  versehen.  Es  ist  den  Besitzern  und  Leitern  von  in- 
dustriellen Anlagen  untersagt,  einen  Arbeiter  zu  beschäftigen,  der 
nicht  im  Besitz  eines  vorschriftsmässigen  Arbeitsbuches  ist. 

Diese  Arbeitsbücher  werden  im  Prinzip  von  den  Maires  jeder 
Gemeinde  verabfolgt.  Indessen  werden  sie  in  Paris  vom  Poliiei- 
präfekten , in  Lyon  und  einer  gewissen  Zahl  benachbarter  Ge- 
meinden durch  den  Präfekten  des  Rhonedepartements  verabreicht. 

Das  Arbeitsbuch  gibt  den  Familiennamen  und  die  Vomamec 
des  Arbeiters , sein  Alter , seinen  Geburtsort , sein  Signalemcct, 
sein  Gewerbe,  ob  der  Arbeiter  für  mehrere  Unternehmer  oder  in 
einem  einzigen  Etablissement  thätig  ist,  an ; im  letzteren  Fall  den 
Namen  und  den  Wohnsitz  des  Vorstands  der  Unternehmung,  be 
dem  er  arbeitet  oder  am  letzten  Ort  gearbeitet  hat. 

Der  Chef  oder  der  Direktor  der  Unternehmung,  in  wdehrr 
der  Arbeiter  thätig  ist,  muss  in  dem  Augenblick,  in  welchem  er 
ihn  annimmt,  in  das  Arbeitsbuch  das  Datum  seines  Eintritts  ein- 
tragen.  Er  schreibt  in  ein  nicht  gestempeltes  Register,  das  m 
diesem  Zwecke  geführt  werden  muss , Vor-  und  Zunamen  des 
Arbeiters,  den  Namen  und  den  Wohnort  des  Unternehmers,  der 
ihn  vorher  beschäftigt  hat,  und  den  Betrag  der  Vorschüsse,  welche 

1)  Bericht,  litiert  bei  Gomel,  1,  c.  p.  227. 

2)  Man  findet  Details  über  die  Gesetzgebung  des  Jahres  XII  in  den 
denen  bereits  angeführten  Arbeiten, 
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der  Arbeiter  demselben  etwa  schuldig  geblieben  ist.  Beim  Aus- 
tritt des  Arbeiters  schreibt  derselbe  Betriebsleiter  in  das  Arbeits- 
buch das  Datum  des  Austritts  und  die  Quittung  über  die  er- 
füllten Verbindlichkeiten.  Er  fügt  gegebenen  Falls  den  Betrag 
der  Vorschüsse  hinzu , welche  ihm  der  Arbeiter  noch  schuldet, 
innerhalb  der  durch  das  Gesetz  vom  14.  Mai  1851  gesteckten 
Grenzen,  dass  nämlich  die  so  eingetragenen  Vorschüsse  30  Er. 
nicht  übersteigen. 

Wenn  der  Arbeiter  regelmässig  für  mehrere  Unternehmer 
thätig  ist,  schreibt  jeder  Unternehmer  den  Tag  in  das  Arbeits- 
buch ein,  an  welchem  er  ihm  Arbeit  anvertraut  und  trägt  in  das 
bereits  erwähnte  Register  Vor-  und  Zunamen  des  Arbeiters  und 
sein  Domizil  ein.  Wenn  er  aufhört,  den  Arbeiter  anzu wenden, 
so  schreibt  er  in  das  Arbeitsbuch  die  Bescheinigung  über  die 
erfüllten  Verpflichtungen  ohne  jede  weitere  Bemerkung  ein. 

Nachdem  die  genannten  Eintragungen  gemacht  sind,  wird 
das  Arbeitsbuch  dem  Arbeiter  wieder  zugestellt  und  verbleibt  in 
seinen  Händen  ').  Der  Arbeiter  oder  der  Unternehmer,  der  nicht 
die  vom  Gesetz  vorgeschriebenen  Verbindlichkeiten  erfüllt,  kann 
von  dem  einfachen  Polizeigericht  zur  Verantwortung  gezogen  und 
in  eine  Geldstrafe  von  1 bis  zu  15  Fr.  verfällt  werden,  ohne  dass 
etwaigen  Schadenersatzansprüchen  präjudiziert  wird.  Es  kann 
ferner  nach  Eage  der  Sache  auf  eine  Haftstrafe  von  einem  bis 
zu  fünf  Tagen  erkannt  werden. 

Das  solchergestalt  jedem  Arbeiter  aufgezwungene  Arbeits- 
buch lieferte,  dies  anzuführen  ist  wichtig,  durchaus  keinen  zu- 
reichenden Aufschluss  über  den  Vertrag,  der  zwischen  dem  Unter- 
nehmer und  demjenigen,  welchen  er  beschäftigte,  abgeschlossen 
worden  war.  Nichts  von  den  Bedingungen  dieses  Arbeitsvertrages, 
von  der  Beschaffenheit  und  dem  Umfange  der  von  den  kontrahieren- 
den Parteien  übernommenen  Verbindlichkeiten  wurde  darin  erwähnt, 
ln  der  französischen  Kammer  sind  mehrmals  die  Vorteile  erörtert 
worden,  welche  das  konventionelle  Arbeitsbuch  bietet,  d.  h.  das 
Arbeitsbuch,  das  die  Bestimmungen  des  zwischen  Unternehmer 
und  Arbeiter  abgeschlossenen  Vertrages  enthält  “).  Der  Gesetz- 

1)  Nach  der  Gesetzgebung  des  Jahres  XII  blieben  die  Bücher  bei  den  Unler- 
nehmern  in  Verwahrung,  E.s  ist  bemerkenswert,  dass  die  durch  das  GöeU  von  1854 
herbeigeführte  Abümlcrnng  der  früheren  Bestimmungen  ziemlich  zahlreiche  Reklama- 
tionen bei  der  h^quete  des  Jahres  1S68  hervorrief.  Vgl.  Gomel,  1.  c.  p.  430. 

2)  Vgl.  Sauzet,  I.  c.  p.  413  ff. 
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cntwurf  von  1869  enthielt  folgenden  Paragraphen ; »Der  Mietver- 
trag über  Arbeit  zwischen  den  Unternehmern  oder  Betriebsleitern 
und  ihren  Arbeitern  untersteht  den  Vorschriften  des  gemeinen 
Rechts.  Der  Vertrag  kann  durch  ein  konventionelles  Arbeitsbuch 
oder  Geschäftsbüchlein  festgelegt  werden  c ').  Aber  das  kon- 
ventionelle Arbeitsbuch  ist  niemals  geschaffen  worden,  und  das 
durch  das  Gesetz  vom  Germinal  des  Jahres  XI  oder  durch  das- 
jenige des  Jahres  1854  verordnete  Arbeitsbuch  konnte  in  keiner 
Weise  dessen  Dienste  leisten.  Denn  es  enthält  gar  nichts  als  die 
zwei  Bemerkungen:  »Eingetreten  den  und  den,  ausgetreten  den 
und  denc. 

Welchen  Charakter  hatte  also  das  Arbeitsbuch?  Eis  war 
vor  allem  eine  Bürgschaft  für  den  Unternehmer,  eine  ernsthafte, 
sicher  wirkende,  aber  ungeheuer  weit  über  das  gemeine  Recht 
hinausgehende  Bürgschaft , die  eben  deshalb  aus  einer  Gesetz- 
gebung, die  auf  den  Grundsatz  der  Gleichheit  sich  aufbaut,  ver- 
schwinden musste.  Den  wahren  Charakter  des  Arbeitsbuches 
hat  in  bemerkenswerter  Weise  Herr  Sauzet  auf  das  anschaulichste 
dargelegt  ’). 

Diese  Garantie  war  besonders  nach  zwei  Seiten  hin  zu  Gunsten 
des  Unternehmers  wirksam. 

A.  Gesetzt  den  Fall,  dass  der  Unternehmer  dem  Arbeiter 
Vorschüsse  in  Geld  gemacht  hat.  Er  trägt  sie  in  das  Arbeits- 
buch in  dem  Moment  ein,  in  welchem  ihn  der  Arbeiter  verlässt, 
und  von  jetzt  ab  muss  jeder,  der  den  Arbeiter  ferner  beschäftigen 
wird,  bis  zur  vollständigen  Tilgung  der  Schuld  einen  Abzug  vom 
Arbeitslohn  zu  Gunsten  des  Gläubigers,  des  früheren  Unternehmers, 
machen,  ln  dem  System  des  Gesetzes  vom  Germinal  des  Jahres  XI 

1)  Siehe  diesen  Entwurf  in  den  »Annexes  an  rapport  de  M.  Barthe«,  1.  c. 

2)  Vgl,  Sautet,  1.  c.  p.  218  ff.  Wir  fa&sen  einige  seiner  Argumente  zusammen 
»Der  wirkliche  Zweck  des  obligatorischen  Arbeitsbuches,  sagte  M.  Gomel,  ist  folg- 
lich fremd  dem  Arbeitsvertrage  selbst  , den  eigentlich  so  genannten  Ucsummn.ngen 
des  Mietvertrages  über  Arbeit,  seine  Absicht  ist  es,  zu  verhindern,  dass  die  eine  der 
Parteien,  diejenige  welche  sich  verbindlich  macht  die  Arbeit  zu  verrichten,  sich  der 
Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  entziehen  kann  « L.  c.  p.  438.  »Das  Arbeits- 
buch«, sagt  M.  Sauzet,  1.  c.  p.  29,  »ist  eine  Bürgschaft  einer  besonderen,  aber  sehr 
energischen  Ordnung,  die  im  Interesse  d«  Unternehmers  und  einzig  und  allein  des 
Unternehmers  erdacht  worden  ist,  um  ihm  seitens  des  ihm  verschuldeten,  gewöhnlich 
wenig  zahlnngsHihigcn  Arbeiters  die  Verrichtung  der  geschuldeten  Arbeit  in  erster 
Linie  und  auch  die  Abtragung  der  eventuellen  Geldschuld,  tlie  derselbe  durch  Vor- 
schüsse auf  seinen  Lohn  kontrahieren  konnte,  zu  sichern.« 
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war  der  Betrag  der  Vorschüsse,  welche  der  Unternehmer  auf 
diese  Weise  in  das  Arbeitsbuch  einschreiben  konnte,  unbegrenzt. 
Die  Abzüge  konnten  bis  zu  */io  des  Lohnes  gemacht  werden. 

Dagegen  hatte  das  Gesetz  vom  14.  Mai  1851,  wie  wir  gesehen 
haben,  den  Betrag  der  Vorschüsse,  die  in  das  Arbeitsbuch  ein- 
getragen und  vermittelst  der  Abzüge  eingetrieben  werden  konnten, 
auf  30  Fr.  beschränkt.  Der  Abzug  war  nur  auf  Vio  des  Tag- 
lohns des  Arbeiters  festgesetzt.  Das  waren  thatsächlich  wohl- 
thätige,  wenn  auch  zaghafte  Reformen.  Aber  die  Schmälerung 
des  gemeinen  Rechts  blieb  bestehen.  Nach  dem  letzteren  kann 
thatsächlich  der  Gläubiger  ein  Recht  auf  den  Lohn  seines  Schuldners 
nur  dann  erwerben , wenn  er  die  Formalitäten  der  gerichtlichen 
Beschlagnahme  erfüllt.  Die  Erfüllung  dieser  Formalitäten  ge- 
stattet ihm  durchaus  nicht , der  Konkurrenz  der  anderen  Gläu- 
biger auszuweichen,  gibt  ihm  kein  Vorzugsrecht  gegenüber  diesen 
Gläubigern.  Hier  aber  erwarb  der  Unternehmer  ohne  F'ormalitäten 
von  Rechtswegen  allein  durch  die  Eintragung  der  Vorschüsse  in 
das  Arbeitsbuch  ein  nicht  zu  rechtfertigendes  Privileg  auf  den 
Lohn  des  Arbeiters.  »Wiet,  schreibt  M.  Barthe  '),  »soll  man  den 
Vorzug  erklären,  der  dem  Unternehmer  für  seine  dem  Arbeiter 
gemachten  Vorschüsse  eingeräumt  ist  gegenüber  den  Forderungen 
des  Vermieters  und  des  Bäckers,  von  denen  der  eine  die  Be- 
hausung, der  andere  das  Brot  dem  Arbeiter  und  seiner  Familie 
geliefert  hat  I* 

B.  Das  Arbeitsbuch  sicherte  dem  Unternehmer  eine  andere 
nicht  minder  wertvolle , aber  auch  den  Regeln  des  gemeinen 
Rechts  nicht  minder  widersprechende  Garantie.  Es  ist  offenbar 
eine  Verbindlichkeit  zu  thun,  worüber  der  Arbeiter  mit 
dem  Unternehmer  kontrahiert.  Nun  ist  es  eine  Bestimmung  des 
französischen  Zivilrechts  (vgl.  den  Artikel  1142  des  Code  Civil), 
dass  die  Nichterfüllung  von  Obligationen  nur  Schadenersatzan- 
sprüche nach  sich  zieht.  Die  Achtung  vor  der  persönlichen  Frei- 
heit verpflichtet  dazu,  in  keiner  Art  ein  dingliches  Recht  auf  die 
Person  selbst  zu  schaffen.  Nach  dem  gemeinen  Recht  hat  der 
Gläubiger  solch  einer  Verbindlichkeit  zu  thun  keine  andere  Garantie 
als  die  Möglichkeit,  gegen  den  Schuldner  eine  Klage  auf  .Schaden- 
ersatz anzustrengen.  Man  sehe,  eine  um  wie  viel  günstigere  Situation 
die  E.\istenz  des  Arbeitsbuches  für  den  Unternehmer  geschaffen  hat. 

1)  Rapyiort  I.  c.  p.  277. 
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Von  dem  Tage  ab , an  welchem  gemäss  Artikel  4 des  Ge-  I 
setzes  von  1854  das  Datum  des  Eintritts  des  Arbeiters  in  die 
Werkstatt  in’s  Arbeitsbuch  eingetragen  worden  , ist  der  A- 
beiter  gezwungen , die  Verbindlichkeiten , die  er  eingegang«. 
zu  erfüllen  oder  darauf  zu  verzichten,  von  seinem  Gewerbe  zu 
leben.  Denn  Geldbusse  und  sogar  das  Gefängnis  bedrohen  Jeden, 
der  den  Arbeiter  beschäftigen  würde,  so  lange  dessen  Arbeitsbuch 
nicht  die  Erfüllung  der  obligatorischen  Leistungen  , zu  denen  er 
sich  verpflichtet  hat,  bescheinigt. 

Von  den  zwei  Gesichtspunkten  aus,  auf  welche  wir  soeben 
hingewiesen,  stellte  sich  die  Gesetzgebung  über  die  Arbeitsbücher 
als  eine  schwere  Verletzung  der  bürgerlichen  Gleichheit  vor  dem 
Gesetze  dar.  Sie  war  von  demselben  Geiste  beseelt , der  jenen 
bis  1868  in  Kraft  gebliebenen  Artikel  1781  des  Code  Civil  diktier; 
hatte , auf  Grund  dessen  der  Unternehmer  hinsichtlich  seines 
Arbeiters  das  Privileg  erhielt,  allein  auf  seine  eidliche  Aussage 
hin  über  die  F'rage  der  Lohnzahlung  und  Lohnhöhe  gehört  zu 
werden.  Man  begreift,  dass  das  von  der  Kammer  am  16.  Juni  1890 
endgültig  angenommene  Gesetz  es  für  notwendig  erachtete,  dem- 
nach die  Konsequenz  der  Unterdrückung  des  Arbeitsbuches  aus- 
drücklich zu  bestätigen:  Artikel  2;  »Der  Mietvertrag  über  Ar- 
beit zwischen  den  Inhabern  oder  Leitern  der  gewerblichen  Anlagen 
und  ihren  Arbeitern  untersteht  den  Vorschriften  des  gemeinen 
Rechts  . . .« 

Man  könnte  übrigens  auch  noch  andere  Vorwürfe  gegen  die 
Arbeitsbuch-Gesetzgebung  richten.  Der  Arbeitsbuchzwang , un- 
gerecht an  und  für  sich,  war  in  der  für  die  Arbeiter  vexatorischsten 
Art  in  Anwendung  gebracht  worden.  Wir  haben  gesehen,  dass 
die  Ausgabe  der  Arbeitsbücher  in  Paris  durch  den  Polizeiprä- 
fekten , in  Lyon  und  in  den  von  Lyon  abhängigen  Gemeinden 
durch  den  Präfekten  des  Rhonedepartements  zu  geschehen  hat. 
»Es  müssen  alsot,  schreibt  M.  Barthc  '),  »nicht  bloss  die  Männer, 
sondern  auch  die  Frauen,  Töchter,  Schwestern  von  Arbeitern, 
wenn  sie  in  eine  Manufaktur,  in  eine  Fabrik,  in  eine  Werkstatt 
eintreten  oder  sogar  wenn  sie  als  Heimarbeiter  für  einen  oder 
mehrere  Unternehmer  thätig  sein  wollen,  sich  auf  die  Polizeipra- 
fektur  begeben,  um  ein  Arbeitsbuch  zu  fordern«.  Diese  Gänge 
widerstreben  den  Männern,  die  nicht  mit  den  Delinquenten  oder 

l)  Rajiport  1.  c.  p.  177. 
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den  Vorbestraften  verwechselt  werden  wollen,  aber  sie  erniedrigen 
vor  allem  die  Krauen  und  jungen  Mädchen,  die  der  Gefahr  aus- 
gesetzt sind,  mit  sittenlosen,  der  Prostitution  ergebenen  Weibern 
in  Berührung  zu  kommen.  . . . Gerade  als  ob  das  noch  nicht 
streng  genug  wäre,  hat  das  Dekret  vom  30.  April  1855,  welches 
das  Reglement  betr.  der  Arbeitsbücher  enthält,  durch  seinen  Ar- 
tikel 6 eine  verletzende  Formalität  hinzugefugt,  die  nicht  allein  in 
Paris,  sondern  in  allen  französischen  Gemeinden  angewendet  wer- 
den kann.  »Der  Arbeiter«,  sagt  dieser  Artikel,  »ist  gehalten, 
sein  Arbeitsbuch  auf  jede  Requisition  den  Polizeibeamten  vorzu- 
weisen«. Das  erinnert  nur  zu  sehr  an  die  Aufenthaltserlaubnis, 
wie  sie  den  aus  der  Haft  entlassenen  Verurteilten,  die  unter 
Polizeiaufsicht  stehen,  gewährt  wird.« 

»Doch  mit  diesen  exzessiven  Bestimmungen  ist  noch  nicht 
alles  erschöpft.  Um  die  Ausführung  des  Gesetzes  vom  22.  Juni  1854 
sicherzustellen,  hat  sich  die  Polizei  auf  die  soweitgehenden  Macht- 
vollkommenheiten, die  ihr  die  alten  Gesetze  übertragen  und  auf 
zwei  Ordonnanzen  vom  i.  April  1831  und  30.  Dezember  1834  ge- 
stützt, welche  vorschreiben,  dass  jeder  Arbeiter  , der  nach  Paris 
kommt  um  Arbeit  zu  suchen,  verpflichtet  ist,  in  der  ersten  Woche 
nach  seiner  Ankunft  sich  auf  der  Polizeipräfektur  einzufinden,  um 
sein  Arbeitsbuch  visieren  zu  lassen.  Diese  Ordonnanzen  be- 
stimmen noch , dass  bei  jedem  Wechsel  des  Arbeitsplatzes  die 
Arbeiter  durch  den  Polizeikommissär  ihres  Viertels  die  Unter- 
schrift ihres  letzten  und  diejenige  ihres  neuen  Arbeitgebers  be- 
scheinigen lassen.  Die  gleichen  Massregeln  sind  in  verschiedenen 
wichtigen  Industriezentren  zur  Anwendung  gekommen.« 

Wir  haben  bereits  gesagt,  dass  ein  Entwurf  betr.  die  Besei- 
tigung der  Arbeitsbücher  1869  vom  Staatsrat  vorbereitet  und  dem 
Corps  legislatif  vorgelegt  worden  war.  Die  Ereignisse  des  Jahres 
1870  verhinderten,  dass  er  zur  Verhandlung  kam.  Der  Vorbe- 
reitung dieser  Vorlage  war  1868  eine  grosse  Erhebung  voraus- 
gegangen, bei  welcher  festgestcllt  wurde,  dass  das  Gesetz  von 
1854  in  den  bedeutendsten  Industriebezirken  ausser  Gebrauch  ge- 
kommen oder  zum  mindesten  sehr  schlecht  angewendet  wor- 
den war  '). 

Als  im  Jahre  1881  M.  Dautresme  einen  Gesetzentwurf  be- 


1)  Vgl.  betr.  tlicser  Gomel,  1.  c.  p,  235  flf.  uml  besonders  Stiedn  I.  c. 

l>-  i73-'S3. 
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treffend  die  Abschaffung  des  Arbeitsbuchzwanges  einbrach'.t, 
waren  Senat  wie  Deputiertenkammer  sofort  darüber  einig,  diese 
Unterdrückung  anzunehmen.  Aber  es  bedurfte  mehrerer  jihie, 
bis  die  beiden  Körperschaften  sich  über  die  Konsequenzen  dieser 
Unterdrückung  verständigten. 

Am  12.  Juni  1882  hatte  die  Deputiertenkammer  sich  fc 
die  Beseitigung  des  Arbeitsbuches  erklärt.  Aber  die  Mehr- 
heit des  Senats  war  der  Anschauung,  dass  die  unbedingte  Be 
scitigung  der  auf  die  Arbeitsbücher  bezüglichen  Bestimmungei: 
nicht  genügte;  sie  nahm  an,  dass  das  Arbeitsbuch  neben  semet 
schweren  Nachteilen  für  den  Arbeiter  selbst  einige  Vorteile  bote 
»In  der  Stadt,  in  welcher  er  seinen  Wohnsitz  hatc  , schrieb  M 
Barthe  im  Namen  der  Senatskommission,  »kann  der  Arbeiter  durch 
die  einfache  Feststellung  der  Dauer  seiner  Beschäftigung  in  der 
verschiedenen  Werkstätten,  in  denen  er  gearbeitet  hat,  seine  Ord- 
nungsliebe, Arbeitsamkeit  und  Moralität  konstatieren.  Wenn  er 
ein  Etablissement  verlässt,  so  erlaubt  ihm  sein  Arbeitsbuch  sich 
in  einer  anderen  W’crkstatt  vertrauensvoll  vorzustellen ; um  Arbc! 
zu  finden,  hat  er  keine  unangenehmen  Laufereien  nötig,  noch 
braucht  er  zu  erniedrigenden  Bitten  seine  Zuflucht  zu  nehmen.  Der 
Vorweis  seines  Arbeitsbuches  genügt,  um  seinen  Wert  schätzet 
zu  lassen  und  ihm  eine  Werkstatt  zu  öffnen»  '). 

Um  diesen  Erwägungen  *)  Rechnung  zu  tragen , schuf  da 
vom  Senat  im  November  1883  angenommene  Text  die  fakultativ« 
Arbeitsbücher.  Jeder  Arbeiter  sollte  das  Recht  behalten,  von 
Maire  seiner  Gemeinde  ein  Buch  zu  fordern  , das  dieser  ihm  m 
verabfolgen  gehalten  war,  ein  Buch,  das  nichts  als  Vor-  und  Zu- 
namen, Geburtsort  und  Beruf  des  Inhabers  enthielt  und  mit  dem 
Namenszug  des  Maires  versehen  war.  Der  Inhaber  oder  Leita 
eines  Gewerbebetriebs  war  gehalten,  wenn  es  der  Arbeiter,  welch« 
bei  ihm  beschäftigt  gewesen  war  und  der  aufhörte,  dort  zu  ar- 
beiten, verlangte,  sei  cs  in  einem  Buch,  sei  es  in  einem  Zeugn» 
oder  Heft  Vor-  und  Zunamen  , Beruf  und  Wohnort  dieses  Ar- 
beiters, das  Datum  seines  Eintritts  in  das  Etablissement  und 
dasjenige  seines  Austritts  festzustellen. 

Die  Deputiertenkammer  verwarf  aber  im  Jahre  1886  das 
System  der  fakultativen  Arbeitsbücher.  Sie  fürchtete,  dass  die 

1)  Rapport  <ics  M.  Barthe  1.  c.  p.  178. 

2)  Vg).  das  interessante  Kesum^  der  DLskussioii  im  Senat  hei  Stieda  Lc.p 
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Kxistenz  derselben  den  Unternehmern  gestatten  würde,  in  Wirk- 
lichkeit den  Arbeitsbuchzwang  wieder  herzustellen.  Schon  dass 
solch  ein  Buch  einzig  und  allein  für  Arbeiter  existierte,  erschien 
ihr  als  ein  Verstoss  gegen  die  bürgerliche  Gleichheit  vor  dem 
Gesetz. 

Hin  Amendement  von  M.  Lagrange  schuf  die  Grundlage  zu 
einer  Vereinbarung.  Der  Senat  gab  seine  Zustimmung  dazu,  dass 
das  fakultative  Arbeitsbuch  durch  die  dem  Unternehmer  bei  Strafe 
des  Schadenersatzes  auferlegte  Verpflichtung,  dem  Arbeiter  von 
dem  er  sich  trennt,  ein  Zeugnis  auszustellen,  ersetzt  würde.  Und 
die  Deputiertenkammer  hat  eine  Redaktion  angenommen,  die  dieser 
Verpflichtung  den  allgemeinsten  Charakter  aufdrückt  und  es  pein- 
lich vermeidet,  Spezialbestimmungen  für  die  gewerblichen  Arbeiter 
zu  treffen;  »Jeder,  der  seine  Dienste  verdingt,  kann  beim  Er- 
löschen des  Vertrags  von  demjenigen,  welchem  er  sie  vermietet 
hat,  ein  Zeugnis  fordern,  das  ausschliesslich  den  Tag  seines  Ein- 
tritts und  den  seines  Austritts  und  die  Art  der  Arbeit,  zu  welcher 
er  gebraucht  worden  ist,  enthalte. 

»Der  praktische  Zweck  dieses  Zeugnissesc,  hat  man  treffend 
bemerkt,  »ist  kein  anderer  als  der  des  fakultativen  Arbeitsbuches; 
man  bemüht  sich  stets,  dem  Arbeiter  seine  Beglaubigungsschreiben 
für  fernere  Beschäftigung  zu  sichern.  Sic  werden  vom  Unter- 
nehmer ausgestellt  werden,  der  sie  nicht  verweigern  kann;  die  ge- 
meindliche Autorität  aber  interveniert  nur  insoweit,  dass  sie  das 
fakultative  Arbeitsbuch  verabfolgt  und  mit  ihrer  Unterschrift  ver- 
siebte '). 

Es  folgt  nunmehr  im  folgenden  der  Wortlaut  des  besproche- 
nen Gesetzes; 

Gesetz  betr.  die  Aufhebung  der  auf  die  Arbeitsbücher  bezüg- 
lichen Bestimmungen  (Loi  ayant  pour  objet  d’abroger  les 
dispositions  relatives  aux  Livrets  d'ouvriers)  *|. 

Der  Senat  und  die  I)epulierteDkammer  haben  das  folgende  Gesetr  angenommen, 
der  Präsidenl  der  Republik  gibt  es  hiermit  bekannt; 

Art  I.  Aufgehoben  sind;  das  Gesetz  vom  22.  Juni  1854,  das  Dekret  vom  30.  April 
1855,  das  Gesetz  vom  14.  Mai  1851,  Artikel  12  des  Dekrets  vom  13  Februar  1852 
über  die  V’crbindlichkcil  der  Arbeiter  in  den  Kolonien  und  alle  anderen  (»esetzesbe- 
stimmungen  oder  Dekrete,  die  sich  auf  die  Arbeitsbücher  beziehen. 

1)  Sauzet,  1.  c.  p.  418. 

2)  Veröffentlicht  Im  »Journal  Officicl«  vom  3.  Juli  1890. 

4'  * 
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Dagcj^cn  sollen  in  Kraft  bleiben ; die  Bestimmungen  des  Gesetzes  roin  t&  Mr  I 
1806  über  die  Quitlungsbücher  der  Fabrikation  von  Lyon;  diejenigen  des  Ocsesc 
vom  7,  März  1850  über  die  Abrechnungshücher  für  Spulen  und  Weben  ad  Ar- 
tikel IO  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1874  betr.  die  Bücher  für  gewerblich  beschii“.' 
Kinder  und  minderjährige  Mädchen,  welcher  für  Kinder  und  minderjährige  Müdeie: 
die  als  Lehrlinge  oder  sonst  beschäftigt  werden,  in  Anwendung  bleiben  soll. 

Art.  2,  Der  Mietvertrag  über  Arbeit  zwischen  den  Inhabern  oder  Leitm 
werblicher  Anlagen  und  ihren  Arbeitern  untersteht  den  V'’orschriftcn  des  gewM 
Rechts  und  kann  in  den  Formen  festgestellt  werden  , welche  anzunehmen  die  l» 
trahierenden  Parteien  sich  einigen. 

Diese  Art  Vertrag  ist  vom  Stempel  und  der  Eintragungsgebühr  befreit. 

Art.  3.  Jeder,  der  seine  Dienste  verdingt,  kann  beim  Erlöschen  des  Vertn^  m 
demjenigen,  dem  er  sie  vermietet  hat , bei  Strafe  des  Schadenersatzes , eia 
fordern,  das  ausschliesslich  das  Datum  seines  Eintritts,  das  seines  Ausritts  oDti  ^ 
Art  seiner  Bescliäftigung  enthält. 

Dies  Zeugnis  ist  vom  Stempel  und  der  Eintragungsgebühr  befreit. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  , verhandelt  und  angenommen  vom  Senat  und  der  De* 
putiertenkammer,  soll  als  Staatsgesetz  gehandhabt  werden. 

Gegeben  zu  Paris,  den  2,  Juli  1890.  Gezeichnet:  Caraol. 

Der  Minister  des  Innern.  Der  Minister  für  Handel,  Industrie  und  Kolooifa 

Gez.:  Constans.  Gez.:  Jules  Roche. 
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DAS  ERSTE  ARBEITERSCHUTZGESETZ 
FINNLANDS  VOM  15.  APRIL  1889. 

EINGELEITET  VON 
Dr.  AUGUST  HJEI.T 

SKKRETÄR  lies  STATISTISCHEN  ZENTRALBUREAUS  IN  IIEI.SINOK()RS. 

Bereits  in  den  schwedischen  Gewerbeordnungen  des  sieb- 
zehnten und  achtzehnten  Jahrhunderts  treffen  wir  hier  und  da 
auf  Vorschriften  , welche  beweisen,  dass  die  Gesetzgebung  auf 
das  Wohl  der  jugendlichen  Arbeiter  bedacht  war.  In  der  Ge- 
werbeordnung vom  Jahre  1720  z.  B wurde  bestimmt,  dass  Knaben 
unter  14  Jahren  nicht  in  die  Handwerkslchrc  eingeschrieben  wer- 
den durften.  In  den  Hallordnungen  von  1739  und  1770  wurde  das 
Aufnahmealter  der  »Lehrkinder«  auf  10  oder  12  Jahre  normiert 
und  zugleich  der  Arbeitgeber  verpflichtet,  für  den  Schulunterricht 
der  Kinder  zu  sorgen. 

Die  schwedischen  Gesetze  behielten,  als  das  Grossfürstentum 
Finnland  i8og  mit  Russland  vereinigt  wurde,  für  Finnland  ihre 
Gültigkeit.  Eine  wesentliche  Reform  der  alten  auf  dem  Zunft- 
wesen gebauten  Gewerbegesetzgebung  trat  erst  um  ein  halbes 
Jahrhundert  später  ein.  Die  gesetzgeberische  Thätigkeit  war 
nämlich  in  Finnland  unmöglich  ohne  die  Mitwirkung  und  Zustim- 
mung der  Volksvertretung,  des  hnnländischen  Landtages,  dieser 
wurde  aber  erst  im  Jahre  1863  von  Ale.xander  11  wieder  ins  Leben 
gerufen.  Nun  entwickelte  sich  eine  eifrige  Wirksamkeit  zur  Ab- 
schaffung der  veralteten  Institutionen  und  Verordnungen,  die  bei- 
nahe auf  allen  Gebieten  einer  freien  Entwickelung  im  Wege  stan- 
den. Fän  neues  Gesetz  betreffend  Handel  und  Gewerbe  wurde 
1867  vom  Landtage  angenommen  und  am  24.  Februar  1868  pro- 
mulgiert und  durch  dasselbe  die  Gewerbefreiheit  im  Prinzip  ein- 
geführt. Einige  nähere  Bestimmungen  über  den  Arbeiterschutz 
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wurden  darin  aufijenonimcn.  So  wurde  bestimmt,  dass  Pers.> 
nen  unter  18  Jahren  ohne  Einholung  einer  besonderen  Eriauki:: 
nicht  zur  Nachtarbeit  in  Fabriken  oder  Werkstätten  venrenc« 
werden  dürfen;  die  Arbeitszeit  fiir  Kinder  wurde  auf  höchstco 
6 Stunden  täglich  normiert.  Ferner  wurde  verordnet,  dass  derfe- 
werbetreibende  darüber  zu  wachen  hatte,  dass  seine  Arbeiter  da 
nötigen  Unterricht  erhielten  und  fleissig  die  Sonntagsschule  r 
Handwerkslehrlinge  oder  eine  andere  entsprechende  ünterrick- 
anstalt  besuchten,  sowie  dass  bei  der  Beschäftigung  der  Arbeite,' 
»deren  Gesundheit  und  Arbeitsfähigkeit  gebührend  beriicksichitj" 
werden  sollte.«  Bemerkenswert  ist,  dass  keine  Bestimmung  über 
das  Minimalalter,  in  welchem  Kinder  zur  Fabrikarbeit  angewaait 
werden  durften , getroffen  wurde.  Aeusserst  oberflächlich  »j: 
auch  die  Weise,  in  der  die  Fabrikhygiene  dem  Gutdünken  da 
Arbeitgeber  überlassen  ward. 

Als  die  Regierung  1877  es  für  notwendig  fand , dem  Land- 
tage den  Entwurf  zu  einem  neuen  Gewerbegesetz  vorzulegec. 
wurden  die  früheren  Bestimmungen  inbetreff  des  Arbeiterschutze 
einigermassen  präzisiert  und  vervollständigt.  Kinder  unter  12  Jah- 
ren sollten  nicht  zur  Arbeit  verwendet  werden  dürfen,  falls  aicb 
ein  Arzt  schriftlich  bescheinigte , dass  solches  ohne  Nachteil  to 
die  Gesundheit  des  Kindes  geschehen  könne;  Kinder  unter  15  Jah- 
ren durften  höchstens  8 Stunden  täglich  mit  geeigneten  Zwischen 
räumen  bei  der  Arbeit  gehalten  und  keiner,  der  das  i8.  Lebens 
Jahr  noch  nicht  vollendet  hatte,  durfte  ohne  ein  ärztliches  Zeug- 
nis von  9 Uhr  Abends  bis  5 Uhr  Morgens  beschäftigt  werdes 
Dem  Gewerbetreibenden  wurde  zur  Pflicht  gemacht,  darüber 
zu  wachen,  dass  die  Gehilfen,  Arbeiter  und  Lehrlinge,  die  bei 
ihm  im  Hause  und  in  Kost  waren,  besonders  die  Mindeijälirigeu. 
zur  Gottesfurcht,  Ordnung  und  guten  Sitte  angehaltea  wurdet 
und  gesunde  Wohnung  sowie  geeignete  und  genügende  Nahnisg 
erhielten.  Inbetreff  der  Gesundheitsverhältnisse  enthielt  die  Ge 
setzvorlage  eine  Wiederholung  der  Bestimmung  vom  Jahre  lüdf' 
und  ausserdem  die  Verpflichtung  der  Gewerbetreibenden  >dk 
notwendigen  Vorsichtsmassregeln  zu  treffen,  um  die  .Arbeiter  bei 
der  Ausführung  der  ihnen  auferlegten  Arbeiten  gegen  körperliche 
Beschädigungen  zu  schützen.«  Das  war  Alles.  Keine  näheret 
Detailvorschriften,  keine  genaue  Strafbestimmungen  für  Uebertre- 
tung  des  Gesetzes  und  vor  Allem  keine  thatsächliche  Kontrolle 
darüber,  dass  das  Gesetz  befolgt  wurde. 
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Der  Mangel  eines  geordneten  Arbeiterschutzes  in  den  In- 
dustriegewerben war  schon  in  den  70er  Jahren  in  demselben 
Masse,  in  welchem  die  finnländische  Industrie  einen  Aufschwung 
zu  nehmen  begann,  fühlbar  geworden  und  die  angedeutelen  Mängel 
der  Gesetzvorlage  wurden  dadurch  in  ein  um  so  helleres  Licht  ge- 
rückt. Der  Ausschuss  des  Landtages,  dessen  näherer  Prüfung  die 
Gesetzvorlage  übergeben  wurde,  sprach  sich  dahin  aus,  dass  »im 
Ausschuss  die  Anschauung  einstimmig  zum  Ausdruck  gekommen 
sei , dass  die  Promulgierung  einer  besonderen , auf  statistische 
Daten  und  spezielle  Untersuchungen  gegründeten  Verordnung, 
durch  welche  diese  Verhältnisse  (die  Stellung  der  Kinder  und 
jugendlichen  Arbeiter)  genauer  geordnet  werden  könnten,  unum- 
gänglich notwendig  erscheinec.  Die  Gesetzvorlage  der  Regierung 
wurde  auch  von  den  Ständen  nur  unter  der  Voraussetzung  an- 
genommen, dass  in  Kürze  eine  vollständige  Vorlage  für  ein  Spe- 
zialgesetz über  diesen  Gegenstand  ausgearbeitet  wurde.  So  ent- 
stand das  Gewerbegesetz  vom  31.  März  1879. 

Von  dem  gewünschten  Spezialgesetz  war  aber  nichts  zu  hören. 
Es  schien,  als  wäre  nach  der  Ansicht  der  Regierung  der  Gerech- 
tigkeit dadurch  Genüge  gethan,  dass  in  eine,  1879  erschienene 
Verordnung  über  die  Gesundheitspflege  einige  Bestimmungen  über 
die  P'örderung  der  F'abrikhygiene  und  die  Gesundheitspflege  unter 
der  Arbeiterklasse  aufgenommen  wurden.  Die  Aufsicht  über  die 
Gesundheitsverhältnisse  im  allgemeinen,  die  seit  1852  den  Pro- 
vinzialärzten übertragen  war  und  die  1858  dahin  noch  näher  prä- 
zisiert wurde,  dass  jene  u.  A.  darüber  zu  wachen  hatten,  dass 
»die  Arbeitslokale  in  den  Fabriken  des  Landes  sowie  die  eigenen 
Wohnungen  der  Fabrikarbeiter  so  eingerichtet  seien,  dass  die- 
selben keinen  nachteiligen  Einfluss  auf  den  Gesundheitszustand 
des  Arbeiterpersonals  haben«,  — diese  Aufsicht  wurde  durch  die 
Einrichtung  von  Gesundheitskommissionen  in  den  Städten  und 
durch  eine  erweiterte  Befugnis  der  Kommunalbehörden  auf  dem 
Lande  auch  inbezug  auf  die  Ueberwachung  der  Fabrikhygiene, 
verschärft.  Ausserdem  enthielt  diese  Verordnung  mehrere  De- 
tailbestimmungen über  die  Anlegung  von  Fabriken,  Arbeiterwoh- 
nungen, Kost  der  Arbeiter  u.  s.  w. 

Aber  eine  thatsächlich  durchgeführte  spezielle  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung war  dies  nicht  und  auch  der  praktische  Nutzen  dieser 
hygienischen  Vorschriften  wurde  durch  den  Mangel  an  Interesse 
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und  an  den  nötigen  Faclikcnntnissen  bei  den  Kommunalbehord 
bedeutend  eingeschränkt. 

Auf  dem  Landtag  von  1882  einigten  sich  deshalb  die  Stkii 
über  eine, Petition,  in  welcher,  unter  Lrinnerung  an  die  Aevü; 
rung  der  vorigen  Ständeversammlung , verlangt  wurde,  das.- lü 
Regierung  nicht  allein  eine  Gesetzvorlage  inbetreff  der  V'erwcs 
düng  von  Kindern  und  Minderjährigen  in  der  Industrie  ausarbt 
teil  lasse,  sondern  die  sanitären  Verhältnisse  der  Fabriken  »0^ 
Werkstätten  und  die  F' rage  der  Haftpflicht  der  Arbeitgeber  ciat? 
genauen  Prüfung  unterwerfen  und  eine  Gesetzvorlage  auch  infae 
treff  dieser  Fragen  vorlegen  solle. 

Infolge  dieser  wiederholten  Aufforderungen  von  Seiten  de 
Volksvertretung  wurde  1883  eine  Kommission  eingesetzt,  die  de 
Auftrag  erhielt,  die  berührten  Fragen  zu  untersuchen  und  tm 
Gesetzesvorlage  auszuarbeiten. 

Diese  umfangreiche  Aufgabe  war  durchaus  nicht  leicht.  Ife 
finnländische  Industriestatistik  befand  sich  damals  noch  in  cinec 
sehr  vernachlässigten  Zustande ; es  mangelte  beinahe  voUstandj 
an  Untcrsuchungsmaterial.  Das  Komitee  war  daher  auf  eine  spe- 
zielle Phicjuete  angewiesen.  Das  Resultat  war  leider  ein  recii! 
mangelhaftes ; von  einer  grossen  Anzahl , teilweise  bedeutender 
Arbeits-stellen  blieben  die  Antworten  ganz  aus,  von  anderen  Seit« 
wurden  sie  unvollständig  eingesandt.  Um  das  gesammelte  sta 
tistische  Material  zu  vervollständigen , wandte  sich  das  Komit« 
noch  an  die  Aerzte,  die  Inspektoren  der  Volksschulen  und  and« 
Autoritäten  und  es  gelang  demselben,  auf  diesem  Wege  eine  « 
gewissen  Heziehungen  wertvolle  Beleuchtung  der  voigeiegta 
F'ragcn  zu  erhalten.  Am  10.  Mai  1884  gab  das  Komitee  seit 
Gutachten  ab.  Indem  das  Komitee  eine  streng  bindende  Hiit- 
pflicht  für  die  Arbeitgeber  befürwortete,  legte  dasselbe  unwiö« 
legliche  Beweise  für  die  Notwendigkeit  eines  speziellen  Arbeit®' 
Schutzgesetzes  vor. 

Nur  einige  Daten  aus  den  Untersuchungen  des  Komitees  fflogt' 
hier  angeführt  werden.  Von  der  ganzen  Arbeiteranzahl,  die  die 
Untersuchung  umfasste  — 15  590,  angestellt  in  413  Fabriken  ui"- 
Werkstätten  — waren  3063  oder  19.6  “/ejünger  als  18  Jahre,  ib" 
von  1295  oder  8.3  % jünger  als  15  Jahre,  ln  Bezug  auf  die  Ar 
beitszeit  dieser  jugendlichen  Arbeiter  enthielten  die  Mittedufe'* 
vielfach  überraschende  Mitteilungen. 

Kinder  unter  12  Jahren  waren  — gegen  das  Verbot  des 
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setzes  — in  17  Fabriken  beschäftigt  und  arbeiteten  daselbst 
llVa — 12 Va  Stunden  täglich  (in  zweien  nur  8 Stunden).  Aus  91 
l*'abriken,  in  denen  Kinder  zwischen  12  und  15  Jahren  arbeiteten, 
wurde  niitgeteilt,  dass  die  Arbeitszeit  bei  den  meisten  12  Stunden, 
in  19  Fabriken  noch  mehr,  13  Stunden  und  auch  darüber,  be- 
trug. Von  173  Werkstätten,  in  denen  jugendliche  Personen  (d.  h. 
15 — 18jährige)  verwendet  wurden,  arbeiteten  diese  in  den  meisten 
Fällen  in  65  Werkstätten,  12  Stunden,  in  58  Werkstätten  noch 
längere  Zeit,  8 bis  15  Stunden.  (Die  Arbeitszeit  ist  überall  mit 
Kinrechnung  der  Pausen  und  Mahlzeitstunden  angegeben,  die  sich 
auf  i'/a  bis  2 Stunden  belaufen.) 

Das  Komitee  gelangte  zu  der  Schlussfolgerung,  dass  »Kinder, 
jüngere  wie  ältere,  somit  im  allgemeinen  ebenso  lange  wie  jüngere 
Personen  bei  der  Arbeit  gehalten  zu  werden  scheinen;  und  die 
tägliche  Arbeitszeit  scheint  für  alle,  sowohl  für  die  erwachsenen 
wie  für  die  minderjährigen  Arbeiter  an  derselben  Fabrik  beinahe 
gleich  zu  sein«.  . . 

Fbenso  überraschende  Aufklärungen  wurden  in  HctrefT  der 
Nachtarbeit  der  Kinder  erlangt.  Von  55  Arbeitsstellen,  in  denen 
Nachtarbeit  vorkam  und  wo  Kinder  angestcllt  waren,  gaben  30 
an,  dass  sie  regelmässig  Kinder  zur  Nachtarbeit  verwandten,  10, 
dass  solches  nur  »nach  Bedarf«  geschah;  von  89  Arbeitsstellen, 
in  denen  Nachtarbeit  vorkam  und  wo  jugendliche  Personen  be- 
schäftigt waren,  wurden  nach  Angabe  an  38  Stellen  Kinder  regel- 
mässig, und  in  14  »nach  Bedarf«  bei  der  Nachtarbeit  verwandt. 
Das  Komitee  konnte  infolge  dessen  äussern , dass  »ebensowenig 
wie  dem  gesetzlichen  Gebote,  dass  Kinder  unter  15  Jahren  höchstens 
8 Stunden  täglich  bei  der  Arbeit  gehalten  werden  dürfen,  nach- 
gelebt wird,  ebensowenig  dieses  der  Fall  sei  mit  der  Bestimmung 
desselben  Gesetzes  in  Bezug  auf  Nachtarbeit«. 

Die  Angaben,  die  man  hauptsächlich  von  Aerzten  über  den 
Gesundheitszustand  unter  der  Arbeiterklasse  erhielt,  legten  an 
den  Tag,  dass  die  Fabrikarbeit  regelmässig  und  speziell  in  der 
mechanischen,  Tabak-  und  Textilindustrie  Berufskrankheiten,  ins- 
besondere Schwindsucht  und  Anämie  verursache  und  die  Wider- 
standsfähigkeit gegen  Epidemien  geschwächt  habe.  Dazu  trug 
die  Fabrikarbeit  auch  indirekt  dadurch  bei , dass  die  Arbeiter, 
sowohl  die  männlichen  wie  die  weiblichen,  infolge  der  knappen 
Mahlzcitstunden  keine  Zeit  oder  Gelegenheit  fanden,  sich  warme. 
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nahrhafte  Speisen  zu  bereiten,  sondern  sich  an  leicht  bereitei' 
knappe  und  ungesunde  Kost  gewöhnten  (besonders  Kaffeei. 

Das  Gutachten  des  Komitees  lief  auf  die  Thatsache  hina^; 
dass  nicht  nur  die  bereits  vorhandenen  Bestimmungen  über  A: 
beiterschutz  gegen  Berufsgefahr  unzulänglich  und  allzu  uiu<- 
stimmt  waren,  sondern  dass  diese  gesetzlichen  Bestimmung^, 
ausserdem  in  einer  überraschenden  Weise  den  Gewerbetreibencf 
unbekannt  waren. 

Dieser  Umstand  wies  auf  den  vornehmsten  b'ehlcr  der  (h- 
mals  geltenden  Arbeiterschutzgesetzgebung  hin  , — den  Matg, 
einer  wachsamen  und  kräftigen  Kontrolle. 

Die  Gesetzvorlage,  die  das  Komitee  ausarbeitete,  enthielt  des- 
halb als  Kernpunkt  die  Einrichtung  einer  geordneten  spezieu« 
Generalinspcktion.  In  genauer  Uebereinstimmung  mit  den  \«- 
Schlägen  des  Komitees  wurde  nun  schliesslich  eine  Gesetzvoriagt 
über  den  Schutz  der  Arbeiter  in  den  industriellen  Gewerben  m 
der  Regierung  ausgearbeitet  und  dem  letzten  Landtage  von  188s 
vorgelegt  *).  Sie  wurde  mit  geringen  Aenderungen  von  a&i 
vier  Kammern  (Adel,  Priester,  Bürger  und  Bauern)  der  Volksi.ö 
tretung  angenommen  und  am  15.  April  1889  als  Finnlands  erste 
Spezialgesetz  für  Arbeiterschutz  gegen  Berufsgefahr  sank-tionittt 
Eine  spezielle  Verordnung,  enthaltend  eingehende  Detailvorschriftc 
laut  den  allgemeinen  Bestimmungen  der  §);  l — 5 des  Gesetzes,  zs 
deren  Veröffentlichung  die  Regierung  vom  Landtage  bevollmacb 
tigt  wurde,  erschien  am  21.  Dezember  1889  und  gleichzeitig  da* 
mit  eine  Instruktion  für  die  Gewerbeinspektoren. 

Das  finnländische  Schutzgesetz  ist  nach  dem  Muster  auslän- 
discher, speziell  des  schwedischen  Schutzgesetzes  verfasst.  E* 
fi.xiert  die  grundsätzlichen  Bestimmungen,  die  durchgeführt  »erda 
sollen,  lässt  aber  für  die  Anwendung  derselben  im  Detail 
gewissen  Spielraum  zu.  Recht  oft  wiederholen  sich  Ausdnicb 
wie  »so  weit  möglich«,  wenn  es  ohne  schwere  Störungen  und 
grosse  Kosten  geschehen  kann«  u.  s.  w.  Andrerseits  wetde® 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  erweitert  und  verschärft,  itide® 
z.  B.  dem  Gewerbetreibenden  ausser  bestimmten  aufgezähltcnVa- 
pflichtungen  noch  vorgeschrieben  wird  »auch  im  übrigen  soitif 
Anordnungen  und  Vorsichtsmassregeln  zu  treffen,  die  notwendis 

i)  Die  Frage  der  blieb  unberührt.  Die  Vorarbeiten  rur  Lüttuig ‘te- 

selben  sind  aber  bereits  in  Angriff  genommen  und  eine  bezügliche  Gesetitorodi^r 
wahrscheinlich  im  nächsten  Jahre  dem  Landtage  unterbreitet  werden. 
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t>efunden  werdeiic.  Hierdurch  wurde  es  einerseits  ermöglicht, 
Gesetzbestimmungen  zu  vermeiden,  die  sich  vielleicht  als  zu  streng 
oder,  wenigstens  in  der  ersten  Zeit,  als  praktisch  undurchführbar 
erwiesen  und  infolge  dessen  das  Gesetz  in  Misskredit  gebracht 
hätten.  Andrerseits  steht  es  in  der  Hand  der  Behörden , ihre 
Vorschriften  nach  Bedarf  mehr  oder  weniger  strenge  in  Anwen- 
dung zu  bringen.  Dieses  ist  ein  Verdienst  des  jungen  Gesetzes, 
aber  auch  eine  schwache  Seite  desselben.  Gerät  die  Handhabung 
desselben  in  schlaffe  Hände,  so  verliert  es  leicht  seine  ganze  Kraft. 

Die  Ueberwachung  des  Schutzgesetzes  obliegt  zunächst  den 
Gewerbeinspektoren,  die  mit  einer  recht  grossen  Amtsgewalt  aus- 
gerüstet sind  und  bei  Bedarf  die  Beihilfe  bestimmter  Behörden 
einholen  dürfen.  Aber  ihnen  ist  auferlegt,  ihre  Wirksamkeit  rück- 
sichtsvoll auszuüben  »vor  allem  durch  Rat  und  Aufklärungenc, 
nicht  zu  viel  Beistand  von  den  Behörden  zu  fordern  u.  s.  w. 

Rill  wichtiger  Umstand  verdient  hervorgehoben  zu  werden : 
die  Wirksamkeit  der  Gewerbeinspektoren  ist  nicht  auf  das  eigent- 
liche Gebiet  des  Schutzgesetzes  beschränkt , sondern  sie  sollen 
auch  über  dasselbe  hinaus  die  ökonomischen  und  moralischen 
Verhältnisse  der  Arbeiter  überwachen  und  für  die  Hebung  der- 
selben arbeiten.  Sie  haben  sich  darüber  zu  unterrichten,  ob  Ar- 
beiterkassen vorhanden  sind,  und  für  die  Einführung  solcher  zu 
wirken ; sie  sollen  für  die  Unfallversicherung  eintreten , Zwistig- 
keiten zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  zu  schlichten  suchen, 
die  sittlichen  Verhältnisse  unter  der  Arbeiterbevölkerung  beob- 
achten , die  Behandlung  der  Lehrlinge  und  deren  Schulbesuch 
überwachen  u.  s.  w.  Sie  sollen  mit  einem  Wort  eine  Art  väter- 
licher Wohlthäter  sein  und  den  Mangel  eines  arbeitsstatistischen 
Bureaus  einigermassen  ersetzen. 

Das  junge  Gesetz  wird  selbstredend  vor  allem  seine  Anwen- 
dung auf  die  fabrikmässig  betriebene  Industrie  finden.  Jedoch 
steht  es  den  Gewerbeinspektoren  frei,  auch  so  viel  wie  möglich 
die  Verhältnisse  im  Handwerk  zu  überwachen  und  in  dieser  Be- 
ziehung haben  sie  sich  mit  den  Vorständen  der  betreffenden 
Handwerkervereine  in  Verbindung  zu  setzen. 

Dass  die  Kleinindustrie  auf  diese  Weise  mehr  oder  weniger 
vernachlässigt  wird , ist  sehr  zu  beklagen.  Innerhalb  derselben 
existieren  gleichfalls  Missstände  in  Bezug  auf  die  Behandlung  und 
den  Unterricht  der  Lehrlinge,  die  Hygiene  der  Arbeits- und  Wohn- 
räume,  die  Arbeitszeit  u.  s.  w.,  die  allgemein  zugestanden  werden 
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uml  eines  energischen  Eingreifens  bedürfen.  Bloss  die  Befurchtuc,. 
dass  die  Anwendung  des  Gesetzes  anfänglich  zu  sehr  erschwt-. 
würde,  hat  die  genannten  Einschränkungen  verursacht. 

Nur  ein  paar  Monate  sind  vergangen,  seitdem  die  Gewerbe- 
inspektoren ernannt  worden  sind  und  ihre  Wirksamkeit  begonae: 
haben.  Diese  wird  von  beteiligten  Kreisen  mit  grossem  Interest 
verfolgt;  u.  a.  haben  die  Arbeitervereine  beschlossen,  öflentl-c’ 
die  Wünsche  der  Arbeiter  zur  Sprache  zu  bringen  und  zu  beul- 
achten,  inwiefern  diesen  durch  die  Massregeln  der  Gewerbeinspt!- 
toren  Rechnung  getragen  werden  wird.  Natürlicher  Weise  liejt 
bis  jetzt  noch  kein  Erfahrungsmaterial  darüber  vor.  Die  Hof 
nung  erscheint  aber  berechtigt,  dass  das  Gesetz  mit  Wachsani- 
keit  und  Kraft  gehandhabt  werden  wird  und  nicht  lange  auf  seine 
notwendige  Weiterentwicklung:  Die  Ernennung  einer  grösserer 

.Anzahl  Gewerbeinspektoren  und  eine  thatsächliche  Ausdehnun; 
auch  auf  die  Handwerksindustrie  warten  lassen  wird. 

Die  bis  jetzt  zurückgelegte  Entwickelung  der  Arbeiterschuü 
gesetzgebung  Einnlands  ist  in  gewisser  Hinsicht  recht  lehrreich 
Sie  ist  ein  Beleg  dafür,  dass  selbst  in  einem  Lande,  dessen  In- 
dustrie nur  noch  sehr  dürftig  entwickelt  ist  — die  Zahl  der  männ- 
lichen und  weiblichen  Arbeiter  in  der  h'abrikindustric  und  im 
Handwerk  l-'innlands  wird  auf  ungefähr  40000  veranschlagt,  was 
auf  eine  Bevölkerung  von  2300000  Personen  nicht  voll  i’;'i ' 
ausmacht  — und  trotzdem  kaum  noch  .solche  soziale  Missver- 
hältnisse und  Ivntartungen,  wie  sie  in  den  grossindustriellco  Lan- 
dern Vorkommen,  vorhanden  sind,  die  Entwickelung  der  Ver- 
hältnisse und  eine  genauere  Kenntnis  der  Sachlage  mit  natur- 
notwendiger  Konsequenz  Schritt  für  Schritt  dazu  geführt  hat. 
dass  eine  spezielle  Gesetzgebung  in  Betreff  der  Arbeiterklasse 
und  eine  besondere  Staatsbehörde  für  die  Verteidigung  der  In- 
teressen und  Rechtsansprüche  dieser  Bevölkerung  sich  als  dringend 
wünschenswert  herausstellte. 

Wir  lassen  nunmehr  den  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  15.  Aprii 
18S9  und  der  Verordnung  vom  21.  Dezember  18S9  folgen; 

Gesetz  betr.  den  Schutz  der  Arbeiter  in  den  industriellen 

Gewerben. 

Gegeben  in  Ilclsingfore,  den  15.  April  1S89. 

Wir  Alexander  der  Dritte,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  und  Selbsthensch«  «* 
gani  Russland,  Tsar  von  Polen,  Grossfiirst  von  Finnland,  etc.,  etc.,  etc.  bekund« 
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Um  den  Arbeitern  der  industriellen  Gewerbe  einen  besseren  Schutz  gegen  rngliieks- 
falle  und  gesundheitsgefährliche  Einflüsse  zu  bereiten,  wollen  Wir,  laut  dem  unter- 
tliHnigcn  Vorschläge  der  Stände  Finnlands,  hierdurch  in  Gnaden  folgendes  bestimmen 
und  verordnen ; 

§ I.  Arbeitsrnume  und  Werkstätten,  die  zum  Betrieb  eines  Gewerbes  benul/l  werden, 
sollen  so  eingerichtet  sein,  dass  die  Arbeiter  in  denselben  den  nötigen  Raum  und 
die  erforderliche  Menge  möglichst  reiner  Luft  haben.  Ausserdem  müssen  die  Raume 
nebst  den  Gängen  und  Treppen  während  der  Arbeitszeit  genügend  beleuchtet  sein. 
In  sämtlichen  Arbeitslokalcn  soll  Ordnung  und  ReinUchkeit  beobachtet  werden. 

§ 2.  Die  Arbeitslokale  sollen  je  nach  der  Feuergefährlichkeit  des  Gewerbes  und 
nach  der  Zahl  der  Arbeiter  mit  einem  oder  mehreren  Ausgängen  versehen  sein,  die 
so  anzubringen  sind,  dass  die  Arbeiter  bei  plötzlicher  Feuersgefahr  oder  einem  an- 
deren Unglücksfall  ohne  Schwierigkeit  entkommen  können. 

Dielenöflhungen , Kelleröffnungen  und  dergleichen  müssen  mit  einem  Gitter  ver- 
sehen sein. 

§ 3.  Auf  Arbeitsstellen,  wo  schädliche  Dünste  o<ler  für  die  Gesundheit  gefährlicher 
Staub  bei  der  Arbeit  entstehen,  sollen  besondere  Mxssregcln  getroffen  werden,  um 
dieselben  so  weit  als  möglich  zu  entfernen  oder  für  die  Arbeiter  unschädlich  zu  machen. 

§ 4.  Maschinen,  Transmissionen,  Gerüste  und  andere  Einrichtungen,  w’clche  beim  Betrieb 
eines  Gewerbes  benutzt  werden,  müssen  so  angebracht  und  ihre  in  Bewegung  befind- 
lichen Teile,  wo  solches  thunlich  ist,  so  geschützt  sein,  dass  einer  Gefahr  für  Leben 
und  Gliedmassen  der  Arbeiter  vorgebeugt  wird. 

§ 5,  Der  Gewerbetreibende  ist  auch  im  übrigen  verpflichtet,  solche  Anstalten  und 
Vorsichtsmassregeln  zu  treffen,  welche  in  Bezug  auf  die  Bcschaflenhcil  des  Gewerbes 
und  der  Arbeitsstelle  erforderlich  sind,  um  die  Arbeiter  gegen  Gefahr  für  Leben  und 
Gesundheit  sicher  zu  stellen. 

§ 6.  Dem  Senat  obliegt  es,  durch  allgemeine  Bekanntmachung  die  näheren  Vor- 
schriften milzuteilen , welche  behufs  Anwendung  der  obigen  fünf  Paragraphen  er- 
forderlich befunden  werden  können. 

In  Bezug  auf  Grubenbetrieb  oder  Kontrolle  von  Dampfkesseln  gelten  besondere, 
bereits  erlassene  oder  noch  zu  erlassende  Bestimmungen. 

§ 7.  Als  Arbeiter  in  Fabriken,  beim  Handwerke  oder  einem  anderen  industriellen 
Betrieb  dürfen  Kinder,  welche  das  zwölfte  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben, 
nicht  angestellt  werden,  ebensowenig  Kinder  oder  jugendliche  Personen , welche  in- 
folge von  Kränklichkeit  oder  köqjcrlicher  Schwäche  unter  solcher  Arbeit  leiden  könnten. 

Ein  Gewerbetreibender,  bei  welchem  Kinder  oder  jugendliche  Personen  als  Ar- 
beiter angestellt  sind,  muss  stets  mit  den  das  Alter  jener  Personen  auswetsenden  Pre- 
digerscheinen versehen  sein.  Dem  Fabrikinspektor  obliegt  es,  bei  gegebenem  Anlass 
ein  ärztliches  Zeugnis  darüber  zu  fordern,  ob  die  Arbeit  aus  dem  oben  angegebenen 
Grunde  für  einen  solchen  Arbeiter  nachteilig  ist,  und  hat  der  Gewerbetreibende  das 
Zeugnis  binnen  bestimmter  Zeit  zu  beschaffen , im  Fall  er  den  betreffenden  Arbeiter 
in  seinem  Dienste  behalten  will. 

Die  Worte  Kind  und  Knabe  bezeichnen  in  dieser  Vcronlnung  Personen  unter  fiinf- 
lehn  Jahren  und  die  Ausdrücke  jugendliche  Person,  Jüngling  und  junges  Weib  solche, 
welche  das  funfzchnle,  jedoch  nicht  das  achtzehnte  Lebensjahr  vollendet  haben. 

§ 8.  In  Bergwerken,  Hüllen,  Fabriken  oder  anderen  fabrikmüssig  betriebenen  Ge- 
werben dürfen  Kinder  oder  jugendliche  Personen  zu  einer  anderen  Tageszeit,  als  von 
5 L'hr  morgens  bis  9 Uhr  abends  nicht  bcschüfligt  werden ; desgleichen  darf  mit 
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Einberecbnung  der  Pausen  die  Arbeitszeit  der  ersteren  nicht  sieben  und  die  der  ks- 
teren  nicht  vierzehn  Stunden  übersteigen. 

Kinder,  welche  in  solcher  Arbeit  vor  12  Uhr  mittags  tbätig  gewesen  sind,  därts 
dazu  nach  I Uhr  desselben  Tages  nicht  verwendet  werden. 

§ 9.  Kinder  und  jugendliche  Personen , welche  bei  Betrieben  der  im  § $ 
gebenen  Art  beschäftigt  werden,  sollen  regelmässige  Pausen  geniessen  und  zwar  denr^ 
da»  jugendlichen  Personen  während  der  im  erwähnten  § erlaubten  längsten  Arl>65- 
zeit  mindestens  zwei  Stunden  und  Kinder  mindestens  eine  halbe  Stunde  ru^ec.ae 
dass  eine  Pause  spätestens  vier  Stunden  und  eine  zweite  spätestens  neun  Stundeoaad 
Beginn  der  Arbeit  eintreten  soll 

Während  der  Pausen  ist  Kindern  und  jugendlichen  Personen  die  Arbrit  a *e* 
bieten  und  darf  ihnen  der  Aufenthalt  in  den  Arbeilsräuroen  nur  gestaltet  verdoL  c 
Fall  diejenigen  Teile  des  Betriebes , bei  welchen  sie  lieschäfdgt  sind , ganz  and  gv 
eingestellt  .rind,  oder  die  Erlaubnis  des  Fal)rikinspektors  dazu  eingeholt  wordetu 

§ 10.  Bezüglich  solcher  industriellen  Betriebe  odw  Zweige  derselben,  wdcltf .% 
die  Gesundheit  der  Arbeiter  besonders  nachteilig  oder  sehr  anstrengend  sind,  ohüer 
es  dem  Senat,  durch  allgemeine  Verordnung  zu  bestimmen,  ob  und  in  welchem  l» 
fange  oder  unter  welchen  Bedingungen  Kinder  und  jugendliche  Personen  als  Aibete 
angestellt  werden  dürfen. 

§ II.  Ausnahmen  von  den  Bestimmungen  der  §§  8 und  9 können  in  k4ges<is 
Fällen  vom  Industrieamt  erlaubt  werden: 

1.  Einem  Arbeitgeber  kann  auf  sein  Gesuch  gestattet  werden  , jeden  zweius  iy 
beitstag  Kinder  während  der  für  jugendliche  Personen  erlaubten  Zeit  zu  l>esciujt^ 
wogegen  die  Kinder  während  der  dazwischen  liegenden  Tage  von  der  Arl>eit  bdmti«^ 

2.  Besitzern  solcher  Betriebe,  welche  regelmässige  Nachtarbeit  erfordern  oöa  m 
Einteilung  der  Arbeiter  in  regelmässige  Gruppen  nicht  zulassen,  kann  gestaort 'nt* 
den,  auch  während  anderer  als  der  in  § 8 erwähnten  Tageszeit,  jugeodbehe  .\J^ 
und  Kinder  zu  beschäftigen,  die  letzteren  jedoch  nur,  wenn  der  betretfenüe  Bec^ 
ohne  dieselben  nicht  l.>estehen  kann,  sowie  unter  den  nötigen  sicherstellenden  Bedingoo^^ 

3.  Eine  Verlängerung  der  im  § 8 l>estimmten  Arbeitszeit  kann  für  eine  bestimm' 
Zeitdauer  bewilligt  werden , teils  als  allgemeine  Regel  für  Industrien  oder  Erwai»* 
zweige,  deren  Thäligkeit  auf  gewisse  Jahreszeiten  beschränkt  ist , teils  ia  ©aich« 
Fallen,  wenn  Naturereignisse  oder  Unglücksfälle  den  regelmässigen  Gang  tioa  Be- 
triebes unterbrochen  haben,  oder  ein  anderes  unerwartetes  Ereignis,  eine 
Steigerung  der  Thätigkeit  verlangt.  Ein  Dispens  der  letzterwähnten  Art  kann  ßir  ema 
Zeitraum  von  drei  Wachen  auch  vom  zuständigen  Fabrikinspektor  erteilt  wetden. 

§ 12.  Kinder  oder  jugendliche  Frauen  dürfen  nicht  mit  Grubenarbeit  oder  ia  stÄ* 
brücben  unter  der  Erde  und  ebensowenig  mit  Reinmachen  oder  Einölcn  aaa  * 
Gang  befindlichen  Kraftmaschine  oder  Transmi»ionseinrichtung  l>cschäftigt 

$ 13.  In  Betreff  der  Arbeitszeit  für  Kinder  und  jugendliche  Personen,  die  io 
Betriebe  oder  einem  Gewerbe  beschäftigt  sind,  welches  nicht  fabrikmässig  bdne^ 
wird , haben  die  Vorschriften  des  2.  und  3.  Abschnittes  des  § 33  der  Geaerbecf*^* 
nnng  als  Richtschnur  zu  dienen. 

$ 14.  Werden  bei  Fal)rik-  oder  sonstiger  Berufsarbeit  Kinder  verwendet,  die  e* 
höhere  Volksschule  oder  eine  entsprechende  Lehranstalt  nicht  al>solviert  babea, 
sollen  <Uese  zugleich  einen  regelmässigen  Schulunterricht , mindestens  zwölf 
wöchentlich  erhalten.  Der  Gcwcrbclrcibcndc  haftet  für  die  Beobachtung  dieser  Votschrti 

In  den  Städten  obliegl  cs  den  KommunalbehÖrdea,  die  zur  Erteilung  eia«  »Ick« 
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Unterrichts  erforderlichen  Anstalten  zu  treffen.  Auf  dem  Lande  ist  der  Gewerbetrei- 
bende , der  solche  Kinder  beschäftigt , verpflichtet , zu  diesem  Zwecke  Lehrer  oder 
Lehrerinnen  anzustellen , im  Falle  der  nötige  Unlerricht  auf  eine  andere  Weise  nicht 
beschaHft  werden  kann. 

Auf  dem  Lande  kommen  jedoch  diese  Bestimmungen  nicht  zur  Anwendung  in  sol- 
chen industriellen  Betrieben,  wo  Kinder  in  einer  geringeren  Anzahl  als  fünfzehn  oder 
während  weniger  als  sechs  Monaten  des  Jahres  beschäftigt  werden,  vielmehr  sollen 
in  dieser  Beziehung  die  im  § 32  der  Gewerbeordnung  enthaltenen  Bestimmungen  An- 
wendung finden. 

§ 15.  Ein  Gewerbetreibender,  welcher  in  seinem  Dienst  Personen  unter  achtzehn 
Jahren  beschäftigt,  ist  verpflichtet,  über  dieselben  ein  Verzeichnis  zu  führen,  welches 
gemäss  einem  vom  Industrieamte  bestätigten  Formular  deren  Namen,  Heimatsort  und 
Alter  und  in  Bezug  auf  Kinder  die  Angaben  über  deren  Eltern  oder  Vormund  und 
die  Zeit  ihres  Schulganges  enthält. 

Dieses  Verzeichnis  soll  nebst  den  in  § 7 vorgeschriebenen  Zeugnissen  des  Pfarrers 
und  des  Arztes  dem  Falirikinspeklor  und  übrigen  Personen,  welchen  die  Aufsicht  über 
die  betreffenden  Arbeiter  anvertraut  ist,  zugänglich  sein. 

§ i6-  ln  jeder  Fabrik  und  Werkstatt  sind  in  beiden  Landessprachen  (finnisch  und 
schwedisch)  am  zweckmässigen  Platze  anzubringen : 

I.  Ein  vom  Industrieamt  ausgefertigter  Auszug  aus  dieser  Verordnung  nebst  den 
das  Gewerbe  betreffenden  besonderen  Bestimmungen , welche  in  gehöriger  Ordnung 
promulgiert  worden  sind. 

2 Angabe  der  Stunden,  wann  die  Arbeit  der  Kinder  und  jugendlichen  Personen 
beginnt  und  aufhört,  und  wann  die  Arbeitspausen  für  dieselben  stattfinden. 

3.  Angabe  des  Namens  und  des  Wohnortes  des  Fabrikinspektors. 

§ 17.  Das  Ueberwachen  der  Beobachtung  dieser  Verordnung  wird  von  Fabrikin- 
spektoren ausgeübt , welche  unter  der  Aufsicht  des  Industrieamtes  stehen , und  von 
denen  jeder  einen  besonderen  Wirkungskreis  erhält.  Die  Zahl  der  Inspektoren  sowie 
die  Grenzen  der  Inspektionsbezirke  werden  vom  Senat  bestimmt , welcher  auch  die 
Wirksamkeit  der  Inspektoren  durch  Instruktionen  näher  zu  ordnen  hat. 

Hierdurch  wird  die  Befugnis  nicht  beschränkt,  welche  durch  die  für  das  Industric- 
amt  erlassene  Instruktion  den  Intendanten  des  erwähnten  Amtes  erteilt  worden  ist. 

§ 18.  Die  kommunalen  Gesundheitskommissionen  sowie  die  Komraunalbehörden 
sollen  in  allen  ihren  Obliegenheiten  den  Fabrikinspektoren  die  erforderliche  Unter- 
stützung gewähren  und  sind  die  Inspektoren  besonders  ermächtigt,  durch  Vermittelung 
dieser  Kommissionen  und  Behörden  die  Aufsicht  über  die  Handwerksbetriebe  zu 
handhaben. 

Den  Inspektoren  sind  auf  Verlangen  von  den  Provinzial-,  Stadt-  und  Kommunal- 
Aerrlcn  , sowie  von  den  Vertretern  tler  Gewerbegenossenschaften  die  erforderlichen 
Aufklärungen  und  el>enso  von  den  betreffenden  Stadtbehörden  und  von  den  staat- 
lichen Beamten  der  nötige  Beistand  zu  gewähren. 

§ 19.  Der  Fabrikinspeklor  hat  jederzeit,  wann  immer  er  das  verlangen  möge,  zu 
jeder  innerhalb  des  laspektionskreises  gelegenen  Fabrik,  Wcrkslall  oder  anderen  Ar- 
beitsstelle Zutritt  zu  erhalten.  Er  ist  auch  ermächtigt,  beim  Besuche  solcher  Betriebe 
von  jeder  in  denselben  angestelltcn  Person  Aufklärungen  zu  erhalten  und  im  übrigen 
solche  Untersuchungen  anzustellen,  zu  denen  ihn  sein  Amt  veranlasst. 

§ 20.  Erweist  es  sich,  dass  eine  industrielle  Einrichtung  oder  Arbeitsstelle  die  Be- 
stimmungen der  §§  I — 5 oder  die  laut  § 6 mitgeteillen  Vorschriften  nicht  erfüllt,  so 
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hal  der  Inspektor  den  betreffenden  Gewerbetreibenden  schriftUch  darüber  u wrc.- 
digen,  dass  binnen  gegebener  Zeit  und  in  einer  zugleich  vorzuschreibenden  We«  ir. 
Missverhältnis  abgeholfen  werde. 

Eine  derartige  Verständigung  kann  vom  GewCTbetreibcnden  hinnen  dreissig  Ti:. 
nach  Empfang  derselben  der  Prüfung  des  Industrieamtes  unterstellt  werden,  über  Isc 
Beschluss  Beschwerde  in  vorgeschriebencr  Ordnung  Im  Oekonomiedepart«®«  k 
Senats  erhoben  werden  kann. 

§ 21.  ücber  seine  Wahrnehmungen  in  Betreff  der  Befolgung  dieses  Geeor 
und  der  Vorschriften,  welche  auf  Grund  derselben  ausgcfcriigt  wurden  sind.  K'f 
über  die  Vorschriften,  welche  laut  § 20  vom  Fabrikirtspektor  erteilt  worden  »ac 
derselbe  ein  Protokoll  zu  fuhren,  aus  welchem  auf  Verlangen,  oder  wenn  i 

erachtet  wird,  dem  Gewerbetreibenden  ein  Auszug  mitgctcilt  wird. 

§ 22.  Ein  Fahrikinspektor  darf  weder  eine  in<lustrielle  Einrichtung  besioea  «i 
Vorsteher  einer  solchen  sein;  auch  darf  er  nicht  Teilhaber  einer  induslncll«  Gää*  | 
schafl  sein  oder  ein  Patentrecht  auf  in  derartigen  Einrichtungen  angewaadte  Aries- 
Prozesse,  Ma.schincn  oder  Apparate  besitzen,  | 

Er  ist  auch  verpflichtet  über  technische  Verhältnisse , von  welchen  er  daid  » 
amtliche  Stellung  Kenntnis  erhält,  Schwrigen  zu  beobachten,  im  Fall  nicht  Üf  j 
zeige  von  Gesetzwidrigkeiten  das  Gegenteil  fordert. 

Ein  Inspektor  darf  nicht  in  die  Geschäftsverhältnisse  eines  Gewerhetreibeßdo  ö*  , 
zudringen  suchen. 

§ 23.  Wird  eine  in  einer  industriellen  Einrichtung  angestellle  Person  wihreuc  j 
Arbeit  von  einer  bedeutenden  körperlichen  Verletzung  betroffen,  so  ist  derGcvff^ 
treibende  verpflichtet,  (in  den  Städten)  die  Polizeibehörde  otler  den  Magistrat,  (i^ 
dem  Lande)  den  »Länsmannc ')  des  Ortes  davon  sofort  in  Kenntnis  zn  «to«- 1 
obliegt  es  der  betreffenden  Behörde,  unverzüglich  an  Ort  und  Stelle  eine 
anzustellen  und  darüber  dem  Fabrikinspektor  Bericht  zu  erstatten. 

§ 24.  Unterlässt  der  Gewerbetreibende  einer  Vorschrift  nachzukommeo,  welch« ’-tf 
§ 20  vom  Fahrikinspektor  erteilt,  oder  von  höherer  Autorität  mit  oder  ohw  Ac 
dening  bestätigt  worden  ist,  so  wird  er  mH  einer  Geltlstrafe  bis  zu  500  Mark 
und  hal  das  Gericht  dem  Gewerbetreibenden  die  Frist  vorzulcgcn,  inncrhilh 
er  der  Vorschrift  Folge  zu  leisten  hat,  sowie  die  für  Nichterfüllung  cinireleaA«  ^ 
und  andere  Strafe  anzudrohen.  I 

Dasselbe  gilt , wenn  ein  Gewerbetreibender  die  ihm  laut  § 14  obliegeoü« 
mimlerjährigen  Arbeitern  Unterricht  erteilen  zu  lassen,  nicht  erfüllt.  | 

§ 25.  Ein  Gewerbetreibender,  bei  welchem  entgegen  den  in  den  7, 
oder  13  enthaltenen  Bestimmungen  oder  den  gemäss  der  §§  10  oder  il  , 

Vorschriften  Kinder  oder  jugendliche  Personen  in  Arbeit  gehalten  werden,  U 
Geldstrafe  bis  zu  700  Mark  zu  bestrafen. 

Ist  ein  Kind  auf  diese  Weise  gesetzwidrig  beschäftigt  worden,  so  ist  aoeh  <1®*^  j 
Vater  oder  Vormund  einer  Geldstrafe  bis  zu  fünfzig  Mark  verfallen,  wenn 
wahrscheinlich  machen  kann,  da.'is  das  Versehen  ohne  sein  Wissen  geschchea . | 

besonders  triftige  Gründe  für  das  Ausschlicsscn  der  Strafbarkeit  sprecheti, 

§ 26.  V' ergeht  sich  der  Gewerbetreibende  gegen  die  Bcsliminungen  dies«  \ 

nung  in  anderer  als  der  in  den  §§  24  und  2$  angegebenen  Weise,  so  ist 
tjeUlstrafe  bis  zu  fünfzig  Mark  zu  erkennen , wenn  nicht  das  allgemeine 
andere  Strafe  vorschreibt. 

i)  Beamter,  dem  die  Polizei  einer  Landkommnne  anvertraut  \sL 
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§ 27.  Uebertretungcn  dieser  Verordnung  sind  in  ordnungsmässiger  Instanz  vom 
Öffentlichen  Ankläger  zu  verfolgen, 

Geldstrafen,  welche  laut  §§  24^26  erkannt  worden  , fallen  dem  Staate  zu  oder 
werden,  im  Fall  sie  nicht  beizuireibcn  sind,  nach  Massgabe  der  über  Strafgelder  ge- 
gebenen oder  noch  zu  gebenden  Bestimmungen  umgewandelt. 

§ 28.  Die  Frage,  ob  eine  bestimmte  industrielle  Einrichtung  zu  den  Fabriken  oder 
zu  den  fabrikmässig  geführten  Betrieben  zu  zählen  oder  als  Handwerk  zu  betrachten 
sei,  hat  das  Industrieamt  zu  entscheiden. 

§ 29.  Diese  Verordnung,  wodurch  die  §§  32,  33,  41  und  42  der  Gewerbeordnung 
vom  31.  März  1879  eine  teilweise  Veränderung  erfahren  , tritt  am  i.  Januar  1890  in 
Kraft , doch  müssen  vordem  die  zu  ihrer  Ausführung  nötigen  vorbereitenden  Mass- 
regeln  getroffen  worden  sein. 

[§  32  der  Gewerbeordnung  lautet:  Der  Gewerbetreibende  ist  verpflichtet, 
väterlich  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  in  seinem  Hause  wohnenden  und  an  seinem 
Tische  speisenden  Gehilfen,  Arbeiter  und  Lehrlinge,  besonders  die  Minderjährigen 
zur  Gottesfurcht,  Sittlichkeit  und  guten  Sitten  gehalten  werden  und  dass  sie  gesunde 
Wohnung  sowie  passende  und  genügende  Nahrung  erhalten. 

(Siche  § 14,  Schluss,)] 

Wonach  alle,  die  es  angeht,  sich  unterthänigst  zu  richten  haben.  Helsingfors,  den 
15.  April  1889. 

Laut  dem  Eigenen  Entschluss  Seiner  Kaiserlichen  Majestät  und  in  Seinem  Hohen 
Namen,  Sein  ernannter  Senat  für  Finnland : 

(Die  Namen  der  18  Senatoren.) 


Verordnung  einschliesslich  näherer  Vorschriften  über  die  Aus- 
führung des  Gesetzes,  betreffend  den  Schutz  der  Arbeiter  in 
den  industriellen  Gewerben  vom  15.  April  1889. 

Gegeben  in  Helsingfors  den  21.  Dezember  1889. 

Wir  Alexander  der  Dritte,  mit  Gottes  Gnaden  Kaiser  und  Selbstherrscher  von 
ganz  Russland , Tsar  von  Polen , Grossfürst  von  Finnland  ctc.  etc.  etc.  Bekunden : 
Auf  Grund  der  Vorschrift  des  6tcn  § des  allerhöchsten  Gesetzes  vom  15.  April 
1889  betreffend  den  Schutz  der  Arbeiter  in  den  industriellen  (Jewerben,  wird  über  die 
Ajisführung  der  i — 5 der  erwähnten  allerhöchsten  Verordnung  bestimmt  wie  folgt : 

§ l.  Arbeitsräume  und  Werkstätten  müssen  so  geräumig  sein,  dass  für  jeden  in  den- 
selben beschäftigten  Arbeiter  wenigstens  acht  Kubikmeter  Luft  vorhanden  sind.  Eine 
Abweichung  von  dieser  Norm  kann  vom  Industrieamt  mit  Rücksicht  auf  die  Beschaffen- 
heit des  Gewerbes  nur  dort,  wo  eine  wirksame  Ventilation  cingeführt  ist,  bewilligt  werden. 
Für  genügenden  I.uftwechsel  in  den  Arbeitsräumen  muss  gesorgt  werden. 

§ 2 In  Arbeitsräumen,  wo  bei  der  Arbeit  schädliche  Dünste  oder  für  die  Gesund- 
heit gefährliche  Stoffe  entwickelt  werden,  darf  den  .Arbeitern  nicht  gestattet  werden, 
die  Mahlzeiten  oiler  andere  Kost  eiuzunehmen. 

§ 3.  Arbeitsräume,  Korrulore,  Treppen  und  sonstige  Plätze,  auf  denen  sich  die  Ar- 
Archiv  Tür  soz.  Gesetegbg.  u.  Sutistik.  lil.  3 u.  4.  ^.2 


DIgitized  by  Google 


656 


Gesetzgebung:  Finnland, 


beiter  aufhalten  oder  bewegen,  müssen  während  der  Arbeitszeit  so  beleochtt 
dass  die  Arbeiter  nicht  infolge  mangelhafter  Beleuchtung  einer  Oefahr  aosgeset 

Auf  Plätzen,  welche  die  Arbeiter  nur  zufölUg  besuchen,  ist  jedoch  eine  best 
Beleuchtung  nicht  erforderlich. 

§ 4.  Bei  Einrichtung  von  Arbeitsräumen  und  Aufstellung  von  Maschinen,  App 
u.  s.  w.  in  denselben  soll  darauf  geachtet  werden,  dass  ein  genügender  freier 
gelassen  wird  , damit  das  Arbeitspersonal  sich  bewegen  und  seine  Arbeit  mr 
kann,  ohne  gezwungen  zu  sein,  in  gefährliche  Nähe  von  Maschinen,  Transmis 
und  ähnlichem  zu  geraten. 

§ 5.  Zu  dem  im  i.  Abschnitt  des  § 2 des  Allerhöchsten  Oesetzes  vom  l> 
1889  Arbeilerschutz  in  den  industriellen  Gewerben  angegebenen  Zwecke 

die  Ausgangsthüren  in  den  Arbeitsräumen  so  eingerichtet  sein  , dass  sie  sieb 
aussen  öffnen.  In  grösseren  Häusern  mit  mehreren  Stockwerken  müssen  die  de 
zclnen  Stockwerke  verbindenden  Treppen  feuersicher  sein. 

Findet  der  zuständige  (Jewerbeinspektor,  dass  die  gewöhnlichen  Verbindong>tr.': 
mit  Rücksicht  auf  die  Feuergefährlichkeit  des  Gewerbes,  die  Anzahl  der  Arbekc 
die  Lage  der  RäuniHchkeiten  ein  genügend  schnelles  und  leichtes  Ausräumr^ 
selben  nicht  möglich  machen,  so  sind  ausser  diesen  Treppen  geeignete,  leicht 
liehe  Notausgängc  mit  nötigen  I^itcra  oder  anderen  Rettungsapparaten  etnjafT.i 
Die  Lage  derselben  soll  jedem  Arbeiter  mitgeteilt  werden,  Die  Ausgänge,  die  i* 
Gefahr  benutzt  werden  können,  Süllen  mit  deutlichen  Aufschriften  versehen  seta 

§ 6.  Ist  die  Einrichtung  derart,  dass  die  Arbeit  daselbst  mit  besonderer  Fetff'; 
fahr  verbunden  ist,  oder  dass  leicht  brennbare  Stoffe  daselbst  verarl)eitcl  »ef'lct 
sind  ausser  den  im  § 2 des  genannten  Allerhöchsten  GescUes  vom  15.  Apn/  t-''* 
und  im  obenstelienden  § 5 angegebenen  Vorkehrungen  noch  geeignete  Vorsichaxus 
regeln  zur  Verhinderung  von  Feuersgefahr  zu  ergreifen. 

Räume,  in  welchen  entzündliche  Gase  sich  befinden  oder  sich  entwickeln  ko«c 
dürfen  nur  mit  solchem  Beleuchtungsstoff  beleuchtet  werden,  der  eine 
fahr  ausschliesst. 

§ 7,  Auf  allen  Plätzen,  wo  die  Arbeiter  genötigt  sind,  sich  aufzuhalten  ode  b- 
zu  bewegen  und  wo  Gefahr  vorhanden  ist,  dass  Menschen  hinabfallcn  oder  Tonhffi.- 
fallenden  Gegenständen  beschädigt  werden  können  , sowie  bei  Aufzügen  ond  E««- 
toren  müssen  geeignete  Sicherheitsvorkehrungen  getroffen  sein. 

In  dieser  Hinsicht  müssen  an  Treppen  Geländer  angebracht  sein  und  Didcflcfr 
nungen,  (vallerien  und  ähnliches  sowie  Wannen,  Bassins  und  andere  offene 
welche  giftige,  fressende,  heisse  oder  flicssendc  Stoffe  enthalten  und  durch  iht«  Lif 
oder  sonstwie  gefährlich  sind,  mit  schützendem  Gitter  versehen  sein. 

Baugerüste  mit  den  dazu  gehörenden  Aufgängen  und  anderen  Einrichtungen 
gleichfalls  so  stark  konstruiert  und  deren  Brcttcrbelegung  und  Gelinder  so 
sein,  dass  sie  das  auf  dieselben  geladene  Arbeitsmaterial  mit  Leichtigkeit  tragen 
und  dass  die  Arbeiter  sich  auf  denselben  bewegen  können , ohne  Gefahr  n 
hinabzusiürzcn  oder  von  herabfallenden  Gegenständen  beschädigt  zu  werden. 

§ 8.  Bei  Aufzügen,  welche  für  Personenbeförderung  bestimmt  sind,  musscinf'^ 
kchrung  getroffen  sein,  welche  das  Herabslürz.en  des  Aufzuges  infolge  eines  i® 
einem  Teil  des  Mechanismus  entstandenen  Schadens  verhindert. 

Ist  der  Aufzug  ausschliesslich  für  Warenbefördernng  bestimmt,  so  ist  di« 
des5ell>en  zu  Personenbeförderung  den  Arbeitern,  mit  Ausnahme  des  am  Aeft®r 
gestellten  Personals  ausdrücklich  zu  verbieten. 
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ln  jedem  Fall  muss  am  Aufzuge  eine  deutliche  Aufschrift  angebracht  sein,  die  das 
höchste  gestattete  Mass  der  Belastung  sowie  den  Zweck,  zu  welchem  er  benutzt  wer- 
den darf,  anzeigt. 

§ 9.  An  Kränen,  Winden  und  ähnlichen  zum  Heben  von  Lasten  bestimmten  Werk- 
zeugen müssen  nach  Möglichkeit  Einrichtungen  angebracht  sein,  die  das  Herabstürzen 
der  Last  verhindern.  Diese  Apparate  müssen  gleichfalls  mit  einer  das  höchste  ge- 
stattete Mass  der  Belastung  anzeigenden  Aufschrift  versehen  sein. 

§ IO.  Kraftmaschinen  müssen,  wenn  sie  nicht  ein  zusammenhängendes  Ganzes  mit 
der  Arbeitsmaschine  bilden , entweder  in  einem  besonderen  Raum  oder  an  einer  in 
geeigneter  Weise  abgegrenzten  Stelle  des  Arbeitsraumes  aufgestellt  werden  , so  dass 
der  Zutritt  zu  denselben  unbefugten  Personen  abgeschnitten  werden  kann. 

Schwungräder  und  solche  bewegliche  Teile  der  Kraftmaschine , welche  Personen, 
die  io  ihre  Nahe  kommen  , gefährlich  sein  können  , sind  mit  geeigneter  Schutzvor- 
richtung zu  versehen. 

§ II.  Transmissionen  und  Riementransmissionen,  die  durch  ihre  Lage  inerhalb  des 
(»ebietes,  wo  die  Arbeiter  sich  aufzuhalten  oder  zu  bewegen  genötigt  sind,  denselben 
gefährlich  werden  können,  sind  bis  zu  einer  Höhe  von  1.5  Meter  über  die  Hoden- 
tläche  cinzuhegen 

Bei  höher  belegenen  Kiementransmissionen  von  grossem  Umfange  sind  Vorkehrungen 
zu  treffen,  damit  Unglücksfällen  bei  etwaigem  Zerreissen  der  Riemen  vorgebeugt  wird. 

§ 12.  Ketten-  und  I..einen-l^itungen  sind  in  einer  solchen  Höhe  anzubringen  oder 
derartig  einzuhegen,  dass  in  der  Nahe  befindliche  Personen  nicht  durch  die  Vibratio- 
nen oder  durch  das  Reissen  derselben  beschädigt  werden. 

§ 13.  Radzähne , die  so  gelegen  sind , dass  die  Arbeiter  in  gefährliche  Nähe  der- 
selben geraten  können,  sind  auf  geeignete  Weise  zu  bedecken  oder  einzuhegen. 

§ 14.  Auf  Transmissionsaxen,  Riemenscheiben,  Koppelriemen  u.  s.  w.  sind  hervor- 
stehende Teile,  wie  Stellschrauben,  Keile  mit  hervorstehenden  Köpfen  und  Aehnliches 
zu  vermeiden  oder  mit  Kapseln  zu  versehen. 

$1  15.  Das  Ingangsetzen  von  Transmissionsleitungen  durch  den  Motor  sind  in  alle 
diejenigen  Arbeitsräume,  in  welche  die  Bewegung  übergeführt  wird,  auf  eine  dem  Ar- 
beiterpersonal vernehmbare  und  deutliche  Weise  zu  signalisieren.  Die  Bedeutung  die- 
ser Signale  ist  den  Arbeitern  zu  erklären. 

§ 16.  Wo  sich  in  einer  Fabrik  keine  Einrichtung  findet,  durch  welche  einzelne 
Teile  der  Transmission  unabhängig  von  den  übrigen  Teilen  derselben  oder  der  Kraft- 
maschine unmittelbar  aus  den  Arbeitsräumen  zum  Sichen  gebracht  werden  können, 
oder  welche  es  ermöglicht,  unmittelbar  aus  dem  Arbeitsraume  den  Motor  zum  Still- 
stand zu  bringen,  sind  aus  den  Arbeitnräumen  geeignete  Signalleitungen  zum  Motor 
einzurichten,  damit  bei  Bedarf  rasch  und  sicher  Signale  zum  Stoppen  der  Maschine 
gegeben  werden  können. 

§ 17.  Alle  Einrichtungen,  die  zum  Zweck  haben,  die  Kraftmaschine,  die  Trans- 
roissionsleitungen  oder  Arbeilsmaschinen  zum  Stillstand  zu  bringen,  müssen  leicht  er- 
reichbar, bequem  zu  handhaben  und  ra-sch  und  sicher  wirkend  sein. 

§ 18.  Arbeitsmaschinen,  insbesondere  solche,  die  in  rasche  Bewegung  verset/bare 
Teile  besitzen,  müs.scn  mit  einem  Apparat  versehen  sein,  durch  welchen  eine  Trennung 
derselben  von  der  Transmissionsleilung  ermöglicht  wird,  und  sind  so  cinzurichlcn,  dass 
mit  deren  Handhabung  beschäftigte  oder  in  der  Nähe  befindliche  Personen  möglichst 
vor  Gefahr  geschützt  sind. 

§ 19.  Das  Schmieren,  Reinmachen  und  Reparieren  von  im  Gang  befindlichen  Ma- 
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schinen  und  Transmissionen,  das  Anlegen  von  Leitern  an  rotierende  Achsen,  sowe 
das  Umlegen  oder  Abnehmen  von  Riemen  bei  im  Gang  befindlichen  Riemenscheibe: 
ist  nur  dann  tu  gestatten,  wenn  durch  Anwendung  von  hiefür  bestimmten  Apparaten 
oder  mit  Beobachtung  der  gewöhnlichen  Vorsicht  solches  ohne  Gefahr  fiir  den  Ar- 
beiter geschehen  kann. 

§ 20.  Ein  Arbeiter,  der  bei  einer  Arbeit  beschäftigt  wird,  bei  welcher  er  beschä- 
digt werden  kaim,  muss  durch  Fürsorge  des  Arbeitgebers  genau  darüber  unterricblci 
werden,  was  er  zu  beobachten  hat,  um  einem  Unglücksfall  vorzubeugen. 

Ist  die  Arbeit,  der  Aufenthalt  oder  die  Bewegung  an  irgend  einem  Ort  mit  bcsc«* 
derer  Gefahr  verbunden,  so  sind  die  Arbeiter  durch  deutliche  Warnungstafeln  darüber 
in  Kenntnis  zu  setzen  und,  so  weit  möglich,  auf  den  Warnungstafeln  kurze  und  ein- 
fache Verhahungsmassregeln  zur  Vorbeugung  von  Unglücksfallen  anzugeben. 

§ 21.  Die  in  den  §§  l — 19  enthaltenen  Bestimmungen  sind  mit  den  vom  Ge- 
werbeinspektor in  Bezug  auf  die  Grösse  der  vorhandenen  Gefahr  und  andere  Um- 
stände möglich  und  erforderlich  befundenen  Modifikationen  sowie  in  Gemä-sshet  nr>i( 
den  vom  genannten  Inspektor  im  übrigen  mitzoteilenden  näheren  Angaben , in  allea 
industriellen  Anlagen  zu  beobachten , welche  hiernach  eingerichtet  werden  und  sind 
zugleich  in  den  bereits  vorhandenen  Werken  in  Anwendung  zu  bringen  , soweit  es 
ohne  eine  schwere  Störung  des  Betriebes  oder  ohne  grosse  Kosten  geschehen  kann. 

Wo  die  Durchführung  der  genannten  Vorschriften  in  industriellen  Einrichtungca 
die  in  Thätigkeit  waren,  bevor  da.s  erwähnte  Allerhöchste  Gesetz  vom  15.  Ajinl 
18S9  in  Kraft  tritt,  Schwierigkeiten  oder  bedeutende  Kosten  verursacht,  kann  dti 
Industrieamt  eine  Frist  bis  zu  fünf  Jahren  bewilligen,  innerhalb  welcher  bestimmte, 
vom  Gewerbeinspektor  vorgeschriebene  Schutzvorkehrungen  getroffen  sein  müssen.  Ea 
vollständiger  Dispens  der  einen  oder  der  anderen  Massrcgcl,  die  der  Besitzer  aaes 
bereits  bestehenden  industriellen  Betriebes  auf  Grund  oben  erwähnter  Vorschhffea 
zu  ergreifen  gezwungen  wäre,  kann,  wenn  besondere  Gründe  dazu  veranlassen,  vom 
kaiserlichen  Senat  bewilligt  werden. 

§ 22.  Ein  jeder,  der  eine  Fabrik  oder  einen  anderen  grösseren  industriellen  Betrieb 
einzurichten  oder  den  Umbau  einer  solchen  Einrichtung  vorzunehmen  getlenkt,  ist  be- 
rechtigt, vom  Gewerbeinspektor  ein  Gutachten  einzufordem,  inwiefern  die  geplanten 
.Anordnungen  fiir  den  beabsichtigten  Neu-  oder  Umbau,  gemäss  den  Zeichnungen  and 
Be.<ichreihungen  in  Bezug  auf  den  Schutz  der  Arbeiter  vor  Unglücksfallen  und  ge- 
sundheitsschädlichen Einflüssen  den  geltenden  Vorschriften  entsprechen;  dem  Gewohe- 
inspektor  obliegt  es,  wenn  die  Anordnungen  ln  obenenvähnter  Hinsicht  nicht  bebie- 
digend  befunden  werden,  die  nötigen  Anweisungen  in  Bezug  auf  die  in  dieser  Hin- 
sicht vorzunehmenden  Aenderungen  oder  Vervollständigungen  zu  geben. 

Wonach  sich  alle  Beteiligten  untertbänigst  zu  richten  haben.  Helsingfors , den 
21.  Dezember  1889. 

In  dem  Hohen  Namen  Seiner  Kaiserlichen  Majestät: 

Sein  Senat  fiir  Finnland: 

(Namen.) 
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EINE  RANDGLOSSE  ZUR  MITTELALTERLICHEN 
SOZIALSTATISTIK. 

VON 

Dr.  BRUNO  SCHOENLANK. 

Allgemein  bekannt  ist  es,  welche  Bedeutung  der  von  Hegel  ver- 
öffentlichte Nürnberger  Zensus  aus  der  Zeit  des  Markgrafenkrieges  für 
die  mittelalterliche  Sozialstatistik  gehabt  hat.  Es  genügt,  darauf  hinzu- 
weisen, welch  grosses  Gewicht  Bücher  in  seinen  vortrefflichen  Unter- 
suchungen über  die  Bevölkerung  von  Frankfurt  a.  M.  im  XIV.  und 
XV.  Jahrhundert  gerade  auf  die  Nürnberger  Ziffern  legt. 

Studien  zum  Nürnberger  Gesellenwesen  lenkten  meine  Aufmerk- 
samkeit auf  verschiedene  Daten,  welche  vielleicht  geeignet  sind,  einzelne 
strittige  Punkte  der  Bevölkerungsaufnahme  wenn  nicht  völlig  aufzuklären, 
so  doch  in  eine  hellere  Beleuchtung  zu  rücken.  In  erster  Linie  handelt 
es  sich  um  die  Verhältnisse  des  Gesindes,  vor  allem  der  Handwerks- 
knechte. Karl  Lamp  recht  hat  in  seiner  eingehenden  Besprechung 
des  Bücher’schen  Werkes')  gegen  die  Nürnberger  Zahlen  äusserst  beachtens- 
werte Einwände  vorgebracht.  Er  findet  die  Zahl  der  Knechte  mit  0.39  % 
zu  niedrig.  »In  Zeiten  drohender  Kriegsgefahr  mag  die  angegebene  Ziffer 
durchaus  der  Wirklichkeit  entsprochen  haben , denn  eben  in  solcher 
Zeit  wich  gewiss  eine  grosse  Zahl  von  Knechten,  die  vielfach  der  fluk- 
tuierenden Bevölkerung  angehörten,  von  dannenc  ; Lamprecht  kommt 
zu  dem  Schluss,  dass  »die  Nürnberger  Ziffern  anormal  erscheinenc.  Es 
bieten  nun  u.a.  dieauf  dem  kgl.  Kreisarchiv  Nürnberg  aufbewahrten  Nürn- 
berger Ratsprotokolle,  in  welche  während  der  Sitzungen  des 
kleineren  Rats  die  Verlässe  eingetragen  wurden,  also  eine  durchaus 
authentische  Quelle,  einige  Anhaltspunkte,  die  Lamprecht's  Ansicht 
von  der  Anomalie  der  betreffenden  Zahl  zu  bestärken  geeignet  sind. 

Das  Stadtregiment  liess  diejenigen  Nichtbürger,  welchen  es  nicht 
von  vornherein  den  Aufenthalt  im  Nürnberger  Gebiet  untersagte,  einen 


1)  Archiv  f.  soziale  Gc.setzgebung,  1.  Band  p.  485  ff. 
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Eid  der  Treue  schwören.  Wer  dies  Gelöbnis  nicht  ablegte,  wurde  Mi 
der  Stadt  gewiesen.  So  beschliesst  z.  B.  der  Rat  am  29.  Juli  1449. 
»die  vier  verzeichneten  priester  swern  lassen  als  die  andern  ob  sie 
wollen  oder  vonhynnen  ziehene  ').  Bereits  am  21.  Mai  findet  sich  nci 
ein  Ratsverlass;  »item  von  der  hantwerksknecht  wegen  die  nichi 
bürg  er  seyn  und  nicht  gesworn  haben  wol  in  acht  haben':  T Mm 
gewinnt  den  Eindruck,  dass  der  Rat  den  Handwerkern  und  namentlicf 
den  Gesellen,  deren  Organisationsversuche  in  dieser  Periode  zum  erstai- 
male  lebhafter  und  energischer  werden,  nicht  recht  traute.  Ein  dokc- 
mentarischer  Beweis  hiefür  findet  sich  in  einem  Brief  des  Nümbetger 
Rats*)  an  die  Stadt  Windsheim.  Der  Windsheiraer  Bürger  GötzSilbei- 
eysen,  ein  Schmied,  hatte  »von  des  handeis  wegenc,  dass  er  »mit  dtt 
smiden  in  unsers  herrn  marggrafen  Stetten  und  gegend  gesessen  m 
schicken  hat« , einen  Tag  nach  Obereschenbach  einberufen,  und  dt: 
Rat  von  Windsheim  empfahl  der  Nürnberger  Regierung,  die  Schmiede- 
meister und  Schmiedegesellen  an  dieser  Zusammenkunft  teilnehmen  a 
lassen.  Dies  wurde  entschieden  abgelehnt : »das  deucht  uns  ein  swe: 
eingang,  der  uns  unfftklich«.  Die  soziale  Gruppe  der  Gesellen,  welche 
nicht  mit  den  städtischen  Interessen  verwachsen  war,  musste  um  so  meto 
beachtet  werden,  da  sie  kriegstüchtige  Leute  in  Menge  enthielt.  Un- 
sichere Kantonisten  in  der  Stadt  zu  dulden  war  gefährlich.  Es  ist 
ferner  nicht  unwahrscheinlich,  dass  Mangel  an  Ar  b e i t skräften  ge- 
wesen ist,  und  dass  die  Knechte  mit  den  Meistern  Zusammenstösse 
gehabt  haben.  Wir  erfahren  zum  mindesten  durch  Beschlüsse  vom  6- 
und  1 1.  Juni  *)  von  Meistern,  »die  1er  penk  haben«;  die  jungen  Meister, 
»die  nicht  penk  haben«,  erhalten  die  Erlaubnis,  »die  ledigen  per.b 
zum  Betrieb  zu  mieten.  Dieser  Umstand  weist  darauf  hin,  dass  dit 
Kriegsläufte  eine  Geschäftsstockung  herbeigeführt  haben.  Viele  soi« 
zugewanderte  Gesellen  werden  Nürnberg  haben  links  liegen  lassen, 
andere  werden  die  Stadt,  wo  der  Broterwerb  erschwert  war,  verlassen 
haben.  Am  25.  Juni,  einen  Tag  bevor  man  die  Knechte  den  Treneii: 
schwören  lässt  *),  beschliesst  der  Rat:  »die  ferber  und  rotsraid  knechi 
beschicken,  mit  den  meistern  vor  reden«*).  Ferner:  »die  slossö 
besenden  nach  tisch  und  inen  ein  notdurft  sagen  oder  strafen  von  va- 
lobcns  wegen  einem  meister  irs  hantwerks  hie«  ’).  Diese  Stellen  stiitzeii 
meine  Vermutung,  dass  zwischen  den  Handwerkern  und  ihren  Gesellen 
Konflikte  vorgekommen  seien.  Dass  in  diesen  stürmischen  Zeiten  die 

1)  Ratsprotokolle,  Tom.  1449,  Heft  7,  FoL  10  b. 

2)  A.  a.  O.  Heft  5,  Fol.  5 a. 

3)  NUrnb.  Kr.-Arch.  Briefbuch  Nr.  20,  Fol.  44  b,  45  a, 

4)  A.  a.  O.  Heft  5,  Fol.  13  a,  14  a. 

5)  A.  a.  O.  Heft  6,  Fol.  8 b. 

6)  A.  a.  O.  Heft  6,  Fol.  7 a, 

7)  h.  a.  O.  Heft  5,  Fol.  iib. 
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näheren  Angaben  fehlen,  ist  nicht  verwunderlich ; der  Lakonismus  der 
Beschlüsse  war  etwas  Natürliches,  da  die  Kriegsgefahr  vor  der  Thür 
stand.  In  Betracht  zu  ziehen  ist  auch  folgendes  Dekret  vom  Au- 
gust'):  »item  von  der  dinst  knecht  wegen  die  auf  st  een  wollen 
zu  red  setzen  und  von  hynnen  strafen  welicher  herr  daz  clagt«. 
Damals  drohte  offenbar  ein  Ausstand  der  Knechte,  und  der  Rat, 
übrigens  getreu  seiner  durch  Jahrhunderte  befolgten  Patrizieqjolitik, 
beschliesst,  die  Widerspänstigen  auszuweisen.  Alle  diese  Momente  zu- 
sammengefasst machen  es  wahrscheinlich,  dass  die  Ziffer  der  Nürnberger 
Gesellen,  wie  sie  der  1449er  Census  liefert,  als  ein  zuverlässiger  Mass- 
stab für  die  Berechnung  von  Durchschnittszahlen  nicht  zu  betrachten 
ist.  U.  E.  ist  unter  normalen  Verhältnissen  die  mittlere  Anzahl  unselb- 
ständiger Arbeiter  im  Altnümberg  jener  Periode  eine  grössere  gewesen, 
als  Bücher  auf  Grund  des  von  Hegel  gelieferten  Materials  annimmt. 

Bücher  ’)  sagt : »Die  Zählung  wurde  zu  einer  Zeit  vorgenommen, 
wo  die  gesamte  Einwohnerschaft  Nürnbergs  sich  innerhalb 
der  Mauern  befände.  Diese  Behauptung  widerspricht  dem  Sachverhalt, 
wie  die  Ratsprotokolle  und  die  Briefbücher,  also  zwei  offizielle 
Dokumente,  ihn  uns  überliefert  haben.  Es  steht  fest,  dass  Nürnberger 
Bürger  während  des  Krieges  1449  ausserhalb  der  Stadt  weilten  und 
trotz  Aufforderung  zur  Rückkehr  draussen  blieben,  sei  es,  dass  sie  mit 
den  Feinden  gemeinsame  Sache  machten,  sei  es,  dass  Geschäfte  sie 
fernhielten,  sei  es,  dass  die  von  den  gegnerischen  Schaaren  unsicher 
gemachten  Strassen  die  Reise  gefährlich  erscheinen  Hessen.  Am  4.  Sep- 
tember beschliesst  der  Rat;  »unsern  bürgern  die  von  hynnen  vermeinen 
zuziehen  ableynen«  •).  Am  5.  September  wird  ein  gleicher  Beschluss 
gefasst  und  dekretiert,  »unsere  burger  die  on  laub  (Urlaub)«  hinweg- 
gezogen sind,  »herheim  zu  vordem«  *).  Einen  Monat  später,  am  7.  Ok- 
tober heisst  es  wieder;  »item  die  unsern  die  aussen  sein  herheim  vor- 
dem« *).  Diese  Daten  bezeugen,  dass  ein  Bruchteil  der  männlichen 
Bevölkerung  und  zwar  Bürger,  also  zum  grössten  Teile  Leute,  die  ihren 
eigenen  Rauch,  die  einen  Haushalt  hatten,  im  letzten  Vierteljahr  1449 
nicht  in  Nürnberg  weilten.  Die  Wiederholung  des  Ratsverlasses  spricht 
dafür,  dass  demselben  nicht  allzuwillig  und  allzupünktlich  Folge  ge- 
leistet worden  ist.  Sieht  man  doch , dass  der  Rat  ausdrücklich  ver- 
schiedenen Bürgern  verbieten  muss,  die  Stadt  zu  verlassen.  Dass  er 
sich  bemühte,  die  Seinen  in  die  Heimat  zu  entbieten,  steht  fest.  So 
schreibt  er,  um  nur  ein  Beispiel  herauszugreifen,  am  6.  Juli  1449  an 


1)  A.  a.  O.  Heft  8,  Fol.  5 a. 

2)  A.  a O.  p.  36. 

3)  Katsprot.  Heft  9,  Fol.  la. 

4)  Ebd.  Fol.  ib. 

5)  a.  a.  O.  Heft  10,  Fol.  4 a. 


Digitized  by  Google 


662 


MiszeUen. 


seinen  auswärts  weilenden  Bürger  Niclass  Griess,  »daz  uns  nach  gelegec- 
heit  unsrer  Sachen  euch  oder  andere  yetz  zu  Urlauben  nicht  fügsam  istc ' 
Und  bereits  am  23.  Juni  schreibt  der  Nürnberger  an  den  Nördliage 
Rat : ^ir  wollet  die  unsern  die  bey  euch  in  eurer  messe  sein  warM 
das  sie  sich  herheim  fugenc  *).  Wie  viele  Bürger  ortsabwesend  iraioi. 
lässt  sich  leider  nicht  mehr  ermitteln.  Dass  aber  ein  gewisser  ProztK- 
satz  fern  von  der  Heimat  war,  ist  nicht  zu  leugnen.  Und  diese  That- 
Sache  modifiziert  einigermassen  die  Schlüsse,  welche  Bücher  *)  an  idn 
Ueberschuss  der  erwachsenen  weiblichen  über  die  männliche  Berci- 
kerunge  geknüpft  hat. 

Nicht  beizustimmen  vermag  ich  Lamprecht,  wenn  er  annimmt,  «lass 
die  Nürnberger  Zählung  . . . nicht  die  volle  weibliche  Bevolkerur« 
mehr  gefunden  hat:  gar  manche  Frau  mag  an  ruhigere  Orte,  in  Klöster 
u.  dgl.  geflüchtet  worden  sein«.  Die  Regierung  untersagte,  wie  »ir  b^ 
reits  gesehen,  ihren  städtischen  Unterthanen  das  Verlassen  der  Stadl 
aufs  entschiedenste.  Schon  am  21.  Mai  1449  richtet  der  Rat  einet 
Entschuldigungsbrief  an  den  Rat  zu  Augsburg,  in  welchem  er  ausfiihn, 
»etliche  treffenliche  frauen,  unser  burgerinnen«,  hätten  zu  Endres  Rieter's 
Hochzeit  nach  Augsburg  reisen  wollen,  das  Stadtregiment  habe  dies 
aber  nicht  geduldet,  da  »die  leufte  der  lande  so  gar  frerabde,  swrndt 
und  sorgfellig  sein«  *)  Ferner  bot  die  sehr  gut  befestigte  Stadt  mit 
ihrer  starken  Besatzung  einen  besseren  Schutz  als  die  Kloster.  Wisset 
wir  doch  aus  den  Ratsprotokollen,  dass  die  Frauenklöster  im  Sün- 
berger  Gebiet  bittere  Klage  über  die  vielen  Belästigungen  führten,  denec 
sie  von  Freund  und  Feind  ausgesetzt  seien,  und  der  Rat  hat  genug  a 
thun,  um  die  eingeschüchterten  Nonnen  mit  Rat  und  That  zu  beruhigen  1. 

Zur  Einwohnerschaft  gehören  auch  die  Paupers,  die  Armen  und 
Elenden.  Am  22.  Dezember,  unmittelbar  vor  der  Zählung  beschüesst 
<ler  Rat;  »item  petler  unverzogenlich  auÜtreiben  und  ander  leut  ancfc 
die  nicht  burger  seyn  und  die  nicht  zu  essen  haben«,  am  23.  Dezember 
»item  von  der  armcnleut  und  petler  wegen  die  on  lengem  vertzugmc 
hynnen  weisen« ; bloss  die  Bettler,  welche  Bürger  sind,  dürfen  bleiben 
und  erhalten  zur  Legitimation  »zaichen«  *).  Zu  diesen  Ausgewiesenfn 
gehörten  unzweifelhaft  die  Leute,  von  denen  in  einem  Dekret  vo® 
25.  Juni ’)  gesagt  wird,  dass  sie  »nicht  burger  sind  und  stJt  herligen 
on  gewerb«.  Die  Durchschnittsbevölkerung  umfasste  in  normalen 
Zeiten  auch  diesen  variabeln  Faktor:  die  Bettler,  das  Lumpenproletariat 

1)  Xürnb.  Kr,-A.  Briefbuch  20,  Fol.  91  a. 

2)  Kr.-A.  Bricflkuch  20,  Fol.  61a, 

3)  A.  a.  O.  p.  40  ff. 

4)  Briefbuch  20,  Fol.  33  a, 

5)  Vgl,  u,  a.  Ratsprot.  a.  a.  O,  Heft  6,  Fol.  8 a,  Verla.ss  vom  26. 

6)  Ratsprot.  Heft  12,  Fol.  14  b,  15  b. 

7)  Ratsprot.  Heft.  6,  Fol.  7 a, 
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sind  grellfarbige  soziale  Erscheinungen  der  mittelalterlichen  Grossstadt. 
Aus  dem  1449er  Zensus  aber  scheiden  sie  aus,  soweit  sie  nicht  einge- 
bürgert sind,  mögen  sie  auch  sonst  dauernd  ihren  Aufenthalt  in  Nürn- 
berg gehabt  haben.  Dieses  Moment  ist  m.  E.  noch  nicht  besonders 
hervorgehoben  worden. 

Was  schliesslich  die  Kinderziffer  betrifft,  so  hat  bereits  Hegel') 
darauf  hingewiesen,  dass  der  ganze  Charakter  der  Zählung  es  mit  sich 
brachte,  in  der  Hauptsumme  die  Kinder  nicht  für  voll  zu  rechnen  und 
die  Säuglinge  nicht  mitzuzählen.  Wer  die  betreffenden  Beschlüsse  in 
den  Ratsprotokollen  unbefangen  liest,  muss  dieser  Auffassung  Recht 
geben.  Eine  Aufnahme,  welche  die  Zahl  der  Mäuler,  um  im  Stil  der 
chinesischen  Statistik  zu  reden,  feststellen  wollte , hatte  kein  Interesse 
daran,  sich  um  die  gestillten  Kinder  zu  kümmern. 

Diese  wenigen  Angaben  genügen  vielleicht,  um  zu  zeigen,  wie  vor- 
sichtig die  Daten  selbst  einer  so  ausgezeichneten  Erhebung,  wie  der- 
jenigen des  Jahres  1449,  für  die  Zwecke  der  mittelalterlichen  Sozial- 
statistik verwertet  werden  müssen. 

i)  Städtechroniken  II,  p.  502. 
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INSPEKTOREN  FÜR  1888  UND  1889.  j 

VON 

E.  NAEF, 

KANTONSSTATISTIKER  IN  AARAU. 

Die  Amtsberichte  der  eidgenössischen  Fabrikinspektoren')  (ur  dk 
Jahre  1888  und  1889  bringen  wiederum  ein  sehr  reichhaltiges  MateruJ  nu 
Beurteilung  der  Wirkungen  der  Fabrikgesetzgebung  in  der  Schweiz,  "ie 
sehr  die  Tendenz  vorherrscht,  die  Wohlthaten  des  Gesetzes  auf  einet 
immer  grösseren  Kreis  der  Arbeiterbevölkerung  auszudehnen,  gei'- 
daraus  hervor,  dass  seit  1887  206  neue  industrielle  Etablissemetc 
der  Fabrikinspektion  unterstellt  worden  sind , so  dass  die  GesarotziM 
gegenwärtig  die  Zahl  3900  bereits  überschritten  hat.  Zu  diesen  Etablisse 
ments  gehören  über  1 50  000  Arbeiter. 

Den  Berichten , welche  die  Inspektoren  jeweilen  über  die  Lig< 
der  Industrie  vorausschicken,  ist  zu  entnehmen,  dass  dieselbe  im  iD- 
gemeinen  als  günstig  bezeichnet  werden  darf,  wenn  auch  immer  noch 
viel  über  die  Zunahme  der  Konkurrenz  geklagt  wird.  Unter  letzterer 
scheint  namentlich  die  für  die  Ostschweiz  so  wichtige  Maschraei- 
Stickerei  schwer  zu  leiden.  Es  ist  bekannt,  wie  durch  Gründung  eines 
grossen  Stickereiverbandes  die  Herbeiführung  besserer  Arbeits-  uwi 
Lohnverhältnisse  beabsichtigt  war.  Leider  scheint  der  Erfolg  dieser 
Bestrebungen  bis  jetzt  noch  kein  grosser  gewesen  zu  sein.  DcrZentrii- 
verband  vermochte  mit  seiner  Musterklassifikation  nur  sehr  wenig  dfs 
entsetzlichen  Heruntergehen  des  Tageserwerbs  zu  steuern.  Erversuclitt  | 
es  mit  Einschränkung  der  Produktion  durch  Verbot  der  Samstagsarber’ 
und  Erhöhung  der  Eintrittstaxe  für  neu  erstellte  Maschinen.  Schlies: 
lieh  wurde  noch  vom  Vorstand  der  Versuch  gemacht,  mit  dem  FabriV- 
stickerverband  einen  Kartellvertrag  abzuschliesscn , nach  welchem  M’  | 
Arbeiter  des  Fabrikstickerverbandes  von  den  Mitgliedern  des  Zenüii- 
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Verbandes  beschäftigt  werden,  aber  auch  nur  für  diese  arbeiten  dürfen. 
Der  Zentralverband  lehnte  indessen  den  bezüglichen  Entwurf  ab. 

Eine  wichtige  Stelle  nimmt  in  der  Inspektionsthätigkeit  die  Bau- 
polizei ein.  Als  wohlthälige  Folge  des  Fabrikgesetzes  konstatieren 
die  Inspektoren  übereinstimmend,  dass  Baumeister  und  Architekten  es 
sich  immer  mehr  zur  Gewissenssache  machen,  für  gesunde , helle  Lo- 
kale zu  sorgen.  Allerdings  kommt  es  noch  vor,  dass  Fabrikbauten 
ohne  vorherige  Genehmigung  der  Pläne  erstellt  werden,  was  dann  in 
einzelnen  Fällen  die  Schliessung  der  Fabrik  zur  Folge  haben  kann. 
Ein  solcher  Fall  kam  letztes  Jahr  in  Aargau  vor,  wo  ein  Fabrikant  flir 
seine  zahlreiche  Hühnerkolonie  einen  schönen  Stall  hatte  bauen  lassen, 
dessen  Räumlichkeiten  für  den  Aufenthalt  der  Hühner  etwas  zu  gross, 
zu  geräumig  und  zu  schön  ausgefallen  waren  und  infolge  dessen  dem 
Eigentümer  für  Verwendung  zu  Fabrikzwecken  geeigneter  schienen. 
Im  ganzen  gaben  Buchdruckereien  in  Städten  , sowie  Zigarren-  und 
Tabakfabriken  am  meisten  Anlass  zu  Aussetzungen.  Bei  dem  häufigen 
Mangel  an  steinernen  Treppen  dringen  die  Inspektoren  um  so  mehr  auf  die 
Anbringung  doppelter  Ausgänge.  Das  ist  vor  allem  nötig  bei  den 
älteren  Baumwollspinnereien,  wo  bei  Feuerausbruch  für  die  Arbeiter 
ein  Entrinnen  kaum  möglich  ist.  Bezüglich  der  Esslokale  , der  Heiz- 
einrichtungen und  namentlich  der  Ventilation  bleibt  noch  manches  zu 
wünschen  übrig.  Leider  findet  namentlich  die  Einführung  besserer 
Ventilation  bei  den  Arbeitern  selbst,  welche  sich  über  .Abnahme  der 
Wärme  beklagen,  den  grössten  Widerstand.  Da  in  den  letzten  Jahren 
die  Tuberkulose  unter  der  Fabrikbevölkerung  eine  immer  häufigere 
Todesursache  ist,  wird  vom  Fabrikinspektor  Dr.  Schüler  die  Aufstellung 
von  desinfizierenden  Spucknäpfen  befürwortet. 

Durch  das  Inkrafttreten  des  erweiterten  Haftpflichtgesetzes  und  die 
verschiedenen  Massregeln  zur  vollständigen  Anzeige  der  Unfälle  hat  sich 
die  Zahl  der  L^nfallsanzeigen  in  ganz  bedeutendem  Masse  vermehrt. 
Ks  wurden  pro  :888  und  1889  9130  Unfälle  zur  Anzeige  gebracht. 
Davon  fallen  1140  auf  Unfälle  in  anderen  haftpflichtigen  Betrieben  als 
Fabriken  und  5775  auf  Arbeiter  unter  18  Jahren.  Immerhin  bleibt  die 
Zahl  der  angezeigten  Unfälle  noch  bedeutend  hinter  der  Wirklichkeit 
zurück.  Die  Zahl  der  Unfälle  erreicht  ihr  Maximum  in  den  Industrien 
der  Holz-  und  Metallbearbeitung,  sodann  beim  Hochbau  und  beim 
Eisenbahnbetrieb,  in  den  Gruben  und  Steinbrüchen  und  in  der  Lebens- 
und Genussmittelindustrie,  wo  Mühlen  und  Brauereien  eine  grosse  Rolle 
spielen.  Die  Zahl  der  Todesfälle  stieg  auf  100.  Die  Vermehrung  rührt 
hauptsächlich  daher,  dass  jetzt  auch  die  mittelbar  mit  dem  Fabrikbe- 
trieb zusammenhängenden,  oft  die  gefährlichsten  Verrichtungen  um- 
fassenden Arbeiten  anzeige-  und  haftpflichtig  sind.  Von  den  Betriebs- 
unfällen mit  rötlichem  Ausgang  entfallen  die  meisten  auf  den  Hochbau 
und  den  Betrieb  von  Steinbrüchen.  Im  allgemeinen  wird  konstatiert. 
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dass  diejenigen  Unfälle  sich  in  erheblichem  Masse  vermindert  hiboi, 
welche  durch  entsprechende  Schutzvorrichtungen  vermieden  werden 
können.  Gleichwohl  wird  das  Anbringen  der  nötigen  Sicherheilsvor- 
richtungen  noch  häufig  vernachlässigt.  Besonders  misslich  steht  es  in 
dieser  Hinsicht  bei  den  Kreis-  und  Bandsägen  und  in  den  Webereien, 
dann  bei  den  Bauten,  wo  in  Bezug  auf  Arbeiterschutz  viel  zu  weni? 
gethan  wird.  In  Phosphorzündholz-Fabriken  sind  wieder  mehrere  Ne 
krosenfalle  konstatiert  worden  und  zwar  auch  in  solchen  Etablisse- 
menten , wo  musterhafte  Ordnung  und  Reinlichkeit  beobachtet  wiid. 
Die  Krankheit  befallt  männliche  und  weibliche  Arbeiter  in  gleichem 
Masse.  Zur  vollständigen  Beseitigung  der  Erkrankungsgefahren  lasst 
sich  wohl  kaum  etwas  anderes  machen,  als  den  gelben  Phosphor  aus 
der  ZUndwarenfabrikation  ganz  zu  verdrängen. 

Gegenwärtig  bestehen  nur  noch  wenige  haftpflichtige  Betriebe,  bd 
welchen  die  Arbeiter  nicht  gegen  Haftpflicht  versichert  sind.  Dagegen 
hat  allerdings  eine  genaue  Kontrolle  der  Versicherungsverhältnisse  viele 
Unzulässigkeiten  aufgedeckt.  Den  Arbeitern  wird  häufig  mehr  als  die 
Hälfte  der  Versicherungsprämien,  sogar  der  ganze  Prämienbetrag  und 
in  einzelnen  Fällen  selbst  noch  mehr  von  ihrem  Lohn  abgezogen.  Ja, 
es  ist  vorgekommen,  dass  der  Arbeitgeber  seinen  Angestellten  für  die 
Versicherungsprämie  Abzüge  gemacht  hat,  trotzdem  er  dieselben  gar 
nicht  versichert  hatte.  Oefters  gab  es  Anstände  und  zwar  sogar  bei 
reichen  Eisenbahngesellschaften  wegen  der  auszurichtenden  Entsclu'ii 
gung.  Die  ungenügende  Vergütung,  mit  der  sich  nur  zu  häufig  der 
des  Gesetzes  unkundige  Arbeiter  abfinden  lässt,  wird  mit  Vorliebe  mit 
der  einseitigen  Behauptung  motiviert,  der  Unfall  sei  durch  aSelbstver- 
schuldenc  oder  durch  »Zufälle  erfolgt.  Unmöglich  kann  nun  aber  das 
Haftpflichtgesetz  den  Sinn  haben,  dass  der  Betriebsunternehmer  be- 
rechtigt ist,  nach  eigenem  Gutdünken  jeweilen  einfach  Zufall  als  Ur- 
sache des  Unfalles  anzunehmen  und  alsdann  die  gesetzliche  Haftpflicht- 
entschädigung beliebig  zu  reduzieren.  Ebensowenig  wird  es  angchea 
jede  Unaufmerksamkeit,  Gleichgültigkeit  oder  Nachlässigkeit  als  gawe 
oder  teilweise  Selbstschuld  zu  betrachten,  um  die  Haftpflicht  abzulehnen, 
denn  sonst  müsste  der  humane  Zweck  des  Gesetzes  illusorisch  werdet 
indem  ja  fast  bei  jedem  Unfall  ein  gewisser  Grad  von  Unaufmerksam- 
keit mitspielt. 

Die  Begehren  für  Ueberzeitarbeit  haben  sich  seit  3 Jahren  fast 
verdreifacht.  Fast  immer  die  gleichen  Etablissements  haben  Ueher- 
zeit  nötig.  Am  häufigsten  kommen  die  Begehren  von  der  Baumwollen- 
spinnerei, die  so  zahlreich,  wie  wenig  andere,  Frauen  und  Kinder  be- 
schäftigt, die  im  Vorrat  arbeiten  kann,  keine  Saisonarbeiten  kennt  und 
in  einzelnen  Kantonen  lange  Jahre  hindurch  ohne  eine  einzige  Ueber- 
zeitbewilligung  gedeiht.  Unangenehm  wird  man  berührt  durch  die 
Ungleichheit,  das  Fehlen  aller  bestimmten  Grundsätze,  nach  welchen 
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die  Bewilligungen  erteilt  werden.  Und  doch  ist  es  nicht  schwierig 
eine  Norm  zu  finden.  Wenn  die  Ueberzeitbewilligungen  von  S«ison- 
geschäften  verlangt  werden,  so  sind  sie  vollkommen  begründet;  des- 
gleichen auch  in  Fällen  von  Maschinenbruch,  Wassermangel,  beim  Aus- 
bruch epidemischer  Krankheiten.  Bei  solchen  Verhältnissen  ist  es  fast 
unmöglich , die  Arbeitskräfte  nur  für  eine  kürzere  Zeit  zu  vermehren, 
um  die  versäumte  Zeit  nachzuholen.  In  der  Mehrzahl  der  übrigen 
Fälle  Hesse  sich  dagegen  bei  gutem  Willen  und  richtiger  Organisation 
die  Ueberzeitarbeit  ganz  wohl  vermeiden. 

Eine  grössere  Zahl  von  Etablissements  hat  die  Normalarbeitszeit 
auf  IO  Stunden  reduziert.  Es  hat  sich  gezeigt , dass  die  Leistungs- 
fähigkeit dadurch  keineswegs  beeinträchtigt  worden  ist. 

Ganz  auffallend  ist,  wie  in  den  letzten  6 — 8 Jahren  die  Zahl  der 
Kinder  und  jungen  Leute  unter  18  Jahren  in  den  Fabriken  abgenom- 
roen  hat.  Uaran  ist  übrigens  nicht  einzig  das  Fabrikgesetz  schuld, 
sondern  der  Umstand,  dass  man,  durch  Erfahrung  belehrt,  die  Kinder- 
arbeit nicht  mehr  so  hoch  wertet.  Trotz  dieses  geringen  Bedarfs  nach 
Kinderarbeit  kommt  doch  immer  noch  von  Zeit  zu  Zeit  gesetzwidrige 
Beschäftigung  von  Kindern  vor,  namentlich  in  Stickereien.  Die  Frauen- 
beschäftigung in  den  Fabriken  ist  eine  auch  relativ  viel  umfangreichere 
geworden.  An  manchen  Orten  ist  Frauenarbeit  sehr  begehrt,  ja  es  ist 
grosser  Mangel  an  weiblichen  Arbeiterinnen.  Fabriken,  in  denen  nur 
geringe  Löhne  zu  verdienen  sind , können  oft  gar  nicht  mehr  genü- 
gendes Personal  auftreiben.  Je  grösser  der  Prozentsatz  ist , den  die 
Arbeiterinnen  in  der  ganzen  Arbeiterschaft  bilden  , um  so  grösser  ist 
auch  die  Versuchung  für  die  Arbeitgeber,  die  weiblichen  Personen  an 
der  nur  für  Männer  bewilligten  Nachtarbeit  ebenfalls  teilnehmen  zu 
lassen,  so  dass  die  Fabrikinspektoren  nicht  selten  einschreiten  müssen. 

Unter  den  Wohlfahrtseinrichtungen  spielen  die  Fabrikkrankenkassen 
eine  grosse  Rolle.  Gemäss  den  Anordnungen  des  Bundesrates  haben 
bereits  mehrere  Kantonsregierungen  die  Statuten  dieser  Kassen  ändern 
lassen.  Die  Revision  soll  den  Beitrittszwang  beseitigen  und  die  Sicher- 
stellung der  Krankenkassengelder  sowie  die  selbständige  Verwaltung 
durch  die  .Arbeiter  ermöglichen.  Die  Beseitigung  des  Beitrittszwangs 
hat  zu  vielen  Klagen  Anlass  gegeben.  Man  wollte  mit  dieser  Beseiti- 
gung die  Lohnabzüge  für  Krankenkassenbeiträge  unmöglich  machen. 
Nun  aber  wird  bei  der  Durchführung  der  staatlichen  LInfall-  und  Kran- 
kenversicherung, da  bei  der  letzteren  das  deutsche  System  als  Vorbild 
dienen  soll,  das  Obligatorium  doch  wieder  eingefuhrt  werden  müssen. 
Die  staatliche  Krankenversicherung  wird  übrigens  allein  die  richtige 
und  auch  wirklich  notwendige  Reorganisation  der  Fabrikkrankenkassen 
bringen , von  denen  die  meisten  versicherungstechnisch  nichts  taugen 
und  viel  zu  wenig  leisten,  freilich  auch  fast  ausschliesslich  nur  auf  die 
Beiträge  der  Arbeiter  angewiesen  sind.  Die  Leistungen  des  Arbeit- 


Digilized  by  Google 


668 


Miszellen. 


gebers  beschränken  sich  in  der  Regel  auf  einmalige  Geschenke  u«<i 
Legate. 

Die  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter  findet  in  der  Schweiz  fis; 
gar  keinen  Eingang,  während  die  Verabfolgung  jährlicher  Geschenke 
je  nach  dem  Geschäftsergebnis  oft  vorkommt.  Die  Sparkassen  werden 
fleissig  benutzt;  manche  Fabriken  besitzen  besondere  Fabriksparkassen 
Es  wird  notwendig  werden , auch  diese  der  staatlichen  Kontrolle  zu 
unterstellen. 

lieber  die  Ausführung  des  Fabrikgesetzes  wird  häufig  gekla^. 
Dabei  verlangt  man  aber  auch  von  den  Vollziehungsbeamten  vieles,  von 
dem  das  Gesetz  nichts  sagt  und  nichts  sagen  wollte.  Dann  wird  ver- 
gessen, dass  die  Inspektoren  nicht  bestellt  sind,  um  selbst  »Polizei  zn 
machenc  , sondern  nur  Kontrolle  über  däw  Wirken  der  von  den  Kan- 
tonen mit  der  Ueberwachung  betrauten  Bezirks-  und  Gemeindevorstande 
und  Polizeidiener  zu  üben.  Diese  unteren  Organe  besitzen  leider  oft 
nicht  die  nötige  Einsicht , manchmal  auch  nicht  den  guten  Willei 
und  die  nötigen  technischen  Kenntnisse , um  das  Gesetz  zu  richtig« 
Vollziehung  zu  bringen.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  so  lange  es  hier 
nicht  besser  wird,  eine  blosse  Vermehrung  der  Inspektoren  nicht  viel 
nützen  würde.  Empfehlenswert  wäre  es  jedenfalls  , den  Inspektorer. 
Strafkompetenzen  einzuräumen.  Sehr  fatal  ist,  dass  die  Gerichte  in 
gleichen  Fällen  oft  ganz  entgegengesetzt  urteilen , so  dass  kantooak 
Regierungen  Mut  und  Lust  verlieren  müssen,  Uebertretungen  ernstlich 
zu  verfolgen. 

Wie  man  sieht,  beschönigen  unsere  Fabrikinspektoren  nichts.  Es 
bleibt  in  unserer  gerühmten  Fabrikgesetzgebung  noch  viel  zu  thun  übrig- 
Allein  die  Arbeit  schreitet  vorwärts,  die  öffentliche  Meinung  interessier, 
sich  immer  mehr  für  den  Arbeiterschutz  und  sie  wird  auch  immer  raehr 
die  Behörden  zwingen , ihre  Pflicht  zu  thun.  Die  Fabrikinspektorto 
arbeiten  hiefür  mit  ihren  ungeschminkten  Berichten  mächtig  vor. 
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Krohnt,  StrqfanstaUsdircklor  in  Berlin,  Lehrbuch  der  Gefängnis- 
kunde unter  Berücksichtigung  der  Kriminalstatistik  und  Kriminalpolütk. 
Stuttgart,  1889.  Ferdinand  Enke. 

E.S  ist  nicht  viel  mehr  als  ein  Jahr  her,  dass  in  Deutschland  über- 
haupt noch  kein  die  ganze  grosse  Materie  des  Gefängniswesens  um- 
fassendes Buch  existierte.  Wer  sich  über  diese  ebenso  schwierige  als 
wichtige  Materie  unterrichten  wollte,  musste  eine  Unzahl  kleiner,  in 
Zeitschriften  und  Broschüren  zerstreuter  Abhandlungen  durchnehmen 
und  bekam  doch  kein  vollständiges  Bild,  da  manche  Seiten  des  Ge- 
fängniswesens in  wissenschaftlicher  Weise  überhaupt  noch  nicht  be- 
handelt waren.  Diesem  Uebelstande  hat  dann  zunächst  das  im  Jahre 
t888  erschienene , von  Professor  von  Holtzendorff  und  Ministerial- 
rat von  Jagemann  herausgegebene  »Handbuch  des  Gefängniswesensc 
abgeholfen , in  welchem  eine  Reihe  hervorragender  Theoretiker  und 
Praktiker  die  verschiedenen  Seiten  des  Gefangniswesens  behandeln  und 
damit  ein  ausgezeichnetes  Werk  geschaffen  haben , dem  keine  andere 
Nation  etwas  ähnliches  an  die  Seite  zu  setzen  vermag.  Immerhin  traten 
bei  diesem  »Handbuche«  manche  bei  einem  Sammelwerke  gar  nicht 
zu  vermeidende  Mängel  hervor;  es  fehlte  nicht  gelegentlich  an  Lücken 
noch  an  mannigfachen  Wiederholungen.  Ausserdem  ist  der  Umfang 
des  »Handbuches«  ein  so  grosser  und  der  Anschaffungspreis  infolge 
dessen  ein  so  hoher,  dass  man  kaum  die  Erwartung  hegen  kann,  dass 
das  Buch  in  alle  die  weiten  Kreise  dringen  wird,  für  welche  die  Ge- 
fängniswissenschaft von  Bedeutung  ist. 

Die  somit  auch  nach  dem  Holtzendorff-Jagemann'schen  »Hand- 
Imche«  bestehen  gebliebene  Lücke  ist  durch  das  hier  zur  Besprechung 
vorliegende  Buch  von  Krohne  in  ausgezeichneter  Weise  ausgefüllt. 
Auf  Grund  der  reichen  Erfahrungen,  welche  der  Verfasser  selbst  im 
Gefängnisdienste  zu  sammeln  Gelegenheit  hatte,  und  unter  Benutzung 
aller  bisherigen  wissenschaftlichen  Arbeiten  ist  ein  aus  einem  einheit- 
lichen Gusse  gearbeitetes  und  mit  vollendeter  Stilgewandtheit  geschrie- 
benes Buch  entstanden,  welches  sich  unzweifelhaft  schnell  einen  grossen 
Leserkreis  erwerben  und  ein  gut  Teil  dazu  beitragen  wird,  in  weiteren 
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Kreisen  Interesse  für  die  immer  unabweisbarer  werdenden  Reformt' 
unseres  Strafvollzugs  zu  envecken. 

Das  Buch  zerfallt  in  fünf  Teile: 

1)  Geschichte  des  Gefängniswesens, 

2)  Verbrechen  und  Strafe, 

3)  Gefangnisbau, 

4)  Allgemeine  Gefangnisverwaltung  und 

5)  Einzelverwaltung. 

In  einem  Anhänge  befinden  sich  sodann  insbesondere  eineAauh! 
Grundrisse  von  Gefängnisbauten,  eine  Uebersicht  über  die  Kosten  dtr 
Gefangnisverwaltungen,  die  Hausregeln  für  die  Zuchthaus-  und  Gefing- 
nisgefangenen  der  Strafanstalt  Wehlheiden  sowie  ein  Speise- , Bekki- 
dungs-,  I.agenings-  und  Reinigungsetat. 

Aus  dem  ersten  Teile  ist  besonders  die  mit  anerkennenswerte: 
Objektivität  geschriebene  Geschichte  des  Gefangniswesens  in  Dentsrli- 
land  hervorzuheben.  Die  Geschichte  des  ausserdeutschen  Gefangnis^ 
Wesens  ist  so  gut  behandelt,  wie  es  die  dem  Verfasser  zur  Verfügnnf 
stehenden  Vorarbeiten  gestatteten;  hier  werden  aber  mit  der  Zeh. 
nachdem  weitere  Spezialarbeiten  vorhanden  sein  werden,  mannigfidic 
Korrekturen  und  Ergänzungen  vorgenommen  werden  müssen.  WasiB. 
Amerika  anbetrifft,  so  bleibt  das  Probation-System  und  die  jetzt  d«t 
scharf  hervortretende  Bewegung  auf  Einführung  von  Indefinite  Sentenco 
unerwähnt;  die  Schilderung  der  Eastem  Penitentiary  entspricht  nidä 
den  thatsächlich  dort  bestehenden  Verhältnissen;  die  von  dem 'o- 
fasser  ausgesprochene  Ansicht,  dass  das  Einzelhaft-System  in  .Amerilu 
wieder  mehr  zur  Geltung  kommen  werde,  ist  nicht  begründet  Rech 
wenig  angebracht  ist  die  von  dem  Verfasser  auf  Seite  195  ausgespro- 
chene Warnung,  sich  vor  einer  Anpreisung  fremdländischer  Einrich 
tungen  zu  hüten,  da  dadurch  der  gute  Fortgang  der  deutschen  Gefang- 
nisreformen  gehemmt  würde.  Die  Warnung  war  nicht  erforderlich, 
weil , so  viel  ich  die  Litteratur  kenne , bisher  niemand  eine  direkte 
Uebertragung  fremdländischer  Einrichtungen  anempfohlen  hat,  und  sie 
steht  in  Widerspruch  mit  eigenen  Ausführungen  des  Verfassers.  Seite6S 
hebt  er  selbst  England  rühmend  hervor,  welches  »den  ganzen  Strafvolte? 
einheitlich  beordnet.  Plan  und  Ordnung  in  den  Kampf  gegen  das  Verbre 
eben  gebracht  hatc  wogegen  mit  Bezug  auf  Deutschland  S.  203  gesagt  »W 
»Fast  überall  ohne  klare  Grundlage,  fehlt  es  dem  Strafvollzüge  an  einer 
festgefügten  Ordnung,  von  wo  aus  er,  wenn  auch  langsam , aber  doch 
stetig  und  sicher,  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Strafrechte  und  der 
Rechtsprechung  beordnet  werden  kann.  Kommt  dann' noch  hinw. 
dass  wie  in  einzelnen  Ländern  (z.  B.  Preussen)  der  Strafvollzug  roh’ 
ständig  verschiedenen  Verwaltungen  angehört,  die  weder  Lust  noch 
Zeit  haben,  sich  über  gemeinsame  Grundsätze  zu  verständigen,  so«! 
das  Chaos  fertig.c  — Sollte  der  Verfasser  sich  in  der  That  der  EiO’ 
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sicht  verschliessen,  dass  es  zur  Durchrührung  so  umfassender  Reformen, 
wie  sie  bei  uns  auch  nach  seiner  Ansicht  auf  dem  Gebiete  des  Strafen- 
und  Gefängniswesens  erforderlich  sind,  zweckdienlich  ist,  durch  frei- 
mütigen Hinweis  darauf,  dass  wir  hinter  anderen  Kulturstaaten  zurück- 
stehen, die  öffentliche  Meinung  für  die  Reformen  zu  interessieren  ? 

Aus  dem  zweiten  Teile  ist  bemerkenswert,  dass  der  Verfasser  sich 
mit  Entschiedenheit  gegen  die  kurzzeitigen  Freiheitsstrafen  ausspricht 
und  an  deren  Stelle  andere  Strafmittel,  insbesondere  Friedensbürgschaft 
und  Hausarrest  treten  lassen  will.  Der  dabei  gemachte  Ausfall  gegen 
die  Richter,  welche  auf  kurzzeitige  Freiheitsstrafen  erkennen,  entbehrt 
der  vollen  Berechtigung,  weil  eben  dem  Richter  nach  den  bestehenden 
Strafgesetzen  für  leichte  Straftalle  andere  Strafmittel  nicht  zur  Ver- 
fügung stehen.  Die  von  Krohne  auch  auf  dem  Kongresse  des 
Nordwestdeutschen  Gefängnis-Vereins  zu  Hannover  und  des  Ver- 
eins deutscher  Gefängnisbeaiiiten  in  Freiburg  i.  B.  vertretene,  auf  bei- 
den Kongressen  aber  mit  grosser  Majorität  zurückgewiesene  Idee, 
Zuchthaus-  und  Gefängnisstrafe  zu  einer  einheitlichen  Freiheitsstrafe  zu 
verschmelzen,  wird  auch  in  dem  Buche  des  näheren  ausgeführt,  und 
zwar,  ebenso  wie  auf  den  beiden  Kongressen,  unter  Berufung  auf  einen 
Ausspruch  d’Haussonville’s:  »Je  mehr  das  Strafrecht  noch  in  der  Kind- 
heit ist,  desto  mannigfacher  die  Strafen,  je  mehr  sich  die  Wissenschaft 
entwickelt,  desto  mehr  vereinfachen  sich  die  Strafen«  , ein  Ausspruch, 
der  an  seiner  Unrichtigkeit  dadurch  nichts  verliert,  dass  er  von  einem 
Ausländer  gethan  ist. 

Der  in  dem  dritten  Teil  behandelte  »Gefangnisbau«  gehört  zu  den 
Spezialgebieten  des  Verfassers,  in  welchen  derselbe,  sowohl  wissen- 
schaftlich wie  praktisch , besser  als  irgend  ein  anderer  bewandert  ist, 
und  den  der  Verfasser  daher  auch  in  dem  Holtzendorff-Jagemann’schen 
Handbuche  bereits  ausführlich  behandelt  hat. 

In  dem  vierten  Teile,  der  »Allgemeinen  Gefängnis-Verwaltung«, 
tritt  der  Verfasser  mit  Recht  für  die  Schaffung  einer  besonderen  Mini- 
sterial-.Abteilung  für  Gefängniswesen  ein,  in  welcher  sich  neben  einem 
Direktor  und  den  zur  Erledigung  der  Geschäfte  erforderlichen  Räten 
ein  Bauverstandiger  und  ein  auf  dem  Gebiete  der  Hygiene  erfahrener 
Mediziner  befinden  sollte. 

Aus  dem  fünften  Teile,  der  »Einzel-Verwaltung« , dürfte  hier  be- 
sonders der  Abschnitt  über  den  Arbeitsbetrieb  interessieren.  Die  Frage 
der  richtigen  Beschäftigung  der  Gefangenen  ist  eine  unendlich  schwie- 
rige, Uber  deren  gegenwärtige  Regelung  in  Deutschland  von  sehr  vielen 
Seiten  schwere  Klagen  erhoben  werden.  Es  verdient  die  weiteste  Be- 
achtung , dass  Krohne , der  als  Gefängnispraktiker  sicherlich  als  ein 
kompetenter  Beurteiler  anerkannt  werden  muss , einen  grossen  Teil 
dieser  Klagen  für  berechtigt  erachtet  und  in  überzeugender  Weise  den 
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Regiebetrieb,  und  zwar  in  erster  Linie  für  die  Bedürfnisse  des  Staate 
selbst  und  seiner  Verwaltungszweige,  anempäehlt.  Gegenüber  der  as 
derweitigen,  bei  der  bezüglichen  Interpellation  im  preussischen  Abf<- 
ordnetenhause  vom  Ministertische  aus  vertretenen  Ansicht,  dürfte« 
angezeigt  sein,  folgende  Sätze  Krohne’s  wörtlich  hier  anzuführen  1S.3911'. 

»Dass  die  Gefängnisse  Gegenstände,  welche  die  verschiedt:- 
artigsten  Staatsverwaltungen  bedürfen,  herstellen  können,  ist  doic 
vielfache  Versuche  dargethan  und  nicht  zum  mindesten  dadurch,  da« 
manche  Gegenstände,  welche  die  Staatsverwaltungen  von  Privatleuw 
beziehen,  von  denselben  in  den  Gefängnissen  angefertigt  werdet. 
So  z.  B.  lassen  Privatunternehmer  die  Bürstenwaren  für  das  Mdiüi 
Kohlcnkörbe  für  Eisenbahnverwaltungen  , Uniformen  für  Post- 1®: 
Eisenbahnbeamte  in  Gefängnissen  arbeiten.  Es  ist  doch  seltsan 
dass  zwei  Staatsbehörden  sich  eines  Unternehmers  als  Mittdsptrs« 
bedienen,  dem  sie  beide  Geschäftsgewinn  zahlen,  statt  uomittelti’ 
mit  einander  zu  verhandeln  und  den  Geschäftsgewinn  für  die  Staat 
Verwaltung  zu  sparen.« 

Dass  der  Arbeitsbetrieb  für  eigene  Rechnung  manche  Schwier; 
keiten  für  die  Verwaltungen  mit  sich  bringt,  gibt  zwar  Krohne  zu,  tte 
er  führt  Seite  41 1 aus; 

»Die  Behauptungen  , dass  sie  (die  Schwierigkeiten)  nicht  üb« 
wunden  werden  könnten , wäre  ein  trauriges  Armutszeugnis  für  ie 
Gefängnisverwaltungen  und  ihre  Beamten.  Kann  der  Staat  mit  scicti 
Beamten  Bankgeschäfte,  Bergwerke,  Salinen,  Fabriken  und  Werk- 
stätten, Eisenbahnen  und Dampfschiffahrt  betreiben,  so  musseraou 
den  Gewerbebetrieb  in  den  Gefängnissen  in  die  Hand  nehmen  kouwc-' 

Die  beiden  eben  gegebenen  Zitate  mögen  gleichzeitig  als  em  Be 
leg  für  den  auch  an  anderen  Stellen  des  Buches  hervortretenden  Fto- 
mut  dienen,  welchen  sich  der  Verfasser  trotz  seiner  amtlichen  StelliiU 
bei  der  Beurteilung  bestehender  Einrichtungen  bewahrt  hat. 

Der  hier  nur  angedeutete  reiche  Inhalt  des  Buches  wird  hoffenthiä 

recht  viele  veranlassen,  demselben  ein  eingehendes  Studium  zu wnim« 

Berlin.  P.  F.  ASCHRÜH. 

LDtutsche  Justiz-Statistik.  Berlin,  1889.  Puttkammer  und  Müblbrfcb 

II.  Kriminal- Statistik  für  das  Jahr  iSSj , Statistik  des 
Reiches.  Neue  Folge,  Band  37.  Berlin,  i88g.  Puttkammer  und  JlüW- 
brecht. 

Seit  .Anfang  dieses  Jahrzehntes  erscheinen  für  das  deutsche  R«'*’ 
zwei  Arten  amtlicher  Justiz-Publikationen:  die  im  Reichs- Justizarate be- 
arbeitete und  sich  im  wesentlichen  als  eine  Geschäftsstatistik  dani« 
lende  »Justiz-Statistik«,  von  der  jetzt  der  vierte,  die  Jahre  1886 
1887  behandelnde  Jahrgang  vorliegt,  und  die  gemeinschaftlich  von  tk° 
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Reichs  Justizamte  und  dem  Kaiserlichen  Statistischen  Amte  bearbeitete 
»Kriminal-Statistik«,  von  welcher  jetzt  der  sechste,  das  Jahr  1887  be- 
handelnde Jahrgang  erschienen  ist. 

Für  das  strafrechtliche  Gebiet  ergänzen  sich  die  beiden  Publika- 
tionen , indem  die  »J.-St.«  die  auf  den  Gang  des  Strafverfahrens  be- 
züglichen Daten  und  die  »Kr.-St.«  die  Resultate  des  Strafverfahrens 
behandelt.  Kür  das  Gebiet  des  Zivil-  und  Konkursrechtes  dagegen 
fehlt  es  an  einer  eigentlichen  materiellen  Statistik:  es  werden  in  der 
»J.-St.«  lediglich  die  in  den  betreffenden  Jahren  vorgekommenen  pro- 
zessualen Thatsachen  nachgewiesen.  Ich  habe  bereits  bei  Bespre- 
chung des  ersten  Jahrganges  der  »J.-St.«  (Schmollers  Jahrbuch,  Band  8, 
Seite  275  ff.)  betont,  wie  sehr  dieser  Mangel  zu  bedauern  ist,  weil  es 
bedenklich  erscheint,  lediglich  aus  den  Ziffern  über  die  stattgehabten 
prozessualen  Thatsachen  Schlüsse  zu  ziehen,  ohne  den  materiellen  In- 
halt und  die  materielle  Bedeutung  dieser  Thatsachen  zu  kennen.  Ks 
fehlt  insbesondere  eine  genaue  Angabe  über  die  Höhe  des  Wertob- 
jekts, auf  das  sich  die  prozessualen  Thatsachen  beziehen,  und  es  fehlt 
eine  Unterscheidung  der  Prozesse  nach  dem  Streitgegenstände  (Eigen- 
tums-, Obligationen-,  Familien-,  erbrechtliche  Prozesse). 

Noch  einen  anderen  Mangel  der  »J.-St.«  habe  ich  in  der  früheren 
Besprechung  hervorgehoben.  Die  Statistik  ist  nicht  auf  Grund  von 
Zählkarten,  welche  ein  in  sich  abgeschlossenes  Bild  des  ganzen  Pro- 
zesses liefern  würden,  gearbeitet,  sondern  nach  dem  Listensystem  auf 
Grund  von  Geschäftsübersichten,  welche  alle  den  Rubriken  eines  bestimm- 
ten Formulars  entsprechenden  prozessualen  Thatsachen,  die  innerhalb  des 
Geschäftsjahres  vorgekommen  sind,  zusammenfassen.  Da  nun  aber  die 
in  jedem  einzelnen  Prozesse  vorkommenden  prozessualen  Thatsachen 
häufig  in  verschiedenen  Geschäftsjahren  erfolgen,  so  erscheinen  diesel- 
ben teils  in  der  Geschäftsübersicht  des  einen , teils  in  derjenigen  des 
folgenden  Jahres,  und  es  fehlt  damit  für  eine  Reihe  wichtiger  Momente, 
insbesondere  für  die  Fragen,  wie  viel  mündliche  Verhandlungen  durch- 
schnittlich auf  jeden  Prozess  fallen  (Frage  der  Konzentration  des  Ver- 
fahrens), und  wie  häufig  Berufung  eingelegt  worden  und  von  Erfolg 
gewesen  ist  (Frage  der  Bürgschaft  für  ein  richtiges  Urteil)  an  einem 
wirklich  zuverlässigen  .Vlateriale. 

Meine  damals  ausgesprochene  Ansicht  scheint  sich  als  richtig 
herausgestellt  zu  haben,  wenigstens  sind  die  Schlussfolgerungen,  welche 
aus  den  ermittelten  Ziffern  in  dem  Texte  der  »J.-St.«  von  dem  Reichs- 
Justizamte  gezogen  werden,  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  eingeschränkt  und 
mit  mehr  Kautelen  verbunden  worden.  Dieses  vorsichtige  und  wis- 
senschaftlich gewissenhafte  Verhalten  kann  nur  uneingeschränkten  Bei- 
fall verdienen , aber  die  Frage  wird  damit  eine  immer  brennendere, 
ob  die  jetzige  »J.-St.«  den  insbesondere  im  Interesse  der  Justizaufsicht 

43* 


Digitized  by  Google 


674 


Lüteratur. 


zu  stellenden  Anforderungen  genügt,  und  ob  man  nicht  schlitsslic: 
doch  zu  dem  allerdings  mit  mehr  Arbeit  verbundenen  Zahlkarteurrr 
fahren  übergehen  soll. 

Ich  hebe  von  den  in  der  >Justiz-Statistikc  für  die  Jahre  1886  n»: 
1887  bestimmt  ermittelten  Thatsachen  nur  die  folgenden  her\or,  denc! 
eine  volkswirtschaftliche  oder  sozialpolitische  Bedeutung  beigtlcp 
werden  kann. 

Die  Zahl  der  bei  den  Amtsgerichten  erhobenen  Wechselpror«!; 
hat  sehr  erheblich  zugenommen;  sie  betrug  im  Jahre  1886  gegenal« 
dem  Durchschnitte  der  Jahre  1881/85;  'i'  Prozent  und  ist  voe 
Jahre  i886  auf  1887  um  weitere  1.3  Prozent  gestiegen.  Auffallende; 
weise  ist  dagegen  in  der  Zahl  der  landgerichtlichen  Wechselproze?-: 
fast  gar  keine  Veränderung  eingetreten;  dieselbe  betrug  1886  geje> 
über  dem  Durchschnitte  der  Jahre  1881/85:  + i.i  Prozent  und  ist  re 
1886  auf  1887  wiederum  um  i.i  Prozent  gefallen.  Es  dürfte  hierai 
wohl  mit  Recht  der  Schluss  gezogen  werden  können,  dass  gerade  de 
Verkehr  mit  kleinen  Wechseln  in  erheblichem  Masse  um  sich  ge 
griffen  hat. 

Die  Zahl  der  Ehescheidungsprozesse  hat  zugenommen.  .Aof  je 
100000  Einwohner  kamen  Ehescheidungsprozesse  im  Durchschnitte  de 
Jahre  1881/85:  17,  dagegen  sowohl  im  Jahre  1886  wie  1887:  19  (es« 
dies  auf  1000  bestehende  Ehen  i.i  Ehescheidungsprozess). 

Die  Zahl  der  Anträge  auf*Konkurseröffnung  und  der  eröffnew 
Konkursverfahren,  welche  schon  im  Vorjahre  eine  steigende  RidituK 
gezeigt  hatte,  ist  im  Jahre  i886  und  noch  mehr  im  Jahre  1887  «eil« 
gestiegen.  Gegen  1884,  dem  günstigsten  Jahre,  betrug  die  Ztuial'®' 
im  Jahre  1887;  11.5  resp.  12  Prozent.  Auffallend  ist  dabei  insbeson- 
dere die  Zunahme  in  den  Oberlandes-Gerichtsbezirkcn  Hamm, 
bürg,  Posen , Stettin , Zweibrücken , welche  sämtlich  früher  besomiw 
günstig  gestanden  hatten. 

Ein  reicheres  und  zuverlässigeres  Ergebnis  liefert  die  auf  Gn»o 
von  Zählkarten  vortrefflich  gearbeitete  »Kriminal-Statistik«. 

Die  Gesamtzahl  der  Verbrechen  und  Vergehen,  wegen  deren  i® 
Jahre  1887  Verurteilungen  erfolgten,  ist  in  stärkerer  Progression  ge- 
stiegen als  die  Bevölkerung ; sie  überstieg  die  Zunahme  der  Bevolte 
rung  um  0.9  Prozent.  Dabei  zeigt  sich  aber  die  schon  in  den  Vor- 
jahren beobachtete  Erscheinung,  dass  die  Delikte  gegen  das  Vermöger 
abnahmen,  während  die  Delikte  gegen  die  Person  sehr  erheblich  n”** 
die  Delikte  gegen  die  öffentliche  Ordnung  um  ein  Geringeres  zunahinäi 
Die  Zahl  der  wegen  einfachen  Diebstahls  Verurteilten  hat  von  i80- 
auf  1887  um  16.4  Prozent  abgenommen;  dagegen  hat  die  Zahl  d« 
wegen  gefährlicher  Körperverletzung  Bestraften  um  45.8  Prozent,  d® 
Zahl  der  wegen  Beleidigung  Bestraften  um  13. i Prozent  zugenomniff' 
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Das  Zahlenverhältnis  der  Delikte  zu  einander  hat  sich  dadurch  voll- 
ständig verschoben.  Von  je  100  wegen  Verbrechen  und  Vergehen  Ver- 
urteilten kamen : 

auf  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  im  Jahre  1882  im  Jahre  1887 


Staat  und  öffentliche  Ordnung  ....  15.6  17.5 

die  Person 32.6  38.7 

das  Vermögen 51.3  43.4 

und  im  besonderen  stellt  sich  dieses  Prozentverhältnis  für  die  beiden 
grössten  Deliktsarten; 

Einfacher  Diebstahl 27.6  21.4 

gefährliche  Körperverletzung 11.6  15.7 


Was  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Verurteilten  betrifft,  so  ist 
als  ungünstiges  Moment  zunächst  zu  verzeichnen , dass  die  Zahl  der 
jugendlichen  Uebelthäter  wiederum  zugenommen  hat;  sie  ist  von  31  483 
im  Jahre  1886  auf  33089  im  Jahre  1887  gestiegen.  Von  allen  Ver- 
urteilten waren  im  Jahre 

1886:  3.2“/«  im  Alter  von  12 — 15  Jahren  u.  6.3*/»  im  Alter  v.  15 — 18  Jahren 
1887:  3.5»  » > » a » » 6.4»  > > » » a 

Ein  weiteres  ungünstiges  Moment  ist  die  Vermehrung  der  Vorbe- 
straften unter  den  Verurteilten.  Von  100  Verurteilten  hatten  im  Jahre 
1882:  23  Prozent,  im  Jahre  1887  dagegen  26.6  Prozent  bereits  eine 
Freiheitsstrafe  verbüsst;  bei  Diebstahl  ist  diese  Ziffer  von  32.1  auf  35.4, 
bei  Körperverletzung  von  18.4  auf  24.1  Prozent  gestiegen. 

Insgesamt  sind  im  Jahre  1887  zeitige  Zuchthausstrafen  im  Gesamt- 
betrag von  29394  Jahren  9 Monaten  und  3 Tagen  und  Gefängnisstrafen 
im  Gesamtbeträge  von  39769  Jahren  2 Monaten  6 Tagen  erkannt  wor- 
den. Die  Ziffern  sind  insbesondere  bei  den  Gefängnisstrafen  erheblich 
höher  als  in  den  früheren  Jahren  (im  Jahre  1883  betrug  die  Gesamt- 
zahl der  Gefängnisstrafen  36386  Jahre  8 Monate  i Woche  und  3 Tage). 
Es  ist  nicht  mit  Sicherheit  festzustellen , ob  diese  Erhöhung  der  Ge- 
samtziffer  auf  eine  Zunahme  der  schweren  Deliktsarten  resp.  schwererer 
Fälle  innerhalb  derselben  Deliktsart  oder  auf  eine  strengere  richterliche 
Strafbemessung  zurückzufiihren  ist.  Möglicherweise  haben  beide  Mo- 
mente zusammengewirkt.  Dafür,  dass  die  Delikte  von  den  Richtern 
schärfer  beurteilt  worden  sind,  scheint  der  Umstand  zu  sprechen,  dass 
die  Durchschnitts-Strafdauer  bei  den  einzelnen  Deliktsarten  diejenige 
des  Vorjahres  fast  durchweg  übersteigt;  z.  B.  ist  wegen  gefährlicher 
Körperverletzung  im  Jahre  1886  auf  durchschnittlich  75  Tage,  im  Jahre 
1887  auf  durchschnittlich  81  Tage  Gefängnis  erkannt  worden. 

In  sehr  eingehender  Weise  ist  in  dem  vorliegenden  Jahrgange  der 
»Kr.-St.<  die  Verteilung  der  Verbrechen  und  Vergehen  nach  dem  Orte 
der  That  berücksichtigt  worden.  Es  sind  dabei  die  Durchschnittsziffern 
aus  den  fünf  Jahren  1883  bis  1887  nach  kleineren  Gebietsabschnitten 
(preussischen  Kreisen,  bayrischen  Bezirksämtern , sächsischen  Amts- 
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Hauptmannschaften  u.  s.  w.)  tabellarisch  und  kartographisch  den  Ein 
wohnerziffern  dieser  Gebietsabschnitte  gegenübergestellt.  Es  zeijr! 
sich  dabei  ganz  ausserordentliche  Verschiedenheiten  zwischen  denen 
zelnen  Bezirken : während  durchschnittlich  im  Reiche  auf  loooo  sw' 
mündige  Einwohner  99.6  wegen  Verbrechen  oder  Vergehen  Verurtti';. 
kommen,  steigt  diese  Ziffer  in  dem  ungünstigsten  Bezirke  auf  347 
fällt  in  dem  günstigsten  Bezirke  auf  12.3.  Dabei  ist  die  häufig  rer- 
kommende  Verschiedenheit  zwischen  ganz  nahe  benachbarten  Beririd' 
bemerkenswert.  Nehmen  wir  z.  B.  zwei  in  der  Nähe  von  Berlin  p- 
legene  Bezirke,  so  kommen  auf  10000  Einwohner  Verurteilte: 
a.  b.  c.  d.  e. 

wegen  Verbrechen  u.  wegen  wegen  Körper-  wegen  Gewalt  u,  Drohung  »eg« 
Vergehen  überhaupt  Diebstahl  Verletzung  gegen  Beamte  Bflnp 

im  Kreise  Niederbarnim: 

148.5  38.3  21.7  7.7  4-: 

im  Kreise  Zauch-Belzig: 

41.4  10.5  5.1  1.7  15 

Die  fünf  Karten,  welche  in  ausgezeichneter  .Ausftihrung  die  Krim 
nalitätsverhältnisse  im  deutschen  Reiche  geographisch  darstellen,  »er- 
den allgemeinen  Beifall  finden  und  hoffentlich  weitere  Kreise  venc 
lassen,  den  lokalen  Ursachen  für  die  in  einzelnen  Bezirken  hervoi 
tretenden  besonders  tingunstigen  Verhältnisse  nachzuforschen.  Dre 
tlieser  Karten  sind  in  verkleinertem  Masstabe  dem  diesjährigen  Sa- 
tistischen  Jahrbuche  für  das  deutsche  Reich  beigegeben  und  dioi: 
einem  grösseren  Publikum  zugängig  gemacht. 

Berlin.  P.  F.  ASCHROTT. 

IV.  S/iet/a,  Das  Gnaerbegericht,  Leipzig  1890;  V'III  und  :i4 - 
Die  vorliegende  Schrift  Stieda’s  verdient  wegen  ihres  Inhalts  dk 
sorgfältige  Beachtung  von  seiten  aller,  die  sich  mit  dem  Thema  der- 
selben zu  befassen  haben.  Wir  werden  keinem  Widerspruche  begs- 
nen,  wenn  wir  sie  als  das  beste  bezeichnen,  was  die  deutsche  Litterani-' 
auf  diesem  Gebiete  bisher  aufzuweisen  hat ').  Nur  müssen  wir  hiebe 
den  Zusatz  machen , dass  sich  die  Schrift  im  wesentlichen  auf  die 
Darstellung  der  in  Gemässheit  des  § 120a  der  Reichsgewerbeordtiunj 
errichteten  deutschen  Gewerbeschiedsgerichte  beschränkt  .Auf  di« 
übrigen  gewerbegerichtlichen  Institutionen  gehtStieda  nur  gelegentlich  eia 
Wenn  wir  den  Inhalt  der  Schrift  etwas  näher  skizzieren  sollen,  so 
bietet  uns  der  Verfasser  zunächst  eine  sehr  dankenswerte  L'ebersicb 
der  gesamten  deutschen  Litteratur  über  die  gewerbliche  Rechtspflep 
Hieran  reiht  sich  ein  Exkurs  über  die  gewerbliche  Gerichtsbarkeit  i 
der  Zunftzeit,  in  welchen  Einrichtungen  Stieda  Vorläufer  der  modemtn 

i)  Archiv  UI.  Jahrg.,  2.  Heft,  S.  314  ff. 
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Gewerbegerichte  sieht.  Wir  gestehen,  dass  uns  dieser  Zusammenhang 
immer  als  ein  sehr  äusserlicher  erschienen  ist  und  dass  es  unserer  In- 
stitution nur  förderlich  sein  kann , wenn  man  ihren  Unterschied  von 
den  alten  Zunfteinrichtungen  möglichst  kräftig  betont.  Uebrigens  ist 
sich  natürlich  auch  Stieda  darüber  klar,  dass  es  unter  den  heutigen 
Verhältnissen  ganz  unmöglich  ist,  »die  alte  Zunftgerichtsbarkeit  wieder 
auferstehen  zu  lassen  und  sie  etwa  den  Innungen  zu  übertragen«.  Er 
betont  ausdrücklich,  dass  die  modernen  Gewerbegerichte  ganz  anders 
zusammengesetzt  sind  als  die  ehemaligen  Zunftgerichte  und  das  genügt 
uns.  Sodann  werden  die  missglückten  IJestrebungen  der  preussischen 
Regierung  in  den  ersten  fünf  Dezennien  dieses  Jahrhunderts,  Fabrik- 
oder Gewerbegerichte  in  Berlin,  Westphalen  und  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen der  Monarchie  einzuführen,  geschildert,  daneben  auch  die  rhei- 
nischen Gewerbegerichle  kurz  erörtert,  ohne  dass  jedoch  in  dieser  Be- 
ziehung etwas  Neues  gebracht  wird.  Die  beiden  folgenden  Abschnitte 
befassen  sich  mit  der  Schilderung  des  gegenwärtigen  Zustandes  der 
gewerblichen  Rechtspflege  in  Deutschland  und  den  Reforraversuchen 
der  deutschen  Reichsregierung  in  den  Jahren  1873 — 1889.  Es  folgt 
eine  Uebersicht  über  die  verschiedenen  Formen  der  gewerblichen  Rechts- 
pflege, wobei  auf  die  Einrichtungen  des  Auslandes  wenigstens  insoweit 
Rücksicht  genommen  wird,  als  die  daselbst  bestehenden  Formen  der 
gewerblichen  Rechtspflege  unter  den  von  Stieda  aufgestellten  Typen 
mit  angeführt  werden.  An  dieser  Stelle  müssen  wir  berichtigend  be- 
merken , dass  in  Oesterreich  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  14.  Mai 
1869  Gewerbegerichte  nur  in  Wien  (i),  Brünn  (2)  und  Bielitz  (i)  be- 
stehen und  über  ihre  Wirksamkeit  in  der  »Statistischen  Monatsschrift«, 
14.  Jahrg.  fi888),  S.  227  statistische  Daten  mitgeteilt  sind.  Nachdem 
in  einem  weiteren  Abschnitt  die  Verfassung  der  deutschen  Gewerbe- 
schiedsgerichte in  ihren  Grundzügen  an  der  Hand  von  13  Statuten  und 
ihre  Wirksamkeit  auf  Grund  eines  ziemlich  reichhaltigen  statistischen 
Materiales,  woraus  sich  einerseits  die  bunte  Mannigfaltigkeit  in  der 
Verfassung  dieser  Gerichte  und  andererseits  ein  ungewöhnlich  lebhaftes 
Bedürfnis  nach  einer  derart  geregelten  Judikatur  als  unbestreitbare 
Thatsachen  ergeben,  des  näheren  beleuchtet  worden  sind,  entwickelt 
Stieda  in  einem  Schlusskapitel  seine  Ansichten  über  die  prinzipielle 
Neugestaltung  der  gewerblichen  Rechtspflege  in  Deutschland.  Die  vom 
Verfasser  beigebrachten , zumeist  durch  unmittelbare  Korrespondenz 
mit  Magistraten  u.  s.  w.  beschafften  Angaben  über  die  Wirksamkeit 
der  deutschen  Gewerbeschiedsgerichte  müssen  als  das  vollständigste 
Material  bezeichnet  werden , welches  bisher  zu  Gebote  steht.  Sind 
dieselben  auch  in  manchen  Punkten  lückenhaft  und  wenig  überein- 
stimmend, so  verdient  Stieda  für  diese  Sammlung  um  so  mehr  unseren 
Dank,  je  weniger  die  Verfasser  des  neuen,  inzwischen  Gesetz  gewordenen 
Gesetzentwurfes  den  Erwartungen,  die  man  in  dieser  Hinsicht  wohl 
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hegen  durfte , entsprochen  haben.  Dieselben  haben  es  nicht  nur  s J 
überflüssig  gehalten,  sich  über  die  bestehenden  Zustände  durch  Samra- 
lung  statistischer  Daten  zu  informieren,  wenigstens  sucht  man  im 
tivenbericht  vergebens  nach  solchen  — , sondern  haben  es  auch  versänmi 
für  die  Herstellung  einer  forlaufenden  Statistik  für  die  Zukunft  durc- 
Aufnahme  eines  sog.  statistischen  Paragraphen  Sorge  zu  tragen.  Stieci 
gebührt  das  Verdienst,  hierauf  aufmerksam  gemacht  zu  haben. 

Nach  einer  sorgfältigen  Analyse  dieses  von  ihm  gesammelten  Ma- 
teriales gelangt  Stieda  in  seinen  lichtvollen  Auseinandersetzungen  ult' 
die  Prinzipienfrage  betreffend  die  Organisation  der  Gewerhegerichte  x 
den  meisten  Punkten  zu  wesentlich  anderen  Resultaten  als  der  erwähnte 
Gesetzentwurf  Insofern  enthält  die  Schrift  zugleich  eine  trefflich;  | 
Kritik  dieses  Entwurfs.  Wir  können  jedoch  hierauf  weiter  einzugehe,'  I 
um  so  eher  unterlassen,  als  sich  Stied.i’s  .Xusführungen  in  vielen  Punkten  I 
mit  jenen  Anschauungen  decken,  welchen  wir  bereits  in  dieser  Zeit- 
Schrift  bei  Besprechung  des  Gesetzentwurfes  .Ausdruck  gegeben  hal>eT_ 
Nur  darin  vermögen  wir  dem  Verfasser  keinesfalls  beizustimmen,  dass 
gegen  die  Entscheidungen  der  Gewerbegerichte  die  Rechtsmittel  der 
Zivilprozessordnung  zulässig  sein  sollen.  Stieda  würdigt  unseres  Er- 
achtens das  Bedürfnis  der  arbeitenden  Klasse  nach  schleuniger  Recht- 
sprechung nicht  hinlänglich.  Im  Interesse  einer  möglichst  raschen 
Judikatur  wird  von  derselben  notorischerraassen  die  Appellabilität  der 
gewerbegerichtlichen  Entscheidungen  durchaus  perhorresziert,  selbst 
auf  die  Gefahr  hin  dass  das  eine  oder  andere  Mal  zu  ihren  Ungunstcr 
unrichtig  erkannt  wird.  Gegenüber  diesem  Bedürfnis  müssen  alle  ängst- 
lichen Bedenken,  dass  es  gegen  unrichtige  Urteile  der  Gewerbegerichte 
keine  Remedur  durch  Appellation  geben  solle,  zurücktreten.  Zu  detn 
in  der  Genfer  Gesetzgebung  adoptierten  Ausweg,  als  Appellationsin- 
stanz  einen  verstärkten  Senat  aus  den  Mitgliedern  des  Gewerbegerichta 
zu  bilden,  hat  Stieda  keine  Stellung  genommen,  weil  er,  wie  schon 
angedeutet  wurde,  die  auswärtigen  Institutionen  in  den  Kreis  seiner 
Darstellung  nicht  weiter  einbezogen  hat.  Darum  vermissen  wir  bei  ihm 
auch  eine  Erörterung  der  Frage  nach  Ausdehnung  der  gewerbege- 
richtlichen Judikatur  auf  das  im  Handel  und  bei  Verkehrsanstaiten 
beschäftigte  Personal,  welcher  Frage  man  heute  wohl  nicht  mehr  aus 
dem  Wege  gehen  kann.  Wir  wissen  nicht,  ob  die  Arbeit  anfangs  auf 
weiterer  Basis  geplant  war  und  nur  infolge  des  Erscheinens  des  neuen 
inzwischen  sanktionierten  Gesetzentwurfes  vielleicht  einen  vorzeitigen 
Abschluss  gefunden  hat.  Dass  aber  Stieda  in  seinen  prinzipiellen  Aus- 
einandersetzungen diese  so  wichtige  Frage  nach  Erweiterung  der  Kom- 
petenz der  Gewerbegerichte  ganz  übergeht,  erscheint  schon  deshalb 
auffallend,  weil  er  die  letzteren  nicht  als  einen  blossen  Bestandteil 
der  Gewerbeordnung  angesehen  wissen  will,  sondern  ausdrücklich  be- 
tont, dass  diese  sFachgerichte«  auf  der  Justizhoheit  des  Staates  beruhen 
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und  im  engsten  Zusammenhänge  mit  der  ganzen  Gerichtsorganisation 
dessell)en  stehen  sollen.  Warum  soll  das  Handlungspersonal  nicht  auch 
solche  »Fachgerichte«  besitzen? 

Wien.  F.  SCHMID. 


Aforgenstern,  Dr.  Friedrich,  Die  Fürther  MetaUsehlägerei.  Eine 
mittelfränkische  Hausindustrie  und  ihre  Arbeiter.  Tübingen.  1890,  H. 
Laupp’sche  Buchhandlung.  8“.  VIII  und  289  S. 

Jedes  Jahr  bringt  monographische  Untersuchungen  zur  Erkenntnis 
deutscher  Hausindustrien,  und  in  absehbarer  Zeit  wird  die  beschreibende 
Nationalökonomie  diesem  Gebiete  den  Rücken  wenden  können,  die 
Welt  der  Heimarbeit  wird  verteilt  sein.  Eine  sehr  tüchtige  und  be- 
achtenswerte Arbeit  hat  Morgenstern  geliefert,  der  eine  der  anziehend- 
sten und  bedeutsamsten  Hausindustrien  seiner  Vaterstadt,  die  Fürther 
Metallschlägerei,  auf  Grund  umfassender  Studien  behandelt  hat.  Der 
Herr  Verfasser  hat  sich  nicht  damit  begnügt,  die  heutigen  Zustände  zu 
schildern , er  hat  auch  den  Versuch  gemacht,  die  geschichtliche  Ent- 
wickelung des  Gewerbes  aktenmässig  zu  erforschen  und  den  Uebergang 
vom  Handwerk  zur  modernen  Hausindustrie  ausführlich  darzulegen. 
Der  historische  Teil  ist  der  weitaus  grössere  der  interessanten  Schrift, 
er  umfasst  186  Seiten. 

Wenn  wir  auf  einen  Abschnitt  der  wirtschaftsgeschichtlichen  Partie, 
der  mit  altnürnbergischen  Handwerksverhältnissen  sich  beschäftigt,  näher 
eingehen,  so  geschieht  dies  nicht  bloss,  um  falsche  Daten  und  ver- 
kehrte Auffassungen  richtig  zu  stellen.  Vor  allem  leiten  uns  metho- 
dologische Rücksichten;  handelt  es  sich  ja  um  die  Art  und  Weise  der 
Benützung  archivalischen  Materials.  Niemand  kann  mehr  als  Ref.  wün- 
schen, dass  der  ausserordentlich  reiche,  zuverlässige  und  den  Charakter 
der  Kontinuität  in  hervorragendem  Masse  aufzeigende  Urkundenstoff 
des  Nürnberger  kgl.  Kreisarchivs  für  die  deutsche  Gewerbe-  und  Han- 
delsgeschichte möglichst  intensiv  ausgebeutet  werde.  Wer  sich  aber 
ein  sicheres,  gefestetes  Urteil  über  die  Genesis  des  Handwerks  und 
der  Handwerkspolitik  eines  Gemeinwesens  bilden  will,  darf  es  nicht 
unterlassen,  zum  mindesten  in  grossen  Zügen  sich  ein  Bild  von  der 
politischen  Geschichte,  den  verfassungsrechtlichen  Zuständen,  den  so- 
zialen Einrichtungen  dieses  Gemeinwesens  an  der  Hand  authentischer 
Dokumente  zu  schaffen ; er  muss  ferner  die  Spezialfrage  tiefgründig  er- 
fassen, was  unmöglich  ist  ohne  das  peinlichste  Aktenstudium. 

Wer  die  einleitenden  Kapitel  des  Morgenstern’schen  Buches  liest, 
muss  den  Eindruck  gewinnen,  nicht  nur  dass  in  Altnürnberg  das  Zunft- 
wesen geblüht  habe,  sondern  dass  es  auch  ein  höchst  einflussreicher 
politischer  Faktor  in  diesem  Stadtstaat  gewesen  sei.  Spricht  er  doch 
u.  a.  von  »den  widerstrebenden  Interessen  eines  mächtigen  Zünftler- 


Digilized  by  Google 


68o 


I.iUeratur. 


tumsc  (S.  26),  von  dem  »starken  Druckt,  den  die  »Feingoldschlägtrr- 
Zunft«  auf  »die  städtische  Gewerbegesetzgelning«  (S.  6)  ausgeübt  habe 
Nun  ist  es  eine  unbestreitbare,  urkundlich  feststehende  Thatsache,  die 
kein  Kenner  altnürnbergischer  Geschichte  bestreitet,  dass  es  in  Alt- 
nürnberg niemals  Zünfte  gegeben  hat,  ausser  zur  Zeit  der  rasch  unter- 
drückten Handwerkerrevolution  von  1349.  Nirgends  wohl  herrschte  so 
wie  in  unserer  Stadt  das  straffe  Regiment  einer  rein  patrizischen  Ölig 
arrhie,  nirgends  ist  durch  die  Jahrhunderte  hindurch  mit  einer geradcc 
erstaunlichen  Konsequenz  die  absolute  Bevormundung  des  Handwerks 
als  oberster  Grundsatz  der  Gewerbepolitik  proklamiert  und  durchgefuhrt 
worden.  Schon  Reichsarchivrat  Baader  ')  und  der  bekannte  treffliche 
Lokalhistoriker  Lochner  »)  haben  auf  diese  Dinge  hingewiesen.  Refereot 
hat  den  urkundlichen  Beweis  dafür  erbracht  *),  und  Herr  Stadtarchinr 
Mummenhoff  ist  jüngst  in  seiner  Abhandlung : Handwerk  und  freie 
Kunst  *)  nach  langjährigen  Forschungen  zu  demselben  F.rgebnisse  ge 
langt , wie  Ref , dass  das  Zunftwesen  in  Altnürnberg  nicht  bestan- 
den hat , dass  die  Handwerke  von  oben  herab  organisiert  und  ohne 
autonome  Gerichtsbarkeit  waren,  dass  sie  der  Jurisdiktion  des  Rug- 
amtes,  einer  vom  Stadtregiment  ressortierenden  , ihm  streng  untetge 
ordneten  Behörde,  unterstanden.  Jede  Regung  »zünftischen  wescnsi 
wurde  erbarmungslos  unterdrückt,  und  der  Groll  der  Meister  wie  der 
Gesellen  kam  eruptiv  in  geheimen  Verbindungen  und  Verabredonget 
und  in  schwierigen  Zeitläuften,  wie  zur  Zeit  des  Bauernkrieges  zurF.m- 
ladung").  Hätte  Morgenstern  den  Werdegang  des  Nürnberger  Gewerbe 
Wesens  verfolgt,  ja  hätte  er  nur  die  in  mehrfachen  Redaktionen  ms 
erhaltenen  Handwerksordnungen  und  die  anderen  von  ihm  benützifli 
Materialien  ein  wenig  im  Zusammenhänge  durchgearbeitet,  dann  bäRt 
niemals  das  Phantasiegemälde  eines  »mächtigen  Zünftlertums«  entstehe» 
können.  Selbstverständlich  ist  es,  dass  die  Umwälzung  der  ökonomischen 
Zustände  die  Gewerbepolitik  des  Patriziats  beeinflusst.  Zur  Blutezeii 
der  Reichsstadt,  die  vom  fünfzehnten  Jahrhundert  bis  zum  endgülti?ei 
Siege  der  Reformation  währt,  herrscht  eine  ziemlich  weitgehende  Ge 
Werbefreiheit;  die  Patrizier  waren  damals  die  bedeutsamsten  Vertretet 
des  kaufmännischen  Kapitals,  des  Verlegertums , der  aufkeimenden 

r)  Nürnberg»  Gewerbe  im  Mittelalter,  in  rien  Jahresberichten  des  historisch« 
Vereins  für  Mittelfranken  1871  und  r872,  p.  04. 

2)  Ijxhncr , Geschichte  der  Reichsstadt  Nürnberg  rur  Zeit  Kaiser  Karls  b- 
p.  173/74:  vgl,  auch  Stahl,  Das  deutsche  Handwerk,  p.  161,  357. 

3)  Zur  Geschichte  altniirnbergischen  Gcsellenwesens,  in  den  »Jahrbüchern  für  -8»- 
tionalökonoraie  und  Statistik«,  Oktoberheft  rS89,  N F,  Rd.  XIX.,  p.  37b""3^^ 

4)  Zunft  oder  Handwerk?  I.  in  der  »Bayerischen  Gewerbe-Zeitung«,  Organ  dts 
Bayer  Gewerbemuseums,  Jahrgang  1890,  Nr.  I,  p.  2 fg. 

5)  Zur  Geschichte  altniirnbergischen  Gcsellenwesens,  I.  c.  p.  363 — 371.  p- 37^ 
MummcnhülT  1,  c.  p,  6 — 8. 
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Manufaktur.  Anders  in  der  Zeit  des  Verfalls,  der  unaufhaltsam  mit 
dem  dreissigjährigen  Kriege  hereinbricht;  die  Patrizier  ziehen  sich  vom 
Handel  zurück  und  sind  nur  noch  Grundbesitzer,  Hypothekengläubiger, 
Rentner  und  Repräsentanten  der  Beamlenaristokratie,  in  deren  Händen 
sich  die  Stadtverwaltung  befindet:  damals  verknöcherte  die  gewerbe- 
politische Auffassung,  der  nach  Einfluss  ringende  nichtpatrizische  »dritte 
Stande,  die  Kaufmannschaft,  kam  aus  den  Konflikten  mit  der  Ehrbar- 
keit nicht  heraus,  eine  natürliche  Folge  der  Verschiebung  der  wirt- 
schaftlichen Interessen.  Die  Bevormundungspolitik  jedoch  gegenüber 
den  Handwerken  blieb  dieselbe  im  vierzehnten,  wie  im  achtzehnten 
Jahrhundert. 

Verfuhrt  hat  den  Autor  wohl  der  auch  in  amtlichen  Akten  mit  Be- 
ginn des  achtzehnten  Jahrhunderts  sich  findende  fahrlässige  Gebrauch 
der  Worte;  »Zünfte,  »eingezünftetc  u.  s.  w.  Schon  Lochner ')  spricht 
mit  Recht  von  einer  »missbräuchlichen  Anwendungc  dieser  Bezeich- 
nungen. Denn  die  faktische  Abhängigkeit  der  Gewerbetreibenden 
von  der  dirigierenden  Klasse  ergibt  sich  klar  aus  den  offiziellen  Doku- 
menten. Morgenstern  hält,  wie  bereits  angedeutet,  die  Goldschläger 
für  eine  massgebende,  einflussreiche  »Zunft».  Es  ist  nun  bezeichnend, 
dass  dieselben  bis  zum  Jahre  1554  noch  nicht  einmal  ein  obrigkeitlich 
organisiertes,  ein  sogenanntes  geschwornes  Handwerk  bildeten,  sondern 
eine  »freie  Kunst«,  eine  in  der  sozialen  Hierarchie  tief  unter  jenem 
stehende  Erwerbsweise,  der  jeder  nach  seinem  Belieben  sich  zuwenden 
konnte.  In  den  am  24.  Januar  1526  für  die  Goldschläger  vom  Rat 
gegebenen  »gesetzlein«  heisst  es  indem  Präambulum;  »item  nach  dem 
das  goltschlagen  bisher  allewegen  ein  freye  kunst  gewesen  ist,  darfur 
soll  es  noch  gehalten  und  gepraucht  werden’)«.  Und  erst  am  18.  De- 
zember 1554  beschliesst  der  Rat;  »den  goldschlagern  sol  man  auf  ihr 
supplicieren  und  der  rugsherrn  darauf  verfassten  und  yetzt  verlesenen 
ratslag  die  begert  und  flbergebene  Ordnung  also  mittaylen  und  aufrichten 
auch  in  das  hantwerks  ordnungs  puch  schreyben  lassen  und  zwen  ge- 
schworen meister  machen  wie  sy  gebeten  haben  ....  also  das  das- 
selbig  nun  fiirohin  auch  ein  geschwornes  hantwerk  sein  sol  *)«.  Wenn 
Morgenstern  nur  die  Ratsverlässe,  wie  sie  in  der  Goldschlägerordnung 
verzeichnet  sind  durchgesehen  hätte,  dann  wäre  ihm  klar  geworden, 
dass  dem  Handwerk  auch  nicht  der  Schatten  einer  Souveränetät  eignete. 

Der  Herr  Verfasser  sagt  S.  6;  »In  Nürnberg  hatte  die  Feingold- 
schlägerzunft auf  die  städtische  Gewerbegesetzgebung  einen  so  starken 
Druck  ausüben  können,  dass  der  Verkauf  von  billigem  Met.allgold  in 

1)  I.  c.  p.  174. 

2)  Aller  hanlwerk  ordenung  und  geselle  verneul  anno  MDXX.XV.  Pergament- 
handschrifl  N'r.  452  (S.  14,  R.  2)  im  kgl.  Kreisarchiv  Nürnberg,  Fol.  49a. 

3)  Nürnb.  Kreisarchiv,  RalS]irotokolle,  Tom.  1554,  Heft  10,  Fol.  17b. 

4)  Aller  bantwerk  etc.,  FoU  424a,  426—428. 
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der  Stadt  verboten  wurdet.  Dieses  Verbot,  das  nach  Morgenstern  erst 
infolge  des  unwiderstehlichen  Drängens  der  imaginären  »Zunft«  ut 
5.  April  1 698  erfolgte,  ist  thatsächlich  nur  die  Wiederholung  eines  Rau- 
Verlasses  vom  31.  Juli  1581  *).  In  dem  Dekrete  des  Rats  vom  5.  April  1698. 
auf  das  sich  Morgenstern  bezieht,  wird  ausdrücklich  auf  dieses 
Faktum  hingewiesen '). 

Die  Flüchtigkeit,  mit  welcher  der  Herr  Verfasser  die  Nümberjer 
Archivalien  bearbeitet  hat,  tritt  indes  besonders  scharf  zu  Tage  di- 
durch,  dass  er  als  seine  Hauptquelle  Urkunden  citiert,  die  — gar  nicht 
evistieren.  Er  beruft  sich  beständig  (S.  4,  Anm.  i.  S.  5,  Anm.  i,  S.6, 
Anni.  2,  S.  29,  Anm.  i)  auf  angeblich  von  ihm  benutzte  Rugamts- 
Protokolle.  Nun  wäre  es  höchst  erfreulich,  wenn  die  nachweislich 
durch  Jahrhunderte  geführten  Akten  und  Protokolle  dieses  Nürnberger 
Arbeitsministeriums  uns  erhalten  geblieben  wären ; welch  ein  frisch- 
sprudelnder  Horn  der  intimen  Historie  des  Handwerks  würde  uns  in 
ihnen  fliessenl  Leider  finden  sich  auf  dem  kgl.  Kreisarchiv  Nümberr 
nur  fünf  Aktenstücke,  die  auf  das  Rugamt  Bezug  haben,  eine  »Ordnung 
für  die  Bürgermeister  in  Nürnberg«  aus  dem  Jahre  1450,  eine  Ri^- 
amtsordnung  nebst  einem  Verzeichnis  der  Handwerker,  Gesellen  u.  s. ». 
von  1464,  ein  Aktenfragment  betr.  rugamtlicher  Beschwerden  über 
Missbräuche  von  t79S,  ein  Aktenstück  über  das  Rugamt  von  1801  uM 
ein  Rugamts-Etat  aus  dem  Jahre  1808  *).  Ein  neckischer  Zufall  hil 
allein  die  Rugamtsprotokolle  aus  den  Jahren  1770  und  1785 — ^rSoöund 
eine  Anzahl  anderer  rugamtlicher  Dokumente,  die  Morgenstern  nicht 
benützt  hat,  im  Nürnberger  Stadtarchiv  von  dem  Llntergang  ge- 
rettet; alles  übrige  ist  im  Sturm  der  Zeiten  verloren  gegangen.  Wss 
der  Herr  Verfasser  als  »Rugamtsprotokolle«  anführt,  sind  in  Wirklich- 
keit die  R a t s p r o t o k o 1 1 e,  d.  h.  die  in  den  Sitzungen  des  kleineren 
Rats,  der  Regierung  der  Reichsstadt,  niedergeschriebenen  Verlässe. 

Wie  war  es  möglich,  dass  Morgenstern  die  Ratsprotokolle  für  Rug- 
amtsprotokolle ansah?  Seine  Methode  zu  arbeiten  mag  Anderen,  die 
nach  ihm  die  Akten  verwerten,  zur  Warnung  dienen.  Die  Ratsproto- 
kolle, für  die  politische  wie  soziale  Geschichte  Altnümbergs  eine  un- 
erschöpfliche Fundgrube,  müssen  jedem,  der  nur  zwei  Seiten  davon 
liest,  als  das  erscheinen,  was  sie  sind,  als  Konzepte  der  über  alle  das 
Gemeinwesen  berührenden  Fragen  gefassten  Beschlüsse.  Morgenstern 
hat  es  versäumt,  sich  auch  bloss  mit  der  oberflächlichen  Lektüre  eines 
einzigen  Heftes  zu  befassen,  er  hat  sich  darauf  beschränkt,  in  den  den 
Protokollen  vorausgeschickten  Registern  sein  Stichwort;  sGold- 

1)  Aller  hantwerk  etc.,  Fol.  49dl  »und  dann  fürs  dritl,  das  das  herdnkiti«'- 
der  fremden  goUschlagcr  arbeit  genzlich  abgestellt  und  verboten  sein  soll.« 

2)  Nümb.  Kr.-A.  RaUprotokolle,  Tom.  1698,  Heft  13  a,  Fol.  143  b,  144a. 

3)  Nürnb.  Kr.-Arch.,  Repertorium  f.  Staatswirtschaft,  Abteilung  Gewerbe,  Nr.  30>. 
3»  306,  307,  308. 
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Schläger«  etc.  zu  suchen,  die  betr.  Seite  aufzuschlagen  und  dort  das 
ihn  Interessierende  nachzulesen.  Kein  Wunder,  dass  er  unter  den  auf 
die  Handwerke  bezüglichen  Ratsdekreten  in  der  Regel  das  Wort: 
>Rugsamtc  verzeichnet  fand.  Dies  bedeutet  nichts  anderes,  als  dass 
der  Rat  das  Rugsamt  mit  der  Ausführung  des  Beschlusses  oder  mit 
dem  Referat  betraute.  Hätte  Morgenstern  nur  einige  Zeilen  weiter  ge- 
lesen, so  hätte  er  ungezählte  Verlässe  gefunden,  unter  denen  das  Wald- 
amt, das  Kirchenamt,  das  Bankoamt  u.  s.  w.  verzeichnet  sind.  Er 
aber  schloss  aus  dem  Wort:  Rugsamt,  dass  dies  die  Rugamtsprotokolle 
seien.  S.  29,  Anm.  i citiert  er  das  »Rugamtsprotokolle  vom  14.  Juni  1775. 
Ifnmittelbar  über  dem  Verlass,  den  er  anführt,  steht,  als  erster  von 
diesem  Sitzungstage,  folgender  Beschluss:  »Dem  Land-  und  Bauernge- 
richts-Assessori  Christojih  Carl  Sigmund  Fürer  ist  bey  seiner  Verhei- 
rathung  eine  Abend-Copulation  zu  verstatten  und  hiebey  die  vorgeschrie- 
bene Ordnung  zu  beobachten.  Kirchen- Amt  Depp,  zur  Polizey  ').  Die 
Hochzeit  eines  Patriziersohns  ein  Objekt  der  Handwerkspolizei , ein 
Gegenstand  der  »Rugamtsprotokolle«  1 

Zum  Beweis  dafür,  dass  der  Autor  die  Nürnberger  Akten  nicht 
immer  sehr  sorgfältig  studiert  hat,  sei  das,  was  er  sagt  und  das,  was 
die  von  ihm  benützten  Ratsprotokolle  sagen,  nebeneinandergestellt : 

Morgenstern  p.  29.  Ratsprotokolle  vom  14.  Juni  1775, 

Der  Hohe  Rat  der  Stadt  Nürnberg  | Nr.  2a,  f 78. 

schenkte  aber  dem  Proteste  des  Gold-  In  Bemühung  der  Herren  Deputierten  zum 
Schlägerhandwerks  sein  Ohr  nicht;  er  ge-  löbl.  Rugsamt,  in  betref  des  Metallschlageis 
nehmigte  das  Gesuch  des  Nördlinger  Metall-  Balthasar  Maiers  zu  Nördlingen  ist  mit  vielem 
Schlägers,  »begnadigte«  ihn  mit  dem  Bür-  Dank  zu  erkennen  und  dahero  derselbe 
gerrecht  der  Stadt  und  gab  sofort  den  nicht  nur  mit  dem  gebetenen  allhiesigen 
Deputierten  zum  Rugamt  den  Bürgerrecht  zu  begnadigen,  sondern  auch 
Au  ft  r a g , e in  e 11  an  d w erksord  nung  auf  die  entworfene  und  hiemit  ap- 
für  die  Metallschläger  zu  ent-  probierte  Ordnung  insbesondere 
werfen  ').  wegen  der  Münzen  zu  verweisen. 

r)  Rugambprotoknll  vom  14.  Juni  1775. 

Diese  Einwände  mögen  genügen.  Hoffentlich  hat  der  Herr  Ver- 
fasser das  übrige  archivalische  Material,  das  zu  kontrollieren  wir  nicht 
in  der  Lage  sind,  mit  etwas  mehr  Vorsicht  aufbereitet;  soweit  dies 
dem  Kritiker  ohne  Nachprüfung  der  Akten  möglich  ist , erhält  man 
wenigstens  den  subjektiven  Eindruck,  dass  die  modernen  geschicht- 
lichen Abschnitte  mehr  aus  einem  Gusse,  klar,  übersichtlich  und  exakt 
behandelt  sind.  Je  mehr  sich  Morgenstern  der  Gegenwart  nähert,  um 
so  sichereren  Boden  hat  er  unter  den  Füssen,  und  es  ist  dem  Ref. 

l)  Nbg.  Kr.-A.  Ratsprot.,  Tom.  1775,  Nr.  2,  Fol.  78.  Uebrigens  verweist  Mor- 
gen.stem  (S.  6}  auf  einen  Ratsverlass  vom  5.  April  1698,  unter  dem  nicht  bloss  das 
Rugsamt,  sondern  auch  das  Bancoamt  unterzeichnet  ist,  Ratsprot.,  Tom.  1698, 
Heft  13a,  Fol.  144a  1 
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eine  angenehme  Pflicht,  festzustellen,  dass  die  Beleuchtung  haasis- 
dustrieller  Leiden  in  den  Kapiteln,  welche  die  Entwickelung  derFürtha 
Metallschlägerei  in  unserem  Jahrhundert  behandeln,  gut  gelungen  ist 
Besonders  hervorzuheben  sind  Kapitel  XI,  XII  und  XV.  Der  .^ntot 
hat  es  verstanden,  die  Akten  selbst  sprechen  zu  lassen ; wie  die  bayeriKbt 
Regierung  bereit  ist,  den  Heimarbeitern  zu  helfen,  wie  aber  die  kip- 
talistische  Manufaktur  und  die  Verleger  den  Nutzen  aus  der  Suat 
Unterstützung  ziehen,  wie  die  Versuche  genossenschaftlicher  Thätigka; 
an  dem  granitnen  Fels  des  grossen  Kapitals  jämmerlich  scheitern,  du 
erzählen  uns  die  amtlichen  Papiere  mit  unübertrefflicher  Eindringkri; 
keit.  Man  lernt  daraus,  dass  staatliche  Enqueten  und  staatliche  Kredite 
wirkungslos  sind,  wenn  der  bureaukratische  Instanzenzug  auch  die  So- 
zialpolitik in  seinen  Bannkreis  hineinreisst  und  statt  des  Urteils  der  Sach- 
verständigen und  Interessenten  der  Bureautismus  die  Entscheidung  trife 
Vortrefflich  ist  auch  das,  was  Morgenstern  über  die  Arbeitseinstellungtr 
der  Gesellen,  die  ihre  Meister  an  Energie,  Solidaritätsgefühl  und  Or- 
ganisationstalent weit  übertreffen,  zu  berichten  weiss.  Dass  dieFürtkr 
Metallschlägerei  an  denselben  Uebeln  krankt,  wie  die  übrigen  Haas 
Industrien,  versteht  sich  am  Rande.  In  der  Metallschlägerei,  die  ic 
die  Arbeiter  ausserordentlich  hohe  Ansprüche  stellt,  was  Kraftaufaar/ 
und  Gelenkigkeit  der  Arm-  und  Handmuskeln  betrifft  (ein  geübter  Metall- 
schläger vollführt  mit  seinem  6 — 7 kg  schweren  Hammer  täglich  ödo« 
bis  70  000  Schläge),  herrscht  eine  Arbeitszeit  von  60  Stunden  per  Woche 
Der  durchschnittliche  Wochenlohn  für  männliche  Arbeiter  betrug  nach 
Morgenstern  18.78  M.,  für  weibliche  Arbeiter  g.69  M.  Die  Zustäad« 
sind  derart  gelagert,  dass  die  hausindustriellen  Meister  sich  in  ein« 
schlimmeren  Situation  befinden,  als  die  von  ihnen  beschäftigten,  n 
straffem  Verbände  zusammengeschlossenen  Gesellen.  Auf  jene  dnicii 
mit  voller  Wucht  ein  kaufmännisches  Verlegertum,  das  mit  allem  Rai- 
finement  die  Hausindustriellen  ausbeutet.  Welche  skandalöse  Wirkungen 
das  gesetzlich  erlaubte  Trucksystem , der  Verkauf  des  Rohmatcriaii 
durch  den  Verleger  hat,  das  ist  von  Morgenstern  so  gründlich  i®! 
haarscharf  nachgewiesen  worden,  dass  man  alle  L'rsache  hat,  die  m 
Fürth  festgestellten  Thatsachen  bei  der  Revision  der  Gewerbeordmicg 
in  Betracht  zu  ziehen.  Die  beim  Metallschlagen  notwendigen  Fonnen 
muss  der  Heimarbeiter  um  60  bis  100  Prozent  teurer  kaufen  als  der 
Marktpreis  ausmacht,  um  300  M.  statt  um  150  M. , um  960  M.  sus 
um  600 — 650  M.  So  kommt  es,  dass  die  Preise,  die  dem  hausindustriellen 
Arbeiter  für  seine  Erzeugnisse  berechnet  werden,  öfters  höher  sind,  als 
die  vom  Kaufmann  auf  dem  Weltmarkt  erzielten  Preise:  »was  den 
Metallschläger  in  dem  höheren  Preise  gegeben  ist,  wird  wieder  oder 
war  schon  bei  der  Preisfestsetzung  des  Rohmaterials  in  Rechnung  ge- 
zogen«. Die  Gesundheitsverhältnisse  der  Metallschläger  sind,  eine  lu- 
türliche  Konseipienz  der  aufreibenden  Arbeit,  der  ungesunden  .Arbei» 
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räume,  der  irrationellen  und  mangelhaften  Ernährung  und  der  niedrigen 
Lebenshaltung,  sehr  betrübend;  furchtbare  Verheerungen  richten  die 
Krankheiten  der  Atmungs-,  der  Verdauungs-  und  der  Bewegungsorgane 
an.  Auf  jeden  der  der  »Allgemeinen  Kranken-  und  Sterbekasse  der 
Metallarbeiter«  angehörenden  Metallschläger  trafen  pro  Jahr  7.7  Krank- 
heitstage; die  Zahl  der  durch  Betriebsunfälle  infolge  der  Schlagarbeit 
herbeigeführten  Verletzungen  betrug  22.5  “ „ aller  Erkrankungsfälle  mit 
20.4  % aller  Erkrankungstage.  Im  übrigen  verweisen  wir  auf  die  Schrift 
selbst,  die  reichhaltige  Belege  beibringt.  Ein  Mangel,  der  sich  in  der 
Morgenstern'schen  Schrift  empfindlich  bemerkbar  macht,  ist  das  voll- 
ständige Fehlen  eines  Kapitels,  das  sich  mit  den  Wohnungszuständen, 
den  Ernährungsverhältnissen,  dem  Standard  of  life  der  Metallschläger 
beschäftigt.  Eine  Studie  über  Hausindustrie  darf  nicht  an  diesen  inter- 
essanten und  für  die  soziale  Gesetzgebung  so  bedeutsamen  Partien 
des  wirtschaftlichen  Lebens  vorübergehen ; wir  bedauern,  dass  Morgen- 
stern die  Fürther  Zustände,  die  das  beklagenswerte  Los  der  Heim- 
arbeiter erst  ins  rechte  Licht  setzen,  nicht  eindringlich  dargestellt  hat. 
Je  rascher  die  Gesetzgebung  hier  einschreitet,  desto  besser.  Das  Schick- 
sal der  hausindustriellen  Metallschlägerei  ist  besiegelt,  die  Handarbeit 
muss  der  Maschinenarbeit  weichen , der  fabrikmässigen  Bronzefarben- 
fabrikation gehört  die  Zukunft. 

Alles  in  allem  ist  die  Schrift  Morgenstern’s  ein  dankenswerter  Bei- 
trag zur  Geschichte  der  gewerblichen  Betriebssysteme  und  zur  Illustration 
der  Sozialzustände  in  einem  bestimmten , abgegrenzten  Gebiete  des 
deutschen  Industrialismus. 

Berlin.  BRUNO  SCHOENLANK. 


Münster  her  g,  Dr.  Emil,  Amtsrichter  in  Menden,  Das  Landarmen- 
wesen. Schriften  fies  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohl- 
thätigkeit.  X.  Heft.  Leipzig,  1890.  Duncker u.  Humblot.  8".  XIlu.  250S. 

Unter  den  Schriften  des  Deutschen  Armenpfleger-Vereines  nimmt 
das  vorliegende  Buch  .M.'s  eine  ganz  besondere  Stellung  deshalb 
ein,  weil  den  anderen  gegenüber  eine  Verarbeitung  des  einge- 
langteii  gutachtlichen  Materiales  nach  einfachen , leicht  zu  über- 
sehenden Gruppen  erfolgt  ist,  während  die  übrigen  die  Gutachten 
etc.  nur  neben  einander  abgedruckt  enthalten.  Dass  eine  solche  .Art 
der  Behandlung  einerseits  ganz  bedeutende  Mühe  verursacht,  anderer- 
seits aber  den  vorbereitenden  Zweck  ungleich  besser,  oder  eigentlich 
überhaupt  erst  ermöglicht,  steht  wohl  ausser  Zweifel.  Ueberdies  hält 
der  Verf.  auch  mit  seiner  eigenen  Auftässung  nicht  zurück,  so  dass  mit 
diesem  X.  Hefte  der  Vereinsschriften  zum  erstenmale  eine  einheitliche 
geschlossene  .Arbeit  vor  uns  liegt.  Sie  umfasst  nebst  mehreren  Hilfs- 
notizen über  Formularien  etc.  die  Verarbeitung  der  auf  die  beiden 
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Fragebogen  eingelangten  gutachtlichen  Aeusserungen  sowie  der  erstat- 
teten Reform- Vorschläge,  und  dann  in  mehreren  Beilagen  einige  sehr 
erwünschte  Details  und  eine  neue  Statistik  der  Landarmenpflege,  ins- 
besondere auch  von  dem  Gesichtspunkte  aus,  ob  die  Kosten  in  der- 
selben sich  höher  heraussteilen  als  in  der  Ortsarmenpflege,  was  in  der 
That  als  Resultat  erhellt. 

Der  Standpunkt,  den  M.  dabei,  zum  Teil  auf  der  allgemeinen  min- 
ieren Meinung  der  eingegangenen  Aeusserungen  fassend,  zum  Teil  aber 
auch  auf  Grund  seiner  eigenen  diesbezüglichen  h'achüberzeugung  aas- 
spricht,  geht  dahin,  dass  das  Institut  der  Landarmenpflege  wohl  erheb-  i 
lieh  reformbedürftig  sei,  dennoch  aber  im  Grundprinzipe  beibehalten  I 
werden  solle , wobei  die  vorzunehmenden  Abänderungen  als  These» 
für  die  Beratung  vorgeschlagen  werden.  Als  wichtigste  derselben  sind 
zu  bezeichnen ; die  Ermöglichung  der  Zwangszusammenlegung  der  Ver- 
bände, das  Quotensystem  in  der  Beitragsleistung,  die  Einführung  von 
Kontrollmassregeln , die  Uebernahme  der  Unterstützungen  in  Fällen 
vorübergehender  Krankheit  und  Bedürftigkeit  ganz  von  der  Aufenthalts- 
gemeinde, dagegen  der  Fürsorge  für  Gebrechliche  in  vollem  Umfange, 
für  verwaiste  und  verwahrloste  Kinder  zum  Teile  von  den  grösserer 
Verbänden,  endlich  Aenderungen  in  den  Fristen  und  Altersgrenzen. 
Dadurch  würde  es  nach  M.'s  Ansicht  auch  leicht  sein,  die  so  störende 
Kluft  zwischen  dem  allgemeinen  deutschen  und  dem  bayrischen  Armen- 
pflegsysteme  zu  überbrücken. 

Insofern  als  M.  thatsächlich  aus  den  eingelangten  Gutachten  die 
Resultante  zieht  und  sich  mit  einer  bedeutenden  Zahl  derselben  parallel 
bewegt,  dürfte  angenommen  werden,  dass  diese  Thesen  auch  wirklich 
zur  Grundlage  der  Diskussion  angenommen  und  vielleicht  zur  weiteren 
oder  engeren  Annahme  gelangen,  somit  die  häufigen  Anläufe  des  Ver- 
eines, der  Landarraenpflege  näher  zu  treten,  endlich  in  ein  ernstes 
Stadium  treten  werden.  Nur  wäre  dabei,  was  die  organische  Grund- 
auffassung der  Versorgungspflicht  der  Verbände  anbe- 
langt, eine  allerdings  theoretische  Bemerkung  zu  machen,  die  aber  doch 
von  bedeutenderen  praktischen  Konsequenzen  werden  könnte.  Es 
scheint  mir  nämlich  gefehlt  zu  sagen  — wie  es  der  Gesetzgebung  zu 
Grunde  zu  liegen  scheint  und  überdies  gleichsam  stillschweigend  von 
fast  allen  Gutachten  angenommen  wird  — dass  >die  Armenunterstützung 
das  wirtschaftliche  Aequivalent  des  Aufenthaltes  bilden  sollt , mit  an- 
deren Worten,  dass  die  .Armenunterstützung  in  einem  bestimmten  Ver- 
bände deshalb  eintreten  solle  , weil  der  Betreffende  so  und  so  lange 
in  demselben  seine  Steuern  entrichtet  habe  , denn  darauf  kommt  die 
Sache  meist  hinaus.  Diese  Ansicht  ist  so  allgemein  rezipiert , dass 
es  nahe  liegt , über  ihre  Geltungsberechtigung  gar  nicht  nachzu- 
denken. Diese  Auffassung  ist  ganz  mechanisch  und  individualistisch 
und  korrespondiert  mit  den  irrigen  .Anschauungen,  welche  t B- 
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vorn  Boden  einer  individualistischen  Oekonomie  in  die  Finanzwissen- 
schaft, insbesondere  die  Steuerlehre,  Eingang  gefunden  haben;  daher 
auch  die  Erklärung;  weil  eine  bestimmte  Gemeinde  aus  den  Steuern 
eines  Betreffenden  Vorteile  gezogen  hat,  deshalb  soll  sie  auch  die  aus 
der  Armenversorgung  erwachsenden  Lasten  tragen.  Zunächst  ist  die 
Prämisse  gar  nicht  richtig.  Die  Steuern  wurden  von  den  der  Armen- 
pflege Anheimgefallenen  in  minimalem  Masse  an  die  Gemeinde,  eigent- 
lich nur  an  den  Staat  gezahlt;  ferner  ist  von  einem  Vorteil  Haben  gar 
nicht  die  Rede,  und  es  ist  auch  niemanden  gelungen  zu  konstatieren, 
wie  sich  dieser  sog.  Vorteil  zu  dem  gar  nicht  auszuscheidenden  Anteil 
an  den  Verwaltungskosten,  welcher  auf  diese  Personen  entfällt,  verhält. 
Ferner  müsste  wohl  konsequenter  Weise,  wenn  das  Prinzip  zugegeben 
wird,  auch  von  einem  Masse  gesprochen  werden  dürfen  und  diejenigen 
mehr  Anspruch  haben,  welche  länger  Steuern  gezahlt  haben  u.  s.  f., 
womit  man  in  ganz  unmögliche  Behauptungen  hineingerät.  Dann  aber 
fehlt  die  zweite  Prämisse;  es  ist  nicht  aufgeklärt,  wie  die  Steuerzahlung 
und  die  Armenverpflegungspflicht  Zusammenhängen  sollen  und  ohne 
ein  solches  Mittelglied  stehen  die  beiden  nicht  schon  ohne  weiteres  in 
Verbindung.  Nur  wenn  man  vom  individualistischen  Standpunkte  aus 
gleichsam  eine  Spezialisierung  der  von  den  Einzelnen  gezahlten  Steuern 
annehmen  wollte,  könnte  man  ein  Mittelglied  supponieren.  Dazu  kommt 
aber,  dass  in  konkreten  Fällen  die  .Armenverwaltung  sich  wohl  hütet, 
etwa  einen  solchen  Kausalnexus  von  Steuerzahlung  einerseits  und  Ar- 
menpflegbenefizien  anderseits  zuzulassen,  wie  .M.  selbst  S.  161  an  einem 
Beispiele  bestätigt.  Eine  solche  .Anwendung  ginge  aber  aus  demselben 
Prinzip  hervor. 

Die  Ermittelung  derjenigen  Gemeinde , welche  zur  Armenpflege 
verpflichtet  ist,  muss  vielmehr  aus  allgemeinen  sozialen  Gesichts- 
punkten hervorgehen  und  nicht  aus  der  individualistisch  aufgefassten 
Steuerzahlung.  Es  ist  auf  den  gesamten  sozialen  Zusammenhang  ein- 
zugehen, in  welchem  der  der  Armenpflege  .Anheimfallende  lebt.  Durch 
das  Zusammenleben  in  solchen  Zwangsverbänden  wird  die  volle  Ent- 
faltung aller  Einzel-  und  Gemeinbedürfnisse  in  denselben  erst  möglich, 
und  insofern  ist  jedes  Glied  derselben  nicht  nur  empfangend  sondern 
auch  gebend ; die  Steuer,  welche  der  Einzelne  zur  Aufrechterhaltung 
dieser  Zusammenhänge  an  deren  öffentliche  Organisierung  entrichtet, 
ist  nur  ein  Teil  seines  gemeinwirtschafllichen  Lebens.  Insofern  durch 
die  gegenwärtige  wirtschaftliche  Organisierung  die  Verarmung  unter 
gewissen  Voraussetzungen  herbeigeführt  wird,  erwächst  für  diese  Ver- 
bände die  Pflicht  der  Erhaltung  der  Individuen  oder  die  Wiederher- 
stellung von  deren  ökonomischer  Potenz.  Diese  wird  dadurch  zu  einer 
Verwaltungsaufgabe,  die  gar  nicht  mit  der  konkreten  früheren  Steuer- 
leistung dieser  Individuen  zusammenhängt.  Die  Frage  ist  nun,  welche 
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sozialen  Verbände  im  konkreten  Falle  die  Armenpflege  zu  übemehmr 
haben,  und  die  Antwort  lautet ; jene , als  deren  organisches  Mitdirt 
der  Verarmte  zu  betrachten  ist,  also  z.  B.  jene,  deren  ökonomisch« 
Zusammenhang  rlerselbe  als  Arbeiter  mit  ermöglichte,  in  denen  er 
Konsument  auf  den  Bestand  der  Unternehmungen  einwirkte,  auf  da« 
intellektuelle  Verwaltiingsaufgaben  er  dadurch  von  Einfluss  wurde,  diss 
seine  Kinder  die  Schule  besuchten,  in  deren  gesellschaftlichem  Lebet 
er  als  ein  wenn  auch  noch  so  unbedeutendes  Glied  mit  zu  nennen  ist 
Daraus  erhellt  ganz  konse<|uent , dass , während  in  der  Zeit  frühere 
Sesshaftigkeit  die  Ileimats-,  meist  Geburtsgeraeinde  geradezu  alleit 
pflichtig  war,  nunmehr  unter  gewissen  .Modalitäten  schon  die  Aufc«:- 
haltsgemeinde,  daneben  aber  höhere  Verbände  pflichtig  werden,  »c: 
eben  die  sozialen  Zusammenhänge  immer  leichter  gewechselt  »«der 
überdies  aber  immer  weiter  und  ineinandergreifen. 

In  diesem  Gedanken  nun,  dass  bei  der  heutigen  populationistisch« 
Eigenart  grosser  üevölkerungsteile  zahlreiche  Klassen  zu  gegclxrr« 
Zeiten  thatsächlich  ohne  solche  engere  soziale  Zusammenhänge  di 
stehen  und  gleichsam  nur  als  Glieder  höherer  oder  des  Gesamtorgita 
mus  in  Betracht  kommen,  liegt  die  Wurzel  der  E an  d a r meupfltjt 
Sie  ist  eine  Folge  der  Migrationserscheinungen,  ebenso  wie  dieHeinuti- 
Armenpllege  das  Pendant  der  Sesshaftigkeit.  Soll  nun  aber  die Pü'“- 
tigkeit  in  der  Landarmenpflege,  insbesondere  auch  die  Quoten  und  dir 
Gebiete,  richtig  abgemessen  werden,  so  müssen  die  Migrationsersche- 
nungen  und  zwar  die  Intensität  derselben  und  die  Kreise , innerluii 
deren  sie  sich  vollziehen,  zur  Grundlage  genommen  werden.  Imdk 
praktische  Bedeutung  dieses  Gesichtspunktes  zu  erhärten,  sei  nur  di- 
rauf  hingewiesen,  dass  es  demnach  entschieden  unrichtig  ist, 
Städte  eigene  I.andarmenbezirke  bilden , statt  dass  sie  mit  ihrem  .Mj- 
grationsgebiete  zusammengefasst  werden  ; daraus  ergibt  sich  eben  noi 
eine  Ueberlastung  der  Grossgemeinden  ohne  inneren  Grund.  .<ud: 
darf  bezüglich  der  Konstituierung  von  Landarmen-Verbänden  durchaa' 
nicht  etwa  auf  die  Staatsqualität  kleinerer  Länder  Rücksicht  genon- 
men  werden , wenn  dieselben  in  Beziehung  auf  die  Migration  tem 
eigenes  natürliches  Gebiet  bilden. 

Nun  kann  im  Gesetze  allerdings  nicht  von  sozialen  Zusaram» 
hängen  u.  dgl.  gesprochen  werden,  aber  es  können  doch  die  AniU't»' 
punkte  mit  Rücksicht  darauf  festgesetzt  werden , darunter  auch  & 
Fristen,  nur  aber  genügen  diese  allein  nicht.  Die  Aufenthaltsahsicw 
ist  z.  B.  ein  konstituierendes  Moment,  ebenso  wie  der  Umstand , ui* 
etwa  eine  isolierte  Stellung  in  einem  solchen  Zusammenhänge  eiitslrct 
wie  bei  Arbeitern,  die  in  Fabrikräumen  mit  vollständig  interner  Vti 
pfiegung  leben ; die  häufigen  Fälle , wo  Arbeiter  getrennt  von  ihre' 
Familie  selbst  längere  Zeit  zubringen , sind  ebenfalls  ein  solcher  sO" 
zialer  Ihnstand. 
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Wenn  aber  ebenso  die  bereits  jetzt  im  Gesetze  angegebenen,  und 
auch  bei  einer  sozialen  Auffassung  aus  dem  einfachen  Territorialitäts- 
prinzip anzuführenden  Anhaltspunkte  zur  Bestimmung  der  Erhaltungs- 
ptlicht  lückenhaft  sind,  so  kommt  dies  eben  daher,  dass  die  Berufs- 
Zusammenhänge,  abgesehen  von  einigen  Hilfskassengesetzen,  in 
der  reinen  Armenpflege  fast  ganz  unbeachtet  bleiben  , womit  gerade 
für  den  industriellen  Arbeiter  der  wichtigste  Behelf  zur  Ermittelung  der 
pflichtigen  sozialen  Zusammenhänge,  die  dann  allerdings  persönlicher 
Natur  wären,  verloren  geht. 

Czernowitz.  E.  MISCHLER. 


Braun,  Adolf,  Die  Arbeiterschutzgesetze  der  europäischen  Staaten. 
Mit  Excursen  über  die  Gewerbeverfiissung.  Industriestatistik,  Entwick- 
lung und  Durchführung  der  Arbeiterschutzgesetzgebung.  Erster  Teil: 
Deutsches  Reich.  Tübingen,  1890.  Laupp'sche  Buchhandlung.  156  S. 

Wer  immer  sich  mit  den  Fragen  des  Arbeiterschutzes  befasst  hat, 
dürfte  es  beklagt  haben,  dass  wir  keine  vollständige  Sammlung  der 
verschiedenen  Arbeiterschutzgesetze  und  der  sie  ergänzenden  Verord- 
nungen besitzen.  Das  Werk  von  Lohmann,  das  im  Jahre  1878  die 
Fabrikgesetzgebungen  der  Staaten  des  europäischen  Kontinentes  ver- 
öffentlichte, ist  längst  veraltet  und  beschränkt  sich  ja  auch  auf  die 
europäischen  Kontinentalstaaten.  Es  konnte  somit  kaum  mehr  in  Be- 
tracht kommen.  Neuerdings  ist  uns  der  wesentliche  Inhalt  der  ver- 
schiedenen Arbeiterschutzgesetzgebungen  freilich  durch  die  entsprechen- 
den Artikel  des  Handwörterbuches  der  Staatswissenschaften  mitgeteilt 
worden.  Immerhin  gibt  es  viele  Fälle,  in  denen  auch  der  Gesetzestext, 
den  das  Wörterbuch  natürlich  nicht  bieten  konnte,  unentbehrlich  er- 
scheint. Unter  diesen  Umständen  wird  man  den  Gedanken  Ad.  Braun’s, 
eine  Sammlung  der  Arbeiterschutzgesetze  herauszugeben,  nur  mit  auf- 
richtiger Freude  begrüssen  dürfen.  Warum  sich  der  Herausgeber  aber 
auf  die  europäischen  Arbeiterschutzgesetze  beschränkt , ist  nicht  recht 
verständlich.  Die  amerikanische  und  indische  Gesetzgebung  bietet 
mindestens  dasselbe  Interesse  als  z.  B.  die  schwedische,  spanische  u.  s.  w. 

Der  erste  Teil  des  Werkes,  der  bisher  allein  vorliegt,  bezieht  sich 
auf  die  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches.  Ausserdem  enthält  er 
»Excurset  über  Gewerbeverfassung,  Schulgesetzgebung,  Industriestatistik, 
Entwicklung  und  Durchführung  der  Arbeiterschutzgesetzgebung.  Der 
Herausgeber  fühlt  selbst  das  Auffallende  dieser  Zusammenstellung,  hält 
sie  jedoch  durch  folgende  Erwägungen  für  gerechtfertigt:  Die  Gewerbe- 
verfassung sei  für  die  Entwicklung  der  Industrie  und  damit  auch  für 
die  Notwendigkeit  eines  Arbeiterschutzes  von  Bedeutung.  Wichtiger 
als  eine  Geschichte  der  Gewerbeverfassung  sei  freilich  eine  Geschichte 
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der  Industrie.  Allein  um  letztere  bieten  zu  können,  liegen  noch  n 
wenig  Bausteine  vor.  Da  aber  bis  zu  einem  bestimmten  Punkte  die 
jeweilige  Gewerbeverfassung  ein  Ausdruck  der  Gewerbeentwicklung  sei. 
so  rechtfertige  es  sich  auch  nach  dieser  Richtung,  die  Geschichte  der 
Gewerbeverfassung  zu  skizzieren. 

Wir  vermögen  dieser  Beweisführung  nicht  ganz  beizupflichten.  Dn 
Herausgeber  will  sich  offenbar  nicht  damit  begnügen,  den  blossen  Tot 
der  Gesetze,  Verordnungen  und  Dienstinstruktionen  abzudrucken.  Er 
wünscht  auch  eine  das  Verständnis  dieser  Materialien  erleichtemct 
Einleitung  beizufügen.  Das  ist  ohne  Zweifel  sehr  anerkennenswert 
Allein,  worin  hätte  eine  derartige  Einleitung  zu  bestehen  ? Unserer  .Auf- 
fassung nach  dürfte  dieselbe  weder  eine  Geschichte  der  Industrie,  noch 
eine  (Jeschichte  der  Gewerbeverfassung  sein.  Mit  demselben  Rechte  ! 
könnte  man  ja  auch  den  .Arbeiterschutzgesetzen  eine  Geschichte  dti 
Zoll-  und  Steuerverfassung  anhängen,  da  auch  diese  Momente  für  die 
Entwicklung  der  Industrie  und  somit  weiter  für  Notwendigkeit  eines  I 
Arbeiterschutzes  keineswegs  ohne  Belang  sind.  Die  Einleitung  hätte  ' 
zunächst  einmal  einfach  darzulegen , wie  ein  Bedürfnis  nach  einer  be 
sonderen  Arbeiterschutzgesetzgebung  entstanden  ist.  Dieses  Bedürtnis 
kann  im  Zusammenhänge  stehen  mit  der  Einführung  der  Gewerbefrei- 
heit, weil  dadurch  Schutzbestimmungen,  wie  sie  etwa  die  alte  Gewerbe- 
verfassting  enthielt,  ihre  Wirksamkeit  verlieren,  oder  mit  einer  unge- 
nügenden Schulgesetzgebung  oder  mit  dem  Aufblühen  einer  Reihe  ra 
Industrien,  in  welchen  die  Beschäftigung  von  Kindern  und  Frau« 
oder  die  Verlängerung  der  Arbeitszeit  mit  besonderen  Vorteilen  ver- 
knüpft ist,  oder  durch  technische  Umwälzungen  u.  dgl.  m.  Statistische 
Nachweise  würden  hiebei  selbstverständlich  durchaus  am  Platze  sein. 

Der  Herausgeber  bringt  uns  nebst  manchen  überflüssigen  Dingen 
freilich  auch  vieles,  was  auf  die  berührten  Fragen  sich  erstreckt  So 
namentlich  in  den  Abschnitten  zur  Statistik  der  deutschen  Industrie 
und  in  den  dankenswerten  zkusführungen  zur  Eleraentai-Schulgesetr- 
gebung  und  zum  Arbeiterschutz.  Sie  lassen  indes  leider  zu  sehr  dii 
Unterordnung  unter  den  Zweck,  dem  zu  dienen  sie  bestimmt  sind,  ver- 
missen. Sie  erheben  gewissermassen  auf  ein  selbständiges  Dasein  An- 
spruch, worauf  sie  in  diesem  Zusammenhänge  durchaus  kein  Recht 
besitzen. 

Die  Einleitung  zur  Arbeiterschutzgesetzgebung  wird  sich  aber  nicht 
auf  die  Darlegung  des  Bedürfnisses  beschränken.  Sie  wird  auch  zeige» 
müssen,  wie  allmählich  und  durch  welche  Umstände  gefördert  der  .Ai- 
beiterschutz  sich  zu  entfalten  begann,  wie  er  durchgeführt  wurde  und 
welcher  Erfolg  ihm  beschieden  war.  Diesen  Anforderungen  entspricht 
der  .Abschnitt  »Arbeiterschutzc  im  grossen  und  ganzen.  Namentiicii 
für  die  Darlegung  der  minder  bekannten  Keime  eines  Arbeiterschutzer 
die  sich  bereits  vor  der  Gründung  des  Reiches  in  Staaten  wie  Bayern. 
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Sachsen,  Baden  u.  s.  w.  entwickelt  hatten,  wird  man  dem  Herausgeber 
Dank  wissen.  Ja  es  wäre  sogar  sehr  wünschenswert  gewesen,  wenn 
der  Herausgeber  diese  Teile  seines  Werkes  noch  reichlicher  ausge- 
stattet hätte. 

Endlich  wären  noch  die  Stellung , welche  die  verschiedenen  \>o- 
litischen  Parteien  im  Reichstage  dem  Gedanken  des  Arbeiterschutzes 
gegenüber  eingenommen  haben  und  die  Momente,  von  denen  diese 
Stellung  bedingt  erscheint,  sorgfältiger  auszuführen  gewesen. 

Mit  der  Bemerkung  z.  B. , dass  im  norddeutschen  Reichstag  die 
Lehren  der  Freihandelsschule  fast  unbeschränkt  herrschten  und  dass 
damals  nur  Konservative  und  Sozialdemokraten  für  den  Arbeiterschutz 
eintraten,  dürfte  kaum  irgend  Jemandem  etwas  neues  gesagt  sein.  Eine 
lohnende  Aufgabe  aber  wäre  es  gewesen,  die  damalige  Stimmung  ge- 
treulich wiederzugeben  und  den  Umschwung,  welcher  ira  Laufe  der 
70er  und  80er  Jahre  eintrat,  genau  zu  untersuchen,  zu  zeigen,  wie  der 
Widerstand  des  Reichstags  gegen  den  .Arbeiterschutz  immer  schwächer 
und  schwächer  wurde,  und  wie  endlich  nur  noch  der  ehemalige  Reichs- 
kanzler und,  durch  seine  mächtige  Persönlichkeit  gedeckt,  gewisse 
Arbeitgebervereinigungen  der  Reform  des  Arbeiterschutzes  zu  wider- 
streben wagten.  An  Stelle  dessen  erhalten  wir  einen  trockenen  Katalog 
der  verschiedenen  Anträge,  die  im  Reichstage  zur  Fortbildung  des  Ar- 
beiterschutzes gestellt  worden  sind. 

Kann  uns  daher  die  Auswahl  und  Disposition,  die  der  Stoff  durch 
den  Verfasser  erfahren  hat,  nicht  vollauf  befriedigen,  so  lässt  sich  dem 
Fleisse  desselben  aber  eine  rückhaltslose  Anerkennung  zollen.  Die 
zahlreichen,  gewissenhaften  Verweise  auf  die  einschlägige  Litteratur 
und  das  offizielle  Material  allein  machen  das  Werk  schon  zu  einem 
vortrefflichen  Repertorium.  Der  Herausgeber  hat  sich  einer  jahrelangen 
mühsamen  Sammlerarbeit  unterzogen,  er  hat  es  aber  verschmäht,  die 
Früchte  derselben  selbst  zu  ernten.  Diese  werden  so  vermutlich  an- 
deren zufallen , die  nach  ihm  das  Gebiet  des  Arbeiterschutzes  bear- 
beiten. Das  ist  vom  wissenschaftlichen  Standpunkte  freilich  vollkommen 
gleichgültig,  im  Interesse  des  Verfassers  aber  zu  bedauern. 

Freiburg  i.  B.  H.  HERKNER. 

Gibon,  M.  A.,  Les  accidents  du  travail  et  de  tindustrie.  4*.  250  S. 
Paris.  Guillaumin  ft  Co.  1890. 

Die  Notwendigkeit,  die  wirtschaftlichen  Folgen  der  industriellen 
Unfallgefahr  in  geeigneter  Weise  auszugleichen,  beschäftigt  in  Frank- 
reich schon  seit  längerer  Zeit  die  beteiligten  Kreise,  wie  auch  die  Re- 
gierung. Eine  ganze  Reihe  von  bezüglichen  Gesetzentwürfen  ist  be- 
reits der  französischen  Kammer  vorgelegt  worden,  wie  von  dem  Abge- 
ordneten Lagrange  (1885),  dem  Abgeordneten  Rouvier  (1885),  dem 
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Handelsminister  Lockroy  (i886>,  dem  Abgeordneten  Fel.  Faure  (iSSt. 
dem  Abgeordneten  Grafen  de  Mun  (1886),  dem  Abgeordneten  Kelle 
(1887),  dem  Leiter  des  Brücken-  und  Strassenbauwesens  Jules  Michel 
In  der  letzten  Tagung  der  französischen  Kammer  lag  wiederum  tir 
eingehender  Gesetzentwurf  vor,  der  in  der  Deputiertenkammer  an?;- 
nommen  und  vom  Senat  in  erster  Beratung  am  13.  Februar  1890031: 
Vornahme  prinzipiell  wichtiger  Aenderungen  gutgeheissen  wurde.  .W 
die  Ausgestaltung  dieses  letzten  Entwurfs  will  der  Verfasser,  der  Izap 
in  der  Grossindustrie  thätig  gewesen  ist,  durch  seine  Arbeit  einwirkcr. 
So  sehr  er  auch  überzeugt  ist,  dass  »etwas  geschehen  muss« , so  luii 
er  es  doch  vor  allem  für  nötig,  dass  der  Gesetzgeber  sich  stütze  3C 
die  Sitten  und  Gewohnheiten  Frankreichs,  dass  er  anknüpfe  an  das 
was  bisher  schon  auf  diesem  Gebiete  seitens  der  französischen  Indastrie 
geschehen  ist.  Er  steht  nicht  an,  die  deutsche  Regelung  der  l'nfall- 
Versicherung  als  ein  »gigantisches  Monument,  errichtet  durch  den  mäch- 
tigen Mann,  der  das  Deutsche  Reich  leitete,  zu  bezeichnen;  aber  er  1 
erklärt  doch  von  vornherein,  dass  für  Frankreich  eine  andere  Lösua: 
gesucht  werden  muss.  | 

Um  diese  Lösung  zu  finden,  bespricht  der  Verfasser  zunächst  die 
gesetzliche  Lage  der  Unfallversicherung  in  Deutschland , Oesterreich, 
Schweiz,  England,  Italien,  Belgien,  Russland,  Spanien  und  Schwedts 
(Kap.  I).  Die  Betrachtung  hierüber  führt  den  Verfasser  zu  dem  Schlosse, 
dass  zur  Regelung  der  Folgen  der  Unfälle  ein  Gesetz  notwendig  und 
in  gewisser  Hinsicht  unentbehrlich  ist,  dass  aber  noch  wichtiger  und 
unentbehrlicher  die  sorgfältigste  LInfallverhütung  ist,  über  die  er  siet 
im  2.  Kap.  des  näheren  verbreitet.  Die  Grundlage  der  gesetzlichen 
Regelung  muss  eine  eingehende  Statistik  der  Linfällc  und  ihrer  Lasten 
sein.  Der  Verfasser  behandelt  deshalb  im  Kap.  III  zunächst  das 
fremdländische,  namentlich  deutsche  Material  und  alsdann  die  für  die 
französischen  Bergwerke  auf  Veranlassung  des  Ministers  der  öffentlichen 
Arbeiten  vorgenommene  Erhebung,  sowie  die  voraussichtlich  aus  dem 
vorliegenden  Entwurf  entstehenden  Lasten.  Im  IV.  Kap.  wird  eine 
neue  Enquete  von  17  Kohlenbergwerken  in  Frankreich  besprochen 
Im  V.  Kap.  gelangen  die  von  Arbeitgebern  bisher  begründeten  Wohl- 
fahrtseinrichtungen, die  Hilfs-  und  die  Gegenseitigkeitskassen,  in  Kap.  VI 
die  verschiedenen  der  Kammer  vorgelegten  Projekte  zur  Sprache.  Hieiat 
schliessen  sich  mehrere  ergänzende  Bemerkungen  und  1 7 .Anlagen,  ent- 
haltend die  französischen  Entwürfe,  den  italienischen  Entwurf,  da> 
schweizerische  Gesetz  vom  28.  Juni  1889,  die  Unfallverhütungsinass 
regeln  der  Hüttenwerke  zu  Commentry,  verschiedene  statistische  Nach- 
weise etc. 

Man  sieht,  der  Verfasser  geht  gründlich  vor  und  bringt  eine  Mengt 
von  Material  zusammen,  um  seinen  Standpunkt  zu  stützen.  Letzterer 
ist  kurz  folgender:  der  Verfasser  ist  ein  Gegner  des  Versichcnings- 
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zwanjjes  nach  deutschem  Muster ; das  Gesetz  hat  sich  vielmehr  zu  be- 
schränken auf  die  gefährlichen  Industrien  bezw.  auf  das  wirkliche  ge- 
werbliche Risiko,  d.  h.  auf  die  Unfälle,  die  weder  durch  den  Arbeiter 
noch  durch  den  Arbeitgeber,  sondern  durch  die  unvermeidliche  Be- 
triebsgefahr verschuldet  sind.  Die  Ausführung  des  Gesetzes  muss  so 
viel  als  möglich  in  die  Hände  der  Industriellen  gelegt  werden  durch 
Aufrechterhaltung  und  weitere  •■Ausbildung  der  schon  bestehenden  Kassen- 
cinrichtungen,  die  den  Sitten  und  Gewohnheiten  des  Landes  entsprechen. 
Ausserdem  ist  die  Unfallverhütung  energisch  zu  fördern,  wiederum  nach 
dem  Grund.satz:  die  Oberaufsicht  dem  Staat,  die  Ausführung  und  die 
spezielle  Ueberwachung  der  Schutzmassregeln  der  Industrie,  zu  welchem 
Zwecke  besondere  Vereinigungen  nach  dem  Muster  der  Dampfkessel- 
überwachungsvereiiie  zu  bilden  sind.  Aus  diesem  prinzipiellen  Stand- 
punkt ergeben  sich  eine  Reihe  von  kritischen  Bemerkungen  zu  dem 
Entwurf,  die  hier  übergangen  werden. 

Nach  dem  Gesagten  sucht  der  Verfasser  das  Eingreifen  und  die 
Mitwirkung  des  Staates  möglichst  einzuengen  und  erwartet  von  der 
freiwilligen  Privatthätigkeit  das  meiste.  Referent  kann  diesen  Stand- 
punkt nicht  vollkommen  teilen ; indes  kann  es  dahin  gestellt  bleiben, 
ob  für  die  fr.anzösischen  Verhältnisse  die  bezeichnete  .Anschauung  am 
besten  zutrifft  oder  nicht.  Man  kann  jedenfalls  dem  Verfasser  das 
Zeugnis  nicht  versagen , dass  er  mit  voller  Ueberzeugungstreue  seine 
.Auffassung  zum  Ausdruck  bringt. 

.Allein  sein  Eifer  führt  ihn  doch  zu  einer  Beurteilung  der  Zwangs- 
versicherung, die  entschieden  irrig  ist.  Nach  ihm  unterdrückt  die 
Zwangsversicherung  das  Bewusstsein  der  moralischen  Pflichten  bei  den 
Arbeitgebern  (S.  43).  Denn  für  diese  hört  mit  der  Prämienzahlung  jede 
weitere  Verpflichtung  und  jedes  weitere  Interesse  für  den  Arbeiter  auf 
(S,  42.  50,  93  und  116).  Die  Zwangsversicherung  spannt  deshalb  alles 
in  eine  Schablone  und  entbehrt  der  Elastizität,  deren  sich  die  Privat- 
thätigkeit erfreut  (S.  103  und  116).  Sie  errichtet  eine  »Barriere,  welche 
auf  immer  den  Unternehmer  von  seinen  Arbeitern  trenntf  (S.  42/43). 
Sie  ist  vor  allem,  wie  das  Steigen  der  Unfälle  in  Deutschland  beweist 
(S.  4q),  nicht  im  Stande,  die  Zahl  der  Unfiille  zu  vermindern.  Denn 
der  Arbeitgeber  hat  kein  Interesse  mehr  an  den  Folgen  der  bei  ihm  ein- 
tretenden Unfälle  (S.  44)  und  an  der  strengen  Durchführung  der  Schutz- 
massregeln (S.  50),  zumal  die  Prämie  von  dem  grösseren  oder  geringeren 
Eifer  in  Bezug  auf  die  Unfallverhütung  nicht  beeinflusst  wird  (S.  90, 
91  und"93).  »Nurc  die  Privatthätigkeit  kann  also  in  der  Unfallver- 
hütung "das  Nötige  leisten,  da  die  staatlichen  Aufsichtsbeamten  in  die 
Einzelheiten  nicht  eindringen  können  (S.  50/51). 

Jeder  der  vorstehenden  Sätze  ist  in  dieser  .Allgemeinheit  falsch, 
und  gerade  die  deutschen  Erfahrungen  hätten  den  Verfasser  zu  einem 
anderen  Urteil  führen  können.  Die  von  dem  Verfasser  so  energisch 
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abgelehnte  Zwangsversicherung  hat  — wie  in  Deutschland  allgeme.- 
anerkannt  ist  — das  Interesse  an  der  Unfallverhütung  erst  besonder.- 
rege  gemacht,  und  das  eigene  Streben  der  Unternehmer  findet  in  der 
Beiträgen  derselben  seinen  Ausdruck,  weil  die  Einschätzung  in  dk 
Klassen  des  Gefahrentarifs  davon  beeinflusst  wird.  Dass  auf  dem  Ge- 
biet der  Unfallverhütung  in  Deutschland  seit  Einführung  der  Unfif- 
versicherung  grosse  Fortschritte  gemacht  sind,  ist  unleugbar.  Die 
steigenden  Unfallziffern  für  1886,  1887  und  i888,  welche  die  deutsche 
Statistik  angibt,  stehen  dem  nicht  entgegen,  einmal  weil  die  Ermittt- 
lung  der  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter  und  der  Einfälle  nicht  nacr 
strengen  statistischen  Grundsätzen  erfolgt  ist , sodann  weil  die  tech- 
nischen Verschiebungen  in  der  Industrie  bei  dem  Vergleich  zwischet 
Unfällen  und  Arbeitern  nicht  berücksichtigt  werden  konnten,  und  end- 
lich weil  nicht  festzustellen  ist,  welchen  Einfluss  die  allmählich  imtne- 
sorgfältiger  werdende  Handhabung  der  Unfallmeldepllicht  sowohl  sei- 
tens der  Arbeiter  als  auf  seiten  der  Unternehmer  gehabt  hat.  Die  ut- 
vermeidlichen  Lücken  der  zwangsweisen  Fürsorge  haben  weiter  den 
Arbeitgebern  gezeigt,  ein  wie  grosses  Feld  noch  für  die  liethätiguE;; 
ihres  humanen  Sinnes  und  ihrer  moralischen  Pflichten  gegen  die  Ar- 
beiter offen  steht.  Man  kann  nicht  behaupten,  dass  durch  die  Zwantv 
Unfallversicherung  die  Privatthätigkeit  der  Unternehmer  in  Bezug  auf 
die  Wohlfart  der  Arbeiter  nachgelassen  hat;  nur  das  Gebiet  dieser 
Thätigkeit  hat  sich  naturgemäss  etwas  verschoben.  Warum  es  ferne: 
einer  zweckmässig  organisierten , d.  h.  unter  möglichst  weitgehender 
Arbeitsteilung  eingerichteten  staatlichen  Fabrikaufsicht  nicht  möglich 
sein  sollte,  in  die  Einzelheiten  einzudringen,  ist  an  sich  nicht  einza- 
sehen;  allerdings  ist  zuzugeben,  dass  bis  jetzt  die  Organisation  der 
staatlichen  Fabrikaufsicht  mancherlei  zu  wünschen  übrig  lässt,  und  dass 
sie  die  Privatthätigkeit  nie  ganz  unnötig  machen  kann.  Letzteres  ist 
freilich  auch  nirgends  beabsichtigt. 

Schon  aus  dem  vorhergehenden  lässt  sich  ersehen  , dass  di« 
deutsche  Unfallversicherung  dem  Verfasser  nicht  gefallt.  Er  hat 
dann  auch  sonst  noch  mancherlei  an  derselben  zu  tadeln.  Nament- 
lich missfallen  ihm  die  »tausend  Anforderungen  für  statistische  Erhe- 
bungen« in  Bezug  auf  Maschinen,  Einrichtungen,  Löhne  etc.  »Ohne 
allen  Zweifel  sind«,  bemerkt  er  (S.  43),  »diese  Belästigungen  peinlich, 
und  um  sie  zu  ertragen,  muss  in  der  That  ein  Volk  vollständig  dazu 
angelegt  sein,  die  Praktiken  der  Kaserne  zu  erdulden.«  Das  ist  mehr 
boshaft  als  gerechtfertigt;  gewiss  lässt  sich  in  der  deutschen  L'nfall- 
Versicherung  noch  manches  vereinfachen  , aber  so  schlimm  , wie  der 
Verfasser  meint,  ist  die  Belästigung  bei  weitem  nicht.  Freilich  wird 
man  sich  über  ein  so  schiefes  Urteil,  dem  noch  manche  andere  zur 
Seite  gestellt  werden  können,  weniger  wundern,  wenn  man  sieht,  wie 
der  Verfasser  nicht  wenige  Bestimmungen  des  deutschen  Kranken- und 
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Unfallversicherungsgesetzes  und  zum  Teil  auch  des  österreichischen 
Unfallversicherungsgesetzes  vollkommen  missverstanden  hat.  Es  würde 
hier  zu  weit  führen,  alle  diese  Irrtümer  aufzuzählen  und  zu  berichtigen. 
Wer  die  Seiten  8 — 24  mit  dem  deutschen  und  österreichischen  Gesetzes- 
text vergleicht,  wird  sich  sofort  überzeugen,  dass  der  Verfasser  in  sehr 
vielen  Punkten  den  Sinn  der  Gesetze  nicht  richtig  wiedergibt.  Jeden- 
falls ist  zu  wünschen , dass  die  französischen  Leser  des  Buches  sich 
nicht  auf  seine  Darstellung  verlassen,  sondern  sich  auch  die  betreffen- 
den Gesetze  selbst  ansehen. 

Wie  schon  erwähnt,  legt  der  Verfasser  besonderes  Gewicht  auf 
die  freie  Bethätigung  der  Unternehmer.  Das  ganze  Kapitel  V ist  der- 
selben gewidmet,  wobei  der  Verfasser  nicht  bloss  die  auf  Unfälle  be- 
züglichen , sondern  auch  alle  möglichen  anderen  Wohlfahrts-Einrich- 
tungen darstellt.  Geht  letzteres  auch  über  den  Zweck  der  Schrift  hin- 
aus, so  ist  doch  gerade  dieser  Teil  von  Wert,  weil  er  reiches  Ma- 
terial über  die  Fürsorge  französischer  Unternehmer  für  ihre  Arbeiter 
enthält.  Die  17  Anlagen  umfassen  ebenfalls  zum  guten  Teil  einen 
Stoff,  der  auch  fernerhin  willkommen  sein  wird,  so  dass  das  Werk 
trotz  der  bezeichneten  Mängel  Beachtung  verdient. 

Köln.  DR.  R.  VAN  DER  BORGHT. 


Der  Wucher  auf  dem  Lande.  Berichte  und  Gutachten,  veröffent- 
licht vom  »Verein  für  Sozialpolitikc.  Leipzig,  1887.  Verlag  von 
Duncker  und  Humblot.  IX  und  354  SS.  8“. 

ZMr  Methodologie  sozialer  Enqueten.  Mit  besonderem  Hinblick  auf 
die  neuerlichen  Erhebungen  über  den  Wucher  auf  dem  Lande.  Er- 
weiterte Bearbeitung  eines  in  den  Berichten  des  Freien  Deutschen  Hoch- 
stiftes abgedruckten  V ortrages.  Von  Dr.  Gottlieb  Schnapper- 
Arndt.  Frankfurt  a.  M.,  1888.  Verlag  von  F.  B.  Auffahrt.  46  S.  8“. 

Der  » Wucher  auf  dem  Landet.  Eine  Kritik  des  Fragebogens  der 
vom  Verein  für  Sozialpolitik  veröffentlichten  Wucherenquete.  Von 
Julius  Zuns,  Doktor  der  Staatswissenschaften.  Frankfurt  a.  M.,  1888. 
Mahlau  und  Waldschmidt.  49  S.  8*. 

Wer  wünschte  nicht,  und  zwar,  je  mehr  er  sich  praktisch  mit  der 
Frage  zu  beschäftigen  hat,  desto  dringender,  eine  exakte  Darstellung 
aller  jener  Missstände,  welche  man  jetzt  mit  dem  Sammelbegriff  »der 
Wucher  auf  dem  Landec  zu  bezeichnen  pflegt?  Es  wäre  hohe  Zeit, 
dass  diese  Angelegenheit  einmal  von  einer  Seite,  die  nicht  »von  der 
Parteien  Hass  und  Gunst«  verwirrt  ist,  erforscht  und  sachlich  darge- 
legt würde.  Insofern  befriedigte  also  der  »Verein  für  Sozialpolitik« 
ein  dringendes  Bedürfnis  der  staatswirtschaftlichen  Theorie  und  Praxis, 
als  er  im  Jahre  1886  eine  Enquete  über  den  ländlichen  Wucher  vor- 
nehmen Hess.  Ueber  den  Fragebogen  und  die  Methode  dieser  Erhe- 
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bung  wird  weiter  unten  in  Anknüpfung  an  die  zwei  Schriften  zu  sp^^ 
chen  sein , welche  noch  an  der  Spitze  dieser  Zeilen  angekündigt  sinii 
Fragen  wir  hier  einmal  zunächst  nach  dem  , was  am  nächsten  li^. 
welches  sind  die  wissenschaftlichen  F,rgebnisse  der  Erhebung?  Man 
muss  leider  antworten : gleich  Null.  Dass  in  Deutschland  vielfach 
wucherische  Geschäfte  zwischen  Geldleuten  und  schwach  situierter 
Landbevölkerung  abgeschlossen  werden , durfte  man  aus  den  vielen 
Klagen  schliessen,  die  aus  den  verschiedensten  Gegenden  erschallten. 
Fis  galt  nun , das  üebel  einmal  exakt  seinem  Umfange  und  seiner 
Struktur  nach  festzustellen,  gleichviel  durch  welche  Methode  ; eine  blosse 
Wiederholung  der  oft  gehörten  allgemeinen  Klagen  konnte  unmöglich 
der  Zweck  einer  Enquete  des  »V'ereins  für  Sozialpolitikc  sein.  Gleich- 
wohl stellt  der  Erhebungsband,  so  wie  er  uns  vorliegt , nichts  anderes 
als  das  letztere  vor ; es  soll  dahingestellt  bleiben,  ob  vielleicht  hervor- 
ragend mit  aus  dem  Grunde,  weil  eine  durchaus  ungeeignete  Persön- 
lichkeit mit  der  Leitung  der  Enquete  betraut  wurde.  Man  trifft  viel- 
fach auf  noch  schlimmeres  in  den  teilweise  anonymen  Berichten:  nach 
jener  Wiederholung  der  oft  gehörten  allgemeinen  Klagen  folgt  regel- 
mässig in  jedem  Berichte  über  ein  nebenbei  viel  zu  au.sgedehntes  Ge 
biet,  als  dass  es  ein  Fiinzelner  hätte  erforschen  können,  eine  Aufzahlung 
ländlicher  Handelsgeschäfte,  die  dem  Berichterstatter  und  wohl  auch 
anderen  bedenklich  erscheinen  , mit  Wucher  aber  gar  nichts  zu  thun 
haben,  meist  einfache  Straffälle  anderer  Art,  oft  nicht  einmal  solche 
sind,  gleichwohl  aber  nunmehr  an  dem  ihnen  angewiesenen  Standorte 
für  den  unkritischen  Leser  als  weiteres  Belegmaterial  für  die  Verbrei- 
tung des  Wuchers  auf  dem  Lande  erscheinen.  Dem  Verfasser  dieser 
Zeilen  liegt  Thüringen  als  Heimatland  besonders  nahe.  Er  lerntedort 
als  praktischer  Jurist  z.  B.  sehr  häufig  wucherische  Schliche  kennen 
mit  denen  auf  dem  Lande  wohnende,  allerdings  christliche  Maurer- 
meister von  Vermögen  durch  Verlockung  der  Bauern  und  ländlichen 
Arbeiter  zum  Bauen  über  ihre  Verhältnisse  in  den  Besitz  ganzer  Don- 
teile  gelangen.  Der  Berichterstatter  über  Thüringen  im  Pinquetebande 
weiss  von  solchen  Dingen  gar  nichts  und  zählt  auf  den  neun  Seiten, 
welche  ihm  von  seinen  17  wegen  der  erwähnten  »allgemeinen  Seiten- 
blickes für  Positives  nur  bleiben , einfach  eine  Reihe  von  Geschäften 
zwischen  Vieh-,  bezw.  Landhändlern  und  Bauern  auf,  die  bei  junsn- 
schem  Lichte  betrachtet,  entweder  Betrügereien  und  Diebstähle  sind, 
welche  jedes  Gericht  auf  der  Stelle  abgestraft  hätte,  oder  gar  nichts 
im  Sinne  wissenschaftlicher  Darstellung,  weil  der  recht  eigentlich  in 
allen  seinen  Einzelheiten  zu  schildernde  Vorgang  der  Bewucherunr 
stets  in  klassischer  Kürze  und  Einfachheit  mit  dem  einen  Worte  »ah- 
gemolkent , »klein  gemachte  u.  s.  w.  charakterisierte  wird.  Man  ist 
nach  der  Lektüre  dieses  Referates  und  der  meisten  anderen  bezüglich 
der  inneren  Struktur  ländlicher  Wuchergeschäfte,  um  anatomisch«! 
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reden  , so  klug  wie  zuvor.  Professor  von  l.ilienthal  hat  in  der 
»Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaftc  die  Kriminalstatistik 
über  Wucherbestrafungen  zusammengestellt  und  ist  dabei  zu  dem  Er- 
gebnis gekommen,  dass  dieselben  in  ständigem  Rückgänge  seit  1882 
sind;  es  existiert  für  mehrere  in  die  Enquete  bezogene  süddeutsche 
Staaten  eine  Statistik  über  Zwangsveräusserungen  und  deren  Gründe, 
wie  denn  Hessen  kürzlich  eine  solche  für  1884/85  und  Bayern  bereits 
für  1888  veröffentlicht  hat.  Kein  einziger  der  Berichterstatter  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  hat  auch  nur  den  Versuch  gemacht,  die  sta- 
tistischen Hilfsmittel,  die  sich  ihm  hier  boten,  zu  benutzen. 

Je  unerquicklicher  es  ist,  mit  wachsender  Enttäuschung  den  eigent- 
lichen Enqueteband  durchzulesen,  desto  anregender  wirkt  die  Lektüre 
der  beiden  oben  genannten  Gegenschriften.  Sie  sind  die  Anfänge  einer 
Litteratur  sehr  erregten  Charakters  über  den  wissenschaftlichen  Wert 
von  PrivaterheVmngen  überhaupt,  ihre  einzelnen  Erfordernisse  und  über 
verschiedene  sehr  vernachlässigte  Begriffsdefinitionen  einiger  Unterarten 
des  Wuchers.  In  letzterer  Hinsicht  kommt  das  Schriftchen  von  Zuns 
in  Betracht.  Die  Anlage  des  Verfassers  geht  namentlich  auf  logische 
Kleinarbeit  und  scharfe  Begriffsscheidung.  Demgemäss  wird  von  Zuns 
wohl  auch  erörtert,  weshalb  der  Fragebogen  des  Geh.  Rat  Thiel  in 
Berlin  »den  Referenten  nicht  zur  Stütze  und  Aufklärung  dienen  konntcc 
(S.  40),  sowie  ausgeführt,  dass  einerseits  offenbar  über  das  hinausge- 
gangen wurde,  was  sich  bei  einer  EInquete  überhaupt  feststellen  lässt 
und  was  daher  gefragt  werden  darfc  (psychologische  Vorgänge,  S.  42). 
Es  wird  wohl  auch  nachgewiesen,  dass  andererseits  den  Gefragten  teil- 
weise die  Antworten  suggeriert  wurden,  die  man  über  .Ausbreitung  und 
Bösartigkeit  des  Wuchers  erwartete.  Aber  das  Originellste  an  Zuns’ 
Ausführungen  sind  doch  die  neuen  Unterscheidungen,  die  er  z.  B.  zwi- 
schen Komptantwucher  und  Kredilwucher  macht  (den  ersteren  Begriff 
kennt  der  Fragebogen  noch  gar  nicht),  und  wie  er  den  Begriff  »Wucher« 
überhaupt  auf  sein  richtiges  Mass  an  Beispielen  zurückzuführen  sucht, 
die  mit  grosser  Aq^^aulichkeit  aus  dem  praktischen  Erwerbsleben  ge- 
griffen sind.  Hätte^uns  freilich  ahnen  können  , dass  Professor  von 
Miaskowski  bei  den  Verhandlungen  über  die  Enquete  in  Frankfurt  a.  M. 
■am  28.  und  29.  Scpt.  1888  nach  dem  auf  Grund  der  stenographischen 
Niederschrift  vom  ständigen  .Ausschuss  des  Vereins  für  Sozialpolitik 
herausgegebenen  Berichte  (Dunker  und  Humblot,  Leipzig,  1889)  »unter 
Wucher  im  wirtschaftlichen  Sinne  — in  Uebereinstimmung  mit  dem 
allgemeinen  Sprachgebrauch  — die  Benutzung  des  faktischen  Monopols 
im  Verkehrsgewerbe , in  dessen  Besitz  sich  bestimmte  Personen  be- 
finden, lediglich  zu  ihrem  Vorteil  und  zum  Schaden,  ja  zum  Ruin  dritter 
Personen«  verstehe  (S.  7 1.  c.),  so  wäre  seine  Aufgabe  eine  noch  viel 
dankbarere  gewesen.  Er  hätte  dann  (S.  6 ff.)  noch  viel  detaillierter 
nachweisen  dürfen , dass  »man  sich  der  Konsequenz  nicht  entziehen 
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könnte,  fast  alle  Kaufleute,  Fabrikanten  und  Landwirte,  die  sich  {e 
mieteter  Arbeitskräfte  bedienen,  seien  Wucherer  und  wir  lebten  somi! 
in  einer  Welt  des  Wuchers«.  Gälte  die  Definition  von  Miaskowski  - 
der  sich  übrigens  im  Gegensatz  zu  Eheberg,  »lieber  den  gegenwäitijtt 
Stand  der  Wucherfrage«  im  Jahrb.  für  Gesetzgebung,  Verwaltung 
Volkswirtschaft  im  D.  Reich  IV.  Jahrg.  i.  Heft  mit  einer  viel  engem 
Umschreibung  der  Sache  befindet  — , so  hätte  die  wirtschaftliche  Wis- 
senschaft allerdings  Unrecht,  nur  von  einem  kapitalistischen  Zeitalic 
statt  von  einem  »wucherischen«  zu  sprechen.  Der  Begriff  »wucherisrb 
müsste  sich  in  jede  morphologische  Betrachtung  der  heutigen  .Irbcis- 
und  Betriebsmethoden  bei  Industrie,  Ackerbau,  Handel  und  Vcrkex 
einbürgern,  da  jeder  Kapitalist  durch  die  heutige  Wirtschaftsorganw 
tion  gezwungen  ist,  sein  faktisches  Verkehrs-  und  Besitzmonopol  n 
seinem  Vorteil  und  zum  Schaden  seiner  Konkurrenten,  sowie  seine! 
Arbeiter  auszubeuten,  wenn  er  nicht  überhaupt  aufhören  will,  KapitaiL 
zu  sein.  Es  ist  klar , dass  auf  diese  Weise  an  Stelle  objektiver  Ce 
Schichtsbetrachtung  vage  Gefuhlsurteile  treten  müssen , die  mit  de 
historischen  Wirtschaftswissenschaft  nicht  mehr  viel  gemein  habeo. 
Uebrigens  behandelt  auch  Schnapper-Arndt  den  Thiel’schen  Fragebo- 
gen S.  18/19  seiner  Schrift  nebenbei  ebenso  sachlich  und  zurückhallesi; 
wie  treffend  , und  es  will  uns  fast  scheinen,  als  liege  Zuns'  VerdieK! 
nicht  in  demjenigen  was  sein  Titel  verspricht,  sondern  in  jenen  seto- 
feren  Begriffsdefinitionen. 

Von  der  weittragendsten  Bedeutung  sind  die  Untersuchungen  vm 
Schnapper-.Arndt.  Wir  besassen  bisher  überhaupt  noch  keine  Studie 
über  die  Methodologie  privater  Sozial-Enqueten.  Die  vier Gutachteo 
welche  der  Verein  für  Sozialpolitik  in  den  70er  Jahren  über  den  Ge 
genstand  herausgab,  betreffen  staatliche  Erhebungen.  Etwas  seit  langem 
vermisstes  wird  uns  also  hier  geboten,  das  in  der  wissenschaftlicher 
Systematik  desto  dringender  notwendig  wurde,  je  häufiger  seit  einig« 
Jahren  die  sozialen  Privatenejueten  auftreten.  Allen  Forschem,  diebe- 
schreibendes auf  irgend  einem  Gebiete  der  Nationalökonomie  liefen 
wollen , wird  das  Büchlein  eine  reiche  Quelle  methodologisch  prakti- 
scher Winke,  allen  Theoretikern  auf  dem  Gebiete  der  Statistik  die 
Schliessung  einer  Lücke  bedeuten,  die  bis  jetzt  durch  kein  akademisches 
Kollegienheft  ausgefüllt  war.  Nachdem  Schnapper-Arndt  festgesteb 
hat , dass  es  sich  bei  der  Wucherenquete , die  im  folgenden  nur  ab 
nebensächliche  Folie  für  seine  lichtvollen  Ausführungen  dient,  daran 
handelte,  den  Umfang  einer  Erscheinung  zu  ermitteln,  also  um  die  Ge 
winnung  von  Massurteilen,  die  in  zahlenmässig  bestimmte  und  in  ratilen- 
mässig  unbestimmte  zerfallen,  und  nachdem  er  zugegeben,  dass  bei  da 
Wucherenquete  zahlenmässig  bestimmte  Urteile  nach  der  statistisch« 
Methode  nicht  immer  möglich  waren,  wenn  auch  in  viel  grösserer  Zahl 
als  sie  wirklich  vorliegen,  so  gelangt  er  zur  Erörterung  der  wissenschaK- 
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liehen  Hilfsmethode,  die  nun  für  die  Erhebung  übrig  blieb.  Geh.  Rat 
Thiel  beantwortete  die  Frage  nach  dieser  Hilfsmethode  mit  den  Worten; 
»im  übrigen  ist  man  auf  Stimmungsberichte  mit  der  Sache  vertrauter 
Personen  angewiesene.  Hierauf  erwiedert  Schnapper-Arndt , und  das 
ist,  wie  er  selbst  sagt,  der  Kernpunkt  seiner  Untersuchung : »Wenn  die 
•Anwendung  der  statistischen  Methode  unmöglich  ist,  so  ist  es  keines- 
wegs der  Stimmungsbericht,  welcher  übrig  bleibt.  Von  der  Stimmung 
geht  man  aus,  sie  mag  zur  Vornahme  einer  Enquete  veranlassen,  zur 
Stimmung  darf  man  wieder  zurückkehren  , wenn  die  Enquete  beendet 
ist.  Die  Enquete  selbst  darf  nicht  Stimmung  sein.  Welche 
Stimmung  die  richtige  sei,  das  exakt  zu  untersuchen,  soll  ja  gerade  die 
Aufgabe  sein.t  Diese  klare  Darlegung  der  Thiel'schen  Verwechslung 
zwischen  Mittel  und  Zweck  wirkt  geradezu  befreiend,  noch  mehr  aber 
das  Positive,  das  Schnapper-Arndt  nunmehr  an  die  Stelle  setzt,  indem 
er  schreibt:  »Was  vielmehr  übrig  bleibt,  wenn  ...  es  [auch]  nicht  an- 
geht, andere  geeignete  Hilfswaffen,  deren  Zusammensetzung  irgend 
einen  Schluss  auf  die  Zusammensetzung  jener  nicht  fassbaren  Masse 
zuliesse,  aufzufinden  und  mit  statistischer  Vollständigkeit  zu  behandeln, 
...das  ist  die  korrekte  Ermittelung  relevanter  Einzel- 
fälle aus  eigener  Wahrnehmung  sowie  die  kritische  Wie- 
dergabe von  auf  solche  Einzelfälle  bezughabenden  Zeugnissen 
unter  thunlichster  Kenntlichmachung  des  Erfahrungsgebietes. < Das 
klingt  alles  so  selbstverständlich,  und  es  ging  doch  damit,  wie  mit  dem 
Ei  des  Columbus;  die  vielen  Berichterstatter  der  Wucherenquete  haben 
vergebens  versucht,  etwas  aufzurichten,  was  vor  den  einfachsten  An- 
forderungen wissenschaftlicher  Kritik  Stand  hielt ; es  musste  erst  Einer 
mit  ruhiger  Hand  kommen,  um  auch  in  der  heiklen  Sache  das  Richtige 
zu  zeigen.  Um  die  systematische  Wichtigkeit  der  vorliegenden  Unter- 
suchung in  das  rechte  Licht  zu  stellen,  soll  hier  auch  der  Versuchung 
widerstanden  werden,  einige  der  ergötzlichsten  aus  den  zahlreichen  Be- 
legen anzuführen,  mit  denen  Schnapper  die  unzähligen  Verstösse  der 
Berichterstatter  gegen  jene  Hauptgrundsätze  wissenschaftlicher  Metho- 
dologie nachweist  und  zeigt,  wie  es  in  der  Wucherenquete  von  zahlen- 
mässig  unbestimmten  Urteilen  ohne  alle  Belege  in  der  komischsten 
Form  wimmelt,  wie  d.a  die  blosse  Beschreibung  oft  sogar  zur  einfach 
erweiterten  Begriffsdefinition  wird,  wie  Fälle  komponiert  werden , die 
aus  Einzelstücken  von  ganz  verschiedener  Häufigkeit  bestehen  , und 
wie  es  so  geschehen  kann,  dass  die  grössere  Häufigkeit  des  Wuchers 
von  den  Berichterstattern  immer  in  »anderen»  Gebieten,  als  dem  ihrigen 
vermutet  wird , so  dass  dieselbe  schliesslich  nirgends  anzutreffen  wäre 
(S.  21).  Schnapper  fasst  S.  24  nochmals  in  einem  wohlabgewogenen 
Satze,  dessen  einzelne  Teile  er  in  den  nächsten  .Abteilungen  seines 
Schriftchens  mit  Hilfe  strenger  Logik  erläutert  und  erklärt , das  Mini- 
mum wissenschaftlicher  Anforderungen  zusammen,  welches  methodolo- 
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gisch  an  die  Ergebnisse  von  Privaterhebungen  gestellt  werden  muss 
»Nur  solche  Berichte  oder  Teile  von  Berichten  können  demnach  ik 
zweckentsprechend  angesehen  werden,  welche,  soweit  sie  Massutteik 
vorbereiten  wollten,  dazu  gelangen,  relevante  Einzelfälle  mit  möglichst« 
formaler  Genauigkeit  darzulegen,  den  Grad  der  Wahrscheinlichkeit  ihre 
Realität  im  ganzen  und  im  besonderen  zu  bestimmen  und  durch  die 
Mitteilung  der  hierbei  massgebenden  Gründe  den  entsprechenden  Grac 
von  Glauben  auch  bei  dem  Leser  wachzurufen. c Mit  dieser  Sunutu 
der  methodologischen  Untersuchung  Schnappers , die  freilich  nodi 
keinen  Begriff  von  dem  interessanten  Einzelwerk  gibt,  sei  hier  geschlossen 

Schnapper  kann  übrigens  mit  dem  moralischen  Eirfolge  seines 
Schriftchens  zufrieden  sein.  Er  vertrat  in  sehr  massvoller  Weise  dö 
Inhalt  desselben  in  den  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpoii&'t 
vom  September  i888  (vgl.  den  zitierten  Bericht  S.  79  ff.)  und  durfte 
dabei  bereits  das  Zugeständnis  des  Leiters  der  Wucherenquete  regist- 
rieren , jene  Berichte  seien  in  der  That  nicht  wissenschaftlich.  Dies 
war  schon  viel.  Und  die  praktische  Folge  der  geübten  Kritik  ist  auch 
nicht  ausgeblieben.  Während  man  vorher  in  massgebenden  piolitisches 
Kreisen  darüber  einig  schien,  dass  auf  Grund  der  Wucherenquete  eine 
Weiterbildung  der  deutschen  Wuchergesetzgebung  möglich  sei,  hat  man 
ganz  plötzlich  und  auffällig  nach  dem  September  1888  das  Aufgeben  dieser 
Ansicht  verkündet.  Hoffentlich  bleibt  die  Wirkung  der  originellen  Unter- 
suchung Schnappers  zur  Aufrechterhaltung  echter  Wissenschafth'chkeit 
auch  auf  anderen  Gebieten  beschreibender  Volkswirtschaft  nicht  aus.  Die 
akademischen  Lehrer  haben  in  derselben  für  ihre  Seminare  eine  .-kn 
elementaren  Leitfadens  der  sozialen  .Methodologie  erhalten. 

Frankfurt  a.  M.  .MAX  QUARCK. 


Frankenstein,  Kuno,  Zur  Organisation  der  amtluhen  Lohn- 
Statistik  im  Deutschen  Keiehe.  Leipzig,  1889.  Duncker  und  Hutnblot.  90  S. 

Eine  kleine , aber  gehaltvolle  und  sehr  lesenswerte  Schrift.  Im 
ersten  Teile  derselben  wird  schlagend  dargethan,  wie  die  verschiedenen 
amtlichen  Lohnermittelungen  der  einzelnen  deutschen  Staaten  sowohl 
wegen  der  Unzulänglichkeit  der  Erhebungsmethoden  als  auch  wegen 
des  Mangels  eines  einheitlichen  Planes  auch  nicht  entfernt  im  Stande 
gewesen  sind,  uns  ein  klares  Bild  von  den  Einkommensverhältnissen 
der  arbeitenden  Klassen  zu  verschaffen.  Und  doch  sollte  eine  der- 
artige Kenntnis  eigentlich  die  Grundlage  aller  Sozialpolitik  bilden. 

Im  zweiten  Teile  fasst  der  Autor  die  Anforderungen  zusammen, 
die  man  an  eine  exakte  Lohnstatistik  nach  seinem  Ermessen  zu  stellen 
hat.  Leider  hat  der  Verfasser  hiebei  seine  eigene  Mahnung,  man  müsse 
sich  hüten,  zu  viele  und  zu  weit  gehende  Anforderungen  zu  stellen, 
ganz  und  gar  vergessen.  Für  jeden  Arbeiter  soll  vom  Arbeitgeber  ein 
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Lohnlistenformular  von  4 Seiten  regelmässig  ausgefüllt  werden.  Die 
Krfüllung  dieser  Aufgabe  würde  Tür  grossere  Unternehmungen  eine  be- 
sondere lohnstatistische  Abteilung  im  Komtoir  erfordern.  Wollte  man 
aber  selbst  vor  einer  derartigen  statistischen  Belastung  der  Arbeitgeber 
nicht  zurückschrecken , so  würde  doch  auch  von  dem  statistischen 
Reichsamte  die  Verarbeitung  von  zirka  10  Millionen  4seitiger  Lohn- 
listen im  Jahre  nicht  durchgeführt  werden  können.  Wir  sind  mit  einem 
anderen  Rezensenten  der  vorliegenden  Arbeit,  Prof.  Sombart,  vielmehr 
der  Ansicht,  dass  zunächst  eine  allgemeine  Lohnstatistik  nur  mit  einem 
Lohnklassensystem  sich  durchführbar  erweisen  dürfte.  Dasselbe  besteht 
bekanntlich  darin,  dass  man  eine  Reihe  von  Lohnklassen  bildet  und 
verzeichnet,  wie  viele  Arbeiter  eines  Gewerbes  in  die  einzelnen  Klassen 
fallen.  Hiebei  sind  natürlich  auch  noch  die  Unterschiede  von  Ort, 
Alter  und  Geschlecht  zu  berücksichtigen.  Dieses  System  hat  sich  z.  B. 
hei  der  belgischen  Industriestatistik  durchaus  bewährt.  Nach  den  Vor- 
schlägen des  Verfassers  soll  ferner  die  Lohnstatistik  im  engen  Anschlüsse 
an  die  Organisation  der  Unfallversicherung  erhoben  werden.  Auch 
hierin  vermögen  wir  ihm  nicht  beizupflichten.  Ks  würde  so  ja  ein  ganz 
ansehnlicher  Teil  der  Arbeiterklasse  aus  dem  Bereich  der  Erhebung 
fallen.  Wir  denken  uns  die  Lohnstatistik  vielmehr  als  Aufgabe  der- 
jenigen Organisationen,  denen  die  Arbeitsstatistik  überhaupt  zugewiesen 
werden  wird.  Nach  dem  Programme  der  kaiserlichen  Erlasse  und  ver- 
schiedenen offiziösen  Andeutungen  erscheint  es  ja  als  ziemlich  sicher, 
dass  wir  derartige  Panrichtungen  erhalten.  Bei  der  Diskussion  über 
dieselben  wird  auch  die  Frage  der  Lohnstatistik  wieder  lebhafter  er- 
örtert werden.  In  der  Litteratur  dieser  Frage  aber  bleibt  derFranken- 
stein’schen  Schrift  zweifelsohne  ein  ehrenvoller  Platz  gesichert. 

Freiburg  i.  B.  H.  HERKNER. 
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